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Zwischen dem Beitritt Dänemarks, Irlands und des Vereinigten Königreichs am 1. Januar 1973 
und der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte im Februar 1986 vergingen 
13 Jahre. In diese Zeit ﬁ elen auch der Beitritt Griechenlands am 1. Januar 1981 sowie Spaniens 
und Portugals am 1. Januar 1986. O  wird sie als eine Zeit der Stagnation nach den auf dem 
Haager Gipfel von 1969 aufgekeimten Hoﬀ nungen dargestellt.
Doch dieser Band – der weitgehend auf unveröﬀ entlichten Quellen beruht – zeigt, dass trotz 
ungünstigerer Rahmenbedingungen auch die 1970er Jahre von Projekten, Visionen und Wendep-
unkten geprägt waren, die die neue Dynamik um die Einheitliche Europäische Akte und den 
Wiederaufschwung Mitte der 1980er Jahre vorbereiteten. So wurden für zahlreiche Politikfelder 
neue richtungweisende Konzepte entworfen: Binnenmarkt, Innovation, Forschung, Regionalpolitik, 
Umwelt u. v. a. m.
Der Kommission, damals noch „Kommission der Europäischen Gemeinscha en“, kam die Aufgabe 
zu, die Chancen, die sich damals boten, zu nutzen, um das Projekt der europäischen Integration 
unter Berücksichtigung der wirtscha lichen und gesellscha lichen Entwicklungen voranzutreiben 
und zu vertiefen. Zwischen 1973 und 1986 gab es vier Kollegien und 45 Kommissionsmitglieder. 
Sie selbst musste sich nach den schrittweisen Erweiterungen und Vertiefungen reformieren und 
an die Schaﬀ ung des Europäischen Rates und die erhebliche Machterweiterung des seit 1979 
direkt gewählten Europäischen Parlaments anpassen.
22 Professorinnen und Professoren sowie Forscherinnen und Forscher von 15 Universitäten 
haben bei der Abfassung dieses Bandes zusammengearbeitet, wobei die Université catholique 
de Louvain im belgischen Louvain-la-Neuve federführend war. Für ihre Forschungen hatten sie 
breiten Zugang zum Archiv der Kommission und konnten sich auf Gespräche mit zahlreichen 
„Ehemaligen“, d. h. früheren Beamten und Mitgliedern der Kommission, stützen, die die damalige 
Zeit aktiv mitgeprägt haben.
Ein ähnliches Projekt hatte bereits zur Veröﬀ entlichung einer Studie über die Anfangsjahre der 
Kommission zwischen 1958 und 1972 geführt.
Umschlagfoto:
Am 29. Mai 1986 wird die europäische Flagge während 
eines Festakts anlässlich ihrer oﬃ  ziellen Annahme durch 
die Gemeinscha sorgane erstmalig vor dem Berlaymont-
Gebäude, dem Hauptgebäude der Kommission in 
Brüssel, gehisst. Das Bild zeigt (von links nach rechts): 
Charles Rutten, Botscha er der Niederlande bei 
den Europäischen Gemeinscha en und Vertreter des 
Ratsvorsit zes, Jacques Delors, Kommissionspräsident, 
Pierre Pﬂ imlin, Präsident des Europäischen Parlaments, 
Carlo Ripa di Meana, das u. a. für institutionelle Angelegen-
heiten zuständige Kommissionsmitglied. Die Annahme der 
europäischen Flagge als Wahrzeichen der Einheit 
der Völker Europas symbolisiert die politischen und 
institutionellen Fortschritte jener Zeit.
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Unter der Leitung von
Éric Bussière, Vincent Dujardin, Michel Dumoulin, Piers Ludlow,  
Jan Willem Brouwer und Pierre Tilly
In Zusammenarbeit mit Élisabeth Palmero
Vorwort von J. M. Barroso, Präsident der Europäischen Kommission
Auf Initiative der Europäischen Kommission unter Mitwirkung und mit dem  




Die Geschichte der Europäischen Kommission ist seit mehr als 60 Jahren mit 
der Geschichte des europäischen Einigungswerks untrennbar verbunden.
Diese Geschichte ist die Geschichte einer einzigartigen Institution, die über 
unverzichtbare Erfahrungen und Kenntnisse zur Förderung und Verteidigung 
des allgemeinen europäischen Interesses verfügt. Sie ist ebenfalls die Geschichte 
von Männern und Frauen, die einem gemeinsamen Ziel dienten und Tag für 
Tag am Aufbau eines vereinigten Europa arbeiteten, das zur Europäischen Uni-
on geworden ist.
Als der Europäischen Union am 10.  Dezember 2012 der Friedensnobelpreis 
verliehen wurde, waren meine Gedanken bei den Männern und Frauen, die 
uns vorangegangen sind. In meiner Dankesrede habe ich mit Stolz, Rührung 
und Dankbarkeit an die Gründerväter Europas erinnert. Ich habe ferner auf die 
Verantwortung meiner und künftiger Generationen verwiesen, dieses außerge-
wöhnliche Werk und öffentliche Gut, das die Europäische Union darstellt, mit 
Leben zu füllen. 
Um voranzuschreiten und die Zukunft aufzubauen, müssen wir unsere Vergan-
genheit kennen. Als Präsident der Kommission wollte ich die Geschichte dieser 
Institution mit Hilfe dieses Werkes allen zugänglich machen und die Erinne-
rung an ihre zahlreichen Mitstreiter lebendig erhalten. Die Herangehensweise 
ist innovativ: Es ging nicht darum, eine offizielle Geschichte der Europäischen 
Kommission zu schreiben, sondern darum, die ehemaligen Protagonisten zu 
Wort kommen zu lassen und Forschern die Möglichkeit zu geben, durch freien 
Zugang zu Archiven und Zeitzeugen unabhängig und innovativ zu arbeiten. 
José Manuel Durão Barroso
Präsident der Europäischen Kommission
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Ein ähnliches Projekt hatte bereits zur Veröffentlichung eines Bandes über die 
Anfangsjahre der Kommission zwischen 1958 und 1972 geführt.
Der vorliegende Band beschreibt die Geschichte der Kommission vom 1. Januar 
1973, dem Datum der ersten Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft um 
Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich, bis Ende Februar 1986, als 
kurz nach dem Beitritt Spaniens und Portugals die Einheitliche Europäische 
Akte unterzeichnet wurde.
Diese Jahre werden in unserem kollektiven Gedächtnis manchmal vernachläs-
sigt. Wenn von jener Zeit die Rede ist, fällt häufig der Begriff „Eurosklerose“. Es 
waren sicherlich schwierige Zeiten. Die Demokratie hatte sich in einem Europa 
zu behaupten, das nach wie vor geteilt war und unter den Spannungen des Kal-
ten Krieges litt. Die miteinander verflochtenen Energie- und Wirtschaftskrisen 
führten zu einer Krise des Wachstumsmodells und einer Umwandlung der so-
zialen und produktiven Strukturen der Nachkriegszeit. Der Tätigkeitsbereich 
der Gemeinschaften blieb beschränkt. Ihre Legitimität wurde häufig in Frage 
gestellt. Gleichzeitig verlangten die globalen Herausforderungen im Bereich 
Entwicklung und Energie sowie die Organisation des internationalen Finanz-
systems zunehmend europäische Antworten.
Dieses Werk und die darin enthaltenen Erinnerungen werfen ein neues und er-
hellendes Licht auf jenen Zeitraum, wobei die grundlegenden Fortschritte, die 
es in Europa und bei der Kommission gab, hervorgehoben werden.
Die Erweiterungen der Gemeinschaften von sechs auf neun Mitgliedstaaten 
im Jahr 1973, anschließend auf zehn Mitgliedstaaten durch den Beitritt Grie-
chenlands 1981 und auf zwölf im Jahr 1986 stellten vor allem im Hinblick auf 
das Wertesystem und die politischen Rechte eine große geopolitische Umwäl-
zung dar. Während der Süden Europas wieder an die Demokratie herangeführt 
wurde, näherten sich West- und Osteuropa einander an: Die Schlussakte von 
Helsinki aus dem Jahr 1975 wurde unter Beteiligung aller Mitgliedstaaten ver-
einbart. 1980 wurde in Polen Solidarność gegründet. Die Demokratie kam auf 
dem Kontinent voran, und es wurden die Grundlagen für ein vereintes Europa 
geschaffen. Diese Ereignisse und Hoffnungen prägten mein politisches Engage-
ment und mein europäisches Bewusstsein als junger Portugiese.
Was die Institutionen betrifft, so waren die allgemeinen Wahlen zum Europä-
ischen Parlament und die Einrichtung des Europäischen Rates entscheidende 
Wendepunkte. Zu jener Zeit bekräftigte Europa auch seine Rolle in der Welt, 
da die Teilnahme der Gemeinschaft an den Gipfeltreffen der G7 sowie an einer 
Reihe internationaler Gremien anerkannt wurde. Innerhalb der Kommission 
wurde der Grundsatz der gemeinsamen Verantwortung, der auch heute noch 
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gilt, aufrechterhalten. Die Arbeitsmethoden änderten sich jedoch, und neue 
Verfahrensweisen wurden eingeführt.
Auf politischer Ebene ging die Erweiterung der Gemeinschaften einher mit ei-
ner Vertiefung und Ausweitung der Tätigkeitsbereiche der Kommission. Dieser 
Zeitraum erwies sich als besonders erfolgreich: Erste Entwürfe für eine Wirt-
schafts- und Währungsunion, eine Konsolidierung der Errungenschaften des 
Binnenmarktes, die weit über die rein wirtschaftlichen Aspekte hinausging, 
die Einführung der Regionalpolitik als Symbol für die europäische Solidarität, 
die Modernisierung der Entwicklungszusammenarbeit, die Konsolidierung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik, erste politische Maßnahmen in den Bereichen 
Umweltschutz und Bildung – die Grundlagen einer umfassenderen europäi-
schen Integration wurden erheblich ausgeweitet oder zumindest angedacht.
Die Lektionen der Geschichte werfen ein neues Licht auf unsere heutige Arbeit, 
und es gibt eindeutige Parallelen zu bestimmten aktuellen Problemen. Für mich 
bedeutet dieser Zeitraum, dass Europa trotz oder manchmal dank aller Schwie-
rigkeiten wichtige Fortschritte erzielen konnte, die zu Recht als historisch gel-
ten. Die Kommission hat ihre Rolle mit Klarheit und Diskretion, aber auch mit 
Verantwortung, Überzeugung und Engagement wahrgenommen.
Ein jeder wird diesen Band entsprechend seiner eigenen Auffassungen und Er-
wartungen lesen. Es versteht sich von selbst, dass die Autoren ihre eigenen Stand-
punkte vertreten. Über ihre Interpretationen kann natürlich gestritten werden. 
Ihre Analysen sind allerdings umso interessanter, weil sie unterschiedliche Pers-
pektiven und Quellen widerspiegeln. Zusammen mit den Aussagen der Zeitzeu-
gen bietet dieses Werk jedoch einen neuen Blick auf eine entscheidende Phase 
unserer Geschichte, der heutigen und künftigen Lesern zugutekommen wird.
Die Arbeit der an diesem Projekt beteiligten Forscher verdient großes Lob. Sie 
mussten nicht nur verstehen und beschreiben, worum es in diesem Zeitraum 
ging, sondern sich auch den Untersuchungsgegenstand zu eigen machen. Dies 
gelang ihnen aufgrund der zu erwartenden akademischen Sorgfalt, aber auch 
aufgrund ihrer Empathie und Neugier, die damalige Kommission wieder zum 
Leben zu erwecken und uns an ihrer täglichen Arbeit teilhaben zu lassen.
Ich möchte mich insbesondere auch bei den ehemaligen Kommissionsbeamten 
bedanken. Die Ehemaligen haben dieses Projekt Schritt für Schritt begleitet, 
ihre Erfahrung, ihr Wissen und ihre Begeisterung vermittelt und dabei die wis-
senschaftliche Freiheit der Verfasser respektiert. Ihr Beitrag ist nicht nur wert-
voll, sondern unverzichtbar.
8 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
Schließlich möchte ich den vielen Zeitzeugen danken, die dieses Projekt mit 
ihren Erinnerungen, die nunmehr in den Historischen Archiven der Europäi-
schen Union zugänglich sind, bereichert haben. Ihre Aussagen bilden für immer 
das kollektive Gedächtnis der Kommission, und ihre Leistung bleibt bestehen.
Ich wünsche Ihnen eine angenehme Lektüre.
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Das Entstehen einer 
neuen Dynamik:  
1973-1986
Zwischen dem Beitritt Dänemarks, Irlands und des Vereinigten Königreichs am 
1. Januar 1973 und der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 
im Februar 1986 lagen 13 Jahre, in denen am 1. Januar 1981 auch Griechen-
land und schließlich am 1. Januar 1986 Spanien und Portugal beitraten. Dieser 
Zeitraum vor der neuen Dynamik, die Mitte der 1980er Jahre einsetzte, wird 
häufig als eine Zeit der Stagnation gesehen, in der sich die Hoffnungen, die das 
Gipfeltreffen von Den Haag vom Dezember 1969 ausgelöst hatte, nicht erfüllt 
haben. Wie wir in diesem Werk aber sehen werden, fügen sich die trotz weniger 
günstiger Rahmenbedingungen in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre realisier-
ten Fortschritte nahtlos in die seit den 1970er Jahren verfolgten Pläne, Visionen 
und Neuorientierungen ein.
Ein schwieriges Umfeld
Bereits 1973 konnte die EWG die Zollunion und die Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) einführen, während gleichzeitig neue Politiken geplant wurden. In den 
darauf folgenden Jahren wurde das Umfeld jedoch schwieriger. Es waren die Jah-
re der „Eurosklerose“ – einer langen Krise, die Instabilität erzeugte. Neben einer 
sich verschlechternden Konjunktur setzte in der Weltwirtschaft ein tiefgreifender 
Wandel ein, der den Eintritt in das Zeitalter der Globalisierung markierte. Ange-
sichts der Wirtschafts- und Währungsschocks am Anfang der 1970er Jahre mit 
ihrer Währungskrise, einer Energiekrise, in der sich der Ölpreis binnen weniger 
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Monate vervierfachte, und der sich daraus ergebenden sozialen Probleme stand 
eine ehrgeizige europäische Integration nicht mehr sehr hoch im Kurs, es war eine 
Zeit der Rückzugsbewegungen und protektionistischen Reflexe. Diese europakri-
tische Stimmung erfasste sogar die Bevölkerung der Gründungsmitgliedstaaten.
Hinzu kam, dass die britische Regierung – unterstützt von einem großen Teil der 
öffentlichen Meinung – schon kurze Zeit nach dem Beitritt zur EWG Zweifel heg-
te, ob dies die richtige Entscheidung war. Die Ergebnisse des Referendums vom 5. 
Juni 1975 waren nicht dazu angetan, alle Bedenken hinsichtlich des Finanzbeitrags 
des Vereinigten Königreichs zu zerstreuen. Im Gegenteil, als die konservative Mar-
garet Thatcher 1979 ihr Amt als Premierministerin antrat, startete sie unter dem 
Schlagwort „I want my money back“ einen regelrechten Kreuzzug.
Die Kommission wiederum hatte infolge der Krise des leeren Stuhls und des 
Kompromisses von Luxemburg von 1966 Macht und Autorität eingebüßt, so 
dass sie noch stärker bestrebt war, in einer kompromissorientierten Politik allge-
meine Zustimmung zu erlangen. Im Jahr 1973 hatte sie die Stimme, mit der sie 
sich vor 1965 Gehör verschafft hatte, noch nicht wiedergefunden. Um wirkungs-
voll handeln zu können, wurde der Dialog mit den anderen Organen noch wich-
tiger. Die von der Kommission eingeleiteten Legislativarbeiten wurden jedoch 
dadurch gebremst, dass im Rat immer seltener abgestimmt wurde. Die Aussicht 
auf den Binnenmarkt – dem wichtigsten Ziel der Kommission in dieser Zeit – 
erlaubte ihr jedoch, einen Umschwung zu bewerkstelligen. Und wenn die Kom-
mission immer mehr zu tun bekam, galt dasselbe auch für den Rat und somit 
für den Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV), mit dem sich die Zusammen-
arbeit im Verlauf der wechselnden Präsidentschaften unterschiedlich gestaltete.
In diesem schwierigen europäischen Umfeld fiel es der Kommission nicht leicht, 
der Politik ihren Stempel aufzudrücken oder neue Vorhaben zu verwirklichen, 
bei denen sie ihre Initiativ-, Exekutiv- oder − in den Beziehungen zu Drittlän-
dern und internationalen Organisationen − Vertretungsbefugnisse in vollem 
Umfang wahrnehmen konnte. Mit ihren speziellen Arbeitsmethoden hatte die 
Kommission unabhängig von den Mitgliedstaaten das allgemeine Interesse im 
Auge zu behalten, ohne den Interessen einzelner Mitglieder zu dienen, was sie 
aber nicht vor einer gelegentlichen Beeinflussung durch die Mitgliedstaaten be-
wahrte. Solchen Einflüssen standen jedoch die Beschlussfassungsmethoden der 
Kommission und die Zusammensetzung der Kabinette und Dienststellen entge-
gen, die vielfältige sektorale und nationale Empfindlichkeiten widerspiegelten.
Neue institutionelle Herausforderungen
Auf institutioneller Ebene bestand für die Kommission infolge der Schaffung des 
Europäischen Rates im Jahre 1974 – der schließlich in der Einheitlichen Europäi-
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schen Akte von 1986 förmlich anerkannt wurde – die Gefahr einer Schwächung. 
Nachdem Roy Jenkins der Spierenburg-Bericht vom September 1979 vorgelegt 
worden war, der die Empfehlung enthielt, das Kollegium zu verkleinern, kam in 
der Kommission Besorgnis auf. 1979 fand die erste Direktwahl zum Europäischen 
Parlament statt mit dem erklärten Ziel, die Bürgerinnen und Bürger für die eu-
ropäische Integration und ihre Strukturen zu gewinnen und dem immer wieder 
bemängelten „Demokratiedefizit“ abzuhelfen. Die Kommission nahm sich daher 
vor, dem Parlament stärker Rechnung zu tragen als in der Vergangenheit. Die 
nunmehr direkt gewählten Abgeordneten verlangten seitdem immer nachdrück-
licher, dass der europäischen Versammlung mehr Befugnisse übertragen würden. 
Der Beitritt Griechenlands, Spaniens und Portugals wiederum wurde von einigen 
als neue Ermutigung dieser Länder gesehen, ihre demokratische Regierungsform 
zu stärken – ein Umstand, der auch in der Begründung des Nobelpreiskomitees 
zur Verleihung des Friedensnobelpreises im Jahr 2012 hervorgehoben wird (1).
Darüber hinaus führten die Erweiterungen, durch die die Gemeinschaft einer-
seits auf wirtschaftlicher und sozialer Ebene an Homogenität einbüßte und an-
dererseits in ihren politischen Traditionen vielfältiger wurde, sowie die Zunahme 
der Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft auf institutioneller Ebene zu erheblichen 
Veränderungen, die in dem im vorliegenden Werk behandelten Zeitraum zwar 
öffentlich gewünscht, aber größtenteils erst nach 1986 eingeleitet wurden.
Davon abgesehen war die Kommission auch mit dem Zwiespalt zwischen Er-
weiterung und Vertiefung konfrontiert, von dem häufig die Rede ist, auch wenn 
neue Beitritte in der Praxis die Vertiefung fördern können. 1973 wurde die 
EWG zum ersten Mal erweitert. Ihre neun Mitgliedstaaten zählten zusammen 
256 Millionen Einwohner im Vergleich zu 245 Millionen in der UdSSR und 
207 Millionen in den Vereinigten Staaten (2). Zudem konsolidierte die EWG 
ihren Status als erste Handelsmacht, was in den USA für eine gewisse Beunru-
higung sorgte (3). Nach der ersten Erweiterung und der Vollendung der Zoll-
union vollzog sich in den Außenbeziehungen der Gemeinschaft und dement-
sprechend in der Rolle, welche die Kommission in diesem Bereich spielte, ein 
tiefgehender Wandel. Das traf vor allem auf die Beziehungen zu den USA und 
Japan sowie auf die Vertretung der EWG in Drittländern zu, da sich aus dem 
„Sui-generis-Charakter“ der Gemeinschaft die Befugnis ergab, an internationa-
len Verhandlungen teilzunehmen.
(1) In der Begründung des Nobelpreises heißt es hierzu: „In den achtziger Jahren sind Griechenland, Spanien und Por-
tugal den Europäischen Gemeinschaften beigetreten. Die Einführung der Demokratie war Voraussetzung für ihre 
Mitgliedschaft.“
(2) Bitsch, M.-T., Histoire de la construction européenne de 1945 à nos jours, 4. Auflage, Complexe, Brüssel, 2004, S. 195.
(3) Siehe insbesondere ein überaus bezeichnendes Schreiben von John B. Connally (US-amerikanischer Finanzminister) 
an Richard Nixon vom 12. Juni 1971 in Zimmermann, H., „Western Europe and the American Challenge: Conflict 
and Cooperation in Technology and Monetary Policy, 1965-1973“, Journal of European Integration History, Bd. 6, 
Nr. 2, 2000, S. 101.
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Infolge der Erweiterung von 1973 war auch das Assoziierungsabkommen zwi-
schen der Gemeinschaft und den überseeischen Ländern und Gebieten zu über-
arbeiten, da rund 20 dem Commonwealth angehörende Länder in Afrika, im 
karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) in den Genuss eines neuen 
Abkommens kamen, das 1975 in Lomé von der Gemeinschaft und 46 AKP-Län-
dern unterzeichnet wurde. Zwischen 1973 und 1986 wurde indessen die gesamte 
Entwicklungszusammenarbeit der EWG weiterentwickelt, was zum großen Teil 
auf die von der Kommission gegebenen Impulse zurückzuführen war.
Die GAP blieb auch nach der ersten Erweiterung die wichtigste gemeinsame Po-
litik und wurde nicht radikal geändert, auch wenn die Kommission in diesem 
Bereich erheblichen Herausforderungen gegenüberstand – man denke hier nur 
an die legendären Butter- oder Milchüberschüsse, die Erweiterung oder die Ver-
handlungsrunden im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT). Die Fischereipolitik war nach wie vor umstritten, da die Mitgliedstaa-
ten in diesem Bereich unterschiedliche Interessen verfolgten. Die Kommission 
musste daher in schwierigen Verhandlungen nach Lösungen suchen.
Anpassung, Innovation und Reformen
Aufeinanderfolgende Erweiterungen und die Entwicklung neuer Politiken 
wirkten sich zwangsläufig auch auf die Kommission aus, die sich kontinuierlich 
anpassen oder Reformen durchführen musste – sei es bezüglich ihrer Struktu-
ren, der Dienstorte (die Frage des Sitzes war nicht entschieden), des Personal-
bestands oder des Statuts für den europäischen öffentlichen Dienst. Dennoch 
wurde die Verwaltungskultur nicht revolutioniert, sondern langsam weiterent-
wickelt. Das Generalsekretariat – angefangen bei Émile Noël, der 1967 zum 
Generalsekretär der gemeinsamen Kommission ernannt wurde und dieses Amt 
bis 1987 innehatte – behielt seine zentrale Rolle in der Verwaltungsorganisati-
on und pflegte die Beziehungen zu Parlament und Rat. Der Juristische Dienst 
wiederum wurde modernisiert und übernahm seine Rolle beim Aufbau einer 
umfassenden europäischen Rechtsordnung.
Die Erweiterung von 1973 wirkte sich auch auf die interne Organisation der Kom-
mission aus. So wurden etwa Übersetzungs- und Dolmetscherdienste erheblich 
ausgebaut. Hinsichtlich der Entwicklung der Politik zeitigte die Erweiterung eben-
falls Folgen. So erhielt die Gemeinschaft auf internationaler Ebene mehr Gewicht, 
und es wurde eine neue Vielfalt der Interessen und Sichtweisen begünstigt – etwa 
indem der Freihandel in der Kommission positiver gesehen wurde.
Diese Vielfalt war auch bei den die Kommission umgebenden Interessengruppen 
anzutreffen, die so unterschiedlich waren wie ihre Tätigkeitsbereiche: Diesen In-
teressengruppen – Berufsverbände wie etwa landwirtschaftliche Organisationen 
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oder Fachverbände – musste die Kommission Rechnung tragen. Bis in die 1980er 
Jahre gab es hierfür keine förmlichen Regeln. Die Kommission ging bereichsbezo-
gen vor und bevorzugte Gruppierungen, die im Brüsseler Umkreis fest verankert 
waren. Bei der Vorbereitung der Einheitlichen Europäischen Akte und der zuneh-
menden Zahl von Akteuren, mit denen die Kommission zu tun hatte, wurde dies-
bezüglich jedoch ein Kurswechsel eingeleitet. 
Infolge der Erweiterungen und der steigenden Zahl der Beamten musste die Kommission neue 
Niederlassungen errichten, während die Frage des Hauptsitzes weiterhin umstritten war.
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Vier Kollegien und ihre Herausforderungen
Zwischen 1973 und 1986 gab es vier Kollegien und 45 Kommissionsmitglieder. 
Ungeachtet unterschiedlicher Arbeitsstile, Statur und Dynamik war die Arbeit 
der Kommission unabhängig vom Gewicht der jeweiligen Präsidentschaft im 
Allgemeinen von Kollegialität geprägt. Auch die Arbeitsweise der Kabinette 
entwickelte sich weiter, und nationale Interessen traten gegenüber dem Streben 
nach Konsens immer stärker in den Hintergrund.
In der nach der Erweiterung von 1973 aus 13 Mitgliedern bestehenden Ortoli-
Kommission gelang es, die Kollegialität zwischen den Kommissionsmitgliedern 
zu fördern, so dass die gemeinsamen Beschlüsse mehr Gewicht erhielten. Dies 
war angesichts der Schaffung des Europäischen Rates, der die Staats- und Re-
gierungschefs versammelte, nicht unerheblich. An den Sitzungen des Europäi-
schen Rates nahm auch der Präsident der Kommission teil. Der internationale 
Kontext überzeugte den Präsidenten ebenfalls davon, dass die Gemeinschaften 
mehr Befugnisse erhalten mussten. Auch wenn die Tätigkeiten der Kommissi-
on in Anbetracht des allgemeinen Umfelds beeinträchtigt waren und die „Neu-
verhandlung“ der Beitrittsbedingungen für das Vereinigte Königreich oder die 
Krise in den Beziehungen zu den Vereinigten Staaten Probleme aufwarfen, war 
die Kommission entschlossen, in der Sozialpolitik, der Verkehrspolitik oder bei 
der Entwicklungshilfe weiterhin Initiativen einzuleiten und eine Regional- und 
Umweltpolitik einzuführen. Dennoch konnten die auf dem Gipfeltreffen von 
Paris im Oktober 1972 gefassten Beschlüsse nur langsam umgesetzt werden. So 
wurde etwa erst am 18. März 1975 ein Europäischer Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) eingerichtet, und trotz der anfänglich nur sehr bescheidenen 
Haushaltsmittel gehört die Einführung einer Regionalpolitik als konkrete Aus-
prägung der europäischen Solidarität zu den Höhepunkten des im vorliegenden 
Werk behandelten Zeitraums.
Die Ortoli-Kommission spielte auch in der Frage des Beitritts von Griechen-
land eine wichtige Rolle. In einer ersten Stellungnahme von 1976 wurde be-
zweifelt, dass Griechenland die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft er-
füllt – eine Meinung, die von mehreren Mitgliedstaaten geteilt wurde. In der 
von Roy Jenkins geleiteten Kommission schufen der „neue Kalte Krieg“ und 
die geänderte Haltung von Deutschland und Frankreich eine neue Ausgangs-
lage, so dass das griechische Beitrittsersuchen schließlich von den Mitglied-
staaten teils aus politischen oder geopolitischen Gründen – wegen der strategi-
schen Lage des Landes – und teils aus wirtschaftlichen Gründen unterstützt 
wurde. Die Aussicht auf eine neue Regierung im Jahr 1981 löste die Befürch-
tung aus, dass der Beitritt in Frage gestellt würde, da Andreas Papandreous 
PASOK für den Fall ihres Wahlsiegs ein Referendum darüber angekündigt 
hatte. Es kam nicht zu Neuverhandlungen, Athen wurden aber befristete Aus-
nahmen von den gemeinschaftlichen Maßnahmen und umfangreichere Hilfen 
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zugestanden (1). Der Beitritt Griechenlands am 1. Januar 1981 bewirkte in der 
politischen Landschaft Europas nur unerhebliche Veränderungen, auch wenn 
die Europäischen Gemeinschaften jetzt 9,4 Millionen mehr Einwohner hatten.
Mit der von Helmut Schmidt und Valéry Giscard d’Estaing als deutsch-fran-
zösischem Tandem unterstützten Ernennung von Roy Jenkins zum Präsiden-
ten gelangte eine Persönlichkeit an die Spitze der Kommission, die sowohl im 
eigenen Land als auch im Ausland hohes Ansehen genoss und darüber hinaus 
den Beitritt des Vereinigten Königreichs zur EWG unterstützt hatte. Jenkins 
gelang es allerdings nicht, die britischen Regierungen „europafreundlicher“ 
zu machen. So beschloss die Regierung Callaghan, dem Europäischen Wäh-
rungssystem (EWS) nicht beizutreten, und die Regierung Thatcher kämpf-
te für die Verminderung des britischen Beitrags zum europäischen Haushalt. 
(1) Gerbet, P., Bossuat, G., und Grosbois, Th. (Hg.), Dictionnaire de l’Europe unie, André Versaille, Brüssel, 2009, S. 546.
François-Xavier Ortoli (rechts) übergibt am 6. Januar 1977 sein Amt an Roy Jenkins (links).
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Unter der Ägide von Roy Jenkins spielten auch andere starke Persönlichkeiten 
eine wichtige Rolle, etwa der frühere Präsident Ortoli als Vizepräsident oder 
Étienne Davignon als Mitglied der Kommission. Themen dieser Zeit waren die 
Wirtschafts- und Währungsprobleme, protektionistische Tendenzen und die 
Bewältigung der Krise in der Stahlindustrie. Eine Aufgabe der Kommission 
war es somit, die Entstehung neuer Handelshemmnisse zu verhindern. In einer 
auslegenden Mitteilung über die Auswirkungen des Urteils des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 
„Cassis de Dijon“ brach die Kommission – auf Drängen insbesondere des für 
den Binnenmarkt zuständigen Kommissionsmitglieds Étienne Davignon – mit 
dem bisherigen Konzept und setzte auf die Dynamik der Grenzöffnung.
Auch wenn es Roy Jenkins nicht gelang, die Arbeitsweise der Kommission in sei-
nem Sinne zu verändern, erreichte er unter anderem, dass die Kommission zu den 
Sitzungen der G7 eingeladen wurde. Sein Versuch, die wirtschaftliche Identität 
Europas zu stärken und der Währungsintegration neuen Schwung zu geben, 
führte zur Einrichtung des EWS (1979), das im Endergebnis allerdings von seinen 
Vorstellungen abwich. Immerhin hatte die Kommission aber gezeigt, dass sie so-
gar in Krisenzeiten gegenüber den Mitgliedstaaten die Initiative ergreifen konnte. 
Das wurde auch auf internationaler Ebene deutlich, insbesondere bei den GATT-
Verhandlungen, beim Aktionsprogramm von 1978 zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes, in der Sozialpolitik, bei der Erneuerung von Industrie- und Wirt-
schaftsstrukturen oder in der Forschungspolitik. Letztere zählte zu den Bereichen, 
in denen die europäische Integration im untersuchten Zeitraum die größten Fort-
schritte machte, und erhielt durch die Einheitliche Europäische Akte den Rang 
eines eigenständigen Politikbereichs.
Zwischen 1981 und 1985 wollte es der Kommission unter Gaston Thorn nicht 
gelingen, in einem nach wie vor schwierigen Kontext Durchsetzungsfähigkeit 
zu demonstrieren, auch wenn einige Kommissare wie etwa Davignon oder Or-
toli sehr angesehen waren. Étienne Davignon war mit der schweren Krise in 
der Stahlindustrie konfrontiert. Er knüpfte zudem enge Kontakte zur euro-
päischen Elektronik- und Datenverarbeitungsindustrie und initiierte wichtige 
Forschungsprogramme wie etwa Esprit. Allerdings wurde die Kommission un-
ter Thorn kaum in die Diskussionen einbezogen, die schließlich im Juni 1984 
zum Haushaltskompromiss von Fontainebleau führten, obwohl die in diesen 
Diskussionen eingeschlagene Richtung den Vorschlägen entsprach, die Thorn 
bereits im Sommer 1981 unterbreitet hatte und die seinerzeit vom Europäischen 
Rat abgelehnt worden waren. Sie fügten sich in einen auf Ersuchen des Rates 
erarbeiteten, umfassenderen Plan für eine Neubelebung ein, der eine Reform 
der GAP und die Unterstützung gemeinsamer Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Industrie, Forschung und Regionalpolitik vorsah. Diese Art von Plan 
für eine Neubelebung bzw. Vertiefung beschäftigte die Kommission während 
des gesamten Zeitraums, denn sie hatte bereits 1975 einen Bericht über die Zu-
kunft der Gemeinschaft verfasst (1) und beteiligte sich mit zwei Kommissaren 
an den Arbeiten des Dooge-Ausschusses. Dieser vom ehemaligen irischen Au-
ßenminister geleitete Ausschuss befürwortete u. a. eine Regierungskonferenz, 
die einen Vertragsentwurf zu einer europäischen Union aushandeln würde – 
ein Vorschlag, den sich 1985 der Europäische Rat von Mailand zu eigen machte.
Es war jedoch nicht nur über Fragen der Vertiefung oder Neubelebung, sondern 
auch über die institutionelle Dimension nachzudenken, da mehrere Staaten die 
Auffassung vertraten, dass die neuen Zuständigkeiten nicht wie in der GAP oder 
bei der Zollunion gehandhabt werden sollten. Hier war mit der Außen- und Wäh-
rungspolitik anzufangen, da der Binnenmarkt nicht ohne eine Währungsunion 
vorstellbar war. Hinsichtlich der Erweiterung um Spanien und Portugal wurden 
bei den Kapiteln GAP und Fischerei nur langsam Fortschritte erzielt. Neben po-
litischen Schwierigkeiten spielten hier in Anbetracht der offenkundigen Interes-
senkonflikte im Agrarbereich und in der Industrie auch wirtschaftliche Probleme 
eine Rolle. Spanien stieß insbesondere auf den Widerstand Frankreichs, das unter 
(1) Bericht über die Europäische Union, KOM(75)  400 vom 25. Juni 1975, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, 
Beilage 5/75.
Roy Jenkins (links) übergibt am 6. Januar 1981 sein Amt an Gaston Thorn (rechts).
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Das wurde auch auf internationaler Ebene deutlich, insbesondere bei den GATT-
Verhandlungen, beim Aktionsprogramm von 1978 zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes, in der Sozialpolitik, bei der Erneuerung von Industrie- und Wirt-
schaftsstrukturen oder in der Forschungspolitik. Letztere zählte zu den Bereichen, 
in denen die europäische Integration im untersuchten Zeitraum die größten Fort-
schritte machte, und erhielt durch die Einheitliche Europäische Akte den Rang 
eines eigenständigen Politikbereichs.
Zwischen 1981 und 1985 wollte es der Kommission unter Gaston Thorn nicht 
gelingen, in einem nach wie vor schwierigen Kontext Durchsetzungsfähigkeit 
zu demonstrieren, auch wenn einige Kommissare wie etwa Davignon oder Or-
toli sehr angesehen waren. Étienne Davignon war mit der schweren Krise in 
der Stahlindustrie konfrontiert. Er knüpfte zudem enge Kontakte zur euro-
päischen Elektronik- und Datenverarbeitungsindustrie und initiierte wichtige 
Forschungsprogramme wie etwa Esprit. Allerdings wurde die Kommission un-
ter Thorn kaum in die Diskussionen einbezogen, die schließlich im Juni 1984 
zum Haushaltskompromiss von Fontainebleau führten, obwohl die in diesen 
Diskussionen eingeschlagene Richtung den Vorschlägen entsprach, die Thorn 
bereits im Sommer 1981 unterbreitet hatte und die seinerzeit vom Europäischen 
Rat abgelehnt worden waren. Sie fügten sich in einen auf Ersuchen des Rates 
erarbeiteten, umfassenderen Plan für eine Neubelebung ein, der eine Reform 
der GAP und die Unterstützung gemeinsamer Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Industrie, Forschung und Regionalpolitik vorsah. Diese Art von Plan 
für eine Neubelebung bzw. Vertiefung beschäftigte die Kommission während 
des gesamten Zeitraums, denn sie hatte bereits 1975 einen Bericht über die Zu-
kunft der Gemeinschaft verfasst (1) und beteiligte sich mit zwei Kommissaren 
an den Arbeiten des Dooge-Ausschusses. Dieser vom ehemaligen irischen Au-
ßenminister geleitete Ausschuss befürwortete u. a. eine Regierungskonferenz, 
die einen Vertragsentwurf zu einer europäischen Union aushandeln würde – 
ein Vorschlag, den sich 1985 der Europäische Rat von Mailand zu eigen machte.
Es war jedoch nicht nur über Fragen der Vertiefung oder Neubelebung, sondern 
auch über die institutionelle Dimension nachzudenken, da mehrere Staaten die 
Auffassung vertraten, dass die neuen Zuständigkeiten nicht wie in der GAP oder 
bei der Zollunion gehandhabt werden sollten. Hier war mit der Außen- und Wäh-
rungspolitik anzufangen, da der Binnenmarkt nicht ohne eine Währungsunion 
vorstellbar war. Hinsichtlich der Erweiterung um Spanien und Portugal wurden 
bei den Kapiteln GAP und Fischerei nur langsam Fortschritte erzielt. Neben po-
litischen Schwierigkeiten spielten hier in Anbetracht der offenkundigen Interes-
senkonflikte im Agrarbereich und in der Industrie auch wirtschaftliche Probleme 
eine Rolle. Spanien stieß insbesondere auf den Widerstand Frankreichs, das unter 
(1) Bericht über die Europäische Union, KOM(75)  400 vom 25. Juni 1975, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, 
Beilage 5/75.
Roy Jenkins (links) übergibt am 6. Januar 1981 sein Amt an Gaston Thorn (rechts).
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Präsident Giscard d’Estaing die Auffassung vertrat, dass die europäischen Orga-
ne vor einer erneuten Erweiterung vertieft werden sollten. Dahinter verbarg sich 
nicht zuletzt die Befürchtung des französischen Präsidenten, in den nächsten Prä-
sidentschaftswahlen die Unterstützung der Landwirte im Südwesten Frankreichs 
zu verlieren, da eine um Spanien und Portugal erweiterte EWG bei Wein, Obst 
und Gemüse Überschüsse erwirtschaften würde. Darüber hinaus war die Kom-
mission zu dem Urteil gekommen, dass diese beiden Länder auf wirtschaftlicher 
und sozialer Ebene mit erheblichen Herausforderungen zu kämpfen hatten. Ent-
scheidende Fortschritte gab es erst im Juni 1985.
Dessen ungeachtet wurden in diesen Jahren weitgehend die Grundlagen für die 
nach 1985 bei der europäischen Integration erzielten Erfolge geschaffen, sei es im 
Hinblick auf den Binnenmarkt, auf Währungsfragen, auf die politische Zusam-
menarbeit oder die Einführung von Abstimmungen nach dem Mehrheitsprinzip.
Europa für Amerikaner: Bürgern außerhalb der EWG 
den Integrationsprozess zu erklären erwies sich als dauerhafte Herausforderung.
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Mit dem Amtsantritt von Jacques Delors, der die Kommission dann zehn Jah-
re leitete, beschleunigte sich die Entwicklung, und die Kommission wurde zur 
treibenden Kraft. Bei der Erweiterung von 1986 kamen drei weitere Kommissa-
re hinzu, so dass die Kommission jetzt 17 Mitglieder zählte. Auf dem Gipfel von 
Fontainebleau wurde endlich eine Lösung für die Frage der britischen Finanz-
beiträge gefunden. Aber selbst als sich der wirtschaftliche Horizont aufhellte, 
verloren die europäischen Verantwortlichen nicht die schmerzhaften Erfahrun-
gen der 1970er Jahre aus den Augen, aus denen deutlich wurde, dass grundle-
gende Reformen vonnöten waren. Unter der Leitung von Jacques Delors, der 
sich auch auf das von Helmut Kohl und François Mitterrand wiederbelebte 
deutsch-französische Tandem stützen konnte, gelang es der Kommission, ihre 
Chancen zu nutzen, und sie war klug genug, sich auf die Schaffung eines Bin-
nenmarktes bis zum Jahr 1992 zu konzentrieren. Die Verwirklichung der an-
deren Vorhaben – Ausdehnung des Mehrheitsprinzips, Verstärkung der Rolle 
des Europäischen Parlaments auf der legislativen Ebene, Währungsintegration, 
Umweltpolitik, aktivere Rolle in der Außenpolitik, in Wettbewerbsfragen oder 
in den Bereichen Justiz und Inneres – schien in Zukunft greifbar nahe. Jacques 
Delors war der Erste, dem es gelang, der Kommission im Europäischen Rat – 
den er nicht als Bedrohung, sondern als Chance sah – Geltung zu verschaffen. 
Die Beziehungen zu Parlament und Ministerrat verbesserten sich ebenso wie 
die Wahrnehmung „Europas“ durch die Bürgerinnen und Bürger. Bedeutsam 
war auch, dass die Delors-Kommission einige neue Mitglieder zählte, die un-
belastet von den Schwierigkeiten der letzten Jahre für frischen Wind sorgten.
Im Mittelpunkt der im Dezember 1985 beschlossenen Einheitlichen Europäi-
schen Akte stand das im Weißbuch der Kommission beschriebene Instrumenta-
rium. Bei der Vorbereitung der Akte und ihrer im Februar 1986 erfolgten Un-
terzeichnung spielte die Kommission eine entscheidende Rolle. Somit wurde die 
Verwirklichung des Binnenmarktes mit wirtschaftlichem und sozialem Zusam-
menhalt, einer Sozial- und Forschungspolitik, dem Wegfall der Binnengrenzen 
und den Bereichen Bildung und Kultur für die Kommission zur zentralen Auf-
gabe. In den Jahren von 1973 bis 1986 wurde mithin kontinuierlich am Aufbau 
eines sozialen Europas gearbeitet. Den Auftakt bildete die Annahme eines sozi-
alpolitischen Aktionsprogramms, auf das Initiativen in so unterschiedlichen Be-
reichen wie Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, Chancengleich-
heit, soziale Sicherheit von Wanderarbeitnehmern oder auch dem sozialen Dialog 
folgten. Was den letztgenannten Punkt anbelangt, trug die Kommission zur 
Einleitung eines 1984 beginnenden Dialogs zwischen europäischen Sozialpart-
nern und zur Einbeziehung einer sozialen Dimension in das Binnenmarktprojekt 
bei. Ähnlich hing die Mittelerhöhung für die Regionalpolitik mit dem Beitritt 
von Spanien und Portugal zusammen, denn diese beiden Länder hatten mit ho-
her Arbeitslosigkeit und einer hohen Inflationsrate zu kämpfen, wogegen Löhne 
und Gehälter niedrig waren. 1986 war die Arbeitslosigkeit in Spanien doppelt so 
hoch wie im Gemeinschaftsdurchschnitt. Das Pro-Kopf-BIP belief sich auf nur 
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77 % des BIP der Zwölfergemeinschaft, in Portugal sogar nur auf 55 %. Die Kluft 
zwischen reichen und armen Regionen der Gemeinschaft hatte sich bereits 1973 
beim Beitritt Irlands vergrößert. Doch mit der dritten Erweiterung wurde wie zu-
vor beim Beitritt Griechenlands die Notwendigkeit dringlicher, in Bezug auf die 
Wirtschaftsleistung das Gefälle zwischen Norden und Süden zu verringern und 
die Gemeinschaft durch eine nachdrücklichere Regionalpolitik mit der Kommis-
sion als Impulsgeberin homogener zu machen.
Zwischen Geschichte und Erinnerung
Das vorliegende Werk, dem eine Ausschreibung der Kommission voranging, 
schließt an das Buch mit dem Titel Die Europäische Kommission, 1958-1972. 
Geschichte und Erinnerungen einer Institution an, das ebenfalls unter der Leitung 
von Professor Michel Dumoulin entstand. 22 Professorinnen und Professoren – 
darunter mehrere Inhaber eines Jean-Monnet-Lehrstuhls für Geschichte – sowie 
Forscherinnen und Forscher an 15 Universitäten und Forschungseinrichtungen 
waren an der Entstehung beteiligt: Charles Barthel (Centre d’études et de recher-
ches européennes Robert Schuman, Luxemburg), Jan Willem Brouwer (Radboud 
Universiteit Nijmegen, Niederlande), Éric Bussière (Université de Paris IV – Sor-
bonne, Frankreich), Filippa Chatzistavrou (Hellenic Foundation for European & 
Foreign Policy (Eliamep), Universität Athen, Griechenland), Vincent Dujardin 
(Université catholique de Louvain, Belgien), Michel Dumoulin (Université ca-
tholique de Louvain, Belgien), Jürgen Elvert (Universität zu Köln, Deutschland), 
Pierre-Olivier Laloux (Université catholique de Louvain, Belgien), Johnny Laur-
sen (Aarhus Universitet, Dänemark), Piers Ludlow (London School of Economics, 
Vereinigtes Königreich), Ivo Maes (Banque nationale de Belgique und Université 
catholique de Louvain, Belgien), Michel Mangenot (Université de Lorraine, Nan-
cy, Frankreich), Guia Migani (Université François Rabelais, Tours, Frankreich), 
Élisabeth Palmero (Université catholique de Louvain, Belgien), Sigfrido Ramírez-
Pérez (Saxo Institute, Københavns Universitet, Dänemark), Sylvain Schirmann 
(IEP Straßburg, Frankreich), Katja Seidel (University of Westminster, London, 
Vereinigtes Königreich), Pierre Tilly (Université catholique de Louvain, Belgi-
en), Christian Van de Velde (Université catholique de Louvain, Belgien), Arthe 
Van Laer (KADOC, Katholieke Universiteit van Leuven, Belgien), Angel Viñas 
(Universidad Complutense, Madrid, Spanien) und Laurent Warlouzet (London 
School of Economics, Vereinigtes Königreich) (in alphabetischer Reihenfolge).
Allen Autorinnen und Autoren waren die Archive der Kommission zugänglich. 
Da die Sperrfrist für eine große Zahl von Schriftstücken abgelaufen war, stand 
reichhaltiges Material zur Verfügung. Ohne die Unterstützung durch Archiv- 
und Bibliothekspersonal wäre jedoch keine historische Forschung möglich, 
weshalb an dieser Stelle Frau Jocelyne Collonval und ihren Kolleginnen und 
Kollegen im Historischen Archiv der Europäischen Kommission ganz herzlich 
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gedankt sei. Ihre Arbeit im Kontakt mit den Forscherinnen und Forschern so-
wie bei der Freigabe von Schriftstücken war für das Entstehen des Werkes von 
entscheidender Bedeutung.
An dieser Stelle sei daran erinnert, dass der stellvertretende Generalsekretär, 
Christopher Audland, in den 1970er Jahren eine Initiative einleitete, um die 
Archive der Europäischen Gemeinschaften zu erhalten. Unterstützt von Émile 
Noël bereitete er einen Vorschlag für eine Verordnung über die Konsultation 
und die systematische Aufbewahrung von Schriftstücken der Organe vor. So 
kann das vom Europäischen Hochschulinstitut in Florenz verwaltete Archiv 
der Europäischen Gemeinschaften seit 1986 Forscherinnen und Forscher will-
kommen heißen. Die persönlichen Archive von Audland und Noël wie auch 
die von François-Xavier Ortoli sind heute in die große Sammlung des privaten 
Archivguts integriert, das dem Archiv überlassen wurde. Seit 1983 unterhält die 
Kommission in Brüssel einen eigenen Archivdienst (1).
Parallel zu diesen bisher unveröffentlichten Dokumenten und einer umfang-
reichen historischen Literatur, für die wir auf die Bibliografie verweisen, konn-
ten 244 Zeitzeugen – ehemalige Beamtinnen und Beamte oder Mitglieder der 
Kommission – befragt werden. Auch wenn mündliche Zeugnisse zum Zusam-
mentreffen zweier subjektiver Wahrheiten führen können – derjenigen des 
Fragestellers und derjenigen des Antwortenden –, stellen sie doch zusätzliches 
Quellenmaterial dar und können einen Einblick in die Psychologie der handeln-
den Personen geben. Sie sind dabei behilflich, Geschichte nicht nur bürokratisch 
oder abstrakt zu erfahren, sie machen sie menschlicher und nachvollziehbarer 
und vermitteln auch ein Stimmungsbild. Die befragte Person kann Ungesagtes 
artikulieren. So können durch Archivmaterial nicht geschlossene Lücken zu-
weilen durch mündlich überlieferte Geschichte aufgefüllt werden, wenn bei der 
Quellenkritik den Besonderheiten dieser Vorgehensweise Rechnung getragen 
wird. Ein Historiker, der mündliche Äußerungen sammelt, schafft seinerseits 
Schriftstücke; er kann das Gesagte mit vorhandenen Dokumenten abgleichen 
und selbst ausgehend von den Archivbeständen Zeitzeugen und Akteure zu ei-
ner Reaktion veranlassen oder nach ihren Erinnerungen fragen. Die für dieses 
Buch geführten und ausgewerteten Interviews wurden niedergeschrieben und 
von den Zeitzeugen autorisiert. Sie werden in den Historischen Archiven des Eu-
ropäischen Hochschulinstituts für die Forschung zugänglich gemacht. Alle diese 
bisher unveröffentlichten Quellen – seien sie mündlich oder schriftlich – bilden 
eine reichhaltige Dokumentation, die den Forschenden ermöglicht hat, das Han-
deln der Kommission zwischen 1973 und 1986 in einem neuen Licht zu sehen.
(1) European Oral History, Interview mit Christopher Audland, geführt von R. Ranieri im Rahmen des Programms 
Voices on Europe, 11. Juli 1998. 
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Der vorliegende Band fügt sich wie schon das Werk über die Geschichte der 
Kommission von 1958 bis 1972 in eine in der Public History konzeptualisierte 
„ausgehandelte Interpretation“ ein, die sich durch vier Merkmale auszeichnet: 
„1. gemeinsame Erforschung der Vergangenheit durch Zeitzeugen und Histo-
riker, 2. im Auftrag einer Institution an die Historiker, der 3. mit dem Ziel der 
Bildung, insbesondere der Bediensteten der Institution erteilt wurde und dies 
4. unter Achtung personenbezogener ethischer Normen“ (1).
Die Arbeiten wurden an der Université catholique de Louvain (Katholische 
Universität Louvain) koordiniert. Im Herbst 2012 wurde eine Redaktions-
gruppe gebildet, um die Texte aufeinander abzustimmen und sich mit der 
Kommission auszutauschen. Dieser Gruppe gehörten Jan Willem Brouwer, 
Éric Bussière, Vincent Dujardin, Piers Ludlow und Pierre Tilly an. Einen ent-
scheidenden Beitrag hat auch Frau Élisabeth Palmero geleistet, deren Tätigkeit 
als Research officer das Projekt Tag für Tag voranbrachte. Frau Valérie Delporte 
wiederum ist es gelungen, durch ihre effiziente Sekretariatsfunktion die Arbeit 
aller zu erleichtern.
Das Entstehen dieses Werkes wurde begleitet von den Anregungen und Kom-
mentaren eines vom Generalsekretariat der Kommission koordinierten Follow-
up-Ausschusses, der aus im aktiven Dienst stehenden Beamten des Organs sowie 
aus ehemaligen Beamten bestand, die dem Ausschuss der Ehemaligen angehören 
(Jacqueline Lastenouse, Paolo Ponzano, Georges Rencki, Giuseppe Ciavarini Azzi 
und Jean-Claude Eeckhout). Die Anregungen und Kommentare lösten zuweilen 
leidenschaftlich geführte Diskussionen oder Debatten mit den Historikern aus, 
die aufgrund der unterschiedlichen Standpunkte bereichernd waren, so dass sich 
die Wissenschaftler letzten Endes eine eigene Meinung bilden konnten.
Dank der Arbeit von Étienne Deschamps ist das Werk auch reich bebildert. An 
dieser Stelle sei auch all jenen gedankt, die in der Mediathek, im Amt für Veröf-
fentlichungen und im Gemeinsamen Forschungszentrum der Kommission zur 
Sammlung und Bearbeitung dieser Abbildungen beigetragen haben.
Die Chancen nutzen
Für die Kommission waren die Jahre von 1973 bis 1986 von einer durch den 
Vertrag von Rom vorgegebenen Kontinuität geprägt, in der die Leitlinien für 
neue Politiken – für Binnenmarkt, Innovation, Forschung, Regionalpolitik, 
Energie, Umwelt usw. – entworfen wurden, deren Entwicklung bis heute an-
dauert: Zwischen der ersten und dritten Erweiterung standen die Ziele der 
(1) Dumoulin, M., „Täglich eine neue Erfindung“, Die Europäische Kommission, 1958-1972. Geschichte und Erinnerungen 
einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 30.
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Kommission und die zu ihrer Verwirklichung gewählten Mittel ganz im Zei-
chen von Kontinuität. Somit kann also eher von einer stetigen Entwicklung 
gesprochen werden als von einer Revolution. Durch ihre auf Dauerhaftigkeit 
Am 29. Mai 1986 wird die europäische Flagge während eines Festakts anlässlich ihrer 
offiziellen Annahme durch die Gemeinschaftsorgane vor dem Berlaymont-Gebäude gehisst. 
Die Organe sind vertreten durch (von links nach rechts): Charles Rutten, Botschafter der Niederlande 
bei den Europäischen Gemeinschaften, als Vertreter des Ratsvorsitzes; Jacques Delors, Präsident der 
Europäischen Kommission; Pierre Pflimlin, Präsident des Europäischen Parlaments; 
Carlo Ripa di Meana, Mitglied der Europäischen Kommission, unter anderem 
zuständig für institutionelle Fragen und das Europa der Bürger. 
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ausgelegte Struktur und ihre Initiativbefugnis sorgte die Kommission in der 
europäischen Integration für Kontinuität. So wurden die Ziele wie der Binnen-
markt seit den 1960er Jahren verfochten, dessen Vollendung Anfang der 1980er 
Jahre in ähnlicher Form gefordert wie in den 1970er Jahren, und die Anfang der 
1970er Jahre eingeleiteten Politiken – deren Wurzeln teilweise noch weiter zu-
rückreichen – langfristig fortgesetzt. Die Verwaltungskultur der Kommission 
ist also von der Dauerhaftigkeit der europäischen Integration geprägt.
Auch das bestehende institutionelle System wurde abgesehen von der Erwei-
terung der Befugnisse des Europäischen Parlaments und der Schaffung des 
Europäischen Rates nicht grundlegend geändert, sondern vielmehr angepasst. 
Anfang der 1970er Jahre jedoch waren einige Partner im institutionellen Ge-
füge und insbesondere einige Mitgliedstaaten versucht, in der Umsetzung na-
tionaler Politiken wieder mehr Autonomie walten zu lassen, und zeigten wenig 
Bereitschaft, sich bei der Koordinierung der europäischen Politik zu engagieren. 
Es war nicht einfach, protektionistischen Versuchungen oder der Suche nach 
Lösungen auf nationaler und internationaler statt auf europäischer Ebene zu 
widerstehen. Solche Tendenzen setzten sich jedoch nicht durch, und Anfang 
der 1980er Jahre waren die Mitgliedstaaten wieder geneigter, der Kommission 
zu folgen und die wirtschaftliche Stagnation durch ein Handeln auf europäi-
scher Ebene zu überwinden.
So lösten sich verschiedene Hindernisse auf, die bisher einer Überwindung der 
Schwierigkeiten entgegenstanden. Dass sich Präsident Mitterrand nunmehr 
insbesondere im Hinblick auf eine Erweiterung kompromissbereit zeigte und 
das deutsch-französische Tandem entschlossen war, den Konflikt wegen des bri-
tischen Haushaltsbeitrags zu lösen, blieb nicht ohne Wirkung. Positive Folgen 
hatte auch der Amtsantritt des neuen Kommissionspräsidenten 1985 – einer 
erfahrenen und entschlossenen Persönlichkeit, die gewillt war, zu einem Zeit-
punkt, zu dem die Regierungen der Mitgliedstaaten vorwärtskommen wollten, 
mit ihnen und nicht gegen sie zu arbeiten.
Im Chinesischen besteht das Wort „Krise“ aus zwei Zeichen: Das erste bedeu-
tet „Gefahr“, und das zweite „Chance“. Das vollständige Wort „Chance“ (oder 
Gelegenheit) wiederum setzt sich aus dem ersten sowie einem zweiten Zeichen 
zusammen, das „Wissen“ bedeutet. Abwägen, beobachten, sich der Hindernisse 
des Augenblicks bewusst sein, aber zugleich versuchen, mögliche Chancen zu 
erkennen und zu ergreifen – danach strebte auch die Kommission in den Jahren 
von 1973 bis 1986, also den Jahren, in denen der sich mit der Einheitlichen Eu-
ropäischen Akte Bahn brechende Elan entstand.
Vincent Dujardin
Erster Teil 
Die Strukturen und 
die handelnden Personen
Am 16. und 17. September 1978 verbringt die Jenkins-Kommission ein 
Reflexionswochenende in Comblain-la-Tour (belgische Ardennen), um die 
wesentlichen Probleme für die Gemeinschaft und für die Kommission zu erörtern. Die 
wichtigsten Diskussionsthemen dieses informellen Wochenendes, das den Rahmen 
der wöchentlichen Mittwochssitzungen sprengt, sind vor allem die Einsetzung 
einer Reflexionsgruppe unter der Leitung von Dirk Spierenburg, die sich mit den 
notwendigen Verwaltungsreformen des Organs, aber auch mit der Zukunft des 
Gemeinschaftshaushalts befassen soll, die Gemeinsame Agrarpolitik sowie die nächsten 
Wahlen zum Europäischen Parlament und ihre Folgen für die Kommission.
Von links nach rechts: Finn Olav Gundelach, Christopher Tugendhat, Antonio Giolitti, 
François-Xavier Ortoli, Henk Vredeling, Roy Jenkins, Wilhelm Haferkamp, Claude 




Angesichts der ersten Erweiterungen der Europäi­
schen Gemeinschaft und der neuen Aufgaben, die 
ihr übertragen wurden, musste sich die Kommis­
sion ständig anpassen. In den folgenden Kapiteln 
werden die politische Struktur, der Aufbau der 
Verwaltung, die Standorte sowie das Statut des eu­
ropäischen öffentlichen Dienstes behandelt. Auf­
grund der Notwendigkeit, auf verschiedene Her­
ausforderungen gleichzeitig zu reagieren, kam es 
in den 1970er Jahren zu einer Reform sowohl der 
Strukturen als auch der Verfahren innerhalb der 
Kommission.
Die erste Herausforderung bestand in der schritt­
weisen Erweiterung der Europäischen Gemein­
schaft und der dadurch erforderlichen Integration 
von neuen Beamten. Die veränderten Anforderun­
gen führten in den 1970er Jahren zur Entwicklung 
neuer politischer Strategien, was die Schaffung 
neuer Dienststellen nach sich zog. Die  Zahl  der 
Beamten und der sonstigen Bediensteten der Kom­
mission stieg von knapp 6  000 im Jahr 1973 auf 
mehr als 10  000 im Jahr 1985. Die Bemühungen 
der Verwaltung um Effizienz brachten weitere Ver­
änderungen wie die Einführung einer Finanzkon­
trolle, die Planung und Bewertung von Program­
men und die Umstellung auf EDV­gestützte 
Verfahren mit sich. So musste zum Beispiel das 
Problem des Aufbaus und vor allem der Verwal­
tung der in Brüssel und anderen europäischen 
Städten verstreuten Dienststellen bewältigt wer­
den. Die durch die Erweiterungen und die ver­
schiedenen Umstrukturierungen ausgelöste Dy­
namik wurde insbesondere dadurch gebremst, dass 
die Kommission keine langfristige Gebäudepolitik 
verfolgen konnte, solange die Mitgliedstaaten die 
Standortfrage nicht geklärt hatten. Zwischen 1973 
und 1986 war der Status von Brüssel als Sitz der 
Kommission immer noch vorläufig.
Thema des zweiten Kapitels ist das Kollegium. 
Hierbei geht es vor allem um die Kommissionsmit­
glieder, d. h. jene 45 Persönlichkeiten, die das Amt 
des Kommissars mit jeweils einem Zuständigkeits­
bereich innerhalb einer der vier aufeinanderfolgen­
den Kommissionen zwischen 1973 und 1986 be­
kleideten. Der Präsident war für das Funktionieren 
des Organs von zentraler Bedeutung, aber auch die 
Persönlichkeit jedes einzelnen Kollegiumsmitglieds 
ebenso wie die Größe seines Herkunftslands spiel­
ten, auch wenn die Kommission nach dem Kollegi­
alprinzip arbeitete, eine Rolle.
Bedeutung und Arbeitsweise der einzelnen Ka­
binette, die wesentliche Bestandteile der Kom­
mission darstellten, wurden maßgeblich von der 
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Persönlichkeit des zuständigen Kommissionsmit­
glieds und der Art des Politikbereichs, für den es 
verantwortlich war, beeinflusst. Auch die Auftei­
lung der Tätigkeitsbereiche und die Arbeitsweise 
konnten sich unterscheiden. Mehr noch als im 
Kollegium traten in den Kabinetten nationale In­
teressen zugunsten des Kollegialitätsprinzips und 
des Bestrebens, einen Konsens zu finden, in den 
Hintergrund.
Im Laufe jener Jahre war die Kommission außerdem 
bestrebt, ein effizientes Kommunikationssystem zu 
entwickeln. Das dem Dienst des Pressesprechers 
der Kommission gewidmete Kapitel behandelt ins­
besondere die heikle Phase der gemeinsamen Ver­
waltung dieses Dienstes mit der Generaldirektion 
Information.
Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit dem Ge­
neralsekretariat und dem Juristischen Dienst der 
Kommission. Das Generalsekretariat nahm eine 
zentrale Rolle in der Organisation der Verwaltung 
sowie im Dienst der Kommission und ihres Präsi­
denten ein. Ferner gewährleistete es die Verbindung 
zum Parlament und zum Rat. Auch der Juristische 
Dienst, der in Bezug auf die europäische Integration 
als vorbildlich und führend galt, gewann in den Jah­
ren zwischen 1973 und 1986 an Bedeutung.
Jan Willem Brouwer 
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Im Jahr 1973 war die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften ein sehr junges Organ mit drei Be­
sonderheiten. Zum einen ließ ihre Verwaltungskul­
tur erkennen, dass eine gewisse Zeit benötigt wur­
de, bis sich teilweise sehr unterschiedliche nationale 
Verwaltungskulturen aufeinander einspielten. Zum 
anderen konnte erwartet werden, dass sie weniger 
schwerfällig sein würde als ältere Strukturen. Und 
drittens verlieh ihr die in Artikel 155 des EWG­ 
Vertrags verankerte Rolle, „für die Anwendung des 
Vertrags sowie der von den Organen aufgrund des 
Vertrags getroffenen Bestimmungen Sorge zu tra­
gen“, eine gewisse Dynamik, die von den Verände­
rungen infolge des Fusionsvertrags von 1967 und 
der ersten Erweiterung geprägt war. Die Kommissi­
on beschränkte sich jedoch nicht darauf, als „Hüte­
rin der Verträge“ eine eher passive Rolle zu spielen, 
sondern nutzte auf der Grundlage dieser Verträge 
dank ihres Initiativrechts jede sich bietende Gele­
genheit  (1), um Initiativen zu ergreifen, die teils er­
folgreich waren und teils auch nicht. In diesem Sin­
ne war die Kommission in ihrer Rolle als Exekutive 
sowohl Laboratorium als auch Inkubator.
Interne und externe Herausforderungen
Um die ihr eigene Rolle auszufüllen, die auch von 
der Entwicklung der institutionellen Struktur der 
Gemeinschaft sowie dem Funktionieren des insti­
tutionellen Dreiecks aus Europäischem Parlament, 
Rat und Kommission abhing, benötigte die Kom­
mission Verwaltungsstrukturen. Auf formaler Ebe­
ne bestand die Kommission aus dem Kollegium, 
dem Generalsekretariat, den Generaldirektionen 
(19 im Jahr 1973, 20 im Jahr 1977 und 22 im Jahr 
(1) Crama, L., „The European Commission as a multi­organization: Social 
policy and IT policy in the EU“, Journal of European Public Policy, Bd. 1, 
Nr. 2, 1994, S. 195­217. 
1
36 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
1986), Diensten, Ämtern, Büros und Agenturen. 
Wenn man sich mit Strukturen beschäftigt, dür­
fen jedoch nicht nur die formalen Aspekte gese­
hen werden. Vielmehr sind auch die Organisation 
des öffentlichen Dienstes und die Art der Verwal­
tungsabläufe sowie ihre Entwicklung zu berück­
sichtigen (1), auch wenn es sehr schwierig ist, zwi­
schen Organisation und institutionellen Verfahren 
zu unterscheiden (2).
Wie die Entwicklung des Organisationsplans – der 
vom Rechnungshof als zu knapp angesehen wur­
(1) Gualmini, E., „Restructuring Weberian bureaucracy: Comparing mana­
gerial reforms in Europe and the United States“, Public Administration, 
Bd. 86, Nr. 1, 2008, S. 76. 
(2) Bulmer, S. J., „The Governance of the European Union: A New Institutio­
nalist Approach“, Journal of Public Policy, Bd. 13, Nr. 4, 1993, S. 360.
de (3) – deutlich macht, entsprach der Ausbau der 
Strukturen zum einen dem internen Bedarf und 
zum anderen externen Herausforderungen. Die 
Kommission passte ihre Verwaltungsstruktur an, 
um ihrer Rolle bei der Ausarbeitung und Umset­
zung von immer umfangreicher und komplexer 
werdenden Rechtstexten und Vorschriften gerecht 
werden zu können, die der Verwirklichung der 
in den Verträgen verankerten Ziele dienten. Die 
Entwicklung des Organisationsplans macht aber 
auch deutlich, dass in einem vom Nord­Süd­ und 
vom Ost­West­Konflikt geprägten internationalen 
Umfeld angestrebt wurde, den Herausforderun­
gen gerecht zu werden, mit denen die europäische 
Gesellschaft auf wirtschaftlicher, sozialer und tech­
nologischer Ebene konfrontiert war. Diese beiden 
(3) Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1983 zusammen mit den 
Antworten der Organe, ABl. C 348 vom 31.12.1984, S. 103.
Sachzwänge interner und externer Art bedingten 
eine Dynamik, die sich sowohl in den Strukturen 
als auch in den Verfahren in einer Reihe von Ver­
waltungsreformen niederschlug.
Auffallend ist, dass der Gesamtbericht über die Tä-
tigkeit der Europäischen Gemeinschaften, in dem 
an und für sich kaum auf die Entwicklung von 
Strukturen eingegangen wurde, regelmäßig und 
nachdrücklich auf Studien und Berichte verwies, 
in denen Funktionsweise und Koordinierung der 
Dienststellen geprüft wurden. Wie auch in den an­
deren Organen war die Befehlskette in der Kom­
mission im Wesentlichen vertikal organisiert, was 
zur Folge hatte, dass die Koordinierung zwischen 
Generaldirektionen (abgekürzt: GD) zuweilen sehr 
schwierig war (1).
Vor diesem Hintergrund war die Kollegialität – ein 
Grundprinzip, ohne das die Dynamik einer so frag­
mentierten Organisation wie der Kommission nicht 
vorstellbar war  (2) – nicht nur auf der Ebene des 
Kollegiums von Belang, sondern musste schon beim 
Personal der mittleren Ebene in den Generaldirekti­
onen beginnen  (3), denn die Kommission wurde 
nicht nur durch die Mitglieder des Kollegiums ver­
körpert, sondern auch durch ihre Beamtinnen und 
Beamten, deren Profile und Persönlichkeiten – Kar­
rierestreben bei den einen und Engagement für die 
europäische Ideale bei den anderen – recht unter­
schiedlich waren.
Die Kommission war in erster Linie an ihrem Sitz 
in Brüssel tätig (4). Ihre Dienststellen waren jedoch 
mehr oder weniger über die ganze Stadt verteilt. 
Im April 1975 sah ein kurz­ und mittelfristiges 
Programm vor, sie in drei Zonen um den Schuman­
(1) Nugent, N., The Government and Politics of the European Community, 
2. Auflage, Macmillan, Basingstoke, 1991, S. 69­72. 
(2) Smith, A., „Why European Commissioners Matter“, Journal of Common 
Market Studies, Bd. 41, Nr. 3, 2003, S. 140.
(3) Bulmer, S. J., „The Governance of the European Union: A New Institutio­
nalist Approach“, Journal of Public Policy, Bd. 13, Nr. 4, 1993, S. 361.
(4) Siehe Kapitel 1.2: Die ewige Sitzfrage.
Im Bestreben um eine rationelle und ökonomische Organisation der europäischen behördlichen Funktionsabläufe verringert die Kommission 
ab Beginn der 1970er Jahre ihre zahlreichen Niederlassungen in Brüssel und konzentriert ihre Beamten im Schuman-Viertel.
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Sachzwänge interner und externer Art bedingten 
eine Dynamik, die sich sowohl in den Strukturen 
als auch in den Verfahren in einer Reihe von Ver­
waltungsreformen niederschlug.
Auffallend ist, dass der Gesamtbericht über die Tä-
tigkeit der Europäischen Gemeinschaften, in dem 
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Strukturen eingegangen wurde, regelmäßig und 
nachdrücklich auf Studien und Berichte verwies, 
in denen Funktionsweise und Koordinierung der 
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(1) Nugent, N., The Government and Politics of the European Community, 
2. Auflage, Macmillan, Basingstoke, 1991, S. 69­72. 
(2) Smith, A., „Why European Commissioners Matter“, Journal of Common 
Market Studies, Bd. 41, Nr. 3, 2003, S. 140.
(3) Bulmer, S. J., „The Governance of the European Union: A New Institutio­
nalist Approach“, Journal of Public Policy, Bd. 13, Nr. 4, 1993, S. 361.
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Platz zusammenzufassen. Ein Teil der Tätigkeiten 
war zudem in Luxemburg und an weiteren Orten 
angesiedelt. In der Hauptstadt des Großherzog­
tums befanden sich das Statistische Amt, das Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften, die Euratom­Sicherheitsüberwa­
chung (Direktion E der GD XVII Energie) sowie 
verschiedene Dienststellen der GD V Soziale An­
gelegenheiten. Die meisten dieser über die ganze 
Stadt verstreuten Dienststellen wurden ab 1977 in 
einem auf dem Kirchberg­Plateau neu errichteten 
Gebäude untergebracht. Die vier Einrichtungen 
der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) befan­
den sich in Belgien (Geel), Deutschland (Karlsru­
he), Italien (Ispra) und den Niederlanden (Petten). 
Die Verwaltung der GFS wurde ab 1981 in Brüssel 
von Stelio Villani, stellvertretender Generaldirek­
tor in der GD XII Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung, koordiniert.
Ohne hier näher auf Kollegium, Generalsekreta­
riat und Juristischen Dienst eingehen zu wollen, 
die an anderer Stelle behandelt werden, muss doch 
darauf hingewiesen werden, dass die strukturellen 
Änderungen unterschiedliche Gründe hatten. Da­




Im ersten Fall entstand aus einer Direktion oder 
Dienststelle eine neue Generaldirektion. Hierfür 
seien vier Beispiele genannt: Die Direktion D der 
Generaldirektion Landwirtschaft (GD VI) war 
die Direktion „Fischerei“. 1977 wurde sie zur GD 
XIV. Die Dienststelle „Verwaltung der Zollunion“ 
wurde 1986 in die GD XXI Zollunion und indi­
rekte Steuern umgewandelt. Dem erweiterungsbe­
dingten Bedarf entsprechend erhielt die Direktion 
E „Dolmetschen und Konferenzen“ der GD IX 
Personal und Verwaltung 1981 den Status eines 
„Gemeinsamen Dolmetscher­Konferenzdienstes“ 
38 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
„Es ist Aufgabe der betreffenden Verwaltungen, 
Lösungen zu finden“
„Die Organisation der Dienststellen und die Auswahl der Arbeitsmethoden 
sowie ihre Anpassung an sich ändernde Aufgaben müssen so vorgenommen 
werden, dass ein wirksamer Personaleinsatz und damit eine wirtschaftliche 
Haushaltsführung ermöglicht wird. Hierbei obliegt es den betreffenden 
Verwaltungen, Lösungen für die sich in diesen Bereichen stellenden Probleme 
zu finden.“ (1)
„Personalbestand, Verwaltungsmethoden, Bewertung“
„Aufgrund der von der Kommission (...) durchgeführten gründlichen Prüfung 
des Aufbaus und der Tätigkeit ihrer Dienststellen war es möglich, den 
Stellenplan von etwa zehn Generaldirektionen anzupassen und die Mobilität 
der Beamten innerhalb der Dienststellen entsprechend den von der 
Kommission gesetzten Zielen und Prioritäten zu erhöhen.
Dieses konstruktive Experiment und die zunehmende Komplexität der 
Verwaltungsstrukturen und -verfahren haben die Kommission veranlasst, sich 
auf Dauer ein Instrument zu verschaffen, mit dem regelmäßig und 
systematisch Struktur und Personalbestand ihrer Dienststellen den 
Erfordernissen angepasst und eine Verbesserung der Verwaltungsmethoden 
versucht werden kann. Zu diesem Zweck wurde eine Dienststelle 
,Personalbestand, Verwaltungsmethoden, Bewertung‘ gebildet und für ganz 
bestimmte Tätigkeitsbereiche ein Inspektionssystem eingerichtet.“ (2)
EDV
„Die 1984 festgelegte EDV-Strategie für die Jahre 1985 bis 1990 wird 
schrittweise durchgeführt. Die Grundsätze der EDV-Architektur – insbesondere 
Beschaffungspolitik, bei der mehrere Lieferanten berücksichtigt werden, und 
Anwendung gemeinsamer Normen – finden ihre Bestätigung in den 
Orientierungen und Entscheidungen der wichtigsten Computerhersteller sowie 
der großen multilateralen Firmen.
(…) 1986 werden etwa hundert neue Vorhaben entwickelt; das 
Verkehrsaufkommen der Datenübermittlungsnetze hat sich 1986 verdreifacht; 
zwischen 1985 und 1990 dürfte sich die (zentrale und verteilte) 
Rechenleistung versechsfachen und das Speichervolumen vervierfachen; 
zwischen 1986 und 1988 werden etwa vierzig lokale Rechner (Minicomputer) 
und annähernd 400 Mikrocomputer jährlich installiert.“ (3)
(1) Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1978 zusammen mit den Antworten der Organe, ABl. C  326 vom 
31.12.1979, S. 137.
(2) EG­Kommission, Neunter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 1975, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1976, S. 23.
(3) EG­Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 1986, Amt für amt­
liche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 49.
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(SCIC)  (1), der anfangs von einem Direktor und 
später von einem Generaldirektor geleitet wurde. 
Als letztes Beispiel sei die Reaktion auf gesell­
schaftliche Herausforderungen angeführt. Die 
Dienststelle für Umwelt und Verbraucherschutz 
erhielt die Nummer der ehemaligen Generaldi­
rektion für den Binnenmarkt und wurde 1981 zur 
GD XI Umwelt, Verbraucherschutz und nukleare 
Sicherheit, wobei die letztgenannte Zuständigkeit 
ein unmittelbares Erbe der Europäischen Atomge­
meinschaft (Euratom) war (2).
Den zweiten Fall bildet die Zusammenlegung von 
Verwaltungseinheiten, wie beispielsweise der GD 
III Gewerbliche Wirtschaft und Technologie und 
der GD XI Binnenmarkt, die 1977 unter der Be­
zeichnung „Binnenmarkt und gewerbliche Wirt­
schaft“ zur GD III vereint wurden.
Im dritten Fall wurden, ähnlich wie im zweiten, 
einer neuen Generaldirektion Bereiche übertragen, 
für die bisher eine oder mehrere andere Generaldi­
rektionen verantwortlich waren. Ein Beispiel dafür 
ist die Schaffung der GD XXII Koordinierung der 
strukturpolitischen Instrumente im Jahr 1986, der 
Zuständigkeiten der GD VII und der GD XVI 
übertragen wurden.
Ein Sonderfall war der vormals als „Gruppe“ be­
zeichnete Dienst des Sprechers  (3), der nur wenige 
Jahre in die Generaldirektion Information (GD X) 
integriert war, da diese zusammen mit der Kommu­
nikation einer einzigen Führung – nämlich dem 
Präsidenten der Kommission – unterstellt werden 
sollte.
(1) Ausführliche Erläuterungen hierzu finden sich in Kapitel 5; siehe Kasten 
Der Gemeinsame Dolmetscher-Konferenzdienst (SCIC) und die ersten Er-
weiterungen, S. 172­173.
(2) Zu der Dynamik, die zur Einrichtung der GD XI führte, siehe Cini, M., 
„Administrative culture in the European Commission: the cases of com­
petition and environment“, Nugent, N., (Hg.), At the Heart of the Union. 
Studies of the European Commission, Macmillan, London, 1997, S. 71­88. 
(3) Siehe Kapitel 2.3: Die Sprechergruppe, der Sprecherdienst.
Schließlich ist auch noch anzumerken, dass in dem 
behandelten Zeitraum nicht nur wie in den vorge­
nannten Fällen bestehende Strukturen weiterent­
wickelt wurden, sondern auch Arbeitsgruppen oder 
„Task Forces“ entstanden, deren Auftrag ihr Fortbe­
stehen oder sogar eine Anpassung der Strukturen 
rechtfertigte. So wurde etwa 1981 eine Task Force 
„Industrielle Innovation und Unterstützung der 
Koordinierung im Bereich der Telematik“ gegrün­
det, die eng mit der GD XIII Informationsmarkt 
und Innovation zusammenarbeitete. Fünf Jahre spä­
ter wurde diese Task Force in „Informations­ und 
Telekommunikationstechnologien“ umbenannt 
und einem Generaldirektor unterstellt. Die Schaf­
fung einer solchen Ad­hoc­Struktur war aufgrund 
der enormen wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritte in den betreffenden Bereichen mehr als 
gerechtfertigt. In einem anderen Bereich – der Po­
litik für kleine und mittlere Unternehmen, die für 
das wirtschaftliche und soziale Gefüge von erheb­
licher Bedeutung waren – verlief die Entwicklung 
dagegen eher ungewöhnlich. Dieser Bereich unter­
stand der Direktion F der GD III Binnenmarkt und 
gewerbliche Wirtschaft, als Anfang 1986 eine spezi­
elle Task Force gegründet wurde.
Es ist nicht möglich, die strukturellen Änderungen, 
die in diesem Zeitraum in der Kommission erfolg­
ten, in allen Einzelheiten zu beschreiben, zumal 
der Wegfall einer Bezeichnung im Namen einer 
Verwaltungseinheit nicht unbedingt auch bedeu­
tete, dass die entsprechende Aufgabe wegfiel. Die 
GD V Beschäftigung, soziale Angelegenheiten und 
Bildung ist dafür ein gutes Beispiel (4). Ihre Direkti­
on D war für Arbeitsbedingungen und Migrations­
politik zuständig. Letztere verschwanden 1986 aus 
dem Organisationsplan, was indessen nicht bedeu­
tete, dass die Kommission sich plötzlich nicht mehr 
mit diesem wichtigen Bereich beschäftigte.
(4) Siehe Pierson, P., „The Path to European Integration. A Historical Insti­
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KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Henriksen, Ole Bus
XIX – Haushalt
(VP) Tugendhat, Christopher 
(UK)
KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Strasser, Daniel
XX – Finanzkontrolle
(VP) Tugendhat, Christopher 
(UK)
KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Facini, Carlo
X – Information
(VP) Natali, Lorenzo (IT)
KC: Pensa, Paolo






Zuständiges Kommissionsmitglied: Thorn, Gaston
Generaldirektor: Ehlermann, Claus-Dieter
Gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Direktor: Van Hoof, Renée
Statistisches Amt
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Generaldirektor: Dornonville de la Cour, Aage 
(1981-1982), anschließend 
de Geus, Pieter (1983-1985)
Dienst der Zollunion
Zuständiges Kommissionsmitglied: Narjes, Karl-Heinz
Direktor: Klein, Friedrich
Gemeinsame Forschungsstelle
Zuständiges Kommissionsmitglied: Davignon, Étienne
GD: Villani, Stelio (1981-1982)
Dinkespiler, Jean-Albert (1982-1985)
Euratom-Versorgungsagentur
Zuständiges Kommissionsmitglied: Davignon, Étienne
Generaldirektor: Mennicken, Jan-Baldem (1981-1983), 
anschließend von Klitzing, Georg (1983-1985)
Amt für amtliche Veröff entlichungen 
der Europäischen Gemeinscha en
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Direktor: Verheyden, Walter
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Noël, Émile (FR)




KC: von Moltke, Heinrich
GD: Andreopoulos, Athanase
XIII – Informationsmarkt 
und Innovation
Narjes, Karl-Heinz (DE)






XII – Forschung, 
Wissenscha  und 
Entwicklung











XVIII – Kredit und 
Investitionen
(VP) Ortoli, François-Xavier 
(FR)
KC: de Boissieu, Pierre
GD: Nicoletti, Antonino 
 (1981-1982)
 Cioffi  , Enrico (1983-1985)
XV – Finanzinstitutionen 
und Steuerfragen
(VP) Tugendhat, Christopher 
(UK)
KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Henriksen, Ole Bus
XIX – Haushalt
(VP) Tugendhat, Christopher 
(UK)
KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Strasser, Daniel
XX – Finanzkontrolle
(VP) Tugendhat, Christopher 
(UK)
KC: Neville-Jones, Pauline 
 (1981-1982)
 Lever, Paul (1982-1985)
GD: Facini, Carlo
X – Information
(VP) Natali, Lorenzo (IT)
KC: Pensa, Paolo






Zuständiges Kommissionsmitglied: Thorn, Gaston
Generaldirektor: Ehlermann, Claus-Dieter
Gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Direktor: Van Hoof, Renée
Statistisches Amt
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Generaldirektor: Dornonville de la Cour, Aage 
(1981-1982), anschließend 
de Geus, Pieter (1983-1985)
Dienst der Zollunion
Zuständiges Kommissionsmitglied: Narjes, Karl-Heinz
Direktor: Klein, Friedrich
Gemeinsame Forschungsstelle
Zuständiges Kommissionsmitglied: Davignon, Étienne
GD: Villani, Stelio (1981-1982)
Dinkespiler, Jean-Albert (1982-1985)
Euratom-Versorgungsagentur
Zuständiges Kommissionsmitglied: Davignon, Étienne
Generaldirektor: Mennicken, Jan-Baldem (1981-1983), 
anschließend von Klitzing, Georg (1983-1985)
Amt für amtliche Veröff entlichungen 
der Europäischen Gemeinscha en
Zuständiges Kommissionsmitglied: O’Kennedy, Michael, 
anschließend Burke, Richard
Direktor: Verheyden, Walter





VI – Landwirtscha 








Clinton Davis, Stanley (UK)
KC: Meadows, Graham
GD: Steele, John Roderic 
 (1985-1986)
 Peña Abizanda, Eduardo 
 (1986-…)
I – Auswärtige 
Beziehungen
















II – Wirtscha  und 
Finanzen
Pfeiff er, Alois (DE)
KC: Dibelius, Otto
GD: Russo, Massimo





GD: Morel, Jean-Claude (1985-1986)
 Hay, Richard (1986-…)
X – Information, Kommu-
nikation und Kultur
Ripa di Meana, Carlo (IT)
KC: Perissich, Riccardo
GD: Froschmaier, Franz
III – Binnenmarkt und 
gewerbliche Wirtscha 
(VP) Narjes, Karl-Heinz (DE)
Gewerbliche Wirtscha  und 
Informationstechnologien
KC:  von Moltke, 
Heinrich




Task Force „Kleine und mittlere 
Unternehmen“ 
(ab 1986)






Task Force „Kleine und mittlere 
Unternehmen“ (ab 1986)
Direktor: Mayhew, Alan
V – Beschä igung, 
soziale Angelegenheiten 
und Bildung









KC: Gómez-Reino Lecoq, Santiago
GD: Degimbe, Jean
NB: Darstellung auf der Grundlage der Organisationspläne der Kommission. P: Präsident; VP: Vizepräsident; KC: Kabinettchef; GD: Generaldirektor; I, II, III usw.: Nummer der jeweiligen Generaldirektion. 
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(VP) Narjes, Karl-Heinz (DE)
KC: von Moltke, Heinrich
GD: Appleyard, Raymond (bis 1986), 
 dann Carpentier, Michel
Task Force „Informationstechnologien 
und Telekommunikation“
GD: Carpentier, Michel
XII – Wissenscha , 
Forschung und Entwicklung 
(VP) Narjes, Karl-Heinz (DE)




KC:  Peters, John (1985-1986)
Thurmes, Fernand (1986-...)
GD: Audland, Christopher 
 (1985-1986)
XI – Umwelt, 
Verbraucherschutz und 
nukleare Sicherheit
Clinton Davis, Stanley (UK)
KC: Meadows, Graham




GD: Fairclough, Anthony John 
 (1986-…)
XIV – Fischerei
(VP) Andriessen, Frans (NL)
KC: Trojan, Carlo
Cardoso e Cunha, 
Antonio José Baptista (PT)
KC: Cabral da Fonseca, Eurico Luís
GD:  Gallagher, Eamonn
XVI – Regionalpolitik





GD: Mathijsen, Pierre (1985-1986)
 Landaburu, Eneko (1986-...)
XVIII – Kredit und 
Investitionen
Pfeiff er, Alois (DE)
KC: Dibelius, Otto
Matutes, Abel (ES)
KC: Prat y Coll, Juan
GD: Cioffi  , Enrico





(VP) Cockfi eld, Arthur (UK)
KC: Fortescue, Adrian
GD: Henriksen, Ole Bus (bis 1986)
 Fitchew, Geoff rey
XIX – Haushalt
(VP) Christophersen, Henning 
(DK)
KC: Bladbjerg, Bjarne
GD: Strasser, Daniel (1985-1986)
 Morel, Jean-Claude (1986-…)
XX – Finanzkontrolle












XXI – Zollunion und 
indirekte Steuern 
(ab 1986)
(VP) Cockfi eld, Arthur (UK)
KC: Fortescue, Adrian
GD: Rui Vilar, Emilio
Juristischer Dienst
Zuständiges Kommissionsmitglied: Delors, Jacques
Generaldirektor: Ehlermann, Claus-Dieter
Dienst des Sprechers
Zuständiges Kommissionsmitglied: Delors, Jacques
Sprecher: Paemen, Hugo
Gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst
Zuständiges Kommissionsmitglied: Delors, Jacques
Direktor: Van Hoof, Renée
Statistisches Amt
Zuständiges Kommissionsmitglied: Pfeiff er, Alois
Generaldirektor: Ronchetti, Silvio
Dienst der Zollunion (bis 1986)
Zuständiges Kommissionsmitglied: Cockfi eld, Arthur
Direktor: Klein, Friedrich
Gemeinsame Forschungsstelle
Zuständiges Kommissionsmitglied: Narjes, Karl-Heinz
GD: Dinkespiler, Jean-Albert (1985-1986)
Contzen, Jean-Pierre (1986-...)
Euratom-Versorgungsagentur
Zuständiges Kommissionsmitglied: Mosar, Nicolas
Generaldirektor: von Klitzing, Georg 
Amt für amtliche Veröff entlichungen 
der Europäischen Gemeinscha en
Zuständiges Kommissionsmitglied: Mosar, Nicolas
Direktor: Verheyden, Walter
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Das letztgenannte Beispiel zeigt auch, wie wichtig 
die verwendeten Begriffe sind. Dass die Sprecher­
gruppe bei ihrer Einbeziehung in die GD X umbe­
nannt wurde, war kein Zufall. Und die Tatsache, 
dass in der GD VI Landwirtschaft die für die Ag­
rargesetzgebung zuständige Direktion B aufgespal­
ten und eine für Qualität und Gesundheitsfragen 
zuständige Direktion B II gebildet wurde, verdeut­
licht, dass im Veterinärbereich neue Anliegen in 
den Vordergrund rückten. Ein weiteres Beispiel ist 
die GD XII Forschung, Wissenschaft und Bildung, 
die 1981 mit der Einrichtung einer Direktion „For­
schungs­ und Entwicklungsstrategie im Energie­
sektor“ die Bezeichnung „Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung“ erhielt. Der Name dieser Direk­
tion bringt ihr ganzes Programm zum Ausdruck, 
denn es ging darum, nach dem zweiten Ölschock 
in einem lebenswichtigen Sektor eine Strategie und 
Instrumente für den Bereich Forschung und Ent­
wicklung auszuarbeiten – ein Vorgehen, bei dem 
zweifelsohne die Kultur in großen Unternehmen 
als Vorbild diente.
Während sich aus dem Organisationsplan – und 
seiner Entwicklung – die allgemeinen Tendenzen 
ablesen lassen, gibt er kaum oder überhaupt keinen 
Aufschluss über die Bedeutung verschiedener Rä­
derwerke wie etwa des Übersetzungsdienstes der 
GD IX, der zur Direktion D „Übersetzung, Doku­
mentation, Vervielfältigung, Bibliothek“ gehörte. 
Ende 1985 zählte dieser Dienst 955 Übersetzerin­
nen und Übersetzer und wurde kurz darauf eine 
eigenständige Direktion (1).
Um interne und externe Herausforderungen bewäl­
tigen zu können, reichte es nicht aus, die vertikalen 
Strukturen anzupassen. Vielmehr war auch, wie 
bereits angemerkt, eine gewisse horizontale Koor­
dinierung erforderlich, über die der Organisations­
(1) Europäische Kommission, Geschichte des Übersetzungsdienstes der Europäi-
schen Kommission, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften, Luxemburg, 2010, S.  24­25; siehe auch den Kasten Der 
Übersetzungsdienst, Kapitel 5, S. 170­171.
plan fast nichts aussagt (2), und es musste versucht 
werden, die Effizienz zu steigern.
Steigerung der Effizienz
Obwohl der Gesamtbericht, wie bereits festgestellt, 
nur wenig oder gar nicht auf die Änderungen, die 
sich in der internen Organisation der Kommission 
vollzogen, eingeht, enthält er zahlreiche – wenn 
auch sehr allgemeine – Hinweise darauf, dass das 
Organ ständig danach trachtete, seine Effizienz zu 
steigern. Dabei stellte sich die Frage nach den Ziel­
setzungen und den eingesetzten Mitteln sowie nach 
der Kontrolle, ob die Ziele erreicht und die Mittel 
ordnungsgemäß verwendet wurden.
Ziele
Im Hinblick auf die Ziele ist es angebracht, sich 
nachstehend auf das Wesentliche zu beschränken. 
Der Präsident der Kommission – im Februar 1974 
einer der Vizepräsidenten – hielt vor dem Euro­
päischen Parlament alljährlich eine „Programm­
rede“, die anschließend in einer „Zusatzschrift“ in 
einigen Punkten präzisiert und dann veröffentlicht 
wurde  (3). Ganz am Ende des untersuchten Zeit­
raums vollzog sich eine symbolische Änderung. 
Im Februar 1986 erläuterte Jacques Delors den 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments das „Ar­
beitsprogramm“ der Kommission für das laufende 
Jahr. Diese Präsentation stützte sich auf eine den 
Abgeordneten zuvor übermittelte Niederschrift. 
Danach erfolgte eine Debatte, in der der Präsident 
Fragen der Abgeordneten beantwortete  (4). Abge­
(2) Außer hinsichtlich der Beziehungen zwischen der GD II und der Euro­
päischen Investitionsbank oder zwischen dem Statistischen Amt und den 
Dienststellen der europäischen Organe in Brüssel.
(3) Der Wortlaut von Programmrede und Zusatzschrift wurden im Gesamt-
bericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften von 1973, 1974 
und 1975 veröffentlicht. In den Jahren von 1976 bis 1983 wurden sie ge­
trennt veröffentlicht.
(4) Siehe das „Arbeitsprogramm der Kommission für 1986. Einführungsrede 
von Präsident Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament und Ant­
wort im Anschluss an die Debatte, Straßburg, 19. Februar 1986“, Bulletin 
der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 1/86.
49Kapitel 1 – Strukturen, Dienstorte und Personalbestand der Kommission 
sehen von dieser politischen Absichtserklärung, die 
sich in Form und Inhalt unter Präsident Delors he­
rauskristallisierte, hatte die Kommission bis 1984 
jedem Ratspräsidenten vor dessen Amtsantritt ihre 
Prioritäten zu erläutern. Danach änderten sich die 
Dinge, und die Kommission war mit dem Arbeits­
programm der turnusmäßig wechselnden Vorsitze 
des Rates konfrontiert, die ihre halbjährlichen Ziele 
nunmehr schriftlich niederlegten.
Das Zusammentreffen dieser beiden Änderungen 
innerhalb einer kurzen Zeitspanne ist kein Zufall. 
Es erklärt auch, dass die „von der Kommission im 
September 1985 genehmigten Leitlinien für die 
Modernisierungspolitik ihre konkrete Anwendung 
in einem Aktionsplan [finden], der darauf abzielt, 
für jede Dienststelle im Rahmen des von der Kom­
mission erlassenen jährlichen Arbeitsprogramms 
klare Ziele festzulegen und die Arbeit des Personals 
auf diese Ziele auszurichten“ (1).
Management und Organisation (2)
Der hiermit klar zum Ausdruck gebrachte Wille 
war nicht neu. 1980 verabschiedete das Kollegium 
auf der Grundlage des Berichts, den eine Gruppe 
von Mitgliedern der Kommission unter der Leitung 
von François­Xavier Ortoli erstellt hatte, ein Maß­
nahmenpaket zur Umsetzung der Empfehlungen, 
die im dritten Teil des Spierenburg­Berichts von 
1978, der die Verwaltungspolitik betraf, ausgeführt 
waren (3). Bereits 1975 hatte die Kommission eine 
Dienststelle „Personalbestand, Verwaltungsmetho­
den, Bewertung“ gebildet, um „sich auf Dauer ein 
Instrument zu verschaffen, mit dem regelmäßig 
und systematisch Struktur und Personalbestand ih­
rer Dienststellen den Erfordernissen angepasst und 
(1) EG­Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 46. 
(2) Auf diese Aspekte wird in Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel, 
näher eingegangen. 
(3) EG­Kommission, Vierzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1980, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1981, S. 31. 
eine Verbesserung der Verwaltungsmethoden ange­
strebt werden kann“  (4). Obgleich der Rechnungs­
hof erfreut feststellte, dass die Kommission – als 
einziges europäisches Organ – einen solchen Dienst 
eingerichtet hatte (5), dauerte es seltsamerweise aber 
noch bis 1981, bis dieser im Organisationsplan als 
dem stellvertretenden Generaldirektor der GD IX 
unterstellt aufgeführt wurde. Während nur schwer 
ermessen werden kann, wie sich die Tätigkeiten 
dieses Dienstes sowie der Spierenburg­ und Ortoli­
Bericht in der Praxis ausgewirkt haben, sei zumin­
dest auf folgende Feststellung des Rechnungshofs 
verwiesen: „Eine auf den dienstlichen Tätigkeiten 
basierende Beschreibung der Planstellen und ihrer 
Verteilung auf die einzelnen Dienststellen ist als 
solche bei der Kommission nicht unmittelbar ver­
fügbar. Um einen realistischen Gesamtüberblick zu 
gewinnen, wäre es wünschenswert, über eine um­
fassendere Bewertungsmethode für die anfallende 
Arbeitslast und über brauchbarere Kriterien für 
die Bestimmung der erforderlichen Planstellen zu 
verfügen“  (6). Damit wird nachvollziehbarer, wes­
halb es für zweckmäßig erachtet wurde, den Plan 
vom September 1985 auszuarbeiten, der u.  a. ein 
Seminar „Management und Organisation“ vorsah, 
das am 25. und 26. April für die Generaldirektoren 
veranstaltet wurde, während „nach einer Reihe wei­
terer Seminare für die Direktoren, Abteilungsleiter, 
Sonderdienstleiter und Assistenten der Generaldi­
rektoren 1987 noch weitere Maßnahmen für die 
anderen Personalkategorien [anstanden]“ (7).
(4) EG­Kommission, Neunter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften 1975, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu­
ropäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1976, S. 23.
(5) Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1978 zusammen mit den 
Antworten der Organe, ABl. C 326 vom 31.12.1979, S. 137. 
(6) Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1983 zusammen mit den 
Antworten der Organe, ABl. C 348 vom 31.12.1984, S. 103. 
(7) EG­Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S.  46. Diese Aspekte 
werden in Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel, ausführlicher be­
handelt.
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Finanzmittel und Kontrolle ihrer Verwendung
Für die Verwirklichung von Zielen wurde Personal 
benötigt, was wiederum entsprechende Finanzmit­
tel und ihre Kontrolle voraussetzte.
Für den Haushalt  (1) war die GD XIX zuständig, 
deren Auftrag aus ihrer im Laufe der Zeit etwas 
vereinfachten Struktur klar ersichtlich war. Die 
GD  XIX bestand aus drei Direktionen, „Ausga­
ben“, „Einnahmen“ und „Ausführung des Haus­
haltsplans“, deren Bezeichnungen 1986 dem of­
fensichtlichen Bemühen um Effizienz Rechnung 
trugen. Die Kontrolle war sowohl interner als auch 
externer Art. Letztere nahm verschiedene Formen 
an und bezog in unterschiedlichem Maße auch 
Parlament, Rat und Rechnungshof mit ein, dessen 
erster Bericht das Jahr 1977 betraf. Für die Innen­
revision war die GD XX Finanzkontrolle zustän­
dig, deren Generaldirektor als „Finanzkontrolleur“ 
bezeichnet wurde. 1981 übernahm diese General­
direktion auch die Kontrolle der Ausgaben im so­
zialen Bereich (GD V) und in der Regionalpolitik 
(GD XVI). 1986 kam der Europäische Ausrich­
tungs­ und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) dazu. Mit der Kontrolle der immer zahl­
reicher werdenden Außenstellen und Delegationen 
wurde 1982 das Generalsekretariat beauftragt.
Bewertung
Die Frage, ob Zielvorgaben tatsächlich erreicht 
wurden und mit welchen Kosten dies verbunden 
war, wurde für das Organ rasch immer wichtiger. In 
dieser Hinsicht schien insbesondere der Plan vom 
September 1985 einen Wendepunkt zu markieren. 
Allerdings waren manche dieser Vorgehensweisen 
auch schon lange, bevor sie so offiziell eingeführt 
wurden, durchaus üblich. Dessen ungeachtet lassen 
sich dem Organisationsplan von 1986 Beispiele für 
eine allgemeine Entwicklung entnehmen: In der 
(1) Zum Haushalt siehe Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft.
GD VIII „Analyse und Vorausschau“ sowie „All­
gemeine Fragen der Programmgestaltung“, in der 
GD XI „Durchführung der Programme“, in der 
GD XVI „Ex­post­Evaluierung“ und in der GD 
XIX „Wirtschaftliche und finanzielle Bewertung“. 
Bemerkenswert ist, dass alle diese Verwaltungsein­
heiten dem Generaldirektor oder stellvertretenden 
Generaldirektor der betreffenden Generaldirektion 
unmittelbar unterstellt waren.
EDV als neue Herausforderung
Für die Datenverarbeitung war in den 1970er 
Jahren und Anfang der 1980er Jahre die GD IX 
zuständig, die 1981 für diesen Bereich eine eige­
ne Direktion bildete. Gleichzeitig wurde ein Len­
kungsausschuss für EDV bei der Kommission ein­
gesetzt, der gleichsam ein EDV­Nutzerausschuss 
war. Prioritäten dieser Zeit waren die Berechnung 
der Beamtengehälter, die Mittelverwaltung und die 
allgemeine Dokumentation. Die Ausführung dieser 
und auch anderer, vom Statistischen Amt wahrge­
nommener Aufgaben erforderte ein Rechenzent­
rum mit Großrechnern, deren Anschaffung „eher 
von politischen Erwägungen bestimmt [war] (eu­
ropäische Produkte hatten Vorrang) als von kauf­
männischem Kalkül (Zuverlässigkeit und Effizienz 
der Geräte)“  (2). Somit hatten die Misserfolge der 
europäischen Datenverarbeitungsindustrie Folgen, 
die es anzupacken galt, als Microsoft und Apple 
anfingen, die Mikroinformatik einzuführen. Die 
Kommission hatte sich nunmehr einer doppelten 
Herausforderung zu stellen, da sich die allgemeine 
Einführung der Büroautomatisierung wie selbstver­
ständlich in die Maßnahmen zur Modernisierung 
der Kommissionsdienststellen einfügte, denn die 
Datenverarbeitung ermöglichte eine Rationalisie­
(2) De Michelis, A., „Die schwierigen Jahre. Von 1981 bis 1985“, De Michelis, 
A., und Chantraine, A. (Hg.), Erinnerungen Eurostats, Fünfzig Jahre im 
Dienst Europas, Luxemburg, 2003, S. 116.
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rung der Arbeit  (1), mehr Effizienz  (2) und somit 
eine höhere Produktivität  (3). Dabei waren jedoch 
zum einen zahlreiche technische Probleme zu lö­
sen, und zum anderen mussten organisatorische 
Änderungen vorgenommen werden. Diese doppelte 
Herausforderung schien nach Auffassung einiger 
Beobachter nicht einfach zu bewältigen zu sein, so 
dass das Europäische Parlament im Juni 1981 in ei­
ner Entschließung die Schaffung einer interinstitu­
tionellen Datenverarbeitungsbehörde empfahl  (4). 
Auch wenn diese Empfehlung folgenlos blieb, so il­
lustriert sie doch die Erkenntnisse aus einer damals 
von einem internationalen Beratungsbüro durch­
geführten Untersuchung, die „zur allmählichen 
Verstärkung der Planungsfunktion und zur Erar­
beitung eines Aktionsplans geführt [haben], mit 
dem die Verwaltung der EDV bei der Kommission 
verbessert werden [sollte]“ (5). 
Das Entstehen eines neuen „Public 
Management“ in der Kommission
Die formale Struktur der Verwaltung, die Orga­
nisation von öffentlichem Dienst, Verfahren und 
(1) EG­Kommission, Elfter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen 
Gemeinschaften 1977, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi­
schen Gemeinschaften, Luxemburg, 1978, S. 43. 
(2) EG­Kommission, Siebzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1983, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1984, S. 31. 
(3) EG­Kommission, Neunzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1985, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1986, S. 51. 
(4) EG­Kommission, Fünfzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1981, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1982, S. 41.
(5) A. a. O., S. 41. 
Verwaltungspraktiken waren Gegenstand von 
Überlegungen und Reformen, aus denen sich das 
Vordringen des Managementdenkens in der Kom­
mission ablesen lässt (6). Von entscheidender Bedeu­
tung für die Verwaltung war der neoliberale Wind, 
der Ende der 1970er/Anfang der 1980er Jahre aus 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten 
Staaten herüberwehte und zur Einführung des 
„New Public Management“ (NPM) führte, dessen 
Motto „More value for money“ für ein Konzept 
stand, das nicht ganz so klar war, wie es den An­
schein hatte (7).
Das NPM zielte nicht auf die Auflösung öffentlicher 
Organisationen ab, sondern auf ihre Erhaltung, in­
dem in den öffentlichen Sektor Kenntnisse, Ver­
fahren und Vorgehensweisen übernommen werden 
sollten, die sich im Privatsektor bereits bewährt 
hatten. So prägte die Überzeugung, dass Reformen, 
die in erster Linie organisatorischer Art waren, die 
Leistungsfähigkeit einer Verwaltung erhöhen konn­
ten (8), eine Bewegung, die zweifellos älter ist als ge­
meinhin angenommen (9).
Michel Dumoulin
(6) Gualmini, E., „Restructuring Weberian bureaucracy: Comparing mana­
gerial reforms in Europe and the United States“, Public Administration, 
Bd. 86, Nr. 1, 2008, S. 76.
(7) Pollitt, C., Managerialism and Public Services. Blackwell, Oxford, 1993. 
(8) Eymeri­Douzans, J.­M., „Les stratégies de réforme administrative en Eu­
rope: essai d’évaluation comparative“, Meinon, J. (Hg.), Les réorganisations 
administratives. Bilan et perspectives en France et en Europe, Institut de la 
gestion publique et du développement économique, Comité pour l’histoire 
économique et financière de la France, Paris, 2008, S. 115­140.
(9) Auf diese Problematik wird in Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wan-
del, ausführlicher eingegangen. 
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1.2 Die ewige Sitzfrage
Es war mitten im Sommerloch, die meisten Beam­
ten des vereinten Europa hatten sich in die Ferien 
begeben, als einer von ihnen – er hatte seinen Ur­
laub verschieben müssen – eine Art „EWG­Gebäu­
de­Monopoly“ erfand, ein Spiel, bei dem es darum 
ging, die Dienststellen der EWG in Brüssel unter­
zubringen. Dieser sehr unterhaltsame Zeitvertreib 
ist schnell erklärt: Auf einem Spielbrett mit ebenso 
vielen Feldern wie von der Kommission genutzten 
Gebäuden in Brüssel konkurrierten die weißen 
Spielfiguren (einfache Beamte) mit den schwarzen 
(Generaldirektoren und Finanzkontrolleure) bei 
der Aufteilung des gesamten Personals der Gemein­
schaften auf 4  206 Büros. Dabei mussten sie sich 
streng an das Organisationsraster mit all seinen Ver­
waltungseinheiten und der ihnen zustehenden Zahl 
von Büros, Sitzungsräumen und Parkplätzen halten. 
Es gab Gemeinschafts­ und Ereigniskarten, in denen 
beispielsweise die unerwartete Schaffung einer neu­
en Generaldirektion für Astronomie angekündigt 
wurde, die in einem Gebäude untergebracht werden 
musste, das bereits aus allen Nähten platzte. Eine 
weitere Besonderheit dieses „Euro­Monopoly“ war 
die Regel, die besagte, dass eine Partie „nie beendet 
war, sondern immer nur vertagt wurde …!“ (1).
Der Spielerfinder – leider kennen wir seinen Namen 
nicht –, der die unangenehmen Folgen des chroni­
schen Platzmangels auf seine Art aufs Korn nahm, 
wollte zweifellos die sowohl in Brüssel als auch in 
Luxemburg und Straßburg nicht immer einfachen 
Arbeitsbedingungen anprangern. Er war nicht der 
einzige, der über die Dauerprobleme verärgert war, 
die die Sitzfrage mit sich brachte. Die Kommission 
ihrerseits kämpfte schon seit Jahren gegen die Ver­
fahren, die ihr bei diesem Dossier auferlegt wurden. 
Da es sich um ein ausgesprochen heikles Thema 
handelte, musste sie sich indessen mit einer Politik 
(1) AHCE, BAC 84/1986/94, Dokument von Enrico Angelini, Jouez avec 
nous …, 1977.
schrittweiser kleiner Verbesserungen zufriedenge­
ben, was aber nicht heißt, dass das Ergebnis ihrer 
Bemühungen keine Erwähnung verdiente.
Verbesserung der Planung
Albert Borschette, Ständiger Vertreter Luxemburgs 
und später, von 1971 bis 1976, für Wettbewerb zu­
ständiges Kommissionmitglied, befasste sich seit 
Anfang der 1970er Jahre mit dem Thema. Als Ver­
walter der Geldmittel der europäischen Exekutive 
stellte er sehr bald fest, dass eine der Wurzeln des 
Übels in der streng arithmetischen Verknüpfung 
von Haushaltsmitteln für Personal und dem Etat 
für die Anmietung von Räumlichkeiten für die 
Unterbringung neuer Mitarbeiter lag, die zudem 
nach einem „strengen Verteilungsschlüssel“ erfolg­
te, der „der Besoldungsgruppe und den entspre­
chenden Raumansprüchen der Beamten Rechnung 
[trug]“  (2). Unter diesen Bedingungen war eine 
wirkliche Planung schlicht unmöglich, denn die 
Kommission musste, da über die Ausgaben jährlich 
abgestimmt wurde, am Ende eines jeden Haushalts­
jahres sozusagen wieder zurück auf Los. Der gan­
zen Problematik lag natürlich die hochpolitische 
Frage nach dem Sitz der Organe zugrunde, die im 
fraglichen Zeitraum nicht entschieden wurde, was 
erklärt, dass man die Dinge immer wieder aufschob 
und keine wirkungsvolle, langfristig ausgelegte Im­
mobilienpolitik verfolgen konnte.
Das kurzfristige Handeln, das zu rechtfertigen war, 
„solange der Dienst eine relativ bescheidene Größe 
hatte“, wuchs sich sehr schnell zu einem Alptraum 
aus. Da in den vorhandenen Gebäuden häufig kein 
Platz mehr war, musste beim kleinsten Personalzu­
wachs neuer Büroraum in anderen Gebäuden an­
gemietet werden, und zwar etagenweise, wobei es 
schwierig war, in der unmittelbaren Umgebung der 
Hauptgebäude der Gemeinschaftsorgane überhaupt 
(2) AHCE, BAC 148/1988/220, SEK(74) 2858, Unterbringungsprobleme der 
Kommission in Brüssel, 10. Juli 1974.
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solche Räumlichkeiten zu finden. Außerdem befan­
den sich die zusätzlichen Büroflächen häufig in Ge­
bäuden, die ursprünglich für einen anderen Zweck 
konzipiert waren. Sie entsprachen daher nicht 
zwangsläufig dem besonderen Bedarf der Kommis­
sionsdienststellen, die dort untergebracht werden 
sollten. Vor dem Einzug waren deshalb mehr oder 
weniger umfangreiche Umbauarbeiten nötig. Das 
verzögerte nicht nur den Umzug, es trieb selbstver­
ständlich auch die Miete in die Höhe, umso mehr, 
als die Kommission, da sie ihre Mitarbeiter unter­
bringen musste, gegenüber den Eigentümern in ei­
ner schwachen Position war.
Der Büromangel zwang die Verantwortlichen im 
Berlaymont­Gebäude nicht nur, die Verteilung ih­
rer Mitarbeiter insgesamt, sondern sogar die Auf­
teilung der Dienststellen einzelner Generaldirektio­
nen auf mehrere Standorte zu akzeptieren, wenn sie 
nicht gezwungen sein wollten, sie en bloc referats­
weise umziehen zu lassen, sobald die Erweiterung 
ihres Aufgabenbereichs und damit die Erhöhung 
des Personalbestands dies unausweichlich machte. 
Aber es war, wie Borschette betonte, „allgemein be­
kannt, dass ein Umzug die schlechteste Lösung für 
eine Vergrößerung der Dienste ist, weil er die Ar­
beitsorganisation durcheinanderbringt, das Mobi­
liar und die Gebäude in Mitleidenschaft zieht und 
vor allem Kosten verursacht“, da er normalerweise 
mit einem „Raumverlust“ von bis zu 8­10 % der ge­
nutzten Quadratmeter einhergeht  (1). Dieses auf 
den ersten Blick befremdliche Phänomen war dar­
auf zurückzuführen, dass die räumliche Trennung 
einer ausgelagerten Abteilung von den allgemeinen 
Zentraldiensten unweigerlich zu einer Verdopplung 
des Flächenbedarfs für Empfang, Archiv, Aktenhal­
tung und technische Anlagen führte. Und es ver­
steht sich von selbst, dass die Notwendigkeit, diese 
Dienste mehrfach zu gewährleisten, wiederum zu 
einem höheren Stellenbedarf führte … und einer 
entsprechenden Zahl zusätzlicher Gehälter.
(1) AHCE, BAC 148/1988/220, SEK(74) 2858, Unterbringungsprobleme der 
Kommission in Brüssel, 10. Juli 1974.
Borschette hatte seine Lehren aus den Engpässen 
insbesondere nach der ersten Erweiterung 1973 ge­
zogen, als die Ankunft der Dänen, Iren und Briten 
bei den Gemeinschaftsorganen zu einem beispiel­
losen Durcheinander geführt hatte. Kurz darauf 
brachte er eine neue Immobilienpolitik auf den 
Weg, mit der man sich deutlich von den Irrwegen 
der Vergangenheit absetzte. Anstatt die Frage wei­
terhin Jahr für Jahr neu zu prüfen, ermächtigte 
der Ministerrat schließlich die Kommission, einen 
Mehrjahresplan aufzustellen. Der erste erstreckte 
sich über den Zeitraum 1976­1980. In diesem in 
mehrfacher Hinsicht innovativen Programm wur­
de unter anderem vorgeschlagen, die Generaldirek­
tionen mit „Wachstumsreserven“ auszustatten, die 
sie in die Lage versetzten, künftig den dringendsten 
Bedarf ohne allzu große Schwierigkeiten und unnö­
tige Umzüge zu decken. Die mittelfristige Planung 
erlaubte es, vorhersehbare Vergrößerungen des Mit­
arbeiterstabs der Gemeinschaften, die einem jährli­
chen Büroflächenbedarf von mindestens 9 000 m² 
entsprachen, einzukalkulieren. Jetzt konnten auch 
die Beziehungen zu den privaten Immobilienanbie­
tern neu gestaltet werden. Da die Kommission nun­
mehr ein bis zwei Jahre vor Bauabschluss Verpflich­
tungen eingehen konnte, konnte sie vorausschauend 
handeln und bei den für die Fertigstellung der Ge­
bäude zuständigen Architekten bewirken, dass ihre 
Bedürfnisse von Anfang an berücksichtigt wurden. 
Die Maßnahme sollte sich auszahlen, sie sparte Zeit 
und Geld (2).
Zu diesem doppelten Nutzen kam schließlich 
auch eine größere Effizienz des europäischen öf­
fentlichen Dienstes. Sie ergab sich automatisch aus 
dem Umstand, dass die vorausschauende Planung 
auch den Weg für eine bessere Gruppierung der 
Verwaltung und ihre Konzentration an einem Ort 
ebnete. Gleichzeitig war es ein ideales Mittel, um 
sich von einer Reihe ärgerlicher „Altlasten“ zu be­
freien aus der Zeit, als die Ansiedlung der ersten 
(2) AHCE, BAC 148/1988/220, Brief von Albert Borschette an Ratspräsident 
Garret FitzGerald, 21. April 1975.
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Gemeinschaftsdienststellen die Regierungen der 
Gastländer gezwungen hatte, mit allen Mitteln 
den dringendsten Bürobedarf der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und 
später der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) sowie der Europäischen Atomgemein­
schaft (Euratom) zu decken. Extrem war die Situ­
ation in Luxemburg. Hier hatte die Kommission 
Anfang der 1970er Jahre nur knapp 1  400 Be­
amte; diese waren aber auf nicht weniger als 17 
Gebäude im gesamten Stadtgebiet verteilt! Eine 
enge Zusammenarbeit dieser Mitarbeiter erschien 
mithin illusorisch. Deshalb drängte Borschette 
seinen früheren Chef, Premierminister Pierre 
Werner, ihm zu Hilfe zu kommen und den Bau 
des Jean­Monnet­Gebäudes auf dem Kirchberg zu 
beschleunigen. Nach der Fertigstellung Mitte der 
1970er Jahre beherbergte dieser „rein funktionale 
Komplex ohne jeden Luxus“ fast alle Mitarbeiter 
der Kommission im Großherzogtum. Der tägli­
chen Arbeit kam dies direkt zugute, und sei es nur, 
weil keine Pendelfahrten mehr nötig waren, um 
die Post zwischen den Dienststellen zu transpor­
tieren. Die positive Wirkung auf die „Arbeitsmo­
Das 1975 errichtete Jean-Monnet-Gebäude ist das Herzstück 
der Europäischen Kommission in Luxemburg.
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ral“ der Beamten sprang ins Auge, wie ihre Chefs 
befriedigt feststellten (1).
Auch in Brüssel fand eine solche Konzentration 
der Dienststellen statt. Die Kommission versuch­
te dort, die Büros, die sie noch im Stadtzentrum 
hatte, so weit wie möglich aufzugeben und das Per­
sonal „in der Nähe des Rond­Point Schuman“ un­
terzubringen. Dort sollte nach einem „Plan für die 
Unterbringung ihrer sämtlichen Dienststellen in 
einem Umkreis, der ein ausgewogenes Funktionie­
ren“ der Kommission gestattete  (2), das künftige 
Europaviertel rund um das Berlaymont­Gebäude 
entstehen.
Letzteres wurde mit der Zeit zum „Repräsentati­
onsgebäude der Kommission“, das auf Dauer nur 
„die Kommission selbst“ beherbergen sollte und 
die „ihr unmittelbar angegliederten Dienststel­
len oder diejenigen Dienststellen, deren Aufgaben 
speziell die europäischen Aktionen“ betrafen, „für 
die das Berlaymont­Gebäude zum Symbol gewor­
den“ war. Alle anderen Dienststellen mussten nach 
und nach das „Mutterhaus“ verlassen, sobald ande­
re Büros im Umkreis des Machtzentrums zur Ver­
fügung standen. So zogen beispielsweise ab 1976 
„alle Finanz­ und Verwaltungsdienststellen“ in 
den nagelneuen Gebäudekomplex am Straßendrei­
eck Avenue de la Joyeuse Entrée/Avenue Corten­
berg/Rue de la Loi (3).
(1) AHCE, BAC 84/1986/94, Aide­mémoire der Kommission, 6. September 
1974.
(2) AHCE, SEK(74) 4771, Bericht der Kommission an den Rat über die Un-
terbringung der Dienststellen der Gemeinschaft in Brüssel und Luxem-
burg, 9. Dezember 1974; KOM(76) 710 endg., Bericht der Kommission 
an den Rat über die Unterbringung der Dienststellen der Gemeinschaft in 
Brüssel und Luxemburg, Stand am Ende des dritten Vierteljahres 1976; 
6. Januar 1977.
(3) A. a. O.
Möglichkeiten und Grenzen  
der neuen Gebäudepolitik
Während die von Borschette eingeleitete Rationa­
lisierung noch relativ zurückhaltend war und die 
bestehende Ordnung unangetastet ließ, wagten sich 
seine Nachfolger sehr viel weiter vor. Nach mehre­
ren aufeinanderfolgenden Blockaden aufgrund von 
Differenzen mit den belgischen Behörden über das 
Gebäude in der Rue de la Loi/Wetstraat 120 in Brüs­
sel entwickelten die Verantwortlichen der General­
direktion IX Personal und Verwaltung eine radikal 
andere Vorgehensweise. Ihr Generaldirektor Jean­
Claude Morel und seine Mitarbeiter wollten, dass 
Europa sich nicht mehr auf seine bisherige Rolle als 
Mieter beschränken sollte. Es war der Rechnungs­
hof, der sie auf die Idee gebracht hatte. Schon 1979 
hatten die Wächter über den sorgsamen Umgang 
mit den Haushaltsgeldern errechnet, dass der Kauf 
der 50  000  m², die im Stadtentwicklungsplan des 
Standorts ausgewiesen waren, Europa nur knapp so 
viel kosten würde wie sechs der Jahresmieten, die an­
sonsten für dasselbe Gebäude anfallen würden!  (4) 
(4) AHCE, BAC 55/1995/9, L’ écho de la Bourse, 16. Oktober 1986.
Im Zuge einer funktionellen Neuaufstellung der verschiedenen Generaldirektionen 
beabsichtigt Kommissionsmitglied Albert Borschette auch, das Berlaymont-Gebäude 
in ein repräsentatives Gebäude der Kommission umzuwandeln, das ausschließlich 
die Kommission und die ihr unmittelbar unterstellten Dienststellen beherbergen soll.
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Sollte man darauf beharren? Obwohl viele Stimmen 
laut wurden, die die Kommission vor der „enormen 
Arbeitsbelastung und den Risiken“ warnten, die eine 
solche Umorientierung zur Folge hätte, ließ sie sich 
nicht davon abbringen  (1). Der Gewinn, der wink­
te, wenn Europa zum Bauherren und Eigentümer 
würde, war zu verlockend. Aber, das darf keineswegs 
verkannt werden, es ging nicht nur um viel Geld, son­
dern nicht zuletzt auch darum, sich weiter aus der Be­
vormundung durch die Regierungen zu lösen.
Nun war es nicht so, dass die unbestreitbaren Fort­
schritte, die zwischen 1973 und 1986 in der Gebäu­
(1) AHCE, BAC 148/1988/220, Vermerk von Michael Loy an Paolo Cecchini, 
31. März 1982.
depolitik erzielt wurden, der Kommission übermä­
ßigen Handlungsspielraum verschafft hätten und 
dass alles zum Besten gestanden hätte. Weit gefehlt! 
Die Kommission schlug sich zwar ganz gut, aber 
sie lief stets den Ereignissen hinterher. Sie konnte 
noch so viele zusätzliche Räumlichkeiten in Be­
trieb nehmen, der Beitritt der Mittelmeerländer 
und die massiven Neueinstellungen, die aufgrund 
der Erweiterung der Zuständigkeiten der Gemein­
schaft notwendig wurden, machten jede Hoffnung 
auf eine dauerhafte Lösung zunichte. Ein besonders 
drastisches Beispiel mag die Sisyphusarbeit illustrie­
ren: 1973, bei der Übergabe eines gegenüber dem 
Luxemburger Hauptbahnhof errichteten Gebäu­
des, konnte das Amt für amtliche Veröffentlichun­
gen der Europäischen Gemeinschaften erstmals in 
Das 1973 im Luxemburger Bahnhofsviertel eingeweihte Gebäude für das Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften besticht weder durch Schönheit noch durch Luxus – es ist in erster Linie zweckmäßig. 
Das Direktorium des Amtes war übrigens in die Planung des Gebäudes eng eingebunden.
57Kapitel 1 – Strukturen, Dienstorte und Personalbestand der Kommission 
seiner zwanzigjährigen Geschichte alle seine Mitar­
beiter an einer Adresse unterbringen. Das Gebäude 
wurde nach präzisen Vorgaben des Direktoriums 
des Amtes geplant und entsprach hundertprozentig 
dem Bedarf seiner 209 Beamten.
Genau zehn Jahre später war es vorbei mit dem har­
monischen Zusammenleben. Abgesehen von der 
Ankunft der griechischen Beamten und bald darauf 
der spanischen und portugiesischen Beamten, die 
den Personalbestand auf 353 Personen ansteigen 
ließen, erforderte die „zunehmende Bedeutung der 
Datenverarbeitung für den Verlag“ grundlegende 
Umstellungen. Damit gewannen die Zentrifugal­
kräfte wieder einmal die Oberhand über die Kon­
zentrationsbemühungen: Wenn auch widerstre­
bend, musste sich das Amt für Veröffentlichungen 
einmal mehr von einem Teil seines Personals tren­
nen und es in einem anderen Gebäude unterbrin­
gen, bis umfangreiche Arbeiten am Hauptsitz abge­
schlossen waren (1).
Aber nicht nur die mit dem Integrationsprozess 
verbundenen Faktoren versetzten denjenigen einen 
Dämpfer, die für eine radikale Zentralisierung im 
Namen der Effizienz plädierten. Unter dem Einfluss 
des von den „alternativen“ Bewegungen geweckten 
Umweltbewusstseins gab es ab den 1980er Jahren in 
der belgischen Hauptstadt lautstarken Protest ge­
gen die „administrative Bulimie der Europäischen 
Gemeinschaften“. Der Plan, zwei Drittel der zwi­
schen der Rue Froissart/Froissartstraat und der Rue 
de Comines/Komenstraat gelegenen Gebäude ab­
zureißen, um dort ein neues Beton­Domizil für das 
Sekretariat des Rates zu bauen, brachte das Fass zum 
Überlaufen. Die Bewohner des Viertels fühlten sich 
durch falsche Versprechungen über den Erhalt ihrer 
alten Häuser hintergangen und waren bereit, sich 
mit allen Mitteln zu wehren. Es dauerte nicht lange, 
(1) AHCE, BAC 63/1988/53, KOM(83) 796 endg., Bericht […] über die Un-
terbringung der Dienststellen der Gemeinschaften […]. Stand am Ende des 
dritten Vierteljahres 1983; Interview mit Lucien Emringer, 17. Dezember 
2010.
bis sich ihnen zahlreiche Brüsseler anschlossen, die 
– bemerkenswerterweise – von Solidarité européen-
ne unterstützt wurden, einer von der Union syndi-
cale, einer Personalgewerkschaft der Gemeinschaf­
ten, gegründeten gemeinnützigen Vereinigung. Die 
Zahl der Beamten, die starke Bedenken wegen der 
Schäden hatten, die die „stadtfeindliche Politik der 
EWG“ verursachte, nahm praktisch von Tag zu 
Tag zu. Waren die Mitarbeiter der Gemeinschaften 
nicht ebenso wie die lokale Bevölkerung Opfer der 
Schaffung einer großen „monofunktionellen Zone 
rund um das Berlaymont­Gebäude, die Wohnbe­
völkerung, Geschäfte und Dienstleister ausschloss“ 
und in der man das Gefühl haben konnte, in einem 
Ghetto eingesperrt zu sein (2)?
Das Haupthindernis für die Entwicklung eines 
nachhaltigen Baukonzepts im Schuman­Viertel war 
jedoch an anderer Stelle zu suchen. Es hing damit 
zusammen, dass es keinerlei Beschluss gab „über ei­
nen offiziellen Plan für die Unterbringung der Ge­
meinschaftsorgane“. Solange jedoch vollkommene 
Unsicherheit herrschte hinsichtlich des gemeinsa­
men Sitzes, der im Vertrag vorgesehen war, konnte 
die Kommission kein „langfristiges Immobilien­
programm“ aufstellen (3).
Die sogenannten vorübergehenden 
und vorläufigen „Arbeitsorte“ – eine 
verfahrene Situation
Nachdem man sich bei Abschluss der harten Ver­
handlungen über den Vertrag zur Fusion der Exeku­
tivorgane (8. April 1965) auf eine Art Modus Viven­
di geeinigt hatte, verlor die „Sitzschlacht“ zwischen 
Brüssel, Luxemburg und Straßburg nach und nach 
an Schärfe, in dem Maße, wie die drei Städte sich 
mit der Aufteilung der Institutionen eingerichtet 
(2) AHCE, BAC 55/1995/9, Le Soir, 13. November 1984. Vgl. auch Interview 
mit Ivo Dubois und Guy Vanhaeverbeke, 7. November 2011.
(3) AHCE, BAC 84/1986/94, KOM(76) 710 endg., Bericht […] über die Un-
terbringung der Dienststellen der Gemeinschaften […]. Stand am Ende des 
dritten Vierteljahres 1976. 
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Die europäischen Beamten befürchten die Entstehung eines „Europa-Ghettos“  
in der Brüsseler Innenstadt (1) 
Einige europäische Beamte waren alles andere als 
begeistert von dem neuen Gebäude, das man ihnen 
versprach. „Brüssel, Hauptstadt Europas, Hauptstadt der 
Hässlichkeit“, hieß es in den Flugblättern, die in den 
Fluren des „Charlemagne“ hingen, des Gebäudes, in dem 
das Sekretariat des Ministerrates untergebracht war. 
Seit dem November des Vorjahres hatte der 
Personalausschuss, die Vertretung aller Ratsbeamten, 
dafür gekämpft, dass mit dem Neubau kein Büro-Wall 
geschaffen würde, der die „Europäer“ von den Brüsselern 
isolieren und die Umgebung ihres Arbeitsplatzes in 
einen vom Leben der Stadt abgeschotteten „Bunker“ 
verwandeln würde. Die Mitglieder der 
Personalvertretung waren es aber auch leid, sich die 
Kritik der Brüsseler anzuhören, die meinten, die 
„Eurokraten“ seien schuld, wenn sich die Innenstadt in 
eine Bürowüste verwandele. Die Beamten kritisierten, 
dass die bestehenden Gebäude, insbesondere der 
Koloss Berlaymont, die Verbindung zur gewachsenen 
lokalen Struktur gekappt und diese zurückgedrängt 
hätten, hinter die Grenzen einer Art europäischer 
„Verwaltungscity“. Und diese Zerstörung der urbanen 
Struktur werde durch das neue Gebäude erheblich 
verschlimmert.
Ab Anfang der 1980er Jahre werden immer mehr Stimmen laut gegen die „Verwaltungsbulimie“ der Europäischen Gemeinschaften. 
Diese sowohl von alteingesessenen Brüsselern als auch von europäischen Beamten getragene Protestbewegung richtet sich gegen 
die zunehmende Ghettoisierung des Schuman-Viertels.
(1) Vaes, B., Le Soir, 18. April 1980.
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zu haben schienen  (1). Dieser Waffenstillstand war 
indessen nicht mit einem echten Friedensschluss zu 
verwechseln. Alle Seiten versuchten, sich stückwei­
se des Teils zu bemächtigen, der den jeweils anderen 
zugesprochen worden war, mit Initiativen, deren 
uneingestandener Zweck darin bestand, Fakten zu 
schaffen, die in dem Augenblick, in dem die Frage 
endgültig entschieden würde, für sie von Vorteil sein 
könnten. So beschloss die luxemburgische Regierung 
Mitte der 1970er Jahre, im Stadtteil Kirchberg einen 
Plenarsaal zu errichten, der die größtmögliche Zahl 
an Abgeordneten nach den für 1979 geplanten ers­
(1) Siehe Dumoulin, M., und Lethé, M., „Die Frage des Sitzes“, in Dumoulin, 
M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinne-
rungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä­
ischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 295­309.
ten Direktwahlen zur Gemeinsamen Versammlung 
aufnehmen konnte. Wäre das nicht die Gelegenheit, 
Luxemburg als Tagungsort für bestimmte „kurze“ 
und/oder „außerordentliche“ Sitzungen endgültig zu 
etablieren? Seit mehreren Jahren hatte es sich einge­
bürgert, dass die Abgeordneten auch in Luxemburg 
tagten, was dem damaligen Premierminister Gaston 
Thorn sehr zupass kam; dieses Geschenk, das ihm 
aufgrund des Zusammentreffens glücklicher Um­
stände in den Schoß gefallen war, war er nicht mehr 
bereit herzugeben, umso mehr, als die Anwesenheit 
der Europaabgeordneten auch gegen die Versetzung 
bestimmter Kommissionsbeamter nach Brüssel ins 
Feld geführt werden konnte. In Belgien entschied 
sich die Regierung von Leo Tindemans für eine ähn­
liche Taktik. Sie beschloss, ebenfalls einen großen 
Tagungskomplex zu bauen, der die Europaabgeord­
Für die belgische Hauptstadt ist die Expansion der Dienststellen der Gemeinschaft in Brüssel eine lukrative Angelegenheit: 
Ende der 1980er Jahre wird der Nutzen, der Brüssel durch die Anwesenheit der europäischen 
Beamten entsteht, in internen Vermerken der Kommission auf rund 1,1 Mrd. US-Dollar veranschlagt.
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neten in Brüssel stärker sesshaft machen sollte, bei­
spielsweise mit der verlockenden Möglichkeit, sich 
gemeinsam am selben Ort wie ihre Fraktionen und 
die Parlamentsausschüsse zu versammeln. Alle diese 
Operationen riefen natürlich sehr schnell die franzö­
sische Regierung und die Straßburg­Lobby auf den 
Plan, die heftig protestierten und entschlossen waren, 
den Besitzstand der Elsass­Metropole mit Zähnen 
und Klauen zu verteidigen.
Zum latenten Konflikt zwischen den drei Metropo­
len kam schließlich eine Auseinandersetzung zwi­
schen dem Ministerrat, der auf seine Prärogative bei 
der Festlegung des Sitzes pochte, und dem in direkter 
Wahl gewählten Europäischen Parlament mit einem 
gestärkten Bewusstsein für seinen Auftrag. Dass die 
Abgeordneten entschlossen waren, ihre Unabhän­
gigkeit von den Nationalstaaten unter Beweis zu stel­
len, zeigte sich bei den Abstimmungen im März 1981 
und im Februar 1983 über Entschließungen, die die 
Abschaffung der Tagungen in Luxemburg und den 
Abzug des Gros der 2 600 Beamten, die dort beim 
Generalsekretariat des Parlaments Dienst taten, zum 
Gegenstand hatte. Damit verlagerte sich der Kon­
flikt auf juristisches Terrain. Die Nichtigkeitsklage 
des Großherzogtums gegen die beiden Beschlüsse, 
die seiner Meinung nach nicht mit dem Mandat der 
Europaabgeordneten vereinbar waren, brachte je­
doch nicht die von so vielen erhoffte Klärung. Zwar 
erkannte der Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften an, dass die demokratisch gewählten Vertre­
ter der Bürgerinnen und Bürger der Gemeinschaf­
ten das Recht hatten, ihre Tagesordnung selbst zu 
bestimmen, aber die Richter äußerten „begründete 
Zweifel“ hinsichtlich des „genauen Umfangs der in­
ternen Organisationsgewalt des Europäischen Parla­
ments, dessen rechtliche Grenzen mit einer vollstän­
digen oder teilweisen, rechtlichen oder tatsächlichen 
Verlagerung des Generalssekretariats des Parlaments 
oder seiner Dienststellen überschritten würden“  (1). 
(1) AHCE, BAC 408/1991/42, Vermerk des Juristischen Dienstes der Kom­
mission, 1984; AHCE, SI(84), Anhang zum Memorandum des Großher­
zogtums Luxemburg für den Europäischen Rat in Athen, 4. Dezember 
1983.
Indem sie so festlegten, dass, von der Einrichtung von 
„Außenstellen“ in Straßburg und Brüssel einmal ab­
gesehen, die Verwaltungsmitarbeiter und das techni­
sche Personal des Parlaments in Luxemburg bleiben 
mussten, wo jedoch künftig keine Tagungen mehr 
stattfinden würden, spielten die Richter den Ball an 
die Regierungen zurück. Sollten sie eine Lösung für 
die verfahrene Situation finden.
Der luxemburgische Regierungschef war im Übrigen 
der Erste, dem klar war, dass allein eine politische 
Lösung Europa aus dieser Sackgasse führen konnte, 
aus einer Situation, die die Beziehungen zwischen 
den Partnern von Tag zu Tag mehr vergiftete. Auf 
dem denkwürdigen Gipfeltreffen in Stuttgart im 
Juni 1983, d. h. noch bevor der Gerichtshof das letzte 
Urteil in der Sache gesprochen hatte, gab Pierre Wer­
ner  zu verstehen, dass er in Kürze eine „dauerhafte 
Lösung für die Sitzfrage“ vorschlagen werde. Trotz 
seines ehrlichen Willens, diesen „bedauerlichen 
Streit“ ein für alle Mal beizulegen, scheiterte er mit 
seinem Vorstoß (2). Der Zeitpunkt war wahrschein­
lich schlecht gewählt. Die Staats­ und Regierungs­
chefs waren zu sehr damit beschäftigt, der europäi­
schen Integration neuen Schwung zu verleihen, als 
dass sie Lust verspürt hätten, sich gleichzeitig auf das 
Feilschen über ein Dossier einzulassen, von dem sie 
wussten, dass es ausgesprochen heikel war.
Für die Kommission und die übrigen Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft bedeutete das, 
dass sie sich weiter in Geduld üben, auf ein besseres 
Verhandlungsklima und eine neue Möglichkeit war­
ten mussten. Diese Chance sollte sich erst Ende der 
1980er Jahre bieten, d.  h. zu einem Zeitpunkt, der 
nicht mehr Gegenstand dieses Bandes ist. Wir bräuch­
ten uns also nicht weiter damit zu befassen, wenn die 
Kommission nicht bis dahin ihre Vorgehensweise 
radikal geändert hätte. Ihren Ausgang nahm diese 
Neuausrichtung unmittelbar nach dem Intermezzo 
(2) AHCE, BAC 408/1991/42, SI(84) 54 vom 24. Januar 1984, „Mémoran­
dum sur l‘adaptation des structures institutionnelles présenté par le gou­
vernement du Grand­Duché au Conseil européen d‘Athènes le 4 décembre 
1983“.
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vor dem Gerichtshof. Vor der Verkündung der Urteile 
1983 und 1984 hatte die Exekutive der Gemeinschaft 
stets darauf geachtet, sich aus den Streitigkeiten her­
auszuhalten, und nahm dafür sogar in Kauf, dass ihr 
der Präsident des Parlaments ihr „Schweigen“ zum 
Vorwurf machte  (1). War dieses Verhalten darauf 
zurückzuführen, dass die Kommission ehrlich da­
von überzeugt war, dass die Wahl des Sitzes nicht in 
ihre Zuständigkeit fiel? Oder war die Ursache ihrer 
Passivität eher in der Angst zu suchen, eine Lösung 
der Frage könnte sich für sie als nachteilig erweisen? 
Befürchtete sie, dass sie „eine Kröte schlucken“ und 
eventuell die Verlagerung der einen oder anderen Di­
rektion des Parlaments durch die Verlagerung eigener 
Dienststellen in umgekehrter Richtung ausgleichen 
müsste, falls Luxemburg für die Folgen des Vorpre­
schens der Europaabgeordneten entschädigt werden 
müsste (2)? Wir wissen es nicht.
Fest steht hingegen, dass Ende der 1980er, Anfang 
der 1990er Jahre die Diskussion über den Sitz von 
„Agenturen“ wie dem Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) oder 
der Europäischen Umweltagentur (3) mit einem Um­
schwenken auf eine dynamischere Politik einherging. 
Wir wollen nicht so weit gehen zu behaupten, die 
Kommission habe seinerzeit versucht, „unbemerkt, 
durch das Schaffen von Fakten Zuständigkeiten an 
sich zu ziehen“, aber es scheint unbestreitbar, dass 
das Umfeld von Jacques Delors zumindest mitreden 
wollte. Da es sich gleichzeitig klar für eine polyzent­
rische, auf die Existenz „dreier Arbeitsorte“ gestütz­
te Union aussprach,  ist anzunehmen, dass es an der 
Lösung der Sitzfrage nach 40 Jahren nicht ganz un­
beteiligt war (4). Aber das ist eine andere Geschichte.
Charles Barthel
(1) AHCE, BAC 408/1991/42, Vermerk von M. A. Feffer an Präsident Gaston 
Thorn, 8. Mai 1984. 
(2) AHCE, BAC 148/1991/58, Vermerk von J.­J. Schwed an H. Étienne, 
29. September 1981.
(3) Siehe Kapitel 21: Umwelt und Verbraucherschutz.
(4) Centre d’études et de recherches européennes Robert Schuman (CERE), 
„La question du siège“, ohne Signatur, Vermerk der Delegation Luxem­
burgs, Februar 1988. 
1.3 Die Konsolidierung 
des europäischen 
öffentlichen Dienstes
In den Jahren 1973­1986 konsolidiert sich das 
Modell eines europäischen öffentlichen Dienstes, 
dessen Einstellungs­ und Arbeitsverfahren stabiler 
werden, der aber auch wächst und von Dynamiken 
beeinflusst wird, die mit der Entwicklung der Ge­
meinschaftspolitiken verbunden sind.
Ein Statut, eine Praxis
Der europäische öffentliche Dienst gründet sich auf 
das Statut, und die Kommission ist die Hüterin des 
Statuts. Die Abteilung „Statut“ gehört der ersten 
Direktion der GD IX Personal und Verwaltung an, 
für die Dieter Rogalla von 1970 bis 1981 verant­
wortlich zeichnet. Seine langjährige Erfahrung ist 
in sein Werk zum europäischen öffentlichen Dienst 
eingeflossen (5).
Die Entscheidung für einen (statutären) öffentli­
chen Dienst anstelle der bei einigen internationalen 
Organisationen üblichen (vertraglichen) Anstel­
lung erfolgt im Rahmen der EGKS 1956. Sie ist 
das Verdienst von René Mayer, dem Präsidenten 
der Hohen Behörde, und Jacques Rueff, dem ersten 
französischen Richter beim Gerichtshof der EGKS, 
die somit die „Väter“ des Statuts sind. Jean Monnet 
bevorzugte ein flexibleres System einer regelmäßi­
gen Rotation mit den nationalen Verwaltungen, 
das den Unternehmen näher stand. Das Statut ori­
entiert sich explizit am Staatsmodell und an den 
Regeln, die seit 1946 für die Beamten in Deutsch­
land und in Frankreich gelten. Damit sollen die 
Mitgliedstaaten an einer direkten Einflussnahme 
(5) Dienstrecht der Europäischen Gemeinschaften, Carl Heymanns Verlag KG, 
Köln, Berlin, Bonn, München, 1981.
62 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
auf die Einstellung und Laufbahnentwicklung der 
europäischen Beamten gehindert werden.
Die Entscheidung für einen europäischen öffent­
lichen Dienst erklärt sich vor allem durch das Be­
streben nach Unabhängigkeit gemäß dem Ideal des 
öffentlichen Dienstes als Instrument gemeinschaft­
lichen Handelns.
Nach ihrer Amtsübernahme im Januar 1958 nahm 
die EWG­Kommission allerdings erneut Einstellun­
gen auf vertraglicher Grundlage vor, bevor mit der 
Verordnung vom 14. Juni 1962 ein zweites EWG­
EGKS­Statut angenommen wurde, das am 1. Juli 
1962 in Kraft trat. Es übernimmt das Laufbahnsys­
tem der EGKS, führt aber eine klare Differenzierung 
zwischen den für die Beamten und den für die „sons­
tigen Bediensteten“ geltenden Regelungen ein. Für 
den ehemaligen Direktor für Personalfragen,  Gian­
luigi Valsesia, bleibt dieses Statut die „epochale Ver­
waltungsbibel“  (1), auch wenn nach dem Fusions­
vertrag der Exekutivorgane mit dem am 29. Februar 
1968 angenommenen Einheitsstatut die letzten Be­
sonderheiten des EGKS­Systems wegfallen. Dieses 
Einheitsstatut wird auf Vorschlag der Kommission 
mehrfach geändert: 1972 (Abschaffung des statutä­
ren Systems für die Euratom­Forschungskräfte), 
1973 (Gleichbehandlung für weibliche Bedienstete), 
1976, 1977 und 1978­1979 (Grundgehälter). Ein 
umfassenderes Reformvorhaben scheitert 1982 (2).
Das Statut enthält strikte Regeln für Einstellungen 
(nur über Auswahlverfahren, auf einer breiten geo­
(1) Interview mit Gianluigi Valsesia, 10. Februar 2011.
(2) Siehe Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel.
grafischen Grundlage), Rechte (Streikrecht) und 
Pflichten (Dienst­ und Loyalitätspflicht gegenüber 
dem Organ). Wie in jedem laufbahnorientierten öf­
fentlichen Dienst kontrolliert auch die Kommissi­
on, ob diese Pflichten eingehalten werden. Recht­
lich kommt diese Funktion der Anstellungsbehörde 
(AIPN) zu und wird von der GD IX wahrgenom­
men. Das Statut enthält ferner Regeln für Aufstieg 
und Beförderung anhand einer festen indexgebun­
denen Tabelle für die vier Laufbahngruppen (A, B, 
C und D). Für die Verwaltungsräte (Laufbahngrup­
pe A) ist eine Beförderung von Besoldungsgruppe 
A8/A7 bis Besoldungsgruppe A3 möglich.
Die Spitzenpositionen der Verwaltungshierarchie 
(A1 – Generaldirektoren und A2 – Direktoren) gel­
ten indes als „politische“ Ämter, die in Abweichung 
von der Regel der Auswahlverfahren gemäß Artikel 
29 Absatz 2 des Statuts besetzt werden, was eine 
breite Debatte über das von den Hauptstädten aus­
gehende „Fallschirmspringen“ auslöst (1). Dabei ist 
klar zwischen dem strukturellen „Fallschirmsprin­
gen“ zur unmittelbaren Besetzung hierarchischer 
Stellen anlässlich jeder Erweiterung und der Beibe­
haltung direkter Ernennungen durch die Mitglied­
staaten für gewisse als „strategisch“ angesehene Po­
sitionen zu unterscheiden, auch wenn diese Praxis 
tendenziell zurückgeht. Punktuelle Ernennungen 
gibt es auch am Ende dieses Zeitraums noch, wie 
beispielsweise 1984 die Ernennung von Guy Legras 
zum Generaldirektor für Landwirtschaft. Infolge 
ihrer besonderen Ernennungsart gelten für Inhaber 
von A1/A2­Stellen sehr spezifische Bedingungen 
für das Ausscheiden aus dem Dienst: Im Unter­
schied zu Abteilungsleitern der Besoldungsgruppe 
A3 und allen anderen Stelleninhabern des europäi­
schen öffentlichen Dienstes können sie gemäß Arti­
kel 50 des Statuts „aus dienstlichen Gründen“ ihrer 
Stelle enthoben werden. 
(1) Siehe Spence, D., „Staff and personnel policy in the Commission“: Ed­
wards, G., und Spence, D. (Hg.), The European Commission, John Harper 
Publishing, London, 1997, S.  62­96; Michelmann, H.  J., „Multinational 
staffing and organisational functioning in the Commission of the European 
Communities“, International Organization Bd. 32, Nr. 2, 1978, S. 477­496.
Karikatur „Traum entlang der Karriereleiter“, erschienen im Courrier du personnel, Nr. 436, 8. Oktober 1982
„Der Fall des Ikarus“. Artikel 50 des Statuts hängt als 
Damoklesschwert über den Beamten der Besoldungsgruppen A1 
und A2. Es kann jeden Augenblick fallen und bedroht 
„diejenigen, die das Glück oder Pech hatten, in der Hierarchie – nicht 
unbedingt der Werte, sondern eher der Besoldungsgruppen – 
schneller als andere emporzuklettern“, Illustration aus dem Courrier 
du personnel, Nr. 427, 25. November 1981, S. 53.
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grafischen Grundlage), Rechte (Streikrecht) und 
Pflichten (Dienst­ und Loyalitätspflicht gegenüber 
dem Organ). Wie in jedem laufbahnorientierten öf­
fentlichen Dienst kontrolliert auch die Kommissi­
on, ob diese Pflichten eingehalten werden. Recht­
lich kommt diese Funktion der Anstellungsbehörde 
(AIPN) zu und wird von der GD IX wahrgenom­
men. Das Statut enthält ferner Regeln für Aufstieg 
und Beförderung anhand einer festen indexgebun­
denen Tabelle für die vier Laufbahngruppen (A, B, 
C und D). Für die Verwaltungsräte (Laufbahngrup­
pe A) ist eine Beförderung von Besoldungsgruppe 
A8/A7 bis Besoldungsgruppe A3 möglich.
Die Spitzenpositionen der Verwaltungshierarchie 
(A1 – Generaldirektoren und A2 – Direktoren) gel­
ten indes als „politische“ Ämter, die in Abweichung 
von der Regel der Auswahlverfahren gemäß Artikel 
29 Absatz 2 des Statuts besetzt werden, was eine 
breite Debatte über das von den Hauptstädten aus­
gehende „Fallschirmspringen“ auslöst (1). Dabei ist 
klar zwischen dem strukturellen „Fallschirmsprin­
gen“ zur unmittelbaren Besetzung hierarchischer 
Stellen anlässlich jeder Erweiterung und der Beibe­
haltung direkter Ernennungen durch die Mitglied­
staaten für gewisse als „strategisch“ angesehene Po­
sitionen zu unterscheiden, auch wenn diese Praxis 
tendenziell zurückgeht. Punktuelle Ernennungen 
gibt es auch am Ende dieses Zeitraums noch, wie 
beispielsweise 1984 die Ernennung von Guy Legras 
zum Generaldirektor für Landwirtschaft. Infolge 
ihrer besonderen Ernennungsart gelten für Inhaber 
von A1/A2­Stellen sehr spezifische Bedingungen 
für das Ausscheiden aus dem Dienst: Im Unter­
schied zu Abteilungsleitern der Besoldungsgruppe 
A3 und allen anderen Stelleninhabern des europäi­
schen öffentlichen Dienstes können sie gemäß Arti­
kel 50 des Statuts „aus dienstlichen Gründen“ ihrer 
Stelle enthoben werden. 
(1) Siehe Spence, D., „Staff and personnel policy in the Commission“: Ed­
wards, G., und Spence, D. (Hg.), The European Commission, John Harper 
Publishing, London, 1997, S.  62­96; Michelmann, H.  J., „Multinational 
staffing and organisational functioning in the Commission of the European 
Communities“, International Organization Bd. 32, Nr. 2, 1978, S. 477­496.
Karikatur „Traum entlang der Karriereleiter“, erschienen im Courrier du personnel, Nr. 436, 8. Oktober 1982
„Der Fall des Ikarus“. Artikel 50 des Statuts hängt als 
Damoklesschwert über den Beamten der Besoldungsgruppen A1 
und A2. Es kann jeden Augenblick fallen und bedroht 
„diejenigen, die das Glück oder Pech hatten, in der Hierarchie – nicht 
unbedingt der Werte, sondern eher der Besoldungsgruppen – 
schneller als andere emporzuklettern“, Illustration aus dem Courrier 
du personnel, Nr. 427, 25. November 1981, S. 53.
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Im Laufe der Jahre nimmt mit dem stetig steigen­
den Personalbestand die Zahl der Verwaltungsbe­
schwerden der Bediensteten gegen das Organ auf der 
Grundlage von Artikel 90 des Statuts zu: von zehn 
am Ende der 1960er Jahre über rund 20 zu Beginn 
der 1970er Jahre auf 50 im Jahr 1981. Angesichts 
dieser Zunahme schlägt die Kommission dem Rat 
am 22. September 1978 die Errichtung eines Ver­
waltungsgerichts vor, das vor einer eventuellen An­
rufung des Gerichtshofs zuständig sein soll. Aber die 
Diskussionen im Rat geraten wegen der Debatten 
über den möglichen Präzedenzfall für andere Berei­
che und die Rechtsgrundlage der Revision ins Sto­
cken. Dieses Gericht für den öffentlichen Dienst der 
Europäischen Union wird erst mit dem im Februar 
2001 unterzeichneten Vertrag von Nizza nach der 
Errichtung eines Gerichts erster Instanz geschaffen.
Steigender Personalbestand
Infolge der jeweiligen Erweiterungen und der Ent­
wicklung der Gemeinschaftspolitiken steigt die 
Zahl der Beamten und Bediensteten der Europäi­
schen Kommission (ohne „sonstige Bedienstete“ 









1981 (Mai) 8 857
1982 9 433
1983 9 682
1984 (März) 9 863
1985 10 150
Anmerkung:  Die Zahlenangaben stammen aus unregelmäßigen statistischen 
Reihen mit fehlenden Jahren.
Dieser Anstieg fällt allerdings geringer aus als in 
den anderen europäischen Organen, wenngleich 
Vergleichszahlen nur schwer verfügbar sind. Bin­
nen zehn Jahren (insbesondere binnen fünf Jahren 
unter Berücksichtigung der Erweiterung von 1973) 
hat sich die Kommission deutlich weniger (93  %) 



































1970 603 5 008
1975 1 475 144,61 % 7 457 48,90 %
1980 1 593 164,17 % 8 684 73,40 %
1985 1 790 196,84 % 10 150 102,67 %
Im Hinblick auf die jeweiligen Kategorien des 
Personals ist der Zuwachs in der Sonderlaufbahn 
LA (Linguisten) am stärksten, es folgen Assisten­
ten (B) und Amtsboten (D), wenngleich Letztere 
zahlenmäßig nicht so stark vertreten sind wie Ver­
waltungsräte und Sekretäre, deren Zahl weniger 
schnell steigt als der Personalbestand insgesamt. 
Die Zunahme bei den Übersetzern und Dolmet­
schern erklärt sich leicht durch die verschiedenen 
Erweiterungen. Die im Verhältnis zu den konzeptu­
ellen Aufgaben wachsenden Verwaltungsaufgaben 
können als Erklärung für die Zunahme an Bediens­
teten der Laufbahngruppe B dienen. Angesichts 
des wachsenden Aktionsradius der Kommission 




1972 1 625 –
1977 2 133 31,26 %
1980 2 254 38,70 %
1984 2 561 57,60 %
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Entwicklung der Laufbahngruppe B
Jahr Personalbestand Zunahme
1972 1 039 –
1977 1 663 60,05 %
1980 1 872 80,17 %
1984 2 099 102,02 %
Entwicklung der Laufbahngruppe C
Jahr Personalbestand Zunahme
1972 2 183 –
1977 2 743 25,65 %
1980 3 029 28,75 %
1984 3 427 56,98 %
Entwicklung der Laufbahngruppe D
Jahr Personalbestand Zunahme
1972 297 –
1977 381 28,28 %
1980 422 42,08 %




1977 1 032 88,32 %
1980 1 117 103,80 %
1984 1 213 121,35 %
Bei den Einstellungsverfahren ist in diesem Zeit­
raum ein überraschender Rückgang der Bewer­
berzahl festzustellen: Wie Generaldirektor Jean­
Claude Morel ausgehend von einer Analyse der 
Ergebnisse der Auswahlverfahren erklärt, „hat 
sich das Angebot an Bewerbern seit 1977 quan­
titativ und qualitativ verschlechtert“. Tatsächlich 
macht ein Vergleich der allgemeinen Auswahlver­
fahren für die Laufbahngruppe A in den Jahren 
1977 und 1982 einen Rückgang der Bewerberzahl 
um nahezu 43  % (8  903 gegenüber 5  086) deut­
lich. Dies ist umso weniger verständlich, als die 
Gemeinschaft einen Mitgliedstaat mehr umfasst 
und die Beschäftigungskrise laut Jean­Claude Mo­
rel mehr Personen hätte veranlassen müssen, sich 
zu bewerben. Die qualitative Verschlechterung 
wird anhand des spürbar gesunkenen Qualifika­
tionsniveaus der Bewerber deutlich, das sich an 
der Zahl der erfolgreichen Bewerber ablesen lässt. 
Der Generaldirektor hierzu: „Es drängt sich der 
allgemeine Eindruck auf, dass gute Bewerber mit 
Qualifikation und ausreichender Erfahrung selten 
geworden sind“ (1).
Im Nachgang zu ihrer Sitzung vom 23. November 
1983 leitet die Kommission eine neue Einstellungs­
politik ein (2). Sie kündigt für 1984 an, regelmäßi­
gere Auswahlverfahren für Verwaltungsräte durch­
führen sowie versuchsweise A8­Auswahlverfahren 
für junge Hochschulabsolventen ohne Berufserfah­
rung ausschreiben zu wollen. Diese Auswahlver­
fahren für Verwaltungsräte wurden zuvor auf dem 
Niveau A7 durchgeführt und erforderten Berufs­
erfahrung nach dem Hochschulabschluss, da die 
Kommission und die anderen europäischen Organe 
zu diesem Zeitpunkt im Gegensatz zu den meisten 
Mitgliedstaaten ihre neu eingestellten Mitarbeiter 
nicht wirklich ausbildeten. Zudem wird die Alters­
grenze für diese Auswahlverfahren der Laufbahn­
gruppe A von 32 auf 35 Jahre heraufgesetzt.
(1) Courrier du personnel (Personalkurier), Nr. 451, März 1984, S. 28­29
(2) AHCE, Mitteilung von Richard Burke [SEK(83) 1801/1 vom 10. No­
vember 1983] und Vermerk an die Mitglieder der Kommission [SEK(83) 
1801/2 vom 21. November 1983].
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Worauf ist diese „Krise“ bei den Einstellungen zu­
rückzuführen? Jean­Claude Morel nennt mehrere 
Gründe: die veränderte Wahrnehmung Europas, 
das eher als Symbol eines Scheiterns als eine zu­
kunftsträchtige, Hoffnung versprechende Instanz 
dargestellt wird, die Anfeindung des öffentlichen 
Dienstes in liberalen Wirtschaftskreisen, die mit 
der Umsiedlung aus dem Herkunftsland verbunde­
nen Probleme wegen der Schwierigkeiten des Ehe­
gatten, in Brüssel beruflich Fuß zu fassen, sowie die 
Verschlechterung der Laufbahnentwicklung.
Bei den Auswahlverfahren herrscht eine sehr gro­
ße Diskrepanz zwischen den Mitgliedstaaten. In 
einem Vermerk aus dem Jahr 1979, der sich den 
nach Mitgliedstaaten definierten Einstellungspro­
blemen widmet, stellt sich diese Diskrepanz zusam­
menfassend wie folgt dar: „ständiges Übermaß an 
belgischen Bewerbern; Mangel an niederländischen 
Bewerbern; große Anzahl an qualitativ unzuläng­
lichen italienischen Bewerbern; Problem der Iren, 
den sprachlichen Anforderungen zu genügen, was 
in geringerem Maße auch auf die Briten zutrifft“ (1).
Im Zuge der Beitrittsverhandlungen forderte das 
Vereinigte Königreich einen Anteil von 18 % am ge­
samten Personalbestand der Kommission. Als „Re­
aktion“ darauf erhält Italien 20 zusätzliche Beamte 
der Besoldungsgruppen A4/A5. Doch die Briten 
(1) AHCE, BAC 81/1984/75, GO/24, Vermerk des Generalsekretariats vom 20. 
November 1979 an die für die Prüfung von Folgemaßnahmen zum dritten 
Teil des Spierenburg­Berichts zuständige Gruppe von Kommissionsmitglie­
dern, gestützt auf ein Dokument der GD IX vom 19. November 1979.
stellen 1975 lediglich 8,37  % des gesamten Perso­
nals der Kommission und neun Jahre später 9,61 %. 
Bei der Laufbahngruppe A bleiben sie auf einem 
stabilen Niveau: 1975 stellen sie 15,10  %, 1984 
14,41 % der Bediensteten. Belgien als Standort der 
meisten Dienststellen der Kommission ist nach wie 
vor außerordentlich gut vertreten: 1975 stellen bel­
gische Staatsangehörige 26,15 % des globalen Perso­
nalbestands, was sich auch 1984 nicht ändert 
(26,91  %), und durchschnittlich 13  % der Lauf­
bahngruppe A.
Gemischtes Bild beim Frauenanteil
Der Anteil der Frauen an den Beamtenstellen der 
Kommission bleibt im Untersuchungszeitraum 
stabil. 1972 sind 2 509 von insgesamt 5 692 Beam­
ten Frauen (44,07 %), 1982 sind es 4 191 von 9 433 
(44,45 %). Nicht nur ändert sich dieser globale An­
teil nicht, sondern auch das erhebliche Ungleichge­
wicht nach den jeweiligen Kategorien bleibt in die­
sen zehn Jahren unverändert:
Frauenanteil 1972 1982
A 6,09 % 7,93 %
LA 37,40 % 45,00 %
B 40,42 % 38,74 %
C 81,63 % 81,45 %
D 1,01 % 7,80 %
Genauer gesagt ist in den höchsten Besoldungsgrup­
pen der Kategorie A keine einzige Frau vertreten. 
1972 werden alle Generaldirektionen von Männern 
geleitet, und nach der Ernennung von zwei Frauen 
in die Besoldungsgruppe A1 in den 1970er Jahren 
gibt es keine Direktorin mehr; lediglich drei Frau­
en fungieren 1982 als Abteilungsleiterinnen. In den 
niedrigeren Besoldungsgruppen steigt der Frauen­
anteil mit abnehmender hierarchischer Stellung. 
Abgesehen von einer Verdoppelung des Anteils an 
A5­Beamtinnen (Hauptverwaltungsrätinnen) gibt 
Globaler Personalbestand nach Mitgliedstaaten
BE DK DE IE EL FR IT LU NL UK Insgesamt
1975 1 795 223 1 148 136 7 1 039 1 153 368 419 575 6 863
1984 2 628 361 1 314 215 397 1 300 1 620 461 528 939 9 763
Personalbestand der Laufbahngruppe A nach Mitgliedstaaten
BE DK DE IE EL FR IT LU NL UK Insgesamt
1975 265 73 371 59 5 369 351 57 126 297 1 966
1984 333 74 458 86 122 500 414 59 157 371 2 574
Personalbestand der Generaldirektoren nach Mitgliedstaaten
BE DK DE IE EL FR IT LU NL UK Insgesamt
1975 4 1 7 1 0 7 7 1 4 6 38
1984 5 2 8 1 1 7 8 1 4 9 46
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es innerhalb von zehn Jahren keine nennenswerte 
Änderung:
Frauenanteil 1972 1982
A1 0,00 % 4,34 %
A2 0,89 % 0,00 %
A3 1,00 % 0,61 %
A4 2,99 % 4,62 %
A5 5,30 % 10,00 %
A6 15,00 % 14,28 %
A7 16,25 % 14,59 %
Während die Gleichstellung von Mann und Frau 
durch Statut und Rechtsprechung des Gerichtshofs 
garantiert ist, kann sich die Kommission den zu dieser 
Zeit vorherrschenden Konventionen in den Mitglied­
staaten nicht entziehen. Folglich ist die Kategorie C 
Frauendomäne; insbesondere Sekretariatstätigkeiten 
werden von Frauen ausgeübt, aber auch im Sprachen­
dienst stellen die Frauen 45 % des Personals.
Im Jahr 1975, von den Vereinten Nationen zum In­
ternationalen Jahr der Frau ausgerufen, legt die Kom­
mission eine Mitteilung und einen Richtlinienent­
wurf zur Gleichstellung von Männern und Frauen 
in der Gemeinschaft vor (1). Nach Jacqueline Nonon, 
Beamtin bei der GD V und Vorkämpferin für die 
Richtlinie, war „mit diesem Jahr die Lunte gelegt“ (2). 
Die Kommission möchte mit gutem Beispiel voran­
gehen und beginnt, sich für die Belange der Frauen 
in den eigenen Reihen zu interessieren. Einer von ihr 
durchgeführten Umfrage zufolge sind 55 % der Frau­
en der Auffassung, dass ihre derzeitige Funktion we­
(1) Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli­
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen, ange­
nommen ein Jahr nach der Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Fe­
bruar 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen, AHCE, KOM(75) 36 endg. vom 12. Februar 1975, Mitteilung 
der Kommission über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Arbeitsleben.
(2) Interview mit Jacqueline Nonon, 25. Oktober 2010. 
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der ihrer Kompetenz noch ihrem Ausbildungsniveau 
entspricht (1). Darin spiegelt sich die Tendenz wider, 
Frauen unterhalb ihres Qualifikationsniveaus zu be­
schäftigen – z.  B. Frauen mit Hochschulabschluss 
in der Kategorie C. 1978 setzt die Kommission eine 
Arbeitsgruppe zur Chancengleichheit und Gleichbe­
handlung von Frauen ein, die Ungleichheiten bei der 
Einstellung und Beförderung von Frauen feststellt. 
Gleichzeitig werden die allgemeineren Ziele im Hin­
blick auf die Gleichstellung von Männern und Frauen 
festgelegt, die Eingang finden in das Ende 1981 von 
der Kommission verabschiedete Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft zur Förderung der Chancengleich­
heit der Frauen (1982­1985). Im selben Jahr wendet 
sich die Kommission ihren eigenen Dienststellen zu 
und setzt einen Ausschuss für die Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern ein, der später den Namen 
„Paritätischer Ausschuss für Chancengleichheit“ 
(COPEC) erhält. Ziel ist es, die Einstellungsbedin­
gungen, die Ausbildung und die Laufbahnentwick­
lung der Frauen zu verbessern sowie eine verbesserte 
soziale Infrastruktur und Arbeitszeitgestaltung her­
beizuführen. Daraufhin setzt ein Wandel ein, der 
sich gleichwohl langsam vollzieht – Verwaltungsre­
geln ändern nichts, wenn sie nicht von einem Menta­
litätswandel begleitet werden.
Laufbahnentwicklung
Diese Jahre kennzeichnen den Beginn eines 
Strukturproblems hinsichtlich der Laufbahnen 
der Beamten der Kategorie A. Die Häufung von 
Hauptverwaltungsräten und die unregelmäßigen 
Einstellungswellen führen dazu, dass immer weniger 
Beamte in die höheren Führungspositionen beför­
dert werden. Während die Zahl der A4­Stellen zwi­
schen 1970 und 1974 von 330 auf 518 steigt (was 188 
zusätzlichen Stellen bzw. einer Zunahme um 57  % 
entspricht), ist bei den A3­Stellen im gleichen Zeit­
raum lediglich ein Anstieg von 257 auf 296 Stellen 
(1) Courrier du personnel, Nr. 365 (Sonderausgabe „Frauen“), Dezember 1975, 
S. 1­48.
zu verzeichnen (d. h. nur 39 zusätzliche Stellen bzw. 
eine Zunahme um 15  %). Die Situation wird noch 
dadurch verschärft, dass ein bestimmter Prozentsatz 
dieser begehrten A3­Posten an externes Personal ver­
geben wird. Der Spierenburg­Bericht von 1979 hebt 
hervor, dass sich diese für die Laufbahnperspekti­
ven nachteilige Deckelung demoralisierend auf das 
Personal der Kommission auswirkt, und empfiehlt, 
die Besetzung von A3­Stellen mit externem Perso­
nal maximal zu begrenzen  (2). Die relativ langsame 
Beförderung der Kommissionsbeamten wird bei 
einem Vergleich mit der Laufbahnentwicklung der 
Ratsbeamten besonders deutlich. In einem Vermerk 
von 1979 an Personaldirektor Jeremy Baxter lässt der 
Vorsitzende der Personalvertretung der Kommission 
seinem Unmut freien Lauf: „Es bestehen erhebliche 
Diskrepanzen zwischen Ratsbeamten einerseits und 
Kommissionsbeamten andererseits. Die normale 
Laufbahn bei der Kommission beginnt zu dem Zeit­
punkt, zu dem die normale Laufbahn beim Rat en­
det“ (3). Erfolgt beispielsweise die Ernennung in die 
Besoldungsgruppe A4 beim Rat zwischen 32 und 
42 Jahren, so liegt das entsprechende Beförderungs­
alter bei der Kommission zwischen 42 und 50 Jahren, 
was eine Verzerrung der Alterspyramide im Hinblick 
(2) AHCE, BAC 88/2004/112, „Vorschläge für eine Reform der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Dienststellen“ (Spierenburg­
Bericht), 24. September 1979, Ziffer 38.
(3) Courrier du personnel, Nr. 405, September 1979, S. 58­59.
Mit der Verleihung der Robert-Schuman-Medaille 
an Kommissionsmitarbeiter für 20 Jahre „guten und treuen 
Dienstes“ ehrt der Präsident der Kommission 
den europäischen öffentlichen Dienst.
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auf Beförderung und Zugang zu den höchsten Besol­
dungsgruppen bewirkt.
In diesem Zeitraum ist die Frage der Laufbahnent­
wicklung bei der Kommission ein wiederkehrendes 
Thema: aktive Laufbahnverwaltung, Mobilität der 
Beamten innerhalb des Organs, Fortbildungsbedarf 
sowie Herabsetzung des Renteneintrittsalters von 
65 auf 60 Jahre. Zu Beginn der 1980er Jahre wird – 
zunächst nur zögerlich – die Mobilität eingeführt, 
um die Planbarkeit der Laufbahnen zu verbessern. 
Dem Vorschlag des Spierenburg­Berichts folgend 
wird ein Ausschuss unter Vorsitz von Generalsekre­
tär Émile Noël eingesetzt, um die internen Bewer­
bungen auf vakante A2­ und A3­Stellen zu prüfen. 
Die Kommission setzt sich dafür ein, 80 % der A3­
Stellen mit internen Bewerbern zu besetzen (1).
Politische Dynamik und Entwicklung 
des Personalbestands
Zwischen 1973 und 1986 steigt der Personalbestand 
der Kommission von nahezu 6 000 (1973) auf über 
10 000 (1986) (2). In den 1970er Jahren erfolgt eine 
Ausweitung der Tätigkeitsbereiche. Obwohl die 
Anfänge der Regionalpolitik zu Beginn der 1960er 
Jahre anzusiedeln sind, wird erst 1967 eine für die­
sen Politikbereich zuständige Generaldirektion 
(GD XVI) eingerichtet. Die für Umwelt­ und Ver­
braucherschutz (XI) und für Fischerei (XIV) zu­
ständigen Direktionen werden erst 1981 bzw. 1977 
vollständig zu Generaldirektionen. Nach und nach 
kommen weitere Generaldirektionen und Dienst­
stellen hinzu. Gleichzeitig spielen die seit 1958 
eingerichteten Generaldirektionen wie GD I (Aus­
wärtige Beziehungen) und GD VI (Landwirtschaft) 
nach wie vor eine herausragende Rolle innerhalb 
der Gemeinschaft und weiten ihren Aktionsradius 
(1) Courrier du personnel, Nr. 424, Juni 1981, S. 35.
(2) Dauerplanstellen. Berichtigungshaushalt Nr. 3 der Europäischen Gemein-
schaften für das Haushaltsjahr 1973 – ABl. L  366 vom 31.12.1973, S.  21; 
Endgültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemein-
schaften für das Haushaltsjahr 1986, ABl. L 358 vom 31.12.1985, S. 84.
stetig aus. Zwischen neu aufkommenden und seit 
längerem etablierten Generaldirektionen entbrennt 
ein Konkurrenzkampf um die Personalreserven. 
Im vorliegenden Abschnitt wird aufgezeigt, welche 
Bereiche im Berichtszeitraum eine Stagnation bzw. 
einen Rückgang und welche einen erheblichen Zu­
wachs beim Personal zu verzeichnen hatten.
Eine Untersuchung des Personalbestands der ver­
schiedenen Generaldirektionen ergibt, dass die 
GD  I, die GD VI und die für Entwicklungshilfe 
zuständige GD VIII das größte Wachstum zu ver­
zeichnen haben. Die auswärtigen Beziehungen sind 
offenkundig ein strategischer Bereich mit zuneh­
mender Bedeutung in diesem Zeitraum. Die hierfür 
zuständige GD nimmt mehrere wichtige Aufgaben 
wahr, darunter die GATT­ und die Erweiterungs­
verhandlungen. Darüber hinaus gehören die Ent­
wicklung eines Netzes von Vertretern der Gemein­
schaft in Drittländern, das Handelsabkommen mit 
China und die Verhandlungen mit den Ländern 
Osteuropas zu den vorrangigen Aufgabenbereichen 
der Kommission Anfang der 1980er Jahre (3). Daher 
wird der Personalbestand der GD I zwischen 1973 
und 1986 um 178 auf 417 Personen aufgestockt. 
Auch die GD VIII erhält in diesem Zeitraum neue 
Zuständigkeitsbereiche. Allein aufgrund des Lomé­
Abkommens werden 1976 in dieser GD 42 neue 
Beamte eingestellt (4). Im Berichtszeitraum wächst 
der Personalbestand der GD VIII von 313 auf 444 
Personen. Als bereits klar umrissener gemeinschaft­
licher Politikbereich brachte die Landwirtschaft 
der Kommission von vorneherein eine Vielzahl von 
Beschäftigten. Die hierfür zuständige GD erhält im 
Laufe dieses Zeitraums immer neue Zuständigkei­
ten, so etwa 1979 die veterinärrechtliche Kontrolle 
und die Verwaltung der Mitverantwortungsabgabe. 
Zwischen 1973 und 1986 steigt ihr Personalbestand 
von 591 auf 733 Personen an.
(3) Siehe z. B. AHCE, BAC 163/99/33, IX/1042/80, EG­Kommission, État 
justificatif motivant les emplois demandés dans l’avant­projet de budget 
1981, Teil II „Erweiterung“, Juli 1980.
(4) AHCE, BAC 163/99/32, Auszug aus einem Ratsdokument, R/2381/75 
(FIN 639) vom 2. Oktober 1975, Kommission. A. Personal. 
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nem vorübergehenden Anstieg unbesetzter Stellen 
geschuldet sein. Dennoch lässt sich feststellen, dass 
die GD II trotz ihrer in den 1970er Jahren zuneh­
menden Aufgaben, die in der Einführung des Eu­
ropäischen Währungssystems (EWS) im Jahr 1979 
ihren Höhepunkt finden, eine kleine Dienststelle 
bleibt. Ihre Aufgabe ist die Analyse und Theorie 
der Wirtschafts­ und Finanzpolitik und weniger 
die Verwaltung, die eine große Mitarbeiterzahl 
erfordern würde  (3). Der Personalbestand der für 
Wettbewerb zuständigen Generaldirektion (GD 
IV) verzeichnet einen leichten Zuwachs von 248 
(1973) auf 268 Personen (1986). Zwar ist die Wett­
bewerbspolitik ein im Grunde anspruchsvoller Po­
litikbereich, für den die Kommission über potenzi­
ell erhebliche Zuständigkeiten verfügt, doch bleibt 
er bis in die 1980er Jahre hinein von sekundärer 
Bedeutung (4). Der leichte Anstieg des Personalbe­
stands von Anfang bis Mitte der 1980er Jahre ist 
größtenteils auf die neue Dynamik dieses Politik­
bereichs und die zunehmende Rolle der GD IV bei 
der Liberalisierung mehrerer Wirtschaftssektoren 
zurückzuführen.
In einem Zeitraum, der von Sparzwängen geprägt 
ist, befindet sich die Kommission in einer schwie­
rigen Situation: Sie muss ein Gleichgewicht her­
stellen zwischen der Notwendigkeit, zum einen 
neue Dienststellen einzurichten und mit Personal 
auszustatten und zum anderen ihre bereits seit län­
gerem etablierten Generaldirektionen aufrechtzu­
erhalten und weiterzuentwickeln. Die Generaldi­
rektionen können sich nur dann Hoffnungen auf 
die Erweiterung ihrer Dienste machen, wenn kon­




(3) Vgl. Kapitel 15: Wirtschaft und Währung: neue Herausforderungen und neue 
Ziele. 
(4) Vgl. Kapitel 14: Der Wettbewerb im Dienste des Marktes.
Der Personalbestand der GD XVI, die sich als neu­
er Tätigkeitsbereich ebenfalls in einer günstigen 
Lage befindet, steigt von 80 auf 153 Personen. Die 
Errichtung des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und die beiden Erweiterun­
gen, in deren Rahmen Länder mit strukturschwa­
chen Regionen der Gemeinschaft beitreten, liefern 
gute Argumente für den Ausbau dieser General­
direktion. Hingegen hat die GD XIV anfänglich 
Probleme, mehr Personal zu erhalten als die ihr ur­
sprünglich bei ihrer Einrichtung von der GD I und 
GD VI zugewiesenen Beamten. Ein Beschluss des 
Rates, der die politischen Grundzüge deutlicher 
herausstellt, lässt lange auf sich warten, was die 
Aufstockung des Personalbestands verzögert. Zu­
sätzliche Stellen werden schließlich bereitgestellt, 
als dieser Politikbereich Anfang der 1980er Jahre 
beispielsweise mit der Einführung eines Inspekti­
onssystems Fahrt aufnimmt  (1). Der Personalbe­
stand der GD erhöht sich zwischen 1979 und 1986 
von 51 auf 104 Personen.
In mehreren Generaldirektionen stagniert der Per­
sonalbestand in dieser Zeit, wofür die GD Verkehr 
(GD VII) ein gutes Beispiel ist: Wie dem der Ver­
kehrspolitik gewidmeten Kapitel dieses Bandes zu 
entnehmen ist, ist dieser Politikbereich eine „wahr­
hafte Bastion nationalistischer Bestrebungen“, 
in dem bis Mitte der 1980er Jahre praktisch kein 
Fortschritt zu verzeichnen ist (2). Dies spiegelt sich 
eindeutig im stagnierenden Personalbestand wider 
(128 Beamte im Jahr 1973 gegenüber 136 im Jahr 
1986). Eine erstaunlich negative Entwicklung des 
Personalbestands zeigt sich bei der für Wirtschaft 
und Finanzen zuständigen GD II, die sich – nach 
einem zwischenzeitlichen Hoch von 249 Personen 
im Jahr 1983 – zwischen 1973 und 1986 insgesamt 
einem Rückgang von 237 auf 210 Beamte gegen­
übersieht. Dieser Tiefstand im Jahr 1986 dürfte ei­
(1) AHCE, KOM(82) PV 661, Sitzung vom 22. September 1980.




Wandlungen und Kontinuität 
einer Vision
Obwohl François­Xavier Ortoli (1925­2007) nie als 
„Vater“ Europas bezeichnet wurde, war er doch ei­
ner der wichtigsten Akteure bei der Verwirklichung 
des Projekts „Europa“, für das er sich beständig ein­
setzte. Er war von 1958 bis 1961 Generaldirektor 
der Generaldirektion Binnenmarkt, von 1973 bis 
1976 Präsident der Kommission, Vizepräsident der 
Kommission während zwei Amtszeiten (1977 bis 
1984) und danach entschiedener Befürworter des 
„Ziels 1992“ und der Wirtschafts­ und Währungs­
union (WWU)  in mehreren Gruppierungen, die 
die Wirtschaft vertraten.
Ortoli ging als Finanzinspektor aus der École Na­
tionale d’Administration (ENA) hervor, in die 
er 1947 eingetreten war. Er war vom Geist der 
Résistance und der reformatorischen Dynamik 
der Nachkriegsjahre beseelt. Die ersten Berufs­
jahre verbrachte er in der Direktion für Außen­
wirtschaftsbeziehungen (DREE) des Finanzmi­
nisteriums, einer Direktion, deren maßgebliches 
Anliegen die internationale Einbindung Frank­
reichs war. Er war kein hitziger Europa­Eiferer, 
doch sein Engagement für Europa unterlag keinem 
Zweifel: Es entstand aus einem Internationalismus 
und dem Wunsch nach einer Versöhnung zwischen 
den Völkern. Auch sein Interesse an dem von Ro­
bert Schuman und dessen Kabinettchef Bernard 
Clappier ins Leben gerufenen Projekt „Europa“ war 
darauf zurückzuführen. Nachdem er 1957 Leiter 
der Dienststelle für Handelspolitik im französi­
schen Finanzministerium geworden war, wirkte 
François­Xavier Ortoli an der Anfangsphase der 
Umsetzung der Römischen Verträge mit. Vor die­
sem Hintergrund erklärte er sich bereit, dem zum 
Kommissionsmitglied in Brüssel ernannten Robert 
Lemaignen als Kabinettchef zu folgen. Eine Be­
gegnung mit Robert Marjolin, dem Vizepräsiden­
ten der Kommission, war entscheidend für seine 
weitere Laufbahn: Er wurde zum Generaldirektor 
für den Binnenmarkt ernannt und war damals der 
jüngste und einer der einflussreichsten Generaldi­
rektoren der Kommission. Diesen Posten bekleide­
te er bis 1961.
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Aus dieser Brüsseler Erfahrung ist seine weitere 
Laufbahn zu erklären: Nachdem er zum Leiter des 
SGCI (Gremium für die Koordination der Euro­
papolitik Frankreichs) ernannt worden war, wur­
de er wenig später außerdem noch Kabinettchef 
von Georges Pompidou. Unter der Präsidentschaft 
Pompidous bekleidete er zwischen 1969 und 1972 
den Posten des Ministers für Forschung und indus­
trielle Entwicklung. In dieser Funktion entwickelte 
Ortoli seine großen Projekte – Luft­ und Raum­
fahrt, Kernenergie, Informatik und Telekommuni­
kation – im Rahmen der europäischen Integration 
seines Landes. Seine Rückkehr nach Brüssel 1973 
als erster französischer Präsident der Kommission 
krönte eine Entwicklung, die ihn zum besten fran­
zösischen Kenner der europäischen Gegebenhei­
ten gemacht hatte. Wie bei anderen französischen 
Kommissaren vor ihm waren die ersten Reaktionen 
seiner Kollegen skeptisch. Tatsächlich vertrat er wie 
Sicco Mansholt (rechts) übergibt am 6. Januar 1973 sein Amt an François-Xavier Ortoli (links).
Seit 1960 haben die Präsidenten eine Strategie zur 
Kommunikation und zu den Beziehungen mit der Presse entwickelt. 
Präsident Ortoli während einer Pressekonferenz am 28. Mai 1975.
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Pompidou die Auffassung, dass der Kommission 
vor allem die Rolle der Impulsgeberin, die politi­
sche Entscheidungsgewalt dagegen den Staaten zu­
komme. Sehr schnell jedoch, wie sich eines der Mit­
glieder seines Kabinetts erinnert, änderten sich die 
Meinungen: „Was ist das für ein Gaullist, den uns 
die Franzosen da schicken, Pompidou als Erbe de 
Gaulles wird uns weiter mit elitärem Gerede abspei­
sen  …“ Und dann, nach den ersten Reden Ortolis 
im Januar, Februar und März 1973 schrieb Agence 
Europe: „Dieses Mal ist es wirklich anders – wir ha­
ben es tatsächlich mit einem Europäer zu tun“ (1).
Die EWG­Mitgliedstaaten hatten sich im Oktober 
1972 in Paris das ehrgeizige Ziel gesteckt, die Ge­
(1) Interview mit Denis Gautier­Sauvagnac, 10. September 2010. 
samtheit ihrer Beziehungen zu einer Europäischen 
Union umzubilden. Ortoli war ein Anhänger die­
ses Projekts, zumal er die engen Verknüpfungen 
zwischen den Zuständigkeiten der Gemeinschaft 
und der Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
erfasste. Die Erschütterungen der Wirtschaft An­
fang der 1970er Jahre – Währungs­ und Ölkrise 
– stärkten diese Verknüpfungen nur noch. In vie­
lerlei Hinsicht gewannen die – alten und neuen – 
Tätigkeitsbereiche der Kommission zunehmend 
eine politische Dimension, sei es bei der Wäh­
rung, den Handelsbeziehungen, der allgemeinen 
Zusammenarbeit, der Mittelmeerpolitik oder der 
Energiepolitik. Die erste Rede des Präsidenten Or­
toli im Europäischen Parlament im Februar 1973 
über die Herausbildung einer europäischen Iden­
tität zeigte ein ausgeprägtes Bewusstsein für diese 
Wirklichkeit.
Das Europäische Parlament übt das Kontrollrecht über die Tätigkeit der Kommission aus und kann diese 
als Ganze durch einen Misstrauensantrag des Amtes entheben. Wie seine Vorgänger erläutert 
Präsident Ortoli im Mai 1975 die Grundzüge seiner Politik vor dem Europäischen Parlament in Straßburg.
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Die Einrichtung des Europäischen Rates wurde als relative Schwächung des politischen Gewichts der Kommission angesehen. Ursprünglich 
war sie aus den Diskussionen im Zusammenhang mit der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) herausgehalten worden. 
Präsident Ortoli bemühte sich, diesen Zustand zu korrigieren. Hier ist er bei seinem Eintreffen zum Europäischen Rat in Luxemburg vom 
April 1976 zu sehen.
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Ortoli gewann aufgrund seiner Fähigkeit, sich in 
viele Bereiche hineinzudenken, große Bedeutung im 
Kollegium der Kommissare. Aber auch intern setzte 
er durch seine ausgeprägte Kollegialität, die den von 
ihm vorgelegten Optionen mehr Autorität verlieh, 
eine Dynamik in Gang. Aufgrund der Entwicklung 
hin zu einer Renationalisierung der Politik der ein­
zelnen Länder, bedingt durch die Wirtschaftskrise 
der 1970er Jahre und die gleichzeitige Schwächung 
der institutionellen Position der Kommission durch 
die Schaffung des Europäischen Rates im Jahr 1975, 
waren die Rahmenbedingungen jedoch ungüns­
tig. Bei diesen Themen konnte Ortoli sich weniger 
durchsetzen, was auf seine Überzeugung zurück­
zuführen war, dass es illusorisch sei, die Staaten zu 
etwas zu zwingen. Tatsächlich geriet er in Konflikt 
mit Spinelli, der aufgrund seiner föderalistischen 
Einstellungen und seines Charakters sein Gegenteil 
war. Dennoch gelang es ihm im Laufe seiner Amts­
zeit, das Wesentliche zu bewahren und gleichzeitig 
Schritt für Schritt die Überzeugung zu entwickeln, 
dass die Zuständigkeiten der Gemeinschaftsorgane 
erweitert werden mussten: „Von der Kommission 
erwartet man, dass sie Ideen hat, dass sie den Ein­
druck des Vorankommens vermittelt, dass sie den 
europäischen Einigungsprozess fördert, aber ohne 
starke europäische Strukturen ist das unmöglich. 
Durch ständige Verhandlungen kann man keine 
Politik machen. Wenn man alles durch Zusammen­
arbeit lösen will, dabei aber das gemeinsame Han­
François-Xavier Ortoli am 6. Januar 1973 in Luxemburg, als die von ihm angeführte Kommission und die neuen Richter des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften unter Vorsitz von Robert Lecourt ihren Amtseid ablegen 
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deln, das auf Einstimmigkeit basiert, verweigert, 
dann wird der Überbau zur eigentlichen Struktur, 
dann werden die Mittel, das Gefüge nicht genutzt, 
der Fortbestand wird unmöglich gemacht, dem Eu­
ropa der Anträge der Weg geebnet“ (1).
In diese Jahre fällt auch der Beginn einer langwieri­
gen Arbeit an Europa, was zum Teil erklärt, warum 
Ortoli sich 1976 mit Zustimmung von Präsident 
Giscard d’Estaing dazu entschloss, in Brüssel zu 
bleiben. Er war während der Amtszeiten von Roy 
Jenkins und Gaston Thorn bis 1984 als Vizepräsi­
dent der Kommission für Wirtschaft und Finanzen 
zuständig. Seine Stellung als ehemaliger Präsident 
bereitete ihm keine Schwierigkeiten, sondern ver­
schaffte ihm eher einen Vorteil gegenüber seinen 
Kollegen, den er mit einigen anderen, etwa Étienne 
Davignon, gemeinsam hatte; auch die Beziehung zu 
Roy Jenkins, die im ersten Jahr von dessen Amtszeit 
nicht besonders gut war, verbesserte sich bald deut­
lich. Während dieser Jahre festigte sich seine Über­
zeugung, dass den Gemeinschaften mehr Zustän­
digkeiten übertragen werden sollten, insbesondere 
im Bereich Wirtschaft. Er vergrößerte das Potenzial 
der Kommission in puncto Sachverstand und nutz­
te seinen persönlichen Einfluss bei den Mitglied­
staaten, insbesondere bei Frankreich im Jahr 1983, 
um eine größere Annäherung der nationalen Politi­
ken zu erreichen. Diese Einstellung basierte auf ei­
ner Lesart der Entwicklungen, die schon früh dazu 
führte, dass die Globalisierung in den Mittelpunkt 
seines Denkens rückte. Im Zentrum der Globalisie­
rung sollten die Vereinigten Staaten, Asien und ein 
Europa stehen, das seine Interessen auf internatio­
naler Ebene nachdrücklich behauptet.
Einer seiner Mitarbeiter zieht die Bilanz eines 
Wirkens, das durch das Zusammenspiel von Prag­
matismus, langfristig ausgerichteter Überlegung 
(1) Zitiert von Noël Bonhomme in Badel, L., und Bussière, É., François-Xavier 
Ortoli, l’Europe, quel numéro de téléphone?, Descartes & Cie, Paris, 2011, 
S. 140.
und einem Handeln, das auf den Kern der Dinge 
abzielte, gekennzeichnet wurde, zuweilen aber auch 
zurückhaltend war: „Ortoli ist ein Visionär, (…) in 
der Kommission Thorn gab es viel Vorbereitungsar­
beit zu leisten, eine fachliche Arbeit, von der nicht 
gesprochen wurde; aber es wurde zu der Zeit insbe­
sondere von Männern wie Ortoli, Davignon und 
dem deutschen Kommissar Narjes viel grundlegen­
de, vorbereitende Arbeit geleistet, und nachdem die 
Hindernisse beseitigt waren, war es ohne Zweifel 
Ortoli, der Jacques Delors davon überzeugte, dass 
die Zeit gekommen war, die Initiative zu ergrei­
fen, dass er aus konjunkturellen, wirtschaftlichen 
und politischen Gründen alles bereits in trockenen 
Tüchern hatte und die Einheitliche Akte nur noch 
herausgeholt werden musste, denn die ganze Vorbe­
reitungsarbeit war ja geleistet“ (2).
Als François­Xavier Ortoli 1984 Vorstandsvorsit­
zender des Mineralölkonzerns Total wurde, ent­
sprach sein Werdegang der klassischen Laufbahn 
des hohen französischen Beamten. Während dieser 
Jahre und nachdem er 1989 Vorsitzender des CNPF 
International (Conseil national du patronat fran­
çais – französischer Arbeitgeberverband) geworden 
war, richtete er seine Überlegungen an der Logik 
der regionalen Integration aus und spielte eine we­
sentliche Rolle bei der Einrichtung des ASEM (Asi­
en­Europa­Treffen). Er übernahm diese enormen 
Aufgaben jedoch immer unter Berücksichtigung 
des europäischen Zusammenhangs. So war er an der 
Gründung des ERT (European Round Table of In­
dustrialists) sowie der AUME (Assoziation für die 
europäische Währungsunion) 1987 beteiligt, also 
Einrichtungen, die Initiativen zur Wiederbelebung 
der Wirtschafts­ und Währungsintegration in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre unterstützten.
Éric Bussière
(2) Interview mit Yves­Thibault de Silguy, 20. Juli 2010.
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Kapitel 2  
Das Kollegium
2.1 Die Mitglieder 
der Kommission
Von 1973 bis 1986 folgten vier Kommissionen auf­
einander, denen insgesamt 45 Personen angehör­
ten. Im Laufe der Erweiterungen stieg die Zahl der 
Kommissionsmitglieder – zwei für die großen, eins 
für die kleinen Länder – von 13 (1973) auf 14 (1981) 
und schließlich auf 17 (1986).
Die Mitglieder der Kommission waren im Ber­
laymont­Gebäude untergebracht, wo sie jeden 
Mittwoch im 13. Stock tagten  (1). An den Kollegi­
umssitzungen nahmen weitere Personen teil: der Ge­
neralsekretär Émile Noël, der links vom Präsidenten 
saß, seine Stellvertreter, deren Aufgaben von 1977 an 
von einem einzigen Beamten wahrgenommen wur­
den, der Generaldirektor des Juristischen Dienstes, 
(1) Siehe auch Bitsch, M.­T., und Conrad, Y., „Das Kollegium der Kommissare: 
ein neuer Behördentyp“, Dumoulin, M. (Hg.), Die Europäische Kommission 
1958-1972, Geschichte und Erinnerungen einer Institution, Amt für amt­
liche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 
2007, S. 195­219.
der Kabinettchef des Präsidenten, der Sprecher, der 
Generaldirektor der Generaldirektion Presse und In­
formation, Dolmetscher und der Kanzler. Letzterer 
war für das Protokoll zuständig, das am Donnerstag 
verteilt wurde, nachdem Noël es durchgesehen hatte. 
Schließlich konnten je nach den Dossiers, die auf der 
Tagesordnung standen, weitere Beamte eingeladen 
werden. Noël stellte fest, dass mit der Kommission 
Ortoli die bis dahin herrschende Feierlichkeit ver­
schwunden war. „Die Mitglieder der Kommission 
nannten sich beim Vornamen, ja sie duzten sich so­
gar während der Sitzung. Es wurde direkter, schärfer 
diskutiert“, schrieb Noël, der auch eine Neigung no­
tierte, die Zahl der zur Sitzung eingeladenen Beam­
ten möglichst klein zu halten, damit die Diskussion 
einen möglichst freien Lauf nehmen konnte (2).
Das Kollegium bestand ausschließlich aus Män­
nern mit einem Durchschnittsalter von 50 Jahren. 
Allerdings konnte zwischen den jüngsten und den 
ältesten ein beträchtlicher Altersunterschied be­
stehen. Das auffallendste Beispiel hierfür bot die 
(2) Simonet, H., Je n’efface rien et je recommence, coll. „Politiques“, Didier Ha­
tier, Brüssel, 1986, S. 96. 
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Delors­Kommission. Der Spanier Manuel Marín 
war 36 Jahre alt, als er sein Amt antrat, der Brite 
Arthur Cockfield 68.
Jurastudium und politische Erfahrung 
auf nationaler Ebene
Fast die Hälfte der Kommissionsmitglieder wa­
ren Juristen, wobei einige noch einen oder mehrere 
andere Abschlüsse namentlich in Wirtschaft oder 
Geisteswissenschaften hatten. Anders ausgedrückt, 
nur wenige Kommissionsmitglieder hatten einen Bil­
dungsabschluss, der nicht in das allgemeine Schema 
der überwiegenden Mehrheit ihrer Kollegen passte. 
Der Brite Christopher Soames hatte einen Abschluss 
des Royal Military College. Der Ire Patrick Hillery 
war Arzt. Einige Persönlichkeiten fielen durch ihren 
Bildungsweg aus dem Rahmen. Der Deutsche Karl­
Heinz Narjes war als Kriegsgefangener erst in Kana­
da, dann im Vereinigten Königreich. Dort hatte er 
die Fächer studiert, in denen er nach dem Friedens­
schluss in Deutschland seine Staatsexamen ablegte. 
Sein Landsmann Alois Pfeiffer besuchte Abendkur­
se in Sozialwirtschaft und Arbeitsrecht. Der Däne 
Poul Dalsager hatte eine praktische Ausbildung im 
Banksektor durchlaufen. Jacques Delors, der den Ab­
schluss des Centre d’études supérieures de la banque 
erwarb, während er berufstätig war, war „ebenso 
wie [Jean] Monnet [...] eher ein Außenseiter“ (1). Im 
Gegensatz zu Jean­François Deniau, François­Xa­
vier Ortoli und Claude Cheysson hatte er nicht die 
ENA (École nationale d’administration) absolviert 
und „hatte einen für einen Franzosen untypischen 
Werdegang [...] hinter sich“  (2). In seinem Fall lag 
die Ursache dafür am Krieg und seinen Folgen. Ein 
Krieg, der im Leben und im Gedächtnis vieler Kom­
missionsmitglieder seine Spuren hinterlassen hatte. 
Die Erfahrungen waren höchst unterschiedlich. Die 
(1) Narjes, K.­H., Europäische Integration aus historischer Erfahrung. Ein Zeit-
zeugengespräch mit Michael Gehler, Zentrum für Europäische Integrations­
forschung, Rheinische Friedrich­Wilhelms­Universität, Bonn, 2004, S. 72. 
(2) A. a. O., S. 60. 
einen kämpften in der Armee ihres Landes (Roy Jen­
kins, Christopher Soames, George Thomson, Claude 
Cheysson) oder in der Résistance (Antonio Giolitti, 
Lorenzo Natali, François­Xavier Ortoli, Edgard Pi­
sani). Andere wie Wilhelm Haferkamp, überzeugter 
Nazi­Gegner  (3), und Albert Borschette – zwangs­
verpflichtet und gezwungen, an der Ostfront in den 
Reihen der Wehrmacht zu dienen – zogen gegen 
ihren Willen in den Krieg. Manche wurden verletzt 
(Natali). Wieder andere gerieten in Kriegsgefangen­
schaft durch die Alliierten (Narjes, Pfeiffer) oder 
wurden von der Polizei des Nazi­Regimes festgenom­
men – wie Gaston Thorn, damals noch Jugendlicher, 
oder der Niederländer Henk Vredeling, der aufgrund 
seines Aufenthalts in Buchenwald ein starkes an­
tideutsches Gefühl hegte. Altiero Spinelli, von einem 
faschistischen Sondergericht Mussolinis bereits lange 
vor dem Krieg zur Haft verurteilt, verfasste auf Ven­
totene gemeinsam mit Ernesto Rossi das „Manifest“, 
das den europäischen Föderalisten später als Grund­
lage dienen sollte.
Bedenkt man die Zwangsarbeit, der sich einige ent­
ziehen konnten (Jacques Delors), andere jedoch 
nicht (Pierre Lardinois), verfügte im Ergebnis mehr 
als ein Drittel der Kommissionsmitglieder über Er­
fahrungen mit dem Krieg. Anders ausgedrückt, es 
wurden mit der Kriegsgeneration Männer zusam­
mengebracht, die sich nicht unbedingt auf intellek­
tueller, sondern auf emotionaler Ebene darin einig 
waren, dass die Gemeinschaft geschaffen worden sei, 
um zu verhindern, dass sich solch mörderische Kon­
flikte, wie sie Europa zerrissen hatten, jemals wieder 
ereignen können (4). Doch im Laufe der Jahre kam 
es durch den Generationswechsel zum schleichenden 
Verfall dieses Gedächtnisses als Quelle der Inspira­
tion für das europäische Projekt. Die Delors­Kom­
mission war in dieser Hinsicht die erste, der auch 
Kommissionsmitglieder angehörten, die nach 1945 
geboren waren (Manuel Marín und Peter Suther­
(3) Interview mit Franz Froschmaier, 4. Oktober 2010. 
(4) Interview mit Hayden Phillips, 2. Februar 2011.
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land) – und das in Ländern, die während des Zweiten 
Weltkriegs neutral geblieben waren.
Von den Mitgliedern des Kollegiums verfügten 33 
bereits über politische Erfahrung: 29 waren Mit­
glied eines nationalen, eins eines regionalen und 
drei (seit den Wahlen von 1979) des Europäischen 
Parlaments gewesen, bevor sie das Amt des Kom­
missionsmitglieds ausübten. 27 waren bereits min­
destens einmal Mitglied einer nationalen Regierung 
gewesen. Ein weiteres Mitglied gehörte der Regie­
rung eines deutschen Bundeslandes an. Cheysson 
schließlich war zunächst Kommissionsmitglied, 
bevor er Minister wurde und dann zur Kommissi­
on zurückkehrte. Und drei Kommissionsmitglieder 
(Deniau, Narjes, Ortoli) waren mehr oder weniger 
lange im europäischen öffentlichen Dienst tätig 
gewesen, bevor sie das Amt des Kommissionsmit­
glieds antraten.
Die größte Gruppe derer, die über keinerlei Parla­
ments­ oder Ministererfahrung verfügten, bildeten 
die Diplomaten (6) und die Beamten (2). Zwar gin­
gen zwei deutsche Kommissare aus Gewerkschafts­
reihen hervor, doch nur Pfeiffer verfügte im Ge­
gensatz zu seinem Kollegen Haferkamp über keine 
weitere politische Erfahrung.
Eine gewisse „Fluktuation“
In den aufeinanderfolgenden Kommissionen, die 
mehrheitlich durch die juristische Ausbildung 
und politische Erfahrung ihrer Mitglieder geprägt 
waren, saßen jeweils während vier Jahren Männer 
aus zum Teil höchst unterschiedlichen nationalen 
Kulturen zusammen, wenngleich sie hinsichtlich 
ihrer Ausbildung und ihrer Erfahrungen mit dem 
Krieg und der Politik, wie zuvor betont, einige 
Gemeinsamkeiten aufwiesen. Während die vier­
jährige Amtszeit einiger Kommissionsmitglieder 
mindestens einmal verlängert wurde, übten andere 
ihr Mandat nicht unbedingt bis zu seinem Ablauf 
aus. Die Kommission Ortoli verlor Borschette, der 
Wortlaut der feierlichen Verpflichtung, die von den Mitgliedern 
jeder neuen Kommission vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften verlesen und unterzeichnet wird. Der Amtseid 
bildet den Gegenstand einer schriftlichen Anfrage (Nr. 2086/80 vom 
5. März 1981) von fünf Mitgliedern des Europäischen Parlaments 
(Schmid, van Minnen, von der Vring, Wieczorek-Zeul und Walter) 
an die Kommission: „Aufgrund welcher Bestimmungen leisten die 
Mitglieder der Kommission ihren Amtseid (feierliche Verpflichtung 
nach Artikel 10 des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rates und einer gemeinsamen Kommission) vor dem Gerichtshof 
und nicht vor dem Europäischen Parlament, obwohl die politische 
Kontrolle der Kommission Aufgabe des Parlaments ist und das 
Parlament die Kommission abwählen kann?“. Am 22. April 1981 
antwortet Präsident Thorn im Namen der Kommission: „Der 
Vertrag enthält in der Tat keine Bestimmung, wonach die feierliche 
Verpflichtung nach Artikel 10 des Fusionsvertrags vor dem 
Gerichtshof stattfinden muß. Der Hauptgrund für die derzeitige 
Praxis liegt darin, daß diese feierliche Verpflichtung einen rechtlich 
bindenden individuellen Akt eines jeden Kommissars darstellt, 
dessen Verletzung nur von dem Gerichtshof nach Artikel 10 des 
Fusionsvertrags geahndet werden kann. Im Gegensatz dazu ist 
die Verantwortung der Kommissare gegenüber dem Parlament 
politischer und kollektiver Art“ (ABl. C 129 vom 29.5.1981).
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während seiner Amtszeit verstarb, sowie Deniau, 
der zum Minister ernannt wurde, Ralf Dahrendorf, 
der zum Direktor der London School of Economics 
berufen wurde, Hillery, der Präsident der Repu­
blik Irland wurde, und Spinelli, der sich 1976 als 
unabhängiger Kandidat bei den italienischen Par­
lamentswahlen auf der Liste des PCI (Partito Co­
munista Italiano) aufstellen ließ  (1). Die Kommis­
sion Thorn verlor ebenfalls massiv an Mitgliedern. 
Der erfahrene Finn Gundelach starb nur acht Tage 
nach Antritt seines Amtes. Claude Cheysson und 
Michael O’Kennedy traten im Mai 1981 bzw. März 
1982 Ministerämter an. Ortoli und Pisani schließ­
lich legten ihr Mandat kurz vor Ende ihrer Amts­
zeit nieder.
Die „Fluktuation“ der Kommissionen Ortoli und 
Thorn war relativ stark. Sie ließ die Frage aufkom­
men, wieviel Bedeutung manche Kommissions­
mitglieder ihrem Mandat beimaßen und wie sie es 
verstanden.
Sprung ins Ungewisse
Die Präsidenten der Kommission wurden stets auf 
der Grundlage eines zwischen den Staaten ausge­
handelten Konsenses ausgewählt. Die Verhand­
lungen begannen mehrere Monate, bevor die neue 
Kommission eingesetzt wurde. Der angehende 
Präsident konsultierte die Regierungen der Mit­
gliedstaaten, die kraft der Verträge (Artikel 158 
EWG­Vertrag und Artikel 11 des Fusionsvertrags) 
die Mitglieder der Kommission im Einvernehmen 
ernannten, und rekrutierte gleichzeitig bereits die 
Mitarbeiter, die ihm in Brüssel zur Seite stehen 
sollten, einschließlich der Beamten der Kommis­
sion. Dabei war es nicht unüblich, dass die großen 
Länder, die über zwei Mandate verfügten, eines 
davon an eine Persönlichkeit aus dem Umfeld der 
Regierungsmehrheit und das andere an eine Persön­
(1) Chevallard, G., L’Italia vista dall’Europa: testimonianza da Bruxelles, Rub­
bettino, Soveria Mannelli, 2008, S. 179. 
lichkeit aus den Reihen der Opposition vergaben. 
Die gleichzeitige Anwesenheit von Cheysson und 
Delors in der von Letzterem geführten Kommission 
verstieß gegen diesen Usus.
In der Phase der Vorbereitung standen die angehen­
den Kommissionsmitglieder in engem Kontakt mit 
Generalsekretär Émile Noël, um sich sowohl mit 
den Bestimmungen der Verwaltung als auch mit 
den Bediensteten der Kommission vertraut zu ma­
chen. Die Dienststellen erstellten Dossiers, nicht 
allzu dick, mit einem Organigramm und einem 
Überblick über die Dienste, die Funktionsweise der 
Kommission, die Art und Weise der Vorbereitung 
der Unterlagen und die Beziehungen zwischen dem 
Kabinett und der Generaldirektion. Doch nicht nur 
Noël wurde zu Rate gezogen. Die angehenden Prä­
sidenten und Kommissionsmitglieder suchten auch 
bei „wichtigen ehemaligen Persönlichkeiten“ um 
Rat, darunter Max Kohnstamm (2), der von den da­
maligen Akteuren am häufigsten zitiert wird.
Sobald die Zusammensetzung der Kommission fest­
stand, mussten die Zuständigkeiten unter ihren Mit­
gliedern verteilt werden. Es liegt auf der Hand, dass 
bei der Ressortverteilung die Wünsche der Hauptbe­
teiligten, einschließlich des Präsidenten, gegenüber 
dem Willen bestimmter Regierungen, „ihre“ Kom­
missare über bestimmte Politikbereiche walten zu 
sehen, klar im Hintergrund standen (3). Ein Beispiel 
hierfür ist die GD VIII, die nahezu französisches 
Sperrgebiet darstellte. In gewissen Fällen konnte die 
Zuteilung eines Ressorts auch trotz des Vetos erfol­
gen, das eine Regierung gegen die Nominierung ei­
nes Kommissionsmiglieds aus einem anderen Mit­
gliedstaat einlegte. So wurde der Niederländer Henk 
Vredeling – einer der beiden Kommissare, von denen 
Roy Jenkins sagte, er habe sie nicht persönlich aus­
(2) Der Diplomat und Historiker Max Kohnstamm, ehemaliger Sekretär der 
Hohen Behörde der EGKS und Mitarbeiter von Jean Monnet, hatte bis 
1975 die Ämter des Generalsekretärs und des Vizepräsidenten des Aktions­
komitees für die Vereinigten Staaten Europas inne. Er war der erste Präsi­
dent des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz (1976­1981).
(3) Interview mit Christopher Tugendhat vom 17. August 2010.  
Schuldbekenntnis der reumütigen Kommissionsmitglieder; Montage aus Titelseite 
des Courrier du personnel und Wortlaut des „Schuldbekenntnisses“ (1974)
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gewählt  (1) – zudem von den Deutschen blockiert, 
die ihn trotz seiner Ausbildung als Agronom und 
seiner nachgewiesenen Kompetenz auf diesem Ge­
biet (2) nicht als Kommissar für die Landwirtschaft 
wollten. Es konnte aber auch vorkommen, dass ein 
Kommissionsmitglied, in das seine Regierung großes 
Vertrauen setzte, dieses enttäuschte und sich als zu 
unabhängig erwies. Arthur Cockfield lieferte hierfür 
den eindringlichen Beweis: Nachdem er sich rasch 
an die „Brüsseler Gepflogenheiten“ gewöhnt hatte, 
bezog er gegen Downing Street Stellung, was dazu 
führte, dass sich Margaret Thatcher rasch mit ihrem 
(1) Jenkins, R., European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 10. 
(2) Braak, B. van den, „Een Nederlandse machtspoliticus machteloos in Brus­
sel“, Baalen, C. van, Braak, B. van den, Voerman, G. (Hg.), De Nederlandse 
Eurocommissarissen, Boom, Amsterdam, 2010, S. 189. 
alten Freund  (3) überwarf. Ivor Richard, britisches 
Mitglied der Thorn­Kommission aus den Reihen der 
Labour Party, d. h. der Opposition, erfuhr per Tele­
fonanruf des Außenministers, Geoffrey Howe, dass 
sein Mandat nicht erneuert und der Name seines 
Nachfolgers in den folgenden zehn Minuten verkün­
det werden sollte (4)!
Die Verteilung der Zuständigkeiten soll in einer 
Sitzung erfolgt sein, die auch die „Nacht der langen 
Messer“ genannt wurde. Diese verlief natürlich lange 
nicht so dramatisch, wie es die Anspielung auf dieses 
besonders blutige Ereignis der neueren Geschichte 
(3) Thatcher, M., 10, Downing Street. Mémoires, Albin Michel, Paris, 1993, 
S. 468; AHUE, European Oral History, Arthur Cockfield, Voices on Euro-
pe, 24. August 1998, von Andrew Crozier; Cockfield, F. A., The European 
Union: Creating the Single Market, Wiley Chancery Law, London, 1994. 
(4) Interview mit Ivor Richard vom 21. Oktober 2010. 
lichkeit aus den Reihen der Opposition vergaben. 
Die gleichzeitige Anwesenheit von Cheysson und 
Delors in der von Letzterem geführten Kommission 
verstieß gegen diesen Usus.
In der Phase der Vorbereitung standen die angehen­
den Kommissionsmitglieder in engem Kontakt mit 
Generalsekretär Émile Noël, um sich sowohl mit 
den Bestimmungen der Verwaltung als auch mit 
den Bediensteten der Kommission vertraut zu ma­
chen. Die Dienststellen erstellten Dossiers, nicht 
allzu dick, mit einem Organigramm und einem 
Überblick über die Dienste, die Funktionsweise der 
Kommission, die Art und Weise der Vorbereitung 
der Unterlagen und die Beziehungen zwischen dem 
Kabinett und der Generaldirektion. Doch nicht nur 
Noël wurde zu Rate gezogen. Die angehenden Prä­
sidenten und Kommissionsmitglieder suchten auch 
bei „wichtigen ehemaligen Persönlichkeiten“ um 
Rat, darunter Max Kohnstamm (2), der von den da­
maligen Akteuren am häufigsten zitiert wird.
Sobald die Zusammensetzung der Kommission fest­
stand, mussten die Zuständigkeiten unter ihren Mit­
gliedern verteilt werden. Es liegt auf der Hand, dass 
bei der Ressortverteilung die Wünsche der Hauptbe­
teiligten, einschließlich des Präsidenten, gegenüber 
dem Willen bestimmter Regierungen, „ihre“ Kom­
missare über bestimmte Politikbereiche walten zu 
sehen, klar im Hintergrund standen (3). Ein Beispiel 
hierfür ist die GD VIII, die nahezu französisches 
Sperrgebiet darstellte. In gewissen Fällen konnte die 
Zuteilung eines Ressorts auch trotz des Vetos erfol­
gen, das eine Regierung gegen die Nominierung ei­
nes Kommissionsmiglieds aus einem anderen Mit­
gliedstaat einlegte. So wurde der Niederländer Henk 
Vredeling – einer der beiden Kommissare, von denen 
Roy Jenkins sagte, er habe sie nicht persönlich aus­
(2) Der Diplomat und Historiker Max Kohnstamm, ehemaliger Sekretär der 
Hohen Behörde der EGKS und Mitarbeiter von Jean Monnet, hatte bis 
1975 die Ämter des Generalsekretärs und des Vizepräsidenten des Aktions­
komitees für die Vereinigten Staaten Europas inne. Er war der erste Präsi­
dent des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz (1976­1981).
(3) Interview mit Christopher Tugendhat vom 17. August 2010.  
Schuldbekenntnis der reumütigen Kommissionsmitglieder; Montage aus Titelseite 
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vermuten ließe. Nach Ortoli, der sich an die klassi­
schere Methode hielt (1), organisierten zunächst Jen­
kins (in Ditchley Park in Oxfordshire), dann Thorn 
(in der Hôtellerie Gaichel) und schließlich Delors 
(in der Abbaye de Royaumont) ihre Vorbereitungs­
sitzungen jeweils an Orten, die für den informellen 
Austausch geeignet waren. Die Treffen dienten zu­
nächst dem gegenseitigen Kennenlernen, da sich ei­
nige der angehenden Kommissionsmitglieder noch 
nie begegnet waren. Auch für die, die sich kannten, 
konnten solche Treffen noch Überraschungen ber­
gen. Er habe sogar Lorenzo Natali auf dem Gang um­
herirren sehen, gegen sieben Uhr morgens, ein Hand­
tuch über dem Arm, auf der Suche nach einem der 
raren Badezimmer, erzählt Jacques Delors  (2). Und 
Arthur Cockfield erinnert sich, wie er beim Seminar 
in Royaumont die Sitte einführte, bei den Mahlzei­
ten der Kommission das Brot mit Butter zu servieren. 
Unter Hinweis auf die in der Gemeinschaft produ­
zierten Berge dieses Nahrungsmittels und die Höhe 
der damit verbundenen Agarsubventionen amüsiert 
er sich zutreffend über die (Un)Sitte, bei Tisch keine 
Butter zu servieren, betont jedoch zugleich, dass die 
kulturellen Unterschiede häufig im Detail lagen (3). 
Die Treffen hatten jedoch auch einen ernsthaften 
Zweck. Sie dienten dazu, im Hinblick auf die Vertei­
lung der Zuständigkeiten die Wogen zu glätten, und 
zwar abseits von Brüssel und der akkreditierten Pres­
se. Allerdings musste der Präsident gleich zu Beginn 
seine Rolle erfüllen. Während Jenkins und Delors 
rasch ein Kräftegleichgewicht innerhalb des Kollegi­
ums herstellen konnten, verhielt es sich bei Thorn an­
ders. Richard Burke vergleicht Letzteren mit einem 
„konstitutionellen Monarchen, umgeben von mäch­
(1) „Präsident Ortoli hatte in den vorangehenden Tagen (d. h. vor dem 6. Janu­
ar 1973) eingehende Gespräche mit jedem seiner neuen Kollegen geführt. 
Nach Eröffnung des Arbeitsprogramms der Kommission nutzte er eine Sit­
zungsunterbrechung, um eine Reihe von Gesprächen zu zweit oder zu dritt 
zu arrangieren, um letzte Probleme zu beseitigen. Am späten Nachmittag 
konnte er einhelliges Einvernehmen im Kollegium feststellen.“ Noël, É., 
Les rouages de l’Europe, 2. Auflage, Fernand Nathan­Labor, Paris­Brüssel, 
1979, S. 100.  
(2) Delors, J., und Arnaud, J.­L., Mémoires, Plon, Paris, 2004, S. 195. 
(3) AHUE, European Oral History, Arthur Cockfield, Voices on Europe, 
24. August 1998, von Andrew Crozier. 
tigen Baronen“ (4). Unter diesen Umständen konnte 
das Vorbereitungsseminar in der Hôtellerie Gaichel 
weder kurzfristig noch für die Zukunft zu einem be­
deutenden Ergebnis führen (5). 
Eine komplexe Funktion
Die Anspielung auf die Barone muss näher erläutert 
werden. Ortoli, Jenkins und Delors kamen aus großen 
Ländern. Thorn, der acht Mitglieder der vorherigen 
Kommission übernahm, darunter den ehemaligen 
Kommissionspräsidenten Ortoli, der zum Erstaunen 
der Briten auch Vizepräsident der Kommission Jen­
kins gewesen war, kam aus dem kleinsten Land der 
Gemeinschaft. Diese beiden Faktoren spielten eine 
wesentliche Rolle. Nach Ansicht von Richard Burke 
haben die Präsidenten ein schweres Leben oder nicht, 
je nach der Größe des Mitgliedstaates, den sie vertre­
ten  (6). Die Barone, von denen einige behaupteten, 
dass sie eine Art „Schattenkabinett“  (7) darstellten, 
innerhalb dessen Étienne Davignon – enttäuscht, 
nicht zum Präsidenten gewählt worden zu sein, und 
aufgrund seiner Ressorts an der Spitze eines regel­
rechten „Imperiums“ – die Hauptrolle spielte, mach­
ten Thorn das Leben schwer. Letzterer verhielt sich 
in Gegenwart von Davignon wie ein „Kaninchen vor 
einer Manguste“  (8). „Er fand, dass wir zuviel Platz 
einnahmen. Als wir dann nichts mehr sagten, meinte 
er, wir sabotierten ihn. Es war also nicht einfach“, be­
richtet Davignon (9), der gleich zu Beginn der Kom­
mission Thorn dieser seinen Stempel aufdrückte, da 
vieles der Antrittsrede des Präsidenten offensichtlich 
ihm zu verdanken war.
(4) AHUE, European Oral History, Richard Burke, Voices on Europe, 21. April 
1999, von A. Lovett.
(5) Interview mit Ivor Richard vom 21. Oktober 2010.
(6) AHUE, European Oral History, Richard Burke, Voices on Europe, 21. April 
1999, von A. Lovett. 
(7) Interview mit Jacques Delors, 11. März 2011. Mehrere Zeitzeugen bezeich­
nen die Gruppe Davignon, Haferkamp, Natali und Ortoli als „Viererban­
de“. 
(8) Denman, R., The Mandarin’s Tale. Politico’s Publishing, London, 2002, 
S.  211; Interview mit Christopher Tugendhat vom 17. August 2010, wo­
nach sich Thorn wie ein Hase verhielt, der durch das Licht eines Projektors 
wie gelähmt war.  
(9) Interview mit Étienne Davignon vom 14. September 2010.
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Abgesehen von diesen Erwägungen lag das größte 
Problem in der Natur selbst der Kommission und des 
Status ihres Präsidenten und ihrer Mitglieder. „Die 
Kommission ist die Hüterin der Verträge, das Exe­
kutivorgan der Gemeinschaften, die Initiatorin der 
Gemeinschaftspolitik und vertritt die Interessen der 
Gemeinschaft vor dem Rat“, erinnert Émile Noël (1). 
Ortoli, der am 6. Januar 1973 die 234. und erste von 
ihm geleitete Sitzung der Kommission eröffnete, rief 
seine Kollegen zu „kollegialem und solidarischem 
Handeln“ auf.
Doch davon war man mitunter noch weit entfernt. 
Ein Simonet (Henri) trat der Kommission nach 
eigenen Aussagen nicht mit dem „Eifer des Kreuz­
ritters“  (2) bei. Und da war er nicht der Einzige. 
Die neuen Mitglieder waren orientierungslos. Ihre 
Funktion war weder die eines Ministers noch die ei­
nes hohen Beamten, auch wenn Margaret Thatcher 
den Präsidenten der Kommission genau also solchen 
betrachtete (3). Der Zwitterstatus des Kommissars, 
insbesondere wenn dieser zuvor in seinem Land 
Ministeraufgaben wahrgenommen hatte, erforder­
te Anpassung sowohl an die Verwaltung, die sein 
Arbeitsumfeld darstellte, als auch an eine Kultur 
der Regierungsführung, die sich von der seines eige­
nen Landes unterschied. Dieser Anpassungsprozess 
konnte mitunter einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Die Kommission „muss an ihre innere Notwendig­
keit glauben“, schrieb ein externer Beobachter. Sie 
musste zugleich visionär und umsichtig sein. An­
ders ausgedrückt, sie durfte weder dem Millenaris­
mus noch technischem Virtuosentum verfallen (4). 
Delors, noch prosaischer, betrachtete den „Kom­
missar als Koch“, der das Menü zusammenstellte 
und die Zutaten verarbeitete, so wie die Kommissi­
on zugleich die Rolle des Motors als auch der Mitt­
(1) Noël, É., Les rouages de l’Europe, 2. Auflage, Fernand Nathan­Labor, Paris­
Bruxelles, 1979 S. 23.
(2) A. a. O., S. 96.
(3) Thatcher, M., 10, Downing Street. Mémoires, Albin Michel, Paris, 1993, 
S. 468. 
(4) Soutou, J.­M., Un diplomate engagé. Mémoires, 1939-1979, Éditions de Fal­
lois, Paris, 2011, S. 499. 
lerin spielte, die die unterschiedlichen Sichtweisen 
der Regierungen  (5) in Einklang brachte. Tatsäch­
lich musste der Kommissar zugleich „die erforder­
lichen Fähigkeiten des Ministers und leidenschaft­
lichen Politikers sowie des Beamten mitbringen. Er 
musste beides kombinieren“ (6).
Wie auch immer sich die Kommissionsmitglie­
der, die Ortoli 1973 zu kollegialem und solidari­
schem Handeln aufrief, verhalten haben mögen, 
ihr Verhalten wurde sechs Jahre später im „Bericht 
der drei Weisen“ kritisiert  (7). Die Kommission 
„genießt kein hohes Ansehen als Kollegialorgan; 
sie beeindruckt die Außenwelt am meisten durch 
das Auftreten ihres Präsidenten oder einzelner 
Mitglieder“ (8).
Tatsächlich fiel es der Kommission schwer, als Team 
aufzutreten. Die Kluft zwischen gemeinschaftlicher 
Solidarität und nationalen Interessen spielte eine 
große Rolle. Dies ließ darauf schließen, dass die 
Kommissionsmitglieder, von denen es manche, wie 
Ortoli (9) und Cheysson, eilig hatten, am Wochen­
ende in die Heimat zurückzukehren, entgegen der 
offiziellen Regel unter dem Einfluss ihrer Regierung 
und sogar ihrer Partei standen. „Man war als Kom­
missar teils Abgeordneter der Arbeiterpartei, Mit­
glied der Arbeiterpartei und gleichzeitig Vertreter 
seines Landes“, sagt Ivor Richard, der ebenfalls je­
des Wochenende nach Hause fuhr (10). Er habe sich 
nicht als vollständig losgelöst von der britischen Po­
litik betrachtet.
(5) Delors, J., und Arnaud, J.­L., Mémoires, Plon, Paris, 2004, S. 248. 
(6) Interview mit Michael Franklin, 5. August 2010. 
(7) Siehe Einführung zum dritten Teil dieser Veröffentlichung und Kapitel 9.1: 
Ministerrat.
(8) Rogalla, D., Fonction publique européenne, Fernand Nathan­Labor, Paris­
Bruxelles, 1982, S. 298. 
(9) Denman, R., The Mandarin’s Tale. Politico’s Publishing, London, 2002, 
S. 211.
(10) Interview mit Ivor Richard, 21. Oktober 2010.
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aufzugeben“  (3). Abgesehen von der offensichtli­
chen Barriere, die die Sprache darstellen konnte 
– nicht so sehr bei den Sitzungen des Kollegiums 
als bei den zwischenmenschlichen Kontakten 
(Dalsager z.  B. sprach nur dänisch)  –, waren die 
Beziehungen zwischen den Kommissaren mitunter 
von starken kulturellen Differenzen geprägt. Henk 
Vredeling, der im Jahr 1979 erklärte, die Atmo­
(3) Simonet, H., Je n’efface rien et je recommence, Didier Hatier, Bruxelles, 1986, 
S. 97; Interview von Harry Kreisler mit Frans Andriessen, 26. Oktober 1993, 
Berkeley, Institute of International Studies, „Conversations with History“. 
Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften (1) 
Artikel 10
1. Die Kommission besteht aus siebzehn 
Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen 
Befähigung ausgewählt werden und volle Gewähr 
für ihre Unabhängigkeit bieten müssen (2).
(...)
Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können 
Mitglieder der Kommission sein.
Der Kommission muss mindestens ein 
Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats 
angehören, jedoch dürfen nicht mehr als zwei 
Mitglieder der Kommission dieselbe 
Staatsangehörigkeit besitzen.
2. Die Mitglieder der Kommission üben ihre 
Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemeinen 
Wohl der Gemeinschaften aus.
Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten 
Anweisungen von einer Regierung oder einer 
anderen Stelle weder anfordern noch 
entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu 
unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar 
ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen 
Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen, die 
Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu beeinflussen (...).
Artikel 11
Die Mitglieder der Kommission werden von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen 
Einvernehmen ernannt.
Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre und kann einmal 
erneuert werden.
Kultureller und politischer Kompromiss
Manche Kommissionsmitglieder schienen also zu 
zögern, sich mit Leib und Seele auf das Projekt ein­
zulassen, denn es fiel ihnen nicht leicht, die Politik 
ihres eigenen Landes „zeitweise zumindest offiziell 
(1) ABl. 152 vom 13.7.1967.
(2) Absatz 1 Unterabsatz 1 in der Fassung von Artikel 15 der Akte über den 
Beitritt Spaniens und Portugals.
Im Anschluss an die Vorlage des Spierenberg-Berichts betreffend die 
Strukturen, die Arbeitsweise und die Personalpolitik der Kommission 
an Präsident Jenkins am 24. September 1979 erscheint im Courrier 
du personnel (Nr. 406, 15. Oktober 1979, S. 37) diese Karikatur in 
Begleitung eines kurzen Textes mit dem Titel „Der Rat des Äskulap“, 
gezeichnet „Heureka“: „Es war einmal ein König, der über ein imaginäres 
Königreich herrschte. Da er es leid war, von allen Seiten nur Schlechtes 
über die Regierungsführung in seinem Reich zu hören, ließ er Äskulap 
rufen. Dieser erklärte: ,Eure Hoheit, wenn das Übel imaginärer Art ist, 
werden wir es entsprechend behandeln. Sollte es reell sein, verfahren 
wir gleichermaßen. Wie auch immer: Wir werden der Sache nachgehen 
und Euch bis zu den kommenden Iden unsere Befunde mitteilen‘. 
Pünktlich zu den nächsten Iden präsentierte Äskulap die Ergebnisse 
seiner Untersuchung: ,Ihr habt zu wenig Macht, Eure Hoheit, und beim 
Zeus, Ihr seid zu gutmütig. Stärkt Eure Macht, und Eurem Königreich wird 
es besser ergehen. Die Schwachen lieben die Starken und bewundern 
sie. Sollte eines Tages Eure eigene Gesundheit leiden – denn wisset: 
Macht darf man nicht missbrauchen –, so ruft nach mir. Ist das Übel 
imaginärer Art, werden wir es entsprechend behandeln, und sollte es 
sich anders verhalten, verfahren wir gleichermaßen.‘“
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sphäre unter den Mitgliedern des Kollegiums sei 
„eisig“  (1), wirkte in den Augen seiner südlichen 
Kollegen (2), unter denen eine gewisse „Verwandt­
schaft, (...) Vertrautheit“ bestand, selbst als viel zu 
zurückhaltend. Grigoris Varfis erzählt, er habe ne­
ben dem einen oder anderen während der Sitzun­
gen gelacht. Da habe er neben dem Spanier oder 
Italiener gesessen. Delors habe es übrigens aufge­
regt, sie so lachen zu sehen (3). 
Auch gezwungenes Lachen hat es gegeben. Die 
scharfen, oft mit beißendem Humor gespickten 
Reaktionen einiger Kommissionsmitglieder sind in 
Erinnerung geblieben. Simonet, Soames, Davignon 
und Cockfield gehörten zu jenen, die sich durch 
ihre Witze nicht nur Freunde machten.
Die Kommissare, sowohl als Gruppe als auch ein­
zeln, verhielten sich allerdings nicht so, als lebten sie 
auf einem anderen Planeten. Die Mitglieder ihres 
Kabinetts (4) spielten eine wesentliche Rolle, wenn­
gleich starke Differenzen z. B. mit einem Generaldi­
rektor auftreten konnten.
Im Allgemeinen war es eher die Arbeitsmethode 
bestimmter Kommissare, die zu Problemen führte. 
So war die Zusammenarbeit mit dem Niederlän­
der Lardinois ausgesprochen schwierig, da er eine 
„pathologische Abneigung gegen jegliche Form des 
schriftlichen Vermerks“ hatte, was er selbst als sei­
ne „Handlungsfreiheit“ bezeichnete. Dies hatte zur 
Folge, dass die Effizienz seiner Bediensteten erheb­
(1) Vrij Nederland, 12. Mai 1979. 
(2) Braak, B. van den, „En Nederlandse machtspoliticus machteloos in Brussel. 
Henk Vredeling, lid van de Europese Commissie (1977­1981)“, Baalen, C. 
van, Braak, B. van den, und Voerman, G. (Hg.), De Nederlandse Eurocom-
missarissen, Boom, Amsterdam, 2010, S. 208. 
(3) Interview mit Grigoris Varfis vom 6. Oktober 2010.
(4) Siehe Kapitel 2.2: Die Kabinette.
lich nachließ, da diese nicht willens waren, sich auf 
solch vages Terrain zu begeben  (5). Die britischen 
Kommissionsmitglieder hatten generell Probleme 
mit dem bei der Kommission herrschenden Sys­
tem, das sie als „schwerfälliger“ ansahen als das in 
London, da das Kabinett zwischen dem Kommissar 
und seinen Bediensteten, aber auch gegenüber an­
deren Kommissaren eine Filterrolle spielte (6). Dies 
war sicher einer der Gründe, weshalb sich einige 
Kommissare, wie Haferkamp und Soames, unab­
hängig von ihren persönlichen Affinitäten regelmä­
ßig außerhalb der Kommission zu einem guten Es­
sen trafen. Oder bei Davignon, der leidenschaftlich 
kochte. Andere hingegen, wie Präsident Jenkins 
selbst, unterhielten zwar gute Arbeitsbeziehungen 
mit ihren Kollegen, hüteten sich jedoch davor, per­
sönliche Beziehungen aufzubauen (7).
Und doch entwickelte sich paradoxerweise genau 
aufgrund dieser Unterschiede zwischen den Mit­
gliedern des Kollegiums allmählich ein kultureller 
Kompromiss (8). Dieser Kompromiss bestand in der 
Kombination verschiedener Identitäten und Lo­
yalitäten im Namen eines gemeinsamen Projekts, 
wenngleich dieses von den einzelnen Kommissi­
onsmitgliedern mit unterschiedlicher Leidenschaft 
verfolgt wurde. Insgesamt jedoch trugen Letztere 
gemeinsam zur Schaffung einer echten öffentlichen 
Behörde bei, die in der Lage war, den politischen 
Kompromiss zu suchen und herbeizuführen.
Michel Dumoulin
(5) Interview mit Michael Franklin vom 5. August 2010. 
(6) Interview mit Ivor Richard vom 21. Oktober 2010.
(7) Interview mit Crispin Tickell vom 21. August 2010. 
(8) Siehe die Überlegungen von Abélès, M., und Bellier, I., „La Commission 
européenne: du compromis culturel à la culture politique du compromis“, 
Revue française de science politique, Bd. 46, Nr. 3, 1996, S. 432. 
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2.2 Die Kabinette
Die Kabinette waren eines der Kernelemente der 
Kommission. Sie bereiteten die Arbeiten der Kom­
missare vor und unterstützten somit das Kollegium. 
Gleichzeitig trugen sie aber auch zur Diskussion um 
den Einfluss der Mitgliedstaaten in der Kommission 
bei. Bei einer genaueren Betrachtung der Rolle der 
Kabinette sind daher zwei entgegengesetzte Perspek­
tiven zu berücksichtigen: Für manche Beobachter 
waren sie die Unterstützer der Arbeit des Kollegi­
ums der Kommissare, für andere Träger eines zwi­
schenstaatlichen Ansatzes. Um diesen Widerspruch 
zu klären, sollen hier zunächst die Kabinette der 
Kommission als Ganzes und anschließend einzelne 
Kabinettsmitglieder, vor allem diejenigen der Kabi­
nette der Präsidenten, genauer betrachtet werden.
Was sind die Kabinette? 
Organisation und interner Einfluss
Die Kabinette haben eigentlich eine eigenarti­
ge Geschichte: Es gab sie bereits seit der Hohen 
Behörde, wo ab dem Sommer 1952 jedes Mitglied 
enge Mitarbeiter benötigte, um die Kommission 
aufbauen zu können. Von 1952 bis 1956 waren Ka­
binettsmitarbeiter in Ermangelung eines Statuts 
den ersten gemeinschaftlichen Beamtinnen und 
Beamten praktisch gleichgestellt, die ebenfalls auf 
Vertragsbasis eingestellt wurden. 1958 waren die 
ersten Kommissare mit nur einem oder zwei Mitar­
beitern nach Brüssel gekommen. So war François­
Xavier Ortoli einige Monate lang Kabinettchef des 
Kommissionsmitglieds Robert Lemaignen, bevor 
er zum ersten Generaldirektor für Binnenmarkt 
ernannt wurde.
Das Kabinett von Altiero Spinelli am Abend vor seinem Abtritt (von links nach rechts): Massimo Bonanni, Claus Stuffmann, Gianfranco Rocca, 
Altiero Spinelli, Riccardo Perissich und Eugenio Pino. Spinellis Amtszeit bei der Kommission dauert sechs Jahre (bis 1976). 
Er fühlt sich niemals vollkommen wohl im komplexen gemeinschaftlichen Verwaltungsapparat. 
Die Amts- und Bürokratiezwänge belasten ihn, und er verlässt die Kommission im Frühjahr 1976. 
Er spielt später eine wichtige Rolle im Europäischen Parlament (Courrier du personnel, Nr. 476, Juli 1986).
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Der Begriff „Kabinett“ wurde von den Kabinetten 
der Minister, wie sie in den politischen Systemen 
Frankreichs und Belgiens üblich waren, übernom­
men, lässt sich aber nicht ohne weiteres auf das Ge­
füge der Gemeinschaft übertragen. Ursprünglich 
bestanden die Kabinette aus zwei Personen, die 
„Kabinettchef“ und „stellvertretender Kabinett­
chef“ genannt wurden. In Frankreich und Belgien 
hießen sie „Direktor“ und „stellvertretender Direk­
tor“, wodurch Verwechslungen vermieden wurden.
Auf nationaler Ebene war der Leiter oder Direk­
tor eines Kabinetts der wichtigste politische Mit­
arbeiter eines Ministers oder einer Ministerin, der 
Kabinettchef hingegen war eher für Logistik und 
Organisation zuständig. Die „Bescheidenheit“ bei 
der Wahl des Namens verdeutlicht sehr gut den ur­
sprünglichen Willen der eigentlichen „Chefs“ der 
Kommissionsverwaltung, den Generaldirektoren 
keine allzu starke Konkurrenz zu schaffen. Die Dis­
kussionen über Begrifflichkeiten hinderten jedoch 
„Die Kabinettchefs hatten erhebliche Macht. Jeweils montags fanden ihre wöchentlichen Sitzungen statt, wo die Entscheidungen getroffen 
wurden. Was montags nicht beschlossen wurde, entschieden mittwochs die Kommissionsmitglieder“ (Interview mit Louis Kawan, 5. März 
2012). Das Bild zeigt eine Sitzung der Kabinettchefs unter Vorsitz von Émile Noël (nicht auf dem Bild) im Jahr 1975.
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die Kabinettchefs nicht daran, allmählich die Funk­
tionen eines Direktors zu übernehmen, wiewohl die 
Kabinette im Vergleich zu denen nationaler Minis­
ter viel kleiner waren und andere Aufgaben hatten. 
Während also das Kabinett eines Ministers 20 bis 
80 Mitglieder zählte, umfasste das Kabinett eines 
Kommissars ursprünglich zwei Mitglieder  (1), spä­
ter dann fünf (im höheren Dienst, d. h. der „Kate­
gorie A“ zugehörig):  Kabinettchef, stellvertretender 
Kabinettchef und drei „Mitglieder“. Dem Kabinett 
des Präsidenten der Kommission wurden ein und 
später zwei zusätzliche Mitglieder (2) zugeteilt.
Der tatsächliche Einfluss der Kabinette auf die 
Funktionsweise der Kommission  (3) wuchs struk­
turell mit den Verfahren (zunächst schriftliches 
Verfahren, dann Ermächtigungsverfahren), die zur 
Erleichterung der Sitzungen des Kollegiums einge­
führt wurden. 
Doch die Kabinette waren in keiner Weise einheit­
lich in ihrer Einflussnahme. Das Kabinett des Prä­
sidenten war zwar in diesen Jahren noch ein primus 
inter pares, verfügte jedoch bereits über bestimmte 
Vorrechte und einen Sonderstatus. Im Gegensatz zu 
seinen Amtskollegen war sein Kabinettchef bei den 
Sitzungen der Kommission anwesend, auch wenn 
er noch keinen offiziellen Platz am Tisch hatte. 
Er blieb vorläufig im Hintergrund, genauer gesagt 
gleich hinter dem Generalsekretär Émile Noël, der 
links vom Kommissionspräsidenten saß.
Während der Sitzungen der Kabinettchefs saß der 
Kabinettchef des Präsidenten neben dem General­
sekretär. Als Hauptkoordinator übernahm er in 
Abwesenheit von Émile Noël den Vorsitz der Sit­
zung der Kabinettchefs. Die anderen Kabinettchefs 
hatten sehr unterschiedliche Befugnisse.
(1) 1958: zwei Mitglieder, ein Sekretär und eine Stenotypistin.
(2) Im Januar 1973 wurde die Zusammensetzung folgendermaßen festgelegt: 
Die Kabinette aller Kommissare bestanden aus fünf A­Beamten, zwei B­
Beamten und sechs C­Beamten. Das Kabinett des Präsidenten erhielt zu­
sätzlich je einen Beamten oder Beamtin der drei Kategorien.
(3) Siehe Kapitel 4: Arbeitsmethoden. 
Diese unterschiedliche Bedeutung ist verschiede­
nen Faktoren zuzuschreiben: Bekanntheitsgrad des 
Kommissionsmitglieds, Bedeutung seines Porte­
feuilles, Persönlichkeit des Kabinettchefs oder po­
litisches Gewicht des Mitgliedstaats des jeweiligen 
Kommissionsmitglieds, aber auch die Weise, wie die 
Kabinette ihre Rolle auffassten. So waren logischer­
weise diejenigen Beamten, die bereits in ihrem eige­
nen Land die Praxis der Kabinettsarbeit kennenge­
lernt haben, den anderen gegenüber im Vorteil. Ein 
Beispiel dafür ist Michel Vanden Abeele, der 1973 
vom Kabinett des belgischen Wirtschaftsministers 
Henri Simonet in das Kabinett des Vizepräsidenten 
der Kommission wechselte – nämlich Henri Simo­
net. Neun Jahre lang arbeitete Vanden Abeele in 
verschiedenen Kabinetten und für die Kommissi­
onspräsidenten Ortoli, Jenkins und Thorn.
Das Kabinett des Präsidenten und späteren Vize­
präsidenten Ortoli wurde nach französischem Vor­
bild aufgebaut. Seine Mitglieder bearbeiteten die 
Dokumente der Generaldirektionen. Das Kabinett 
„filterte“ Texte, die zwischen dem Kommissar und 
den Dienststellen ausgetauscht wurden. Andere 
Kabinette nahmen diese Funktion nicht wahr; sie 
sahen sich lediglich als Bindeglied zwischen den 
Generaldirektionen und dem Kommissar.  
Ab 1967 bestand eine der wichtigsten Aufgaben 
des Kabinetts in der wöchentlichen Teilnahme an 
der Sitzung der Kabinettchefs am Montagnachmit­
tag  (4). Der Autor einer Biografie über Christian 
Blanc, Kabinettchef von Edgard Pisani von 1981 
bis 1982, fasste diese Tätigkeit folgendermaßen 
zusammen: „Montags kommen alle Kabinettchefs 
zusammen (…). Sie einigen sich über einige Dossi­
ers, und über andere gehen ihre Meinungen ausei­
nander. Mittwochs bestätigen die Kommissare die 
Vorschläge ihrer Kabinettchefs und diskutieren 
(4) 1965 hatte Walter Hallstein zum ersten Mal Ad­hoc­Sitzungen von Ka­
binetten zur Vorbereitung schwieriger Diskussionen anberaumt. Jean Rey 
machte sie zu einer festen Praxis.  
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„Die Bedeutung der Kabinette leitet sich hauptsächlich aus der wöchentlichen Sitzung der Kabinettchefs ab, einem kollegialen 
Organ, das der Kommission bei der Entscheidungsfindung hilft. Dies geschieht auf sehr organische Weise über die Bereinigung 
der Tagesordnung der Kommission: Sobald die Kabinettchefs eine Einigung erzielt haben, führt die Kommission das Thema 
unter ,A-Punkte‘ auf und konzentriert sich auf die zwei oder drei schwierigen Tagesordnungspunkte. Damit dieser Mechanismus 
reibungslos läuft – diesbezüglich ist Émile Noël stets ein geachteter und gefürchteter Hüter gewesen –, bedarf es natürlich 
entsprechender interner und externer Koordinierungsarbeit. Die Kabinette müjssen zunächst gut mit ihrer Generaldirektion 
harmonieren. Es gibt eine fruchtbare Interaktion zwischen den Generaldirektionen als Hort des Fachwissens und Hüter der 
Orthodoxie sowie den Kabinetten, die auf verschiedene politische Erwartungen zu reagieren versuchen: seitens der großen Länder 
oder der kleinen Länder mit besonders heiklen Problemen, aber auch seitens des Umfeldes, mit dem das Ressort des Kommissars 
zu tun hat: Landwirtschaft, Industrie usw. Das Kabinett ist im Allgemeinen besser als die Generaldirektion (die mehr mit den Akten 
beschäftigt ist) darüber unterrichtet, was im jeweiligen Umfeld vor sich geht, auch wenn die Generaldirektion – in der Regel jedoch 
auf Expertenebene – ihre eigenen Kontakte zur Industrie unterhält“ (Interview mit Pierre Defraigne,  13. Oktober 2010).
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die noch anhängigen Punkte“ (1). Diese „Sitzungs­
technik“ des Kollegiums entwickelte sich in dieser 
Zeit weiter, und alle Kabinettsmitglieder wurden 
für bestimmte Bereiche als sektorielle Berater zu 
mehr und mehr „Sondersitzungen“ hinzugezogen. 
Auf diese Weise entstand in den 1970er Jahren eine 
wirkliche Kabinettskultur.
Hinsichtlich der Aufteilung der Portefeuilles zwi­
schen den Kabinettsmitgliedern schien sich eine be­
stimmte Praxis herauszubilden:  Erste Möglichkeit: 
Der Kabinettchef befasste sich mit der allgemeinen 
Koordinierung, der stellvertretende Kabinettchef 
konzentrierte sich auf das Ressort des Kommissars, 
und die anderen Mitglieder teilten die Zuständig­
keitsbereiche der anderen Kommissare unterein­
ander auf. Zweite Möglichkeit: Das Portefeuille 
des Kommissars wurde zwischen verschiedenen 
Kabinettsmitgliedern aufgeteilt, wobei jedes Mit­
glied einen Teil des Portefeuilles „seines“ Kommis­
sars parallel zu einem oder mehreren Ressorts der 
anderen Kommissare betreute. Beide Verfahren 
unterschieden sich stark von denen eines Minister­
kabinetts, dessen Mitglieder sich spezialisieren und 
ausschließlich im Fachbereich ihres Ministers tätig 
sind. Diese ressortübergreifende Arbeitsweise trug 
entscheidend zur Effizienz der Kabinette der Kom­
mission bei, da in Sitzungen alle Beteiligten auch zu 
den Themen der anderen Kommissare einen Beitrag 
leisten konnten, sei es nun in den Sondersitzungen 
oder den Sitzungen der Kabinettchefs. Ein Kabi­
nett, das übermäßig stark auf einen Bereich oder 
überhaupt nur auf einen Bereich ausgerichtet war, 
hatte in der Arbeitsstruktur der Kommission weni­
ger Einfluss.
Im Fall des Präsidenten sah die Sache anders aus. Er 
hatte kein bereichsgebundenes Ressort, wenn man 
von den transversalen Diensten wie Generalsekre­
tariat, juristischer Dienst, Sprechergruppe oder aber 
Sicherheit und Dolmetscherdienst absieht. Zwei 
(1) Faujas, A., Christian Blanc, l’ inclassable, Balland, Paris, 2002, S. 49.
Ausnahmen waren Gaston Thorn (Kultur) und Jac­
ques Delors (Währungsfragen). 
Die Verteilung der Zuständigkeitsbereiche zwi­
schen den wichtigsten Mitgliedern der Kabinette 
der Präsidenten wies in mehrfacher Hinsicht eine 
gewisse Kontinuität auf: Die politische Zusam­
menarbeit oblag dem Kabinettchef (oder unter 
Delors dem stellvertretenden Kabinettchef)  (2). 
Die Bereiche Wirtschaft, Finanzen und Landwirt­
schaft waren Sonderfälle, weil sie entweder vom 
stellvertretenden Kabinettchef oder von der Num­
mer 3 (wie bei Jenkins), ja sogar vom Kabinettchef 
für die Landwirtschaft bei Thorn  (3) verwaltet 
wurden. Gleichzeitig sind beim Modell der Ver­
teilung der Zuständigkeitsbereiche Veränderun­
gen festzustellen: Hier unterschied sich das Ka­
binett Jenkins besonders deutlich vom Kabinett 
Thorn durch seine systematische Strukturierung 
in geteilte Bereiche; das Kabinett Ortoli lag zwi­
schen beiden Varianten. Beim Kabinett Jenkins 
fiel überdies auf, dass der Sektor Forschung in den 
geteilten Zuständigkeitsbereich des Kabinettchefs 
eingebunden wurde, dass dieser Sektor jedoch nir­
gendwo in den Zuständigkeitsbereichen der drei 
ersten Verantwortlichen unter den anderen Prä­
sidenten auftauchte. Einige Abweichungen waren 
primär struktureller Natur: Ab 1981 wurde dem 
Kabinettchef die Aufgabe übertragen, den Euro­
päischen Ratstagungen und den G7­Gipfeltreffen 
beizuwohnen. Er wurde somit ähnlich wie der Ka­
binettchef der Staats­ und Regierungschefs zum 
„Sherpa“ des Präsidenten. 
Bei der internen Arbeitsweise des Kabinetts 
gab es zwei unterschiedliche Ansätze. Im ersten 
Fall zentralisierte der Kabinettchef alle direkten 
(2) Pascal Lamys stellvertretender Kabinettchef nahm sich dieser Aufgabe an 
und wurde darüber hinaus später politischer Direktor der Kommission, 
d. h. Vertreter der Kommission in den Sitzungen zur europäischen politi­
schen Zusammenarbeit.
(3) Im ersten Kabinett Delors wurden die Bereiche Wirtschaft, Finanzen und 
Währung von der Nummer 4 im Kabinett, Jérôme Vignon, verwaltet. Für 
die Landwirtschaft hingegen war die Nummer 3 des Kabinetts, Michel 
Jacquot, zuständig. 
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„Portefeuilles“ der Mitglieder der Kabinette der Präsidenten
KABINETT ORTOLI (Portefeuille: 
Generalsekretariat, Juristischer Dienst, 
Sprechergruppe) 1976
Kabinettchef: Allgemeine Koordinierung 
der Arbeiten, allgemeine und politische 
Angelegenheiten, institutionelle Fragen.
Sowie in Zusammenarbeit mit einem 
Kabinettsmitglied: Außenbeziehungen, politische 
Zusammenarbeit, Entwicklung.
Stellvertretender Kabinettchef: Wirtschafts- 
und Finanzfragen, Regionalpolitik, 
Haushaltsangelegenheiten, Verkehr.
Sowie in Zusammenarbeit: Landwirtschaft.
Berater 1: „Dialog“, Energie und Euratom, EGKS-
Angelegenheiten, Forschung, Bildung, Technologie.
KABINETT JENKINS (Portefeuille: 
Generalsekretariat, Juristischer Dienst, 
Information und Sprechergruppe) 1979
Kabinettchef: Koordination und allgemeine 
Aufgaben.
Sowie in Zusammenarbeit: Politische 
Zusammenarbeit, Außenbeziehungen und 
Entwicklung,  Forschung und Wissenschaft, Nord-
Süd-Dialog, Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (Unctad).
Stellvertretender Kabinettchef: 
Generalsekretariat: Juristischer Dienst, 
Erweiterung, Landwirtschaft, Fischerei.
Sowie in Zusammenarbeit: Verkehr, Umwelt und 
Verbraucherschutz,  Wettbewerb.
Berater 1: Wirtschafts- und Finanzangelegenheiten, 
Koordinierung der Gemeinschaftsfonds, Haushalt, 
Finanzkontrolle, Europäische Investitionsbank (EIB), 
EGKS, Kredite und Investitionen, Finanzinstitutionen 
und Besteuerung, Regionalpolitik, Beschäftigung 
und soziale Angelegenheiten.
Sowie in Zusammenarbeit: Industrie und interner 
Markt, Zollunion.
KABINETT THORN  (Portefeuille: 
Generalsekretariat, Juristischer Dienst, 
Sprechergruppe, Kultur, Sicherheitsbüro) 1981
Kabinettchef: Leitung des Kabinetts, allgemeine 
Koordinierung, Vorbereitung der Europäischen 
Ratstagungen und Wirtschaftsgipfel, politische 
Zusammenarbeit, Landwirtschaft und Fischerei, 
Personal und Verwaltung.
Stellvertretender Kabinettchef: Wirtschafts- 
und Finanzangelegenheiten, Kredite und 
Investitionen, Beziehungen zur Europäischen 
Investitionsbank, Statistisches Amt, 
Industrie- und Binnenmarkt, Wettbewerb, 
Haushaltsangelegenheiten, Mandat vom 30. Mai 
und Koordinierung der Finanzfonds.
Berater 1: Außenbeziehungen und Entwicklung, 
Nord-Süd-Beziehungen, Sicherheitsbüro, 
Generalsekretariat, Vorbereitung der 
Ratstagungen (allgemeine Angelegenheiten),  
Beziehungen zu den Mitgliedstaaten.




Kabinettchef: Leitung des Kabinetts, allgemeine 
Koordinierung, persönlicher Beauftragter 
des Präsidenten für die Vorbereitung der 
Wirtschaftsgipfel, Industriepolitik.
Sowie in Zusammenarbeit: Gemeinsamer 
Dolmetscher-Konferenzdienst, Sicherheitsbüro.
Stellvertretender Kabinettchef: 
Außenbeziehungen und Handelspolitik, politische 
Zusammenarbeit, Nord-Süd-Beziehungen, 
Mittelmeerpolitik, Entwicklungs- und 
Zusammenarbeit, Generalsekretariat.
Sowie in Zusammenarbeit: Europäisches 
Parlament, Personal und Verwaltung.
Berater 1: Landwirtschaft, Erweiterung, 
Umweltschutz, Verbraucherschutz.
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Wer waren die Kabinettsmitglieder?
Bezüglich der Mitglieder der Kabinette der Präsiden­
ten sind vor allem zwei Aspekte festzuhalten: ihre 
Staatsangehörigkeit und ihr beruflicher Werdegang. 
Hinsichtlich der Staatsangehörigkeit verschwindet 
die 1978 von Hans J. Michelmann  (1) beschriebene 
Monokultur, die aus den Kabinetten kleine Inseln ei­
nes einzelnen Mitgliedstaats machte, allmählich zu­
gunsten einer gleichen Anzahl von Mitgliedern aus 
dem Land des Kommissars und derjenigen aus ande­
ren Ländern, vor allem aus Belgien und Deutschland.
(1) Michelmann, H.  J., Organisational Effectiveness in a Multinational Bu-
reaucracy: The Case of the Commission of the European Communities, Saxon 
House, Farnborough, 1978.
Jacques Delors (rechts) und sein Kabinettchef Pascal Lamy (links) in der Abtei Royaumont. „Pascal Lamy war während meiner 
Amtszeit als Finanz- und Wirtschaftsminister stellvertretender Direktor meines Kabinetts. Er war auch mein Student an der 
Verwaltungshochschule ENA gewesen. Mit der wertvollen Unterstützung von Émile Noël galten unsere Bemühungen 
der Errichtung eines europäischen anstelle eines französischen Kabinetts“ (Interview mit Jacques Delors, 11. März 2011).
Beziehungen zum Kommissar in seiner Person. 
Beim zweiten, kollegialeren Ansatz wurde jedes 
Kabinettsmitglied stärker in das Kabinettsgesche­
hen eingebunden. Im ersten Ansatz, den die Ka­
binettchefs von François­Xavier Ortoli verfolgten, 
vor allem Pierre de Boissieu von 1977 bis 1984, 
sah man die Kabinettsmitglieder nicht häufig an 
der Seite ihres Chefs. Der zweite Ansatz wurde 
unter anderem unter Jenkins verfolgt und brach­
te das gesamte Kabinett regelmäßig zu Sitzungen 
zusammen. Hier hatte der Sprecher als Kabinetts­
mitglied, das das besondere Vertrauen des Kom­
missars genießt, eine Sonderstellung. Außerdem 
gehörte er dem Dienst des Sprechers an, der üb­
rigens von 1977 bis 1981 der GD X Information 
zugeordnet ist.
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Im Kabinett Ortoli waren noch viele französische 
Staatsbeamte tätig  (1), und auch im Kabinett Jen­
kins arbeiteten vorwiegend nationale Beamte. Gas­
ton Thorn  führte eine Wende herbei. Seine Kabi­
nettchefs waren alle drei Gemeinschaftsbeamte: 
Adrien Ries, Fernand Spaak und Jean Durieux. 
Auch der stellvertretende Kabinettchef von Delors 
1985, Günter Burghardt,  stammte aus dem eigenen 
Haus. Ist es möglich, aus dem Profil des Kabinett­
chefs Rückschlüsse auf die Arbeitsweise des Kabi­
netts zu ziehen? Hier spielten die Karrierepläne der 
Kabinettchefs eine Rolle, die Beamte der Europäi­
schen Kommission sind. Freilich konnten auch aus 
den nationalen Behörden stammende Kabinettchefs 
den Wunsch haben, in der Kommission zu verblei­
ben. Ein Beispiel war Renato Ruggiero, brillanter 
italienischer Diplomat in der Ständigen Vertretung, 
der 1970 Kabinettchef von Franco Maria Malfatti 
wurde. Nach einem Abstecher zum Kabinett von 
(1) Seine Kabinettchefs stammen aus den großen Staatskorps, in chronologi­




Mitglieder, die nicht aus 
dem Land des Präsidenten 
stammen
Ortoli (1976) 2 BE, 1 DE
Jenkins (1979) 1 BE, 1 LU, 1 DE
Thorn (1981) 2 BE (darunter 
stellvertretender Kabinettchef, 
später Kabinettchef), 2 IT, 1 FR, 
1 UK, 1 DE (2. stell vertretender  
Kabinettchef)
Delors (1985-1986) 1 DE (stellvertretender 
Kabinettchef), 1 UK, 1 BE
Stammten die Mitglieder des Kabinetts des Präsi­
denten aus nationalen Verwaltungen, oder handelt 
es sich um Beamtinnen und Beamte der Gemein­




Nationale Beamte Gemeinschaftsbeamte Sonstige (und nicht 
erfasste Mitarbeiter)
Ortoli 5 3 0
Jenkins 6 3 1 (internationaler Beamter + 1 
nicht erfasster Beamter)
Thorn 4 7 0
Delors (1985-1986) 2 3 2 + 2 nicht erfasste Beamte
Kabinett des  
Präsidenten
Kabinettchefs Alter zum 
Zeitpunkt der 
Ernennung
Werdegang nach dem 
Ausscheiden
Ortoli 1973-1975 Philippe de Margerie 35 Privatwirtschaft (Hachette)
Ortoli 1976-1977 Denis Gautier-Sauvagnac 33 SGCI, Paris
Jenkins Crispin Tickell 47 Botschafter in Mexiko
Thorn (Januar 1981) Adrien Ries 48 Direktor GD VI
Thorn (Februar-Juni 1981) Fernand Spaak 58 Verstorben im Juni 1981
Thorn 1981-1984 Jean Durieux 57 Sonderberater, anschließend 
Generaldirektor
Delors Pascal Lamy 38 Crédit Lyonnais (1994)
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Übergang mit der Kommission Ortoli organisiert, 
ohne Partei zu nehmen.
Eine mögliche Folge der Besetzung von Kabinett­
chefposten mit externen Personen, die lediglich 
einen kurzen Aufenthalt in den Organen absolvier­
ten, war eine gewisse Renationalisierung der Kom­
mission. So sahen es zumindest zahlreiche General­
direktoren, zum Beispiel Claus­Dieter Ehlermann. 
Er fand: „(…) die Kabinettsmitglieder haben zwei 
ärgerliche Neigungen: Nationalismus und Streben 
nach eigenem Berufserfolg“  (1). Die Nähe der Ka­
binettchefs zu ihrer Hauptstadt förderte in der Tat 
(1) AHCE, BAC 40/1986/42, Vermerk von Claus­Dieter Ehlermann an Nick 
Stuart vom 26. Februar 1979, 40/1982, Nr. 42. Das „Streben nach berufli­
chem Weiterkommen“ gilt hier sowohl für die Beamten der Gemeinschaft 
als auch für die „nationalen“ Beamten; der einzige Unterschied bestünde 
darin, dass Erstere sich auf die Kommission konzentrieren, Letztere jedoch 
nicht unbedingt. 
Sicco Mansholt wurde er Generaldirektor für Regi­
onalpolitik und anschließend Sprecher für Jenkins. 
Seine Nachfolger unter Ortoli und Jenkins haben 
derartige Wege nicht beschritten, zumal sie die 
Kommission zur gleichen Zeit wie ihre Präsidenten 
verließen.
Abgesehen davon, dass die Chefs der französischen 
Kabinette bei ihrer Amtsübernahme eindeutig 
jünger waren, entsprach ihr Werdegang im All­
gemeinen demjenigen ihrer britischen Kollegen. 
Welchen Einfluss hatte dies auf die Kommission? 
War ein Kabinettchef, der nicht aus Kommissi­
onskreisen stammte, unabhängiger vom öffent­
lichen Dienst der Gemeinschaft als jemand, der 
nicht dort Karriere machen wollte? Man könnte 
dies das „Modell Paye“ nennen, nach dem Beispiel 
von Jean­Claude Paye, Kabinettchef von Raymond 
Barre seit 1967. Er hatte 1972 den schwierigen 
François-Xavier Ortoli (rechts) und sein Kabinettchef Philippe de Margerie (links) (1976)
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2.3 Die Sprechergruppe, 
der Sprecherdienst
1973 führte die Kommission eine Umstrukturie­
rung jener Dienststellen durch, die für Informati­
onspolitik zuständig waren. Bereits seit 1958 wurde 
über dieses Thema heftig diskutiert (3). Die Dienst­
stelle des Sprechers, später Sprechergruppe genannt, 
hatte als wichtigste Aufgabe, die bei ihr akkreditier­
ten Journalisten über die Tätigkeiten der Kommis­
sion zu informieren. In ihrer Entwicklung kommt 
der Wille der Kommissionspräsidenten zum Aus­
druck, „diese Dienststelle von Grund auf so umzu­
gestalten, dass sie zu einem effizienten Kommuni­
kationsinstrument wird“ (4).
Journalisten informieren
Die Anzahl akkreditierter Journalisten und Jour­
nalistinnen war beträchtlich. Sie stieg im Laufe der 
Jahre immer mehr und machte Brüssel zu einem 
der wichtigsten Zentren der internationalen Presse 
neben Washington und New York (5). 1973 waren 
271 Journalisten akkreditiert, 1986 waren es bereits 
über 400. 1983 wurden Pressevertreter aus 43 Län­
dern gezählt (6). Sie vertraten Printmedien, audiovi­
suelle Medien und Presseagenturen.
Die Unterrichtung der Journalisten erfolgte in un­
terschiedlicher Form: tägliches Briefing zu aktuel­
len Ereignissen, wöchentliche Pressekonferenz des 
Sprechers mit genaueren Informationen zur wö­
(3) Spanier, B., Europe, anyone? The „Communication Deficit“ of the European 
Union Revisited, Nomos, Baden­Baden, 2012. 
(4) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011.  
(5) EG­Kommission, Vierzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1980, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1981, S. 36.  
(6) Bastin, G., „Les journalistes accrédités auprès des institutions européen­
nes à Bruxelles. Quelques signes de changement d’un monde du travail“, 
Georgagakis, D. (Hg.), Les métiers de l’Europe politique. Acteurs et profes-
sionnalisations de l’Union européenne“, Presses universitaires de Strasbourg, 
Straßburg, 2002, S. 118. 
die Aufrechterhaltung gewisser Informationskanä­
le: Pierre Bockstael, Abteilungsleiter in der GD IX 
Personal und Verwaltung und danach in der GD X 
Information, erwähnt beispielsweise Anweisun­
gen des Foreign Office in Sitzungen der Kabinett­
chefs (1).
Doch nationale Interessen, egal wie stark oder mit 
wie viel Einflusskraft vorgetragen, stießen sich an 
der fest verankerten Kollegialitätskultur und der 
Suche nach einem Konsens, denn kein Kabinett, 
nicht einmal dasjenige des Präsidenten, kann seine 
Standpunkte durchsetzen, seien sie national oder 
sektoriell. Hier mussten die Kabinettchefs von den 
übrigen Kabinettsmitgliedern getrennt betrachtet 
werden. Auch wenn sie weiterhin eine ausgeprägte 
Treue gegenüber den nationalen Interessen beibe­
hielten, zeichnete sich in den Jahren 1973­1986 sehr 
wohl eine Tendenz zur Entnationalisierung (2) und 
Vergemeinschaftung der Kabinette ab.
Michel Mangenot
(1) Interview mit Pierre Bockstael, 7. Juli 2010, siehe Kapitel 9.1: Ministerrat. 
(2) Egeberg, M., „The Denationalization of Cabinets in the European 
Commission“, Journal of Common Market Studies, Bd. 48, Nr. 4, 2010, 
S. 775­786.
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in den Mitgliedstaaten und in den Delegationen in 
Drittländern mit Informationen für ihre Partner in 
den lokalen Medien versorgt werden. Deshalb gab 
es für „jeden Beitrag des Sprechers oder eines Mit­
glieds der Sprechergruppe im Presseraum sowie für 
jede Sitzung des Ministerrats, bei der der Sprecher 
anwesend war, eine Mitteilung mit der Bezeich­
nung ,BIO [Bureau Information Only]‘ (…), die per 
Telex versandt wurde“ (2). Von 1977 bis April 1981 
wurde außerdem von Paul Collowald, dem Direk­
tor für dezentrale Information in der GD X, ein 
„Dienstags­Telex“ „in enger Zusammenarbeit mit 
dem Sprecher“ herausgegeben. Es ging dabei darum, 
„einerseits die Nachrichten aus der Gemeinschaft 
(2) Interview mit Martin Vasey, 20. Oktober 2010. 
chentlichen Sitzung des Kollegiums, Pressekonfe­
renz des Präsidenten oder der Kommissare mit oder 
ohne geladene Persönlichkeiten. Diese Aktivitäten 
– ergänzt um Pressemitteilungen und Informati­
onsblätter für die Presse – ermöglichten es, „den 
offiziellen Standpunkt der Kommission in Anbe­
tracht ihrer politischen Rolle und der spezifischen 
Art ihrer Aufgaben so rasch und wirksam wie nur 
möglich darzulegen“ (1).
Zwar befand sich auch seinerzeit das Zentrum der 
gemeinschaftlichen Aktivitäten in Brüssel, doch 
mussten auch die Presse­ und Informationsbüros 
(1) EG­Kommission, Neunter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften 1975, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu­
ropäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1976, S. 28.  
François-Xavier Ortoli (Mitte) zieht am 4. Mai 1973 Zwischenbilanz nach vier Monaten Amtszeit als Kommissionspräsident. Der 
stellvertretende Chefredakteur von Agence Europe, Ferdinando Riccardi, schreibt einige Monate nach Amtsantritt des neuen Präsidenten: 
„Seit seinem Amtsantritt überrascht François-Xavier Ortoli (…). Er vertritt energisch Standpunkte, die auf dem schwierigen Begriff des 
gemeinsamen Interesses gründen. Zugleich erhalten seine Verlautbarungen einen anderen Klang. Nach einigen eher blassen und alles in 
allem enttäuschenden Interviews ist ein neuer Ton zu vernehmen. In Lille erklärt er: ,Ich habe wirklich das Gefühl, der Geburt einer Nation 
beizuwohnen. Die Notwendigkeit besteht. Gefragt sind Idealismus und Glauben‘. (...) Sein bevorzugtes Bild von der Rolle der Kommission 
in der gegenwärtigen Phase des gemeinschaftlichen Aufbauwerks zeigt auch seinen Charakter: ,Dem politischen Willen einen alltäglichen 
Ausdruck zu verleihen‘“  (Riccardi, F., „Ortoli, le Français qui mène le Marché commun“, Réalités – Revue de Paris, Nr. 330, Juli 1973, S. 46).
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Die Unbeständigkeiten einer Epoche
Die Informationsvermittlung durch die „Spre­
chergruppe“, wie sie von 1973 bis 1985 hieß, als sie 
schließlich zu einer offiziellen Dienststelle wurde, 
sah sich zahlreichen Unbeständigkeiten ausgesetzt. 
Diese waren auf zwischenmenschliche Machtspiele 
und oft zwiespältiges Verhalten zurückzuführen. Die 
Mitglieder des Kollegiums, von denen einige als „gro­
ße Kommunikatoren“ bekannt waren, hielten sich im 
Allgemeinen an die Spielregeln der Gemeinschaft, 
die sie ja verkörpern sollten. Gleichzeitig aber waren 
die meisten Kommissionsmitglieder bestrebt, ihre ei­
gene Rolle in der Presse, vor allem in der nationalen 
Presse, besonders hervorzuheben. Dieses Bestreben, 
auf nationaler, ja sogar regionaler Ebene gut dazuste­
hen, konnte zu zahlreichen Zweideutigkeiten führen, 
wiewohl die Kommission doch einen einheitlichen, 
wenn auch mehrstimmigen Diskurs führen wollte. 
Die konkrete Umsetzung dieses Grundsatzes ob­
lag der Sprechergruppe. Doch jedes Mitglied dieser 
Gruppe interpretierte auf seine Weise die Fakten und 
Handlungen eines Kommissars in den Bereichen, für 
die dieser zuständig war. Dies bedeutet, dass manch­
mal die Nähe zu den betreffenden Generaldirekti­
onen gesucht wurde, um Informationen direkt an 
der Quelle zu erhalten, manchmal jedoch in erster 
Linie ein gutes Verhältnis zum Kommissar und zu 
seinem Kabinett angestrebt wurde. Giancarlo Che­
vallard fasste dies folgendermaßen zusammen: „Alle 
Sprecher haben sich während ihrer Amtszeit darum 
bemüht, eine große, kompakte Sprechergruppe zu 
schaffen. Da jedoch jeder von ihnen in der Realität 
einem Kommissar zugearbeitet hat, waren diese Be­
mühungen zum Scheitern verurteilt, denn ihre Be­
förderung hing vom guten Willen des Kommissars 
ab, und viele von ihnen verloren ihre Stelle, weil der 
Kommissar sie nicht mehr wollte“ (2).
Die Probleme der Sprechergruppe waren auch auf die 
organisatorische Trennung zwischen „dem Metier 
des Sprechers, sprich Information, also Beziehungen 
(2) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. Januar 2010. 
in ihren Kontext zu setzen und ihre wichtigsten 
Elemente zu vermitteln und andererseits die Ver­
bindung zwischen Zentrum und Außenstellen auch 
auf persönlicher Ebene aufrechtzuerhalten“ (1).
Doch die Kommission achtete auch darauf, selbst 
Informationen einzuholen, vor allem darüber, was 
über sie geschrieben und gesagt wurde. Dies ge­
schah im Rahmen eines täglichen Pressespiegels, für 
den eine ständig wachsende Anzahl Medien ausge­
wertet wurde.
(1) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010. 
Beniamino „Bino“ Olivi (1925-2011), geboren in Treviso, Doktor 
der Rechtswissenschaften der Universität Padua, war vor 
seinem Dienstantritt bei der GD IV im Jahr 1959 Richter am 
Gerichtshof erster Instanz des Tribunale di Milano (Mailand). Als 
stellvertretender Kabinettchef von Vizepräsident Caron wird er 
1961 zum Sprecher der Kommission ernannt. Er übt diese Aufgabe 
bis zum 20. Januar 1977 aus, als er sich von den Journalisten 
verabschiedet. Unter ihnen ist der Deutsche Henry Schavoir, 
Leiter des Brüsseler Büros der Deutschen Presseagentur (dpa), 
der folgende Worte an ihn richtet: „Sie hatten eine undankbare 
Aufgabe. Sie verstanden es, einer Stimme Gehör zu verschaffen, die 
inmitten der Bürokratie zu ersticken drohte. Sie haben sich dieser 
Aufgabe täglich mustergültig gestellt. Sie haben diesen Pressesaal 
geöffnet. Davor waren die Flure dieses Hauses etwas verschwiegen 
gewesen. Sie haben diesen Pressesaal in eine ,Börse europäischer 
Nachrichten‘ verwandelt“ (Clément André, „Une bourse de nouvelles 
européennes. La salle de presse de la Commission“, Courrier du 
personnel, Nr. 379, 28. Februar 1977, S. 35).
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Diese im Vorfeld der Amtsübernahme von Roy Jen­
kins vorangetriebene Reform sollte den amtieren­
den Sprecher, Bino Olivi, ersetzen. Der Jurist hatte 
diese Position seit 1961 inne. Bino Olivi betrachtet 
sich selbst als „im Dienste der Wahrheit anderer ste­
hend“ und ließ verlautbaren: „(…) wenn man wirk­
lich Politik betreiben will, richtet man nicht einen 
Pressedienst ein, nur um Menschen zu gefallen“ (3). 
(3) AHUE, European Oral History, in Bino Olivi, The European Commission 
memories, 26. Januar 2004, von M. Dumoulin und M. Rancon. 
zu den Medien“, und der GD X, also Kommunikati­
on (1), zurückzuführen. Diese Unterscheidung wur­
de 1977 hinfällig, als die GD Kommunikation und 
die Sprechergruppe im Rahmen einer Reform dem 
Kommissionspräsidenten unterstellt wurden und der 
neue Generaldirektor der GD  X, Renato Ruggiero, 
gleichzeitig Sprecher war (2).
(1) Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011, und Robert Pendville, 24. März 
2011.  
(2) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010. 
Renato Ruggiero (Mitte), geboren 1930 in Neapel, wo er auch den Titel eines Doktors der Rechtswissenschaften erwirbt, tritt 1953 die 
Diplomatenlaufbahn in Italien an. Im Juli 1970 wird er zum Kabinettchef von Präsident Malfatti ernannt und ist für kurze 
Zeit Berater von Präsident Mansholt, bevor ihm die Leitung der GD XVI übertragen wird. 1977 übt er gleichzeitig 
das Amt des Sprechers und des Generaldirektors der GD X aus, bevor er ein Jahr später die Kommission verlässt. 
1980 kehrt er als ständiger Vertreter Italiens bei der Europäischen Gemeinschaft nach Brüssel zurück.
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Sein als sehr schmerzhaft empfundener Weggang 
wegen der „schrecklichen Art und Weise, wie sich 
die Engländer ihm gegenüber verhalten haben“  (3) 
hatte eine Protestwelle zur Folge (4) und leitete vor 
allem eine unsichere Periode ein. Ruggiero konnte 
trotz seiner „Überzeugungskraft nicht zwei Vollzeit­
ämter für sich beanspruchen“  (5). In seiner bevor­
zugten Rolle als Sprecher verursachte er „eine etwas 
(3) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
(4) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. Januar 2010.
(5) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010.
Zwar wurde er manchmal als etwas herablassend 
gegenüber dem Publikum im Presseraum empfun­
den, das er „außerordentlich geschickt im Griff hat­
te“ (1), dennoch hatte er den Ruf, die Beziehungen 
der Presse zur Kommission „erfunden“ zu haben (2).
(1) Interview mit Jean Somers, 4. Oktober 2010. 
(2) Bastin, G., „Une politique de l’information? Le ,système Olivi‘ ou 
l’invention des relations de presse à la Commission européenne“, La com-
munication sur l’Europe. Regards croisés, Centre d’études européennes de 
Strasbourg, Straßburg, 2007, S. 125­136. 
1982. Pressekonferenz von Étienne Davignon (Mitte). Rechts: Sprecher Manuel Santarelli. Étienne Davignon, Mitglied der Jenkins-
Kommission und später Vizepräsident der Thorn-Kommission, gilt als Kommunikationsgenie. „Wenn er zu einer Pressekonferenz kam, war 
der Pressesaal voll besetzt“, erinnert sich Willy Hélin, Mitglied der Sprechergruppe. Seine Schlagfertigkeit ist legendär. 
Hier ein Beispiel: Am 6. August 1982 unterzeichnen Davignon und Haferkamp mit US-Handelsminister Malcolm Baldridge in Washington 
den Entwurf für ein Abkommen über die Ausfuhr von Gemeinschaftsstahl in die Vereinigten Staaten. Bei seiner Rückkehr 
nach Europa – es ist ein Samstag – erfährt Davignon, dass David Roderick, Chef des amerikanischen Stahlkonzerns US Steel, 
gegenüber Reuters erklärt hat, das Abkommen sei als null und nichtig anzusehen. Nur zwei Tage später kommt 
Davignons Retourkutsche aus dem Pressesaal: „Ich möchte mal wissen, wer denn nun Präsident der Vereinigten 
Staaten ist – Herr Roderick oder Herr Ronald Reagan“. Dieser Satz ist um die Welt gegangen (Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011). 
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den Aussagen der Mitglieder der Gruppe strebte (4). 
Dies war eine schwierige Aufgabe, denn es kam vor, 
dass Mitglieder der Gruppe Informationen über die 
Vorbereitungen ihres Kommissars auf einen ent­
scheidenden politischen Schritt  (5) oder über die 
„persönliche Abstandnahme“ von Kommissaren 
vorenthielten, die während einer Sitzung des Kol­
legiums gegen einen Vorschlag gestimmt hatten (6).
Die Kohärenz wahren
Das Schwierigste am Beruf des Sprechers war die 
Kunst, zwischen dem, was die Präsidenten der Kom­
mission sagten, und dem, was in ihrem Namen auf 
der Pressekonferenz verkündet wurde, Schlüssigkeit 
herzustellen. Dieses Gebot rechtfertigte, dass die 
Mitglieder der Sprechergruppe, zu denen übrigens 
im beschriebenen Zeitraum lediglich drei Frauen 
gehörten (7), jeden Tag am späten Morgen auf der 
ersten Etage des Berlaymont­Gebäudes zusammen­
kamen, um die mittägliche Pressesitzung vorzube­
reiten. Diese fand in französischer Sprache statt. Im 
Allgemeinen war diese Sitzung sehr kurz, konnte 
jedoch aufgrund der Art der gestellten Fragen stür­
misch verlaufen. Es gab nur eine Ausnahme von der 
Regel, die Pressesitzung in Französisch abzuhalten: 
Wenn eine Pressekonferenz in Anwesenheit eines 
Kommissionsmitglieds stattfand, hatte dieser ge­
gebenenfalls Anrecht auf Verdolmetschung (8). Bis 
1995 wurde die Regel der französischsprachigen 
Pressesitzungen beibehalten, mit der Begründung, 
dass „wenn alle dasselbe verstehen sollen, nur eine 
Sprache gesprochen werden darf“  (9). Das Risiko 
von mitunter komischen Missverständnissen wurde 
in Kauf genommen. 
(4) Interview mit Nikolaus van der Pas, 9. Juni 2010.
(5) Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011.  
(6) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. Januar 2010 
(7) Liselotte Klein (1973­1978), Christine Boon (1980­1984), Françoise Le 
Bail­Elles (1985­1989).
(8) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011.  
(9) A. a. O.
merkwürdige Situation“  (1), die von einigen ohne 
Umschweife so interpretiert wurde, als würde er sei­
ne Gesprächspartner vor vollendete Tatsachen stel­
len (2). All dies schuf unklare Verhältnisse. Hayden 
Phillips, stellvertretender Kabinettchef von Jenkins, 
verfolgte aufmerksam die Angelegenheiten der von 
Ruggiero vernachlässigten GD X. Hinzu kam, dass 
ein Beamter dieser GD, Aneurin Hughes, zum Bera­
ter des Generaldirektors ernannt wurde, dem die bei­
den Direktoren unterstellt wurden. Zu allem Übel 
erreichte das Durcheinander auch den Sprecher­
dienst, da Roy Jenkins dort Roger Beetham, dem der 
Präsident vertraute, einen Posten verschaffte.
Hinter dem Vorgehen Ruggieros, das Ausdruck sei­
nes Bestrebens war, gleichzeitig die Informations­ 
und die machtpolitischen Vorgänge zu kontrollie­
ren, stand die erklärte Absicht, mit den bis dahin 
üblichen Gepflogenheiten zu brechen. Trotz der 
damit verbundenen Schwierigkeiten wurde dieses 
Arrangement während der gesamten Jenkins­Präsi­
dentschaft weitergeführt. Zwar trat Ruggiero 1978 
zurück und wurde durch einen anderen Italiener, 
Enzo Perlot, ersetzt. Doch erst 1981 wurde mit der 
Amtsaufnahme Gaston Thorns als Kommissions­
präsident und „angesichts früherer Erfahrungen“, 
wie es nüchtern im Gesamtbericht heißt, die Spre­
chergruppe aus der GD X ausgegliedert (3).
Der neue Sprecher war Manuel Santarelli, der lange 
einschlägige Erfahrungen in diesem Bereich hatte, 
zumal er bereits stellvertretender Sprecher bei Oli­
vi war. Er teilte auch dessen Unternehmenskultur. 
Wie er dachte Santarelli in allgemeinen Bahnen, 
war jedoch gleichzeitig auch Schiedsrichter, denn 
er bemühte sich, den Grundsatz durchzusetzen, 
wonach die Kommission mit einheitlicher Stimme 
sprechen sollte, indem er nach Kohärenz zwischen 
(1) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010. 
(2) Interview mit Roy Pryce, 19. September 2011. 
(3) EG­Kommission, Fünfzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1981, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1982, S. 38.  
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Zum Schmunzeln
„Die Mitglieder des Sprecherdienstes mussten 
Französisch sprechen. Das Französisch eines 
von ihnen war nicht gerade glänzend. Nach der 
Verlesung der Mitteilungen im Presseraum 
nahm er Fragen entgegen. Eine davon lautete: 
„Kann die Kommission das Gerücht bestätigen, 
dass Präsident Jacques Delors zurücktritt?“ Der 
Sprecher antwortete: ,Leider nein‘. Daraufhin 
brach im Presseraum ein Tumult aus. Der 
Sprecher beruhigte: ,Das ,Leider nein‘ bezog 
sich auf meine Befugnis, Sie zu 
informieren‘“ (1).
(1) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011. 





















1974 258 200 40 30 302
1975 260 297
1976 260 297
1977 274 203 42 37 451
1978 285 195 33 45 415
1979 316 181 34 66 450
1980 320 185 36 28 480
1981 340 183 44 40 350 280
1982 365 240 44 40 1 900 850
1983 360 240 44 30 3 000 800
1984 360 200 42 25 2 600 720
1985 390 190 46 65 3 800 753
1986 403 185 47 50 > 4 000 400
Quelle: EG­Kommission, Gesamtberichte von 1973 bis 1986.
Informelle Atmosphäre  
im Presseraum 
„Im Presseraum befand sich auch die Kaffeebar. 
Dadurch entstand spontan eine gesellige 
Atmosphäre, weil man sich nach Ende der Sitzung 
auf jeden Fall mit der Presse dort traf. Je nach 
Geschmack trank man einen Kaffee oder ein Bier 
zusammen. Auch die Tatsache, dass die Sprecher 
an einem Tisch saßen, der sich auf gleicher Höhe 
befand wie der Tisch der Journalisten, trug zur 
lockeren Atmosphäre bei. So wurden wir nicht als 
Vorgesetzte empfunden – wir sprachen nicht von 
der Kanzel herab zum Volk“ (2).
(2) Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011. 
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Lange Zeit war die Atmosphäre im Presseraum in­
formell und freundlich (1). Doch allmählich änder­
te sich das Klima. Diese Entwicklung wird den Ver­
tretern der britischen Presse zugeschrieben, die stets 
in großer Zahl um die Schlagzeilen wetteiferten, die 
in dieser Zeit oft die erste Seite der Zeitungen domi­
nierten (2). Zur Frage, ob die Erweiterung um Spa­
nien und Portugal etwas verändert habe, bemerkten 
Beobachter, dass die spanischen Journalisten „eine 
im positiven Sinn aggressive Haltung einnahmen 
und mit Blick durch die europäische Brille ihre Zeit 
damit verbrachten, über ihre Regierung zu schimp­
fen“ und so die im Presseraum spürbaren Spannun­
gen zwischen der Linken und Rechten zutage treten 
ließen (3).
Zahlreiche Journalisten gaben sich jedoch nicht 
mit den auf der mittäglichen Pressekonferenz prä­
sentierten formellen Positionen zufrieden. In Te­
lefonaten und Besuchen versuchten sie, genauere 
Informationen zu erhalten oder länger über die 
Auswirkungen bestimmter Maßnahmen zu dis­
kutieren  (4). Bei freundschaftlichen Mittagessen 
in einem der zahlreichen Restaurants in der Nähe 
des Berlaymont­Gebäudes, in denen sich einige 
Mitglieder der Sprechergruppe regelmäßig einfin­
den, konnte man seinen Gewohnheiten freien Lauf 
lassen und Verbündete werden (5). Diese Kontakte 
waren unerlässlich, denn die Mitglieder der Spre­
chergruppe sollten ja die Öffentlichkeit darüber in­
formieren, was wissenswert war. Tatsächlich wollte 
diese Öffentlichkeit jedoch gar nicht zuhören, weil 
Informationen über Europa langweilten. Die aus 
(1) Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011.  
(2) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. Januar 2010.
(3) Interview mit Willy Hélin, 15. Juni 2011.  
(4) Interviews mit Nikolaus van der Pas, 9. Juni 2010, und Martin Vasey, 20. 
Oktober 2010.
(5) Interview mit Aneurin Hughes, 3. Oktober 2010. 
Brüssel berichtenden Journalisten sahen sich mit 
ähnlichen Barrieren konfrontiert. Hier waren es 
die Chefredakteure, die die Texte langweilig fanden 
und den Druck mit der lakonischen Begründung 
abwiesen, die angesprochenen Themen seien unin­
teressant (6). Man konnte also das Informationsde­
fizit über Europa nicht allein der Kommission in die 
Schuhe schieben. Es war jedoch ihre Aufgabe, dafür 
zu sorgen, dass sich dies änderte. 
Drakonische Reformen
Jacques Delors, der „selbst ein guter Sprecher 
war“  (7), führte drakonische Reformen durch  (8). 
Er gab nicht nur der Sprechergruppe ihre ur­
sprüngliche Bezeichnung „Sprecherdienst“ zu­
rück, sondern führte das Prinzip eines einzigen 
Sprechers für zwei Kommissare ein, der überdies 
aus einem anderen Land als die Kommissare kom­
men musste (9). Um zu verhindern, dass die Kom­
missare „jemanden aus ihrem eigenen Land und oft 
sogar aus ihrer eigenen Partei als ihren Vertreter in 
die Sprechergruppe“ entsandten, erhielt der Spre­
cher das Recht, seine Mitarbeiter auszuwählen (10). 
Diese Öffnung trug trotz heftiger Widerstände (11) 
dazu bei, die Informationen besser zu vermitteln, 
zumal große Projekte, zum Beispiel das Europa 
der Bürger, einen Sprecherdienst benötigten, der 
„mehr und mehr den gemeinschaftlichen Interes­
sen dient“ (12).
Michel Dumoulin
(6) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010.  
(7) Interview mit Hugo Paemen, 17. März 2011. 
(8) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011.  
(9) A. a. O.
(10) Interview mit Hugo Paemen, 17. März 2011.
(11) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011. 
(12) Santarelli M., „L’information du citoyen européen“, Dassetto, F., und Du­
moulin, M., (Hg.), Naissance et développement de l’ information européenne. 
Protokoll der Studientage von Louvain­la­Neuve am 22. Mai und 14. No­
vember 1990, Peter Lang, Bern … Wien, 1993, S. 72. 
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Das dem Präsidenten der Kommission unterstellte, 
von Émile Noël geleitete Generalsekretariat war das 
Zentrum der Verwaltungsorganisation. Als Dreh­
kreuz der Tätigkeiten innerhalb der Kommission 
spielte es auch für die Beziehungen zu den übrigen 
Organen und Einrichtungen eine wesentliche Rolle.
Der 1967 zum Generalsekretär der einheitlichen 
Kommission ernannte Noël war ein „Arbeitstier“. 
Lange waren die Zeiten vorbei, da Präsident Walter 
Hallstein den Franzosen auf die Rolle eines Exeku­
tivsekretärs hatte beschränken wollen. Noël war die 
Verkörperung des gemeinschaftlichen Systems, ein 
Mann des Kollegiums, nicht des Präsidenten (1). Er 
richtete sein Handeln darauf aus, die Vergemein­
(1) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010.
schaftung der Staaten immer weiter voranzubrin­
gen, und verfocht dabei eine Politik der kleinen 
Schritte. Er schuf damit nach und nach ein Inst­
rument, das die Funktion einer Schnittstelle hatte; 
diese war mit vielen Vollzugsaufgaben betraut, was 
jedoch nicht ausschloss, dass sie – oftmals leise – In­
itiativen ergriff.
Noël war das Gedächtnis der Institution und ihrer 
Verfahren und kannte sein Schiff wie ein Steuer­
mann bis ins letzte Detail. Zudem waren ihm alle 
seine Stärken und Schwächen bekannt, auch die der 
Besatzungsmitglieder, was namentlich erklärt, war­
um er der Frage der Beförderungen so große Bedeu­
tung beimaß.
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Beförderungsausschuss
„Alle Generaldirektoren waren anwesend, und 
jede Akte war von langer Hand vorbereitet. Aus 
meiner Zeit in der Generaldirektion für Personal 
und Verwaltung erinnere ich mich, dass diese 
Sitzung als sehr wichtiger Moment angesehen 
wurde, da alles, was in langwierigen 
Konsultationsverfahren vorbereitet worden war, 
nun in die Beschlussphase eintrat. Die Sitzung 
fand am Abend statt, und ihr ging ein kleines 
Buffet voraus. Am nächsten Morgen erfuhren die 
Beamten die Ergebnisse. [...] Wenn der ein oder 
andere Generaldirektor den ein oder anderen 
Vorschlag des Generalsekretärs wieder in Frage 
zu stellen suchte, wurde er von diesem 
unmissverständlich in die Schranken 
verwiesen.“ (1)
Ein Brite als stellvertretender 
Generalsekretär
1973 suchte das Generalsekretariat im Rahmen der 
Erweiterung nach neuen Kräften. Zum einen wur­
de Noëls Rolle dadurch gestärkt  (2), zum anderen 
musste er sich darauf einstellen, dass im März 1973 
ein zweiter stellvertretender Generalsekretär – neben 
dem deutschen Klaus Meyer, der bis zu seinem Aus­
scheiden im September 1977 mit der Aufsicht über 
die Beziehungen zum Ausschuss der Ständigen Ver­
treter betraut war – eintraf: Der Brite Christopher 
Audland brachte die für sein Heimatland typische 
Verwaltungskultur mit. Aus den Reihen der briti­
schen Diplomatie hervorgegangen, hatte Audland 
„eine schrecklich militärische Seite“  (3). Er wurde 
Noël aufgenötigt, „vielleicht als Ersatz“ (4) dafür, dass 
kein neuer Generalsekretär berufen wurde, was einige 
wünschten, ob sie es offen eingestanden oder nicht (5).
Die Führungsstile der beiden Männer waren gegen­
sätzlich. Der Generalsekretär schöpfte seine Kraft 
(1) Interview mit Daniela Napoli, 27. September 2010. 
(2) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010. 
(3) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010. 
(4) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010.
(5) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, Jean­Claude Eeckhout, Daniela 
Napoli und Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
„Émile Noël war ein echtes Organisationstalent, ohne sich sklavisch an die 
üblichen Verwaltungsabläufe zu halten. Er stellte ein gewisses Gleichgewicht 
her zwischen persönlichem Kontakt und offizieller Verwaltungsstruktur. Ich 
meine damit seine Dienststelle, da er sehr wohl darauf achtete, dass in allen 
anderen Dienststellen der Kommission die üblichen Verwaltungsabläufe 
eingehalten wurden. Er selbst unterhielt zu seinen Mitarbeitern ein Verhältnis, 
das nicht nur auf Verwaltungsregeln beruhte, sondern auch emotional 
geprägt war“ (Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010).
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den Deutschen Horst Günter Krenzler abgelöst 
wurde, der nach dem Wunsch der Bonner Regie­
rung nach Noëls Pensionierung dessen Nachfolge 
hätte antreten sollen.
Ein stellvertretender 
Generalsekretär, der nicht 
Generalsekretär wurde
„[Als] stellvertretender Generalsekretär [...] hatte 
ich [...] die Kommission sowohl im Coreper 
[Ausschuss der Ständigen Vertreter] als auch bei 
der EPZ (Europäische Politische Zusammenarbeit) 
zu vertreten. [...] Für den Coreper hatte ich dann 
unter anderem auch Herrn von Donat als meinen 
Vertreter [...] und auf der anderen Seite einen 
sehr guten englischen Beamten für die EPZ, 
Simon Nuttall. [...] Das war eine erhebliche 
Doppelbelastung. [...]. Gleichzeitig wurde ich noch 
Berlinbeauftragter der Kommission für die 
schwierigen und zum Teil sehr konkreten Fragen, 
die sich aus dem damaligen Status 
(Viermächtestatus) Berlins ergaben. Wichtig war 
sicher auch die Zusammenarbeit mit Noël, dem 
damaligen Generalsekretär, der legendären Figur, 
der eigentlich einen anderen Stellvertreter wollte. 
Aber damals haben Thorn und Davignon mich 
durchgesetzt. [...] Infolgedessen war der Anfang 
bei Noël etwas schwierig, aber das hat sich dann 
mit der Zusammenarbeit gegeben. [...] Ihn 
interessierte die Gemeinschaftsentwicklung. [...] 
Die Bundesregierung wollte nach Noël mich als 
Generalsekretär. [...] Die Bundesregierung wollte 
unbedingt, dass auch mal ein Deutscher 
Generalsekretär in einer internationalen 
Institution wurde. Delors hat immer gesagt: ,Cela 
se passe au-dessus de ma tête.‘ [Das wird über 
meinen Kopf hinweg entschieden.] Und dann 
stellte sich heraus, dass bei dem vorhergehenden 
Gipfel von Fontainebleau Frau Thatcher mit dem 
französischen Präsidenten einen Deal gemacht 
hatte, dass ein Engländer Generalsekretär 
würde.“ (9)
Bezüglich der Beweggründe Audlands gehen die 
Meinungen auseinander. „Um ein Gegengewicht 
zur Autorität Noëls zu schaffen, mit der er sich 
(9) Interview mit Horst Günter Krenzler, 20. August 2010. 
aus seiner Erfahrung, seiner gründlichen Kenntnis 
der Dossiers und seinem Netzwerk von Beamten, 
„die ihm häufig aus eigener Initiative Vermerke vor­
legten, um Anweisungen zu erhalten“ (1). Audland 
hingegen strebte eine „Standardisierung der Verwal­
tung“ (2) an. Aufgrund seiner Vorliebe für Verfahren 
beauftragte er Aneurin Hughes, den ebenfalls aus 
dem britischen Außenministerium stammenden 
Leiter des neu gebildeten Verwaltungsreferats „In­
terne Koordinierung“, mit der Ausarbeitung eines 
Verfahrenshandbuchs  (3). Die erste Fassung dieses 
Arbeitsinstruments, das bis zum heutigen Tag wei­
terentwickelt wird, datiert von Juli 1976 (4). Doch 
machte er hier nicht halt. Er überwachte die Ausar­
beitung des Gesamtberichts und die Abfassung des 
monatlichen Bulletins der Europäischen Gemein­
schaften und führte nach und nach interne Koordi­
nierungssitzungen im Generalsekretariat ein. 
Zudem rief er von 1974 an in Zusammenarbeit 
mit dem Juristischen Dienst den Mechanismus zur 
Überwachung der Umsetzung des Gemeinschafts­
rechts in nationale Rechtsvorschriften ins Leben (5).
Audland war zuständig für das Programm zur 
Umstellung der Verwaltung auf die elektronische 
Daten verarbeitung  (6), das sich sowohl in techni­
scher Hinsicht aufgrund des Wirrwarrs der Systeme 
als auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit der 
Dienststellen in Brüssel und Luxemburg (7) als be­
sonders langwierig (8) und komplex erwies, und von 
September 1977 bis Dezember 1981 einziger stell­
vertretender Generalsekretär. Danach übergab er 
die Amtsgeschäfte an seinen Landsmann Michael 
Jenkins, der seinerseits im September 1984 durch 
(1) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(2) A. a. O.
(3) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
(4) Audland, C., Right Place – Right Time, The Memoir Club, Stanhope, 2004, 
S. 242. 
(5) A. a. O., S. 245.
(6) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
(7) Der Courrier du personnel führte erst im Mai 1984 (unter dem Titel „Le bit 
baladeur“) eine regelmäßige Rubrik über die Umstellung der Tätigkeit der 
Beamten auf die elektronische Datenverarbeitung ein. 
(8) Interview mit Dieter Koenig, 6. Mai 2011. 
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Wie dem auch sei: „Die Generaldirektion Personal 
und Verwaltung hätte Noël nicht zu einer Um­
strukturierung seiner Dienststellen zwingen kön­
nen“  (7). Oder wie Ivor Richard zu sagen pflegte: 
„Solange Émile da ist, wird sich der Laden nicht 
ändern“  (8). Es gab zwei Bereiche, in denen sich 
nichts ändern würde, zum einen den des Vollzugs, 
der die Handschrift des Generalsekretärs trug, zum 
anderen das, was man in Ermangelung einer besse­
ren Bezeichnung diskrete Initiativen mit mitunter 
weitreichenden Folgen nennen muss. Dass sich bei­
de Bereiche entwickelten, erklärt, warum das Gene­
ralsekretariat 1973 neun Verwaltungsreferate hatte 
und 1986 13.
Verwaltungsvollzug
Sehr auf seine Unabhängigkeit bedacht  (9), nahm 
das Generalsekretariat mit seinen abgeschotteten 
Dienststellen  (10) in unterschiedlichen Zeitabstän­
den wiederkehrende Aufgaben wahr.
Im Dienste des Kollegiums
Für die Sitzung des Kollegiums am Mittwoch  (11) 
musste ein Protokoll ausgearbeitet werden, und 
Noël prüfte es sehr sorgfältig. Diese Tätigkeit fiel 
wie so manche andere Aufgabe im Zusammenhang 
mit der Sitzung in die Zuständigkeit der Direktion 
Kanzlei. Diese war „absolut zentral, da sie zu den 
wenigen Dienststellen zählte, die nur für die Kom­
mission als Kollegium arbeiteten und nicht für den 
Präsidenten oder einzelne Kommissionsmitglie­
der“ (12). Direktor war Frans De Koster und ab Feb­
ruar 1980 Rodolphe Gachot.
(7) Interview mit Daniela Napoli, 27. September 2010. 
(8) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010.
(9) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010.
(10) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010.
(11) Siehe Kapitel 2: Das Kollegium.
(12) Interview mit Frans De Koster, 13. Oktober 2010.
nicht messen konnte“, wünschte er, so eine Sicht­
weise, „Verfahren, mit denen er sich auf eine Wei­
se über Dossiers informieren und in sie eingreifen 
konnte, die hierarchischer ausgerichtet war und 
nicht auf unmittelbaren Kontakten zu den zustän­
digen Beamten beruhte“  (1). Nach anderer Auffas­
sung „könnte dieser britische Ansatz, mit dem neue 
Verfahren und andere Arbeitsmethoden eingeführt 
werden sollten, [...] als ‚Strategie der Eroberung‘ der 
Verwaltungssphäre der Kommissionsdienststellen 
angesehen werden“. In der Folge ergaben sich im 
Übrigen „im Hinblick auf die etwas ‚altmodische‘ 
Form der gemeinschaftlichen Verfahren tiefgrei­
fende Verbesserungen“  (2), während das auf dem 
Führungsstil im Generalsekretariat „lastende fran­
ko­italienische Joch“ ein klein wenig gelindert bzw. 
„aufgebrochen“ wurde (3).
Die Spannung zwischen dem, was von manchen 
despektierlich als Noëls Empirismus bezeichnet 
wurde, bei dem „es auf die Aufgabe und nicht auf 
die Besoldungsgruppe ankam“ (4), und dem hierar­
chischen Ansatz Audlands steht symbolhaft für die 
Entwicklungen der zweiten Hälfte der 1970er Jah­
re. Tatsächlich ist erstmals in dieser Zeit in den Ge­
samtberichten unter der Rubrik „Personal“ äußerst 
diskret von einer gründlichen Prüfung der Arbeits­
weise und des Aufbaus der Dienststellen die Rede. 
Anders ausgedrückt, die Frage „Management  (5) 
oder Verwaltung“ wurde aufgeworfen (6).
(1) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(2) Interviews mit Daniela Napoli, 27. September 2010, und Ivo Dubois, 7. 
April 2011: „Der eher strenge Audland hatte eine Aura der Effizienz, des 
Pragmatismus, der Klarheit. […] Dies war für die gemeinschaftliche Arbeit 
und die Funktionsweise der Dienststellen sehr positiv.“
(3) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010. 
(4) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(5) Siehe Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel.
(6) Courrier du personnel, Nr. 383, 28. Juli 1977, und EG­Kommission, Drei-
zehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 
1979, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemein­
schaften, Luxemburg, 1980, S.  40 f.: „Die im Laufe des Jahres durchge­
führten Untersuchungen über Organisation und Methoden hatten haupt­
sächlich zum Ziel, den Verwaltungskreislauf und die Arbeitsverfahren im 
Einklang mit den 1978 erzielten Ergebnissen der Untersuchungen über die 
Arbeitsweise und den Aufbau der Kommissionsdienststellen zu verbes­
sern.“
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nicht durchgekommen und werde auch in 14 Tagen 
oder vier Wochen nicht durchkommen, da sie viel 
zu früh vorgelegt worden sei und Anlass zu zahlrei­
chen Einwänden gegeben habe“ (7).
Da er seine Pappenheimer kannte und Nägel mit 
Köpfen machen wollte, pflegte der Generalsekretär 
am Freitag auch die Assistenten der Generaldirekto­
ren zu einer Sitzung zu bitten – auf der er mitunter 
ausführlichere Erklärungen gab als am Vortag ge­
genüber ihren Chefs –, um sicherzugehen, dass die 
Botschaften angekommen waren.
Beziehungen zum Rat
Das auf eine außergewöhnliche Kenntnis der Dos­
siers gestützte diplomatische und politische Geschick, 
das Noël in der Kommission selbst an den Tag legte, 
fand Ausdruck auch in den Beziehungen zum Rat 
und zum Ausschuss der Ständigen Vertreter. „Die Ta­
gesordnung dort [am Donnerstag] richtete sich größ­
tenteils nach dem, was die Kommission besprochen 
und beschlossen hatte“  (8). Zuständig für diese Be­
ziehungen war der stellvertretende Generalsekretär 
Meyer und ab 1977 Audland und seine Nachfolger.
Welche Aufgabe hatte hier das Generalsekretariat 
der Kommission? Paolo Ponzano gibt auf diese Fra­
ge folgende Antwort: „Es nahm vor der Sitzung des 
Rates und des Ausschusses der Ständigen Vertreter 
mit den Ratsbeamten, aber zunehmend auch mit der 
Präsidentschaft Kontakt auf, oft um eine Idee zu prü­
fen und die sensiblen Positionen der Delegationen zu 
ermitteln – für den Fall, dass ein Kompromiss vor­
geschlagen werden musste. Es gab Kontakte per Te­
lefon, die allmählich institutionalisierten Charakter 
erlangten. Die Präsidentschaft beraumte Sitzungen 
mit der Kommission und deren Generalsekretariat 
an, um sich vor der jeweiligen Tagung abzustimmen. 
In den in Rede stehenden Jahren erfolgte dies oft 
über das Telefon. Das Sekretariat Noëls rief das des 
(7) Interview mit Frans De Koster, 13. Oktober 2010. 
(8) Interview mit Klaus Meyer, 20. Oktober 2010.
Aber das Generalsekretariat und vor allem sein 
Chef begnügten sich nicht mit der Tätigkeit eines 
Notars. Damit die Sitzung des Kollegiums ihren 
Zweck erfüllen konnte, musste sie vor­ und ihre Er­
gebnisse mussten aufbereitet werden, was vor­ und 
nachgelagerte Arbeiten mit sich brachte.
Was die Vorbereitung angeht, leitete Noël, der „sämt­
liche Dossiers praktisch auswendig kannte“ (1) – bis 
auf die seltenen Fälle, in denen er zum Ausschuss der 
Ständigen Vertreter gerufen wurde  (2)  –, die Mon­
tagssitzung der Kabinettchefs. Er mochte es nicht, 
dass einige von ihnen „die Angewohnheit hatten, 
ihren Stellvertreter oder zweiten Stellvertreter zu 
schicken“ (3). Ebensowenig war er der Meinung, dass 
es seine Sache sei, diese Sitzung – die die Gelegen­
heit bot, das Getriebe mit ein wenig Schmierfett zu 
versehen – zu leiten; ihm war jedoch klar, dass das 
Kabinett des Präsidenten, wenn es den Vorsitz nicht 
führen müsste, „bestimmte Wünsche, bestimmte 
politische Linien direkter zum Ausdruck bringen“ 
konnte (4). Seit 1977/78 fanden bei technischen Dos­
siers, deren Zahl und Komplexität mit der Erweite­
rung der Zuständigkeiten der Gemeinschaft zunah­
men (5), Sondersitzungen der Kabinettchefs (6) statt, 
zu denen diese in der Regel Mitarbeiter entsandten.
Die am Montag vorbereitete Mittwochssitzung des 
Kollegiums erforderte nach dem Verständnis Noëls 
eine Rückkopplung mit den Generaldirektionen. 
Somit saß er am Donnerstag einer Sitzung der Ge­
neraldirektoren vor, an der jedoch einige nicht teil­
nahmen. Der Grund dürfte sein, dass Noël „diese 
Sitzung häufig nutzte [...], um ‚Lektionen zu ertei­
len‘, d. h. um zu sagen, es sei nicht der Zeitpunkt ge­
wesen, diese oder jene Unterlage vorzulegen, sie sei 
(1) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(2) In diesem Fall führt der Kabinettchef des Präsidenten den Vorsitz. Inter­
view mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010.
(3) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010.
(4) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010.
(5) Dies wird ausführlicher behandelt in Kapitel 4.1: Koordinierung und Be-
schlussfassung in der Kommission.
(6) Interview mit Jean­Claude Eeckhout und Paolo Ponzano, 27. September 
2010.
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fen. „Das war eine Art Handel zwischen Jenkins 
und Émile Noël“, so der unmittelbar Betroffene. 
Tatsächlich betrachtete der Präsident seinen Lands­
mann und Freund als eine Art parlamentarischen 
Privatsekretär (Private Parliamentary Secretary), 
der weder dem Kabinett noch dem Generalsekreta­
riat angehörte. Ursprünglich war seine Aufgabe auf 
die Beziehungen zum Parlament ausgerichtet, doch 
bald verzichtete der Präsident auf einen Ausbau die­
ses Tätigkeitsfelds, und der „päpstliche Legat auf 
Ketzerboden“, wie Noël ihn schmunzelnd nannte, 
kehrte nach England zurück (5).
(4) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010. Der Zeitzeuge ist Verfasser 
des Buchs Brüsseler Machenschaften: Dem Euro-Clan auf der Spur, Nomos, 
Baden­Baden, 1975.
(5) Interview mit David Marquand, 7. Juni 2011.
Generalsekretärs des Rates Niels Ersbøll an oder um­
gekehrt, wenn sehr sensible Dossiers an die Botschaf­
ter gingen und erst recht, wenn die Schlussfolgerun­
gen des Europäischen Rates auszuarbeiten waren“ (1).
Aber die Rolle des Generalsekretariats umfasste 
mehr. Beispielsweise verfügte Noël bis mindestens 
1977 über ein „Ohr“ im Sonderausschuss Landwirt­
schaft. Seine Rolle ist in gewisser Weise die eines Se­
kretärs, „der festhält, was in der Vorbereitung des 
Rates wichtig erscheint“ (2).
Ab dem zweiten Halbjahr 1975 war das General­
sekretariat über einen seiner Beamten auch in der 
Antici­Gruppe vertreten. Die nach ihrem ersten 
Vorsitzenden, dem italienischen Diplomaten Paolo 
Antici, benannte Gruppe setzte sich aus je einem 
Beamten aller Ständigen Vertretungen, des Sekre­
tariats des Rates und jenes der Kommission zusam­
men. „Ihre Aufgabe: Die Antici­Gruppe billigt die 
Protokolle der wöchentlichen Sitzungen des AStV 
[Ausschuss der Ständigen Vertreter] und bereitet die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung vor“ (3). Auf die 
Dauer sollte sich die Rolle der Gruppe und damit 
des dort tätigen Beamten des Generalsekretariats 
der Kommission jedoch nicht darauf beschränken.
Parlament
Das Generalsekretariat war auch für die Beziehun­
gen zum Europäischen Parlament zuständig. Sie fie­
len ebenso wie die Beziehungen zum Wirtschafts­ 
und Sozialausschuss in den Aufgabenbereich des 
stellvertretenden Generalsekretärs. Von dieser Regel 
gab es nur eine Ausnahme. Sie war zwar nicht von 
Dauer, ist aber ein Beispiel für die Flexibilität, die 
dem Generalsekretariat häufig abverlangt wurde. 
1976 wurde David Marquand, ein Präsident Jenkins 
sehr nahe stehender ehemaliger Labour­Abgeordne­
ter, zum Hauptberater im Generalsekretariat beru­
(1) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010.
(2) Interview mit François Benda, 2. November 2010. 
(3) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010. 
Die Rolle der Mitglieder  
der Antici-Gruppe
„Ihre vornehmste Aufgabe ergab sich durch 
ungeklärte Umstände. Die ‚Anticis‘ sitzen vor der 
Saaltür, wenn der Europäische Rat tagt. Sie sind 
persönliche Kammerdiener im Rang von 
Gesandten für die Regierungschefs. Nur sie 
dürfen in den Sitzungssaal, sobald der 
Regierungschef etwas braucht. Ich war der 
Antici von Präsident Delors und besorgte für ihn 
Dokumente, Aspirin oder rief seine Frau an, 
wenn es mal wieder später wurde. Jeder 
Regierungschef hat seinen Antici. Die Antici-
Gruppe saß zusammen an einem Tisch vor dem 
Ratssaal. Ein Regierungschef rief seinen Antici 
rein, wie man früher Domestiken in den Salon 
rief mit so einem Klingelknopf. Dann erschien in 
einem schwarzen Kasten das ‚C‘ für Kommission 
und dann wusste ich, ich muss jetzt rein. [...] 
Jeder ist immer schnell rein und sehr langsam 
wieder raus gegangen. Der Gruppe draußen hat 
jeder erzählt, was er drinnen gehört hatte. 
Zusammengefügt bekamen wir so ungefähr den 
Inhalt der Verhandlungen mit. Den schrieben wir 
auf Zettel und diese Zettel gaben wir an unsere 
Delegation weiter. Aufgrund dieser ziemlich 
willkürlichen Zettel wurden die ausharrenden 
Minister und Botschafter informiert. [...]  
Das war ziemlich haarsträubend.  
Aber spannend“ (4).
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implizite Kontrolle verbunden war, ob das zu Papier 
Gebrachte auch der Realität  (7) entsprach – riefen 
eine andere Art von Problemen hervor. Denn einige 
„Generaldirektionen legten bessere Beiträge vor als 
andere. Dies ging so weit, dass man manchmal bei ei­
nem klar weniger guten Beitrag unter der Hand den 
Beitrag einer sehr guten Generaldirektion verfügbar 
machte, um zu zeigen, welche Art Text Émile Noël 
erwartete“, berichtet Jean­Claude Eeckhout (8). An­
dererseits mussten die Kontroll­, Auswahl­ und An­
passungsarbeiten, die einer Neuschrift gleichkamen, 
sehr schnell erledigt werden, da „dieser Bericht das 
gesamte Jahr bis zum 31. Dezember abdeckte und 
sechs Wochen später als Buch in allen Sprachen vor­
liegen musste“, ergänzt Ivo Dubois  (9). Aber damit 
hatten die Mühen der mit dieser besonders aufwän­
digen und strapaziösen Aufgabe betrauten Beamten 
noch kein Ende. Denn der Bericht hatte auch eine 
Einleitung, die von dem für den Bericht verantwort­
lichen Beamten verfasst und zunächst vom stellver­
tretenden Generaldirektor und dann vom Generaldi­
rektor geprüft wurde. Letzterer zeigte sich dabei als 
„äußerst rigoroser“ Korrektor (10).
Als i­Tüpfelchen erfand Christopher Audland „das 
die Programmrede ergänzende Memorandum, einen 
eher technischen Text“, der ebenfalls akkurat ausge­
arbeitet sein musste  (11). Dieses ergänzende Memo­
randum verschwand mit dem Ausscheiden seines Er­
finders und wurde durch die Programmplanung der 
Kommission ersetzt.
„Und der Waschbär?“
Die Programmplanung wurde von Hans Beck ein­
geführt, einem ehemaligen Mitglied des Kabinetts 
Wilhelm Haferkamp, der im Generalsekretariat 
„das System Audland komplett über den Haufen 
(7) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010.
(8) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010.
(9) Interview mit Ivo Dubois, 7. April 2011. 
(10) A. a. O.
(11) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010.
Die Anekdote zeigt, wie wichtig das Generalsekre­
tariat war, dessen Aufgaben unbestreitbar politische 
Tragweite hatten. Ein Beispiel dafür ist die Ausar­
beitung des Gesamtberichts.
Die „Visitenkarte der Kommission“ (1)
Der Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften nach Artikel 18 des Fusions­
vertrags, der dem Präsidenten des Europäischen 
Parlaments stets im Februar vorgelegt werden muss, 
besaß nach Auffassung Noëls gewaltige Bedeutung, 
vor allem deswegen, weil er „für ihn ein Mittel war, 
Botschaften zu verbreiten“  (2). In dem von ihm als 
„Visitenkarte der Kommission“ angesehenen Bericht 
steckte horrende Arbeit „einer geradezu manischen 
Sorgfalt und Genauigkeit. Ein Irrtum war nicht er­
laubt. Die Maßnahmen der Kommission wurden 
wieder und wieder geprüft, um sicherzugehen, dass 
alles stimmte!“ (3).
Beleg für die von Noël dem Bericht beigemessene 
Bedeutung ist die Tatsache, dass „das Generalse­
kretariat das Inhaltsverzeichnis erstellte und es im 
schriftlichen Verfahren der Kommission zur Annah­
me unterbreitete“ (4). Es handelte sich jedoch um ein 
richtunggebendes Inhaltsverzeichnis: „Von den Ge­
neraldirektionen wurde verlangt, bestimmte Angele­
genheiten zu behandeln und andere nicht“ (5).
Das Verfahren, nach dem der Bericht erstellt wurde, 
war sowohl in seiner Art wie in seiner Dauer recht 
außergewöhnlich. Einerseits war der Bericht sehr 
sorgfältig strukturiert – die Generaldirektionen wur­
den aufgefordert, Beiträge zu liefern – und stützte 
sich auf das Bulletin der Europäischen Gemeinschaf­
ten, von dem unten noch die Rede sein wird, als wert­
volle Vorarbeit  (6). Diese Beiträge – mit denen eine 
(1) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010. 
(2) A. a. O.
(3) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010. 
(4) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010. 
(5) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(6) Interview mit Ivo Dubois, 7. April 2011.
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keitsbereich mehrerer Generaldirektionen. Es kam 
daher darauf an, sie einer Dienststelle anzuvertrau­
en, die eine koordinierte Verwaltung sicherstellen 
konnte, nicht ohne sich die Tatsache zunutze zu 
machen, dass bis zur interinstitutionellen Haus­
haltsvereinbarung von 1982 Mittel auch ohne 
Rechtsgrundlage in den Haushalt eingestellt werden 
konnten (5). Hierbei ist festzustellen, dass das Gene­
ralsekretariat nicht deswegen für die Verwaltung der 
Finanzleistungen zuständig war, weil dem so hätte 
sein müssen, sondern weil Émile Noël über die Ver­
gabe von Mitteln seine Machtposition konsolidie­
ren konnte  (6). Noël nutzte also diese Befugnisse, 
missbrauchte sie aber nicht, auch wenn es sich um 
Finanzleistungen der Kategorie ad personam han­
delte, die böse Zungen seine „schwarze Kasse“ nann­
ten. Um eine schwarze Kasse handelte es sich nicht, 
da der mit den Mitteln geleistete Anschub von der 
Einrichtung eines ersten Zentrums für europäische 
Studien im Vereinigten Königreich bis hin zur Un­
terstützung des Rates der Gemeinden Europas stets 
Gegenstand eines schriftlichen Verfahrens war (7).
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, 
seien neben Initiativen wie der Organisation und 
Zugänglichmachung der historischen Archive  (8) 
jene in so unterschiedlichen Bereichen wie der Kon­
trolle der Außenstellen und Delegationen, der Kul­
tur oder der Notfallhilfe erwähnt. In allen Fällen 
entsprachen diese Initiativen einem Bedarf, sei er 
intern oder extern, strukturell oder aktuell.
Kontrolle der Delegationen
Noël war der Auffassung, dass er privilegierte Bezie­
hungen zu den Leitern der Presse­ und Informati­
onsbüros unterhalten müsse. Daher ließ er zwei­ bis 
dreimal jährlich einen Beamten des Generalsekre­
(5) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(6) A. a. O.
(7) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010. 
(8) Audland, C., „The Historical Archives of the European Union: Their Ope­
ning to the Public, Management and Accessibility“,Journal of the Society of 
Archivists, Bd. 28, Nr. 2, 2007, S. 177­192.
warf“ (1). Die Generaldirektionen waren nunmehr 
aufgefordert, in diesem Dokument die von ihnen im 
folgenden Jahr beabsichtigten Initiativen niederzu­
legen. Alle Antworten zusammen, die Noël zur An­
sicht und Stellungnahme vorgelegt wurden, lassen 
unweigerlich an Jacques Préverts Gedicht Inven-
taire aus dem Jahr 1946 denken. Tatsächlich veran­
lasste die Lektüre des Endergebnisses der Planung 
den Generalsekretär zu einem unmittelbar durch 
dieses Gedicht inspirierten Kommentar, mit dem 
er die Konfusion, die Unordnung und die Struktur­
losigkeit des ihm vorgelegten Textes unterstreichen 
wollte: „Pünktchen, Pünktchen, Pünktchen, und 
dann nur die Worte ‚und der Waschbär‘“ (2).
„Die Kuckuckseier“ (3)
Wie ein Kuckuckseier ausbrütender Vogel spielte 
das Generalsekretariat bisweilen eine entscheiden­
de Rolle bei der Einführung neuer Themen in die 
Arbeit der Kommissionsdienststellen. Dabei han­
delte es sich vor allem um Themen, die ursprüng­
lich nicht unbedingt in den Zuständigkeitsbereich 
der Gemeinschaft fielen. Diese Rolle des General­
sekretariats als Inkubator erforderte „eine Vision, 
da man über den gemeinschaftlichen Besitzstand 
hinausschauen musste, Mut, da man bislang un­
erforschte Pfade betreten musste, Macht, da man 
gegenüber Juristen und gemeinschaftlichen ‚Funda­
mentalisten‘ neue Ansätze durchsetzen musste, und 
schließlich strategische Fähigkeiten, da man unbe­
dingt die Empfindlichkeiten der Mitgliedstaaten 
im Auge behalten und trotzdem mit überzeugenden 
Initiativen aufwarten musste“ (4).
Die Bedingungen waren ebenso klar wie die Beweg­
gründe. Die Themen, die das Generalsekretariat in 
Gang brachte, fielen in der Regel in den Zuständig­
(1) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010. 
(2) Interview mit Daniela Napoli, 27. September 2010. 
(3) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010.
(4) Interview mit Daniela Napoli, 27. September 2010.
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dem europäischen Einigungswerk andererseits zur 
Gründung des Europäischen Jugendforums (1979), 
das in Zusammenarbeit mit dem Parlament und der 
Kommission verschiedene auf diese Bevölkerungs­
gruppe ausgerichtete Tätigkeiten durchführte, 
u. a. eine Kampagne für die Beschäftigung Jugend­
licher  (4). Eigentlich gab es keinen Grund dafür, 
weswegen sich gerade das Generalsekretariat der Ju­
gendlichen annehmen sollte; dies galt im Übrigen 
auch in Bezug auf die Sozialpartner, für die nichts­
destotrotz 1977 ein Büro eingerichtet worden war. 
Einmal mehr also war das Gleiche geschehen. Da es 
in einem besonders düsteren Umfeld an Initiativen 
mangelte und sich eine Zusammenarbeit mehrerer 
Generaldirektionen nicht abzeichnete, übernahm 
das Generalsekretariat die Rolle des Initiators – 
wobei die Zuständigkeiten später einer einzigen 
Dienststelle zugeordnet wurden: 1986 wurden das 
Forum und das Büro mit den Beziehungen zum 
Wirtschafts­ und Sozialausschuss vereinigt.
Notfallhilfe
Am 28. August 1977 suchte ein besonders verhee­
render Sturm den kleinen Ort Ronchi an der Rivi­
era di Versilia in der Toskana heim. Umberto Stefa­
ni, Besitzer eines kleinen Anwesens in der Region, 
war damals im Generalsekretariat Hauptberater für 
die Beziehungen mit dem Ausschuss der Ständigen 
Vertreter (2. Teil). Mit Unterstützung von Kom­
missionsmitglied Lorenzo Natali ergriff er die Initi­
ative zur Bildung einer dienststellenübergreifenden 
Gruppe für Notfallhilfe an die Mitgliedstaaten (5).
Das Neue lag nicht in der Notfallhilfe als solcher – 
der Grundsatz wurde von der GD VIII  (6) bereits 
zugunsten von Drittländern angewendet –, sondern 
darin, dass man hinsichtlich der für Katastrophen­
geschädigte in den Mitgliedstaaten bereitgestellten 
(4) EG­Kommission, Sechzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1982, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1983, S. 40 f. 
(5) Interview mit Umberto Stefani, 9. Juni 2010. 
(6) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
tariats das eine oder andere dieser Büros besuchen. 
Der auf der Grundlage von Gesprächen mit dem 
Büroleiter und seinen Mitarbeitern erstellte Bericht 
wurde Noël vorgelegt, der dessen Grundtenor nicht 
einmal dem Generaldirektor der GD X  (1) offen­
barte. Abgesehen davon, dass diese mehr oder weni­
ger informelle Inspektion einmal mehr veranschau­
licht, wie Noël persönliche Macht ausübte, ebnete 
sie mit der Zeit einer die wachsende Präsenz der 
Kommission in den Mitgliedstaaten und in Dritt­
ländern betreffenden Neuerung den Weg.
1982 beschloss die Kommission die Einrichtung 
einer Kontrollinstanz für die Außenstellen und 
Delegationen  (2). Die Inspektionen, die einerseits 
auf die Arbeitsweise im eigentlichen Sinne sowie 
andererseits auf die Haushaltsführung ausgerichtet 
waren, hatten das System zum Vorbild, das die GD 
VIII im Rahmen der Prüfung der vom Europäi­
schen Entwicklungsfonds unterstützten Projekte 
eingeführt hatte. Verantwortlich war Eduard Wei­
mar, der ehemals der Europäischen Agentur für Zu­
sammenarbeit angehört hatte, inzwischen aber im 
Generalsekretariat tätig war. Die Ansiedlung der 
Dienststelle ist ein wenig überraschend. Sie war Fol­
ge eines „großen Streits zwischen der DG I und der 
DG VIII. Und wenn zwei Halunken sich streiten, 
freut sich der dritte“ – Noël, der sich des Streitob­
jekts bemächtigte –, erinnert sich Eduard Weimar 
lachend, wobei er nicht unerwähnt lässt, dass auch 
die GD X betroffen war, aber weniger zu sagen hat­
te als die anderen beiden Generaldirektionen, deren 
Gewicht größer war (3).
Europäisches Jugendforum
Ende der 1970er Jahre führten die Wirtschaftskri­
se einerseits und die alarmierenden Ergebnisse von 
Umfragen zur Haltung junger Europäer gegenüber 
(1) Interview mit Jean­Claude Eeckhout, 27. September 2010. 
(2) EG­Kommission, Sechzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1982, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1983, S. 30.
(3) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010. 
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Amtszeit Thorns einen Impuls, wie aus einer Äuße­
rung des Präsidenten im Ausschuss „Jugend, Kultur, 
Bildung, Information und Sport“ des Europäischen 
Parlaments am 24. November 1981 hervorgeht. Dies 
ist auch aus der Breite des der Kultur nunmehr im 
Gesamtbericht gewährten Raums ersichtlich. Es gab 
jedoch keine Generaldirektion, die dieses Kuckucks­
ei hätte aufnehmen können. So wurde das General­
sekretariat einmal mehr zum „Brutkasten“ in einem 
Bereich, in dem sein Tätigwerden eigentlich nicht 
vorgesehen war (5).
Vorausplanung
Im September 1977 taucht eine Gruppe von Bera­
tern im Stellenplan des Generalsekretariats auf. Sie 
war auf Betreiben des Präsidenten Roy Jenkins ein­
gesetzt worden, „damit man kabinettsexterne Ver­
trauenspersonen hätte“ (6) wie im bereits erwähnten 
Fall Marquand. In der Praxis hieß dies, dass die we­
nigen für den Bereich Vorausplanung zuständigen 
Beamten des Generalsekretariats sich selbst überlas­
sen blieben. Eduard Weimar, der der Schaffung der 
Gruppe beiwohnte, erinnert sich: „Niemand wusste, 
was wir tun sollten und wie wir das tun sollten, wel­
che Eingriffsmöglichkeiten wir hätten und welche 
Art Unterstützung wir bekommen könnten“  (7). 
Als zwei Jahre später, im Mai 1979, Michael Jen­
kins dazustieß, änderte sich die Situation nicht, da 
dieser mittelfristige Dossiers insbesondere zu Haus­
haltsfragen bearbeitete, ohne den anderen Fragen 
zu stellen. Als Michael Jenkins 1981 Audland im 
Amt des stellvertretenden Generalsekretärs ablöste, 
übernahm Michel Vanden Abeele den Staffelstab. 
„Als Ort der Reflexion des Kabinetts“, so Letzte­
rer, „hat sich unser kleines Team ein wenig mit den 
mittelfristigen Planungen für die Zukunft Europas 
befasst. [...] Wir haben versucht, die Idee eines Euro­
pas der verschiedenen Geschwindigkeiten voranzu­
(5) Siehe Kapitel 25: Im Dienste der Bürgerinnen und Bürger Europas: Informa-
tion, Europa der Bürgerinnen und Bürger, Kultur, allgemeine und berufliche 
Bildung. 
(6) Interview mit Michel Vanden Abeele, 30. November 2010. 
(7) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010. 
Mittel eine Koordinierung und Größenvorteile an­
strebte, und zwar zu einer Zeit, in der sich außerhalb 
der Kommission, insbesondere im Europarat (1), eine 
„Kultur der Katastrophe“ entwickelte. Bisher waren 
bestimmte Generaldirektionen im Rahmen ihrer 
jeweiligen Zuständigkeiten von der Landwirtschaft 
bis hin zum Verkehr tätig geworden. Da die betref­
fenden Haushaltslinien aber nur dürftig ausgestattet 
und zudem schwer zugänglich waren, ergriff man die 
sich 1977 bietende Gelegenheit: „Die Nothilfeinter­
ventionen, die generell eher symbolisch waren, über 
die aber in der Presse berichtet wurde – mit Fotos 
der Scheckübergabe an den Begünstigten –, wurden 
[...] zugunsten soliderer Ansätze [überwunden], bei 
denen der Regionalfonds, der Europäische Ausrich­
tungs­ und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) und andere Ressourcen eingesetzt werden 
mussten“. Zugleich wurde für eine umfassende Ko­
ordinierung gesorgt, über die im Laufe der Zeit ein 
Netzwerk der Experten in den für Katastrophen zu­
ständigen Stellen der verschiedenen betroffenen Ge­
neraldirektionen aufgebaut werden konnte (2).
Kultur
Im Dezember 1981 wurde die Dienststelle „Fragen 
im Kulturbereich“ an das Generalsekretariat über­
tragen. Robert Grégoire blieb ihr Leiter bis zu seiner 
Pensionierung im Mai 1985 (3). Die Entstehungsge­
schichte dieser Dienststelle ist auch an sich von Inter­
esse. Es ist kein Geheimnis, dass damals, wie Grégoire 
schreibt, „alle unsere Regierungen Sturm gelaufen 
wären, wenn die Gemeinschaft den Anspruch auf 
Einmischung in das erhoben hätte, was sie mehr oder 
weniger scheinheilig als Kern ihrer Souveränität dar­
gestellt hätten. [...] Die Gemeinschaftsaktion durfte 
keine Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Sie musste 
sich gewissermaßen im Geheimen entwickeln“  (4). 
Gleichzeitig erhielt die Kulturpolitik während der 
(1) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 27. September 2010. 
(2) A. a. O.
(3) „Au revoir Monsieur Culture“, Courrier du Personnel, Nr. 464, Mai 1985. 
(4) Grégoire, R., Vers une Europe de la Culture, du théâtre à l’action communau-
taire, L’Harmattan, Paris, 2000, S. 62.
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Am 8. und 9. Januar 1985 versammelt Jacques Delors in der Abtei Royaumont, einem etwa 30 km nördlich von Paris gelegenen alten 
Zisterzienserkloster in Asnières-sur-Oise, die Mitglieder der fortan von ihm geleiteten Kommission, noch bevor sie sich das erste Mal in 
Brüssel einfinden. Allein Claude Cheysson ist aufgrund der Aushandlung des Lomé-III-Abkommens verhindert. In seinen Memoiren lässt 
Jacques Delors die Arbeit, die er seit August 1984 gemeinsam mit Pascal Lamy und Émile Noël im Rahmen der Hauptstadtbesuche 
bewältigte, wie folgt aufleben: „Sofort erhielt ich die begeisterte Unterstützung eines der Gründungsväter von Europa, Émile Noël, der (...) 
seit Gründung der Kommission ihr unverzichtbarer Generalsekretär war. Er war so unersetzlich geworden, dass man sich bisweilen fragte, ob 
diese oder jene Vorgehensweise oder Entscheidung nicht von ihm geprägt worden war“ (Delors, J., und Arnauld, J.-L., Mémoires, Plon, Paris, 
2004, S. 182). Während ein Augenzeuge der „intellektuellen Auseinandersetzung zwischen Noël und Delors“ davon berichtet, 
dass Letzterer „das Unabhängigkeitsstreben von Émile Noël respektierte“ (Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, 
27. September 2010), präzisiert ein anderer, dass ab 1985 „eine Aushöhlung der Zuständigkeiten 
des Generalsekratariats durch das Kabinett des Präsidenten einsetzte“ (Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010).
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Information der eigenen Beamten, der gesamten 
Kommission und selbstverständlich auch einer brei­
teren Öffentlichkeit.
Information 
Unter Noël war der Informationsfluss innerhalb 
des Generalsekretariats und allgemein der Kom­
missionsdienststellen nicht sehr institutionalisiert, 
obwohl es normale dienstliche Kanäle gab, über 
die Informationen übermittelt werden konnten. In 
der Kanzlei hatte Lucien Depaus mit einem rund 
20­köpfigen Team ein einfaches, aber sehr effizientes 
System zur raschen Verbreitung interner Unterla­
bringen. [...] Wir haben gute Arbeit geleistet, aber es 
bestand kein politischer Wille, von ihr Gebrauch zu 
machen“ (1). Bestand dieser Wille, als Jean­Louis La­
croix 1983 Vanden Abeele ablöste? Nach Jérôme Vi­
gnon, der die Gruppe Vorausplanung nach Lacroix’ 
vorzeitigem Tod leitete, wurde sie erst unter Jacques 
Delors – obwohl auch dieser anfangs von ihrem 
Nutzen nicht überzeugt war – „direkt beauftragt, 
substanzielle Beiträge zu institutionellen Fragen zu 
liefern, zu Themen, die wirklich die alltägliche Ar­
beit betrafen. Sie war eine Art Zweitkabinett“ (2).
Angesichts der vielfältigen und häufig komplexen 
Aufgaben des Generalsekretariats stellt sich die Fra­
ge, wie es eine zentrale Funktion erfüllte – die der 
(1) Interview mit Michel Vanden Abeele, 30. November 2010.
(2) Interview mit Jérôme Vignon, 4. April 2011. 
Als Instrument der GD IX 
– und nicht etwa der GD X 
oder der Sprechergruppe, wie 
zahlreiche Beamte glauben 
– wird das Informafon jeden 
Mittwochabend von Émile 
Noël genutzt, um interessierte 
Mitglieder der Verwaltung über 
die Ergebnisse der Sitzung des 
Kollegiums zu informieren. 
Illustration ursprünglich 
veröffentlicht im Courrier 
du personnel, Nr. 377, 20. 
Dezember 1977, S. 98. 
Als Nachfolger des 1952 eingeführten Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Reihe A) ist das Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (Reihe P) ab 1968 in zwei Reihen geteilt: 
Reihe L (Rechtsvorschriften) und Reihe C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Das aufgrund der enormen täglichen Aufgaben industrielle Ausmaße annehmende Amtsblatt ist ab 
1979 hinsichtlich seiner Zusammenstellung und Ausfertigung einer zunehmenden Automatisierung 
unterworfen. Es wird vom Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
(Luxemburg) in allen Amtssprachen der Mitgliedstaaten – mit Ausnahme des Irischen (Gälischen) – ab 
dem Zeitpunkt ihres Beitritts veröffentlicht.
117Kapitel 3 – Generalsekretariat und Juristischer Dienst 
Der Grundsatz der Transparenz blieb folglich weit­
gehend unbeachtet, was nicht zuletzt darin Aus­
druck fand, dass Noël sich weigerte, den Stellenplan 
der Kommission zu veröffentlichen, weil er fürchte­
te, dass rangniedere Beamte von den Mitgliedstaa­
ten oder Lobbyisten unter Druck gesetzt werden 
könnten (5).
Auf dem Weg zur Modernisierung: 
„Management und Organisation“ (6)
Auch wenn am Ende des untersuchten Zeitraums 
„klar war, dass das Generalsekretariat der Ort ist, 
an dem die Macht – im Sinne der Ausarbeitung 
der Beschlüsse der Kommission – letztlich ausge­
übt wird“  (7), so billigte das Kollegium doch im 
September 1985 die Grundzüge einer Politik der 
Modernisierung des europäischen öffentlichen 
Dienstes  (8). Im folgenden Jahr wurde ein Akti­
onsplan vorgelegt, der darauf ausgerichtet war, alle 
Beamten „durch eine klarere Abgrenzung ihrer 
Aufgabenbereiche sowie durch eine bessere Infor­
mationsverbreitung“ zu motivieren (9). Wie in an­
deren Bereichen des Daseins der Kommission ging 
eine Epoche unwiederbringlich zu Ende, und eine 
neue begann.
Michel Dumoulin
(5) A. a. O.
(6) Dies wird ausführlicher behandelt in Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im 
Wandel.
(7) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010.
(8) Siehe Kapitel 1.1: Dynamik der Strukturen und Kapitel 6: Eine Verwal-
tungskultur im Wandel.
(9) EG­Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 46.
gen geschaffen (1). Neben dieser Informationsquelle 
ist insbesondere das Bulletin der Europäischen Ge­
meinschaften zu nennen, Produkt einer wahrlich 
verzwickten und sehr anspruchsvollen journalisti­
schen Arbeit und Fundament für „die Gesamtar­
chitektur der Information über die Tätigkeiten der 
Kommission und der Gemeinschaften“  (2). Ohne 
auf die Rolle des täglichen Bulletins von Agence Eu­
rope, einer externen Quelle, einzugehen, ist ferner 
hervorzuheben, dass die Beamten – über den Bezug 
des Courrier du personnel (Personalkurier) hinaus – 
in den 1970er Jahren zunächst in Brüssel, dann in 
Luxemburg (1. März 1973) und schließlich in Ispra 
(November 1978) die Möglichkeit hatten, von ih­
rem Diensttelefon aus die Nummer des „Informa­
fons“ zu wählen und sich das tägliche Informations­
bulletin der Kommission anzuhören (3).
Alles hätte also in der besten aller Welten zum Bes­
ten gestanden, wenn „es nicht diesen mündlichen 
Informationsfluss innerhalb eines besonderen Net­
zes gegeben hätte“ (4), das zahlreiche Akteure über­
einstimmend als „Noëls Netz“ bezeichnen. Dies 
erklärt nicht nur, warum bestimmte Beamte über 
den kleinen Dienstweg mit dem Generalsekretär 
verkehrten, sondern auch, warum sich andere auf 
allmählich durchsickernde Informationen angewie­
sen sahen – was letztlich auf Noël zurückgeht, der 
Informationen entweder teilte oder nicht.
(1) Interview mit Frans De Koster, 14. Oktober 2010. In einer weiteren Auf­
zeichnung teilt der Zeitzeuge mit: „Der Vollständigkeit halber [...] sei er­
wähnt, dass es eine ‚Stelle für geheime Unterlagen‘ gab, der seit 1975 eine 
Chiffrierstelle für die Verbindungen zu den Delegationen in bestimmten 
Drittländern angeschlossen war“. 
(2) Interview mit Ivo Dubois, 7. April 2011. 
(3) Nach EG­Kommission, Siebenter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 1973 (Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1974, S. 67) wurden für jedes 
über das Informafon verbreitete tägliche Nachrichtenbulletin etwa tausend 
Anrufe verzeichnet. 
(4) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010.
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Vorteil war, dass Gaudets Nachfolger Walter Much 
und Claus­Dieter Ehlermann selbst altgediente 
Mitglieder des Juristischen Dienstes waren. Dies 
erklärt, wie es dem Dienst gelungen ist, sich in dem 
hier in Rede stehenden Zeitraum innerhalb der Ge­
meinschaftsadministration trotz der Rivalität zwi­
schen Frankreich und Deutschland einen beispiel­
losen Korpsgeist zu bewahren.
Die führenden Persönlichkeiten 
und die Struktur des Dienstes
Nach dem Ausscheiden von Gaudet 1969 wahrte 
Walter Much bis zu seinem Tod im Jahr 1975 die 
Kontinuität des Dienstes. Much hatte bis 1967, als 
die Juristischen Dienste der drei Gemeinschaften 
fusionierten, als letzter Generaldirektor den Juris­
tischen Dienst der EGKS geleitet, bevor er Gau­
dets Stellvertreter wurde. Ursprünglich kam Much 
aus dem deutschen Außenministerium und hatte 
1950 als Mitglied der deutschen Delegation unter 
Führung von Walter Hallstein an den Vorarbeiten 
zum Pariser Vertrag mitgewirkt. Danach trat er in 
den neuen Juristischen Dienst der EGKS ein, der 
bis 1966 von Robert Krawielicki geleitet wurde. An 
der Spitze des Juristischen Dienstes fand Much in 
dem ENA­Absolventen und französischen Präfek­
ten Gérard Olivier eine solide Stütze. Auch Olivier 
kam aus dem Juristischen Dienst der EGKS, in den 
er 1955 eingetreten war. Olivier schied 1972 nach 17 
Jahren aus dem Juristischen Dienst aus. Seinen Pos­
ten als Stellvertretender Generaldirektor erhielt der 
Italiener Giancarlo Olmi, der bis 1987 im Amt blieb.
Olmi spielte eine nicht unerhebliche Rolle, da er 
nach dem frühen Tod von Walter Much 1975 und 
bis zur Ernennung von dessen Nachfolger Claus­
Dieter Ehlermann im März 1977 für eine längere 
Zeit die Leitung des Juristischen Dienstes über­
nahm, weil die Berufung eines Deutschen  (3) auf 
(3) Interview mit Jean Groux, 25. Juni 2010.
3.2 Der Juristische Dienst
Den Weg hatte Präsident Walter Hallstein schon 
1965 vorgezeichnet, als er daran erinnerte, dass 
die einzige Waffe der Europäischen Gemeinschaft 
das Recht ist: „Die Gemeinschaft ist nicht nur eine 
Schöpfung des Rechts; sie ist auch, wie kaum ein 
anderer Träger öffentlicher Gewalt, allein auf das 
Recht angewiesen, um ihre Funktionen zu erfüllen. 
Die Gemeinschaft hat keinen Verwaltungsunter­
bau, keine direkten Zwangsbefugnisse, kein Heer 
und keine Polizei. Ihr einziges Instrument, ihre ein­
zige Waffe ist das von ihr gesetzte Recht“ (1).
Die Juristen im einflussreichen Juristischen Dienst 
der Kommission sind denn auch an vielen Fronten 
im Einsatz, insbesondere vor dem Gerichtshof in 
Luxemburg. Wie die Recherchen zur historischen 
Entwicklung des Gemeinschaftsrechts zeigen, hat 
der Juristische Dienst bei der Definition des „verfas­
sungsrechtlichen Charakters“ des Gemeinschafts­
rechts eine grundlegende Rolle gespielt und sich ge­
genüber jenen durchgesetzt, die es auf eine Variante 
– unter vielen – des Völkerrechts reduzieren wollten.
Michel Gaudet, der bis 1969 Generaldirektor des 
Juristischen Dienstes war, hat den Dienst vor allem 
mit seiner teleologischen Auslegung der Verträge 
geprägt, die an Vorrang und unmittelbare Wirkung 
des Gemeinschaftsrechts anknüpft (2).
Gaudets Nachfolger haben sich bemüht, diesen 
Weg weiterzugehen und gleichzeitig den Dienst zu 
modernisieren, um ihn auf die Erweiterung und 
Vertiefung der Gemeinschaft vorzubereiten. Von 
(1) AHCE, Reden, Beitrag Walter Hallsteins im Europäischen Parlament bei 
der juristischen Debatte über den Dehousse­Bericht „Der Vorrang des Ge­
meinschaftsrechts vor dem Recht der Mitgliedstaaten“, Straßburg, 17. Juni 
1965, in Oppermann, T. (Hg.), unter Mitarbeit von J. Kohler, Europäische 
Reden, Stuttgart, Deutsche Verlags­Anstalt 1979, S. 570 (574 f.).
(2) Zu Gaudet siehe Dumoulin, M., „Verwaltungaufbau und Arbeitsweise“, 
Dumoulin, M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972: Geschichte 
und Erinnerungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 242­243.
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wissermaßen die Stütze des Sekretariats der Vedel­
Gruppe, die auf Initiative von Altiero Spinelli zur 
Reform der europäischen Organe eingesetzt wor­
den war. 1973 ging er dann für kurze Zeit andere 
Wege, als er auf Anregung des französischen Kom­
missionsmitglieds Claude Cheysson zum Direktor 
der Finanzkontrolle berufen wurde, wo er sich mit 
dem Vertrag über Finanzvorschriften (1) der ersten 
Änderung des Vertrags von Rom annahm, bevor er 
zum Juristischen Dienst zurückkehrte.
Die Modernisierung in der Kontinuität, die Eh­
lermann verkörperte, wurde ab 1977 mit der Ein­
führung des Rotationsprinzips deutlich, das die 
horizontale und kollegiale Dimension des Dienstes 
unterstrich. Die Rotation im Juristischen Dienst fiel 
(1) AHUE, European Oral History, Claus­Dieter Ehlermann, The European 
Commission memories, 29. Januar 2004, von Y. Conrad und M. Rancon.
den von Frankreich und Deutschland gleicherma­
ßen begehrten Posten des Generaldirektors auf hef­
tigen Widerstand stieß. Mit der Ankunft des neuen 
Präsidenten Roy Jenkins und der Beilegung des po­
litischen Konflikts in der deutschen Koalitionsre­
gierung wurde der Weg für Ehlermann frei.
Ehlermann modernisierte den Dienst und verhalf 
ihm so während seiner zehnjährigen Amtszeit zu 
neuem Ansehen als Exzellenzzentrum und Ver­
fechter des europäischen Aufbauwerks, indem er 
bewährte „Traditionen“, das Erbe seiner Vorgänger, 
fortführte. Ehlermann war 1961 in den Juristi­
schen Dienst eingetreten und hatte das juristische 
Handwerk von Grund auf gelernt. Nachdem er 
unter Olmi acht Jahre lang die aufreibenden Dos­
siers der Gemeinsamen Agrarpolitik betreut hatte, 
wandte sich Ehlermann 1969 unter der Leitung von 
Olivier den institutionellen Fragen zu. Er war ge­
Gruppenfoto vom Juristischen Dienst der Kommission (1979). Generaldirektor Claus-Dieter Ehlermann zufolge „lag die Stärke 
des Juristischen Dienstes in seiner Fähigkeit, ein Problem von verschiedenen Blickwinkeln aus und unter mehreren Aspekten zu betrachten 
und diese Facetten eines oftmals komplexen Problems zusammenzusetzen“ (Interview mit Claus-Dieter Ehlermann, 8. Oktober 2010).
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und die Gründung der Internationalen Vereini­
gung für Europarecht (FIDE) sowie Fachzeitschrif­
ten finanzierte, ging sein Nachfolger einen Schritt 
weiter. Er trat direkt in die Welt der Lehre ein und 
unterrichtete zwischen 1971 und 1981 zunächst am 
Europakolleg in Brügge und anschließend an der 
Freien Universität Brüssel. Seinen eigenen Worten 
zufolge hat er Kollegen, die zwischen einer Karriere 
im Juristischen Dienst und einer Stelle als Hoch­
schulprofessor schwankten, eher darin bestärkt, sich 
für die akademische Laufbahn zu entscheiden (1).
Diese Öffnung hat zweifellos dazu beigetragen, 
aus dem Juristischen Dienst einen unverrückbaren 
Pfeiler der Rechtsgemeinschaft zu machen, zu dem 
Gaudet seinerzeit das Fundament gelegt hatte. Fügt 
man dem noch die regelmäßigen Arbeitsessen mit 
dem „Rivalen“, d.  h. mit dem Juristischen Dienst 
des Rates, hinzu, kommt man nicht umhin festzu­
stellen, dass der Juristische Dienst keineswegs im 
Elfenbeinturm saß. Was den Dienst auszeichnete, 
war die Qualität und die Vielseitigkeit seiner Mit­
arbeiter. Im Verhältnis zu seinem Einfluss, den er 
auf die Entwicklung des europäischen Rechts hatte, 
fiel seine Größe eher bescheiden aus. 1974 zählte der 
Juristische Dienst nur 66 A­Beamte, 17 B­Beamte, 
44 C­Beamte und 13 LA­Beamte. Die LA­Beamten 
hatten den Auftrag, die Rechtsakte auf ihre rechtli­
che und sprachliche Übereinstimmung zu überprü­
fen und Schriftsätze zu übersetzen. Sie waren auch 
die ersten, die der Informatik mit der Datenbank 
Celex Eingang in die Welt des Rechts verschaff­
ten (2). Ab 1981 konnte diese Datenbank, in der alle 
Gemeinschaftsrechtsakte gespeichert sind, online 
in französischer Sprache abgefragt werden; 1985 
folgten dann die anderen großen Amtssprachen. 
Der Vorrang des Französischen ist nicht weiter ver­
wunderlich, da das Französische sowohl innerhalb 
des Juristischen Dienstes (wie auch in den Verhand­
(1) Interview mit Claus­Dieter Ehlermann, 8. Oktober 2010.
(2) Bernet, H., „Les racines: Histoire de Celex 1963­1986“, 25 années de droit 
européen en ligne, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften, Luxemburg, 2006, S. 11­25; Interview mit Hélène Bernet 
und Jean­Claude Séché, 14. Juni 2011.
nicht sonderlich schwer, weil die Struktur des Diens­
tes (der damals aus etwa zehn thematischen und 
einigen bereichsübergreifenden Gruppen bestand, 
die jeweils von einem A2­Beamten geleitet wurden) 
nicht vom Kollegium festgelegt worden war.
Im Grundsatz war die Rotation – zumindest der 
jungen Kollegen – anerkannt, wurde aber nur spo­
radisch angewandt. Unter Ehlermann wurde von 
ihr systematisch und unterschiedslos Gebrauch ge­
macht. Die Rotation sollte verhindern, dass die Ju­
risten zu stark in den Einflussbereich der von ihnen 
betreuten Generaldirektion gerieten. Sie sollten auf­
nahmefähig bleiben und nicht in der Routine ihres 
Bereichs abstumpfen. Die Mobilität sollte ihnen zu 
einem Überblick über das gesamte Gemeinschafts­
recht verhelfen und auf diese Weise gewährleisten, 
dass die Stellungnahmen des Juristischen Dienstes 
nicht nur den jeweiligen Rechtsbereich im Blick 
hatten, sondern auch andere Bereiche berücksich­
tigten und so die Kohärenz des Gemeinschafts­
rechts förderten. Als Jahre später die Mobilität 
überall in der Kommission Einzug hielt, konnte der 
Juristische Dienst auf seine Erfahrungen verweisen. 
Die Modernisierung, die Ehlermann in die Wege 
leitete, beschränkte sich allerdings nicht auf die 
Rotation der Mitarbeiter. Die Informationsver­
breitung im Dienst wurde verbessert, und mehr 
Mitarbeiter wurden in die Verwaltung einbezogen. 
So wurden die Gruppenleiter verstärkt zu Verwal­
tungsbelangen konsultiert, insbesondere bei Beför­
derungen. Die Juristen konnten ihre Meinung über 
eine sogenannte Transparenzgruppe kundtun, wäh­
rend die Sekretariate über ein Selbstverwaltungssys­
tem verfügten und zu anderweitigen dienstlichen 
Verwendungen konsultiert wurden.
Der Juristische Dienst operierte keineswegs abge­
schlossen von der Außenwelt. Ehlermann hat den 
Juristischen Dienst nicht nur innerhalb der Kom­
mission, sondern auch der juristischen Lehre geöff­
net. Während Gaudet seinerzeit gezielt den Kontakt 
zu Rechtsanwalts­ und Juristenverbänden suchte 
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hof trug ein Übriges zur Erhöhung seines Ansehens 
bei. Die Kommission konnte sowohl als Klägerin – 
beispielsweise in einem Vertragsverletzungsverfah­
ren gegen einen Mitgliedstaat – vor dem Gerichts­
hof auftreten als auch als Beklagte, wenn etwa ein 
Mitgliedstaat oder Unternehmen den Gerichtshof 
wegen Nichtigerklärung einer ihrer Entscheidun­
gen anrief. Daneben nahm sie systematisch zu Vor­
lagefragen Stellung, die dem Gerichtshof von einem 
mitgliedstaatlichen Gericht zur Vorabentscheidung 
vorgelegt wurden. In allen diesen Fällen wurde ein 
Mitglied des Juristischen Dienstes von der Kom­
mission als Bevollmächtigter benannt, der die Sache 
weitgehend autonom bearbeitete.
Im Unterschied zu den anderen Dienststellen 
nahm der Juristische Dienst vom Kollegium keine 
Weisungen zum Inhalt seiner Rechtsgutachten ent­
gegen. Er war dem Präsidenten nur administrativ 
unterstellt. Gleichzeitig nahm der Generaldirektor 
des Juristischen Dienstes an allen Sitzungen des 
Kollegiums teil. Dies gab dem Dienst die Möglich­
keit, in gleicher Weise wie das Generalsekretariat als 
wichtige Zentrale, in der die Informationen zusam­
menlaufen, in Erscheinung zu treten.
Der Beitrag des Juristischen Dienstes 
zur Entwicklung des Europarechts 
zwischen 1973 und 1986
Den Aussagen von Zeitzeugen und Arbeiten aus je­
ner wie aus neuerer Zeit (2) lässt sich entnehmen, dass 
es Gaudet war, der den „verfassungsrechtlichen Cha­
rakter“ der europäischen Rechtsordnung betonte und 
damit weit vom klassischen Völkerrecht abrückte.
Als Bevollmächtigter der Kommission beim Ge­
richtshof konnte der Juristische Dienst durch seine 
(2) Europäische Kommission, Dreißig Jahre Gemeinschaftsrecht, Amt für amt­
liche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 
1982; Gilsdorf, P., „Le Service Juridique de la Commission“, unveröffent­
lichtes Manuskript, Juristischer Dienst, Brüssel, 2003. Der Autor dankt der 
Bibliothek des Juristischen Dienstes für die Bereitstellung des Manuskripts. 
lungen des Gerichtshofs) trotz der Erweiterung von 
1973, die in dieser Hinsicht keine unmittelbaren 
Auswirkungen hatte, die dominierende Arbeits­
sprache blieb.
Kennzeichnend für Ehlermanns Führungsstil war 
darüber hinaus, dass er dem Dienstgrad weniger 
Bedeutung beimaß als der Qualität des juristischen 
Disputs, der die Abfassung der Gutachten im Juris­
tischen Dienst begleitete (1).
Die Aufgaben des Juristischen Dienstes 
Der Juristische Dienst hatte, wie bereits im ersten 
Band kurz angesprochen wurde, zwei Hauptaufga­
ben, an denen sich bis heute nichts geändert hat: die 
Beratung der Kommission und ihrer Dienststellen 
in rechtlichen Fragen und die Vertretung der Kom­
mission vor dem Gerichtshof.
Ohne Stellungnahme des Juristischen Dienstes war 
es für die Kommission nicht möglich, über eine Ent­
scheidung, einen Vorschlag oder eine sonstige förm­
liche Stellungnahme zu beraten und abzustimmen. 
Dies bedeutete für die vorlegenden Dienststellen 
eine intensive Vorbereitung, da sie alles daran setz­
ten zu vermeiden, dem Kollegium einen Entwurf 
vorzulegen, zu dem der Juristische Dienst eine nega­
tive Stellungnahme abgegeben hatte. Eine negative 
Stellungnahme des Juristischen Dienstes hinderte 
ein Kommissionsmitglied auch daran, von seiner 
Ermächtigung Gebrauch zu machen: In diesem Fall 
durfte das Kommissionsmitglied nicht mehr allein 
entscheiden, sondern musste die Zustimmung des 
Kollegiums einholen.
Diese von der Kommission von Anfang an gewollte 
Vorgehensweise verhalf dem Juristischen Dienst zu 
einem erheblichen Einfluss. Seine Aufgabe als Be­
vollmächtigter der Kommission vor dem Gerichts­
(1) Informelles Interview mit Giuliano Marenco, 11. Juni 2013.
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bezüglich der Möglichkeit der Gemeinschaft, als 
Akteur des internationalen Rechts zu handeln. So 
war die Frage, ob die Gemeinschaft befugt war, Ab­
kommen mit ihren internationalen Partnern allein 
(ausschließliche Zuständigkeit) oder gemeinsam 
mit ihren Mitgliedstaaten (geteilte Zuständigkeit) 
abzuschließen, Gegenstand lebhafter politischer 
und juristischer Streitigkeiten, im Fall des Interna­
tionalen Kautschuk­Übereinkommens von 1978 
ebenso wie bei anderen Rohstoffen (Weizen­, Zu­
cker­, Kakao­, Kaffee­ und Zinn­Übereinkommen). 
Die Haltung des Juristischen Dienstes zu diesem 
Thema blieb ambitioniert, aber weniger maximalis­
tisch als die von manchen Personen innerhalb der 
Kommission vertretene und wurde vom Gerichts­
hof schließlich in seinen Urteilen bestätigt.
In der Folge konzentrierte sich die Aufmerksamkeit 
des Juristischen Dienstes auf die Frage der Wirkung 
der internationalen Abkommen, die die Gemein­
schaft mit Drittländern oder internationalen Or­
ganisationen geschlossen hatte. In der Lehre gab 
es diesbezüglich zwei Schulen: eine auf der dualis­
tischen Theorie basierende klassische, die jegliche 
unmittelbare Wirkung der internationalen Ab­
kommen sofort zurückwies und in jedem Fall eine 
Umsetzung durch nationale Rechtsnormen forder­
te, und eine andere, dem gemeinschaftlichen System 
näherstehende, die auf der monistischen Theorie 
gründete, von Ehlermann vertreten wurde und un­
ter bestimmten Voraussetzungen die Anerkennung 
der unmittelbaren Wirkung und des Vorrangs der 
Bestimmungen dieser Abkommen befürworte­
te  (2). Der Gerichtshof traf in dieser Frage keine 
Grundsatzentscheidung, sondern zog es vor, einen 
differenzierteren Standpunkt einzunehmen, der auf 
den spezifischen Merkmalen, den Bestimmungen 
und dem Geist jeder einzelnen Abkommenskatego­
rie basierte. Wenn es sich also um Freihandels­ und/
(2) Gilsdorf, P., „Le service juridique de la Commission“, unveröffentlichtes 
Manuskript, Juristischer Dienst, Brüssel, 2003, S.  36. Der Autor dankt 
der Bibliothek des Juristischen Dienstes für die Bereitstellung des Manu­
skripts.
Beiträge zur Entwicklung der Rechtsprechung in 
den Jahren 1973­1986 wesentlichen Einfluss auf 
die Gestaltung der europäischen Rechtsordnung, 
insbesondere in den Bereichen Außenbeziehungen 
und Binnenmarkt, nehmen. Der Juristische Dienst 
setzte sich systematisch für Lösungen ein, die es 
erlaubten, den Grundsätzen, auf denen das System 
der Gemeinschaftsverträge beruhte, Geltung zu ver­
schaffen, um den Prozess der europäischen Integra­
tion voranzubringen, ohne maximalistischen For­
derungen das Wort zu reden, die über die Verträge 
hinausgingen oder gar den Verträgen zuwiderliefen. 
Der Juristische Dienst war im Grunde genommen 
ein Stabilitätsfaktor: Wenn ein Kommissionsmit­
glied rechtlich über das Ziel hinausschoss, wurde 
es vom Juristischen Dienst gebremst; wenn sich ein 
anderes zu vorsichtig zeigte, wurde es zu mehr Wa­
gemut gedrängt. Darüber hinaus ermöglichte ihm 
seine Stellung häufig, eine juristische Kompromiss­
lösung zwischen den unterschiedlichen Auffassun­
gen der Dienststellen zu finden.
Beispielhaft waren in diesem Zusammenhang die 
großen Fortschritte im Bereich der Außenbezie­
hungen. Bis Anfang der 1970er Jahre galt nahezu 
ausnahmslos die Doktrin, die Gemeinschaft verfü­
ge über keinerlei Kompetenzen für den Abschluss 
internationaler Abkommen mit Ausnahme einiger 
in den Verträgen ausdrücklich vorgesehener Fälle. 
Trotzdem bekräftigte der Gerichtshof auf eine Kla­
ge der Kommission in der berühmten Rechtssache 
AETR (1) die These der „Parallelität“ zwischen In­
nen­ und Außenkompetenzen der Gemeinschaft, 
die er in späteren Rechtssachen weiter ausführte 
(siehe insbesondere das Gutachten 1/76 zum Ent­
wurf zu einem Übereinkommen über die Errich­
tung eines Europäischen Stilllegungsfonds für die 
Binnenschifffahrt).
Die Anerkennung dieser impliziten Befugnisse be­
reitete den Weg für ein breites Auslegungsspektrum 
(1) Urteil vom 31. März 1971 in der Rechtssache 22/70, Kommission/Rat, Slg. 
1971, 263.
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da es keine einheitlichen Gemeinschaftsnormen gab 
– der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung 
einzelstaatlicher Rechtsvorschriften zum Schutz 
wesentlicher Interessen, die dem freien Warenver­
kehr vorgehen, bekräftigt werden konnte (ab dem 
Urteil Cassis de Dijon (5)). Ein weiteres Mal wurden 
hier die vom Gerichtshof festgelegten Lösungen in 
hohem Maße von den Standpunkten des Juristi­
schen Dienstes beeinflusst, die weit über die Thesen 
der herrschenden Lehre hinausgingen. Diese vertrat 
die Auffassung, das im Vertrag vorgesehene Verbot 
beträfe lediglich nationale Maßnahmen, die Pro­
dukte anderer Mitgliedstaaten diskriminieren (6).
Wenn man sucht, findet man allerdings in prak­
tisch allen Bereichen Spuren des Handelns des Ju­
ristischen Dienstes mit dem Ziel, das reibungslose 
Funktionieren der europäischen Maschine sicher­
zustellen. So war es auch sein Verdienst, dass zu 
Beginn der 1980er Jahre eine Lösung für die Krise 
gefunden wurde, die durch die Unfähigkeit des Ra­
tes zur Festsetzung der Agrarpreise ausgelöst wurde. 
Hätte man statt einer solchen Festsetzung zulassen 
sollen, dass die Mitgliedstaaten ihre Freiheiten zu­
rückfordern und die Gemeinsame Agrarpolitik zu­
sammenbricht? Der Juristische Dienst vertrat die 
These, dass die alten Preise ausgehend vom Grund­
satz der Kontinuität weiterhin gültig seien. Indem 
sich die Kommission dieser Auffassung anschloss, 
konnte sie eine größere Krise verhindern (7). 
Sigfrido Ramírez­Pérez
(5) Urteil vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 120/78, Rewe­Zentral 
AG/Bundesmonopolverwaltung für Branntwein, Slg. 1979, 649.
(6) Europäische Kommission, Dreißig Jahre Gemeinschaftsrecht, Amt für amt­
liche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 
1982.
(7) Lamoureux, F., „Les pouvoirs de la Commission en cas de vide juridique 
du fait de la carence du Conseil“, Revue du Marché Commun, Nr. 277, Mai 
1984, S. 215­224.
oder Assoziierungsabkommen mit Drittländern 
handelte, die dem Aufbau eines Binnenmarktes 
ähnlich dem Binnenmarkt der Gemeinschaft dien­
ten, folgte der Gerichtshof der monistischen Linie 
(siehe Urteil Kupferberg (1)), indem er die Möglich­
keit der unmittelbaren Wirkung der Bestimmun­
gen dieser Abkommen zuließ. Später wurde diese 
Rechtsprechung um die Anforderung einer klaren, 
eindeutigen und unbedingten Verpflichtung präzi­
siert (siehe Urteil Demirel (2)). Hingegen versuchte 
der Juristische Dienst nie, den Gerichtshof dazu zu 
bringen, die unmittelbare Wirkung „traditionelle­
rer“ internationaler Abkommen wie beispielsweise 
der GATT­Abkommen anzuerkennen (siehe Urteil 
International Fruit Company (3)).
In den 1970er und 1980er Jahren wurde auch der 
Binnenmarkt innerhalb der Gemeinschaft veran­
kert, nicht nur aufgrund der Gesetzgebungstätig­
keit, die ihren Höhepunkt mit der Verabschiedung 
der Einheitlichen Europäischen Akte im Jahr 1986 
erreichte, sondern auch dank der umfangreichen 
Rechtsprechung des Gerichtshofs, der die einschlä­
gigen Bestimmungen des EWG­Vertrags ausnutzte 
und weiterentwickelte, indem er sich im Wesent­
lichen auf das Kriterium der teleologischen Aus­
legung von dessen Zielen stützte. So sei an dieser 
Stelle lediglich an die Fortschritte im Bereich des 
freien Warenverkehrs erinnert, dank deren zahlrei­
che „versteckte“ Beschränkungen zum Nachteil von 
Waren aus anderen Mitgliedstaaten beseitigt wer­
den konnten (ab dem Urteil Dassonville (4)) und – 
(1) Urteil vom 26. Oktober 1982 in der Rechtssache 104/81, Hauptzollamt 
Mainz/Kupferberg & Cie, Slg. 1982, 3641.
(2) Urteil vom 30. September 1987 in der Rechtssache 12/86, Demirel/Stadt 
Schwäbisch Gmünd, Slg. 1987, 3719.
(3) Urteil vom 12. Dezember 1972 in den verbundenen Rechtssachen 21/72 bis 
24/72, International Fruit Company e.a./Produktschap voor Groenten en 
Fruit, Slg. 1972, 1219.
(4) Urteil vom 11. Juli 1974 in der Rechtssache 8/74, Staatsanwaltschaft/Be­





Wichtige Komponente: Nur wenige Sitzungen auf europäischer Ebene wären ohne die 




Wie von den Verhandlungsführern des Vertrags 
von Rom vorgesehen, handelte es sich bei der 
Kommission um ein Organ sui generis, das die 
politische Verantwortung einer Exekutive, den 
Sachverstand einer Verwaltung und die Rolle der 
Hüterin des europäischen Gemeinwohls in sich 
vereinte. Obwohl die Kommission aufgrund der 
in den 1960er Jahren gewonnenen Erfahrungen 
ihre Funktion im Zentrum des institutionellen 
Gefüges der Gemeinschaft definieren konnte, gab 
es in den folgenden Jahren eine Reihe von Verän-
derungen aufgrund von Verschiebungen des poli-
tischen Gleichgewichts sowie aufgrund interner 
Anpassungen.
Der Einfluss der Kommission auf den Rechtset-
zungsprozess wurde durch das Bemühen um eine 
Konsensfindung in der Folge des „Luxemburger 
Kompromisses“ geschwächt. Abstimmungen im Rat 
wurden selten, wodurch der von der Kommission 
initiierte Rechtsetzungsprozess bei den schwierigs-
ten Themen verlangsamt wurde. Die Schaffung des 
Binnenmarktes, eines der wichtigsten Arbeitsziele 
Ende der 1970er Jahre, gehörte zu den Bereichen, in 
denen die Kommission diesem Trend entgegenwir-
ken konnte, zunächst unter der Präsidentschaft von 
Gaston Thorn und danach unter Jacques Delors. 
Der Binnenmarkt konnte nur durch die Wiederauf-
nahme der Beschlussfassung per Mehrheitsabstim-
mung im Rat verwirklicht werden. 
Bei ihren Initiativen und Maßnahmen berück-
sichtigte die Kommission auch die Anliegen von 
Interessengruppen, z.  B. von Fachverbänden wie 
landwirtschaftlichen Organisationen oder spezi-
fischeren Gremien. Während die Lobbygruppen 
Entscheidungen zu beeinflussen suchten, bemühte 
sich die Kommission ihrerseits um die Nutzung 
ihres Sachverstands, um ihren Tätigkeitsbereich 
auszuweiten. Wegen der ständigen Ausweitung 
der Gemeinschaftspolitik zwischen 1973 und 1986 
wurden die Gesprächspartner der Kommission im-
mer vielfältiger.
Führte der Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zu 
einer Veränderung der Verwaltungskultur oder der 
bewährten Praktiken der Sechser-Gemeinschaft? 
Die Herausforderungen waren im Wesentlichen 
politischer Natur. Sie standen im Zusammenhang 
mit der relativen wirtschaftlichen Rückständig-
keit Irlands und der anhaltenden euroskeptischen 
Opposition in Dänemark und im Vereinigten 
Königreich. Die Kommission verhielt sich bei der 
von der britischen Regierung verlangten „Neuver-
handlung“ des Beitrittsvertrags zurückhaltend. 
Die Erweiterung von 1973 hatte eine Reihe von 
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Auswirkungen auf die Gemeinschaftspolitik. Ob-
wohl die von London verlangte grundlegende Um-
wandlung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
nicht erfolgte, wurden die Regionalpolitik und die 
Handelspolitik gestärkt. Die Erweiterung hatte 
auch Auswirkungen auf die Verwaltung. Die Ein-
gliederung dreier Nationalitäten erfolgte auf allen 
Ebenen reibungslos. Umsichtige Kommissionsmit-
glieder und gut vorbereitete Beamte sorgten für 
eine rasche Integration der Dänen und Iren in das 
System. Allerdings hatten die Briten mehrere Jah-
re Schwierigkeiten, Beamte für die zur Verfügung 
stehenden Positionen zu gewinnen. Daher blieb die 
Zahl der britischen Beamten in der Kommission zu 
Anfang relativ gering. 
Die Verwaltungskultur unterlag jedoch Einflüs-
sen, die sich den Traditionen der nationalen Kultur 
weitgehend entzogen. Auf interner Ebene erwies 
sich das Generalsekretariat neben den Kabinetten 
als entscheidende Kraft im Zentrum des Koordinie-
rungs- und Entscheidungsfindungsprozesses unter 
Verantwortung des Präsidenten.
Eine wichtige Antriebskraft dieser Jahre war die 
Auseinandersetzung zwischen „Bürokratisierung“ 
und „managérialisation“, ein Prozess, mit dessen 
Hilfe die Kommission ihre Kompetenzen und 
Mittel besser nutzen wollte. Trotz der manchmal 
drastischen Empfehlungen einiger Berichte han-
delte es sich bei dem Zeitraum zwischen 1973 und 
1986 nicht um eine revolutionäre Phase, sondern 
vielmehr um eine Periode des langsamen Über-
gangs bzw. der Reife der Verwaltungskultur der 
Kommission. 
Jan Willem Brouwer 
129





Die Besonderheit der Arbeitsmethoden in der Kom-
mission war auf ihre Stellung innerhalb des europäi-
schen Organgefüges zurückzuführen, weil ihr eher 
eine konzeptionelle als eine exekutive Rolle zukam. 
Sie stellt eine Kombination dar der französisch-bri-
tischen Tradition eines hierarchischen interminis-
teriellen Ausgleichs – mit einer Schlüsselrolle für 
das Generalsekretariat – sowie der germanischen 
Kultur der ministeriellen Unabhängigkeit bzw. Au-
tonomie mit starken Generaldirektionen.
Hinzu kam eine Tradition der Kollegialität, die 
auf die Hohe Behörde zurückging, bei der es keine 
„Portefeuilles“ gab. Diese Tradition der Kollegiali-
tät ähnelte dem schwedischen Verwaltungssystem, 
bei dem die Minister keine Befugnisse über die 
Dienststellen haben, da diese im Wesentlichen in 
autonomen Agenturen zusammengefasst sind. Die-
ses Modell war von Anfang an ausgewählt worden, 
um einen übermäßigen Einfluss eines Mitglied-
staats auf einen bestimmten Vorgang zu verhindern 
und somit die direkte Einflussnahme der Mitglied-
staaten zu neutralisieren. Die Komplexität der Be-
schlussfassung und der Arbeitsmethoden der Kom-
mission ist nach Ansicht eines Zeitzeugen  (1) auf 
diesen „Flickenteppich“ zurückzuführen. 
Die Kommission hatte sowohl die Struktur ei-
ner Regierung mit Kommissionsmitgliedern und 
Kabinetten (wie in Belgien und Frankreich), war 
gleichzeitig aber auch eine Verwaltung, deren Gene-
raldirektionen streng hierarchisch gegliedert waren. 
Somit gab es zwei interne Koordinierungsnetze: 
ein politisches Netz der Kabinette, mit besonderer 
Bedeutung des Kabinetts des Präsidenten, sowie ein 
Verwaltungsnetz mit Generaldirektionen und dem 
Generalsekretariat. Die Besonderheit und große 
Originalität dieses Modells bestand darin, dass bei-
de Netze im Laufe der Zeit um eine Schlüsselper-
son, den Generalsekretär, herum entwickelt wur-
den, der dem Generalsekretariat vorstand, seit 1967 
(1) Ziller, J., „De la nature de l’administration européenne“, Revue française 
d’administration publique, Nr. 95, 2000.
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den Vorsitz über die wöchentlichen Sitzungen der 
Kabinettchefs führte und neben dem Präsidenten 
stets an den Sitzungen des Kollegiums teilnahm.
Eine letzte Besonderheit der Kommission war die 
Dualität zwischen den formellen und informellen 
Kanälen des Willensbildungsprozesses. Die formel-
len Entscheidungskanäle (dienststellenübergreifen-
de Konsultation zwischen den Generaldirektionen, 
Sondersitzungen der Kabinettchefs und wöchentli-
che Sitzungen der Kabinettchefs) wurden ergänzt 
durch weitere informelle Koordinierungskanäle 
wie die wöchentlichen Sitzungen der Generaldi-
rektoren und ihrer Assistenten, deren tatsächlicher 
Einfluss schwer zu bewerten ist. 
Der Beitritt des Vereinigten Königreichs  (1) hatte 
zunächst nur sehr begrenzte Folgen, beispielsweise 
bei der Vorlage von Dokumenten ab 1977, wie den 
Anweisungen von Roy Jenkins im Hinblick auf 
Vermerke an ihn und die Antworten auf parlamen-
tarische Anfragen, die von Christopher Audland 
unterzeichnet wurden (2), zu entnehmen ist.
Vermerke „à la Jenkins“
1. Speaking briefs
 • Talking points
 • Defensive points
2. Background briefs
(1) Siehe Kapitel 5: Die Auswirkungen der ersten Erweiterung.
(2) Aussage von Philippe Petit-Laurent, Mitglied des Kabinetts von 
François-Xavier Ortoli:  „Die Briten integrierten sich ohne Probleme. Sie 
verfügten über einige bemerkenswerte Persönlichkeiten. Sie lösten aber 
bei weitem keine Revolution aus. Ich war damals ein junger Beamter. Ich 
erinnere mich, dass die Briten das Verfahren zur Beantwortung parla-
mentarischer Anfragen verbesserten, indem sie ein Beantwortungssystem 
einführten: Es gab die Antworten selbst, aber auch „background briefs“ 
und „supplementary questions“. Früher antwortete jede Dienststelle nach 
eigenem Gutdünken. Die Briten strukturierten das Verfahren, und das war 
meiner Meinung nach eine sehr gute Reform“. Interview mit Philippe Pe-
tit-Laurent, 19. Juli 2010.
Die Dossiers des Präsidenten
Diese Aufgabe, deren Ursprung auf die 
Kommission Malfatti/Mansholt zurückgeht, wurde 
seit der Ortoli-Kommission ohne Ausnahme vom 
Generalsekretariat wahrgenommen. Es ging 
darum, die Erarbeitung der Dossiers für den 
Kommissionspräsidenten im Hinblick auf seine 
Reisen in die Mitgliedstaaten oder Drittstaaten zu 
koordinieren. Ein entsprechendes System gab es 
für die Erarbeitung der Dossiers des Präsidenten 
für den Europäischen Rat. In beiden Fällen bat das 
Generalsekretariat in Abstimmung mit dem 
Kabinettchef des Präsidenten um Beiträge der 
Dienststellen, die im Einvernehmen mit ihren 
eigenen Kabinetten abgefasst wurden, und 
koordinierte diese Beiträge, damit das Dossier 
einem kohärenten politischen Konzept entsprach. 
Christopher Audland legte als stellvertretender 
Generalsekretär die Regeln für die Einreichung der 
Beiträge der Dienststellen fest, die sich an der 
Praxis des Foreign Office orientierten und zwischen 
„speaking briefs“ (mit „talking“ oder „defensive 
points“) und „background briefs“ unterschieden. 
Diese Anweisungen wurden in das 
Verfahrenshandbuch aufgenommen und blieben 
auch nach dem Abschied von Audland in Kraft.
Giuseppe Ciavarini Azzi
Am bemerkenswertesten ist, dass die Kommission 
aufgrund der Erweiterung von 1973 ihre seit 1958 
angewandten und 1967 formalisierten Arbeitsme-
thoden erklären musste. Es war jetzt notwendig ge-
worden, die Neuankömmlinge in die Vorschriften 
und Verfahren einzuweihen, gleichzeitig aber auch 
die bestehenden Methoden zu formalisieren und 
festzulegen. Deshalb wurde im Mai 1976 ein erstes 
Verfahrenshandbuch herausgegeben. Vor Amtsan-
tritt von Roy Jenkins erläuterte Émile Noël seinem 
(künftigen) Kabinettchef Crispin Tickell, der noch 
für das Cabinet Office in London tätig war, ausführ-
lich und in englischer Sprache die Arbeitsmethoden 
der Kommission, um ihm deutlich zu machen, dass 
es keinen Zweck hatte, sie zu ändern (3). 
(3) AHUE EN-2536, Schreiben von Émile Noël an Crispin Tickell, „The Com-
mission’s working methods“, Brüssel, 19. November 1976.
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Die Kollegialität in der Praxis
In diesem Zeitraum wurde die Ressortverteilung 
zwischen den Mitgliedern der Kommission  (1) an-
gepasst. Während die Aufteilung der verschiedenen 
Politikbereiche der Gemeinschaft zwischen 1958 
und 1967 (und dann von 1970 bis 1972) auf neun 
Mitglieder der Kommission relativ einfach war, sah 
dies bei 13 und dann 14 Kommissionsmitgliedern 
schon anders aus. Unter Walter Hallstein gab es 
ebenso viele Mitglieder der Kommission wie Gene-
raldirektionen. Allerdings reichte die Ausweitung 
der Befugnisse der Gemeinschaft nicht aus, um wich-
tige Aufgabenbereiche für die fünf neuen Mitglieder 
zu finden. Es war daher notwendig, neue Ressorts zu 
schaffen (z. B. für Steuern und Industrie), indem be-
stimmte große Tätigkeitsbereiche aufgeteilt wurden. 
Darüber hinaus konnten einige Generaldirektionen 
unter mehreren Kommissionsmitgliedern aufgeteilt 
werden. Die Jenkins-Kommission versuchte dieses 
Problem zu lösen: Zwischen 1977 und 1981 war eine 
Generaldirektion nur gegenüber einem Kommissi-
onsmitglied verantwortlich.
Wie konnte die Kollegialität in einer erweiterten 
Kommission bewahrt werden? Die Diskussionen 
behandelten zunächst die Organisation der Sit-
zungen des Kollegiums. Dabei ging es darum, die 
Sitzungen der Kommission wieder auf rein politi-
sche Aspekte auszurichten. Sie sind Ausdruck der 
grundsätzlichen Problematik eines Nebeneinanders 
in der Kommission von sektoralem Ansatz und 
Kollegialitätsprinzip. Unter François-Xavier Ortoli 
waren die Mittwochssitzungen sehr lang: Sie be-
gannen um 10 Uhr und endeten häufig um 19 Uhr. 
Nach einer Reihe formeller Beschlüsse (insbesonde-
re der Schlussfolgerungen der Kabinettchefs) von 
10 Uhr bis 11 Uhr wurden bis zum Mittagessen um 
13  Uhr die Tagesordnungspunkte behandelt. Ge-
gen 15 Uhr fand ein politischer Meinungsaustausch 
über aktuelle Angelegenheiten statt, bevor die Be-
(1) Siehe Kapitel 2.1: Die Mitglieder der Kommission.
handlung der Tagesordnungspunkte zwischen 
16 Uhr und 19 Uhr abgeschlossen wurde.
Mit dem Amtsantritt von Jenkins fanden die Sit-
zungen in zwei Etappen statt: förmliche Annah-
men und anschließend Tagesordnung und aktuelle 
Angelegenheiten. Jenkins versuchte, systematisch 
einen Konsens herbeizuführen (manchmal wurden 
Meinungsverschiedenheiten ins Protokoll aufge-
nommen). Unter Gaston Thorn und Jacques Delors 
wurden Abstimmungen unverzichtbar. Eine Beson-
derheit dieser Jahre war das freundliche Miteinan-
der und das gegenseitige Einvernehmen unter den 
Mitgliedern der Kommission. 
Von Jahr zu Jahr wurden die Arbeitsbelastung ge-
senkt und die Tagesordnungspunkte der Kommissi-
on auf den Mittwochssitzungen reduziert, was zu ei-
ner logischen Verkürzung der Sitzungsdauer führte. 
Das 1960 eingeführte schriftliche Verfahren wurde 
zum Verfahren der stillschweigenden Zustimmung: 
Die Zahl der Beschlüsse stieg von 850 im Jahr 1962 
auf 2 500 im Jahr 1967 und 4 000 im Zeitraum 1973-
1975. In der Gemeinsamen Agrarpolitik wurde 1968 
das Ermächtigungsverfahren  (2) eingerichtet. Ab 
1978 wurden nicht weniger als 6 000 Beschlüsse auf 
diese Weise im Namen des Kollegiums, allerdings 
nur durch einen Kommissar, unter den zuvor festge-
legten Bedingungen angenommen. 
Die Entwicklung des Beschlussfassungsprozesses 
stärkte fast automatisch den Einfluss der Kabinette. 
Eine zunehmende Zahl der Tagesordnungspunkte 
wurde bereits am Montag bei der wöchentlichen Sit-
zung der Kabinettchefs behandelt. Diese Sitzung, die 
unter Walter Hallstein gelegentlich stattfand, wurde 
unter Jean Rey wöchentlich abgehalten und seit An-
fang der 1970er Jahre regelmäßig auf den Montag-
(2) Das Kollegium kann eines oder mehrere seiner Mitglieder ermächtigen, 
in seinem Namen Maßnahmen der Geschäftsführung oder der Verwal-
tung zu ergreifen. Es kann ebenfalls eines oder mehrere seiner Mitglieder 
beauftragen, den Wortlaut eines Beschlusses oder eines Vorschlags, dessen 
wesentlichen Inhalt sie bereits in ihren Beratungen festgelegt hat, endgültig 
anzunehmen.
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nachmittag terminiert. Dabei wurden die Tagesord-
nungspunkte der Kommissionssitzung erörtert und 
bereits eine Einigung zwischen den Kabinettchefs er-
zielt, ohne dass sich ihre Vorgesetzten, die Mitglieder 
der Kommission, an den Diskussionen beteiligten. 
Die Kommission kopierte hier das Verfahren des Ra-
tes bei A-Punkten (die im Vorfeld von den Ständigen 
Vertretern gebilligt worden waren). In diesem Zu-
sammenhang lassen sich die Kabinettchefs der Kom-
missionsmitglieder mit den ständigen Vertretern der 
Mitglieder des Rates vergleichen. 
Besonders bemerkenswert war in den 1970er Jah-
ren die Durchführung von Sondersitzungen der 
Kabinettchefs am Donnerstag und/oder Freitag. 
Bei diesen Sitzungen, bei denen es um technische 
und spezielle Fragen ging, traten Fachberater der 
verschiedenen Kabinette unter der Leitung eines 
Kabinettmitglieds des Präsidenten oder des für 
den betreffenden Politikbereich zuständigen Kom-
missionmitglieds zusammen. Sie erarbeiteten oder 
klärten die Tagesordnungspunkte der „Hebdo“, der 
wöchentlichen Sitzung der Kabinettchefs. 
Die Koordination der Verwaltung 
in der Praxis
Der zweite interne Koordinierungsmechanismus war 
administrativer Art und stand unter der Leitung des 
Generalsekretariats. In diesem Zusammenhang wa-
ren jene Jahre auch gekennzeichnet durch die Profes-
sionalisierung der Methoden, auch wenn die Koordi-
nierung manchmal schwierig blieb. Obwohl er selbst 
Generaldirektor war, beklagte sich Claus-Dieter Eh-
lermann im Februar  1979  (1) in einem Vermerk an 
Nick Stuart, Mitglied des Kabinetts von Präsident 
Jenkins: „Die Koordinierung ist nicht gut, weil es 
keinen Zusammenhalt zwischen den Generaldirek-
toren gibt. Sie bilden kein Gremium (wie die Kabi-
nettchefs) und arbeiten nur sporadisch zusammen“.
(1) AHCE, BAC 40/1986/42, Vermerk von Claus-Dieter Ehlermann an Nick 
Stuart, 26. Februar 1979.
Gleichwohl wurde die dienststellenübergreifende 
Koordinierung 1975 überarbeitet, und statt nicht-
ständiger wurden ständige Gruppen eingerichtet. 
Diese Koordinierung entwickelte sich allmählich 
aufgrund der Beziehungen zwischen den General-
direktionen in der Vorbereitungsphase für Kommis-
sionsinitiativen. 1975 wurde eine einschlägige Ar-
beitsgruppe unter dem Vorsitz von Willy Schlieder, 
Generaldirektor für Wettbewerb, eingerichtet  (2). 
Sein Bericht wurde am 15. Juli 1975 von der Kom-
mission angenommen und im September vom Ge-
neralsekretariat in einer Anweisung zum Verfahren 
erläutert: „Die Kommission hält es für notwendig, 
auf allen Ebenen den Teamgeist und die Zusammen-
arbeit zwischen den Beamten weiter zu verbessern. 
Eine angemessene dienststellenübergreifende Koor-
dinierung soll dafür sorgen, dass die der Kommissi-
on unterbreiteten Vorschläge die sachdienlichsten 
und ausgewogensten Auffassungen der Dienststellen 
wiedergeben und unnötige Diskussionen zwischen 
den Mitgliedern der Kommission über technische 
Probleme vermeiden, damit sie ihre Zeit den wichti-
gen politischen Aspekten ihrer Beschlüsse widmen 
können“  (3). Um diese Praxis so früh wie möglich 
im Rahmen des Verfahrens anzuwenden, wurde die 
Verpflichtung eingeführt, alle an die anderen Dienst-
stellen zwecks Stellungnahme übermittelten endgül-
tigen Dokumente zu datieren. Auf „unüberwindbare 
Meinungsverschiedenheiten“ innerhalb von ständi-
gen Gruppen „sollte in dem der Kommission von der 
zuständigen Dienststelle übermittelten Dokument 
objektiv hingewiesen werden“. 
Die dienststellenübergreifende Koordinierung 
wurde nach der Delors-Kommission unter der Be-
zeichnung „dienststellenübergreifende Konsultati-
on“ (CIS) formalisiert. Daneben gab es allerdings 
auch andere informelle Koordinierungsmechanis-
(2) Die GD IV Wettbewerb war im Grunde weniger betroffen. Deshalb gibt es 
zwei Hypothesen: Entweder man wollte einen „neutralen“ Vorsitz, oder die 
GD IV sollte in dieses Verfahren stärker eingebunden werden.
(3) AHCE, BAC 17/1986/272, SEK(75) 2864, Vermerk von Christopher 
Audland, stellvertretender Generalsekretär, an die Generaldirektoren und 
Dienststellenleiter, 17. September 1975.
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Sitzungen der Generaldirektoren und ihrer Assis-
tenten leitete. Er war die Schnittstelle dieser beiden 
Netze und konnte somit alle Informationen und 
internen Koordinierungsmechanismen kontrollie-
ren. Erst nach Amtsantritt von Jacques Delors und 
seinem Kabinettchef Pascal Lamy gab es die ersten 
Änderungen in den Beziehungen zwischen dem 
Präsidenten und dem Generalsekretariat.
Dass der Generalsekretär die Sitzungen der Kabi-
nettchefs leitete, wurde von Beginn an diskutiert. 
Nach Auskunft von Gérard Olivier, dem stellvertre-
tenden Generaldirektor des Juristischen Dienstes, 
hätte Renato Ruggiero, Kabinettchef von Franco 
Maria Malfatti, diese Sitzung 1972 gerne geleitet: 
„Ruggiero hätte dies gerne getan, aber niemand 
wagte es, Émile Noël herauszufordern. Er war eine 
erstaunliche Persönlichkeit. Positiv war, dass Män-
ner wie Émile Noël und Edmund Wellenstein  (1) 
sich stets gut verstanden. Zu Beginn war es nicht 
einfach, weil Wellenstein ein ebenso guter Gene-
ralsekretär hätte sein können“  (2). Die Praxis wur-
de jedoch beibehalten, und viele Kabinettchefs des 
Präsidenten, die zu seiner Rechten saßen, erkann-
ten seine zum Teil beeindruckenden Fähigkeiten, 
den Vorsitz zu führen (3). Laut Denis Gautier-Sau-
vagnac, dem zweiten Kabinettchef des Präsidenten 
Ortoli, verfügte er über „eine große Autorität, und 
wir waren alle von ihm überwältigt“ (4).
Nach dem Ausscheiden von Noël 1986 „bat Lamy 
Delors, den Vorsitz der wöchentlichen Sitzung zu 
führen, aber David Williamson, der neue Gene-
ralsekretär, der die Arbeitsweise der Kommission 
kannte, klammerte sich stark an diese Aufgabe“ (5). 
Lamy wollte das Ausscheiden von Noël nutzen, 
dessen Methoden vom Kabinett Delors als ziem-
(1) Generaldirektor der GD I Außenbeziehungen.
(2) AHUE, European Oral History, Gérard Olivier, The European Commission 
memories, 29. Januar 2004, von Bossuat, G., und Rancon, M.
(3) Bossuat, G., Émile Noël, premier secrétaire général de la Commission eu-
ropéenne, Bruylant, Brüssel, 2011, S. 158-159. 
(4) Interview mit Denis Gautier-Sauvagnac, 10. September 2010.
(5) Interview mit Maria Pia Filippone, 8. Juli 2011.
men. Jeden Donnerstagvormittag unterrichtete das 
Generalsekretariat die Generaldirektoren über die 
Beschlüsse des Kollegiums, an dessen Sitzungen 
jeweils nur wenige Generaldirektoren teilnahmen. 
Abgesehen vom Generaldirektor des Juristischen 
Dienstes, vom Sprecher und vom Kanzler nahmen 
die Generaldirektoren der „Fachbereiche“ nur an 
der Diskussion der Tagesordnungspunkte teil, die 
den Tätigkeitsbereich ihrer Dienststelle betrafen. 
Diese Änderungen wurden von Jacques Delors her-
beigeführt, der als erster Präsident direkte Kontakte 
zu den Generaldirektoren unterhielt und sie regel-
mäßig zu Sitzungen einlud, wodurch er die Rolle 
des Präsidenten in Verfahrensfragen stärkte.
Schließlich wurde zu Beginn der Hallstein-Kom-
mission eine Sitzung der Assistenten der General-
direktoren eingeführt, die  Noëls „Kinder“ genannt 
wurden. Bei seinem Abschied im September  1986 
führte er den Vorsitz seiner 1 000. Sitzung. Formell 
wurde die Freitagssitzung von 9 Uhr bis 12.30 Uhr 
vom Assistenten des Generalsekretärs einberufen. 
Noël nahm allerdings regelmäßig daran teil, um 
über die Kommissionssitzungen zu informieren. 
Dieses Ritual begann stets mit den Worten: „Dies 
hat die Kommission am Mittwoch gesagt“. Hierbei 
handelte es sich sowohl um ein Instrument zur Ver-
breitung von Informationen als auch um ein Mittel 
der Einflussnahme durch den Generalsekretär, der 
die Karriere seiner „Kinder“ verfolgte, von denen 
viele „Noël boys“ wurden, Mitglieder des Infor-
mationsnetzes von Noël in allen Dienststellen und 
nicht nur auf der Ebene der Generaldirektoren.
Schnittpunkt zweier Koordinationsnetze: 
der Generalsekretär
Diese beiden kommissionsinternen Koordinie-
rungsnetze wurden nach und nach in den Händen 
einer Person vereinigt: Émile Noël. Seine zentrale 
Rolle wurde in diesem Zeitraum gestärkt, da er ne-
ben den Sitzungen der Kabinettchefs, deren Vorsitz 
er jeden Montag führte, auch die wöchentlichen 
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eine Reihe allmählicher Anpassungen bei den Ini-
tiativvorschlägen festzustellen. Am 1.  Januar  1974 
wurde die Verpflichtung, bei jedem Vorschlag einen 
Zeitplan für die Verfahrensabschnitte vorzulegen, 
eingeführt: Damit war der sogenannte „Zeitplanan-
hang“  (3)  geboren. Er wurde vom Generalsekreta-
riat verwendet, um einen Zeitplan aller Vorschläge 
zu erstellen und zu aktualisieren. Noël nannte dies 
„das Verfolgen des Zeitplans“. Auf diese Weise zen-
tralisierte das Generalsekretariat ein Grundelement 
des politischen Willensbildungsprozesses der Ge-
meinschaft: das Zeitmanagement. Nachdem Dani-
el Strasser  (4), Generaldirektor für Haushalt, 1979 
für neue Vorschläge den Finanzbogen (zur genauen 
Bezifferung des für die Ausführung der Maßnah-
me erforderlichen Personals) bei neuen Vorschlägen 
eingeführt hatte, wurde am 1. September 1980 das 
„Formular zur Aufnahme eines Dokuments in die 
Tagesordnung der Kommission“ in das System ein-
gegliedert. Auf einer eher politischen Ebene führte 
Jenkins 1978 das Jahresprogramm ein, das der Rede 
des Präsidenten vor dem Parlament zu Beginn jeden 
Jahres beigefügt wurde. Um es mit Inhalt zu fül-
len, veranstaltete der Präsident jeden September ein 
informelles zweitägiges Seminar zur Entwicklung 
der allgemeinen politischen Leitlinien für das kom-
mende Jahr. Für die Umsetzung zuständig war eine 
Gruppe unter dem Vorsitz des Generalsekretärs, 
bestehend aus einem Vertreter des Präsidenten so-
wie zwei Generaldirektoren, die sich rotationsweise 
abwechselten. Diese Planungsbemühungen wurden 
Anfang der 1980er Jahre im Nachgang zum Spieren-
burg-Bericht und dem Bericht der Drei Weisen  (5) 
fortgesetzt, ohne jedoch alle Aspekte der Kommissi-
onstätigkeiten abzudecken. 
Michel Mangenot
(3) AHCE, BAC 488/1998/7, SEK(73) 4766, Vermerk von Émile Noël für die 
Generaldirektoren, 10. Dezember 1973.
(4) Laut Kommissionsbeschluss vom 19. Oktober 1977 „sind jedes Mal, wenn 
dem Rat ein neuer Vorschlag vorgelegt wird, seine Auswirkungen auf den 
Personalbestand eindeutig anzugeben“, Vermerk von Daniel Strasser an die 
Generaldirektoren und Dienststellenleiter, 8. November 1978.
(5) Siehe Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel, sowie Einleitung zum 
dritten Teil dieser Veröffentlichung.
lich veraltet betrachtet wurden, insbesondere seine 
vermittelnde Art bei den Sitzungen der Kabinett-
chefs  (1). Die Tradition wurde jedoch vom neu-
en Generalsekretär aufrechterhalten. Zwischen 
1985-1986 gab es 18 Monate lang einen erbitterten 
Kampf der Kulturen zwischen Noël, dem 64jähri-
gen Tempelhüter, und Lamy, der mit 38 Jahren ei-
ner neuen Generation leitender Beamter angehörte 
und mit dem Spitznamen „exocet“ bedacht wurde. 
Im Generalsekretariat standen Noël zwischen 
1973 und 1977 zwei Stellvertreter zur Seite. Einer 
war Deutscher: zunächst Helmut Sigrist ab 1958, 
als Noël noch Exekutivsekretär war, danach Klaus 
Meyer von 1969 bis 1977 (stellvertretender Kabi-
nettchef von Hallstein). Der Zweite war der Brite 
Christopher Audland von 1973 bis 1981. Sie bil-
deten ein französisch-deutsch-britisches Trio und 
nach Meyers Ausscheiden von 1977 bis 1981 ein 
französisch-britisches Duo. Ohne die Kultur des 
Generalsekretariats zu verändern, verfügte Aud-
land über bessere Organisationsfähigkeiten als 
Noël, der als Erfinder des Systems eine ziemlich 
anspruchsvolle Form der „Do it yourself“-Methode 
pflegte. Darüber hinaus legte Audland Wert auf die 
Beibehaltung des Französischen als Arbeitssprache, 
bemühte sich aber, einen Missbrauch seiner domi-
nanten Stellung zu vermeiden (2). 
Die Herausforderung 
der Programmplanung
Eine der größten Herausforderungen in diesem Zeit-
raum neben der Perfektionierung der Koordinie-
rungsverfahren war die Verbesserung der Planung 
der Kommissionstätigkeiten. In dieser Hinsicht ist 
(1) Endo, K., The Presidency of the European Commission under Jacques Delors, 
Palgrave, Basingstoke, 1999, S. 117.
(2) Ein Beispiel hierfür war, dass Roland de Kergorlay, der stellvertretende Ge-
neraldirektor für Außenbeziehungen, zur Ordnung gerufen wurde, weil er 
aufgrund fehlender Dolmetscher eine Sitzung auf Französisch abgehalten 
hatte. Audland wies ihn darauf hin, dass er nicht davon ausgehen könne, 
dass Französisch die Standardsprache sei, „ohne eine Erläuterung zu geben 
oder ein Bedauern auszudrücken“ (AHCE, BAC 488/1998/7, Vermerk von 
J. N. Stempels an R. de Kergorlay, 28. Juni 1974).
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wurde  (4). Zwischen 1976 und 1977 stieg die Zahl 
der Kommissionsvorschläge um 29,9  %. Diese Ent-
wicklung hielt allerdings nicht an: Zwischen 1978 
und 1985 blieb die Zahl der Vorschläge stabil (Tabel-
le auf S. 136). Die Kommission übte ihr Initiativrecht 
im Rahmen der etablierten Zuständigkeiten der Ge-
meinschaft aus (Binnenmarkt, Landwirtschaft, Han-
delspolitik, Verkehr usw.), wobei die Generaldirekti-
onen  III Binnenmarkt und gewerbliche Wirtschaft 
und VI Landwirtschaft in diesem Bereich die meis-
ten Aktivitäten entfalteten. 
Trotz der Zunahme exekutiver Tätigkeiten blieb die 
Rechtsetzungstätigkeit der Kommission zwischen 
1978 und 1985 konstant. 1978 hielt die Kommissi-
on im Hinblick auf die anstehende Erweiterung an 
ihrer Auffassung fest, die obengenannten Schluss-
folgerungen des Pariser Gipfels von 1974 anzuwen-
den (Mitteilung über die allgemeinen Erwägungen 
zu den Problemen der Erweiterung mit dem Titel 
„fresque“  (5)). Anhand der bei der Tagung von Com-
blain-la-Tour vom 15. bis zum 17.  September  1978 
vereinbarten Kriterien (6) wurden prioritäre Bereiche 
für die Kommission festgelegt (Landwirtschafts- und 
Fischereipolitik, Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU), Erweiterung und Außenbeziehungen). 
Durch die Definition prioritärer Ziele für Recht-
setzungsmaßnahmen bekräftigte Roy Jenkins zum 
ersten Mal, dass die Kontrolle der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts ebenso wichtig war wie seine 
Entwicklung. Unter Federführung von Étienne Da-
vignon führte das Generalsekretariat eine Bewertung 
(4) AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Akte Nr. 50, Januar 1978, Bericht der 
dienststellenübergreifenden Arbeitsgruppe für institutionelle Angele-
genheiten im Zusammenhang mit der Erweiterung (sogenannte „Kergor-
lay-Gruppe“) über „Vertragsanpassungen aufgrund der Erweiterung“. 
(5) „Mitteilung der Kommission an den Rat über die Übergangszeit und ins-
titutionellen Folgen der Erweiterung“, Bulletin der Europäischen Gemein-
schaften, Beilage 2/78. 
(6) AHCE, BAC 408/1991/203, SEK(79)  516, Vermerk von Émile Noёl an 
die Generaldirektoren, März 1979. Diese sich sowohl an den Kosten als 
auch an der Wirksamkeit der Arbeitsweise der Kommission orientieren-
den Kriterien begünstigen Rechtsetzungsmaßnahmen, ohne Förder- oder 
Koordinierungsmaßnahmen außer Acht zu lassen, leiten die Erarbeitung 
von Vorschlägen in den nicht wirtschaftlichen Bereichen der Grauzone und 
schlagen bereits die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips vor. 
4.2 Die Strategie der 





Die Praxis der Konsensfindung aufgrund des „Lu-
xemburger Kompromisses“ von 1966 verringerte 
nach Aussagen mehrerer ihrer Präsidenten  (1) den 
Einfluss der Kommission auf den Rechtsetzungs-
prozess erheblich. Ohne die bestehende Praxis 
der Konsensfindung bei der Verabschiedung von 
Rechtsakten in Frage zu stellen, wurden beim Pari-
ser Gipfel vom 9./10. Dezember 1974 der verstärkte 
Rückgriff auf Abstimmungen sowie die Übertra-
gung von Durchführungs- und Verwaltungskom-
petenzen auf die Kommission ins Auge gefasst. 
Die Kommission beauftragte ihre Dienststellen, da-
für zu sorgen, dass die Rechtsetzungsvorschläge so 
weit wie möglich auf eine für Mehrheitsentscheidun-
gen geeignete Rechtsgrundlage gestellt wurden und 
eine Bestandsaufnahme der Bereiche durchgeführt 
wurde, die für einen Übergang zur Abstimmung mit 
qualifizierter Mehrheit in Frage kamen (2). Es stellte 
sich heraus, dass es nur sehr wenige derartige Bereiche 
gab. Der Juristische Dienst prüfte die Frage „poten-
zieller Zuständigkeiten“ sowie mögliche Probleme 
im Zusammenhang mit ihrer Übertragung  (3). Die 
Kommission verwies auf die Berechtigung dieser Pra-
xis der „kleinen Schritte“, die seit 1975 angewendet 
(1) Gruppe unabhängiger Persönlichkeiten, IRB/14, Kurzbericht vom 26. Fe-
bruar 1979 der Sitzung vom 23./24.  Februar  1979 in Brüssel (Zitat von 
François-Xavier Ortoli); Interview mit Roy Jenkins, Courrier du personnel, 
Nr. 402, 14. März 1979; Zitat von Gaston Thorn, Courrier du personnel, 
Nr. 430, 12. Februar 1982.
(2) Siehe zu diesem Thema das Interview mit Hélène Bernet und Jean-Claude 
Séché, 14. Juni 2011; BAC, 83/1984/251. 
(3) BAC 83/1984/251, Vermerk des Juristischen Dienstes vom 13. Juni 1975, 
JUR/1773/75 – BP/fg.
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Rechtsetzungstätigkeit der Kommission in den Jahren 1978-1985 (1)
Jahr Rechtsetzungsvorschläge (a) Abweichung  
(von der Verfasserin 
berechnet)
Exekutive Rechtsakte 
mit oder ohne 
Komitologie (b)
1978 654 4 799
1979 542 – 17 % 4 764
1980 753 39 % 5 901
1981 590 (d) – 22 % 6 044
1982 646 9 % 5 280
1983 544 – 16 % 6 101
1984 559 3 % 5 220
1985 (c) 654 17 % 7 490
(a) Hierbei handelt es sich um vorgeschlagene Rechtsetzungsakte (Verord-
nungen, Richtlinien und Beschlüsse) sowie Empfehlungen und Stellung-
nahmen zu Entwürfen von Rechtsakten, die dem Rat übermittelt wurden.
(b) Hierbei handelt es sich um von der Kommission verabschiedete Rechtsak-
te, d.  h. EWG-Verordnungen, allgemeine und individuelle EGKS- und 
EWG-Beschlüsse, EWG-Richtlinien sowie EGKS- und EWG-Empfeh-
lungen und Stellungnahmen.
(c) 1985 stieg die Anzahl der Rechtsakte gegenüber 1984 erheblich an. Die-
ses Phänomen ist das Ergebnis der Vorbereitung der Gemeinschaft auf die 
Erweiterung durch Spanien und Portugal und die Zunahme der Rechtset-
zungstätigkeit nach Amtsantritt der Delors-Kommission.
(d) Der erhebliche Rückgang der Rechtsakte zwischen 1980 und 1981 lässt 
sich zum Teil durch die Einsetzung der neuen Kommission erklären.
Die Programmplanung
Nach der Erweiterung enthielt der von der 
Kommission jährlich vorgelegte Gesamtbericht (2) 
als Einleitung die dem Europäischen Parlament vom 
Präsidenten der Kommission vorgetragene 
Programmrede für das Folgejahr sowie eine eher 
technische Beschreibung der vorgesehenen 
Initiativen, die als zusätzliches Memorandum zur 
Programmrede bezeichnet wurde. Dieses Verfahren 
wurde bei den Berichten für 1973, 1974 und 1975 
angewandt und nach dem Abschied seines Erfinders, 
des stellvertretenden Generalsekretärs Christopher 
Audland, wieder abgeschafft. Die Programmrede 
und das zusätzliche Memorandum wurden nicht 
länger als Einleitung zum Gesamtbericht 
veröffentlicht. Das zusätzliche Memorandum wurde 
durch eine neue Art der Programmplanung ersetzt, 
die von Hans Beck, der vom Kabinett Haferkamp 
zum Generalsekretariat gewechselt war, eingeführt 
wurde.
Wie unterschieden sich diese beiden Verfahren? Das 
zusätzliche Memorandum wurde anhand der Beiträge 
der Dienststellen entsprechend den in der 
Programmrede des Präsidenten vor dem Parlament 
festgelegten politischen Prioritäten, die vom Kollegium 
gebilligt worden waren, erarbeitet. Das von Hans Beck 
entwickelte System der Programmplanung folgte 
einem genau entgegengesetzten Ansatz. Die 
Dienststellen legten ihre Programme vor, die solange 
diskutiert wurden, bis die Kommission ihre Prioritäten 
verabschiedet hatte. Bei der Einführung dieses neuen 
Systems war die Arbeit der Dienststellen 
augenscheinlich nicht ausreichend begleitet und 
gelenkt worden. Die Ergebnisse wurden von Émile Noël 
umstandslos verworfen. Es sollte noch mehrere Jahre 
dauern, bis ein wirksames System der 
Programmplanung eingerichtet wurde.
Giuseppe Ciavarini Azzi
(1) Die Tabelle wurde auf der Grundlage der Berichte des Generalsekretari-
ats über die Rechtsetzungstätigkeit der Kommission zwischen 1978 und 
1985 (AHCE, SEK(82)  934, SEK(83)  1174, SEK(84)  610, SEK(85)  386, 
SEK(86) 1697) angefertigt.
(2) Siehe Kapitel 3.1: Das Generalsekretariat.
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Rat einvernehmlich über die Kompromissvorschläge 
des Vorsitzes befinden wollte. Das Nahrungsmittel-
hilfsprogramm von 1978 ist das einzige Beispiel für 
einen echten „politischen Rückzug“. Der Vorschlag 
wurde von Entwicklungskommissar Claude Cheys-
son aufgrund der „Verfälschung“ des Vorschlags durch 
den Rat (4) zurückgezogen. Erst im Februar 1986 bat 
der Vizepräsident der Kommission Arthur Cockfield 
ohne Erfolg, dass der Rat über den Kommissionsvor-
schlag und nicht über den Kompromissvorschlag des 
Vorsitzes abstimmen solle (5). 
Die Kontrolle der Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts: Ein Beispiel 
für die Koordinierungsaufgaben 
des Generalsekretariats
Der Vertrag sah ausdrücklich die Kontrolle der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts schon vor 
einer etwaigen Befassung der Gerichte vor. Daran 
beteiligt waren je nach Fachgebiet die 
Generaldirektionen sowie in jedem Fall der 
Juristische Dienst. Das 1974 eingerichtete 
Instrumentarium (6) wies dem Generalsekretariat 
eine wichtige Koordinierungsfunktion zu. Aufgrund 
dieser Koordinierungstätigkeit konnte das Kollegium 
eine Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten und der 
betreffenden Angelegenheiten garantieren.
Giuseppe Ciavarini Azzi
Um die Dynamik aufrechtzuerhalten, wandte sich 
die Kommission neuen Bereichen zu, die nicht im-
mer unter die Vertragsbestimmungen fielen. Sie prä-
sentierte neue Initiativen im Sozialbereich, wo zwi-
schen 1974 und 1980 vier Richtlinien verabschiedet 
wurden, sowie im Energiebereich (7). Der Rat war bei 
(4) Aktenvermerk, Generalsekretariat – Direktion D, Beziehungen zum Rat, 
PP/ev/2001-168, 30. April 2001, Anhang 1.
(5) Dieser Vorschlag betraf die Änderung der Rechtsgrundlage des Kommissi-
onsvorschlags über ein Zollabkommen durch den Rat.
(6) Siehe Kapitel 3.1: Das Generalsekretariat.
(7) BAC 49/1987/855. Die Kommission bestand darauf, dass zwischen verbind-
lichen gesetzgeberischen Maßnahmen und anderen Maßnahmen unterschie-
den werden müsse. Damit neue Initiativen den Rat leichter passieren konnten, 
sollten sie auf einer verbindlichen Rechtsgrundlage vorgelegt werden; AHCE, 
BAC/1987/855, SEK(78) 4685, Vermerk von Christopher Audland, stellver-
tretender Generalsekretär, an die Generaldirektoren, 24. November 1978.
der Maßnahmen der Kommission anhand der viertel-
jährlichen Überprüfung anhängiger Vorschläge und 
der Festlegung politischer Prioritäten im Hinblick 
auf die Schaffung eines echten Legislativprogramms 
ein (1). Hinsichtlich der Anwendung der Rechtsvor-
schriften wurde ein Kontrollsystem zur Verfolgung 
von Vertragsverletzungen und Beschwerden einge-
richtet, mit dem die Anwendung des Gemeinschafts-
rechts in den Mitgliedstaaten kontrolliert wurde und 
das nach und nach Wirkung entfaltete (Tabelle II). 
Statistik der Kommissionsbeschlüsse über 











Die Kommission machte bei der Verhandlung ihrer 
Vorschläge im Rat nur relativ selten Gebrauch von 
ihren Vorrechten (3). Angesichts der allgemeinen An-
wendung des Konsensprinzips hatte die Kommission 
kein Interesse, ihre Vorschläge zu ändern, um eine 
qualifizierte Mehrheit im Rat zu erreichen, wenn der 
(1) Die Idee eines Legislativprogramms entstand während der Tagung von 
Comblain-la-Tour, in deren Verlauf vorgeschlagen wurde, „die Kommis-
sion solle jedes Jahr eine Erklärung über die politischen Prioritäten ver-
abschieden, die später die Grundzüge eines Arbeitsprogramms darstellen 
könnte“. Das Gleiche gilt für den Bericht der Drei Weisen, in dem es heißt: 
„Zeit und Inhalt der Kommissionsvorschläge sollten durch ein Programm 
für Politik und Arbeitsziele bestimmt werden, das bei ihrer Bestellung an-
genommen und mindestens einmal jährlich überprüft wird“, AHCE, BAC 
88/2004/112, Bericht über die europäischen Organe, dem Europäischen 
Rat vom Dreier-Ausschuss [Barend Biesheuvel, Edmund Dell und Robert 
Marjolin] vorgelegt, Oktober 1979, S. 33.
(2) Es handelt sich hierbei um „Beschlüsse sui generis“, die nicht unter die Bestim-
mungen von Artikel 189 EWG-Vertrag oder Artikel 14 EGKS-Vertrag fallen.
(3) Es handelte sich hierbei um „anhängige Rechtsetzungsvorschläge“, die auf 
erhebliche Schwierigkeiten im Rat stießen, an deren Verabschiedung die 
Kommission jedoch weiterhin Interesse hatte.
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sion nutzte in der Folge diese Grundlage, um das 
Sekundärrecht zum Binnenmarkt, das sich auf alle 
technischen Vorschriften für Produkte  (6) erstre-
cken sollte, erheblich auszuweiten.
Das erste Legislativprogramm wurde 1981 erarbei-
tet. Im September 1981 verkündete Gaston Thorn 
die Einführung neuer Gemeinschaftspolitiken 
und Maßnahmen zur Arbeitszeitgestaltung und 
industriellen Innovation bzw. die Einführung von 
Gemeinschaftsprogrammen (das sozialpolitische 
Aktionsprogramm, das Mehrjahresforschungs- 
und Entwicklungsprogramm und die integrierten 
Mittelmeerprogramme). Im Bereich der Regional-
entwicklung legte Verordnung (EWG) Nr. 1787/84 
vom 19.  Juni 1984 Gemeinschaftsprioritäten fest 
und führte zu mehrjährigen sozioökonomischen 
Entwicklungsprogrammen auf der Grundlage einer 
globalen Kofinanzierung anstelle des Systems einer 
Finanzierung von Einzelprojekten. 
Zwischen 1970 und 1986 führte die zunehmende 
Übertragung von Exekutivbefugnissen auf die Kom-
mission gemäß Artikel  155 Absatz  4 EWG-Vertrag 
zu einer zunehmenden Verbreitung von Verwal-
tungs- und Regulierungsausschüssen, wodurch die 
Mitgliedstaaten und dementsprechend der Rat eine 
immer größere Rolle spielten  (7). Die Kommission 
wollte, dass der Rat das einheitliche System der Re-
gulierungsausschüsse beibehielt, und zwar mit ei-
nem Sicherheitsnetz, das dem Rat eine Frist von drei 
Monaten einräumte, um die von der Kommission 
vorgeschlagenen Durchführungsmaßnahmen ab-
zuändern. Hinzu kam die sogenannte „Aérosols“-Er-
klärung von 1974, wonach sich die Kommission 
verpflichtete, eine etwaige mehrheitliche Oppositi-
on der Mitgliedstaaten gegen eine Durchführungs-
maßnahme zu berücksichtigen, um die Kommission 
daran zu hindern, Maßnahmen zu ergreifen, die der 
(6) Interview mit Hélène Bernet und Jean-Claude Séché, 14. Juni 2011.
(7) Diese Ausschüsse wurden 1962 eingeführt. Die Verwaltungsausschüsse ent-
standen spontan aufgrund der Durchführung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP), während die Regulierungsausschüsse insbesondere für den Binnenmarkt 
typisch wurden, AHCE, BAC 408/1991/226, Vermerk des Juristischen Diens-
tes, 30. Mai 1985, „Institutionelle Angelegenheiten – Rolle der Ausschüsse“.
der Verabschiedung der Kommissionsvorschläge für 
neue gemeinsame Politikbereiche sehr zurückhal-
tend. In einigen Fällen änderte er sie von verbindli-
chen Maßnahmen zu einfachen Empfehlungen  (1). 
Auf der Grundlage von Artikel  235 EWG-Vertrag 
bzw. ohne besondere Rechtsgrundlage in den Verträ-
gen unterbreitete die Kommission Vorschläge in Be-
reichen, die zur Grauzone gehörten, und entwickelte 
so Strategien zur Vergemeinschaftung von Politikbe-
reichen (creeping competences) (2). Die Initiative ging 
jedoch häufig mittels eines förmlichen Ersuchens an 
die Kommission von den Europäischen Räten aus  (3) 
und nicht von der Kommission selbst, unabhängig 
davon, ob es um eine Gesamtpolitik oder um eine 
einmalige Maßnahme ging, und noch seltener von 
einem nationalen Ministerium. Der Einfluss der 
Kommission war daher häufig bereits im Vorfeld des 
Europäischen Rates spürbar (4). 
Seit 1980 verfolgte die Kommission nach dem Ur-
teil des Gerichtshofs in der Rechtssache „Cassis de 
Dijon“ (5) (Rs. 120/78 vom 20. Februar 1979) einen 
neuen qualitativen Ansatz bei der Rechtsetzungsme-
thode. Dieses Urteil erlaubte es, eine Harmonisie-
rung entsprechend dem Grundsatz der gegenseitigen 
Anerkennung durchzusetzen. Die Delors-Kommis-
(1) Die Frage der Unabhängigkeit der Kommission wird im Bericht der Drei 
Weisen, Oktober 1979, S. 33, hervorgehoben. Entsprechend den Verträgen 
kann die Kommission dem Rat einen formellen Vorschlag unterbreiten 
oder ihm empfehlen, Maßnahmen zu ergreifen (Artikel  155 EWG-Ver-
trag). Der Rat kann die Kommission auffordern, die geeigneten Untersu-
chungen vorzunehmen und ihm entsprechende Vorschläge zu unterbreiten 
(Artikel 152 EWG-Vertrag). 
(2) Obwohl Artikel 235 weitgehend anwendbar war, deckte er nicht alle Tä-
tigkeitsbereiche ab, in denen die Mitgliedstaaten gemeinsame Maßnahmen 
durchführen wollten. In diesem Fall mussten andere Rechtsgrundlagen 
gefunden werden. Siehe Interview mit Fernand Van Hoeck, 4. April 2011, 
und Konstantinos Maniatopoulos, 16. Juli 2010. 
Obwohl Dänemark im Bereich Soziales und Umweltschutz an einer 
Reihe von Richtlinien auf der Grundlage dieses Artikels beteiligt war, 
vertrat es die Auffassung, dass Artikel  235 missbräuchlich angewendet 
wurde (AHCE, BAC 408/1991/226, Vermerk des Juristischen Dienstes, 
14. März 1980, SEK(80) 403/2).
(3) Seit den 1980er Jahren enthielten die Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates „Politische Forderungen“ an die Kommission. Diese Praxis, die keine 
formelle Grundlage in den Verträgen hatte, wurde im Laufe der Zeit entwi-
ckelt. Hinsichtlich der Auswirkungen dieses Systems siehe Interview vom 
14. Juni 2011 mit Hélène Bernet und Jean-Claude Séché.
(4) AHCE, BAC 49/1987/855, 1978, SEK(78) 4685, Vermerk von Christo-
pher Audland, stellvertretender Generalsekretär, an die Generaldirektoren, 
24. November 1978.
(5) Siehe Kapitel 12: Eine neue Strategie: Binnenmarkt und Industriepolitik.
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Entwicklung (der Zahl) der Ausschüsse 1980-1986 (1) 
Generaldirektionen/Dienststellen Jahr
1980 1986
Dienststellen außer GD (Generalsekretariat, 
Statistisches Amt, DZU (Dienst der Zollunion), 
GFS (Gemeinsame Forschungsstelle), Euratom-
Versorgungsagentur)
14 




einschließlich zwei beratende 
Programmausschüsse der GFS
GD I Außenbeziehungen 10 25
GD II Wirtschaft und Finanzen 3 8
GD III Binnenmarkt und gewerbliche Wirtschaft 33







GD IV Wettbewerb 2 2
GD V Beschäftigung, soziale Angelegenheiten 
und Bildung
18 31
GD VI Landwirtschaft 49 64
GD VII Verkehr 9 14
GD VIII Entwicklung 1 8
DG XI Umweltschutz, Verbraucherschutz 
und nukleare Sicherheit
13 32





(davon zehn COMAC und acht 
COMAC, die zu CCCC wurden)
GD XIII Informationsmarkt und Innovation 1 2
GD XIV Fischerei 4 5
GD XV Finanzinstitute und Steuern 3 3
GD XVI Regionalpolitik 2 3
GD XVII Energie 8 9
GD XIX Haushalt 2 2
Beratende Programmausschüsse (nicht unter 
GD XII und/oder der GFS aufgeführt) 
24 16
davon wurden zwölf zu 





(1) Auf der Grundlage eines Vergleichs der verschiedenen Unterlagen zu den Ausschüssen. Verzeichnis der Ausschüsse I, IX/C/3 (internes Dokument), Termino-
logiebüro, EG-Kommission, Brüssel, 1980; Verzeichnis der Ausschüsse, Terminologie und Computeranwendungen (TAI), EG-Kommission, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1986; AHCE, BAC 516/2004/8, „Verzeichnis der beim Rat oder der Kommission tätigen 
Ausschüsse“, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 2/80; AHUE, BAC 82/1989/246, Vermerk für die Generaldirektoren und Dienststellenleiter 
zu den Ausschüssen und Sachverständigengruppen, SEK(85)  1709 vom 18.  November  1985; AHUE, BAC 408/1991/260, Einstufungstest für Gruppen und 
Ausschüsse, Michel Aural, Verwaltungsrat bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Revue du Marché Commun, Nr. 187, 1975, S. 330-342. Diese 
Tabelle stellt die Ausschüsse zusammen, die sowohl an der Ausarbeitung wie an der Umsetzung der Verwaltungsakte beteiligt sind, und folgt der Darstellung in 
den beiden Verzeichnissen, in denen die Ausschüsse nach Generaldirektion oder Dienststelle aufgeschlüsselt werden, mit Ausnahme der Beratenden Programm-
ausschüsse (BPA), die unter der GD XII und/oder der Gemeinsamen Forschungsstelle nicht aufgeführt sind. Eine genaue Übersicht über die Ausschüsse der 
Kommission findet sich im Anhang „Verzeichnis der Ausschüsse“.
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Mehrheitsmeinung der nationalen Delegationen zu-
widerlief. Das sogenannte Verfahren des doppelten 
Sicherheitsnetzes erlaubte es dem Rat wiederum, eine 
Durchführungsmaßnahme der Kommission mit ein-
facher Mehrheit abzulehnen und somit ihr Inkraft-
treten zu verhindern. Wie das Generalsekretariat des 
Rates feststellte, wurde das doppelte Sicherheitsnetz 
in der Praxis niemals eingesetzt. In Wirklichkeit 
fand die Kommission nahezu immer eine ausreichen-
de qualifizierte Mehrheit in den Ausschüssen. Der 
Rat wurde nur sehr selten gebeten, den Maßnahmen-
entwurf der Kommission zu ändern (weniger als 
1 % der Fälle) (1). Darüber hinaus betonte auch das 
Europäische Parlament, dass das Ausschussverfahren 
zu einer größeren Verantwortlichkeit der Vertreter 
der Mitgliedstaaten führte und gleichzeitig die Exe-
kutivfunktion der Kommission wahrte (2). 
Die Kommission erkannte, dass eine radikalere Qua-
litätsverbesserung im Hinblick auf die Reform not-
wendig war. Sie äußerte Vorbehalte gegenüber der 
Genscher-Colombo-Initiative (November  1981)  (3) 
und dem Spinelli-Entwurf (Februar 1984) (4). Gas-
ton Thorn bedauerte, dass es der Kommission nicht 
gelungen war, den Text der Genscher-Colombo-Ini-
tiative dahin gehend zu ändern, dass Abstimmungen 
normale Praxis werden sollten. Im Nachgang zum 
Europäischen Rat von Athen im Dezember  1983 
unterbreitete die Kommission Vorschläge zur Aktu-
alisierung der Verträge in Bereichen wie Forschung 
und Entwicklung, Energie, Regionalpolitik und 
Umweltschutz. Ferner propagierte sie die Verab-
schiedung eines neuen institutionellen Rahmens mit 
einer Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen auf 
(1) Ponzano, P., Andreone, F., und Neframi, E., „Chronique de l’administrati-
on européenne“, Revue française d’administration publique, Bd. 4, Nr. 140, 
2011, S. 295.
(2) AHCE, BAC 391/2003/69, Entwurf einer Europäischen Akte, Antwort 
auf die Fragen über die EU an den Präsidenten bei der Sitzung des instituti-
onellen Ausschusses des Parlaments am 29. April 1982.
(3) AHCE, BAC 391/2003/67, JUR(82) D/00240, Vermerk von A. Marchi-
ni-Camia, Juristischer Dienst, an J. Durieux, vom 18. Januar 1982 mit einer 
Analyse zum Thema; BAC 391/2203/70, Vermerk von A. Marchini-Camia 
an C.-D. Ehlermann vom 4. November 1982 zu den Bemerkungen von 
Kommissionsmitglied Karl-Heinz Narjes zum Entwurf Genscher/Co-
lombo, 4. November 1982.
(4) AHCE, BAC 391/2003/76, JUR(82) D700784, Vermerk von A. Marchi-
ni-Camia, Juristischer Dienst, an J.  Durieux, vom 10. Februar 1984, mit 
dem überarbeiteten Entwurf einer Rede von Präsident Thorn zum Vertrag 
über die Europäische Union.
den Rat de jure und de facto (durch Begrenzung der 
Praxis der Konsensfindung) sowie die Stärkung der 
Rolle des Europäischen Parlaments (entsprechend 
den Verfahren des Spinelli-Entwurfs). Nach dem 
Europäischen Rat von Mailand vom Juni 1985  (5) 
entschied sich die Delors-Kommission im Einklang 
mit der Linie des Europäischen Rates von Fontaine-
bleau vom Juni 1984 für das eher „funktionalisti-
sche“ Konzept der Einheitlichen Europäischen Akte 
(EEA)  (6) gegenüber dem eher „konstitutionellen“ 
Konzept des Spinelli-Entwurfs. Sie befürwortete 
die vollständige Anwendung dieses Vertrags, was 
die Beseitigung der Binnengrenzen bis 1992 und die 
Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen und der 
Gemeinschaftskompetenzen beinhaltete. Trotz des 
Umfangs der vereinbarten Ausnahmen betraf das 
Abstimmungsverfahren mit qualifizierter Mehrheit 
zwei Drittel der im Weißbuch genannten Maßnah-
men. Darüber hinaus schlug die Kommission vor, 
die Vorkehrungen für die Ausübung ihrer Kompe-
tenzen zu rationalisieren  (7). Die EEA konstitutio-
nalisierte die Ausübung der Exekutivbefugnisse der 
Kommission in Artikel 202 EEA, ließ aber die Frage 
der Zuständigkeitsbereiche offen. Auf dieser Grund-
lage verabschiedete der Rat am 13.  Juli  1987 einen 
„Komitologie“-Rahmenbeschluss, in dem die Arten 
und die Anzahl der Ausschüsse festgelegt wurden 
(drei Arten mit zwei Varianten für die Regulierungs- 
und Verwaltungsausschüsse). Als der Komitologie-
beschluss im Juli  1987 in Kraft trat, erklärte Präsi-
dent Delors die „Aérosols“-Erklärung für null und 
nichtig. 
Filippa Chatzistavrou
(5) AHCE, BAC 391/2003/78, Pressekonferenz von Jacques Delors nach dem 
Europäischen Rat von Mailand vom 3. Juli 1985.
(6) AHCE, BAC 391/2003/78, SI(85) 501 vom 5. Juli 1985, Pressekonferenz von 
Jacques Delors nach dem Europäischen Rat von Mailand vom 3. Juli 1985; BAC 
391/2003/80, SEK(85) 2008 vom 23. Dezember 1985, Erklärung von Jacques 
Delors zu den Schlussfolgerungen der Regierungskonferenz („Binnenmarkt“).
(7) Ab 1984 legte die Kommission ein jährliches Verfahren zur Genehmigung 
der Zahl der Ausschüsse und Sachverständigengruppen fest, die im Folgejahr 
zusammentreten durften. Ebenso verfuhr sie im Hinblick auf die Abschaf-
fung, Fusion oder Aussetzung der Tätigkeiten bestimmter Ausschüsse, deren 
Tätigkeit nicht länger dem institutionellen Bedarf entsprach (52 im Jahr 
1983). Im Jahr 1984 beauftragte die Kommission die GD IX, eine Datenbank 
mit grundlegenden Informationen über die Organisation von Ausschusssit-
zungen und Sachverständigengruppen einzurichten. Auf dieser Grundlage 
übermittelte sie 1983 und 1984 zwei Berichte an das Europäische Parlament 
über die von ihr ergriffenen Rationalisierungsmaßnahmen (KOM(84)  93 
vom 21. Februar 1984; KOM(85) 497 vom 12. September 1985).
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Die Vertretung von Interessen war von Anbeginn 
des europäischen Einigungsprozesses an ein Thema. 
Auf Gemeinschaftsebene agierende Interessengrup-
pen oder Lobbys errichteten in Brüssel ständige, 
länderübergreifende Vertretungen, die die Gemein-
schaftspolitik begleiteten. Für den Zugang dieser 
Interessengruppen zu den europäischen Organen 
und Einrichtungen und insbesondere zur Kommis-
sion gab es zwei verschiedene Wege: den offiziellen 
oder institutionalisierten Weg im Rahmen der bera-
tenden Ausschüsse und den inoffiziellen Weg über 
regelmäßige Zusammenkünfte und Kontakte, bei 
denen die Initiative nicht unbedingt von der Kom-
mission ausging.
Um die Position der Akteure aus dem Wirt-
schafts- und Sozialbereich in Erfahrung zu brin-
gen, konnten sich der Rat und die Kommission auf 
den beratenden Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(WSA)  (4) stützen, der seit seiner Einrichtung im 
Jahr 1958 dafür zuständig war, die Meinungen 
und Standpunkte repräsentativer Wirtschaftsver-
bände (Arbeitgeber, Gewerkschaften und sonstige 
Interessen) zu europäischen Legislativvorschlägen 
wiederzugeben. Das tatsächliche Gewicht der offi-
ziellen Stellungnahmen des WSA entwickelte sich 
jedoch rasch zum strittigen Thema und geriet derart 
ins Kreuzfeuer der Kritik, dass sich die Interessen-
gruppen andere Kanäle suchten, um Einfluss auf die 
Beschlussfassung in der Gemeinschaft zu nehmen.
Mit zunehmender Zahl und zunehmender Bedeu-
tung wurden die Interessengruppen zu privilegierten 
Gesprächspartnern der Kommission, die so von ih-
rem Fachwissen profitieren konnte und gleichzeitig 
auf die neuralgischen Punkte bestimmter Vorhaben 
gestoßen wurde (5). Die Kommission ließ diese Inte-
ressengruppen als aktive, regelmäßig konsultierte Ge-
sprächspartner im Legislativverfahren zu, sofern sie in 
(4) Siehe Kasten Der Wirtschafts- und Sozialausschuss in Kapitel 18, S. 369.
(5) Kirchner, E. J., „Interest Group Behaviour at Community Level“, Con-
temporary Perspectives on European Integration, Hurtwitz, L. (Hg.), Green-




Lobbys sind so verschieden wie die Bereiche, in de-
nen sie agieren. So findet man in dieser Kategorie 
sowohl Handelsverbände als auch Handelskam-
mern, Wirtschafts- und Industrieverbände, „Think 
Tanks“, internationale Organisationen, Landesver-
bände oder auch Anwaltskanzleien.
Mitte der 1970er Jahre war die Tätigkeit vieler In-
teressengruppen durch eine Stagnation oder eine 
Statutsänderung gekennzeichnet; ihre Zahl jedoch 
– die 1970 auf 300 geschätzt wurde – nahm insbe-
sondere dank des Entstehens von Aktionsgruppen, 
die sich auf ein bestimmtes Produkt oder einen be-
stimmten Bereich spezialisiert hatten, weiter zu. In 
einem Verzeichnis aus dem Jahr 1980 waren 515 auf 
Gemeinschaftsebene agierende Wirtschaftsverbän-
de geführt; bei 431 von ihnen handelte es sich um 
Interessengruppen, die übrigen waren Fachverbän-
de und internationale Verbände (2).
Das zunehmende Gewicht der „Brüsseler Lobbys“ 
blieb natürlich nicht unbemerkt. In einem Arti-
kel aus den frühen 1980er Jahren hieß es, dass es 
im Brüsseler Telefonbuch nur so von Akronymen 
wimmle, in denen mindestens ein E vorkomme. Da-
mit war natürlich das „E“ wie „Europa“ gemeint. In 
den meisten Fällen handelte es sich um die Initialen 
von Lobbys, die sich in der belgischen Hauptstadt 
in unmittelbarer Nähe der Gemeinschaftsinstituti-
onen niedergelassen hatten (3).
(1) Titel eines einschlägigen Themenberichts in 30 jours d’Europe, Nr.  188, 
Brüssel, März 1974.
(2) EG-Kommission, Verzeichnis der im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft zusammengeschlossenen Organisationen, Delta, Brüssel, 1980.
(3) 30 jours d’Europe, Brüssel, Januar 1982. Zitiert in Basso, J., „Les groupes 
d’intérêt, les groupes de pression et le fonctionnement de la démocratie 
en société civile européenne“, L’Europe en formation, Nr. 303, 1996-1997, 
S. 48.
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1962 als Sprachrohr der Verbraucher bei den euro-
päischen Organen eingerichtet wurde. Er war ein 
wichtiger Akteur, der sich von 1973 bis 1989 im 
Rahmen des Beratenden Verbraucherausschusses am 
Entscheidungsfindungsprozess in der Gemeinschaft 
beteiligte. Dieser Ausschuss zählte zu den zahlrei-
chen Netzwerken aus beratenden Gremien, die im 
regelmäßigen Austausch mit der Kommission stan-
den. So entstanden infolge mehrerer Verordnungen 
und Richtlinien zur Freizügigkeit bei der Ausübung 
der verschiedenen freien Berufe, die in den 1970er 
Jahren angenommen wurden, zum Teil originelle 
Interessengruppen wie die Europäische Osteopa-
thenvereinigung. Allein im Bereich der freien Berufe 
erhöhte sich die Zahl der Organisationen zwischen 
1970 und 1980 gemeinschaftsweit von 28 auf 54.
Anfang der 1970er Jahre sorgte das Handeln dieser 
gemeinschaftlichen Interessengruppen für Aufre-
gung – über eine Streitfrage, die von einem Pres-
seorgan erstmals angesprochen  (4) und von dem 
Europaabgeordneten Henk Vredeling aufgegrif-
fen wurde. Der Kommission wurde vorgeworfen, 
durch die im Vorfeld durchgeführten Konsultati-
onen bei der Ausarbeitung von Gemeinschaftspro-
jekten „anormale“ Beziehungen mit bestimmten 
Großkonzernen wie Unilever, St-Gobain oder 
Plasmon unterhalten zu haben  (5). In ihrer Ant-
wort vom 7. Juni 1972 auf eine Anfrage Vredelings 
zu diesem Thema teilte die Kommission dem Abge-
ordneten lapidar mit, sie pflege nicht zu Pressearti-
keln Stellung zu nehmen.
Dieser Fall zeigt, dass die Lobbys mittlerweile er-
heblichen Einfluss ausübten, und zwar nicht nur auf 
die Kommission, sondern auch auf die anderen Ge-
meinschaftsorgane. Ein weiteres Beispiel: Ein Mitte 
der 1970er vorgelegter Vorschlag für eine Richtlinie 
(4) „Les groupes de pression qui hantent les couloirs de la CEE“, Vision, März 
1972.
(5) Europäisches Parlament, Protokoll der Sitzung vom 25. April 1972. Schrift-
liche Anfrage Nr. 65/72 von Henk Vredeling an die Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften zum Thema Lobbys und die Europäischen 
Gemeinschaften.
jedem Land vertreten und ausreichend autonom wa-
ren. Je nach Einzelfall leisteten sie wichtige Unterstüt-
zung bei konkreten europäischen Maßnahmen oder 
stellten im Gegenteil einen gewaltigen Bremsklotz 
dar; sie beteiligten sich auch auf allgemeinerer Ebene 
am Einigungsprozess, indem sie ihre Mitglieder für 
Themen von öffentlichem Interesse wie Verbraucher-
schutz und Umwelt mobilisierten (1).
Die „sektorbezogene“ Haltung 
der Kommission gegenüber 
den Interessengruppen
Damals hatte die Kommission noch keine formalen, 
strukturierten Regeln für Lobbys aufgestellt (2). Die 
Haltung, die sie bis Mitte der 1980er Jahre und zur 
Einführung der Einheitlichen Europäischen Akte 
verfolgte, lässt sich als „sektorbezogen“ bezeich-
nen, weil Wirtschaftsverbände, die gut in Brüsseler 
Kreisen verankert waren, einen bevorzugten Zu-
gang zu ihr hatten. So verhielt es sich insbesonde-
re mit dem Ausschuss der berufsständischen land-
wirtschaftlichen Organisationen (COPA) bei der 
Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik bzw. 
mit der Europäischen Wirtschaftsvereinigung der 
Eisen- und Stahl industrie (Eurofer) im Rahmen der 
Montan-Politik – beide wurden in ihrem jeweiligen 
Wirkungsbereich als privilegierte Partner einge-
stuft. Im Fall von Eurofer erwies sich dies aufgrund 
der Krise zu Anfang der 1980er Jahre manchmal als 
schwierig (3). 
Eine der einflussreichsten Interessengruppen war 
der Europäische Verbraucherverband (BEUC), der 
(1) Sidjanski, D., „Les groupes de pression dans la Communauté“, L’Europe en 
formation, Nr. 207, 1977, S. 7.
(2) AHCE, SEK(92)  2272  endg. vom 2.  Dezember 1992, Mitteilung der 
Kommission über einen offenen und strukturierten Dialog zwischen der 
Kommission und den Interessengruppen. Es sei jedoch angemerkt, dass die 
Kommission in bestimmten Bereichen wie der Landwirtschafts- und In-
dustriepolitik von Beginn der 1960er Jahre an regelmäßige Kontakte zu 
bestimmten Interessengruppen unterhielt. Zu diesem Zweck war in der 
GD VI eine Abteilung für die Beziehungen zu den Wirtschaftsverbänden 
eingerichtet worden.
(3) Siehe Kasten Eurofer in Kapitel 12, S. 277-278.
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1986 hatten es die Generaldirektionen mehrheit-
lich – wenn auch auf unterschiedliche Weise und 
in unterschiedlichem Maße – mit immer zahlrei-
cheren Interessengruppen zu tun. Handels-, Indus-
trie- und Landwirtschaftsverbände wie die Union 
der Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas 
(UNICE), der Ausschuss der berufsständischen 
landwirtschaftlichen Organisationen (COPA) oder 
der die Genossenschaften vertretende Allgemeine 
Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaf-
ten (Cogeca) blicken auf eine langjährige Tradition 
des offiziellen und informellen Austauschs mit der 
Kommission zurück. Gleichzeitig errichteten na-
tionale Verbände und Vereinigungen irischer und 
britischer Landwirte nach dem EG-Beitritt ihres 
jeweiligen Landes im Jahr 1973 in Brüssel ein Büro 
der Kommission über die Haftung des Herstellers 
für Schäden, die durch ein fehlerhaftes Produkt 
verursacht werden, hatte Verbraucherverbände und 
Versicherungen hinter sich. Dieser Entwurf wurde 
von den unterschiedlichsten Unternehmerverbän-
den regelrecht blockiert, die sich beim Rat gegen 
seine Annahme stark machten, was dazu führte, 
dass die Richtlinie erst einige Jahre später angenom-
men wurde (1).
Im Zuge der fortwährenden Ausweitung der Zu-
ständigkeiten der Gemeinschaft zwischen 1973 und 
(1) Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Haf-
tung für fehlerhafte Produkte, ABl. L 210 vom 7.8.1985, S. 29-33.
Aufmerksames Verfolgen der GAP: Sitzung des Ausschusses der Berufsständischen Landwirtschaftlichen Organisationen (COPA) am 
18. März 1986 in Brüssel
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und auf die eigentlichen europäischen Verfahren 
der politischen Vertretung neu entfachten  (3). Die 
Kommission stützte sich auch auf die Repräsenta-
tivität des 1973 auf Arbeitnehmerseite errichteten 
Europäischen Gewerkschaftsbundes (Confédéra-
tion européenne des syndicats – CES), um eine 
grundlegende Zusammenarbeit bei der Umsetzung 
des gemeinschaftlichen Sozialrechts ins Leben zu 
rufen. Mit Hilfe von Abstimmungs- und Anhö-
rungsverfahren, an denen sich auch die Arbeitgeber 
beteiligten, konnte ein regelmäßiger Austausch in 
Gang gehalten werden, auch wenn die Ergebnis-
se den Erwartungen nicht immer gerecht wurden. 
Nachdem der Rat im Januar 1974 das sozialpoliti-
sche Aktionsprogramm angenommen hatte, wur-
de auf Initiative von Kommissionsmitglied Patrick 
Hillery eine Reihe von Beratungsausschüssen in 
den Bereichen Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz, soziale Sicherheit für Wanderarbeitneh-
mer und Arbeitnehmerfreizügigkeit eingerichtet. 
Allgemein lässt sich sagen, dass sich mit Beginn der 
Kommissionspräsidentschaft von Roy Jenkins im 
Januar 1977 Kontakte zur gesamten Kommission 
ausbildeten. In den 1980er Jahren waren diese Tref-
fen stärker institutionalisiert und wurden zweimal 
jährlich abgehalten. Aber auch die Gewerkschaften 
übten Druck aus, um über informelle Kontakte zu 
den Kommissaren und den Generaldirektionen 
ihre Interessen zu vertreten. Die Gründung des 
Europäischen Umweltbüros markierte den Zeit-
punkt, an dem – infolge der Einrichtung von Be-
ratungs- und Verhandlungsstrukturen, die über 
den einzelnen Staat hinausgingen – die Nichtre-
gierungsorganisationen auf Gemeinschaftsebene 
in Erscheinung traten. Nachdem der Kommission 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
neue Zuständigkeitsbereiche übertragen worden 
waren, ließen sich 1980 Tierschutzorganisationen 
in Brüssel nieder. Das Gremium „Comité européen 
des femmes“ wiederum, das 1984 von einer Grup-
(3) Dies wird in den Arbeiten von M. G. Cowles schlüssig dargelegt, u.  a. in 
„L’européanisation de l’action politique des multinationales“, Politique 
étrangère, Nr. 2, 1997, S. 309-324.
zur Vertretung ihrer nationalen Interessen. Damals 
wurden auch Verbände zur Vertretung öffentlicher 
Interessen eingerichtet, wie 1974 das Europäische 
Umweltbüro (EUB). 
Auf dem Weg zu  
einem pluralistischen Ansatz
Mit der Konsultation und Anhörung wirtschaft-
licher und sozialer Verantwortungsträger durch 
die Kommission, insbesondere der Leiter von Un-
ternehmen, zeichnete sich mit Beginn der 1980er 
Jahre eine neue Tendenz ab (1). Zeitgleich mit dieser 
Entwicklung schossen in Brüssel – bedingt durch 
die Ausweitung der Zuständigkeitsbereiche der Ge-
meinschaft – weitere Wirtschafts- und Fachverbän-
de aus dem Boden.
In Bezug auf die Unternehmensleiter löste der 
tatsächliche oder angenommene Einfluss der Vor-
schläge des Europäischen Industriekreises (Euro-
pean  Round Table of Industrialists – ERT) eine 
heftige Diskussion aus. Es hieß, dieser 1982 auf 
Initiative des Volvo-Geschäftsführers Pehr G. 
Gyllenhammar eingerichtete Kreis habe durch eine 
„enge“ Zusammenarbeit zwischen der europäischen 
Wirtschaft und der Kommission entscheidenden 
Einfluss auf die im Februar 1986 unterzeichnete 
Einheitliche Europäische Akte genommen. Die 
Kommission berücksichtigte dies und ließ bei ih-
ren Kontakten zur Gyllenhammar-Gruppe eine 
gewisse Vorsicht walten, um nicht die Legitimität 
und die Repräsentativität der anderen auf euro-
päischer Ebene agierenden Firmenchef-Gremien 
zu schmälern  (2). Fest steht, dass die Verhandlun-
gen rund um die Einheitliche Akte die Diskussion 
über die Einflussnahme der Interessengruppen auf 
die Fortentwicklung der europäischen Einigung 
(1) Sidjanski, D., „Les groupes de pression dans la Communauté européenne“, 
Il Politico, 1982, Nr. 3, S. 540.
(2) AHCE, BAC 94/1989/32, Vermerk für Karl-Heinz Narjes, Vizepräsident 
der Kommission, von Fernand Braun über die Gyllenhammar-Round-Tab-
le, 13. Juni 1985. 
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Handeln in Europa beteiligenden Lobbys auf natio-
naler Ebene auszutarieren, sich die Organisationen 
ab Beginn der 1970er Jahre immer mehr auf euro-
päischer Ebene zusammenschlossen, was verstärkt 
dazu führte, dass Initiativen und Kontakte mit den 
europäischen Institutionen direkt, ohne die als Fil-
ter fungierenden nationalen Behörden, abgewickelt 
wurden.
Angesichts der massenhaften Ansiedlung der Inte-
ressengruppen in Brüssel arbeitete die Kommission 
ab Mitte der 1980er Jahre im Zuge der Ausweitung 
der Zuständigkeitsbereiche der Gemeinschaft an 
einem Beziehungs-Modell, das sich nicht mehr als 
„sektorbezogen“, sondern als „pluralistisch“ be-
zeichnen lässt. Seit diesem Zeitpunkt bestand eine 
der wichtigsten Herausforderungen für die Kom-
mission darin, den vielfältigen Stimmen, die die 
Interessen der großen sozioökonomischen Gruppen 
vertraten, gleichermaßen Gehör zu schenken. Dies 
war ein Paradigmen- und Perspektivenwechsel, den 
die Einheitliche Europäische Akte noch weiter ver-
stärken sollte.
Pierre Tilly
pe von Kommissionsbeamtinnen gegründet wurde, 
ist ein Beispiel für die Fortschritte, die infolge der 
Rechtssache Defrenne (1976) im Bereich der Chan-
cengleichheit erzielt wurden (1). Nicht zuletzt blickt 
die Kommission auf seit Langem bestehende Bezie-
hungen mit den Organisationen zur Förderung der 
Entwicklungspolitik in den Ländern des Südens zu-
rück – über die Kofinanzierung von Projekten vor-
nehmlich in Afrika und Lateinamerika durch die 
GD  VIII oder unterstützend durch andere Kom-
missionsdienststellen.
Mit zunehmender Strukturierung der Regional-
politik traten auch regionale Vertretungen in Er-
scheinung. Mit der City of Birmingham bzw. dem 
Strathclyde Regional Council errichteten ab 1984 
zwei lokale britische Behörden Vertretungsbüros in 
Brüssel. Deutschland eröffnete 1985 eine regiona-
le Vertretung, Spanien und Frankreich folgten ein 
Jahr später nach.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass, während 
zu Beginn des europäischen Einigungsprozesses 
die Mitgliedstaaten besser imstande waren, die In-
teressen und Forderungen der sich am öffentlichen 




Roy Jenkins: neuer Schwung, 
aber nur für kurze Zeit
Die Ernennung von Roy Jenkins zum ersten briti-
schen Präsidenten der Europäischen Kommission 
war eine große Überraschung. Bevor Jenkins 1977 
nach Brüssel kam, hatte er sich bereits eine erheb-
liche nationale und internationale Reputation er-
worben. Er war zweimal britischer Innenminister 
gewesen, ein sehr erfolgreicher Schatzkanzler und 
wurde als nächster Außenminister und Nachfol-
ger des Parteivorsitzenden gehandelt, hätte nicht 
Labour-Chef Harold Wilson unerwartet die Wah-
len von 1970 verloren. Zusammen mit Edward 
Heath war er der bekannteste Europa-Befürworter 
in der britischen Politik: Er hatte sich seit Anfang 
der 1960er Jahre für einen britischen Beitritt zur 
EWG ausgesprochen, war Anführer der berühm-
ten Labour-Rebellion, die dafür sorgte, dass 1971 
die European Communities Bill im Unterhaus 
verabschiedet wurde, und stand an der Spitze der 
Ja-Kampagne beim britischen Referendum von 
1975. Seine Erfahrungen als Minister sprachen für 
sich. Als namhafter Redner und Autor schien er 
besser als seine Vorgänger geeignet, die Rolle des 
Kommissionspräsidenten zu entmystifizieren und 
zu erläutern. Darüber hinaus setzten sich Valéry 
Giscard d’Estaing und Helmut Schmidt, die bei-
den mächtigsten Männer der Gemeinschaft, für 
seine Ernennung ein. Endlich schien man einen 
britischen Staatsmann gefunden zu haben, der die 
großen Hoffnungen, die viele Menschen auf dem 
Kontinent mit einer britischen Beteiligung am eu-
ropäischen Einigungswerk verknüpften, erfüllen 
und gleichzeitig der britischen Öffentlichkeit den 
Wert einer EG-Mitgliedschaft des Vereinigten Kö-
nigreichs vor Augen führen konnte.
Die politischen Begleitumstände seiner Ernennung 
waren jedoch entmutigend. Mitte der 1970er Jahre 
war der Integrationsprozess offenkundig ins Sto-
cken geraten. Ehrgeizige neue Ziele wie die Verwirk-
lichung einer Wirtschafts- und Währungsunion bis 
1980 waren aufgegeben worden. Errungenschaften 
wie eine funktionierende Zollunion wurden von 
Protektionisten innerhalb und außerhalb Europas 
bedroht. Trotz des eindeutigen Ergebnisses des Re-
ferendums von 1975 hatten die Briten weiterhin er-
hebliche Vorbehalte gegenüber einer Mitgliedschaft 
in der Gemeinschaft. Und selbst positive Entwick-
lungen wie die Entschlossenheit Griechenlands, 
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gestand später: „Ich war zwar überzeugter Europäer, 
hatte aber kaum Erfahrungen“ (1). 
Wie bewältigte dieser leidenschaftliche Europäer, 
der kaum Erfahrungen mit der Funktionsweise des 
Gemeinschaftssystems hatte, seine Aufgaben an der 
Spitze der Europäischen Kommission? Konnte Jen-
kins aufgrund seines hohen Ansehens und seiner 
offenkundigen Talente die düstere Lage, die er vor-
fand, verbessern? Diese Fragen lassen sich am besten 
beantworten, indem man die Erfolge und Misser-
folge seiner vierjährigen Präsidentschaft auflistet.
Der erste Erfolg seiner Präsidentschaft war, dass 
nunmehr der Kommissionspräsident an den regel-
(1) Jenkins, R., European Diary 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 2.
Spaniens und Portugals, durch einen möglichst 
raschen Beitritt zur EWG ihre demokratischen 
Systeme zu stärken, wurden von den Neun eher im 
Hinblick auf die Nachteile als auf die Vorteile einer 
Erweiterung erörtert. 
Darüber hinaus fehlte es Jenkins an wirklichem In-
siderwissen über die Funktionsweise der Gemein-
schaft. Zwar war er ein leidenschaftlicher Befürwor-
ter einer aktiven Rolle des Vereinigten Königreichs in 
Europa. Allerdings hatten ihn seine Aufgaben selten 
nach Brüssel geführt. Mit Ausnahme seiner zweiten 
Amtszeit als Innenminister hatte er alle Ministeräm-
ter vor dem Beitritt des Vereinigten Königreichs aus-
geübt. Und in den 1970er Jahren gab es für Innen-
minister keine Veranlassung, nach Brüssel zu reisen, 
da der spätere Bereich Justiz und Inneres noch nicht 
Teil des europäischen Einigungswerks war. Jenkins 
François-Xavier Ortoli (rechts) übergibt am 6. Januar 1977 sein Amt an Roy Jenkins (links).
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Mit Rednergabe ausgestattet: Jenkins auf einer Pressekonferenz im Jahr 1977
entsprach. Das Gewicht seiner Beiträge entkräfte-
te nach und nach sämtliche Vorbehalte gegen seine 
Teilnahme. Seither wurde die Teilnahme des Kom-
missionspräsidenten bei den Treffen der G7, G8 oder 
neuerdings der G20 nicht mehr in Frage gestellt (1).
Die zweite große Leistung von Roy Jenkins war 
seine Rolle bei der Einführung des Europäischen 
Währungssystems (EWS) (2). Die währungspoliti-
sche Integration war das Thema, mit dem der neue 
Präsident die Gemeinschaft wiederbeleben wollte. 
(1) Interview mit Crispin Tickell, 21. August 2010; siehe auch Garavini, G., 
„The Battle for the Participation of the Community in the G7 (1975-77)“, 
Journal of European Integration History, Bd. 12, Nr. 1, 2006, S. 141-158.
(2) Interview mit Michael Emerson, 26. Juli 2010; Ludlow, P., The Making of 
the European Monetary System: A Case-Study of the Politics of the European 
Community, Butterworth, London, 1982. Mourlon-Druol, E., A Europe 
Made of Money: the Emergence of the European Monetary System, Cornell 
University Press, Ithaca, 2012.
mäßigen Gipfeltreffen der Staats- und Regierungs-
chefs der sieben führenden Industrieländer, der G7, 
teilnehmen konnte. Seit Beginn der regelmäßigen 
Weltwirtschaftsgipfel im Jahr 1975 hatte es Forde-
rungen nach einer Beteiligung der Kommission an 
diesem Forum gegeben. Ein großer Teil der Diskus-
sionsgegenstände fiel in den Zuständigkeitsbereich 
der Gemeinschaft. Gleichwohl mussten Jenkins 
und seine Mitstreiter beharrlich um Teilnahme und 
Gleichbehandlung kämpfen. Beim Londoner Gipfel 
im Mai 1977 wurde Jenkins bei der Abschlusspres-
sekonferenz das Wort verweigert, und zwei Jahre 
später in Tokio wurde er vor dem Gipfel nicht zum 
Koordinierungsessen der europäischen Teilnehmer 
geladen. Mit der Zeit wurde aber auf diese kleinen 
Nadelstiche verzichtet. Dies ist weitgehend dar-
auf zurückzuführen, dass Jenkins über eine Statur 
und ein Format verfügte, das derartigen Anlässen 
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schlagenen Stimmung im Hause war dies ein wich-
tiges Signal. 
Der dritte Erfolg war die Neuausrichtung der Kom-
mission im Zusammenhang mit den laufenden 
Beitrittsverhandlungen mit Griechenland, Spa-
nien und Portugal. Zu Beginn der Gespräche mit 
Griechenland fungierte die Kommission Ortoli 
als Sprachrohr für die stillschweigenden Bedenken 
der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Erweiterung. 
Diese Entwicklung erreichte ihren Höhepunkt 
mit der Stellungnahme vom Januar  1976, die von 
den Mitgliedstaaten abgelehnt und von den Grie-
chen mit Verärgerung aufgenommen wurde, weil 
Befürchtungen über die Folgen eines raschen grie-
chischen Beitritts, die in den Hauptstädten der 
Mitgliedstaaten weitgehend geteilt wurden, öffent-
In der Tat war es die Rede von Roy Jenkins im Ok-
tober  1977 in Florenz, die den Prozess einleitete, 
der letztendlich zum EWS führte. Natürlich hatte 
das Anfang 1979 eingeführte System wenig gemein-
sam mit den ursprünglichen Ideen von Roy Jenkins. 
Und natürlich wäre der Vorschlag des Kommissi-
onspräsidenten im Sande verlaufen, wenn er nicht 
von Schmidt und Giscard d’Estaing aufgegriffen 
worden wäre. Die Kommission konnte Vorschlä-
ge unterbreiten. Die Umsetzung in tatsächliche 
Beschlüsse lag jedoch allein in den Händen der 
Mitgliedstaaten. Die Tatsache, dass eine wichtige 
politische Initiative von Roy Jenkins dazu beitrug, 
ein letztendlich erfolgreiches politisches Projekt 
anzustoßen, verdeutlicht allerdings, dass dem Initi-
ativrecht des Kommissionspräsidenten immer noch 
große Bedeutung zukam. In Zeiten einer niederge-
„Vor dem Parlament zu reden ist keine wirklich dankbare Aufgabe“ – Roy Jenkins spricht recht offen über das Unbehagen, 
das er anfangs gegenüber dem Europäischen Parlament empfand.
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Jenkins trifft im Juni 1980 auf dem G7-Gipfel in Venedig ein: 
Das Recht auf Teilnahme an solchen Gipfeln war eines der Verdienste seiner Präsidentschaft.
schaftlichen Diplomatie und als Berater für die Re-
gierungen künftiger Mitgliedstaaten. Die beiden 
Gespräche zwischen Jenkins und dem griechischen 
Ministerpräsidenten Konstantinos Karamanlis im 
Januar und September 1978 waren entscheidende 
Etappen dieses Wandels (2).
Neben diesen wichtigen Erfolgen gab es auch eine 
Reihe von Enttäuschungen. Die erste Enttäuschung 
war, dass die beabsichtigte Änderung der Arbeits-
weise der Kommission fehlschlug. Natürlich hatte 
der neue Präsident die Hoffnung, während seiner 
Amtszeit eine radikale Veränderung der Arbeits-
(2) Karamouzi, E., Greece, the EEC and the Cold War, 1974-1979, Palgrave 
Macmillan, 2014 (erscheint demnächst).
lich gemacht wurden. Sie waren allerdings schon 
von Zeit zu Zeit aufgrund der Vorgehensweise der 
Kommission im Hinblick auf die Beitrittsgespräche 
mit Griechenland in den Jahren 1976 und 1977 (1) 
deutlich geworden. Unter der Leitung von Jenkins 
änderte sich jedoch das Verhalten der Kommission. 
Vorsicht wurde ersetzt durch die Entschlossenheit, 
die Erweiterungsgespräche zu einem raschen und 
positiven Ergebnis zu führen. Zu diesem Zweck be-
rief sich die Kommission auf ihre alten Fähigkeiten 
als Entwickler praktischer Lösungen für technische 
Probleme im Zusammenhang mit der Erweiterung, 
als Vermittler bei heiklen Fragen der innergemein-
(1) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
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Führungsebene der Kommission ihre Informatio-
nen einholte, durch die Ankunft der hochkarätigen 
Mitarbeiter, die Jenkins aus London mitgebracht 
hatte, verändert zu haben. Während der Amtszeit 
von Jenkins wurde auch der Spierenburg-Bericht in 
Auftrag gegeben. Aber die ursprünglich geplante 
grundlegende Veränderung wurde niemals in An-
griff genommen, geschweige denn durchgeführt. 
Ebenfalls enttäuschend war, dass die Amtszeit von 
Roy Jenkins in Brüssel nicht die erhofften positi-
ven Auswirkungen auf die Debatte über die briti-
sche Rolle in Europa hatte. Die britische Haltung 
zu Europa schien sich sogar zu verschlechtern: 
Die Regierung Callaghan beteiligte sich nicht am 
EWS, und die Regierung Thatcher verstrickte das 
Land schnell in einen bitteren Streit über den bri-
weise der Kommission durchzusetzen  (1). Dieser 
Veränderungswille reichte bis ins zweite Jahr der 
Amtszeit von Roy Jenkins in Brüssel. Die Kom-
missionsreform war das Hauptthema der Klausur-
tagung des Kabinetts des Präsidenten im Sommer 
1978 (2). Tatsächliche Erfolge bei der Änderung der 
Arbeitsweise der Kommission ließen sich jedoch 
nur langsam verwirklichen. Einige nützliche Ände-
rungen wurden aber vorgenommen. Es wurde eine 
Gruppe der Berater gebildet, aus der letztendlich die 
Gruppe für prospektive Analysen hervorging. Dar-
über hinaus schien sich die Art und Weise, wie die 
(1) Tickell Papers, All Souls College, Oxford, Box 1, Folder „Reform of the 
Commission“.
(2) Tickell Papers, All Souls College, Oxford, File 17, Record of East Hendred 
Meeting, 31. Juli 1978.
Auf dem Weg in Richtung Währungsintegration: Roy Jenkins trifft zum Brüsseler Gipfeltreffen im Dezember 1977 ein.
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Präsident Jenkins in Straßburg
in Brüssel (2). Jenkins’ Beispiel zeigt jedoch, dass es 
von Nachteil ist, wenn ein bedeutender Politiker 
ernannt wird, der nach wie vor ehrgeizige politi-
sche Ziele auf nationaler Ebene verfolgt. Nachdem 
Labour 1979 die Unterhauswahlen verloren hatte, 
befasste sich Jenkins unweigerlich wieder stärker 
mit der britischen Innenpolitik und bereitete die 
Gründung der Social Democratic Party (SDP) im 
Jahr 1981 vor (3). Hierdurch wurde er natürlich in 
gewisser Weise von seinen europäischen Aufga-
ben abgelenkt. Außerdem erklärt dies zum großen 
Teil seine Entscheidung, sich nicht um eine zweite 
Amtszeit zu bemühen.
(2) Vor dem Vertrag von Maastricht dauerte die Amtszeit eines Kommissions-
präsidenten vier Jahre und nicht fünf Jahre.
(3) Interview mit David Marquand, 7. Juni 2011.
tischen Haushaltsbeitrag. Jenkins half mit, hierfür 
letztendlich eine Zwischenlösung zu finden. Aber 
die Misslichkeit, dass ein britischer Kommissions-
präsident im Zentrum erheblicher Spannungen 
zwischen dem Vereinigten Königreich und seinen 
Partnern stand, überschattete seine letzten Jahre 
in Brüssel (1).
Die letzte Enttäuschung war, dass sich Jenkins 
nicht um eine zweite Amtszeit bemühte. Um ei-
nen wirklich entscheidenden Einfluss auf den Ei-
nigungsprozess zu nehmen, braucht ein Kommis-
sionspräsident mehr als nur eine einzige Amtszeit 
(1) Jenkins, R., European Diary 1977-1981, Collins, London, 1989, insbeson-
dere S. 545-547.
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Insgesamt war Jenkins ein bedeutender Kommis-
sionspräsident, der die so sehr benötigte institutio-
nelle Erneuerung einleitete. Aufgrund seines For-
mats und seiner intellektuellen Beiträge machte er 
deutlich, wie wichtig dieses Amt sein konnte. Seine 
Erfolge im Zusammenhang mit dem EWS und der 
G7 hatten weit über das Jahr 1980 hinaus Bestand. 
Die im Sande verlaufenen Reformpläne und die 
Entscheidung, sich nicht um eine zweite Amtszeit 
zu bemühen, hatten jedoch zur Folge, dass sein Ein-
fluss auf die Umgestaltung der Gemeinschaft nicht 
so grundlegend war, wie er hätte sein können.
Piers Ludlow
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Kapitel 5  
Die Auswirkungen 
der ersten Erweiterung
1973 wurden die ersten tatsächlichen Auswirkun-
gen der Erweiterung in der Europäischen Gemein-
schaft spürbar. Die Debatte über die Erweiterung 
war eines der zentralen Themen des vorhergehen-
den Jahrzehnts und hatte wiederholt zu großen 
internen Streitigkeiten zwischen den Sechs ge-
führt (1). Die sich lange hinziehenden und äußerst 
komplizierten Beitrittsverhandlungen mit Dä-
nemark, Irland, Norwegen und dem Vereinigten 
Königreich gehörten darüber hinaus zu den größ-
ten Herausforderungen der Gemeinschaft in den 
Jahren 1970 und 1971 (2). Nach dem erfolgreichen 
Abschluss der Beitrittsverhandlungen Ende 1971 
sah sich die Gemeinschaft zum ersten Mal mit ei-
(1) Ludlow, N. P., The European Community and the Crises of the 1960s: Negotia-
ting the Gaullist Challenge, Routledge, London, 2006, insbesondere S. 133 ff.
(2) Geary, M., An Inconvenient Wait: Ireland’s Quest for Membership of the 
EEC, 1961-1973, Institute of Public Administration, Dublin, 2009; Ras-
mussen, M., „Joining the European Communities: Denmark’s Road to 
EC-membership, 1961–1973“, Dissertation, Europäisches Hochschulinsti-
tut, 2004, Furby, D. E., „The Revival and Success of Britain’s Second Appli-
cation for Membership of the European Community, 1968–71“, Dissertati-
on, Queen Mary University of London, 2009.
nem Phänomen konfrontiert, das auch in späteren 
Jahren eine große Rolle spielen sollte: dem Risiko 
von Volksabstimmungen. Wie auch bei späteren 
Gelegenheiten waren die Ergebnisse dieser Re-
ferenden unterschiedlicher Art: Die Wähler in 
Dänemark und Irland billigten den Beitritt ihrer 
Länder zur EWG, die Franzosen erklärten sich, 
wenn auch in geringerem Maße als erhofft, mit der 
Erweiterung der Gemeinschaft einverstanden, und 
die Norweger lehnten einen Beitritt zur Gemein-
schaft ab, wodurch diese am 1.  Januar  1973 von 
sechs auf neun und nicht auf zehn Mitglieder an-
wuchs. Somit war praktisch jedem in Brüssel das 
Thema der Erweiterung vertraut, vielleicht sogar 
im Übermaß. Die praktischen Folgen der Aufnah-
me dreier neuer Mitgliedstaaten stellten die EWG 
jedoch zu Beginn des in diesem Band untersuch-
ten Zeitraums vor eine völlig neue und große He-
rausforderung. 
In diesem Abschnitt werden diese Schwierigkeiten 
und die Art und Weise, wie sie überwunden wur-
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schnitt wesentlich höher als die Einkommensun-
terschiede zwischen den sechs Gründungsstaaten. 
Dementsprechend standen sowohl die unmittel-
bare Umsetzung des bestehenden acquis commu-
nautaire durch Irland als auch seine Fähigkeit zur 
Umsetzung einiger der Anfang der 1970er Jahre 
in Erwägung gezogenen mutigen Schritte in Rich-
tung einer stärkeren Integration in Frage. Zu wel-
chen Schwierigkeiten dies führen konnte, verdeut-
licht der Streit zwischen der irischen Regierung 
und der Europäischen Kommission in den Jahren 
1975-1976 über die Umsetzung der Richtlinie über 
gleiches Arbeitsentgelt für Männer und Frauen aus 
dem Jahr 1974, die ironischerweise vom irischen 
Kommissar Patrick Hillery durch den Ministerrat 
gebracht wurde, deren Umsetzung von der irischen 
Regierung jedoch für zu kostspielig gehalten wur-
de. Hillery und die Kommission blieben trotz aller 
irischen Bemühungen um eine Ausnahmeregelung 
standhaft, allerdings waren Hillerys Aussichten auf 
eine Wiederernennung aufgrund dieses Vorfalls 
hoffnungslos (1). Die irische Mitgliedschaft vermit-
telte der Kommission somit einen Vorgeschmack 
auf die Probleme, die durch den Beitritt eines Lan-
des entstehen würden, das der wirtschaftlichen 
Entwicklung in der übrigen EWG hinterherhinkte. 
Der an anderen Stellen dieses Bandes erörterte Fall 
der südeuropäischen Bewerberländer Griechen-
land, Spanien und Portugal sollte später zu ähnli-
chen Problemen führen (2). 
Die größten politischen Schwierigkeiten im Zu-
sammenhang mit dem dänischen und britischen 
Beitritt entstanden hingegen aufgrund einer an-
haltend starken Opposition gegenüber der EWG 
in diesen Ländern. Euroskepsis war natürlich kein 
völlig neues Phänomen. Sowohl in Frankreich als 
auch in Italien waren die relativ großen kommu-
nistischen Parteien ebenso gegen den Integrati-
onsprozess wie die deutschen Sozialdemokraten 
(1) Walsh, J., Patrick Hillery: The Official Biography, New Island, Dublin, 
2008.
(2) Siehe Kapitel 24: Herausforderung Süderweiterung.
den, auf drei Ebenen untersucht: zunächst die poli-
tischen Schwierigkeiten aufgrund des irischen, aber 
noch mehr aufgrund des dänischen und britischen 
Beitritts, zweitens die Einwirkungen der drei neuen 
Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaftspolitik und 
schließlich die Auswirkungen der Erweiterung auf 
die Verwaltung. Auch wenn einige der weitergehen-
den Hoffnungen der Briten auf eine tiefgreifende 
Umwandlung der Gemeinschaft von innen auf der 
Strecke blieben, hatte die Erweiterung von sechs auf 
neun Mitgliedstaaten zweifellos erhebliche Auswir-
kungen auf die Politik und die Verwaltung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft im Allgemeinen und der 




Was das Engagement für das Europäische Eini-
gungswerk betraf, gab es mit den Iren die gerings-
ten Schwierigkeiten. Bei der Volksbefragung von 
1972 hatte sich eine überwältigende Mehrheit von 
83,1 % gegen 16,9 % für einen Beitritt zur Gemein-
schaft ausgesprochen. Sowohl Fine Gael als auch 
Fianna Fáil, die beiden größten politischen Partei-
en, unterstützten entschlossen eine Mitgliedschaft 
in der EWG. Dass die Regierung der Fianna Fáil 
von Jack Lynch, die über den Beitritt verhandelt 
hatte, im März 1973 durch eine Regierung der Fine 
Gael unter der Führung von Liam Cosgrove abge-
löst wurde, stellte den Beitritt Irlands zur EWG in 
keinerlei Hinsicht in Frage. Und abgesehen von der 
Randgruppe der Sinn Féin gab es kaum eine organi-
sierte Euroskepsis.
Die politischen Schwierigkeiten aufgrund der iri-
schen Mitgliedschaft waren vielmehr auf die wirt-
schaftliche Rückständigkeit des Landes zurück-
zuführen. Zum Zeitpunkt des Beitritts war der 
Unterschied zwischen dem irischen Pro-Kopf-Brut-
tosozialprodukt und dem Gemeinschaftsdurch-
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zwischen Kopenhagen und der Kommission entwi-
ckelte. Dies war auf die Überzeugung zurückzufüh-
ren, dass eine effiziente Kommission die Interessen 
der kleinen Länder gegen das Übermaß der großen 
schützen könnte, war aber auch das Ergebnis des 
gemeinsamen Engagements von Kopenhagen und 
Brüssel für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
sowie der Effizienz von Finn Olav Gundelach, dem 
ersten dänischen Kommissionsmitglied. Insgesamt 
deutet in Dänemarks anfänglicher Erfolgsbilanz 
innerhalb der EWG wenig auf die Sprengkraft hin, 
die man angesichts des euroskeptischen Klangs ei-
nes Großteils der innenpolitischen Debatte hätte 
erwarten können. 
Im Gegensatz dazu gelang es den Briten nicht so 
gut, ihre Vorbehalte gegenüber dem Integrations-
prozess aus dem Tagesgeschäft mit der EWG he-
rauszuhalten. Edward Heath, der Premierminis-
ter, der die britischen Beitrittsverhandlungen zur 
EWG geführt hatte, schied aufgrund seiner Wahl-
niederlage im Februar 1974 aus dem Amt aus. Sein 
Nachfolger, der Labour-Vorsitzende Harold Wil-
son, stand einer Partei vor, die 1971 im Unterhaus 
gegen die European Communities Bill gestimmt 
und 1974 den Wahlkampf mit dem Ziel geführt 
hatte, die britischen Beitrittsbedingungen neu zu 
verhandeln und im Rahmen eines Referendums 
von der britischen Bevölkerung erneut billigen zu 
lassen. Gerade einmal 14 Monate nach dem EWG-
Beitritt schien das Vereinigte Königreich die Fort-
setzung seiner Mitgliedschaft ernsthaft in Frage zu 
stellen (2).
Letztendlich konnte Labour beide Versprechen ein-
lösen. Dabei wurde auch die britische EWG-Mit-
gliedschaft bekräftigt – ein Ergebnis, auf das Ha-
rold Wilson sicherlich die ganze Zeit gehofft hatte. 
Die britische Regierung verzichtete rasch auf einen 
Großteil ihrer Änderungswünsche zu den Beitritts-
(2) Wall, S., The Official History of Britain and the European Community. Vo-
lume II: From Rejection to Referendum, 1963-1975, Routledge,  London, 
2012, S. 511-590. 
vor 1959 (allerdings legte sich dieser Widerstand 
bald, vor allem in Italien). Die Erweiterung von 
1973 führte das Problem des parteipolitischen und 
öffentlichen Widerstands gegen die EWG aber auf 
eine neue Ebene. In den beiden neuen Mitglied-
staaten waren große Teile der politischen Partei-
en, mit deren Regierungsbeteiligung zu rechnen 
war, gegenüber einer Mitgliedschaft ihres Landes 
entweder ambivalent oder feindlich eingestellt. 
Darüber hinaus verführte die große Anzahl von 
euroskeptischen Wählern die Politiker ständig 
dazu, eine populistische antieuropäische Haltung 
einzunehmen. Sowohl im Vereinigten Königreich 
als auch in Dänemark konnten Wahlen gewonnen 
werden, indem Europa auf eine Art als Sünden-
bock dargestellt wurde, die es in den Gründungs-
mitgliedstaaten nicht gab. Die gesamte Europapo-
litik dieser beiden neuen Mitgliedstaaten wurde 
von diesen Tatsachen grundlegend beeinflusst.
Trotz ihrer offensichtlichen Gemeinsamkeiten 
trennten sich jedoch bald die Wege Dänemarks und 
des Vereinigten Königreichs. In Dänemark wur-
de das politische Streitpotenzial in Europafragen 
auf nahezu paradoxe Weise durch die Einrichtung 
eines äußerst fortschrittlichen Systems parlamen-
tarischer Kontrolle der europäischen Gesetzge-
bung in Grenzen gehalten (1). Auf fast einzigartige 
Weise wurde ein Großteil der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften vor einer Beschlussfassung in 
Brüssel im dänischen Parlament erörtert, so dass 
sichergestellt wurde, dass die dänischen Minister 
für ihre Haltung in den Ratsdebatten über parla-
mentarische Unterstützung verfügten und somit 
die Gefahr antieuropäischer Revolten nach einer 
Beschlussfassung im Rat auf ein Mindestmaß redu-
ziert war. Ebenso wichtig war die effiziente Koor-
dinierung zwischen den Ministerien in Dänemark 
und die enge Interessengemeinschaft, die sich rasch 
(1) Auken, S., Buksti, J., und Sørensen, C. L., „Denmark Joins Europe: Pat-
terns of Adaptation in the Danish Political and Administrative Processes as 
a result of Membership of the European Communities“, Journal of Common 
Market Studies, Bd. 14, Nr. 1, 1975, S. 1-36.
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melten, um die Behauptungen der EWG-Gegner 
zu widerlegen  (3). Ein walisischer Kommissions-
beamter wurde nach Cardiff entsandt, vorgeblich, 
um die Möglichkeit der Einrichtung einer Vertre-
tung zu prüfen, in Wirklichkeit aber, um sich dort 
an der umkämpften Abstimmungskampagne zu 
beteiligen  (4). Ein umfassendes Engagement der 
Kommission wurde allerdings vermieden, weil dies 
kontraproduktiv hätte sein können. Nichtbriti-
sche Kommissionsmitglieder beteiligten sich nicht 
an der Debatte. Präsident François-Xavier Ortoli 
begrüßte das Ergebnis erst nach Ende der Abstim-
mung und nachdem klar war, dass sich die Briten 
mit großer Mehrheit für einen Verbleib in der EWG 
entschieden hatten (5).
(3) Interview mit Robert Jackson, 27. September 2011.
(4) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010.
(5) Britisches Referendum: Erklärung von François-Xavier Ortoli, Präsident 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel, 6. Juni 1975. 
bedingungen und gab sich letztendlich mit einigen 
inhaltlich weniger bedeutsamen Änderungen zu-
frieden. Die europäischen Partner des Vereinigten 
Königreichs und die Kommission behandelten die 
gesamte Angelegenheit ebenfalls äußerst taktvoll. 
Die Kommission scheint einen Vermerk zu diesem 
Thema von David Hannay, dem Kabinettchef von 
Christopher Soames, einem der beiden britischen 
Kommissare, mit dem Titel „Renegotiation With-
out Tears“  (1) beachtet zu haben. Darin riet er da-
von ab, das britische Vorgehen öffentlich zu verur-
teilen bzw. die Rechtmäßigkeit des Versuchs einer 
Wiedereröffnung der kürzlich abgeschlossenen 
Beitrittsverhandlungen in Frage zu stellen. Statt-
dessen wurde der Kommission geraten, die Einzel-
heiten der britischen Forderungen abzuwarten und 
dann nach Möglichkeiten für ein Entgegenkommen 
zu suchen, ohne die Beitrittsverträge formell zu än-
dern. Ähnliche Bemühungen um eine Beruhigung 
gab es im Hinblick auf die wichtige Frage des Haus-
haltsbeitrags des Vereinigten Königreichs. General-
sekretär Émile Noël, der Vorsitzende eines internen 
Ausschusses, der nach Antworten auf die britischen 
Forderungen suchen sollte, nahm geschickterwei-
se einen ehemaligen Beamten des Schatzamtes in 
sein Team auf, da er genau wusste, dass hierdurch 
ein inoffizieller, aber entscheidender Informations-
austausch zwischen London und Brüssel darüber 
ermöglicht wurde, was verhandelbar war und was 
nicht (2).
Die Kommission wahrte auch bei der Volksbefra-
gung im Vereinigten Königreich von 1975 Zurück-
haltung. Die beiden britischen Kommissionsmit-
glieder, Christopher Soames und George Thomson, 
beteiligten sich mit Nachdruck an der Kampagne 
und hielten im ganzen Vereinigten Königreich 
zahlreiche Reden. Ihre Mitarbeiter unterstützten 
die „Yes-Kampagne“, indem sie insbesondere In-
formationen über Gemeinschaftsmaßnahmen sam-
(1) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
(2) Interviews mit David Hannay, 14. Juli 2011, und Richard Hay, 10. August 
2010. Siehe auch Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft.
Mit den drei neuen Mitgliedstaaten ist die Zahl der Einwohner 
der Gemeinschaft erheblich gestiegen.
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und dem aufgrund der mit der Erweiterung von 
1973 einhergehenden Freihandelsabkommen en-
gen Anschluss der EFTA-Mitgliedstaaten erschien 
dieses Selbstbild zwar immer noch nicht ganz rich-
tig, aber doch schon legitimer. Und drittens been-
dete die Erweiterung vom 1. Januar 1973 vor allem 
den langen Kampf um die Mitgliedschaft in der 
Gemeinschaft, der das vorhergehende Jahrzehnt so 
negativ geprägt hatte: Die Erweiterung zog politi-
sche Kosten nach sich, aber das war auch aufgrund 
der „Nichterweiterung“ in den 1960er Jahren der 
Fall gewesen. Da Osteuropa nach wie vor fest un-
ter kommunistischer Herrschaft stand und kein 
rasches Ende der autoritären Regime in Südeuropa 
in Sicht war, schien die Streitfrage, wer am euro-
päischen Einigungsprozess beteiligt werden sollte, 
(unzutreffenderweise) beantwortet zu sein. Die im 
Hinblick auf die Verhandlungen von 1970-1972 
eingerichtete Task Force der Kommission für die 
Erweiterung wurde aufgelöst, und niemand rech-
nete damit, dass diese Entscheidung auf absehbare 
Zeit revidiert werden musste (5).
Die politische Wirkung 
der Erweiterung
In einem multilateralen System wie der Europäi-
schen Gemeinschaft ist es nahezu unmöglich, den 
genauen Beitrag eines einzelnen Mitgliedstaats zu 
einer bestimmten politischen Entscheidung zu be-
stimmen. Sofern trotz der Verpflichtung der Kom-
mission, europäische und nicht nationale Interessen 
zu fördern, und trotz ihres Systems der gemeinsa-
men Entscheidungsfindung überhaupt nationale 
Einflüsse erkennbar sind, ist es in einem Werk wie 
diesem sinnvoller, sie in den Abschnitten über die 
einzelnen Politikbereiche zu erörtern, als den dä-
nischen, irischen oder britischen Einfluss in einem 
Unterabschnitt über die Erweiterung zu behandeln. 
(5) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
Trotz des offensichtlich eindeutigen Ergebnisses 
wurde die Problematik durch das Referendum von 
1975 nicht endgültig aus der Welt geschafft. Auch 
weiterhin gab es britische Vorbehalte gegenüber 
wichtigen Themen der Gemeinschaftspolitik. Die 
Regierung Callaghan beteiligte sich nicht am Eu-
ropäischen Währungssystem, und ab 1979 führte 
die neue konservative Regierung unter Margaret 
Thatcher eine lautstarke Kampagne für einen Haus-
haltsrabatt (1). Die Dauerrolle des Vereinigten Kö-
nigreichs als eher widerspenstiges Mitglied der Ge-
meinschaft hatte begonnen.
Als Ausgleich für diese politischen Probleme 
brachte der Erweiterungsprozess von 1973 aber 
auch eine Reihe handfester politischer Vorteile 
mit sich. Erstens nahm die Gemeinschaft erheb-
lich an Umfang zu und erhielt somit größeres poli-
tisches und wirtschaftliches Gewicht in der Welt. 
Die erweiterte Gemeinschaft verfügte 1973 über 
eine Bevölkerung von 256 Millionen Einwohnern, 
wesentlich mehr als die Vereinigten Staaten mit 
212  Millionen Einwohnern  (2). Beim Bruttoin-
landsprodukt wurde der Abstand zu den USA ver-
kürzt: 989 Mrd. EUR gegenüber 1 123 Mrd. EUR 
in den Vereinigten Staaten (3). Der Anteil der EG-9 
am Welthandel war noch beeindruckender: 36,6 % 
der gesamten weltweiten wertmäßigen Ausfuhren 
im Jahr 1973 und 35,7 % der gesamten weltweiten 
Einfuhren, gegenüber 11,9 % bzw. 12,1 % bei den 
USA  (4). Zweitens gewann der langjährige An-
spruch der EWG, für „Europa“ – oder zumindest 
seine westliche Hälfte – zu sprechen, an zusätzli-
cher Glaubwürdigkeit. Als die Gemeinschaft nur 
aus sechs Ländern bestand und selbst in der nicht-
kommunistischen Hälfte des Kontinents eine 
Minderheit darstellte, war dies ein etwas gewagter 
Anspruch. Mit drei zusätzlichen Mitgliedstaaten 
(1) Siehe Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft.
(2) Eurostat, EU-Integration im Spiegel der Statistik, Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2006, S. 10.
(3) A. a. O., S. 11.
(4) „Die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie“, Dokument der 
Kommissionsdienststellen, 5. März 1982, S. 4.
160 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
schaft in den 1960er Jahren die Bedrohung der 
GAP durch die Briten nach einem EWG-Beitritt 
zu den Argumenten gegen eine britische Mitglied-
schaft gehörten  (3). Diese Ängste erklären auch, 
warum Präsident Georges Pompidou im Dezem-
ber 1969 in Den Haag seine Zustimmung zur Er-
weiterung der Gemeinschaft von der „Vollendung“ 
des bestehenden acquis abhängig gemacht hatte, 
d.  h. vor allem der Fertigstellung der GAP  (4). 
Für den Fall eines Beitritts des Vereinigten Kö-
nigreichs war Frankreich entschlossen, die GAP 
schon vor der Erweiterung zu einem fait accompli 
zu machen.
Wie in den Kapiteln zur Politik der Gemeinschaft 
dargelegt, wurden in der Zeit von 1973 bis 1986 
weder die britischen Hoffnungen noch die fran-
zösischen Befürchtungen Wirklichkeit. In diesem 
Zeitraum wurden bei der Landwirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft zwar wesentliche Änderungen 
vorgenommen, insbesondere die Einführung von 
Milchquoten. Sie bewirkten jedoch insgesamt 
nicht den grundlegenden Wandel, den sich die Bri-
ten erhofft hatten. Zu umfassenden GAP-Refor-
men kam es erst Anfang der 1990er Jahre und zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts. Warum es für einen 
derart tiefgreifenden Wandel so lange dauerte, ist 
nicht Gegenstand dieses Abschnitts (5). Es muss je-
doch darauf hingewiesen werden, dass 1973 nicht 
nur die einer GAP-Reform verpflichteten Briten 
beitraten, sondern auch die Dänen und Iren, die 
beide über eine große Zahl von landwirtschaft-
lichen Betrieben verfügten und denen daher die 
Vorteile der Landwirtschaftspolitik sehr zugute 
kamen. Sie hatten somit kaum Grund, diese Poli-
tik grundlegend ändern zu wollen. Britische Ände-
rungswünsche, sowohl innerhalb der Kommission 
(3) Parr, H., „Saving the Community: The French Response to Britain’s Second 
EEC Application in 1967“, Cold War History, Bd. 6, Nr. 4, 2006.
(4) Ludlow, N. P., The European Community and the Crises of the 1960s: Nego-
tiating the Gaullist Challenge, Kapitel 7, Routledge, London, 2006.
(5) Ludlow, N. P., „The Green Heart of Europe: the rise and fall of the CAP 
as the Community’s central policy, 1958-1985“, in: K. Patel (Hg.), Fertile 
Ground for Europe? The History of European Integration and the Common 
Agricultural Policy since 1945, Nomos, Baden-Baden, 2009.
Somit beschränkt sich dieser Abschnitt auf eine 
Reihe allgemeinerer Aspekte.
Zunächst muss auf die Tatsache hingewiesen wer-
den, dass es zu keiner grundlegenden Reform der 
GAP kam. Es war seit langem das Ziel mehrerer 
britischer Regierungen gewesen, die Möglichkeit 
zu einer radikalen Veränderung der gemeinschaft-
lichen Förderung der Landwirtschaft zu suchen, so-
bald man Mitglied der Europäischen Gemeinschaft 
war. Die entsprechende Möglichkeit war ein starker 
Anreiz sowohl für den Beitrittsantrag von Harold 
Macmillan 1961 als auch für den Antrag der La-
bour-Regierung unter Harold Wilson 1967 (1). Um 
1970-1972 war den Verhandlungsführern der Re-
gierung Heath bewusst geworden, dass ein Angriff 
auf die GAP vor einer EWG-Mitgliedschaft ihre 
Beitrittschancen nicht nur beeinträchtigen, son-
dern eventuell auch zunichtemachen könnte. Nach 
zwei schmerzhaften und schroffen Zurückweisun-
gen hatten die Briten erkannt, dass sie nach den 
Worten von Con O’Neill, dem offiziellen Verhand-
lungsführer, den gesamten acquis communautaire, 
einschließlich der GAP, schlucken müssten, wenn 
sie der Gemeinschaft beitreten wollten  (2). Dieser 
kurzfristige Pragmatismus änderte aber nichts an 
dem langfristigen Bemühen um eine Reform des 
Systems. Vielmehr konnte man Anfang der 1970er 
Jahre weiterhin davon ausgehen, dass künftige briti-
sche Regierungen ihren größeren Einfluss innerhalb 
der Gemeinschaft nutzen würden, die Änderungen 
herbeizuführen, die als Nichtmitglied unmöglich 
waren.
Diese Erwartungen der Briten waren nicht voll-
kommen illusorisch. Vielmehr gibt es genügend 
Hinweise darauf, dass bei den internen franzö-
sischen Erörterungen einer britischen Mitglied-
(1) Ludlow, N. P., Dealing With Britain: The Six and the First UK Application 
to the EEC, Cambridge University Press, Cambridge, 1997, S.  103; Parr, 
H., Britain’s Policy Towards the European Community: Harold Wilson and 
Britain’s World Role, 1964-1967, Routledge, London, 2006.
(2) O’Neill, C., Britain’s Entry into the European Community: Report by Sir 
Con O’Neill on the Negotiations of 1970-1972, Frank Cass, London, 2000.
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gierung Heath  (1). Thomson hatte allerdings das 
Pech, dass die Begeisterung der Regierung Heath 
für diese ausgabenorientierte Lösung des briti-
schen Haushaltsdilemmas nicht von den Nach-
folgeregierungen geteilt wurde. Sowohl Harold 
Wilson und James Callaghan als auch Margaret 
Thatcher vertraten die Auffassung, dass das Pro-
blem der Höhe des britischen Nettobeitrags zum 
EWG-Haushalt sich am besten lösen ließe, indem 
die Zahlungen an die Gemeinschaft reduziert und 
nicht indem die Einnahmen des Vereinigten Kö-
nigreichs erhöht würden. 
Zwei weitere Folgen der Erweiterung sind im Be-
reich der Handelspolitik und generell im Bereich 
der Außenpolitik zu beobachten. Im Bereich der 
Handelspolitik stärkten die Dänen und die Bri-
ten sowohl innerhalb der Kommission als auch 
innerhalb des Gemeinschaftssystems das Lager 
der Befürworter liberaler Freihandelslösungen 
und der Rücknahme protektionistischer Maßnah-
men. In Zeiten einer akuten Wirtschaftskrise war 
dies von gewisser politischer Bedeutung, da gera-
de dann die protektionistischen Forderungen im 
Handelsbereich besonders laut werden. Der „Jahr-
gang  73“ unterstützte in den 1970er und frühen 
1980er Jahren den Widerstand der EWG gegen 
die umfassende Abkehr von der liberalen Handels-
politik, die sie seit 1958 betrieben hatte. Was die 
Außenpolitik im Allgemeinen betraf, so waren die 
britischen Neuankömmlinge äußerst begeistert 
von der Idee, eine Gemeinschaft zu errichten, die 
außenpolitisches Gewicht hatte. Es ist überflüssig 
zu erwähnen, dass ein Großteil dieser Politik im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit erfolgte und somit nicht Thema dieses 
Bandes ist. Sie hatte allerdings direkte Auswirkun-
gen auf die Europäische Kommission. Christopher 
Soames erwies sich als energischer Vertreter einer 
Kommission, die in der Lage war, eine wichtige in-
(1) Wall, S., The Official History of Britain and the European Community. Volu-
me II: From Rejection to Referendum, 1963-1975, Routledge, London, 2012, 
S. 511-590.
als auch während der Ratsdebatten, wurden somit 
durch die entschlossene dänische oder irische Ver-
teidigung der GAP aufgewogen. Paradoxerweise 
dürfte die Erweiterung den Status quo für die GAP 
eher gestärkt als geschwächt haben. 
Ein Bereich, der durch die Erweiterung stärker in 
den Blickpunkt rückte, war die Regionalpolitik. 
Dies ist weitgehend darauf zurückzuführen, dass 
in der Gemeinschaft durch den Beitritt Irlands der 
Abstand zwischen den reichsten und den ärms-
ten Regionen größer geworden war. Dementspre-
chend gab es starke Argumente für Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene zur Verringerung dieses 
Gefälles. Die vollen Auswirkungen dieser neuen 
Situation wurden erst in der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre deutlich, als zunächst mit Griechen-
land, dann mit Spanien und Portugal drei weitere 
Staaten beitraten, deren Pro-Kopf-BSP weit unter 
dem Gemeinschaftsdurchschnitt lag. Aber selbst 
vor diesen neuen Erweiterungswellen, deren volle 
Auswirkungen erst nach 1986 spürbar wurden, 
hatte der Beitritt Irlands die Rolle der Regional-
politik gestärkt. 
Dies galt zumindest zu Beginn auch für den 
Beitritt des Vereinigten Königreichs. Anders 
als bei Irland war dies nicht auf das allgemeine 
Wohlstandsniveau des Landes zurückzuführen. 
Vielmehr entsprang die britische Begeisterung 
für die Regionalpolitik der Erkenntnis, dass eine 
Möglichkeit, das niedrige Niveau der Gemein-
schaftshilfen für das Vereinigte Königreich durch 
die GAP aufzustocken, darin bestand, neue For-
men von Gemeinschaftsausgaben zu finden, die 
den Briten stärker zugute kamen. Die Regional-
politik galt als der vielversprechendste Bereich, 
weil es eine Reihe von britischen Regionen gab, 
die für eine umfassende Förderung in Frage ka-
men. Es war daher kein Zufall, dass sich einer der 
ersten britischen Kommissare, George Thomson, 
erfolgreich um die Zuständigkeit für Regionalpo-
litik bemühte. Thomsons Ziele entsprachen viel-
mehr den weitergehenden Bestrebungen der Re-
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Das erste Problem war, Stellen für Beamte aus den 
neuen Mitgliedstaaten freizumachen. Diese Auf-
gabe wurde erschwert durch die Vereinbarung der 
Mitgliedstaaten, dass die Neueinstellung dänischer, 
irischer und britischer Beamter ohne wesentliche 
Erhöhung der Gesamtzahl der Kommissionsmitar-
beiter erfolgen sollte. Dies hatte zur Folge, dass freie 
Stellen geschaffen werden mussten, ohne dass die 
Neuankömmlinge einfach den vorhandenen Mit-
arbeitern hinzugefügt wurden. Zu diesem Zweck 
wurde ein System des „goldenen Handschlags“ 
eingeführt, um langjährigen Mitarbeitern ein Aus-
scheiden nahezulegen. Mit der Durchführung die-
ser Aufgabe wurde Jean-Claude Paye, der ehemalige 
Kabinettchef von Raymond Barre, beauftragt. Er 
wurde gebeten, sich weitere sechs Monate der Kom-
mission zur Verfügung zu stellen und gemeinsam 
mit Émile Noël das Personal zu ermutigen, Abfin-
dungen anzunehmen, und die entsprechenden Mit-
arbeiter auszuwählen  (2). Im Allgemeinen scheint 
dieses Konzept funktioniert zu haben. Darüber 
hinaus erinnerte sich ein deutscher Beamter, dass 
die Erweiterung zu einem wesentlich niedrigeren 
Durchschnittsalter der Kommissionsmitarbeiter 
führte, da viele der Abgänger wesentlich älter wa-
ren als die neuen Mitarbeiter aus den Beitrittslän-
dern (3).
Einige herausragende Persönlichkeiten, 
aber zu wenig Briten
Die irische Regierung war Vorreiter für zahlreiche 
spätere Beitrittsländer, indem sie eine Persönlich-
keit zu ihrem ersten Kommissar ernannte, die eine 
zentrale Rolle bei den Beitrittsverhandlungen ge-
spielt hatte. Patrick Hillery war Außenminister 
und in dieser Eigenschaft Chefunterhändler sei-
nes Landes. Dabei hatte er zwangsläufig sowohl 
einen tiefen Einblick in die Arbeitsweise der Ge-
meinschaft als auch vielfältige gute Kontakte ge-
(2) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
(3) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010.
ternationale Rolle zu spielen. Das herausragendste 
Beispiel für seine ehrgeizigen Pläne war Soames’ 
Peking-Besuch im Mai 1975 und die anschlie-
ßende Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Volksrepublik China und der EWG, 
wobei dieser Coup im Großen und Ganzen von 
dem britischen Kommissar und seiner unmittel-
baren Umgebung geplant wurde, ohne die übrigen 
Kommissionsmitglieder bzw. die Mitgliedstaaten 




Jede Erweiterung stellt eine Verwaltung wie die Eu-
ropäische Kommission vor große Herausforderun-
gen. Die Ankunft der Dänen, Iren und Briten barg 
jedoch besonders viel Umwälzungspotenzial in sich. 
Zum einen handelte es sich um die erste derartige 
Veränderung, die die Kommission veranlasste, die 
für ihre Arbeit notwendigen Mechanismen von 
Grund auf zu überdenken. Zum anderen verfügte 
das Vereinigte Königreich über eine Verwaltungs-
tradition, die genauso hoch angesehen war wie die 
völlig andere deutsche und französische Verwal-
tungstradition, nach deren Vorbild die ursprüng-
lichen Kommissionsstrukturen aufgebaut worden 
waren. Da die irischen Verwaltungsstrukturen 
ebenfalls dem britischen Vorbild folgten, bestand 
umso mehr die Gefahr eines administrativen Kul-
turkampfes. Dieser Unterabschnitt befasst sich 
zunächst mit der Welle der Neueinstellungen auf-
grund der Erweiterung und anschließend mit ihren 
Auswirkungen auf die Arbeitsweise der Europäi-
schen Kommission. 
(1) Chenard, M. J., „The European Community’s Opening to the People’s 
Republic of China, 1969-1979: Internal Decision-Making on External 
Relations“, Dissertation, London School of Economics, 2012, insbesondere 
Kapitel 3.
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bewegen. Dies schien sich jedoch zu ändern, als 
beim Gipfeltreffen von Paris im Oktober 1972 
ein „energisches Vorgehen im sozialpolitischen 
Bereich“ gefordert und die Kommission gebeten 
wurde, ein Aktionsprogramm zu erarbeiten. Hil-
lery verfügte somit über ein Handlungsmandat 
und ging trotz der sich verschlechternden Wirt-
schaftslage ab 1973 energisch zu Werke. Zu den 
Prioritäten gehörten die Beschäftigungsförderung, 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und das 
Bemühen um gleiche Entlohnung und Arbeitsbe-
dingungen für Männer und Frauen. Eine positive 
Entwicklung aus irischer Sicht war die Ansiedlung 
einer der beiden neuen Agenturen für Sozialpo-
litik in Dublin, deren Einrichtung in dieser Zeit 
beschlossen wurde, und zwar der 1976 gegründe-
ten Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen (3). In der Jenkins-Kommission 
wurde Hillery, der spätere Präsident Irlands, durch 
Richard Burke abgelöst, der dieses Amt mit einer 
kurzen Unterbrechung zu Beginn der Thorn-Kom-
mission ausübte, bis 1985 der hervorragende Peter 
Sutherland als Mitglied der Delors-Kommission 
berufen wurde.
Auch in anderen Bereichen der Kommission 
scheinen sich die Iren rasch und ziemlich nach-
haltig eingelebt zu haben. Allerdings waren nicht 
alle Amtsinhaber erfolgreich: Der einzige zum 
Generaldirektor ernannte Ire, Seán Ronan in der 
GD X (Information), gab sein Amt nach nur vier 
Jahren auf. Hingegen hatte der nächste irische 
Generaldirektor, Eamonn Gallagher, prägenden 
Einfluss auf die neu errichtete GD  XIV, die für 
Fischereiwesen zuständig war. Die Politik der iri-
schen Regierung, sich um Führungspositionen in 
der GD  VI (Landwirtschaft) zu bemühen, war 
ebenfalls erfolgreich, und es wurden zwei irische 
Direktoren ernannt. Darüber hinaus machte eine 
Reihe äußerst fähiger junger irischer Beamter wie 
David O’Sullivan und Catherine Day Karriere, 
(3) Siehe Kasten Kommission und Agenturen: Startschwierigkeiten in Kapitel 
18, S. 370.
wonnen. Er verfügte auch über ausreichendes In-
siderwissen, um sich entgegen dem Wunsch seiner 
Regierung, die Regionalpolitik zu übernehmen, 
für die Sozialpolitik zu entscheiden. Und diese 
Aufgabe wurde ihm tatsächlich übertragen. Eine 
weitere Auszeichnung war, dass Hillery einer der 
fünf Vizepräsidenten der Kommission wurde, was 
für ein neues Kommissionsmitglied aus einem 
kleinen, neuen Mitgliedstaat keinesfalls selbstver-
ständlich war (1).
Trotz seines vielversprechenden Beginns erwie-
sen sich die ersten Monate von Hillery in Brüs-
sel als schwierig. Ursache der Probleme war sein 
Kabinettchef Robin Fogarty, ein Diplomat, der 
ebenfalls über den irischen Beitritt mitverhandelt 
hatte. Fogarty erwies sich als unglückliche Wahl. 
Erstens konnte er kein Französisch und war auch 
nicht fähig, es zu lernen, was in einer vorherr-
schend frankofon geprägten Institution gelinde 
gesagt heikel war. Zweitens hatte er wenig Ver-
ständnis für die Arbeitsweise der Kommission. 
Er erzählte einem Journalisten, dass er nur von 
„Idioten“ umgeben sei, und drängte seinen Kom-
missar, die Ablösung von Noël als Generalsekretär 
zu betreiben! Drittens zerbrach sein Verhältnis zu 
Hillery selbst und dem Rest seines Kabinetts. Das 
Fass zum Überlaufen brachte ein Vorfall im Feb-
ruar  1973, als Hillery aufgrund fehlerhafter An-
gaben Fogartys zur falschen Zeit zum falschen Ort 
zu einem Treffen mit einem Luxemburger Minis-
ter reiste. Als Hillery seinen Kabinettchef wegen 
dieses Fehlers zur Rede stellte, drohte Fogarty mit 
Rücktritt, der allerdings sofort akzeptiert wurde. 
An seine Stelle rückte sein bisheriger Stellvertreter 
Edwin Fitzgibbon (2).
Das irische Kommissionsmitglied überwand diese 
anfänglichen Schwierigkeiten jedoch rasch. Die 
Sozialpolitik war traditionell ein Bereich, in dem 
die Kommission kaum in der Lage war, etwas zu 
(1) Walsh, J., Patrick Hillery: the official biography, New Island, Dublin, 2008.
(2) A. a. O.
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gen übernehmen sollte, als der britische Kommissar 
1976 ernsthafte Gesundheitsprobleme hatte  (2). 
Gundelachs Einfluss wurde weiter gestärkt, als er in 
der Jenkins-Kommission die Zuständigkeit für die 
Landwirtschaft übernahm  (3). Bezeichnenderwei-
se gehörte Gundelach auch zu den „vier Reitern“, 
dem engen Kreis (dem auch Étienne Davignon und 
François-Xavier Ortoli angehörten), der dem Kom-
missionspräsidenten als informelles Beratungsgre-
mium diente (4). 
Nach Gundelachs plötzlichem Tod 1981 entschied 
sich die dänische Regierung für einen Politiker als 
zweiten dänischen Kommissar. Poul Dalsager, ein 
sozialdemokratischer Abgeordneter und ehema-
liger Landwirtschaftsminister, konzentrierte sich 
anders als Gundelach stärker auf die Landwirt-
schaft. Der ehemalige Finanzminister Henning 
Christophersen, der Dalsager in der Delors-Kom-
mission folgte, war ebenfalls Politiker, aber in vie-
lerlei Hinsicht kennzeichnete seine Ernennung 
eine Rückwendung zu einem Kommissar, der ei-
genständig und wie Gundelach zusammen mit sei-
nem Kabinett ein wichtiger Verbündeter des Kom-
missionspräsidenten war. Christophersen arbeitete 
bei der Abfassung des neuen Arbeitsprogramms 
der Kommission, von dem Teile in Kopenhagen 
entworfen wurden, eng mit Delors zusammen und 
wurde ein wichtiger Pfeiler der Präsidentschaft 
von Delors. Dies galt auch für die enge Verbindung 
zwischen dem Kabinett Christophersen, dem Ka-
binett Delors und ab 1980 dem Generalsekretär 
des Ministerrates Niels Ersbøll, die eine engere 
Zusammenarbeit zwischen dem Rat und der Kom-
mission einläutete. 
Abgesehen von wenigen Ausnahmen hatten die 
dänischen Kommissionsbeamten alle an den 
Universitäten Aarhus und Kopenhagen Rechts-
wissenschaften, Wirtschaft und politische Wis-
(2) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
(3) Interview mit Arne Larsen, 19. September 2011.
(4) Roy Jenkins, European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 435.
die beide später führende Positionen in der Kom-
mission einnehmen sollten. 
Die Dänen verfolgten bei der Berufung des Kom-
missionsmitglieds einen anderen Weg. Ihnen kam 
es nicht so sehr auf enge Verbindungen zur natio-
nalen Politik an, sondern sie suchten einen Kan-
didaten mit Einfluss innerhalb der Kommission. 
Bezeichnenderweise wurde Finn Olav Gundelach 
von Kommissionspräsident François-Xavier Ortoli 
ins Spiel gebracht. Das entsprach den Absichten der 
Regierung und des Außenministeriums, ein gut ver-
netztes und einflussreiches Kommissionsmitglied 
zu finden. Der damalige dänische EG-Botschafter 
sagte: „[…] wir wussten um die Bedeutung des in-
neren Zirkels der Kommission“ (1). Gundelach war 
in der Europa-Abteilung des Außenministeriums 
ausgebildet worden und für das GATT sowie als 
dänischer Botschafter bei der EG in Brüssel tätig. Er 
war ein starker Verfechter der europäischen Zusam-
menarbeit, allerdings zurückhaltend im Hinblick 
auf die übernationale Dimension des Integrations-
prozesses. Nach der Nominierung stellte Gunde-
lach sein Kabinett unabhängig zusammen, um sich 
als eigenständige Kraft innerhalb der Kommission 
zu etablieren. Er versammelte schwerpunktmäßig 
Landwirtschaftsexperten um sich, allerdings we-
niger, um den dänischen Interessen Ausdruck zu 
verleihen, als vielmehr als Einflussfaktor in einem 
wichtigen Politikbereich der Kommission. Sein Ka-
binett wurde mit dem Ziel zusammengesetzt, den 
Gesamteinfluss des Kommissars auf die Kommis-
sionspolitik zu stärken und auch auf andere Fach-
bereiche der Kommission Einfluss zu gewinnen. 
Wie erwartet, führte er seine Amtsgeschäfte als 
Kommissar unabhängig von der dänischen Politik 
und wurde rasch zu einem der starken Kommissi-
onsmitglieder mit Einfluss weit über seinen eigenen 
Aufgabenbereich hinaus. Dies zeigt die Tatsache, 
dass Soames darauf bestand, dass Gundelach für 
ihn die Stellvertretung im Bereich Außenbeziehun-
(1) Interview mit Niels Ersbøll, 3. Oktober 2011.
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die Ständige Vertretung des Vereinigten König-
reichs entsenden und somit die zwischenstaatli-
chen Aspekte der Gemeinschaft gegenüber den 
supranationalen hervorheben (2). Dieser Vorschlag 
wurde zurückgewiesen. Stattdessen entschied sich 
das Vereinigte Königreich für zwei starke Kom-
missare, Christopher Soames, einen ehemaligen 
Minister und Botschafter in Paris, sowie George 
Thomson, ebenfalls ein ehemaliger Minister und 
prominenter Pro-Europäer der Labour-Party. Die 
Namen der Kandidaten wurden sehr früh bekannt 
gegeben, und zwar in der Hoffnung, so wird be-
hauptet, hierdurch andere Länder zu ermutigen, 
ebenfalls hervorragende Persönlichkeiten in die 
Kommission zu entsenden  (3). Darüber hinaus 
erhielten beide Kommissare wichtige Aufgabenbe-
reiche – Außenbeziehungen und Regionalpolitik 
– und widmeten sich, unterstützt durch hochka-
rätig besetzte Kabinette, mit Begeisterung ihren 
neuen Aufgaben. Insbesondere Soames erwarb 
sich einen hervorragenden Ruf und wurde ernst-
haft als potenzieller Kommissionspräsident gehan-
delt, da man sich informell geeinigt hatte, dass der 
Nachfolger von Ortoli ein Brite sein würde (4). Die 
Kandidatur von Jenkins erwies sich allerdings als 
verhängnisvoll für seine Hoffnungen. Seine vier-
jährige Amtszeit kann gleichwohl als Erfolg an-
gesehen werden, da ihm nicht nur ein politischer 
Coup wie die oben erwähnte Öffnung gegenüber 
China gelang, sondern er auch 1973-1974, als die 
Beziehungen zwischen Paris und Washington arg 
strapaziert waren, gute Beziehungen sowohl zur 
französischen als auch zur amerikanischen Regie-
rung unterhalten konnte (5).
(2) The National Archives (UKNA), Kew, London, PREM 15 2077, Robert 
Armstrong to Edward Heath, 29. Juli 1971.
(3) UKNA PREM 15 2077, Robert Armstrong to Edward Heath, 29. Juli 1971, 
Geoffrey Rippon to Edward Heath, „British Members of the European Com-
mission“, 7. Februar 1972. 
(4) UKNA PREM 16 859, Armstrong minute on Harold Wilson-Christopher 
Soames meeting (Protokoll von Armstrong über das Treffen zwischen Ha-
rold Wilson und Christopher Soames), 28. Oktober 1974.
(5) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
senschaften studiert. Viele von ihnen waren im 
dänischen Außenministerium oder dem Schatz-
amt ausgebildet worden oder hatten Erfahrungen 
in der dänischen EWG-Delegation erlangt. Nahe-
zu alle hatten eine Tätigkeit in der Zentralverwal-
tung in Kopenhagen bekleidet, und die meisten 
Kabinettmitglieder setzten nach einigen Jahren 
in der Kommission ihre nationale Beamtenlauf-
bahn fort. Dänische Beamte sprachen fließend 
Englisch, und die meisten konnten sich sowohl 
auf Deutsch als auch auf Französisch ausdrücken. 
Es gab nur sehr wenige politische Beamte. Wen 
man nach Brüssel sandte, wurde vom Direktor 
des Außenministeriums nach Abstimmung mit 
der in den meisten Fällen durch das Generalsekre-
tariat der Kommission informierten EG-Delega-
tion in Brüssel entschieden. Abgesehen von den 
Kabinettposten gab es rund 15 politische Beamte. 
Die Dänen verfügten über spezielles Fachwissen 
und Interesse in den Bereichen Landwirtschaft, 
Fischerei und Seeschifffahrt. Insbesondere die 
Landwirtschaft war ein Bereich, in dem die dä-
nische Regierung – zum Teil im Wettbewerb mit 
den Iren und Briten – Führungspositionen in der 
Verwaltung anstrebte. Dies gelang ihnen mit der 
Ernennung eines Dänen zum Direktor der Gene-
raldirektion für Landwirtschaft (1).
Auch die Briten bemühten sich energisch um füh-
rende Positionen in der Kommission. Ihre erste 
Priorität war natürlich das Ressort der beiden für 
das Vereinigte Königreich vorgesehenen Kommis-
sionsmitglieder. In diesem Zusammenhang gab 
die interne britische Entscheidungsfindung einen 
ermutigenden Hinweis auf die positive Grund-
einstellung der Regierung Heath gegenüber der 
EWG-Mitgliedschaft. Während der Diskussi-
onen in London schlug mindestens ein Regie-
rungsmitglied vor, das Vereinigte Königreich solle 
zweitrangige Personen als Kommissionsmitglieder 
auswählen und die herausragenden Kandidaten in 
(1) Interviews mit Bjarne Bladbjerg, 5. Mai 2011, und Ejner Stendevad, 19. De-
zember 2011.
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sie auf bedeutendere Posten wechselten. Trotz der 
zahlreichen Erfolgsgeschichten darf man nicht 
über das Grundproblem der britischen Bewer-
ber hinwegsehen. In den ersten Jahren nach dem 
Beitritt des Vereinigten Königreichs bewarben 
sich einfach zu wenig qualifizierte Briten, insbe-
sondere für die mittleren oder unteren Positio-
nen der Laufbahngruppe  A. Daher konnten die 
Briten in der Laufbahngruppe  A nicht so viele 
Stellen besetzen, wie möglich gewesen wäre, und 
waren zumindest bis Anfang der 1980er Jahre in 
der Europäischen Kommission strukturell unter-
repräsentiert  (3). Dieses Problem war zwar weni-
ger akut als bei den Niederländern, wurde aber als 
derart gravierend angesehen, dass es 1978 darüber 
zu einer Debatte im Europäischen Parlament und 
einem Briefwechsel zwischen der Jenkins-Kom-
mission und dem britischen Außenministerium 
kam (4). Hingegen hatten weder Dänemark noch 
Irland diese Probleme, eine entsprechende Mitar-
beiterzahl zu erreichen.
Es gibt zahlreiche Erklärungen für dieses Problem. 
Ein wesentlicher Faktor scheint die Schwierigkeit 
gewesen zu sein, geeignete britische Bewerber mit 
ausreichenden Kenntnissen in der französischen 
oder anderen Gemeinschaftssprachen zu fin-
den  (5). Ein weiterer Grund scheint zunächst die 
unzutreffende Information über die Laufbahnent-
sprechungen zwischen dem öffentlichen Dienst 
im Vereinigten Königreich und der Kommission 
gewesen zu sein, die aus dem Civil Service Depart-
ment stammte und dazu führte, dass der Anschein 
erweckt wurde, die Posten in Brüssel seien weniger 
(3) Willis, V., Britons in Brussels: Officials in the European Commission and 
Council Secretariat, European Centre for Political Studies and Royal Ins-
titute of Public Administration, London, 1983.
(4) Debatten des Europäischen Parlaments, 14. Juni 1977, S.  80-88; UKNA, 
FCO 30/4155, David Owen to Roy Jenkins, 6. April 1978; Roy Jenkins to 
David Owen, 25. Mai 1978; David Owen to Roy Jenkins, 31. August 1978. 
(5) Dies war der von Christopher Tugendhat in der oben genannten Debatte 
des Europäischen Parlaments hervorgehobene Faktor. Debatten des Euro-
päischen Parlaments, 14. Juni 1977, S. 80-88.
Die Briten hatten auch Anspruch auf eine Reihe 
von weiteren Führungspositionen in der Kom-
mission. Den Kommissionsmitgliedern folgten 
rasch ihre Kabinettsmitglieder und eine Hand-
voll anderer hochrangiger britischer Beamter, 
insbesondere Christopher Audland, der stellver-
tretender Generalsekretär wurde. Die Besetzung 
dieser Stellen erforderte einen intensiven Dialog 
zwischen der Kommission, insbesondere Émile 
Noël, und der britischen Regierung. Diese briti-
sche Vorhut spielte anschließend gemeinsam mit 
dem allgegenwärtigen Noël eine wichtige Rolle 
bei der Auswahl der britischen Beamten unter-
halb der obersten Führungsebene. Dabei wurden 
die Kandidaten in der Regel aus einem Verzeich-
nis ausgewählt, das vom Civil Service Department 
in London aufgestellt wurde. David Hannay, Soa-
mes’ Kabinettchef, erinnert sich, dass er die meis-
ten seiner Amtsgeschäfte sechs Monate lang an 
seinen Stellvertreter Adrian Fortescue übertrug, 
damit er sich auf die große Aufgabe konzentrie-
ren konnte, alle für die britischen Neuankömm-
linge vorgesehenen Positionen zu besetzen (1). In 
jedem Einzelfall wurde sorgfältig darauf geachtet, 
die besonderen Fähigkeiten der besten britischen 
Kandidaten mit den speziellen Anforderungen 
der geschaffenen Positionen in Einklang zu brin-
gen. Dies war umso schwieriger, da die meisten 
britischen Bewerber Generalisten waren, die 
Altphilologie, Geschichte oder Englisch studiert 
hatten, und nicht Juristen oder Wirtschaftswis-
senschaftler waren wie die meisten Beamten der 
anderen Mitgliedstaaten (2). Die eher untergeord-
neten Positionen wurden dann auf dem üblichen 
Weg durch Auswahlverfahren besetzt.
Einige der Persönlichkeiten, die diese Verfahren 
durchliefen, standen vor einer langen und bemer-
kenswerten Karriere in der Europäischen Kom-
mission. Andere bewährten sich in Brüssel, bevor 
(1) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
(2) Siehe beispielsweise die Erinnerungen von Richard Hay; Interview mit 
Richard Hay, 10. August 2010. 
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Veränderungen und nicht um revolutionäre Ent-
wicklungen.
Die erste und vielleicht offenkundigste Auswirkung 
der Erweiterung und der gleichzeitigen Aufnahme 
vieler neuer Mitarbeiter, die mit der Arbeitsweise 
der Kommission nicht vertraut waren, war, dass 
sich das Organ veranlasst sah, seine Verfahrenswei-
se schriftlich niederzulegen. Christopher Audland 
wurde daher gebeten, mit einer Mitarbeitergrup-
pe das erste Verfahrenshandbuch abzufassen, ein 
Nachschlagewerk, das seither ständig aktualisiert 
und neu herausgegeben wurde  (3). Diese Maßnah-
me verdeutlichte einige der administrativen Beson-
derheiten, die Ende der 1960er Jahre Ergebnis der 
Verschmelzung zwischen der Hohen Behörde der 
EGKS, der Kommission der EWG und der Kom-
mission der EAG war, und trug wahrscheinlich 
auch zu ihrer Beseitigung bei. Bisweilen hatten in 
den drei einzelnen Exekutiven unabhängig vonei-
nander entwickelte Verhaltensweisen in der neuen 
gemeinsamen Kommission nebeneinander her be-
standen. 
Eine weitere für Historiker besonders wichtige 
Veränderung durch die Neuankömmlinge betraf 
den Umlauf und die Aufbewahrung schriftlicher 
Informationen innerhalb der Kommission. Han-
nay erinnert sich beispielsweise an die erstaunte, 
gleichwohl erfreute Reaktion eines leitenden Be-
amten der GD I (Außenbeziehungen), als diesem 
das detaillierte Protokoll der Unterredungen von 
Soames mit Besuchern übergeben wurde  (4). Die 
britische Verwaltungstradition, die meisten Sit-
zungen umfassend zu protokollieren und mög-
lichst weit zu verbreiten sowie sicherzustellen, dass 
zumindest eine, wenn nicht mehrere Kopien die-
ser Protokolle für die Nachwelt erhalten wurden, 
verbreitete sich innerhalb der Kommission rasch, 
wenn auch uneinheitlich. Es ist kein Zufall, dass 
(3) Interview mit Christopher Audland, 8. August 2010. Siehe auch Audland, 
C., Right Place – Right Time, Memoir Club, Stanhope, 2004.
(4) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
lukrativ, als dies der Wirklichkeit entsprach  (1). 
Ein weiterer Grund schien in der ersten Zeit nach 
dem Beitritt die anhaltende Unsicherheit über 
die Position des Vereinigten Königreichs in der 
EWG gewesen zu sein, was wahrscheinlich einige 
an einer langjährigen und sicheren Karriere inte-
ressierte Bewerber abgeschreckt haben dürfte  (2). 
Dieser Faktor spielte 1974-1975, d. h. in der Phase 
der Neuverhandlung und des Referendums, eine 
besonders große Rolle und geriet auch danach nie 
völlig außer Acht. Letztendlich versprach auch die 
Labour-Party im Wahlkampf 1983, über einen 
britischen Rückzug zu verhandeln. Unabhängig 
von den Gründen scheint jedoch der Einfluss der 
Briten in Brüssel durch die Tatsache geschwächt 
worden zu sein, dass nahezu während des gesam-
ten hier behandelten Zeitraums weniger Briten bei 
der Kommission beschäftigt waren, als dies hätte 
der Fall sein müssen. 
Allmähliche Veränderung, 
aber keine Revolution
Der Zustrom dänischer, irischer und britischer 
Beamter hatte zweifellos Auswirkungen auf die 
Arbeitsweise der Kommission. Im Folgenden wird 
daher auf die wichtigsten Veränderungen eingegan-
gen. Aber wie bereits in dem obigen Kapitel über die 
Auswirkungen der Erweiterung auf die EG-Politik 
ist es nicht einfach, den Einfluss der Neuankömm-
linge von den bereits vorhandenen Veränderungs-
mustern oder dem externen Reformdruck zu tren-
nen, der nichts mit der  Erweiterung von sechs auf 
neun Mitgliedstaaten zu tun hatte. Einige der hier 
beschriebenen Veränderungen dürften somit auch 
ohne die Erweiterung, wenn auch langsamer, er-
folgt sein. Darüber hinaus handelte es sich bei fast 
allen beschriebenen Auswirkungen um allmähliche 
(1) Willis, V., Britons in Brussels: Officials in the European Commission and 
Council Secretariat, European Centre for Political Studies and Royal Ins-
titute of Public Administration,  London, 1983, S. 27-28.
(2) A. a. O., S. 36.
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zum Essen nach Hause einzuladen, was es vor 1973 
kaum gegeben hat (4).
Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die vorher-
sehbarste Veränderung, d. h. die Sprachenpraxis der 
Kommission, weniger tiefgreifend war als ursprüng-
lich erwartet. Selbstverständlich führte der Beitritt 
der Iren und Briten dazu, dass Englisch Amtsspra-
che wurde. Mittelfristig sollte dies die Vorherrschaft 
des Französischen als der üblichen Geschäftssprache 
der EWG ernsthaft in Frage stellen. Allerdings gab 
es aus zahlreichen Gründen nach der Erweiterung 
keinen plötzlichen, einer kopernikanischen Revo-
lution gleichen Schwenk von einer vorherrschend 
frankofonen zu einer größtenteils anglofonen Ar-
beitsumgebung (5). Zunächst waren sich die Briten 
der französischen Empfindlichkeiten in dieser Frage 
bewusst. Sie gehörte zu den Tagesordnungspunkten, 
die von Georges Pompidou und Edward Heath bei 
ihrem berühmten Gipfeltreffen im Mai 1971 erör-
tert wurden  (6). Die Briten erfüllten nicht nur ihr 
Versprechen, perfekt französisch sprechende Mit-
arbeiter in Führungspositionen zu entsenden, son-
dern gaben allen neuen Kommissionsmitarbeitern 
strenge Anweisung, taktvoll zu sein und Sprachstrei-
tigkeiten zu vermeiden  (7). Zweitens war das Fran-
zösische, insbesondere in entscheidenden Bastionen 
wie dem Generalsekretariat, so stark verankert, dass 
eine rasche Veränderung unwahrscheinlich war. 
Und drittens war das Brüssel der 1970er Jahre viel 
frankofoner als in der Folgezeit und noch weit von 
jener Internationalität entfernt, die es späteren Ge-
nerationen von Eurokraten und ihren Familien er-
möglichen sollte, problemlos fast ausschließlich auf 
Englisch zu kommunizieren. Die Neuankömmlinge 
aus Dänemark, Irland und dem Vereinigten Kö-
(4) Interview mit Richard Hay, 17. August 2010.
(5) Interviews mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010; mit Klaus Meyer, 20. Ok-
tober 2010, und mit Nikolaus Vaulont, 20. August 2010.
(6) Record of a conversation between the Prime Minister and the President of the 
French Republic in the Elysée Palace, Paris at 15:30 on Thursday 20  May 
1971 (Protokoll eines Gesprächs zwischen dem Premierminister und 
dem Präsidenten der Französischen Republik im Élysée-Palast, Paris, um 
15.30 Uhr am Donnerstag, dem 20. Mai 1971).
(7) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011. 
die Initiative der späten 1970er Jahre, in Florenz 
das Historische Archiv der Europäischen Union 
einzurichten, weitgehend auf Audland zurück-
ging (1). Den Briten gelang es ferner, wichtige Ele-
mente ihres traditionellen Systems detaillierter 
vorbereitender Informationsvermerke einzufüh-
ren. Für diese Neuerung spielte die Ankunft von 
Jenkins 1977 wahrscheinlich eine größere Rolle als 
das Jahr 1973. Gegen Ende der 1970er Jahre kam 
nicht nur der Kommissionspräsident wie ein briti-
scher Minister mit einer Vielzahl von Sprechzet-
teln, Hintergrundvermerken und Kurzvermerken 
sowie ähnlichen Unterlagen zu internationalen 
Konferenzen. Auch die Kommissionsmitglieder 
mit einem anderen Verwaltungshintergrund er-
warteten mittlerweile eine ähnliche Vorbereitung. 
Die Unterlagen, die Ortoli als Vizepräsident der 
Ära Jenkins zu Tagungen des Europäischen Rates 
mitbrachte, waren häufig spürbar besser und ver-
ständlicher als die vorbereitenden Unterlagen, die 
er als Kommissionspräsident zu Anfang des Jahr-
zehnts zu Ratstagungen mitgenommen hatte (2).
Eine weitere teilweise auf die Erweiterung rück-
führbare Veränderung war der weniger förmliche 
Umgang innerhalb der Kommission. Ein gewisser 
Wandel in dieser Hinsicht wäre aufgrund der ge-
sellschaftlichen Umwälzungen in Europa seit den 
1960er Jahren sowie in den 1970er und 1980er 
Jahren ohnehin eingetreten. Aber es lässt sich mit 
Sicherheit feststellen, dass die Verwaltungstradi-
tionen der drei neuen Mitgliedstaaten zu einer ge-
genüber früher weniger förmlichen Kommission 
führten. Die Dänen, Iren und Briten sorgten für 
entspanntere Umgangsformen und weniger formel-
le Beziehungen zwischen den verschiedenen Ebe-
nen der Kommissionshierarchie (3). Einige britische 
Beamte führten sogar die Sitte ein, ihre Kollegen 
(1) Audland, C., „The Historical Archives of the European Union: Their 
Opening to the Public, Management and Accessibility“, Journal of the So-
ciety of Archivists, Bd. 28, Nr. 2, 2007, S. 177-192.
(2) Vergleiche AHCE, BAC 81/1984/7 mit BAC 36/1984/100.
(3) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010.
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Insgesamt verlief die Integration der drei neuen 
Nationalitäten in die Europäische Kommission 
bemerkenswert unproblematisch. Dazu trug bei, 
dass viele der dänischen, irischen und britischen 
Neuankömmlinge äußerst kompetent waren. 
Hilfreich war auch, dass viele Beamte aus den 
Abteilungen des dänischen, irischen und briti-
schen öffentlichen Dienstes stammten, die schon 
im vorhergehenden Jahrzehnt von den Vorteilen 
einer EWG-Mitgliedschaft überzeugt waren und 
bei denen es sich somit um solide Proeuropäer 
handelte. Sie waren vielleicht nicht so leiden-
schaftlich wie einige Eurokraten der ersten Ge-
neration, allerdings vollkommen überzeugt, dass 
Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
in die EWG gehörten, und sie waren entschlos-
sen, ihre Mitgliedschaft zu einem Erfolg werden 
zu lassen. Dementsprechend erkannten sie, dass 
die Aussichten, die Brüsseler Verwaltungsstruk-
tur grundlegend zu ändern, äußerst gering waren. 
Falls es überhaupt zu einer Veränderung kam, 
würde diese schrittweise und nicht abrupt verlau-
fen und sich über den gesamten Zeitraum 1973-
1986 und darüber hinaus hinziehen.
Piers Ludlow, Jürgen Elvert 
und Johnny Laursen
nigreich hatten allen Grund, sich an ein frankofo-
nes Lebens- und Arbeitsumfeld zu gewöhnen. Dies 
bedeutete kurzfristig, dass die sprachlichen Folgen 
des Jahres 1973 weniger in einem entscheidenden 
Wechsel vom Französischen zum Englischen be-
standen, sondern vielmehr die anderen Sprachen der 
Gemeinschaft an den Rand gedrängt wurden. Mit 
den vielen neuen Sprachkulturen in Brüssel san-
ken die Chancen, dass Deutsch oder Italienisch in 
Sitzungen als lingua franca verwendet wurden, er-
heblich. Französisch blieb indes die Hauptsprache, 
während sich Englisch als die natürliche Zweitspra-
che etablierte  (1). Bemerkenswerterweise war 1977 
ein wichtigeres Datum für das langfristige sprachli-
che Gleichgewicht als 1973, weil weder Roy Jenkins 
selbst noch einige Mitglieder seiner hochrangigen 
Mannschaft, die er als Kommissionspräsident mit-
brachte, über die gleichen außergewöhnlich guten 
Französischkenntnisse verfügten wie die britischen 
Erstankömmlinge in Brüssel. Bei der zweiten Welle 
der britischen Beamten mussten erhebliche Abstri-
che in sprachlicher Hinsicht gemacht werden. Aber 
auch diese Generation mühte sich nach Kräften, ihr 
eingerostetes Schulfranzösisch aufzufrischen, was 
in Jenkins’ European Diaries und den Erinnerungen 
von Hayden Phillips oder David Marquand deutlich 
zum Ausdruck kommt (2).
(1) Interview mit Nikolaus Vaulont, 20. August 2010.
(2) Interviews mit Hayden Phillips, 17. August 2010, und David Marquand, 
7. Juni 2011.
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Terminologiedatenbank Eurodicautom laufend pflegte, 
sowie eine Schreibzentrale (2). Neben diesen Dienststellen in 
Brüssel verfügte die Kommission ab 1967 auch in 
Luxemburg über einen Dienst für mittel- und längerfristige 
Übersetzungen (3). 
Jede Sprachabteilung war in Arbeitsgruppen oder Teams 
mit jeweils ca. zehn auf einen oder mehrere Bereiche 
(Energie, Verkehr usw.) spezialisierten Übersetzern/
Überprüfern gegliedert. So entstand nicht nur eine 
dauerhafte Arbeitsbeziehung zwischen den Übersetzern/
Überprüfern und den Verfassern der zu übersetzenden 
Texte, sondern es war auch eine angemessene, dem 
fachlichen Hintergrund der einzelnen Übersetzer 
entsprechende Arbeitsaufteilung möglich. „In der dänischen 
Abteilung gab es nicht nur viele ausgebildete Übersetzer, 
sondern auch […] Wirtschaftswissenschaftler, Juristen, 
Ingenieure, ja sogar einen Architekten. Es war immer 
jemand da, den man im Zweifelsfall um Rat fragen konnte“, 
so die Worte von Tove Blaabjerg Sørensen, Teamchefin von 
1975 bis 1990 (4). Diese Organisationsstruktur 
gewährleistete sowohl Effizienz als auch gegenseitige 
Unterstützung und trug zur raschen Integration neuer 
Kolleginnen und Kollegen bei.
(2) Weitere Einzelheiten finden sich in dem Artikel über die Übersetzungs-
dienste der Kommission im Courrier du personnel, Nr. 398, vom 20. De-
zember 1978, S. 48-80.
(3) Er „übernimmt den Löwenanteil der Übersetzungsarbeit für die Hohe Be-
hörde“ (Europäische Kommission, Études sur la traduction et le multilingu-
isme. La traduction à la Commission: 1958-2010, Luxemburg, 2009, S. 21). 
Nach der Fusion der Exekutivorgane der drei Gemeinschaften wurde der 
Dienst „Übersetzung und Mehrsprachigkeit“ 1985 auf Führungsebene in 
Brüssel in einem großen, beiderseits der Ardennen angesiedelten Dienst in 
der GD IX zusammengefasst.
(4) Interview mit Tove Blaabjerg Sørensen, 14. Juni 2011.
Der Übersetzungsdienst
Mit der Erweiterung der Gemeinschaft am 1. Januar 
1973 stieg die Zahl der gemeinschaftlichen 
Amtssprachen auf sechs:  Zu Deutsch, Französisch, 
Italienisch und Niederländisch kamen Dänisch und 
Englisch hinzu. Die Struktur der zur GD IX (Personal und 
Verwaltung) gehörenden Direktion „Übersetzung, 
Dokumentation, Vervielfältigung, Bibliothek“ – von 1970 
bis 1984 geleitet vom Italiener Antonio Ciancio – wurde 
entsprechend angepasst. So wurden gemäß der bereits 
seit mehreren Jahren bestehenden Gliederung der 
Übersetzungsdienste der Kommission nach 
Amtssprachen neben den vier bestehenden Abteilungen 
eine Abteilung für die englische Sprache und eine für 
die dänische Sprache eingerichtet (1).  
Die Koordinierung dieser Abteilungen, in denen die 
eigentliche Übersetzungsarbeit geleistet wurde, lag in 
den Händen der horizontalen Abteilung „Allgemeine 
Angelegenheiten“. Zu ihr gehörten ein Planungsbüro, das 
alle Übersetzungsaufträge zentral bearbeitete und sie 
nach den von ihm festgelegten Prioritäten an die 
Sprachabteilungen weiterleitete, ein Terminologiebüro, 
das die Übersetzer bei ihrer täglichen Arbeit 
unterstützte und die elektronische 
(1) Zur früheren Gliederung siehe Dumoulin, M., „Verwaltungsaufbau 
und Arbeitsweise“, Dumoulin, M. (Hg.), Die Europäische Kommis-
sion 1958-1972. Geschichte und Erinnerungen einer Institution, Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 
Luxemburg, 2007, S. 251-253.
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im Jahr 1980 und auf 770 000 Seiten im Jahr 1986 (7). 
Bis Ende 1970 waren die weitaus größten Auftraggeber 
bzw. „Kunden“ die GD VI Landwirtschaft und das 
Generalsekretariat, gefolgt von der GD VIII Entwicklung 
und Zusammenarbeit, der GD V Soziale 
Angelegenheiten und der GD XIX Haushalt (8).
Die offizielle Aufnahme der griechischen Sprache in die 
Gemeinschaft am 1. Januar 1981 wurde von der 
Kommission sorgfältig vorbereitet. Bereits mehrere 
Jahre vor der Erweiterung um Griechenland bot die 
Direktion „Übersetzung“ ihren Übersetzern die 
Möglichkeit von Sprachkursen und -aufenthalten und 
stellte 1977 eine kleine Gruppe von griechischen 
Übersetzern und Rechts- und Sprachsachverständigen 
für die Übersetzung des seinerzeit 40 000 Seiten 
umfassenden Gemeinschaftsregelwerks, d. h. der 
Verträge sowie der wichtigsten Akte des abgeleiteten 
Rechts, ins Griechische auf die Beine (9). Ähnliche 
vorausschauende Vorbereitungen traf die Kommission 
in Erwartung der offiziellen Aufnahme von Spanisch 
und Portugiesisch am 1. Januar 1986.
Pierre-Olivier Laloux
(7) EG-Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der 
Europäischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 47.
(8) „Traduction, documentation, reproduction, bibliothèque – Les gran-
des lignes de cette direction (IX-D) en 1977“, Courrier du personnel, 
Nr. 392, 14. Juli 1978, S. 59.
(9) „La langue grecque est déjà entrée à la Commission“, Courrier du per-
sonnel, Nr. 415, 27. Juni 1980, S. 31-34. Die Überarbeitung der grie-
chischen Fassung des gemeinschaftlichen Besitzstands setzte sich bis 
zur Mitte der 1980er Jahre fort.
Ab Januar 1971 (1) waren ca. zehn dänische 
Sprachsachverständige für die Überprüfung der in 
Dänemark vor dem Beitritt angefertigten Übersetzungen der 
Verträge zuständig; außerdem war eine kleine, in den 
1950er Jahren (2) gebildete Gruppe englischer Übersetzer 
im Einsatz. Dennoch hatte die Kommission während der 
ersten Monate nach der Erweiterung Schwierigkeiten, für 
diese beiden Sprachen eine genügende Anzahl von 
Übersetzern einzustellen. Ende 1973 waren bei der 
Kommission in Brüssel 355 Übersetzer tätig, davon nur 35 
in der dänischen und nur 58 in der englischen Abteilung. 
Veranschlagt waren für diese beiden Sprachen für diesen 
Zeitpunkt hingegen 80 Übersetzer (3). Die Lage 
normalisierte sich jedoch ziemlich rasch, und der 
Personalstand vergrößerte sich im Laufe der Jahre 
beträchtlich: Als der Niederländer Ivo Dubois 1985 die 
Leitung der neuen Direktion „Übersetzung“ übernahm, in der 
nunmehr die Dienststellen in Brüssel und in Luxemburg 
zusammengefasst waren, zählte die Direktion rund 1 100 
Übersetzer (4).
Es bestand dringender Bedarf. Das Arbeitsvolumen stieg 
unaufhörlich von Jahr zu Jahr: Von 315 915 (5) übersetzten 
und revidierten Seiten im Jahr 1973 auf 495 000 (6) Seiten 
(1) Näheres hierzu siehe: „Danish is now an Official International Language“, 
Courrier du personnel, Nr. 405, 14. September 1979, S. 40-56.
(2) Näheres hierzu siehe: „A visit to the Commission’s English Translation Di-
vision“, Courrier du personnel, Nr. 401, 26. April 1979, S. 34-43.
(3) EG-Kommission, Siebenter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften 1973, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1974, S. 544.
(4) Europäische Kommission, Études sur la traduction et le multilinguisme. La 
traduction à la Commission : 1958-2010, Luxemburg, 2009, S. 132.
(5) „Traduction, documentation, reproduction, bibliothèque – Les grandes lig-
nes de cette direction (IX-D) en 1977“, Courrier du personnel, Nr. 392, 14. 
Juli 1978, S. 59.
(6) EG-Kommission, Vierzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1980, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1981, S. 37.
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nicht (2). Bei den Sitzungen des Kollegiums mussten nicht 
alle Amtssprachen verwendet werden. Es wurde dort 
hauptsächlich Französisch und Deutsch, ab 1973 auch 
Englisch gesprochen. Auf den Tagungen der Ministerräte, bei 
Gipfeltreffen oder Tagungen der Europäischen Räte wurden 
immer alle Sprachen verwendet (3). Bei Fachsitzungen mit 
Abstimmung oder Sitzungen der Arbeitsgruppen der 
Kommission kam es mitunter vor, dass Experten die 
Teilnahme an einer Sitzung mit der Begründung 
verweigerten, dass ihre Sprache nicht systematisch 
verwendet wurde. 
Angesichts der zunehmenden Zahl von Sitzungen, Sprachen 
und damit auch von Dolmetschern im Anschluss an die 
beiden ersten Erweiterungen beschloss die Kommission am 
15. April 1981 die formelle Einrichtung eines „Gemeinsamen 
Dolmetscher-Konferenzdienstes“, den es in dieser Form de 
facto schon seit den Anfängen der Kommission im Jahr 
1958 gegeben hatte. Die Leiterin der ehemaligen Direktion 
E „Dolmetschen, Konferenzen“, Renée Van Hoof, die bis zu 
den Verhandlungen von Val Duchesse bei der EGKS in 
Luxemburg tätig gewesen war, konnte durchsetzen, dass 
der SCIC 1981 von der GD IX getrennt und im 
Organisationsplan der Kommission, dem sogenannten 
„Organigramm“, als eigenständiger, dem Präsidenten direkt 
unterstellter Dienst ausgewiesen wurde. Renée Van Hoof 
war in der Geschichte der Kommission die erste Frau, die 
Generaldirektorin wurde. Diese Umstrukturierung trat am 
1. Mai 1981 in Kraft. Es wurden zwei Direktionen 
geschaffen: die Direktion A (Allgemeine Angelegenheiten 
und Dolmetschen) und die Direktion B (Konferenzen), dazu 
eine Abteilung „Ausbildung“. Die verschiedenen 
Dolmetscher-Referate unterstanden der Direktion A. 
Zu diesem Zeitpunkt deckten 431 Dolmetscher 15 Sprachen 
ab, davon inzwischen sieben Amtssprachen. Hinzu kamen 
laut internen Aufzeichnungen 1 117 ausgewählte und 
zugelassene freiberufliche Dolmetscher. Nicht alle waren 
Staatsangehörige eines EWG-Mitgliedstaats (4). 
Zahlenmäßig überwogen die Frauen (55 %). Auf die 
freiberuflichen Dolmetscher entfielen anfänglich 29 % der 
Tätigkeiten des Dienstes, später bis zu 50 %. Die Zahl der 
Sitzungen stieg von 2 801 im Jahr 1959 auf 8 423 im Jahr 
1980 und 9 894 im Jahr 1990, jene der Dolmetschertage 
von 4 438 im Jahr 1959 auf 75 472 im Jahr 1980. Im 
(2) E-Mail von Noël Muylle an Vincent Dujardin vom 19. Juni 2013.
(3) Informelles Interview mit Noël Muylle, 19. Juni 2013.
(4) Dumoulin, M., „Verwaltungsaufbau und Arbeitsweise“, Dumoulin, M. 
(Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinnerun-
gen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 253.
Der Gemeinsame Dolmetscher-Konferenzdienst (Service commun interprétation-conférences 
– SCIC) und die ersten Erweiterungen
Übersetzen und Dolmetschen sind zwei völlig 
unterschiedliche Tätigkeiten. Beide waren seinerzeit 
getrennten Direktionen der GD IX Personal und 
Verwaltung zugeordnet. Diese organisatorische 
Trennung gab es bereits seit den Anfängen der Organe. 
Konkret ging es beim Dolmetschen darum, das 
gesprochene Wort in den Sitzungen der Kommission, 
aber auch denjenigen des Rates, des Ausschusses der 
Ständigen Vertreter, der Europäischen Investitionsbank, 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses, später dann 
auch des Ausschusses der Regionen und bei den 
Gipfeltreffen und Tagungen des Europäischen Rates in 
eine andere Sprache zu übertragen. Die genannten 
Einrichtungen hatten keinen eigenen Dolmetscherdienst 
und stützten sich daher auf den Dienst der Kommission. 
1979 entfielen 50,65 % der Dolmetschertage auf die 
Kommission und 40,25 % auf den Rat. Hingegen hatten 
die Hohe Versammlung der EGKS – Vorläuferin des 
Europäischen Parlaments – und der Europäische 
Gerichtshof ihre eigenen Dolmetsch- und 
Übersetzungsdienste.  
Bei den Sitzungen des Kollegiums der Kommission 
sowie auf den Tagungen der Minister oder der 
Europäischen Räte wurden nach Möglichkeit stets 
verbeamtete Dolmetscher eingesetzt. Für die Sprachen, 
für die noch nicht genügend festangestellte 
Dolmetscher verfügbar waren (Dänisch, Englisch und 
Griechisch), wurden unmittelbar nach den 
Erweiterungen selbständige Dolmetscher als Hilfskräfte 
eingestellt, die sich strengen Prüfungen unterziehen 
mussten. Sogar Länder, die nicht der EWG angehörten, 
nahmen den Dolmetscher-Konferenzdienst des SCIC in 
Anspruch, der ab 1979 Dolmetscher in Chinesisch 
ausbildete (1).
Eines der Ziele des SCIC war es, Qualität und Effizienz 
auf den reellen Bedarf abzustimmen. Die 
Sprachenregime bei den Sitzungen der Organe waren 
sehr unterschiedlich. Sie reichten vom vollständigen 
Regime, bei dem alle Sprachen gedolmetscht werden, 
bis hin zu stark eingeschränkten Regimen. Bei den 
Tagungen des Ministerrates wurden alle Amtssprachen 
gedolmetscht, bei den Sitzungen des Ausschusses der 
Ständigen Vertreter und des Kollegiums hingegen 
(1) Siehe auch Joint Interpreting and Conference Service, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 
1995, S. 17.
173Kapitel 5 – Die Auswirkungen der ersten Erweiterung 
Teledolmetschung zwischen New York und Buenos 
Aires (2).
Die dienstliche Verwendung der festangestellten oder 
freiberuflichen Dolmetscher erfolgte auf der Grundlage 
ihrer Sprachenkombinationen, fachlichen 
Neigungsgebiete oder Fachausbildung. Eine nicht 
unerhebliche Zahl von ihnen hatte bereits vor der 
Aufnahme ihrer Dolmetschertätigkeit einen Abschluss in 
Jura oder Wirtschaft. Um die Dolmetscher bestmöglich 
auf ihre zukünftigen Aufgaben vorzubereiten, richtete 
der SCIC eine Dokumentationsstelle ein und nahm an 
den Arbeiten der interinstitutionellen Gruppe für 
Terminologie und Dokumentation (GIIT) teil. Außerdem 
organisierte er Auffrischungskurse für die Sprachen, die 
Amtssprachen geworden waren, oder aber zur 
Vorbereitung auf neue Erweiterungen.
In den 1960er Jahren boten in Europa und in 
außereuropäischen Ländern nur wenige Universitäten eine 
Dolmetscherausbildung mit ausreichend diplomierten 
Absolventen an, die den von der Kommission geforderten 
Standards entsprachen. Angesichts dieses Mangels führte 
der SCIC 1964 ein sechsmonatiges Ausbildungsprogramm 
ein. Die Programmteilnehmer erhielten den Status 
bezahlter Praktikanten. Bei erfolgreichem Abschluss 
wurde ihnen ein nach vorheriger Bewertung 
verlängerbarer Kurzzeitvertrag als Hilfskraft angeboten. 
Zu diesem von internen Berufsdolmetschern geleiteten 
Ausbildungspraktikum wurden Kandidaten mit 
Hochschulabschluss einer beliebigen Fachrichtung unter 
der Voraussetzung zugelassen, dass sie den Eignungstest 
bestanden. Zum Zeitpunkt der Erweiterung 1973 und 
1981 hatten rund 35 % des SCIC-Personals diese interne 
Ausbildung durchlaufen. Außerdem arbeitete der SCIC mit 
Universitäten zusammen und bot ihnen pädagogische 
und finanzielle Unterstützung an. Die Praktika konnten 
auch außerhalb von Brüssel, z. B. in Kopenhagen, 
Hamburg, Madrid, Athen, Lissabon, Florenz und an 
anderen Orten organisiert werden. Im Zusammenhang mit 
dem Beitritt Spaniens und Portugals ging man – in 
Zusammenarbeit mit den Außen- und Bildungsministerien 
dieser beiden Länder – ähnlich vor (3).
Vincent Dujardin
(2) Informelles Interview mit Noël Muylle, 19. Juni 2013. Siehe auch Joint 
Interpreting and Conference Service, Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1995, S. 17.
(3) Informelles Interview mit Noël Muylle, 19. Juni 2013.
Hinblick auf die Festlegung der Zahl der bei der Kommission 
organisierten Sitzungen und ihres jeweiligen 
Sprachenregimes führte der SCIC unter Berücksichtigung 
des Kostenaufwands und der verfügbaren Sitzungssäle ein 
System des Ausgleichs zwischen den Generaldirektionen, 
die Sitzungen organisierten, und dem Generalsekretariat ein. 
Der Ministerrat avancierte zum größten „Verbraucher“ der 
SCIC-Ressourcen, der sich inzwischen zum größten 
Dolmetschdienst der Welt entwickelt hatte. Zum Vergleich: 
1980 wurden bei den Vereinten Nationen in New York 
1 766 Sitzungen organisiert, mit 119 Dolmetschern (1). 
Nach der zweiten Erweiterung wurde angesichts der 
Tatsache, dass die Diensteinteilung der Dolmetscher 
zusehends komplizierter wurde, ein eigenes EDV-System für 
die Einteilung eingerichtet (zunächst Safir, dann Pearl) – 
eine Premiere in einer internationalen Organisation. Hinzu 
kam ein elektronisches Anrufsystem (Crystal), über das das 
Dolmetscherpersonal per Telefon seinen persönlichen 
Einsatzplan direkt abrufen konnte.
Ursprünglich war der SCIC im Cortenbergh-Gebäude 
untergebracht, danach im Berlaymont-Gebäude. Die 
anderen Sitzungssäle waren in verschiedenen Gebäuden in 
Brüssel verstreut: Arlon, Brocqueville, Marais, Tour d’Ursel, 
Manhattan. Die Kommission beschloss, ihre Tätigkeiten zu 
zentralisieren, und gab 1981 das erste Konferenzzentrum 
(Albert Borschette) in Auftrag. Der SCIC beteiligte sich eng 
an den Arbeiten und richtete dort 20 ISO-konforme 
Sitzungssäle ein.
Um die Kosten im Griff zu behalten, schloss der SCIC nach 
dem Vorbild der Vereinten Nationen in den 1970er Jahren 
ein erstes Fünfjahresabkommen mit dem Internationalen 
Verband der Konferenzdolmetscher (AIIC), mit dem die 
Arbeitsbedingungen sowie vergünstigte Tarifsätze für die 
Leistungen der freiberuflichen Dolmetscher festgelegt 
wurden. So kostete beispielsweise eine Sitzung, bei der eine 
Hin- und Her-Verdolmetschung in sieben Sprachen 
erforderlich war, 11 550 ECU, und eine Sitzung, bei der aus 
fünf Sprachen in drei Sprachen gedolmetscht wurde, 
3 300 ECU. Außerdem wurde der SCIC Mitglied der Iamladp 
(Inter-Agency Meeting on Language Arrangements, 
Documentation and Publications) – ein Verband, der die 
Sprachendienste der UNO beriet –, und beteiligte sich an 
der weltweit ersten, von der NASA durchgeführten 
(1) „Création du service commun ,Interprétation-conférences‘“, Courrier du 
personnel, Nr. 425, 12. August 1981, S. 33.
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Eine Verwaltungskultur 
im Wandel
Der Übergang von einer Auftragsverwaltung (wie 
sie Jean Monnet am Herzen lag) zu einer Führung 
von Geschäften (wie in den nationalen Verwaltun-
gen) konnte in der Kommission nur schrittweise 
und unter Schwierigkeiten vollzogen werden, weil 
für das Organ Sachzwänge galten, die auf nationa-
ler Ebene nicht vorhanden waren – etwa die sich aus 
den Verträgen ergebende Verpflichtung, Legislativ-
vorschläge vorzulegen (beispielsweise zu den jährli-
chen Agrarpreisen oder zur Verwirklichung der vier 
Grundfreiheiten).
Eine berechtigte Frage lautet, ob sich zwischen 
dem Beitritt des Vereinigten Königreichs und dem 
Amtsantritt von Jacques Delors in der Verwaltung 
ein Wandel vollzog. Hat es in diesen Jahren in der 
Verwaltungskultur der Kommission Änderungen 
gegeben? Die Frage lässt sich nicht leicht beantwor-
ten, denn während manche Änderungen nur die 
institutionelle Fassade betrafen oder rein begriffli-
cher Art waren, wurden andere zwar in die Wege 
geleitet, entfalteten ihre volle Tragweite aber erst 
nach dem Abschied der Delors-Kommission oder 
gar der Santer-Kommission. Zudem gab es verschie-
dentlich auch Reformversuche, die scheiterten und 
die zuweilen ohne Berücksichtigung des darauf 
folgenden Zeitraums nur schwer zu interpretieren 
sind. Ein wichtiger Einschnitt war die Fusion der 
ursprünglich drei Kommissionen in den Jahren 
1967-1968. Während die Erweiterung von 1973 zu 
erheblichen Änderungen in den Organisationsplä-
nen und auf personeller Ebene führte (Ausscheiden 
von 13 Generaldirektoren, 40 Direktoren, 80 Ab-
teilungsleitern und 100 Verwaltungsräten), waren 
die Jahre bis zur Delors-Kommission für die Ver-
waltungskultur eine Zeit des allmählichen Wandels 
und auch der Reifung. Der Beitritt des Vereinigten 
Königreichs löste einige Veränderungen aus, aber 
der politische Wille zu einer Reform der Institution 
fehlte. Dabei darf nicht vergessen werden, dass die 
Verwaltung zahlreichen Sachzwängen struktureller 
Art unterlag. So gab das Statut einen Rahmen und 
Pflichten vor, die Genehmigung von Stellen und 
von Reformen aller Art war von der Zustimmung 
6
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Für Personal und Verwaltung 
zuständige Kommissionsmitglieder 
(1973-1988)
Albert Borschette (1973 – verstorben am 
8. Dezember 1976), zusammen mit Wettbewerb. 
„Ich habe die Zuständigkeit für Personalpolitik und 
Verwaltung nicht akzeptiert, um zu verwalten, 
sondern um eine Politik durchzuführen.“ (3) 
François-Xavier Ortoli (9. Dezember 1976 bis 
5. Januar 1977) zugleich Präsident; Christopher 
Tugendhat (1977-1980), zusammen mit Haushalt 
und Finanzkontrolle.
Michael O’Kennedy (1981-1982) (Rücktritt) und 
sodann Richard Burke (1982-1985), zusammen 
mit Statistischem Amt und Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften sowie Gemeinsamer 
Dolmetscher-Konferenzdienst.
Henning Christophersen (1985-1988), zusammen 
mit Haushalt und Finanzkontrolle.
Die GD IX als Impulsgeber
Beide Generaldirektoren der GD IX in diesen Jah-
ren (die damals Generaldirektion Personal und 
Verwaltung hieß) waren Franzosen und standen 
in erster Linie für Kontinuität. Präsident Ortoli 
bekundete seine Absicht, die Generaldirektion „zu 
übernehmen“ zweifelsohne, um ein Gegengewicht 
zum vermeintlichen oder potenziellen Einfluss des 
Vereinigten Königreichs in Verwaltungsfragen zu 
schaffen. 1973 wurde Pierre Baichère zum General-
direktor ernannt. 1981, bei einer erneuten Umbeset-
zung auf der Ebene der Generaldirektoren, verblieb 
die GD IX durch den Amtsantritt von Jean-Claude 
Morel im französischen Einflussbereich. Anders als 
1973 wurde aber dem neuen französischen General-
direktor ein stellvertretender Generaldirektor – der 
Brite Richard Hay – zur Seite gestellt, dessen Posten 
bei dieser Gelegenheit neu geschaffen wurde. 1986 
trat der Brite schließlich die Nachfolge Morels an. 
(3) Courrier du personnel, Nr. 241 bis, 9. Februar 1973, S. 3.
der Mitgliedstaaten abhängig, und es war ein strik-
tes geografisches Gleichgewicht einzuhalten.
Im Jahr 1978 gab Roy Jenkins den Spierenburg-Be-
richt (1) in Auftrag, in dem zwar ein Management-
defizit diagnostiziert wurde, der aber ansonsten na-
hezu folgenlos blieb. Im Gegensatz zu zahlreichen 
früheren Berichten wurde dieser Bericht aber veröf-
fentlicht und somit auch außerhalb der Kommissi-
on gelesen. Bis in die 1980er Jahre war die Verwal-
tung noch sehr stark von dem Vermächtnis Émile 
Noëls geprägt. 
Welche Entwicklungen und Reformen waren in ei-
ner Gemeinschaftsverwaltung zu fördern, die ihre 
Arbeitsweise seit den 1960er Jahren schrittweise 
konsolidierte? Seit 1967 befand sich die fusionierte 
Kommission in einer von David Coombes (2) 1970 
als „Bürokratisierung“ beschriebenen Phase, in der 
das Modell der „Auftragsverwaltung“ (eines Jean 
Monnet) beziehungsweise der „charismatischen 
Verwaltung“ (eines Walter Hallstein) durch die 
Bürokratie als gemeinsame Kultur abgelöst wurde. 
Neben dieser Entwicklung wurde versucht, das Ma-
nagementkonzept zu etablieren, also Vorgehenswei-
sen, die sich in großen Unternehmen bewährt zu 
haben schienen. Einem solchen Richtungswechsel 
stand jedoch das Bürokratiemodell entgegen. Diese 
Entwicklung war indessen nicht auf die Kommissi-
on beschränkt. Mit dem Aufkommen der Theorien 
über ein neues Management der öffentlichen Ver-
waltung waren zur gleichen Zeit auch die nationa-
len Verwaltungen – wenn auch in sehr unterschied-
lichem Ausmaß – von diesem Spannungsverhältnis 
geprägt. Die Kommission muss somit im Kontext 
des Wandels gesehen werden, der sich parallel in 
den Verwaltungen der Mitgliedstaaten vollzog.
(1) Siehe Kasten Vorschläge des Spierenburg-Berichts, S. 183.
(2) Coombes, D., Politics and Bureaucracy in the European Community. A Por-
trait of the Commission of the EEC, Political and Economic Planning, Allen 
and Unwin, London, 1970.
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nahezu im selben Alter Generaldirektor (Baichère 
mit 48 Jahren und Morel mit 49 Jahren).
Gleichwohl gab es auch Unterschiede zwischen die-
sen beiden Generaldirektoren, die ihre Rollen im 
System unterschiedlich ausgestaltet haben. Wäh-
rend Baichère die Generaldirektion eher im traditi-
onellen Stil leitete, war Morel tatkräftiger und ein-
fallsreicher. Das betraf auch die Beziehungen zum 
Generalsekretariat, das eigenartigerweise seit der 
Einrichtung der einzigen Kommission in Verwal-
tungsfragen der Hauptakteur war. Unter Baichère 
waren die heikelsten Fragen aus dem Zuständig-
keitsbereich der GD IX ausgeklammert. Der Assis-
tent von Morel bemerkte hierzu: „Émile Noël hatte 
akzeptiert, dass Morel allmählich alle heiklen Auf-
gaben übernahm – was zuvor nicht der Fall war –, 
sofern es in Gestalt von Eduard Brackeniers (3) ei-
nen Mann seines Vertrauens gab, den er kannte.“ 
Im Übrigen wurde die Anstellungsbehörde 1981 
wieder dem Generaldirektor unterstellt. Dadurch 
veränderten sich die Beziehungen zum Generalse-
kretariat allmählich, und die Rolle der GD IX war 
nicht länger auf rein ausführende Aufgaben be-
schränkt, auch wenn die Generaldirektion erst nach 
dem Weggang von Émile Noël alle Verwaltungs-
zuständigkeiten übernehmen konnte. Hinsichtlich 
des Herbeiführens von Veränderungen verhielten 
sich die beiden Männer unterschiedlich. Während 
Baichère dem Wandel nicht zugetan zu sein schien, 
war Morel aufgeschlossener und reformfreudiger – 
ganz im Sinne des Spierenburg-Berichts und danach 
des Ortoli-Berichts von 1980  (4), in dem grundle-
gende Änderungen vorgeschlagen wurden (etwa die 
Trennung von Besoldungsgruppe und Planstelle), 
(3) Der zum Abteilungsleiter, zuständig für die Koordinierung, ernannt wur-
de. Siehe hierzu Interview mit Philippe Petit-Laurent vom 19. Juli 2010.
(4) Bericht der Gruppe von Kommissionsmitgliedern zur Beratung der Konse-
quenzen aus dem dritten Teil des Spierenburg-Berichts, 28. Februar 1980. 
Siehe hierzu EG-Kommission, Vierzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit 
der Europäischen Gemeinschaften 1980, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1981, S.  31, sowie 
AHCE, KOM(80) PV 550 vom 5. März 1980, wo ausführlich auf die Ziele 
und Folgen des Ortoli-Berichts eingegangen wird.
Diese französisch-britische Dualität war indessen 
bereits 1973 eingeleitet worden, als Jeremy Baxter 
zum Direktor für Personal ernannt wurde – ein 
Amt, das er zuvor bei der britischen Post innehatte.
1973 löste Pierre Baichère den seit 1969 amtieren-
den Italiener Lamberto Lambert ab, der den mit 
der ersten Erweiterung verbundenen personel-
len Veränderungen zum Opfer gefallen war  (1). 
Baichère, ein hoher französischer Beamter, hatte zu-
vor in Luxemburg bei der Hohen Behörde dem Ka-
binett des Franzosen Pierre-Olivier Lapie angehört 
und war danach als Direktor für den Haushalt zu-
ständig, bevor er in der einzigen Kommission in der 
von Lamberto Lambert bis 1969 geleiteten GD XIX 
(Haushalt) als Direktor für die Forschungshaushal-
te verantwortlich war. 
Jean-Claude Morel, ein an der französischen École 
nationale de la statistique et de l’administration 
économique (ENSAE) ausgebildeter Ingenieur, der 
ebenfalls in der französischen Verwaltung tätig 
gewesen war, begann 1963 seine Laufbahn in der 
GD II (Wirtschafts- und Finanzfragen) und durch-
lief dort alle Laufbahnstufen bis hin zum stellver-
tretenden Generaldirektor. Sein Wechsel in die 
GD IX im Jahr 1981 entsprach nach Aussage seines 
Assistenten, Philippe Petit-Laurent  (2), nicht ganz 
seinem Wunsch.
Die beiden Persönlichkeiten, die von 1973 bis 1986 
die Generaldirektion Personal und Verwaltung 
leiteten, hatten also einen sehr ähnlichen Hinter-
grund: Beide waren Absolventen einer der renom-
mierten französischen Hochschulen – Baichère der 
École nationale d’administration (ENA) und Morel 
der École nationale de la statistique et de l’administ-
ration économique (ENSAE)  –, und beide wurden 
(1) Pierre Bockstael, der seit 1969 sein Assistent war, erinnert sich an seinen 
Abschied: „Er hat die Kommission zusammen mit anderen Generaldirekto-
ren bei der Erweiterung verlassen, was schade war, weil er zu den bedeuten-
den Persönlichkeiten in der Verwaltung der Kommission zählte“, Interview 
mit Pierre Bockstael, 7. Juli 2010.
(2) Interview mit Philippe Petit-Laurent, 19. Juli 2010.
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mission ein Bürokratisierungsprozess statt  (3). Für 
Hallstein war Loyalität das Wichtigste gewesen. 
Angesichts einer vergrößerten Organisation und 
von Präsidenten mit kürzeren Amtszeiten wurde 
jedoch die Bürokratie zum gemeinsamen Bezugs-
rahmen für die Kommissionsbeamten, die überdies 
dazu tendierten, sich vor Einmischungsversuchen 
der Mitgliedstaaten zu schützen. Roy Jenkins ging 
darauf in seiner Rede vom 12. November 1980 vor 
dem Personal ein: „Wir dürfen nicht erwarten, dass 
sich alle unsere Beamten für alle Zeiten mit den 
europäischen Idealen und den Grundsätzen einer 
ehrenwerten Sache zufriedengeben. Wer für die 
Kommission arbeitet, verdient auch Laufbahnpers-
pektiven und eine wirklich zufriedenstellende Ar-
beit“ (4). Noch im selben Jahr folgte Michel Crozier, 
ein französischer Soziologe, einer Einladung der 
GD IX zu einer großen Konferenz über „Die künf-
tigen Entwicklungen der Bürokratie“ (5).
Auch die Integration von Beamten der Hohen Be-
hörde führte zu erheblichen Anpassungen. Pierre 
Baichère fasste dies in einem Gespräch mit dem 
Courrier du personnel folgendermaßen zusammen: 
„Die EGKS- und Euratom-Beamten hatten gewis-
sermaßen den Eindruck, dass die Kinder die Eltern 
verschlangen“ (6).  
Die Einführung des Managementkonzepts ist vor 
dem Hintergrund dieser Bürokratisierung zu se-
hen. Während des Übergangszeitraums, in dem das 
Konzept heranreifte, wurde in drei Schritten um-
strukturiert. In der ersten Direktion – der Direk-
tion A „Personal“ – gab es seit jeher eine Abteilung 
„Personalbestand“, deren Bezeichnung regelmäßig 
geändert worden war. Diese Abteilung wurde 1975 
(3) Laut D. Coombes, Politics and Bureaucracy in the European Community. A 
Portrait of the Commission of the EEC, Political and Economic Planning, 
Allen and Unwin, London, 1970. Seine Behauptung, die Hallstein-Kom-
mission sei eindeutig keine Bürokratie gewesen (S. 299), geht zu weit, denn 
die erste EWG-Kommission konnte durchaus sowohl regierungsähnlich 
(politisch) als auch bürokratisch (hierarchisiert) sein.
(4) AHCE, BAC 75/1984/37.
(5) Courrier du personnel, Nr. 416, 29. Juli 1980.
(6) Courrier du personnel, Nr. 319, 10. April 1974, S. 12.
die 1982 im gemeinschaftlichen öffentlichen Dienst 
einen Kurswechsel hätten bewirken können.
Die GD IX war innerhalb der Kommission Kritik 
ausgesetzt. Der Generaldirektor des Juristischen 
Dienstes fasste diese in einem Vermerk vom Feb-
ruar 1979 unter der Überschrift „Verwaltungspro-
bleme“  (1) zusammen: „Die GD IX wirft mehrere 
Probleme auf: Erstens sind die Aufgaben nicht klar 
definiert. Die GD ist übermäßig zentralisiert und 
bürokratisiert, gegenüber dem Einfluss der Kabi-
nettchefs wirkt sie dagegen schwach. Zweitens ist 
sie zu groß und sollte geteilt werden. Drittens ist 
es schwierig, für hohe Positionen hochqualifizierte 
Beamte zu gewinnen. Viertens diente sie lange als 
Abstellgleis für Beamte, bei denen man befürchtete, 
dass sie anderswo Unheil anrichteten. Die Folgen 
dieser Politik sind immer noch zu spüren.“
Pierre Baichère widersetzte sich mit Nachdruck ei-
ner Aufspaltung in Verwaltung und Personal und 
wahrte die Einheit der GD IX. In einem Vermerk 
vom 11.  Januar 1977 anlässlich des Amtsantritts 
von Roy Jenkins vertrat er die Auffassung, dass die 
Personalpolitik durch eine solche Trennung frag-
mentiert würde (2).  
Öffnung gegenüber den neuen 
Managementmethoden
Nach dem Ausscheiden von Walter Hallstein, dem 
charismatischen Präsidenten der EWG-Kommissi-
on, und dem Ende der Hohen Behörde mit ihrem 
Modell der Auftragsverwaltung fand in der Kom-
(1) AHCE, BAC 40/1982/42, Vermerk von Claus-Dieter Ehlermann an Nick 
Stuart, 26. Februar 1979.
(2) AHCE, BAC 17/1986/364, „Notwendigkeit, in der GD IX die Einheit von 
Verwaltung und Personalpolitik zu wahren“, 11. Januar 1977. Das entschei-
dende Argument schien zu sein, dass dies umso schlimmer wäre, als das von 
der Verwaltung abhängende Personal die meisten Forderungen erheben 
würde und gewerkschaftlich am stärksten organisiert sei (…). Dabei sei klar, 
dass die Gewerkschaften danach trachten würden, diese neue Aufspaltung 
der GD IX zu nutzen.
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Im Laufe dieser fast 15 Jahre tauchte das Manage-
mentkonzept jedoch nur in Reden oder Ankündi-
gungen auf. Für Eduard Brackeniers war die Beschäf-
tigung damit eine Pflichtübung beziehungsweise eine 
„reizvolle Idee“  (3). Andere, wie etwa Petit-Laurent, 
sprachen sogar von einer „Mystifizierung“: „Die Be-
griffe ,Management und Organisation‘ stützten sich 
gewissermaßen auf eine intellektuelle Mystifizierung, 
die darin bestand, die Fehler, die man normalerweise 
machte, durch eine Pseudo-Managementsprache zu 
kaschieren“ (4). Dabei konnte, wie Anne Stevens aus-
führt, der Eindruck entstehen, dass die Personalver-
waltung nur als Mittel gesehen wurde, um zwingen-
de Regeln festzulegen, anzuwenden oder zu eigenen 
Gunsten zu beeinflussen (5). 
Durch den Beitritt des Vereinigten Königreichs 
wurde das Managementkonzept gestärkt, aber nicht 
verursacht. Bereits seit mehreren Jahren boten das 
INSEAD (Institut européen d’administration des 
affaires) in Fontainebleau oder das CNOF (Comité 
national de l’organisation française) in Paris Ausbil-
dungsgänge in Managementtechniken an. In diesem 
Zusammenhang trat die Kommission bereits 1969 
an die Université catholique de Louvain heran, wie 
später noch genauer dargelegt wird. Mit der Zeit 
wandte sich die Kommission an verschiedene Insti-
tute, die Managementausbildungen anboten, etwa 
1974 an das Institute for the Development of Human 
Resources in Brüssel. In diesen ersten Jahren bestand 
auch Interesse an Erkundungsreisen nach London – 
so besuchten 1974 zwei Beamte der Abteilung „Ein-
stellungen“ den Civil Service, um sich dort über die 
Entwicklung neuer Einstellungs- und Personalaus-
wahlmethoden aufklären zu lassen (6). Dieses Inter-
esse wurde jedoch sehr schnell durch die Erkenntnis 
gedämpft, dass die beobachteten Methoden nicht 
(3) Interview mit Eduard Brackeniers, 26. April 2011.
(4) Interview mit Philippe Petit-Laurent, 19. Juli 2010.
(5) „Une simple amélioration ou une modernisation radicale? La réforme de 
l’administration de la Commission européenne“, Revue française d’adminis-
tration publique, Nr. 105-106, 2003, S. 81-94. Anne Stevens ist Professorin 
an der Universität Aston (Birmingham, Vereinigtes Königreich).
(6) AHCE, BAC 17/1986/371, Vermerk von Van den Eede an Yves Desbois, 
10. März 1975.
umbenannt in „Personalbestand, Verwaltungsme-
thoden, Bewertung“, Abteilung 3 (die Abteilungen 
1 und 2 waren „Statut“ und „Einstellungen“). 1978 
schließlich wurde sie aus Gründen der sprachlichen 
Genauigkeit zur Abteilung „Management und Or-
ganisation, Personalbestand“, wobei der Begriff 
„Management“ die einzigartige und nützliche Be-
sonderheit hatte, in den sechs Gemeinschaftsspra-
chen gleich zu lauten.
Im Juni 1980 wurde das Schema durch die Einrich-
tung der Abteilung „Laufbahnen“ in der Direktion 
A angepasst, wobei aus der Direktion „Personal“ 
dem Spierenburg-Ortoli-Bericht entsprechend ein 
Bereich „Management und Organisation“ ausge-
gliedert und dem Generaldirektor unmittelbar un-
terstellt wurde, um seinen besonderen Charakter 
hervorzuheben. Für ein Mitglied dieser Abteilung, 
Maria Pia Filippone, „war dies ein Zeichen an das 
Parlament, dass die Kommission dieser Art von 
Tätigkeit eine gewisse Bedeutung beimisst“. Dabei 
ging es darum, einer vom Parlament immer häufiger 
geäußerten Sorge entgegenzutreten: „Schon damals 
begannen die Haushaltsprobleme im Zusammen-
hang mit dem Personalbestand. Der Personalbe-
stand sollte begrenzt und das Personal besser einge-
setzt werden. Um das Personal besser einsetzen zu 
können, sollte das Management verstärkt werden. 
Damit begann ein ganzer Kreislauf, dem man zuvor 
keine Bedeutung beigemessen hatte“ (1).
Die dritte Etappe wurde 1986 beim Amtsantritt 
von Richard Hay als Generaldirektor  (2) mit der 
Einrichtung einer Direktion „Ressourcenverwal-
tung“ eingeleitet, die Eduard Brackeniers anvertraut 
wurde. Somit erhielt das Personalmanagement erst 
in diesem Jahr den Rang einer Direktion wie seiner-
zeit die Direktion Personal in den Anfangsjahren.
(1) Interview mit Maria Pia Filippone, 8. Juli 2011.
(2) Jean-Claude Morel wurde Generaldirektor der Generaldirektion Haushalt, 
und Philippe Petit-Laurent folgte ihm als Assistent, kehrte aber 1989 als 
Personaldirektor in die „alte“ Direktion A zurück.
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In einer zweiten, von Roy Jenkins eingeleiteten Pha-
se wurden sie veröffentlicht (etwa 1979 der Spieren-
burg-Bericht).
Bei der Association universitaire de recherche en ad-
ministration (AURA) der Université catholique de 
Louvain (Louvain-la-Neuve) (UCL) war der Bericht 
Poullet vom November 1972 in Auftrag gegeben 
worden, den Professor Edouard Poullet, unterstützt 
von Gérard Deprez (2), erstellte. Die Forschungsgrup-
pe hatte seit 1969 den Auftrag, in der Kommission 
schrittweise das PPBS (planning, programming, bud-
geting system) einzuführen  (3). Gérard Deprez erin-
nert sich an die Haltung, von der die Gruppe am Be-
ginn ihrer Untersuchung im Jahr 1970 geprägt war: 
„Zu jener Zeit waren wir davon überzeugt, dass die 
Position der Kommission im institutionellen Gefüge 
der Gemeinschaft durch die Einführung moderner 
Führungsmethoden erheblich gestärkt würde“ (4).
Das Team wurde im Verlauf der Untersuchung auf 
den Boden der Tatsachen zurückgeholt. Deprez wei-
ter: „Bei der Umsetzung des Systems wurde uns klar, 
dass die meisten Angehörigen der Organisation un-
seren Optimismus nicht teilten und unsere Analyse 
ablehnten. Kritisierten wir die starke Aufsplitterung 
der verschiedenen Aktivitäten und das Fehlen echter 
Prioritäten bei Zielen und Ressourcenzuweisung, 
hielt man uns die Sachzwänge aufgrund der Verträ-
ge oder der Politik entgegen. Hoben wir hervor, dass 
vor der Einleitung von Aktivitäten präzise Ziele fest-
gelegt werden müssen, wurde geltend gemacht, dass 
klare Zielvorgaben der Verwirklichung bestimmter 
(2) Doktorand der Soziologie an der Université catholique de Louvain. Titel 
der Dissertation: La Commission des Communautés européennes. Essai so-
ciologique sur une organisation captive, Centre de recherches sociologiques, 
Institut de sciences politiques et sociales, Université catholique de Louvain, 
1974. In der Einführung weist Gérard Deprez darauf hin, dass es vorrangig 
nicht um wissenschaftliche, sondern um managementbezogene Fragestel-
lungen ging. Das AURA-Team verfolgte nicht das Ziel, die Probleme der 
Kommission einer soziologischen Analyse zu unterziehen, sondern ein ver-
traglich festgelegtes Programm auszuführen (siehe S. I).
(3) Das PPBS-Verfahren zur Aufstellung eines Haushaltsplans wurde 1963 in 
den USA eingeführt. Das PPBS wurde in der GD IX 1969 eingeführt und 
mit Beschluss vom 14. Oktober 1970 auf alle Generaldirektionen ausgedehnt.
(4) Deprez, G., La Commission des Communautés européennes. Essai sociolo-
gique sur une organisation captive, Dissertation, 1974, S. II.
übertragbar waren, und die beiden Entsandten ka-
men zu dem Ergebnis, dass die Reise nach England 
insgesamt gesehen eher enttäuschend war.
Management wurde nach wie vor getrennt von in-
haltlichen Fragen gesehen. Die Verknüpfung von Ma-
nagement und Inhalten, also Politik, war noch rein 
theoretischer Art. Auf Veranlassung eines britischen 
Generaldirektors wurde das Thema Management 
1976 auf die Tagesordnung für die Sitzung der Ge-
neraldirektoren gesetzt. Raymond Le Goy, zuständig 
für Verkehrspolitik, wandte sich im Februar 1976 auf 
Englisch an Émile Noël, um eine Sitzung zum The-
ma „Management“ zu fordern mit der Begründung, 
dass dieses ein entscheidendes Kriterium für die Po-
litik werde. Die erste Reaktion von Noël, der diese 
Sitzungen leitete, bestand darin, die Frage an den 
Generaldirektor für Personal und Verwaltung weiter-
zureichen (1). Das Thema war (noch) nicht reif für ei-
nen Generalsekretär der Kommission. In dem Organ 
herrschte nach wie vor der Geist des höheren öffent-
lichen Dienstes in seiner Ausprägung als „öffentliche 
Gewalt“. Dabei wurde die (Personal-)Verwaltung von 
einer einzigen Generaldirektion wahrgenommen, 
was ihren rein sektoralen Charakter deutlich mach-
te. Die Sichtweise, dass Management eine vollwertige 
Komponente der politischen Arbeit der Kommission 
ist, wurde nur ganz allmählich in den Sitzungen der 
Generaldirektoren thematisiert und floss auf dieser 
Ebene erst sehr viel später (und noch viel später auf 
Referatsleiterebene) in das Rollenverständnis ein.
Begrenzter Einfluss 
von Studien und Berichten
Berichte über die Verwaltungsreform waren an-
fänglich nur zur internen Verwendung bestimmt. 
(1) AHCE, BAC 17/1986/50, Vermerk von Émile Noël an Pierre Baichère, 17. 
Februar 1976, P.144/76: „Sie sollten selbst die Initiative für eine solche Sit-
zung ergreifen und diese Sitzung auch vorbereiten und leiten. Das Thema 
fällt eher in Ihren Zuständigkeitsbereich.“ 
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gewisse Diskrepanz zwischen methodischem An-
spruch (Fragebogen, statistische Daten über die Tä-
tigkeit der Dienststellen und Befragungen) und Er-
gebnissen feststellen, denn obwohl „eine relativ hohe 
Zahl negativer Faktoren“ zutage trat, kam es letzten 
Endes nur zu einer Verringerung der spezialisierten 
Dienste und zu einigen Freisetzungen  (4). Gleich-
wohl machte der Bericht aber deutlich, dass Abtei-
lungsleiter und Leiter von spezialisierten Diensten 
dem Managementkonzept kaum Bedeutung beima-
ßen. Nur für 27 % hatte es Priorität, und nur 13 % 
äußerten den Wunsch, ein Managementseminar zu 
besuchen. Dementsprechend lautete die Schlussdiag-
nose: „Nach Ansicht der Gruppe kann die Manage-
mentfunktion im modernen Wortsinn erst dann 
wirkungsvoll ausgefüllt werden, wenn sich die Ver-
antwortlichen nicht mehr vorrangig auf Strukturen, 
sondern auf Verhaltensweisen konzentrieren“ (5).
Gleichwohl wurde das Screening zu einem regelmä-
ßigen Vorgang, dem mit der Zeit Generaldirektion 
um Generaldirektion unterworfen wurde. 1975 
wurde zu diesem Zweck die Abteilung „Verwal-
tungsmethoden und Bewertung“ eingerichtet, die 
1978 umbenannt wurde in „Management und Or-
ganisation“. Der Abteilungsleiter, Pierre Bockstael, 
absolvierte mehrere Managementschulungen, u.  a. 
bei der CEGOS (Commission générale de l’organi-
sation scientifique du travail), und besuchte London 
(Manpower Planning Model), Kanada (Commission 
de la fonction publique in Ottawa) sowie das Unter-
nehmen Volvo und den schwedischen Arbeitgeber-
verband. 1976 legte Lamberto Lambert  (6) seinen 
Bericht über die Beamtenlaufbahnen vor. Darin 
befürwortete er eine langfristige Planung und eine 
einzige Laufbahn für alle Besoldungsgruppen der 
(4) Von Kommissionsmitglied Borschette in den Anweisungen an den Gene-
raldirektor vorgegebenes Primärziel. Siehe hierzu den Vermerk für Pierre 
Baichère vom 30.  August 1974: „Kurzfristiges Ziel des Screening ist die 
Freisetzung von mindestens 30, wenn nicht gar 40 bis 50 A-Beamten“ 
(AHCE, BAC 18/1986/30, S. 1).
(5) AHCE, BAC 43/1978/173, Bericht der Screeninggruppe über Organisati-
on und Arbeitsweise der Kommissionsdienststellen, 30. Juni 1974, S. 18.
(6) Lamberto Lambert war Generaldirektor der GD IX Personal und Verwal-
tung. 
Maßnahmen eher abträglich sein können. Wiesen 
wir darauf hin, dass bei der Auswahl der Mittel zur 
Verwirklichung bestimmter Ziele mehr Sorgfalt ge-
boten sein sollte, entgegnete man, dass den Forde-
rungen der Regierungen Rechnung getragen werden 
müsse und die Kommission nur einen sehr geringen 
Spielraum habe“ (1).
So kam es zu einem nahezu fruchtlosen Dialog zwi-
schen Mitgliedern der Kommission, die davon über-
zeugt waren, dass für das Organ besondere Sach-
zwänge galten, und externen Beratern, die bestimmte 
Einwände auf den Widerstand der Menschen gegen-
über Veränderungen zurückführten, die sich unmit-
telbar auf ihre Arbeit und ihren Status auswirken (2).
Eines der wenigen Ergebnisse des Poullet-Berichts 
war die Schaffung von Posten für stellvertretende 
Generaldirektoren, die für interne Angelegenheiten 
der Generaldirektion zuständig sein sollten, woge-
gen der Generaldirektor selbst seine Tätigkeit auf 
die inhaltlichen Aspekte der internen Koordinie-
rung konzentrierten sollte. Dieser Prozess ging aber 
nur sehr langsam vonstatten, und die stellvertreten-
den Generaldirektoren waren nach wie vor eher für 
bestimmte Sektoren oder Bereiche zuständig. 1970 
gab es sechs stellvertretende Generaldirektoren, 
1973 waren es 13, 1981 und 1986 dann 19. 
1974 wurde als „interne“ Maßnahme auch ein 
„Screening“ eingeleitet. In diesem Jahr wurde unter 
der Leitung von Jeremy Baxter, Direktor für Perso-
nal, eine „Screeninggruppe“ eingesetzt, der neben 
dem Vorsitzenden noch sechs weitere Beamte ange-
hörten. Diese Gruppe konsultierte ein gutes Dut-
zend Experten, u.  a. Hans J. Michelmann, einen 
kanadischen Forscher  (3). Auch hier lässt sich eine 
(1) Deprez, G., La Commission des Communautés européennes. Essai sociolo-
gique sur une organisation captive, Dissertation, 1974, S. III.
(2) A. a. O., S. IV.
(3) Verfasser des ersten Buchs, das sich ausschließlich mit der Verwaltung der 
Kommission befasste: Organisational Effectiveness in a multinational Bu-
reaucracy: The Case of the Commission of the European Communities, Saxon 
House, Farnborough, 1978.
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Schon bei der Auftragserteilung wurde beschlossen, 
den Bericht entgegen den bisherigen Gepflogenhei-
ten zu veröffentlichen. Am 23. Januar 1979 wurde 
die Zusammensetzung der Gruppe publik gemacht: 
Unter der Leitung von Botschafter Dirk Spieren-
burg gehörten ihr Karl Buschmann (ein Gewerk-
schaftler), Paul Delouvrier (ein hoher französischer 
Beamter und ehemaliger Finanzdirektor der Hohen 
Behörde), Giuseppe Petrilli (ehemaliges Mitglied 
der Kommission) und Dick Taverne (Generaldirek-
tor des britischen Institute for Fiscal Studies) an.
Der Bericht wurde am 24.  September 1979 veröf-
fentlicht. Mit seiner Umsetzung wurde Vizepräsi-
dent Ortoli beauftragt, was den Anschein erweckte, 
dass sich der Präsident, der den Auftrag erteilt hatte, 
einzelnen Laufbahngruppen (ausgenommen die 
Besoldungsgruppen A3, A2 und A1) (1).
Der Spierenburg-Bericht hatte einen anderen Hin-
tergrund. Er ging auf die von der Kommission bei 
einem Reflexionswochenende im September 1978 
in Comblain-la-Tour getroffene Entscheidung zu-
rück, eine Gruppe externer, unabhängiger Persön-
lichkeiten mit der Prüfung von Organisations- und 
Personalfragen zu beauftragen.
(1) Damals begann die Laufbahn eines Verwaltungsrates in der Eingangsbesol-
dungsgruppe A7. Die höheren Besoldungsgruppen waren Abteilungsleitern 
(A3), Direktoren (A2) sowie Generaldirektoren und stellvertretenden Ge-
neraldirektoren (A1) vorbehalten.
Ende 1978 setzt die Kommission eine Reflexionsgruppe ein, die sich der Strukturen, der Arbeitsweise und der Personalpolitik des Organs 
annehmen soll. Die Gruppe, der Karl Buschmann, Paul Delouvrier, Giuseppe Petrilli und Dick Taverne angehören, nimmt im Januar 1979 ihre 
Arbeit auf; den Vorsitz führt der niederländische Botschafter und ehemalige Vizepräsident der Hohen Behörde der EGKS Dirk Spierenburg. 
Der Spierenburg-Bericht mit dem Titel „Vorschläge für eine Reform der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und ihrer 
Dienststellen“ wird Präsident Jenkins am 24. September 1979 vorgelegt. Er zielt darauf ab, die Wirksamkeit und Koordinierung der Arbeit 
der Kommissionsmitglieder zu erhöhen, und spricht sich insbesondere dafür aus, nur einen einzigen Vizepräsidenten zu ernennen, die Zahl 
der Kommissionsmitglieder auf eines je Mitgliedstaat zu verringern, größere, aber insgesamt weniger Dienststellen zu unterhalten und die 
Generaldirektoren mit mehr Befugnissen auszustatten (Karikatur aus dem Courrier du personnel, Nr. 412, 28. März 1980, S. 13). 
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Vorschläge des Spierenburg-Berichts 
• Verstärkung der „Screeninggruppe“
• Erstellung eines zentralen Personalregisters
• Stellenbeschreibungen anhand der Aufträge 
der Referate
• Besseres Beurteilungssystem
• Gemeinsame Auswahlverfahren mit anderen 
europäischen Organen
• Übergang von Laufbahngruppe B in 
Laufbahngruppe A
• Mobilität als Recht und Pflicht
• Bessere Fortbildung, insbesondere im 
Managementbereich
• Ad-hoc-Auswahlausschuss für Ernennungen in 
die Besoldungsgruppe A3
• Unterstützung durch externe Fachleute, die als 
Zeitkräfte eingestellt werden
nicht mehr dafür interessierte. Philippe Petit-Lau-
rent kommentiert: „Als 1979 der Spierenburg-Be-
richt veröffentlicht wurde, hatte der damalige Kom-
missionspräsident Jenkins die nicht ungefährliche 
Idee, das Baby an seinen Vorgänger Ortoli weiterzu-
reichen, weil Jenkins selbst für Verwaltungsangele-
genheiten kein großes Interesse aufbrachte“ (1). Der 
Ortoli-Bericht  (2) von 1980 ist den Folgemaßnah-
men zum Spierenburg-Bericht gewidmet.
Während der Präsidentschaft von Roy Jenkins wur-
den nur sehr wenige der mutigen Vorschläge aus 
dem Spierenburg-Bericht umgesetzt. Der Kommis-
sionspräsident ließ sich in erster Linie von takti-
schen Erwägungen leiten. So wollte er dem Rat zei-
gen, dass die Kommission zu Reformen bereit war, 
und auf diese Weise die Blockade von beantragten 
Haushaltsposten beenden. Ein Jahr nach der Veröf-
fentlichung des Berichts erklärte er dem Personal der 
Kommission: „Jetzt, wo wir die Initiative ergriffen 
haben, bei uns Reformen einzuleiten, wäre es das 
Mindeste, dass man uns die sehr bescheidenen Mit-
tel bewilligt, die wir zur Erfüllung unserer Aufgabe 
benötigen“ (3). Hinsichtlich der Umsetzung des Be-
richts gab es laut Philippe Petit-Laurent „nur noch 
Nachbereitungs-Sitzungen, in denen man die Liste 
mit Reformvorschlägen durchging, um dann festzu-
stellen, dass von einigen wenigen Ausnahmen abge-
sehen zu keinem der Punkte irgendwelche Maßnah-
men ergriffen worden waren“ (4). Gleichwohl wurde 
aber die Anzahl der Abteilungen und spezialisierten 
Dienste um 15  % auf insgesamt 50 verringert. Im 
Übrigen hatte der Bericht das Verdienst, die Debatte 
über die Beziehungen zu den öffentlichen Diensten 
der Mitgliedstaaten neu zu beleben.
(1) Es sei jedoch daran erinnert, dass François-Xavier Ortoli bereits 1961 im 
Auftrag von Walter Hallstein einen ersten Bericht über das Personal der 
Kommission erstellt hatte, in dem die ersten Einstellungen der Kommis-
sion heftig kritisiert wurden und ein wesentlich flexibleres System auf der 
Grundlage von Planstellen anstelle von Laufbahnen propagiert wurde.
(2) Interview mit Philippe Petit-Laurent, 19. Juli 2010.
(3) AHCE, BAC 75/1984/37, Sitzung des Präsidenten der Kommission mit 
dem Personal vom 12. November 1980, S. 13.
(4) Interview mit Philippe Petit-Laurent, 19. Juli 2010.
Der Spierenburg-Bericht hebt auf die Bedeutung 
der Mobilität ab. Sie ist ein Stimulations- und 
Erneuerungsfaktor für das Personal und den Dienst 
und ermöglicht eine bessere Sicht des Ganzen. Dabei 
trägt sie durch ein erneuertes Interesse an der Arbeit zu 
einer besseren Moral bei. Dennoch bestehen erhebliche 
Hindernisse für die Mobilität. Aufgrund der Neigung, 
Gewohntes Neuem vorzuziehen, sowie der fehlenden 
Transparenz bei den Einstellungsverfahren und der 
Besetzung der Stellen sind echte Gelegenheiten der 
Mobilität eher selten (Courrier du personnel, Nr. 409, 
17. Dezember 1979, S. 38).
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Im Gegenzug wurden Garantien vorgeschlagen: In-
terne Auswahlverfahren sollten Beamten vorbehal-
ten sein, und Zeitbedienstete sollten nicht zu Beam-
ten ernannt werden können. In den Vorschlägen des 
Spierenburg-Berichts wurde hinsichtlich der Bezie-
hungen zu den öffentlichen Diensten der Mitglied-
staaten, die nicht mehr bereit waren, in die Kom-
mission Sachverständige abzuordnen, „die auch 
weiterhin von ihrer Verwaltung besoldet werden, 
aber von der Kommission Tagegelder erhalten“ (2), 
ein Kurswechsel nahegelegt. Dessen ungeachtet 
setzte sich dieses Konzept durch, denn die Regelung 
von 1980 führte zur Einführung der „abgeordneten 
nationalen Sachverständigen“ (ANS), die aber erst 
1988 unter der Delors-Kommission diese Bezeich-
nung erhielten. Im Gegensatz zu 1974 beruhte die 
Neuregelung aber nicht auf Gegenseitigkeit, denn 
es wurden keine Kommissionsbeamten mehr in die 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten entsandt.
Die „Episode“ des Jahres 
1982 und das Scheitern 
einer umfassenden Reform 
des europäischen öffentlichen 
Dienstes
Nach dem Spierenburg- und Ortoli-Bericht unter-
nahm der neue Generaldirektor, Jean-Claude Mo-
rel, in den Jahren 1981 und 1982 den vergeblichen 
Versuch, eine umfassende Reform des europäischen 
Laufbahnsystems einzuleiten und der Verwaltung 
damit seinen Stempel aufzudrücken. Die Reaktio-
nen in der Kommission waren heftig. In der Sitzung 
der Generaldirektoren vom 10. Mai 1982, in der es 
um die Trennung von Besoldungsgruppe und Plan-
stelle ging, wurde erheblicher Widerstand deutlich. 
Nach einführenden Worten von Christopher Aud-
land äußerten sich alle Generaldirektoren. Nur zwei 
von ihnen befürworteten den Vorschlag, sieben 
(2) A. a. O., S. 38. 
Austausch mit nationalen 
Verwaltungen
Anlässlich des Beitritts Dänemarks, Irlands und 
des Vereinigten Königreichs erhielten Beamte die-
ser Länder die Gelegenheit, kurze Praktika bei der 
Kommission zu absolvieren. Im April 1974 und 
sodann im Mai 1976 billigte die Kommission im 
Grundsatz eine neue Maßnahme zum Austausch 
von Beamten. So konnten bis 1979 insgesamt 33 
nationale Beamte aus acht Mitgliedstaaten begrüßt 
werden (für durchschnittlich 13 Monate), wäh-
rend elf Beamte der Kommission für jeweils durch-
schnittlich sechs Monate in den Verwaltungen von 
fünf Mitgliedstaaten weilten.
Diese Regelung wurde in einer Empfehlung des Spie-
renburg-Berichts aufgegriffen, neue Erfahrungen 
von außerhalb einzubringen. Die Verfasser führten 
hierfür historische Gründe an: „Früher wurde Per-
sonal von außerhalb in allen Besoldungsgruppen 
eingestellt. Die Betreffenden brachten in anderen Le-
bensbereichen erworbene Erfahrungen mit, was für 
die Kommission ein großer Gewinn war. Nun, da der 
europäische öffentliche Dienst in eine Phase der Sta-
bilisierung eingetreten ist und Beamte während ihrer 
gesamten beruflichen Laufbahn bei der Kommission 
bleiben, geht dieser Vorteil verloren. Wenn sich die 
Kommission nicht mehr und mehr von der Außen-
welt abkapseln will, dann muss sie Personal einstel-
len, das über solche Erfahrungen verfügt“ (1).
(1) AHCE, BAC 88/2004/112, „Vorschläge für eine Reform der Kommissi-
on der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Dienststellen“ (Spieren-
burg-Bericht), 24. September 1979, S. 33. Vorgeschlagen wurde die Aufnah-
me von 200 Zeitbediensteten in vier Jahren, was 20 % der A4/A5-Beamten 
entsprach. Ein weiterer Vorschlag sah vor, die für die Besoldungsgruppen 
A1 und A2 geltende Bestimmung des Artikels 29 Absatz  2 (Verordnung 
Nr. 31 (EWG), ABl. 45 vom 14.6.1962) auf A3-Beamte auszudehnen mit 
einer strikten Obergrenze von 20 %, also in die Besoldungsgruppe A3 (Ab-
teilungsleiter) externe Bewerber einzustellen. Diese von François-Xavier Or-
toli in einer Sitzung am 16. Januar 1980 unterstützte Regelung lehnte Pierre 
Baichère mit folgenden Worten ab: „20 % ohne Pseudo-Auswahlverfahren? 
Wie soll man da die richtige Wahl treffen?“ Émile Noël wiederum fasste den 
Vorschlag folgendermaßen zusammen: „Wir schauen uns ohne Auswahlver-
fahren draußen um“. Pseudo-Auswahlverfahren waren Auswahlverfahren, 
die nur dazu dienten, bestimmte Zeitbedienstete zu Beamten zu ernennen.
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die Kommission übertragen werden. Manfred Cas-
pari lehnte „eine kontinuierliche Laufbahn nach 
chinesischer Art ab, weil dann die Gewerkschaften 
ständig Druck ausüben, Laufbahngruppenwechsel 
zu ermöglichen“. Claus-Dieter Ehlermann hielt eine 
umfassende Statutsreform für unnötig und eine 
radikale Reform für sehr gefährlich  (2). Der Ge-
neraldirektor des Juristischen Dienstes sah neben 
dem Ermessensspielraum, den die Gewerkschaften 
in dem neuen System hätten, die Gefahr, dass der 
Rat die Gelegenheit nutzen und die Grundprinzipi-
en des europäischen öffentlichen Dienstes in Frage 
stellen würde. Carlo Facini machte geltend, dass es 
völlig unrealistisch sei, zu glauben, dass die Kom-
mission die Laufbahnen allein anhand des Grund-
satzes der Effizienz verwalten könne. Der dänische 
Generaldirektor Ole Bus Henriksen stand der ein-
zigen Laufbahn aufgeschlossener gegenüber und 
wünschte eine „Kosten-Nutzen-Analyse“ zu den 
vorgeschlagenen Maßnahmen.
Nur drei Generaldirektoren äußerten sich positiv: 
John Roderic Steele, Daniel Strasser und Athana-
se Andreopoulos, für die „das Personal nur durch 
eine revolutionäre Reform neu motiviert werden 
kann“. Während die Generaldirektoren der neu-
en Mitgliedstaaten wie etwa der Däne die Reform 
eher unterstützten, waren die Franzosen gespalten. 
Émile Noël nahm eine konservative Haltung ein, 
wogegen Jean-Claude Morel und Daniel Strasser 
für einen Umbau plädierten. Strasser  argumentier-
te genau umgekehrt wie Noël: Der Generaldirektor 
für Haushalt vertrat die Auffassung, dass „in einem 
zutiefst reaktionären und unflexiblen System nur 
die Trennung von Besoldungsgruppe und Planstelle 
Abhilfe schaffen kann“ (3) und sprach sich für eine 
Abkehr von Laufbahngruppen und Sonderlaufbah-
nen aus.
Diese Reform wurde nicht verwirklicht. Rück-
blickend war sie ihrer Zeit oder zumindest den in 
(2) A. a. O.
(3) A. a. O.
waren dagegen, und sechs nahmen eine skeptische 
Haltung ein.
Schließlich kam es in der Sitzung vom 13. Juli 1982 
bei der Diskussion des Orientierungspapiers zur 
Personalpolitik zu einem heftigen Schlagabtausch. 
Dieses Mal wurde die Debatte von Émile Noël er-
öffnet, der sich offensiv gab und den polemischen 
Charakter des Papiers sowie die ungerechtfertigte 
Kritik gegenüber der Kommission kritisierte: „Es ist 
lächerlich, die Kommission aufzufordern, verstärkt 
über Grundsatzfragen zu diskutieren, wenn sie seit 
18 Monaten auf ein Papier der GD IX zur Personal-
politik wartet“. Der Generalsekretär verwahrte sich 
gegen den Vorwurf, dass die Generaldirektionen 
nicht kohärent und transparent genug handelten, 
und fügte hinzu: „Die GD IX muss nicht glauben, 
dass ihre Auffassung die einzig richtige ist“. Seine 
Opposition war absolut: „Das vorgeschlagene Lauf-
bahnsystem schießt über das Ziel hinaus, denn die 
Trennung von Besoldungsgruppe und Planstelle ist 
eine Problematik, die nur die Besoldungsgruppen 
A1, A2 und A3 betrifft“. Daher schlug er vor, die 
Inanspruchnahme von Artikel  50 zu begrenzen 
und Artikel 51 zu nutzen, um bestimmte A1- oder 
A2-Beamte in Planstellen einer niedrigeren Lauf-
bahn einzuweisen (wie 1967/68 bei der Zusammen-
legung der Exekutiven) und eine einzige Laufbahn 
einzuführen, die die Besoldungsgruppen A5 bis 
A3 (Hauptverwaltungsrat, Abteilungsleiter und 
Berater) umfasst: „Diese wenigen Bestimmungen 
würden dem angestrebten Ziel gerecht, ohne gleich 
ein Laufbahnsystem umzustürzen, das für 95 % des 
Personals zufriedenstellend funktioniert“ (1). 
Die meisten Generaldirektoren, die sich nach Émile 
Noël äußerten, stimmten dem Generalsekretär zu. 
So vertrat beispielsweise Fernand Braun die Auf-
fassung, das französische System der Trennung von 
Besoldungsgruppe und Planstelle könne nicht auf 
(1) AHCE, BAC 17/1986/50, Dokument der GD IX über die Sitzung der Ge-
neraldirektoren vom 13. Juli 1982 zur Erörterung des Orientierungspapiers 
zur Personalpolitik der Kommission.
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zu spielen. Die einzigen Verwaltungsreformen in 
dieser Zeit bestanden aus einigen Änderungen im 
Organisationsplan und einer Hinwendung zum 
Managementkonzept. Die Erweiterung um Spani-
en und Portugal schien hinsichtlich der Dringlich-
keit der Verwaltungsreform keine Erwartungen zu 
wecken, und zu diesem Thema gab es bis zum Ende 
der Amtszeit von Präsident Delors auch keinen Be-
richt mehr. Nach dem gleichzeitigen Amtsantritt 
von Richard Hay als Generaldirektor der GD  IX 
und Kommissionsmitglied Christophersen im Jahr 
1986, der mit dem Abschied von Émile Noël ein-
herging, wurden die Methoden in den Bereichen 
Verwaltung und Personal professioneller, und es 
erfolgte eine schrittweise Abkehr von der Personal-
verwaltung alten Stils. Diese Tendenz zeichnete sich 
seit September 1985 ab, als damit begonnen wurde, 
im jährlichen Arbeitsprogramm der Kommission 
für jeden Dienst Ziele festzulegen, um den Beamten 
klarere Vorgaben an die Hand zu geben und sie stär-
ker zu motivieren (2).
Michel Mangenot
(2) EG-Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 46.
der Kommission angestellten Überlegungen weit 
voraus. Philippe Petit-Laurent fasste diese Episode 
folgendermaßen zusammen: „In den 1980er Jahren 
gab es außerhalb der Kommission nicht genügend 
Rückhalt für Ideen dieser Art […], intern war die 
Unterstützung nicht stark genug […], die Kom-
mission fühlte sich dynamisch genug, die Gewerk-
schaften hinreichend stark und […] nur wenige Mit-
gliedstaaten standen hinter einer Reform“ (1). Hier 
spielten wieder die zahlreichen Sachzwänge eine 
Rolle, denen die Kommission in Personal- und Ver-
waltungsfragen ausgesetzt war. Ihre Reform hatte 
innerhalb eines bestimmten Rahmens zu erfolgen. 
Statutsreformen waren nach der Konzertierung mit 
den Gewerkschaften mit den Mitgliedstaaten sowie 
hinsichtlich des Personalbestands mit dem Parla-
ment auszuhandeln. Somit erklärte sich der Status 
quo aus der Befürchtung, dass sich Rat und Parla-
ment in die interne Organisation der Kommission 
einmischen würden.
Innerhalb der Kommission schien die Oppositi-
on von Émile Noël ebenfalls eine wichtige Rolle 
(1) Interview mit Philipe Petit-Laurent, 19. Juli 2010.
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Die Lebensumstände der Beamten der Europäi-
schen Gemeinschaften hatten sich gegenüber den 
1960er Jahren praktisch nicht verändert  (2). Die 
Mehrheit der europäischen Beamten wohnte in 
Brüssel und dessen Umland, auch wenn sich einige 
mit ihren Familien anderenorts niedergelassen hat-
ten. Um 1980 lebten 60 % aller europäischen Beam-
ten in einer der 19 Gemeinden des Brüsseler Stadt-
gebiets. Anders ausgedrückt wohnten 40 % nicht 
in Brüssel, sondern entweder im direkten Umland 
(1) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
(2) Dumoulin, M., in Zusammenarbeit mit Conrad, Y., „Fremde in der Stadt? 
Die Beamten der Europäischen Gemeinschaften in Brüssel“, Dumoulin, 
M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972, Geschichte und Erinne-
rungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä-
ischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 261-294.  
oder viel weiter weg. Anfang 1981 waren insgesamt 
8 694 europäische Beamte in Brüssel tätig, darun-
ter 2 337 Belgier, d. h. 26,8 %. Auf der Grundlage 
des 1980 von der GD IX Personal und Verwaltung 
errechneten mittleren Familienkoeffizienten von 
2,75 belief sich die Gesamtzahl der Beamten im ak-
tiven Dienst und ihrer Familienmitglieder auf rund 
17 500 Personen (3). 
Dazu kam die kaum dokumentierte Zahl der Beam-
ten, die bereits eine Lebensarbeitszeit von 35 Jahren 
erreicht hatten und daher ihren Anspruch auf ein 
(3) L’Europe à Bruxelles. Étude des aspects économiques, sociaux, culturels et 
urbanistiques de la présence des institutions des Communautés européennes à 
Bruxelles, Centre d’études et de recherches urbaines, Brüssel, 1982, S. 29.
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denn am 1.  Juni 1974 waren 494 Darlehensanträge 
noch nicht bearbeitet (6). Nach Angaben des Beam-
tenheimstättenwerks, einer der Finanzeinrichtun-
gen, an die die Beamten das Darlehen zurückzahlten, 
zeigte sich 1979, dass seit Inkrafttreten dieser Maß-
nahme vor allem Belgier davon profitiert hatten, da 
der Gesamtbetrag der Belgiern gewährten Darlehen 
23,6 % der Gesamtsumme aller Darlehen ausmachte. 
Es folgten die Italiener, die Franzosen und die Deut-
schen, auf die zusammen knapp 65 % der Gesamtdar-
lehenssumme entfielen. Mit Ausnahme einiger weni-
ger Niederländer waren die übrigen Nationalitäten 
praktisch nicht vertreten (7). 
Diese Feststellung stand – wenn auch nur zum 
Teil – im Widerspruch zu der Regel, dass europäi-
sche Beamte am Dienstort wohnten, dort aber vor 
allem deswegen keine Wurzeln schlugen, weil der 
Sitz der Organe weiterhin provisorisch war, weshalb 
sie keinen Anlass dafür sahen, sich definitiv nieder-
zulassen. Indirekt wirft dies auch die Frage auf, wie 





1976 vertrat die Kommission die Auffassung, dass 
„die Kritiken über die mangelnde Integration der 
in Brüssel ansässigen Beamten in die soziale Um-
welt [...] überholt“ (9) seien. Tatsächlich stellte sich 
die Frage der Integration weiterhin, wobei natürlich 
(6) Antwort der Kommission auf die schriftliche Anfrage Nr. 89/74 von Herrn 
Della Briotta, ABl. C 90 vom 29.7.1974, S. 18.
(7) AHCE, COM(80) 404 final du 16 juillet 1980, Rapport de la Commission 
au Conseil sur l’utilisation de sommes disponibles pour l’octroi de prêts à la 
construction aux fonctionnaires des Communautaires européennes au cours de 
la période du 1er janvier 1979 au 31 décembre 1979. 
(8) Scotto, M., „Les eurocrates: des privilégiés mécontents“, Le Monde, 8. Ok-
tober 1983. 
(9) Antwort der Kommission auf die schriftliche Anfrage Nr.  514/76 von 
Herrn Seefeld, ABl. C 297 vom 13.12.1976, S. 52.
volles Ruhegehalt geltend machen konnten (1). Die 
Ruhegehaltsregelung, die Frauen zu begünstigen 
schien, erwies sich in Wirklichkeit als diskriminie-
rend und wurde deshalb im Laufe der 1980er Jahre 
geändert. Es scheint müßig, die Beamten im Ruhe-
stand einzubeziehen, doch hatte sich im Laufe der 
Jahre, als immer mehr Beamte das Pensionsalter er-
reichten, herausgestellt, dass ein beträchtlicher Teil 
von ihnen den Hauptwohnsitz im Stadtgebiet von 
Brüssel oder am Stadtrand behielt.
Ein Beamter brauchte eine Wohnung, ob er nun ver-
heiratet oder ledig war (relativ viele Bedienstete und 
Beamte der Kommission waren unverheiratet  (2)) 
und ob er Kinder hatte oder nicht. Dabei ergab sich 
das Bild, dass „die Lateiner in der Stadt, die Germa-
nen am Stadtrand“  (3) wohnten. Tatsächlich ließen 
sich die Beamten aus Frankreich, Italien und dem 
Vereinigten Königreich vorzugsweise in den Ge-
meinden im Süden und Osten des Brüsseler Stadtge-
biets nieder (Auderghem/Oudergem, Uccle/Ukkel, 
Watermael-Boitsfort/Watermaal-Bosvoorde, Wolu-
we-Saint-Lambert/Sint-Lambrechts-Woluwe, Wolu-
we-Saint-Pierre/Sint-Pieters-Woluwe), die Brüssel bei 
der sogenannten „zweiten Urbanisierung“ (deuxième 
urbanisation) angeschlossen worden waren  (4). War 
diese Wohnsitzwahl vorübergehend oder dauerhaft? 
Ein wichtiger Indikator lässt erste Schlüsse zu dieser 
Frage zu: Seit 1972 hatten die Beamten die Möglich-
keit, zinsvergünstigte Baudarlehen aufzunehmen (5). 
Die Maßnahme fand unzweifelhaft großen Anklang, 
(1) Am 1. September 1979 bezogen 816 Beamte ein Ruhegehalt. Antwort der 
Kommission auf die schriftliche Anfrage Nr. 396/79 von Lord O’Hagan, 
ABl. C 282 vom 12.11.1979, S. 18.  
(2) L’Europe à Bruxelles. Étude des aspects économiques, sociaux, culturels et 
urbanistiques de la présence des institutions des Communautés européennes à 
Bruxelles, Centre d’études et de recherches urbaines, Brüssel, 1982, S. 29.
(3) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010. L. Lederer, ein britischer 
Beamter, machte in einem Leserbrief, den die Brüsseler Tageszeitung Le 
Soir am 7. Juni 1978 veröffentlichte, die gleiche Beobachtung. Siehe auch 
Willaert, D., und Koelet, S., „De Europese aanwezigheid in de Vlaamse 
Rand“, Degadt, J. (et a.), De internationalisering van de Vlaamse Rand rond 
Brussel, Academic and Scientific Publishers, Brüssel, 2012, S. 44-70, ins-
besondere S. 46-49 („Europeanen in de Vlaamse Rand tijdens de periode 
1961-2008“).
(4) Caillez, J., Schuman-City. Des fonctionnaires britanniques à Bruxelles, Aca-
demia Bruylant, Louvain-la-Neuve, 2004, S. 30-31.
(5) Diese Möglichkeit wurde später abgeschafft.
189Kapitel 7 – „Brüssel: Europa, nicht Belgien“. Das Leben der europäischen Beamten im privaten Kreis
wandte. Vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise 
und der politischen und institutionellen Krise, die 
in Belgien die Beziehungen zwischen den verschie-
denen Sprachgemeinschaften des Landes prägte, 
interessierte sich die Öffentlichkeit nicht sonder-
lich für europäische Fragen  (2). Der Argwohn der 
Bevölkerung, der zum Teil auf die rasche Ansied-
lung der europäischen und internationalen Institu-
tionen – darunter das NATO-Generalsekretariat 
– in Brüssel zurückzuführen war, war oft mit Neid 
und Missgunst gepaart. Letztere erwuchsen aus 
den überzogenen Vorstellungen von den Vorrech-
ten und Immunitäten der europäischen Beamten. 
Um dies zu verdeutlichen, brauchen wir hier gar 
nicht auf die zahlreichen Zeitungsartikel über die 
Besoldung und Besteuerung der Beamten einzuge-
hen, es reichen die phantastischen Vorstellungen, 
mit denen das Autokennzeichen „EUR“ assoziiert 
wurde, dessen Inhaber angeblich über maßlose Pri-
vilegien verfügte, „die man seit 1789 für abgeschafft 
hielt“  (3). Oder, wie ein Zeitzeuge es ausdrückte: 
„Die Ur-Brüsseler haben uns natürlich misstrau-
isch angeguckt [...]. Die Einheimischen mochten 
uns nicht sonderlich, weil wir angeblich die Mie-
ten, Grundstückspreise und Löhne für Putzfrauen 
in die Höhe treiben würden“ (4). Die Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften, im Französischen 
auch eurocrates genannt (das Wort fand 1965 Ein-
gang in die französische Sprache (5) und war ziem-
lich schnell negativ besetzt), wurden mit Misstrau-
en, oft auch mit Neid und Missgunst betrachtet. Sie 
waren ein gutes Beispiel für die Regel, nach der jede 
Gesellschaft „Einwanderer künstlich in deutlich 
getrennte Untergruppen einteilt, zu denen sie eine 
klar festgelegte soziale Distanz hält“ (6). 
(2) Favell, A., „Bruxelles: capitale européenne au cœur d’un état-nation éclaté“, 
Europe: régions et communautés contre les nations, Panoramiques, Nr.  49, 
2000,S. 110-115.
(3) „Ce que nous coûtent les ,Européens‘“, Belgique n°1, Nr.  328, 18.  Januar 
1973.
(4) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010. 
(5) Rey, A., Le dictionnaire historique de la langue française, Le Robert, Paris, 
2010.
(6) Gatti, E., „Définir les expats: le cas des immigrés hautement qualifiés à 
Bruxelles“, Brussels Studies, Nr. 28, 31. August 2009, S. 10. 
die Beamten nicht als einheitliche Masse betrach-
tet werden konnten. Mit einigen der nachstehend 
erwähnten Schwierigkeiten wurden auch andere 
internationale Verwaltungen z.  B. in Genf kon-
frontiert. Trotzdem war zu beobachten, dass sich in 
Belgien die öffentliche Meinung zunehmend gegen 
die Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
(1) L’Europe à Bruxelles. Étude des aspects économiques, sociaux, culturels et 
urbanistiques de la présence des institutions des Communautés européennes à 
Bruxelles, Centre d’études et de recherches urbaines, Brüssel, 1982, S. 44.
Die Wohnorte der europäischen 
Beamten (1)
An der Spitze der rund 250 Gemeinden außerhalb 
Brüssels, in denen sich europäische Beamte 
niedergelassen hatten, standen die Gemeinden 
Overijse, Tervuren, Kraainem und Wezembeek-
Oppem, aber auch Hoeilaert, Sint-Genesius-
Rhode und Waterloo. Dort lebten in erster Linie 
hochrangige Beamte oder solche, die ihren 
Wohnort abhängig von der Schule ihrer Kinder 
gewählt hatten. In Brüssel wohnten die 
europäischen Beamten und Bediensteten 
vorwiegend im Osten und Südosten der Stadt, wo 
der Wohnraum neueren Datums, die Bebauung 
aufgelockert und die Umgebung attraktiv waren 
und wo zahlreiche bequeme Verkehrsmittel zur 
Verfügung standen. Im Schuman-Viertel, 
einschließlich Etterbeek und einem Teil von 
Schaerbeek/Schaarbeek, lebten angeblich vor 
allem ledige Beamte, Neuankömmlinge und viele 
Praktikanten. In den Gemeinden Woluwe-Saint-
Pierre/Sint-Pieters-Woluwe, Woluwe-Saint-
Lambert/Sint-Lambrechts-Woluwe und in 
geringerem Maße Ixelles/Elsene, Auderghem/
Oudergem, Watermael-Boitsfort/Watermaal-
Bosvoorde hatten sich offenbar ebenfalls – 
unabhängig von der Laufbahngruppe oder 
Nationalität – zahlreiche europäische Beamte mit 
ihren Familien niedergelassen. In der Gemeinde 
Uccle/Ukkel lebten überwiegend A-Beamte, 
darunter viele Franzosen und Italiener, deren 
Wohnortwahl sicherlich von der Nähe des Lycée 
Français bestimmt wurde. In den übrigen 
Gemeinden wohnten offenbar nur wenige 
EWG-Beamte, und wenn, dann waren es 
überwiegend Belgier.
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tung  (4), der von seinem Recht auf Gegendarstel-
lung Gebrauch machte. „In einem Rückfall in über-
holte Verhaltensmuster neigt die Bevölkerung des 
Gastgeberlandes [...] zu Kritik und übler Nachrede“, 
schrieb ein Beamter (5). Stand er damit allein, oder 
sagte er lediglich laut und deutlich, was viele seiner 
Kollegen nur zu denken wagten? Im Herbst 1981 
führte die Gewerkschaft Syndicat des fonctionnai-
res des institutions européennes (SFIE) eine Umfrage 
unter dem in Brüssel tätigen Personal der Kommis-
sion durch, an der 2 300 Beamte teilnahmen. 60 % 
von ihnen wollten Brüssel verlassen (6). Auch wenn 
Umfragen stets mit Vorsicht zu verwenden sind, be-
stätigt dieses Ergebnis das bestehende Unbehagen, 
auf das bereits die Gewerkschaften Union syndica-
le (US) und Fédération de la fonction publique eu-
ropéenne (FFPE) hingewiesen hatten (7). 
Dieses Unbehagen ging darauf zurück, dass nicht 
nur die Bevölkerung den Beamten mit offener oder 
unterschwelliger Feindseligkeit begegnete, sondern 
auch die Europaabgeordneten, die das „Berlaymar-
got“ oder „Eurokauderwelsch“ kritisierten und 
die Vermutung äußerten, dass sich „hinter einer 
verschwommenen, gekünstelten, pseudotechni-
schen Ausdrucksweise häufig unausgegorene oder 
oberflächliche Gedanken“  (8) verbargen. Für die 
Unzufriedenheit der Beamten sind drei Gründe zu 
nennen, wobei hier nicht näher auf die Streiks ein-
gegangen werden soll, die dadurch ausgelöst wur-
den, dass die Beamten ihre Kaufkraft durch das da-
mals herrschende Währungschaos gefährdet sahen. 
Der erste Grund wurde bereits erwähnt, nämlich 
die Ungewissheit der Beamten hinsichtlich der Fra-
ge, ob ihr Aufenthalt in Brüssel vorübergehend oder 
(4) Diese Gegendarstellungen waren unter anderem an die Wochenzeitschrif-
ten Pourquoi Pas? (September 1981) und The Bulletin (April 1982) sowie an 
die Tageszeitung Le Monde (Oktober 1983) gerichtet.  
(5) Courrier du personnel, Nr. 415, 27. Juni 1979. Gezeichnet E. Perrone.  
(6) „Six fonctionnaires européens sur dix souhaitent quitter Bruxelles“, La Li-
bre Belgique, 18. Januar 1982.
(7) „Une caste de privilégiés“, Courrier du personnel, Nr.  414, 23.  Mai 1980, 
S. 33-37, und „La FFPE répond au Pourquoi Pas?“ , Courrier du personnel, 
Nr. 422, 23. März 1981, S. 54-56. 
(8) Schriftliche Anfrage Nr. 396/79 von Lord O’Hagan an die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, ABl. C 275 vom 31. Oktober 1979, S. 18. 
Die verzerrte Wahrnehmung des sozialen Status 
der europäischen Beamten führte darüber hinaus 
zu einer Diskriminierung durch die Behörden. Dies 
trat 1979 in einer Affäre zu Tage, in der es um den 
Preis von Grabkonzessionen ging. Zur Behebung 
des betreffenden Missstands richtete der belgische 
Innenminister ein Rundschreiben an die Provinz-
gouverneure, in dem er Folgendes erklärte: „Einige 
kommunale Verwaltungen verlangen von den Be-
amten der Europäischen Gemeinschaften für die 
Gewährung einer Grabkonzession einen deutlich 
höheren Preis als der, der von den übrigen Einwoh-
nern der Gemeinde erhoben wird“ (1). 1983 kam es 
zu einer weiteren Affäre. Fünf Brüsseler Gemeinden 
besteuerten „die nicht in den Einwohnermeldere-
gistern [...] eingetragenen Personen“, die „Eigentü-
mer oder Mieter oder unentgeltliche Benutzer einer 
Wohnung, die nicht Hauptwohnsitz ist, sind“. Auf 
der Grundlage des Vertrags vom 8. April 1965 und 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Europäischen Gemeinschaften aber waren die 
Beamten von der Eintragung in Einwohnermelde-
register befreit. Die Kommission befasste den Ge-
richtshof mit dem Fall; dieser kam in seinem Urteil 
vom März  1986 zu dem Schluss, dass das König-
reich Belgien gegen seine Verpflichtungen versto-
ßen habe, und verurteilte es zur Übernahme der 
Kosten  (2). Die öffentliche Meinung und die Hal-
tung einiger Behörden stimmten nachdenklich. Im 
Courrier du personnel war diesbezüglich Folgendes 
zu lesen: „Man mag uns nicht, weil man uns nicht 
versteht, und man versteht uns nicht, weil man uns 
nicht kennt“  (3). Die zahllosen Kritiken, zu denen 
das Beamtenstatut und das angeblich daraus er-
wachsende Luxusleben der Beamten Anlass gaben, 
lösten in der Kommission individuelle und kollekti-
ve Reaktionen aus. Zahlreiche Leserbriefe wurden 
an Presseorgane und -agenturen gerichtet, auch vom 
Generaldirektor der GD IX Personal und Verwal-
(1) Rundschreiben des Innenministers vom 28. März 1979 im Moniteur Belge 
am 28. September 1979.  
(2) Urteil vom 18. März 1986 in der Rechtssache 85/85, Kommission/Belgien, 
Slg. 1986, 1161-1170.
(3) Courrier du personnel, Nr. 401, 26. April 1979.  
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Anteil der bei der Vorbereitung dieses Bands Befrag-
ten erklärte sich sehr zufrieden mit der Qualität ih-
rer Wohnung, unabhängig davon, ob sie Eigentümer 
oder Mieter waren. Vielleicht noch aussagekräftiger 
ist der durchaus beachtliche Anteil des nicht aus Bel-
gien stammenden Kommissionspersonals, der nach 
dem Ende seiner Dienstzeit bei der Kommission in 
Belgien und oft sogar in Brüssel blieb.
Vorurteile beseitigen
„Ein wundervoller Aspekt der Kommission ist die 
Tatsache, dass Vorurteile beseitigt werden. Es 
gibt faule Deutsche, bescheidene Franzosen, 
überaus arbeitsame und präzise Italiener sowie 
bescheidene Engländer. Es gibt alles und alle 
arbeiten zusammen; die Nationalität der Person, 
mit der man zusammenarbeitet, ist einem völlig 
egal.“ (5)
Ein „europäisches Ghetto“?
Auch wenn sich jeder anders verhält, lassen sich 
hier doch mindestens zwei Kategorien von Beam-
ten unterscheiden. Zum einen gab es Beamte mit 
hoher Arbeitsbelastung, die von ihrem Beruf sehr 
stark in Anspruch genommen wurden. Sie wollten 
die wenige Freizeit, die ihnen blieb, vor allem mit 
der Familie verbringen (6). Das gesellschaftliche Le-
ben war für sie äußerst zweitrangig, was einer von 
ihnen wie folgt erklärt: „Die Integration in unser 
städtisches Umfeld war nicht gerade gelungen (...). 
Dadurch, dass wir von unserer Arbeit bei der Kom-
mission sehr in Anspruch genommen wurden und 
mit Kollegen anderer Nationalitäten zusammen 
waren – und zwar nicht nur an fünf Wochentagen, 
denn wir kamen oft samstags zur Arbeit, so dass der 
(5) Interview mit Margaret Brusasco-Mackenzie, 8. August 2011.
(6) Interview mit Horst Günter Krenzler vom 20. August 2010: „Die Funktio-
nen, die ich gehabt habe, waren alle anstrengend, so dass ich zu einem gesell-
schaftlichen Leben keine Zeit hatte. (…) Der Rest ist Familie und die Kolle-
gen, mit denen man unmittelbar zusammenarbeitet.“ Interview mit Michael 
Emerson vom 26. Juli 2010: „Ich hatte ein kleines Kind, deswegen beschränk-
te sich mein Tagesablauf im Grunde darauf zu arbeiten, mittags ein Sandwich 
zu essen und dann nach Hause, aufs Land, in den Garten zurückzukehren.“  
endgültig war. Die beiden anderen Gründe waren 
eher beruflicher Art. Einerseits widmeten sich die 
meisten Beamten mit Leib und Seele ihrem Beruf 
und verwahrten sich dagegen, dass die Regierungen 
und nationalen Medien regelmäßig die Kommissi-
on und damit auch deren Beamte zum Sündenbock 
machten. Andererseits beklagten sie eine Politikpla-
nung, die übermäßig durch finanzielle Zwänge be-
stimmt wurde, so dass sie gezwungen waren, kurz-
fristig zu handeln, anstatt sich Zeit für eingehende 
konzeptionelle Arbeiten nehmen zu können.
Nun ergäbe sich ein verzerrtes Bild, wenn bei dieser 
Betrachtung der Lebensumstände der Beamten nur 
die Äußerungen berücksichtigt würden, die sich 
auf die damals recht gedrückte Stimmung bezogen. 
Gleichzeitig aber werfen diese Stimmung und das 
Misstrauen, mit denen den Beamten in der Regel 
begegnet wurde, die Frage nach ihrer Sozialisierung 
auf, die noch nicht untersucht wurde (1).
Natürlich gab es nicht nur negative Erfahrungen. 
Viele Beamten schätzten die Hauptstadt Belgiens 
wegen ihrer Größe, ihrer Erreichbarkeit und der 
dort gebotenen Lebensqualität. Wie einer von ihnen 
sagte: „Ich finde, es lebt sich gut in Brüssel. Die Stadt 
ist vielleicht nicht so attraktiv wie London, doch ist 
das Leben hier viel einfacher, denn London ist rie-
sig“ (2). Ein weiterer Beamte äußerte sich wie folgt: 
„Das Leben [in Brüssel] ist sicher nicht spannend, 
hat jedoch großen Charme und viel Interessantes zu 
bieten“ (3). Ein Dritter lobte die Qualität des Essens 
und sprach aus, was viele Beamte dachten: „In Brüs-
sel lebt und isst man gut!“ (4). In jener Zeit war der 
Verkehr noch nicht so dicht wie heute, was die Stadt 
zusätzlich attraktiv machte. Außerdem lagen die 
Immobilienpreise deutlich unter denen der meisten 
europäischen Großstädte. Ein nicht unerheblicher 
(1) Abélès, M., et Bellier, I., „La Commission européenne: du compromis cul-
turel à la culture politique du compromis“, Revue française de science poli-
tique, Bd. 46, Nr. 3, 1996, S. 435. 
(2) Interview mit Robert Jarrett, 14. Oktober 2010.
(3) Interview mit Richard Hay, 10. August 2010.
(4) Interview mit Roy Price, 19. September 2011.
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Die andere Kategorie waren die Beamten, die – auf 
unterschiedliche Weise – Beziehungen aufbauten. 
Die Art und Form dieser Beziehungen waren sehr 
unterschiedlich, hatten jedoch in der Regel eines ge-
meinsam. Freundschaften wurden im Wesentlichen 
mit anderen europäischen Beamten geschlossen  (3), 
weil „wir bei Kontakten mit Belgiern wirklich wie 
Ausländer behandelt wurden“ (4). Selbst wenn Beam-
te augenscheinlich zahlreiche und sehr freundschaft-
liche Kontakte zu den Belgiern hatten (5), ließ sich das 
gesellschaftliche Leben der europäischen Beamten in 
der Regel durch die Metapher des Gartens anschau-
lich machen, die ein Zeitzeuge vorschlug (6): „Was die 
allgemeine Soziabilität der belgischen Gesellschaft 
verglichen mit der amerikanischen anbelangt, so bin 
ich geneigt, sie mit einem Garten zu vergleichen, der 
von einer Mauer umgeben ist. Dies hat gewiss den 
Vorteil, dass man sich noch immer wie im Haus fühlt, 
nur dass das Dach fehlt. In den USA hingegen gilt im 
selben Kontext: Es gibt keine Mauern, die Gärten 
gehen ineinander über, die Hunde, die Kinder, alle 
haben Umgang miteinander, was offensichtlich phy-
sisch eine Art Katalysator für Geselligkeit schafft.“ (7)
Ein Leben weitgehend 
unter „Communautaires“
„Wir waren kaum einmal in Gesellschaft von 
Belgiern, es sei denn, man betrachtet einen 
Opernbesuch als in Gesellschaft sein. Natürlich 
besuchten wir Opern, Konzerte, das Theater und 
vergleichbare Veranstaltungen. Unsere Freunde 
jedoch waren im Wesentlichen 
,Communautaires‘ aus den ständigen 
Vertretungen, der Kommission oder dem 
Parlament. Zusammen nahmen wir an ganz 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Ereignissen 
teil, die mal durchaus ernsthaften Charakter 
hatten und mal absolut nicht.“ (8)
(3) Interviews mit Horst Günter Krenzler, 20. August 2010; Aneurin Hughes, 
5. Oktober 2010; Marcell von Donat, 23. Juli 2010.
(4) Interview mit Ivo Dubois, 7. April 2011. 
(5) Interview mit Horst Günter Krenzler vom 20. August 2010 unter anderem zu 
Franz Froschmaier. Siehe auch das Interview mit John Pearson, 19. Februar 2011.
(6) Interview mit Roy Pryce, 19. September 2011. 
(7) Interview mit Guy Vanhaeverbeke, 7. April 2011. 
(8) Interview mit Christopher Audland, 8. September 2010.
Sonntag der einzige ganze Tag war, den wir für uns 
hatten –, hatten wir wenig Lust, mit anderen Ein-
wohnern oder mit den Nachbarn, unabhängig von 
deren Nationalität, Bekanntschaft zu schließen. 
Wir blieben daher häufig lieber im Kreis unserer 
Landsleute, gerade weil wir sechs Tage lang Fremd-
sprachen gesprochen hatten und uns am einzigen 
freien Tag nicht anstrengen wollten“. 
Die Integrationsschwierigkeiten konnten auch auf 
das Gefühl zurückgehen, Emigrant zu sein. Ein ita-
lienischer Beamter erklärte dies wie folgt: „In den 
1970er Jahren lag Brüssel physisch und geografisch 
fernab meiner Heimat. Es gab keine Autobahn, und 
es gab keine einfachen Telefonverbindungen (...). 
Telefonieren war teuer. Flugverbindungen waren 
rar, und vor allem waren die Lebensmittel, die wir 
heute für selbstverständlich halten und in den Su-
permärkten kaufen können, wie Pasta oder Mozza-
rella, nicht zu finden. Man konnte sie nirgends auf-
treiben. Wir befanden uns wirklich in der Fremde, 
als Wanderarbeiter“ (1). 
„Verhandlungen und Diskussionen 
in angenehmer Atmosphäre 
zu Hause“
„Einige Dänen blieben lieber unter sich. Ich 
persönlich pflegte im Rahmen meiner Arbeit 
enge Kontakte mit Kollegen aus anderen 
Mitgliedstaaten, die ich zu mir nach Hause 
einlud, wo wir angeregte Verhandlungen und 
Gespräche führten. Es war amüsant, außerhalb 
von Sitzungen mit den Kollegen 
zusammenzukommen, und mit vielen von ihnen 
war ich befreundet. Das war ein Teil meiner 
Arbeit. Darüber hinaus unterhielt ich auch 
Kontakte mit – vor allem englischsprachigen – 
Drittländern wie Australien, Neuseeland usw. Ich 
pflegte enge Kontakte mit den Menschen dort, 
soweit das ohne politische Konsequenzen 
möglich war.“ (2) 
(1) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. November 2010. 
(2) Interview mit Hans Jørgen Bendixen, 5. Dezember 2011.
193Kapitel 7 – „Brüssel: Europa, nicht Belgien“. Das Leben der europäischen Beamten im privaten Kreis
Rallye Paris-New York-Paris im Juni 1981 oder das 
Abenteuer der Regatta Sail for Europe (4). Hervorzu-
heben ist aber auch, dass, obzwar einige Sportarten 
wie Tennis oder Schwimmen informell unter Kol-
legen praktiziert wurden, andere Sportarten auch in 
Wettbewerben ausgeübt wurden, die von belgischen 
Amateursportverbänden organisiert wurden. Eu-
robowling, Euro-volley oder der 1975 gegründete 
Squash-Club der Europäischen Gemeinschaften 
– offenbar ein Nebeneffekt des britischen Beitritts 
– sind alles Beispiele dafür, dass den europäischen 
Beamten die Gelegenheit geboten wurde, sich mit 
Vertretern anderer sozialer oder beruflicher Krei-
se zu messen und Freundschaft zu schließen. Die 
Ausübung einer oder mehrerer Sportarten in Ge-
sellschaft von Kollegen oder anderen Personen, die 
in Brüssel zu den „europäischen Kreisen“ gehörten, 
bot außerdem die Gelegenheit, Angenehmes mit 
Nützlichem zu verbinden, so dass sich „nützliche 
Kontakte ergeben“ haben, wie Horst Günter Krenz-
ler es ausdrückt, der oft mit Martin Schulze, dem 
damaligen ARD-Korrespondenten in Brüssel, Ten-
nis spielte  (5). Im „europäischen“ Mikrokosmos in 
Brüssel muss der Position und Rolle der Journalisten 
Rechnung getragen werden. Marcell von Donat sagt 
dazu Folgendes: „Meine Frau war leitende Redak-
teurin im Brüsseler ARD-Studio, so erweiterte sich 
der Kreis ins journalistische Milieu“ (6). Einige der 
von den europäischen Beamten gegründeten Clubs 
verfolgen kulturelle oder künstlerische Ziele. Seit 
(4) Im Rahmen der Informationskampagne im Vorfeld der ersten Europawah-
len im Juni 1979 hatte sich ein kleiner Personenkreis vorgenommen, durch 
ein Sportereignis, in diesem Fall eine Segelregatta, die breite Öffentlichkeit 
für das europäische Aufbauwerk zu sensibilisieren. Guy Vanhaeverbeke, 
damals Direktor des Informationsbüros des Europäischen Parlaments und 
1976 Mitbegründer der Vereinigung Sail for Europe erinnerte sich: „Was 
sagten einige wenige Originale zu sich selbst? Wir müssen einen Weg fin-
den, um das Bild der [Gemeinschaft] mit etwas zu assoziieren, was weniger 
bürokratisch, technokratisch, diplomatisch ist: [...] wir stellen uns ein Boot 
vor, geben ihm eine europäische neunköpfige Besatzung (damals hatte die 
[Gemeinschaft] neun Mitgliedstaaten) von jungen Frauen und Männern 
und lassen diese an einem bekannten internationalen Sportereignis teil-
nehmen [...]“ (Interview mit Guy Vanhaeverbeke vom 7. April 2011, S. 60). 
So kam es, dass das Segelschiff „Traité de Rome“ unter europäischer Flagge 
an der 1977-1978 ausgetragenen berühmten Regatta Whitbread Round the 
World Race teilnahm und den dritten Platz belegte.
(5) Interview mit Horst Günter Krenzler, 20. August 2010.
(6) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010.
Neben diesen ersten Erwägungen darf nicht verges-
sen werden, dass die Sozialisierung am Arbeitsplatz 
beginnt. In dieser Hinsicht war die Cafeteria über 
lange Zeit ein besonders geschätzter Ort der internen 
Geselligkeit (1). Der Besuch der kleinen Restaurants 
in der Nähe des Berlaymont wiederum bot die Gele-
genheit zu bestätigen, dass die „Lunchtime“ damals 
eine „ernstzunehmende Angelegenheit“ (2) war. 
Auf diese letztlich sehr banale Praxis braucht nicht 
näher eingegangen zu werden. Mehr Interesse 
hingegen verdient das Vereinsleben, das das Perso-
nal der Kommission entwickelte. 1973 gab es 42 
Sport- und Freizeitclubs, vier Jahre später waren es 
bereits 45 mit insgesamt 2 000 Mitgliedern. Mehr 
als die Hälfte der Clubs widmete sich sportlichen 
Tätigkeiten, was sich mit der Aussage eines Zeugen 
deckt, für den das gesellschaftliche Leben stark vom 
Sport geprägt war  (3). Einer der ältesten Clubs ist 
der im September 1961 gegründete Reitclub (Cercle 
d’ équitation des Communautés européennes). Er hat 
seinen Sitz im Royal Étrier Club in Uccle/Ukkel 
und zählte 1986 500 Mitglieder. Die Angler pfleg-
ten ihr Hobby in Court-Saint-Étienne, wo ihr 1974 
gegründeter Club einen 1,5 ha großen See pachtete. 
Im selben Jahr erwarb die Europäische Gemein-
schaft außerdem ein weitläufiges Grundstück zur 
Errichtung des Sportzentrums von Overijse (com-
plexe omnisports d’Overijse), zu dem die Beamten 
der Kommission, des Rates und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses Zugang hatten. 
Einige sportliche Tätigkeiten wurden gezielt be-
worben, um die europäische Idee zu fördern, wie 
beispielsweise die Teilnahme einer Equipe des 
Fliegerclubs der Europäischen Gemeinschaften 
(Aéroclub des Communautés européennes) an der 
(1) Interviews mit Giancarlo Chevallard, 25. November 2010; Horst Günter 
Krenzler, 20. August 2010: „Wenn es zeitlich möglich war, dann sagte man 
auch schon mal zu seinem Kollegen, jetzt trinken wir mal einen Kaffee zu-
sammen.“  
(2) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010; Johnson, S., Stanley I pre-
sume?, Fourth Estate, London, 2009, S. 158.
(3) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
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Tatsächlich hatten die Beamten die Wahl zwischen 
den belgischen Schulen mit staatlichen oder priva-
ten Trägern, den Europäischen Schulen und den 
„nationalen“ Schulen, wie unter anderem dem Ly-
cée Français, der British School oder der Deutschen 
Schule. Die Entscheidung für eine der Letzteren 
fiel nicht notwendigerweise deshalb, weil die Eltern 
sich ihrer nationalen Kultur besonders verbunden 
fühlen, sondern eher aus praktischen Erwägungen. 
„Zuletzt haben wir uns ein eigenes Haus gebaut in 
Tervuren[,] [...] weil die Deutsche Schule da in der 
Nähe war“, sagte ein Zeitzeuge und fügte hinzu: 
„Das war ein homogenes Milieu in Brüssel“ (4). Der 
Besuch der Europäischen Schulen durch die Kinder 
war nicht frei von Problemen. Das Hauptproblem 
war die „Lehrerqualität, die uns Sorge bereitete“, so 
ein Zeitzeuge (5). Weder die Schule noch der Schul-
leiter war nämlich befugt, die Lehrer auszuwählen. 
Diese wurden vielmehr von den Mitgliedstaaten 
abgestellt. Der Vater einer Schülerin, der mit der 
getroffenen Auswahl nicht zufrieden war, kommen-
tierte dies mit den Worten, dies sei „ein weiteres 
Beispiel für nicht funktionierende Regierungszu-
sammenarbeit“ (6) gewesen.
Abgesehen von der Frage der Lehrerwahl überwiegt 
jedoch der Eindruck, dass die Europäische Schule 
nicht nur für die Hauptbetroffenen, sondern auch 
für deren Eltern eine sehr wertvolle Erfahrung war. 
Viele von ihnen, die sich als Elternvertreter oder als 
freiwillige Betreuer einer sportlichen oder kulturel-
len Tätigkeit engagierten, fanden, die Schule habe 
ihnen in bemerkenswerter Weise die Tür zur So-
zialisierung geöffnet  (7), habe ihnen aber auch die 
Gelegenheit geboten, in der Praxis festzustellen, wie 
auf das Vorhandensein verschiedener Unterrichts-
kulturen entweder mit enthusiastischer oder mit 
zögerlicher Zusammenarbeit reagiert wurde: „Die 
Unterschiede zwischen den nationalen Kulturen 
[waren sehr interessant]. Die Briten waren durch-
(4) Interviews mit Horst Günter Krenzler, 20. August 2010, und Klaus Meyer, 
20. Oktober 2010.
(5) Interview mit Almut da Fonseca-Wollheim, 22. September 2011.
(6) Interview mit Antonio Marchini-Camia, 6. Dezember 2011.
(7) Interview mit David Marquand, 7. Juni 2011.
1975 verfügten die meisten Clubs über einen Raum 
im Europa Club in der Avenue de Cortenbergh/
Kortenberglaan 66, doch war dies nicht der einzige 
Treffpunkt. Ebenfalls zu nennen ist nämlich der In-
ternational Club Château Sainte-Anne, dem auch be-
stimmte Kommissionsbeamte angehörten, die bereit 
waren, den sehr hohen Mitgliedsbeitrag zu entrich-
ten (1). Außerhalb der formellen Clubs und Vereine 
gab es auch informelle Möglichkeiten, mit anderen 
zusammenzukommen. Ein britischer Beamter aus 
Wales erinnert sich: „Ich hatte viele irische Freun-
de, mit denen ich nach der Arbeit etwas zu trinken 
pflegte. Die Pubs (Drum und Corkskrew) befanden 
sich in der Nähe der Europäischen Kommission (...). 
Wir waren ein guter Freundeskreis, und einige von 
uns pflegten zusammen zu singen. Diese soziale Di-
mension war für mich sehr wichtig“.  
Die Brussels Hash House Harriers
„Die Teilnehmer werden beschrieben als Trinker 
mit einem Laufproblem oder als Läufer mit 
einem Trinkerproblem. Sie treffen sich einmal die 
Woche, laufen zehn, zwölf Kilometer und gehen 
dann ein Bier oder etwas anders trinken. Die 
Hash House Harriers waren aus sozialer Sicht 
sehr interessant, denn sie waren sehr gemischt 
und sehr international, d. h., sie bestanden  nicht 
nur aus Kommissionsbediensteten, sondern 
auch aus ortsansässigen Belgiern. In der Regel 
gingen sie in kleinen Dörfern laufen, die oft über 
ihre eigene Brauerei verfügten.“ (2)
Die Rolle der Schule
Auch wenn eine beträchtliche Anzahl Kinder von 
Beamten die Europäischen Schulen in Brüssel be-
suchte – von 1973-1984 zählt die Schule in Uccle/
Ukkel im Durchschnitt 2 700 Schüler –, blieb diese 
Zahl deutlich hinter den Erwartungen zurück  (3). 
(1) Der Club wurde 1969 als Wirtschaftsclub mit der gesamten Infrastruktur 
gegründet, die für Gastronomie, Sport und Tagungen erforderlich war, und 
verfügte über ein 1970 eingeweihtes Schwimmbad und eine 1974 eröffnete 
Allzweckhalle. 
(2) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
(3) Courrier du personnel, Nr. 458, November 1984, S. 46.
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weg der Ansicht, dass das System übermäßig auf 
die Aneignung eines rein intellektuellen Wissens 
ausgerichtet war, dass es nicht genügend außerschu-
lische Tätigkeiten in der Art bot, wie sie es gewohnt 
waren, und schließlich, dass die Charakterbildung 
im Allgemeinen vernachlässigt wurde. Die Franzo-
sen hingegen waren sich darin einig, dass es zu viele 
sinnlose außerschulische Tätigkeiten gab und dass 
die Anstrengungen stärker auf ernsthaftes Lernen 
konzentriert werden müssten“ (1).
(1) Interview mit David Marquand, 7. Juni 2011.
Die Überraschungen des Unterrichts 
an der Europäischen Schule (2)
„Es kam zu amüsanten Vorfällen. Die Kinder 
wurden in verschiedenen Fächern in einer 
Fremdsprache unterrichtet, was zu seltsamen 
Situationen führte. In einer Klasse beispielsweise 
mussten die Kinder die Marseillaise in Englisch 
lernen. Zuhause verwendeten die Kinder für Städte 
und Flüsse Namen, die den Eltern nichts sagten.“ 
(2) Interview mit Almut da Fonseca-Wollheim, 22. September 2011.
Angesichts der hohen Zahl ihrer Beamten und des hohen Frauenanteils hat die Kommission zahlreiche soziale Pflichten, insbesondere 
zur Unterstützung der Familien. Deshalb richtet sie in den 1960er Jahren einen Kindertagesstättendienst ein. Schnell äußern die anderen 
Organe den Wunsch, einen gemeinsamen Kindertagesstättendienst für alle Organe zu schaffen und die sozialen Tätigkeiten in einem 
Gebäude zu bündeln. Ab September 1974 beherbergt ein komplexes Gebäude am Boulevard Clovis die sozialen Dienste (vor allem 
Kindertagesstätten- und sonstige soziale Dienste) für die Bediensteten der Kommission sowie des Generalsekretariats des Rates und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses (SEK(74) 2858).
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Neun Europäische Schulen im Jahr 1978
Die erste Europäische Schule wurde 1953 in 
Luxemburg eröffnet. Sie verfügte erst seit dem 
12. April 1957 über eine Satzung. Die Regelung des 
Europäischen Abiturs folgte am 15. Juli desselben 
Jahres. 1958 wurde in Brüssel, in einem Gebäude 
mit der Hausnummer 2 der Rue du Trône/Troonlaan, 
das es heute nicht mehr gibt, die Vorform dessen 
eröffnet, was ab 1959 die Europäische Schule von 
Uccle/Ukkel sein sollte. Später wurden auf Wunsch 
von Étienne Hirsch (Präsident der Euratom-
Kommission 1959-1962) die Europäischen Schulen 
an den Sitzen der Euratom-Forschungszentren 
gegründet (Mol und Varese 1960, Karlsruhe 1962, 
Bergen 1963). Die 1974 in Woluwe-Saint-Lambert/
Sint-Lambrechts-Woluwe eröffnete Erweiterung der 
Schule von Uccle/Ukkel wurde 1976 eine 
eigenständige Europäische Schule. Für die Kinder des 
Personals der mit einem Protokoll vom 15. Dezember 
1975 geschaffenen Europäischen Patentorganisation 
wurde 1977 in München eine Europäische Schule 
eingerichtet. 1978 wurde in Culham (Vereinigtes 
Königreich) eine Europäische Schule eröffnet, die die 
Kinder des für die Durchführung des JET-Programms 
erforderlichen Personals aufnehmen sollte. 
Jacques Delors begegnet Schülern der Primärstufe der Europäischen Schule in Woluwe-Saint-Lambert (Frühjahr 1988). „Der 
Verantwortliche für die Primärstufe, Herr Mittler, war (...) Deutscher, sehr streng und ernst, aber auch mit einem gesunden 
Menschenverstand. Dabei ein überzeugter Europäer (...). Eines Tages (...) kam von Eltern der Vorschlag, vor der Schule die Fahnen der 
in der Schule vertretenen Nationalitäten zu hissen. Nach einem gewissen Zögern bemerkte Herr Mittler: ,Ich habe für mein ganzes 
Leben genug von Flaggen‘“. Interview mit Almut da Fonseca-Wollheim, 22. September 2011
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glieder (7). Andere Gruppen widmeten sich stärker 
Fragen im Zusammenhang mit dem europäischen 
Aufbauwerk. Ende der 1960er Jahre gründete eine 
Gruppe junger Journalisten und Beamten die Grup-
pe Agenor, die „vor allem eine Studien- oder Diskus-
sionsgruppe war, da eine Veröffentlichung lanciert 
wurde, die aus der Sicht der Linken Stellung zu Eu-
ropa nahm (...). Die Menschen mussten regelrecht 
dazu angehalten werden, sich auf europäischer Ebe-
ne Gedanken darüber zu machen, was zu tun und 
was zu lassen sei, anstatt kritiklos jeden Vorschlag 
der Kommission zu übernehmen“ (8). Eine weitere 
sehr aktive Gruppe war Groupe Europe, in gewis-
ser Weise die Beamtenfraktion der europäischen 
föderalistischen Bewegung  (9). Weitere militante 
Proeuropäer schrieben zum einen für Veröffentli-
chungen wie Europa in Bewegung und widmeten 
sich zum anderen Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit dem religiösen Leben, beispielsweise im Rah-
men des Foyer catholique européen (Europäisches 
Katholisches Foyer) (10), des Sekretariats der Evange-
lischen Kirchen in Europa (11) oder der europäischen 
ökumenischen Gruppe, aus der im Laufe der Zeit 
die Europäische Ökumenische Kommission Kirche 
und Gesellschaft erwuchs (12).
(7) Interview mit Claus-Dieter Ehlermann, 8. Oktober 2010. 
(8) Interview mit Martin Vasey, 20. Oktober 2010.
(9) Interview mit Paolo Ponzano, 27. September 2010. 
(10) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010.
(11) Interview mit Elias Verploeg, 26. September 2011. 
(12) Interview mit Helmut von Verschuer, 11. und 12. Oktober 2010.
Eine Vielfalt an Aktivitäten
Die Schule spielte durchaus eine wichtige Rolle bei 
der Sozialisierung; hervorzuheben ist aber auch, dass 
die Ehepartner, und besonderes die Ehefrauen von 
Beamten, bei der Sozialisierung außerhalb der „eu-
ropäischen Kreise“ einen wichtigen Beitrag leisteten. 
Einige Frauen vertieften ihre Französischkenntnisse 
oder lernten Niederländisch  (1) und erweiterten so 
ihren Horizont. Andere gingen einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit nach, die geeignet war, eine Brücke 
zur belgischen Gesellschaft zu schlagen  (2), oder 
waren Mitglied einer Vereinigung der Ehefrau-
en von Beamten mit Namen Femmes d’Europe  (3). 
Eine Ehefrau erklärte dies wie folgt: „Dort traf ich 
auf andere Frauen, die wie ich kleine Kinder hatten 
und lieber über kulturelle Themen sprachen. Unsere 
Männer, Kochrezepte oder der Gemeinsame Markt 
waren keine Gesprächsthemen (...). Wir verstanden 
uns nicht als die Ehefrauen von europäischen Beam-
ten. Auf diese Weise begab ich mich in einen völlig 
anderen Kontext“ (4).
Das gesellschaftliche Leben des „bunten Mix“  (5), 
der für die europäischen Beamten so typisch war, 
umfasste weitere Aktivitäten, denen sie mit Gleich-
gesinnten nachgingen  (6). Einige Beamten waren 
äußerst aktiv in einer Reihe kleiner Gruppierungen, 
die man als politisch engagiert bezeichnen kann, 
sie bildeten jedoch bei weitem keine Mehrheit. Ei-
nige dieser Gruppierungen widmen sich der natio-
nalen Politik. „Dies trifft auf das Grüppchen Leu-
te zu, die zur SPD gehörten oder ihr nahestanden 
(...) [Eberhard] Rhein, [Hans] Beck, [Franz] For-
schmaier. (...) Dieses Grüppchen gab sich sogar eine 
Geschäftsordnung“, berichtete eines seiner Mit-
(1) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010.
(2) Interview mit Roy Pryce, 19. September 2011.
(3) Audland, C., Right Place – Right Time, The Memoir Club, Stanhope, 2004, 
S. 260. 
(4) Beitrag von Frau Carpentier anlässlich des Interviews mit Michel Carpen-
tier, 22. Oktober 2010.  
(5) Interview mit Marcell von Donat, 23. Juli 2010.
(6) Interview mit Ivo Dubois, 7. April 2011. 
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Die europäische Geselligkeit: 
ein Versuchswerk
Es ist schlichtweg unmöglich, die Wege der Ein-
gliederung der Beamten in die Gesellschaft er-
schöpfend aufzuzählen. Einige Aspekte des Le-
bens der Beamten außerhalb des Dienstes müssen 
jedoch noch erwähnt werden, da sie offenbar sehr 
eng mit diesem verknüpft sind. 1980 erklärte Jean 
Jakus, der die Chöre der Europäischen Gemein-
schaften leitete, diese bewirkten eine Annäherung 
zwischen der breiten Öffentlichkeit und der Ge-
meinschaft und ermöglichten aufgrund ihrer Zu-
sammensetzung den ständigen Kontakt zwischen 
den mitsingenden Beamten und den Choristen, 
die nicht aus den „europäischen Kreisen“ ka-
men (3). Hier sei zunächst die Gelegenheit ergrif-
fen, um zu unterstreichen, dass sich die Qualität 
des Brüsseler Kulturlebens, an dem diese Chöre 
mitwirkten, im Laufe der Jahre erheblich verbes-
serte. Viele Beamte waren davon sehr angetan und 
räumen heute ein, das sie eifrig die Konzerte oder 
Opernaufführungen im Theater La Monnaie be-
suchten, in dem auch das Ballet du XXe siecle unter 
der Leitung von Maurice Béjart auftrat. Auch die 
Liebhaber von Ausstellungen hatten zunehmend 
die Qual der Wahl, unter anderem durch die sti-
mulierende Wirkung des seit 1969 veranstalteten 
Festivals Europalia, das die Kultur eines Landes 
der Europäischen Gemeinschaft in ganz Belgien 
und in allen Formen bekannt machen wollte (4). 
Die Worte von Jean Jakus machen vor allem deut-
lich, dass die europäische oder gemeinschaftliche 
Geselligkeit ein Versuchswerk war. Der europäi-
sche Beamte wurde bei seiner Arbeit tagtäglich hin 
und her gerissen zwischen der Schaffung einer ge-
meinsamen Kultur, die aus echten Kompromissen 
(3) „Paulo majora cantamus“, Courrier du personnel, Nr.  415, 27. Juni 1980, 
S. 55-56. 
(4) Nach Italien (1969) und den Niederlanden (1971) waren das Vereinigte 
Königreich (1973), Frankreich (1975), Deutschland (1977), Belgien (1980), 
Griechenland (1982) und Spanien (1985) bei „Europalia“ zu Gast. 
Die Schule und die Kirchengemeinde, 
zwei Orte für Kontakte
„Dann war natürlich auch die Europaschule ein 
Feld, wo Kontakte entstanden sind zwischen 
Eltern. (...) Da gab es ja auch eine 
Elternvereinigung und dann gab es auch 
Schüleraustausch über das Wochenende (...) 
zwischen den Familien. Dann die belgischen 
Nachbarn, die Kirchengemeinde, da waren wir 
auch integriert. Dann gab es auch eine Groupe de 
familles chrétiennes du Fond’Roy, die wir 
mitgegründet haben. Das war eine Gruppe von 
einem katholischen, einem evangelischen und drei 
gemischtkonfessionellen Ehepaaren. Wir haben 
monatlich im Winterhalbjahr eine Veranstaltung 
gemacht, und da kamen so zwischen 200 und 
300 Leute, um einen Vortrag von bedeutenden 
Menschen aus verschiedenen Konfessionen zu 
hören und anschließend eine Andacht in deren 
jeweiligem Ritus abzuhalten. Wir haben sogar 
erreicht, dass der Großrabbiner von Belgien zum 
ersten Mal in seinem Leben vor einer christlichen 
Versammlung einen Vortrag hält.“ (1)
Diese Vielfalt von Tätigkeiten umfasste auch Initi-
ativen, mit denen auf unerwartete Entwicklungen 
reagiert wurde. Im März 1968, als die GD VIII Ent-
wicklung Räume in der Rue du Marais/Broekstraat 
bezog, wurde eine Vereinigung mit dem Namen 
Europe-Tiers monde ins Leben gerufen, in der erst 
Charles Van der Vaeren und dann Eduard Weimar 
den Vorsitz führten. Ihr Ziel war es, „mit Beiträgen 
von Beamten Mikroprojekte in Entwicklungslän-
dern zu fördern. Europe-Tiers monde hat sich später 
auf die gesamte Kommission ausgedehnt (...). Die 
Vereinigung zählte etwa 1 000 Mitglieder. Wir ver-
fügten über recht ansehnliche Mittel, die es ermög-
lichten, pro Jahr 10-20 Kleinprojekte zu finanzie-
ren. Und wir wurden kräftig von der Kommission 
unterstützt (...). In einigen Fällen profitierten wir 
von unseren Beziehungen in den Delegationen, um 
Informationen einzuholen oder Kontrollen durch-
zuführen“ (2). 
(1) Interview mit Helmut von Verschuer, 11. und 12. Oktober 2010.
(2) Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 2010.
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Kreise zu verlassen, und für die Einwohner der bel-
gischen Hauptstadt einzuräumen, dass die Präsenz 
der „Eindringlinge Brüssel vielleicht davor bewahrt 
hat, in der Apathie einer gewissen Provinzialität da-
hinzudämmern“ (2). 
Michel Dumoulin
(2) „Nid de lobbies, d’eurodéputés … et de journalistes“, Le Soir, 28. März 1986, 
S. 20. 
hervorgeht, und der Feststellung, dass die kulturel-
len Unterschiede ihren Wert behalten. Dies setzte 
voraus, dass man „den anderen anerkennt und ak-
zeptiert, dass seine Art, Dinge zu tun, die Voraus-
setzungen für die Existenz des Ganzen schafft“ (1). 
Es war aber nach wie vor eine Hausforderung für 
die Beamten und ihre Familien, ihre europäischen 
(1) Abélès, M., und Bellier, I., „La Commission européenne: du compromis 
culturel à la culture politique du compromis“, Revue française de science poli-
tique, Bd. 46, Nr. 3, 1996, S. 454-455.

Dritter Teil 
Die Kommission und 
das sich wandelnde 
institutionelle Umfeld
Europa auf Trab halten: Die interinstitutionellen Diskussionen stellen für alle europäi-
schen Akteure einen anspruchsvollen Reigen dar. Karikatur von Plantu, 1986, erschienen 




Ein Großteil der Wirkung, der Einstellung und des 
Ansehens der Kommission ist auf ihr Zusammen-
spiel mit den anderen Akteuren des europäischen 
Gemeinschaftssystems zurückzuführen. Deshalb 
ist eine sorgfältige Betrachtung, wie sich diese 
grundlegenden interinstitutionellen Beziehungen 
entwickelt haben, in einer Geschichte der Kommis-
sion absolut unverzichtbar. Der dritte Teil dieses 
Bandes befasst sich daher mit der Entwicklung der 
Beziehungen zwischen Kommission und Rat, ein-
schließlich des Ausschusses der Ständigen Vertreter 
(AStV) und des neu eingerichteten Europäischen 
Rates, den Beziehungen zwischen Kommission und 
Europäischem Parlament sowie mit den Verände-
rungen des Haushaltsverfahrens zwischen 1973 
und 1986. Enthalten sind auch ein Porträt von 
Gaston Thorn sowie eine Kurzbeschreibung der Be-
ziehungen zwischen der Kommission und einigen 
weniger bekannten europäischen Organen.
Jedes dieser Hauptkapitel beschreibt das Zusam-
menspiel zwischen der Kommission und den ande-
ren Gemeinschaftsorganen im Alltag, bewertet die 
Bedeutung dieser Beziehungen und analysiert, wie 
sie sich zwischen 1973 und 1986 entwickelt haben. 
In diesem Zeitraum stand das Thema einer institu-
tionellen Reform nahezu ständig auf der Tagesord-
nung. Dabei wurden mehrere wichtige Verände-
rungen des Gemeinschaftssystems vorgenommen, 
andere geplant. Für die Veränderungen wurden 
verschiedene Rechtsformen gewählt. Über formel-
le Vertragsänderungen wurde viel gesprochen, sie 
waren jedoch schwer zu verwirklichen. Der Vertrag 
von Brüssel führte 1975 zu einer Reihe relativ klei-
ner Änderungen des Haushaltsverfahrens und zur 
Errichtung des Rechnungshofs. Eine umfassendere 
Reform des Entscheidungsprozesses der Gemein-
schaft durch einen Vertrag erfolgte allerdings erst 
1986 durch die Einheitliche Europäische Akte 
(EEA). Unterschwellige Auseinandersetzungen 
über die Notwendigkeit einer Vertragsänderung 
waren für den hier behandelten Zeitraum typisch, 
wobei Anfang der 1980er Jahre die Wellen hö-
her schlugen, als das institutionelle System eine 
Antwort auf die anhaltende Wirtschaftskrise in 
Westeuropa finden musste. Diese Debatte über 
eine Vertragsänderung erreichte zweifellos ihren 
Höhepunkt, als das Europäische Parlament am 
14.  Februar  1984 den Entwurf eines Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Union vorlegte (1), der 
eng mit Altiero Spinelli, dem rastlosen Streiter für 
eine radikale Europareform, verbunden ist. Hierin 
enthalten waren bereits wichtige Elemente der EEA 
und der folgenden europäischen Verträge.
(1) Entwurf eines Vertrags zur Gründung der Europäischen Union, ABl. C 77 
vom 14.2.1984, S. 33. 
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Diagnosen, aber wenig Heilmittel: Tindemans-Bericht, Dreier-Ausschuss und 
Spierenburg-Bericht 
Prägend für die Debatte über die institutionelle 
Reform war die Erarbeitung von Berichten im Laufe 
der 1970er Jahre über das Funktionieren der 
Gemeinschaft und wie ihre Arbeitsweise verbessert 
werden könnte. Besondere Aufmerksamkeit in diesem 
Zusammenhang verdienen der Tindemans-Bericht, 
die Arbeiten des Dreier-Ausschusses und der 
Spierenburg-Bericht.
Das früheste und ehrgeizigste Vorhaben war der 
Bericht über die Europäische Union, mit dessen 
Abfassung der Europäische Rat vom Dezember 1974 
den belgischen Premierminister Leo Tindemans 
beauftragt hatte. Der Bericht wurde dem 
Europäischen Rat im Dezember 1975 vorgelegt. 
Tindemans bemühte sich, auf Utopien zu verzichten. 
In seinem Schreiben an seine Kollegen im 
Europäischen Rat erklärte er: „Meine Vorschläge 
betreffen nicht die Schlussphase der europäischen 
Entwicklung, sondern diejenigen Ziele und Mittel, die 
Europa wieder mit neuem Leben erfüllen und dazu 
führen können, die gegenwärtigen Hindernisse zu 
überwinden“ (1). Auf diese Weise vermied er 
radikalere Ansichten wie die in dem 
Kommissionsbericht vom Juni 1975 vorgesehene 
Bildung einer europäischen Regierung, die an die 
Stelle der Kommission treten sollte. Die vom 
belgischen Premierminister vorgelegten 
(1) „Die Europäische Union“, Bericht von Leo Tindemans, Premiermi-
nister des Königreichs Belgien, an den Europäischen Rat, Bulletin der 
Europäischen Gemeinschaften, Beilage 1/76, S. 6.
Änderungsvorschläge waren allerdings sehr weitreichend. 
Sie beinhalteten große Anstrengungen zur wirksamen 
Koordinierung der europäischen Außenpolitik, die 
Wiederbelebung interner Ziele wie die Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie eine gemeinsame Energiepolitik, 
Maßnahmen zur erneuten Entfachung von Begeisterung 
für das europäische Einigungswerk, einschließlich der 
Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen sowie 
eine Vielzahl institutioneller Reformen, um Parlament 
und Kommission zusätzliche Befugnisse zu verleihen und 
die Beschlussfassung im Ministerrat zu beschleunigen (2).
Die Reaktion der politisch Verantwortlichen in Europa 
war allerdings wenig enthusiastisch. Die Vorschläge von 
Tindemans wurden insbesondere im November 1976 
anlässlich des Haager Rates erörtert. Die Außenminister 
und die Kommission wurden gebeten, vierteljährlich 
über Fortschritte auf dem Weg zur Europäischen Union 
zu berichten. Allerdings wurden keine konkreten 
Maßnahmen ergriffen. Somit traf die spätere 
Feststellung von Harold Wilson, dass die Diskussionen 
im Europäischen Rat „zu nichts“ geführt hätten, 
durchaus zu (3).
Die Nichtumsetzung des Tindemans-Berichts 
beeinflusste die Vorgehensweise der beiden folgenden 
Sachverständigengruppen. Der Dreier-Ausschuss, 
unvermeidlich „die drei Weisen“ genannt, der im 
(2) A. a. O.
(3) Duff, A. N., „The Report of the Three Wise Men“, Journal of Common Mar-
ket Studies, Bd. 19, Nr. 3, 1981, S. 238.
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Dezember 1978 vom Europäischen Rat von Brüssel mit 
der Abfassung eines Berichts über eine mögliche 
politische Reform beauftragt wurde, verzichtete auf 
sämtliche institutionelle Veränderungen und bemühte 
sich insbesondere um „spezifische Vorschläge…, die rasch 
umgesetzt werden können“ (1). Zu den von Barend 
Biesheuvel, Edmund Dell und Robert Marjolin 
vorgeschlagenen Verbesserungen gehörten die 
eindeutigere Festlegung von Prioritäten durch den 
Europäischen Rat, größere Befugnisse für den vom 
Ratssekretariat unterstützten Ratsvorsitz bei der 
Koordinierung und Beschleunigung der Arbeiten für die 
verschiedenen Zusammensetzungen des Rates sowie 
eine wirksamere Berichterstattung des jeweiligen 
Ratsvorsitzes gegenüber dem Europäischen 
Parlament (2). Ausdrücklich verzichtet wurde hingegen 
auf eine Vorkehrung, deren Verwirklichung sich Valéry 
Giscard d’Estaing, der Hauptinitiator der Überprüfung, 
nach weitgehender Auffassung erhofft hatte, nämlich die 
Ernennung eines europäischen Ratspräsidenten, der 
dieses Amt mehrere Jahre innehaben sollte (3). 
Auch im Spierenburg-Bericht bemühte man sich, zu 
radikale Veränderungen zu vermeiden. Der Gedanke, 
einen speziellen externen Bericht über die Kommission 
anzufertigen, entstand, weil Roy Jenkins und sein Umfeld 
mit verschiedenen Aspekten der Arbeitsweise der 
Kommission unzufrieden waren (4). Mit der Abfassung 
(1) AHCE, BAC 88/2004/122, Bericht über die europäischen Organe, dem 
Europäischen Rat vom Dreier-Ausschuss vorgelegt, Oktober 1979, S. I.
(2) AHCE, BAC 88/2004/122, Bericht über die europäischen Organe, dem 
Europäischen Rat vom Dreier-Ausschuss vorgelegt, Oktober 1979.
(3) Edmund Dell führt die kühle Reaktion der Franzosen auf den Bericht da-
rauf zurück, dass Giscards Idee zurückgewiesen wurde. Dell, E., „The Re-
port of the Three Wise Men“, Contemporary European History, Bd. 2, Nr. 1, 
1993, S. 56. 
(4) Crispin Tickell Papers, All Souls College, Oxford, File 17, „Meeting at East 
Hendred“, 31.7.1978.
dieses Berichts wurde eine Gruppe unter der Leitung 
von Dirk Spierenburg, einem niederländischen 
Diplomaten und ehemaligen Mitglied der Hohen 
Behörde, beauftragt. Empfohlen wurde u. a. die 
Verringerung der Zahl der Kommissionsmitglieder 
und der Portefeuilles, die Rationalisierung vieler 
Unterabteilungen der Kommission, einschließlich 
einer Neuorganisation der Generaldirektionen, die 
Ernennung eines für die interne Koordinierung 
zuständigen mächtigen Vizepräsidenten, eine 
Beschränkung der Rolle der Kabinette und eine 
Reform der Personalpolitik der Kommission, um die 
Mobilität zwischen den verschiedenen Stellen zu 
erleichtern und das Beförderungsverfahren gerechter 
und vorhersehbarer zu gestalten (5). Einige der 
letztgenannten Maßnahmen wurden durchgeführt. 
Die mutigeren Vorschläge erlitten jedoch das gleiche 
Schicksal wie diejenigen der beiden anderen Berichte, 
nämlich die Nichtverwirklichung aufgrund einer 
Mischung aus Ablehnung und Untätigkeit. Wehmütig 
gab Tindemans in einer Debatte des Europäischen 
Parlaments über die Gemeinschaftsreform 1980 zu 
bedenken: „Vielleicht arbeiten wir an einer Bibliothek 
der vergessenen Berichte. Wenn ich ein Mandarin 
wäre, würde ich vorschlagen, ein Buch zu verfassen 
mit dem Titel ,Erinnerung an frühere Berichte‘, oder 
vielleicht ein Verzeichnis vergeudeter europäischer 
Ideen anfertigen“ (6).
(5) AHCE, BAC 88/2004/122, Proposals for reform of the Commission of 
the European Communities and its services. Report made at the request 
of the Commission by an Independent Review Body under the chairman-
ship of Mr. Dirk Spierenburg, 24. September 1979. 
(6) AHCE, Reden, Leo Tindemans vor dem Europäischen Parlament, 
18. Juni 1980.
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Schon vor den Verhandlungen über die EEA gab 
es jedoch bereits eine Reihe wichtiger Neuerungen, 
die ohne formale Änderung der Verträge vorgenom-
men wurden, wie die Direktwahl zum Europäischen 
Parlament. Sie wurde bereits Ende 1974 vereinbart, 
jedoch erst 1979 verwirklicht, und kann als verspä-
tete Anwendung der Möglichkeiten des Vertrags 
von Rom angesehen werden. In Artikel 138 war die 
Möglichkeit einer unmittelbaren Wahl zum Euro-
päischen Parlament vorgesehen. Es war nur noch 
nicht festgelegt, wann. Der Beschluss von 1974 er-
forderte somit keine neue Vertragsgrundlage. Ande-
re Neuerungen wie die Errichtung des Europäischen 
Rates, die im Dezember  1974 vereinbarte zweite 
wichtige institutionelle Veränderung, hatten über-
haupt keine formelle Vertragsgrundlage. Die rück-
wirkende vertragliche Anerkennung der Existenz 
des Europäischen Rates erfolgte erst 1986 durch die 
EEA. In Kapitel 8 wird dargelegt, dass sich der Eu-
ropäische Rat trotz der Zeitverzögerung zwischen 
der tatsächlichen Änderung und seiner formellen 
Anerkennung rasch zu einem wichtigen neuen An-
sprechpartner der Kommission entwickelte, so dass 
die Handlungsfähigkeit des Kommissionspräsiden-
ten im Europäischen Rat zu einem immer wichti-
geren Faktor ihrer Wirkung und Einflussnahme 
wurde. Im Zeitraum 1973-1986 waren formale Ver-
tragsänderungen wie in den Anfangsjahren der Ge-
meinschaft nur ein – und dazu sehr unzureichender 
– Maßstab für die tatsächliche Weiterentwicklung 
der Beziehungen zwischen den verschiedenen Teilen 
des entstehenden Gemeinschaftssystems. 
Grund für diesen Veränderungsprozess war eine 
Mischung aus Idealismus, der Notwendigkeit, den 
neuen Anforderungen der immer umfangreiche-
ren Tagesordnung der Gemeinschaft Rechnung zu 
tragen, und, vor allem gegen Ende des behandelten 
Zeitraums, der Hoffnung, ein institutionelles Sys-
tem zu reparieren, das als unerträglich belastet an-
gesehen wurde. Der Idealismus kam vielleicht am 
deutlichsten in der Verwirklichung der Direktwah-
len zum Ausdruck. Von einigen wurde dieses Ziel 
bereits seit langem mit Vorrang angesteuert. Beson-
ders die italienischen Regierungen waren von dieser 
Idee begeistert. Die Reformbestrebungen wurden 
jedoch zusätzlich angefacht durch die zunehmen-
den Diskussionen in den 1970er Jahren über die 
„Demokratie“ in der Gemeinschaft. Hierbei han-
delte es sich um ein Kernelement der gemeinsamen 
Haltung der Neun bei der Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa zwischen 
1973 und 1975, das im Rahmen der Debatte über 
die europäische Identität im Zusammenhang mit 
den Veränderungen und der politischen Instabilität 
im südlichen Europa gegen Mitte des Jahrzehnts 
noch stärker an Bedeutung gewann. Wenn die Ge-
meinschaft und ihre Mitgliedstaaten Griechenland, 
Spanien und Portugal nachdrücklich dazu bewegen 
wollten, ihre noch jungen demokratischen Systeme 
zu konsolidieren, musste die EG ihren Worten Ta-
ten folgen lassen. Eine ebenso wichtige Rolle spielte 
die Hoffnung, durch die direkte Beteiligung der eu-
ropäischen Bevölkerung an der Auswahl ihrer Ver-
treter im Europäischen Parlament die Distanz zwi-
schen den europäischen Organen und den Bürgern 
überbrücken zu können. Darüber hinaus betrachte-
ten die meisten Mitgliedstaaten die Direktwahlen 
zum Europäischen Parlament als wichtiges Gegen-
gewicht zur Schaffung des Europäischen Rates.
Eine weitere Erklärung für den institutionellen 
Wandel – bzw. die Debatte über den institutio-
nellen Wandel – ist die Ausweitung der politi-
schen Tagesordnung der Gemeinschaft. Nicht alle 
Mitgliedstaaten wollten die neuen Politikbereiche 
ebenso behandelt sehen wie die Zollunion oder 
die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Deshalb 
wurden beispielsweise für die außenpolitische Zu-
sammenarbeit oder für Währungsangelegenheiten 
institutionelle Mechanismen entwickelt, die von 
dem üblichen Muster der institutionellen Zusam-
menarbeit gemäß dem Vertrag von Rom abwichen. 
Hierdurch wurde wiederum ein Anreiz geschaffen, 
für diese unterschiedlichen Politikbereiche und in-
stitutionellen Mechanismen einen umfassenderen 
institutionellen Rahmen zu entwickeln, um ein 
gewisses Maß an Kohärenz zu gewährleisten. Auf 
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diese Weise entstand die insbesondere mit dem 
Tindemans-Bericht von 1975 verbundene Debatte 
über die „Europäische Union“. In dem hier behan-
delten Zeitraum gab es kaum größere Fortschritte 
in dieser Hinsicht, da viele der im Tindemans-Be-
richt entwickelten Ideen ohne Folgen blieben. Die 
entsprechenden Diskussionen wurden aber ständig 
fortgesetzt und verstärkten den Eindruck, der be-
stehende institutionelle Rahmen müsse verändert 
werden, auch wenn es kaum sichere Aussagen über 
einen Zeitplan oder den Umfang dieser Verände-
rungen gab.
Ein letzter Anstoß für die Veränderung ist auf die 
Krise zurückzuführen. Anfang der 1980er Jahre 
waren viele zu dem Schluss gekommen, dass das 
bestehende Gemeinschaftssystem nicht besonders 
geeignet war, um Antworten auf die drängenden 
wirtschaftlichen und politischen Bedürfnisse Eu-
ropas zu finden. Gaston Thorn fand als Kommis-
sionspräsident sehr offene und dramatische Worte 
für die europäische Krise und verwies darauf, wie 
sehr die interinstitutionelle Lähmung zu diesen 
Problemen beigetragen hatte  (1). Der festgestellte 
Reformbedarf, wozu auch eine Reform des Vertrags 
gehörte, bildete somit den Hintergrund für die Be-
ratungen des Europäischen Parlaments über den 
Vertragsentwurf von Spinelli, die Diskussionen der 
Mitgliedstaaten im Dooge-Ausschuss und schließ-
lich den Beschluss der Ratstagung von Mailand im 
Jahr 1985, eine Regierungskonferenz für die Ausar-
beitung der EEA einzuberufen. Die zunehmenden 
Forderungen nach einer umfassenden institutionel-
len Reform waren somit Leitmotiv des Zeitraums 
1973-1986, auch wenn ein Großteil dieser Verände-
rungen erst nach 1986 erfolgte.
Die Kommission äußerte sich in allen Phasen der 
Reformdebatte mit wichtigen und eigenständigen 
Beiträgen. Wie nachstehend ausgeführt, befürwor-
tete sie stets eine Ausweitung der Mehrheitsabstim-
(1) AHCE, Reden, Rede von Gaston Thorn vor dem Europäischen Parlament, 
12. Januar 1981.
mungen im Ministerrat und größere Befugnisse 
für das Europäische Parlament. Ebenso machte sie 
deutlich, für wie wünschenswert sie eine umfas-
sendere Europäische Union hielt, und legte 1975 
ein wichtiges Dokument zu dieser Frage vor, das 
neben anderen Möglichkeiten die Einrichtung ei-
ner europäischen Regierung, die an die Stelle der 
Kommission treten sollte, vorsah  (2). Und sie hat-
te kein Problem mit der Einrichtung des Europäi-
schen Rates, einer institutionellen Veränderung, die 
auch als erhebliche Bedrohung der institutionellen 
Rolle der Kommission hätte angesehen werden 
können. Darüber hinaus wiederholte Thorn An-
fang der 1980er Jahre ständig, wie wichtig eine Ver-
tragsreform sei, begrüßte den Vertragsentwurf des 
Europäischen Parlaments und stellte sicher, dass die 
Kommission im Dooge-Ausschuss (zunächst durch 
Frans Andriessen und später durch Carlo Ripa di 
Meana) vertreten war, wo erneut die Notwendigkeit 
grundlegender Vertragsänderungen hervorgehoben 
wurde. Allerdings muss nicht weiter darauf hinge-
wiesen werden, dass die Reformbestrebungen der 
Kommission, die in dem in diesem Band behandel-
ten Zeitraum deutlich artikuliert wurden, nur dann 
Erfolg haben konnten, wenn auch die Mitgliedstaa-
ten eine grundlegende Reform der Organe und 
Verträge der Gemeinschaft für notwendig hielten. 
Daher nahmen viele der von der Kommission seit 
langem entwickelten Pläne erst gegen Ende dieses 
Zeitraums bei der Regierungskonferenz zur Erar-
beitung der Einheitlichen Europäischen Akte all-
mählich Gestalt an. Die meisten Beobachter teilen 
allerdings die Auffassung, dass Jacques Delors und 
Émile Noël, der Vertreter der Kommission im wich-
tigsten Redaktionsausschuss, eine entscheidende 
Rolle bei der Ausarbeitung eines Großteils des spä-
teren Vertrags spielten (3).
Piers Ludlow
(2) Bericht über die Europäische Union, KOM(75) 400, 25. Juni 1975, Bulletin 
der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/75.
(3) Jean De Ruyt spricht beispielsweise davon, dass Jacques Delors die „ent-
scheidende Rolle“ gespielt habe; De Ruyt, J., L’Acte unique européen, Édi-
tions de l’université de Bruxelles, Brüssel, 1989, S. 70.
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Das Verhalten der Kommission bei den Verhandlungen über die Einheitliche 
Akte nach Angaben des Zeitzeugen Paolo Ponzano 
Der Amtsantritt von Jacques Delors als 
Kommissionspräsident geht einher mit nie 
dagewesenen Initiativen des Organs in 
institutionellen Fragen und ist somit eine 
einzigartige Episode in der Geschichte des 
europäischen Einigungswerks.
Angesichts der britischen Vorbehalte gegenüber 
der Aussicht auf eine Vertragsänderung und des 
französisch-deutschen Versuchs, einen neuen 
Fouchet-Plan vorzuschlagen, spielte Jacques 
Delors sowohl eine entscheidende Rolle bei dem 
mit einfacher Mehrheit gefassten Beschluss, eine 
Regierungskonferenz einzuberufen (laut den 
Memoiren von Delors eine „Idee“ von François 
Lamoureux), als auch bei den Lösungen, die auf 
der Tagung des Europäischen Rates von Mailand 
gefunden und in die Einheitliche Akte 
aufgenommen wurden: 
a)  das Ziel der Abschaffung der Binnengrenzen, 
das in Artikel 8a der Einheitlichen Akte 
aufgenommen wurde; 
b)  die Ausweitung der Mehrheitsregel;
c)  die Anwendung des Grundsatzes der 
„Differenzierung“ als Gegengewicht zur 
Einführung von Mehrheitsbeschlüssen, um die 
Verabschiedung von 300 im Weißbuch 
angeregten Rechtsakten zu ermöglichen. Dieser 
in Artikel 100a Absatz 4 der Einheitlichen Akte 
aufgenommene Grundsatz erlaubte es den 
Mitgliedstaaten, die im Rat die Minderheit 
bildeten, strengere einzelstaatliche 
Bestimmungen anzuwenden, wenn diese durch 
wichtige Erfordernisse in Bezug auf den Schutz 
der öffentlichen Gesundheit und der Umwelt 
gerechtfertigt waren (zwingende Erfordernisse 
im Sinne des Urteils Cassis de Dijon), soweit sie 
von der Kommission im Rahmen eines 
Gemeinschaftsverfahrens bestätigt wurden; 
d)  die Einführung des Grundsatzes des „wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts“ zugunsten 
wirtschaftlich schwächerer Länder, damit diese 
sich leichter an den gemein schaftlichen 
Wettbewerb aufgrund der Verwirklichung des 
Binnenmarktes anpassen können. 
Auch wenn die Behauptung übertrieben ist, dass 
90 % der Bestimmungen der Einheitlichen Akte 
von den Dienststellen der Kommission abgefasst 
wurden, die Präsident Delors bei der Aushandlung 
der Einheitlichen Akte unterstützt haben, besteht 
hingegen kein Zweifel, dass die Kommission, 
angetrieben von Präsident Delors, bei diesen 
Verhandlungen eine entscheidende Rolle gespielt 
hat, die es ihr erlaubte, fast alle ihre Ziele zu 
erreichen, und zwar sowohl auf institutioneller 
Ebene (Ausweitung von Mehrheitsabstimmungen, 
zunehmende Beteiligung des Europäischen 
Parlaments am Gesetzgebungsprozess) als auch 
auf der Ebene der politischen Inhalte (Aufnahme 
der Grundsätze des Weißbuchs über die 
Abschaffung der Binnengrenzen in den Vertrag, 
Verwirklichung der Grundfreiheiten und 
Umsetzung von Begleitmaßnahmen, Ausweitung 
der Zuständigkeiten der Gemeinschaft auf die 
Forschungs- und Umweltschutzpolitik, den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt; 
Ausweitung der Zuständigkeiten der Sozialpolitik 
auf den Schutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 
usw.). 
Was die Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen 
betrifft, so ist daran zu erinnern, dass ab 1985 die 
Zahl der Mehrheitsbeschlüsse im Rat erheblich 
ansteigt und es einfacher wird, schneller zu 
einstimmigen Beschlüssen zu gelangen, da stets 
eine Mehrheitsabstimmung als Drohkulisse im 
Raum steht. Folglich erlaubte die geniale Idee des 
Kommissionspräsidenten Delors, in den Vertrag 
das grundlegende Ziel der Verwirklichung des 
Binnenmarktes aufzunehmen, das von allen 
Mitgliedstaaten unterstützt wurde, gleichzeitig 
wesentliche Fortschritte auf institutioneller Ebene 
und machte die sich aus dem „Luxemburger 
Kompromiss“ ergebende Konsensbildung praktisch 
obsolet.
Paolo Ponzano, 1. Juli 2013
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Gaston Thorn: 
ein kämpferischer Visionär 
Nur sehr wenige Kommissionspräsidenten kamen 
mit so viel Erfahrung und Insiderwissen über die 
Arbeitsweise der Europäischen Gemeinschaft nach 
Brüssel wie Gaston Thorn. Als Premierminister 
Luxemburgs hatte er Mitte der 1970er Jahre an den 
Tagungen des Europäischen Rates teilgenommen 
und sogar den Vorsitz geführt. Als ehemaliger Au-
ßenminister verfügte er ebenfalls über umfassende 
Kenntnisse darüber, wie der Ministerrat funktio-
nierte. Und als Mitglied des Europäischen Parla-
ments seit 1959 kannte er sich auch gut in der Straß-
burger Versammlung aus. Als eines der aktivsten 
Mitglieder der internationalen liberalen Bewegung 
verfügte er über zahlreiche Kontakte und Verbün-
dete in vielen europäischen Regierungen, mit denen 
er es zu tun haben würde. Aufgrund seiner hervor-
ragenden englischen, französischen und deutschen 
Sprachkenntnisse war er darüber hinaus bestens auf 
seine Aufgabe vorbereitet.
Trotz dieser Vorteile sah er sich bei seinem Amts-
antritt als Kommissionspräsident im Januar  1981 
widrigen Umständen ausgesetzt. Seine Ernennung 
war schwierig verlaufen und konnte nur gegen den 
erbitterten Widerstand des französischen Präsi-
denten Valéry Giscard d’Estaing durchgesetzt wer-
den  (1). Innerhalb seiner Kommission hatte er es 
nicht nur mit François-Xavier Ortoli, einem ehe-
maligen Präsidenten, sondern auch mit Étienne 
Davignon, einem seiner Hauptrivalen um das Amt 
des Kommissionspräsidenten, zu tun. Der belgische 
Kommissar war allein aufgrund parteipolitischer 
(1) The Financial Times, 16. Juni 1980.
Thorn hat kein leichtes Erbe angetreten …  Courrier du personnel, 
Nr. 421, 12. Februar 1981, S. 8 f.
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Manöver innerhalb der belgischen Regierung nicht 
in dieses Amt gelangt. Gleichwohl galt er im Zeit-
raum 1981-1985 als der starke Mann der Kommissi-
on. Darüber hinaus war die Ressortverteilung unter 
den Mitgliedern der Thorn-Kommission erst nach 
einer der längsten und berüchtigsten „Nächte der 
langen Messer“ gelungen (1).
Ein noch größeres Problem waren die zutiefst ent-
mutigenden wirtschaftlichen und politischen Rah-
menbedingungen Anfang der 1980er Jahre. In 
Westeuropa gab es kaum Anzeichen für eine Bewäl-
tigung der Konjunkturkrise der 1970er Jahre. Die 
Ost-West-Beziehungen hatten sich so verschlech-
tert, dass man bereits von einem „zweiten Kalten 
(1) Siehe Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft. Zur „Nacht der 
langen Messer“ siehe Kapitel 2.1: Die Mitglieder der Kommission.
Krieg“ sprach. Die Gemeinschaft selbst bemühte 
sich nach wie vor um einen Modus Vivendi zwi-
schen der Kommission, dem Ministerrat, dem noch 
relativ neuen Europäischen Rat und dem mittler-
weile direkt gewählten Europäischen Parlament. In 
seiner Antrittsrede in Straßburg hatte Thorn die 
anhaltende institutionelle Malaise freimütig einge-
räumt (2). Es sollte nicht einfach werden, unter die-
sen Umständen die von Thorn eindeutig angestreb-
te starke Führungsrolle der Kommission 
wiederherzustellen, die auch seiner Auffassung, wie 
das Gemeinschaftssystem funktionieren sollte, ent-
sprach (3).
Die Situation verschlimmerte sich noch durch eine 
außergewöhnliche Folge von Schicksalsschlägen, 
von der die neue Kommission betroffen schien. 
Adrien Ries, Thorns ursprünglicher Kabinettchef, 
die wichtige rechte Hand eines Kommissars, vor al-
lem aber eines Präsidenten, trat innerhalb weniger 
Tage aus gesundheitlichen Gründen zurück. Sein 
Nachfolger Fernand Spaak wurde nach gerade ein-
mal sechs Monaten ermordet  (4). Finn Olav Gun-
delach, eines der Schwergewichte unter den Kom-
missionsmitgliedern und zuständig für die wichtige 
Aufgabe der Kontrolle der Agrarausgaben, erlitt 
einen Herzinfarkt und verstarb im Januar 1981 (5). 
Und im Mai rief der neue französische Staatsprä-
sident François Mitterrand ein weiteres wichtiges 
Kommissionsmitglied, Claude Cheysson, als Au-
ßenminister zurück nach Paris  (6). Der an Cheys-
sons Stelle benannte Edgard Pisani war jedoch eine 
erstklassige Wahl. Gleichwohl erwies sich der häu-
fige Personalwechsel als zusätzliche Schwierigkeit. 
(2) AHCE, BAC, Reden, Rede des Präsidenten Thorn vor dem Europäischen 
Parlament am 12. Januar 1981.
(3) Wie die Gemeinschaft seiner Auffassung nach funktionieren sollte, legte 
Thorn am deutlichsten dar in seiner Rede „Union européenne ou déclin: 
être ou ne pas être?“, AHCE, Reden, EUI Jean Monnet Lecture, 24. Mai 
1984.
(4) Interview mit Michel Vanden Abeele, 30. November 2010; The Financial 
Times, 20. Juli 1981.
(5) The Financial Times, 14. Januar 1981.
(6) The Financial Times, 26. Mai 1981.
Gaston Thorn richtet sich 1982 an die Presse. Der 
Kommissionspräsident sprach die Krise der Gemeinschaft häufig 
unumwunden an.
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Unter dem Eindruck dieser Schwierigkeiten bemüh-
te sich Thorn, der Ereignisse Herr zu werden. Teil 
des Problems war die Kommission selbst. Zu viele 
seiner Kollegen schienen es darauf anzulegen, die 
Grenzen der Autorität des Präsidenten und der ge-
meinsamen Verantwortung auszureizen (1). Es war 
kein völlig neues Phänomen, dass einzelne Kom-
missionsmitglieder sich als nahezu unabhängige 
„Barone“ aufführten, die nur sich selbst verantwort-
lich waren. Da die einzelnen Kommissionsmitglie-
der durch ihre nationalen Regierungen und nicht 
vom Kommissionspräsidenten ausgewählt wurden, 
musste jeder Präsident Schwierigkeiten haben, die 
volle Kontrolle auszuüben. Das Problem sollte aller-
dings Anfang der 1980er Jahre seinen Höhepunkt 
erreichen, als mehrere von Thorns Kollegen ihrem 
Präsidenten eindeutig Loyalität und Ehrerbietung 
(1) Interview mit Christopher Tugendhat, 17. August 2010.
verweigerten  (2). Eine weitere Schwierigkeit stellte 
das ständig zunehmende Selbstbewusstsein eines 
Europäischen Parlaments dar, das enttäuscht war, 
weil sich die nach den Direktwahlen von 1979 er-
hofften zusätzlichen Befugnisse nicht so rasch ver-
wirklichen ließen. Im Februar  1983 drohten die 
Parlamentarier mit der Entlassung der gesamten 
Europäischen Kommission, wenn die anhaltende 
Blockade des Gemeinschaftshaushalts nicht rasch 
aufgelöst würde  (3). Thorn trug mit einer starken 
Rede dazu bei, die unmittelbare Krise abzuwenden, 
aber nicht bevor die möglichen Gefahren im Um-
gang mit einem machthungrigen Parlament weiter 
deutlich geworden waren (4).
(2) The Financial Times, 21. April 1981.
(3) The Financial Times, 8. Februar 1983.
(4) The Financial Times, 9. und 10. Februar 1983.
Gaston Thorn in Brüssel (Februar 1983)
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Das größte Problem war jedoch darauf zurückzu-
führen, dass Thorns Ansehen bei den europäischen 
Staats- und Regierungschefs zunehmend litt. Im 
Sommer  1981 bemühte sich der Kommissionsprä-
sident um eine Beilegung der anhaltenden Haus-
haltsstreitigkeiten. Als flankierende Maßnahmen 
zur Lösung des britischen Haushaltsproblems 
schlug er eine Begrenzung der ausufernden Agrar-
ausgaben sowie eine moderate Erhöhung des Ge-
samthaushalts der Gemeinschaft vor (1). Das Kom-
promisspaket wurde vom Europäischen Rat jedoch 
(1) Schwabe, K., „Gaston Thorn“, Harst, J. van der, und Voerman, G. (Hg.), 
The Presidents of the European Commission. From Hallstein to Barroso, John 
Harper Publishing, London, 2014 (erscheint demnächst).
kategorisch abgelehnt. Stattdessen stützten sich die 
Mitgliedstaaten bei ihren Bemühungen um eine 
Lösung dieser Frage mit Deutschland und Frank-
reich an der Spitze immer stärker auf zwischen-
staatliche Methoden der bilateralen Konsultation. 
Thorn bedauerte und verurteilte diese Entwick-
lung, konnte jedoch kaum etwas dagegen tun  (2). 
Die neuen bilateralen Bemühungen und Initiativen 
des Präsidenten führten nicht sofort aus der Sack-
gasse. Vielmehr verdeutlichte die chaotische Rats-
tagung im Dezember 1983 in Athen, wie schwierig 
eine Lösung war. Die Tatsache, dass letztendlich 
(2) Die stärkste Kritik an dieser Methode äußerte Gaston Thorn in seiner Rede 
vor dem Europäischen Parlament am 15. Dezember 1983 (AHCE, Reden).
Der Kommissionspräsident zusammen mit Valéry Giscard d‘Estaing
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der französische Ratsvorsitz die in Fontainebleau 
im Juni 1984 vereinbarte Kompromissformel fand, 
verdeutlicht, inwieweit die Kommission im Allge-
meinen und Thorn im Besonderen bei dem wich-
tigsten Thema dieser Zeit an den Rand gedrängt 
wurden. Man muss allerdings zugestehen, dass das 
in Fontainebleau vereinbarte Paket eine gewisse 
Ähnlichkeit mit den unglückseligen Vorschlägen 
aufwies, die Thorn drei Jahre früher vorgelegt hat-
te. Letztendlich konnte auch Mitterrand davon 
überzeugt werden, dass das britische Haushaltspro-
blem nur im Rahmen weitergehender Haushaltsre-
formen und Änderungen der GAP gelöst werden 
konnte. Besorgniserregend blieb jedoch, dass der 
Kommissionspräsident bei den Verhandlungen, die 
letztendlich in eine Einigung mündeten, an den 
Rand gedrängt wurde.
Natürlich wurden während der Amtszeit von 
Gaston Thorn auch wichtige Erfolge erzielt. Hierzu 
zählen vor allem die allmählichen Fortschritte bei 
den Erweiterungsverhandlungen mit Spanien und 
Portugal. Diese Gespräche kamen nur langsam 
und schleppend voran. Insbesondere bereitete Spa-
nien große Probleme, sowohl im Hinblick auf die 
gemeinsame Landwirtschaftspolitik als auch auf 
die gemeinsame Fischereipolitik. Der endgültige 
Durchbruch gelang darüber hinaus im Juni  1985 
unter der Präsidentschaft von Delors und nicht un-
ter Thorn. Dem Luxemburger gebührt jedoch das 
Verdienst, trotz aller Schwierigkeiten die Verhand-
lungen vorangetrieben zu haben. 
Ein weiterer wichtiger Fortschritt war die Aus-
handlung des Abkommens von Lomé III mit den 
Partnern der Gemeinschaft in Afrika, der Kari-
bik und im pazifischen Raum. Die Kommission 
reagierte auch umsichtig auf die beunruhigende 
Situation im Jahr 1983, als die Ausgaben die Ein-
nahmen zu übersteigen drohten, indem bei den 
nichtobligatorischen Ausgaben die notwendigen 
Einsparungen vorgenommen wurden und ein 
Defizit des Gesamthaushalts abgewendet werden 
konnte. Die Verschärfung der Milchquotenrege-
lung war wichtig, um eine gewisse Kontrolle über 
den Haushalt der Gemeinsamen Agrarpolitik zu-
rückzuerlangen. Die Amtszeit Thorns war eben-
falls gekennzeichnet durch große Anstrengungen 
der Kommission zur Bewältigung der schweren 
Krise der europäischen Stahlindustrie und durch 
energische Bemühungen um eine ertragreiche 
Partnerschaft mit der europäischen Elektronik- 
und Computerindustrie. Einige Forscher gehen da-
von aus, dass es durch diese Bemühungen zu einer 
Partnerschaft zwischen Kommission und Industrie 
gekommen ist, die dem Binnenmarktprojekt Mitte 
bis Ende der 1980er Jahre Anschub gegeben hat (1). 
Die Tatsache, dass sowohl die Stahlpolitik als auch 
die Kontakte mit dem europäischen Hochtechno-
logiesektor im Wesentlichen auf Étienne Davignon 
und nicht auf Gaston Thorn zurückzuführen sind, 
(1) Sandholtz, W., und Zysman, J., „1992: Recasting the European Bargain“, 
World Politics, Bd. 42, Nr. 1, 1989, S. 95-128.
Es mangelt nicht an Arbeit. Gaston Thorn 
widmet sich dem wachsenden Aktenstapel.
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verdeutlicht den oben erwähnten Autoritätsverlust 
des Kommissionspräsidenten.
Die Amtszeit von Gaston Thorn als Präsident der 
Europäischen Kommission fiel in eine äußerst 
schwierige Phase der Europäischen Gemeinschaft. 
Dass er sich nur beschränkt als starke Führungs-
persönlichkeit beweisen konnte, ist teilweise auf die 
nahezu unüberwindbaren Probleme, mit denen er 
konfrontiert war, zurückzuführen. Er übernahm 
sein Amt unter ungünstigen Umständen und litt 
unter einer anfänglichen Serie von Schicksalsschlä-
gen. Es verdient darüber hinaus Anerkennung, dass 
er seinem Nachfolger eine Kommission voller Ide-
en für die weitere Entwicklung Europas hinterließ, 
auch wenn nicht klar war, ob diese Ideen umgesetzt 
werden könnten. Die Erfolge der Delors-Kommis-
sion stützten sich auf die Grundlagen der vorherge-
henden fünf Jahre. Damals jedoch hatte man kaum 
das Gefühl, mit dem Integrationsprozess voranzu-
kommen. Dies erklärt zum Teil die zunehmende 
Frustration in Brüssel und anderenorts sowie ins-
besondere die starke, letztendlich aber vergebliche 
Kritik von Thorn an der seiner Meinung nach zu-
nehmenden „Intergouvernementalität“. Wie Delors 
später beweisen sollte, war es viel erfolgversprechen-
der, sich diesen Trend zunutze zu machen, als sich 
gegen ihn zu stemmen. 
Piers Ludlow
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Kapitel 8  
Beziehungen zum 
Europäischen Rat 
Eine der wichtigsten institutionellen Neuerungen 
zwischen 1973 und 1986 war die Institutionalisie-
rung der europäischen Gipfeltreffen und die Entste-
hung des Europäischen Rates (1). Abgelöst wurden 
die gelegentlichen und unregelmäßigen Treffen der 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten 
– drei Treffen zwischen 1958 und 1969 sowie drei 
weitere im Zeitraum 1970 und 1974 – durch einen 
Zeitplan mit drei Sitzungen pro Jahr. Der genaue 
Rechtsstatus des Europäischen Rates wurde, so viel 
ist sicher, bis zur Einheitlichen Europäischen Akte 
von 1986 nicht eindeutig geklärt. Allerdings fanden 
die häufigen Treffen der wichtigsten Politiker der 
einzelnen Mitgliedstaaten schon lange vor diesem 
Datum turnusmäßig statt und hatten zunehmend 
entscheidende Auswirkungen auf die Regierung der 
Gemeinschaft. Es ist somit wichtig, das Zusammen-
(1) Mourlon-Druol, E., „Filling the EEC leadership vacuum? The creation of 
the European Council in 1974“, Cold War History, Bd. 10, Nr. 3, 2010, 
S. 315-339.
spiel zwischen der Kommission und dieser neuen 
Institution zu untersuchen.
Die erste Reaktion der Kommission auf den Vor-
schlag des französischen Präsidenten Valéry Giscard 
d’Estaing, einen Europäischen Rat einzurichten, 
war überraschend gelassen. Angesichts der früheren 
Bedenken der Kommission wegen der vereinzelten 
europäischen Gipfeltreffen und ihrer Befürchtun-
gen, dass derartige Veranstaltungen die von ihr ange-
strebte Führungsrolle in Frage stellen könnten, hätte 
die Idee, die Ad-hoc-Gipfeltreffen durch regelmäßi-
ge Sitzungen des Europäischen Rates zu ersetzen, 
leicht als Bedrohung aufgefasst werden können  (2). 
Diesen Standpunkt vertraten die Benelux-Staaten 
mit diskreter Unterstützung der Kommission bei 
den Verhandlungen über den Vorschlag von Giscard 
(2) Ludlow, N. P., „An Opportunity or a Threat? The European Commission 
and The Hague Council of December 1969“, Journal of European Integrati-
on History, Bd. 9, Nr. 2, 2003, S. 11-25.
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d’Estaing  (1). Die Kommission selbst äußerte ihre 
Befürchtungen weniger offen und drückte die Hoff-
nung aus, dass das neue Organ ein Rat sein würde 
und „kein neues Organ, das den anderen Institutio-
nen übergestülpt werden könnte“. Und sie wandte 
sich auch gegen die Einrichtung eines eigenständi-
gen Sekretariats für das neue Organ  (2). Der Vor-
schlag von Altiero Spinelli, die Kommission solle 
mit einem eigenen institutionellen Gegenvorschlag 
reagieren, wurde aber mehrheitlich abgelehnt. In ei-
ner Rede vor dem Europäischen Parlament sagte 
(1) Nach einem mündlichen Zeugnis von Émile Noël (laut Auskunft von Paolo 
Ponzano) ermunterte die Ortoli-Kommission die Benelux-Staaten hinter 
den Kulissen, diesen Standpunkt einzunehmen.
(2) AHCE, KOM(74) PV 314, zweiter Teil, Sitzung vom 28. Oktober 1974.
François-Xavier Ortoli: „Es wäre töricht, die Kom-
mission zulasten des Rates retten zu wollen“ (3). Da-
rüber hinaus verbuchten die Benelux-Staaten bei den 
anschließenden Verhandlungen einen gewissen Er-
folg, indem sie Giscard d’Estaings Ideen gemein-
schaftlicher gestalteten. Émile Noël, der die Kom-
mission im Planungsausschuss für den Europäischen 
Rat vertrat, konnte somit eine versöhnliche Haltung 
einnehmen, insbesondere als klar wurde, dass die ur-
sprüngliche Absicht des französischen Präsidenten, 
den Kommissionspräsidenten bei Tagungen des Eu-
ropäischen Rates an den Rand zu drängen, bei den 
(3) Badel, L., und Bussière, É., François-Xavier Ortoli: l ’Europe, quel numéro de 
téléphone?, Descartes & Cie, Paris, 2011, S. 153.
Gründungsmoment: Diner im Elysée-Palast (September 1974), bei dem Giscard d’Estaing seinen Amtsgenossen die Vorstellung 
regelmäßiger Gipfeltreffen schmackhaft machte
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d’Estaing  (1). Die Kommission selbst äußerte ihre 
Befürchtungen weniger offen und drückte die Hoff-
nung aus, dass das neue Organ ein Rat sein würde 
und „kein neues Organ, das den anderen Institutio-
nen übergestülpt werden könnte“. Und sie wandte 
sich auch gegen die Einrichtung eines eigenständi-
gen Sekretariats für das neue Organ  (2). Der Vor-
schlag von Altiero Spinelli, die Kommission solle 
mit einem eigenen institutionellen Gegenvorschlag 
reagieren, wurde aber mehrheitlich abgelehnt. In ei-
ner Rede vor dem Europäischen Parlament sagte 
(1) Nach einem mündlichen Zeugnis von Émile Noël (laut Auskunft von Paolo 
Ponzano) ermunterte die Ortoli-Kommission die Benelux-Staaten hinter 
den Kulissen, diesen Standpunkt einzunehmen.
(2) AHCE, KOM(74) PV 314, zweiter Teil, Sitzung vom 28. Oktober 1974.
Gründungsmoment: Diner im Elysée-Palast (September 1974), bei dem Giscard d’Estaing seinen Amtsgenossen die Vorstellung 
regelmäßiger Gipfeltreffen schmackhaft machte
rektwahlen zum Europäischen Parlament erzielt 
wurden (2).
Allerdings dauerte es einige Zeit, bis die Kommis-
sion den Umgang mit dem Europäischen Rat lern-
te. In gewisser Weise war dies eine Verfahrensfra-
ge. Die Kommission stellte mit der Zeit fest, wie 
wichtig es war, ihre Auffassungen gegenüber den 
Mitgliedern des Europäischen Rates vor deren Sit-
zungen schriftlich darzulegen, was häufig in Form 
kurzer Vermerke geschah. Enge Konsultationen mit 
dem Mitgliedstaat, der den Ratsvorsitz innehatte, 
erwiesen sich ebenfalls als wertvoll. Und sofern der 
(2) AHCE, KOM(74) PV 320, Sitzung vom 11. Dezember 1974.
Mitgliedstaaten wenig Unterstützung fand (1). Soll-
te die neue Einrichtung in der Lage sein, der von der 
weltweiten Rezession geplagten Gemeinschaft etwas 
von der dringend benötigten Dynamik und Orien-
tierung zu vermitteln, war die Kommission gern be-
reit, ihre Erschaffung zu begrüßen und sich an ihren 
Arbeiten zu beteiligen. Dies umso mehr, als gleich-
zeitig Fortschritte im Hinblick auf die ersten Di-
(1) Noëls Auffassungen wurden später öffentlich geäußert. Er erkannte die 
mögliche Gefahr der „Intergouvernementalität“, gelangte jedoch zu dem 
Schluss: „Trotz einiger Enttäuschungen ist die Bilanz des Europäischen 
Rates nach vier Jahren eindeutig positiv“. Noël, É., Les rouages de l’Europe: 
comment fonctionnent les institutions de la Communauté européenne, 
Fernand Nathan-Labor, Paris, 1976, S. 45-63.
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zu haben als in seinem eigenen Organ. Während der 
erste Kommissionspräsident sich bei Tagungen des 
Europäischen Rates gelegentlich an den Diskussio-
nen beteiligt hatte, spielte Ortoli im Rahmen des 
neuen Forums keine wichtige Rolle.
Bei Roy Jenkins war dies anders. Zunächst wurde 
rasch deutlich, dass es zu seinen Prioritäten gehörte, 
sich eine einflussreiche Position innerhalb des Eu-
ropäischen Rates zu verschaffen. Zweitens erfolgte 
seine Ernennung mit starker Unterstützung durch 
Giscard d’Estaing und den deutschen Bundeskanz-
ler Helmut Schmidt, den beiden damals wichtigs-
ten Vertretern des Europäischen Rates. Während 
die Beziehungen zu Giscard d’Estaing schwankten, 
pflegte Roy Jenkins während seiner gesamten Prä-
sidentschaft ein enges Verhältnis zu Schmidt. Drit-
tens hatte er ein persönliches Interesse an einem der 
wichtigsten Tagesordnungspunkte vieler Tagungen 
des Europäischen Rates in den späten 1970er Jahren, 
da er mit seiner Rede in Florenz im Oktober 1977 
eine bedeutsame Rolle bei der Neubelebung der 
Idee einer europäischen währungspolitischen Inte-
gration gespielt hatte. Er war daher eng in alle Ver-
handlungen über die Gründung des Europäischen 
Währungssystems (EWS) eingebunden. Da er vier-
tens seine Teilnahme bei den Gipfeltreffen der G7 
durchgesetzt hatte, war er ferner an sämtlichen Ge-
sprächen des Europäischen Rates zur Abstimmung 
des Standpunkts der europäischen Vertreter im 
Vorfeld der jährlichen internationalen Gipfeltreffen 
beteiligt. Schließlich standen bei ihm Reputation 
und Sachverstand derart außer Zweifel, dass er un-
vermeidlich eine wichtige Rolle bei den Tagungen 
auf höchster Ebene spielte (5). Jenkins, der häufig als 
der beste Premierminister beschrieben wurde, den 
das Vereinigte Königreich niemals hatte, fühlte sich 
unter den Staatschefs zuhause (6). Aber trotz seiner 
Eignung und seiner unbestrittenen Wirkung wur-
(5) Interviews mit Crispin Tickell, 21. August 2010, und Michel Vanden Abee-
le, 30. November 2010.
(6) Siehe Lewis, P., „Roy Jenkins, 82, Dies; Helped Start Centrist British Par-
ty“, New York Times, 6. Januar 2003.
Europäische Rat über Fragen mit direkten Auswir-
kungen auf die bestehende Gemeinschaftspolitik 
beriet, war es in der Regel Aufgabe der Kommissi-
on, den Leitlinien der Staats- und Regierungschefs 
detaillierte Rechtsvorschläge folgen zu lassen (1). So 
betonte Delors vor den Abgeordneten des Europa-
parlaments: „Das Initiativrecht liegt bei der Kom-
mission. Dabei muss jedoch danach unterschieden 
werden, ob dieses Recht in einem bestimmten ins-
titutionellen Rahmen oder auf allgemeiner politi-
scher Ebene ausgeübt wird. In einem bestimmten 
institutionellen Rahmen ist es unsere Aufgabe, das 
anzuwenden, was förmlich vom Europäischen Rat 
oder aber durch eine Vertragsänderung beschlossen 
worden ist“ (2). Angesichts der Art der Ratstagun-
gen und der Wichtigkeit persönlicher Gespräche 
zwischen den Protagonisten hing der Einfluss der 
Kommission im Wesentlichen von der Persönlich-
keit und dem Ansehen des Kommissionspräsiden-
ten, ihrem exponiertesten Vertreter, ab. Und auf 
diesem Gebiet waren die Erfolge im Zeitraum 1975-
1986 eher durchwachsen.
Ortoli war für diese Aufgabe nicht besonders 
gut geeignet. Einerseits war es natürlich für einen 
französischen Kommissionspräsidenten schwierig, 
sich in einem Forum Gehör zu verschaffen, in dem 
Giscard d’Estaing dominierte, der darüber hinaus 
von allen Staatschefs derjenige war, der eine starke 
Position der Kommission am skeptischsten betrach-
tete. Ortoli war ein enger Vertrauter von Georges 
Pompidou gewesen, hatte aber zu dessen Nachfolger 
weniger gute Beziehungen  (3). Ortolis Reputation 
spielte ebenfalls eine Rolle: In neueren Biografien 
wird er als starker Präsident einer schwachen Kom-
mission porträtiert  (4). Bei den Staats- und Regie-
rungschefs scheint er viel weniger Ansehen gehabt 
(1) Noël, É., Les rouages de l’Europe: comment fonctionnent les institutions de la 
Communauté européenne, Fernand Nathan-Labor, Paris, 1976, S. 51-52.
(2) Rede von Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament, Bulletin der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Beilage 2/89, S. 60.
(3) Badel, L., und Bussière, É., François-Xavier Ortoli: l ’Europe, quel numéro de 
téléphone?, Descartes & Cie, Paris, 2011, S. 150.
(4) A. a. O., S. 128-141.
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glied der britischen Delegation an mehreren Rats-
tagungen teilnahm, leistete Thorn nur geringe Bei-
träge, selbst wenn auf der Tagesordnung Themen 
wie der Haushalt oder die GAP standen, bei denen 
der Kommissionspräsident eine wichtige Rolle hät-
te übernehmen müssen (4). Der Kommissionspräsi-
dent aus Luxemburg hatte somit wenig Anteil an 
der Lösung der Haushaltsblockade wegen des briti-
schen Beitrags, die schließlich bei der Ratstagung 
in Fontainebleau im Jahr 1984 erreicht wurde. 
Dieser Durchbruch hatte zur Folge, dass Jacques 
Delors zu einem äußerst günstigen Zeitpunkt für 
Fortschritte auf der Ebene des Europäischen Ra-
tes ins Amt kam. Aber es war nicht Glück allein, 
weshalb der neue französische Kommissionspräsi-
dent im Europäischen Rat mehr Wirkung erzielte 
als jeder andere Kommissionspräsident. Ebenso 
wichtig war, dass er alle Gipfeltreffen gewissenhaft 
vorbereitete, die meisten Sachthemen des Rates 
technisch beherrschte, gute Beziehungen zu den an-
(4) Interview mit David Williamson, 14. Juli 2011.
de sein Ruf letztlich dadurch beeinträchtigt, dass er 
nur eine einzige Amtszeit absolvierte und viele der 
letzten Tagungen des Europäischen Rates durch 
Streitigkeiten über den britischen Haushaltsbeitrag 
geprägt waren. Dies begrenzte den Spielraum, über 
andere Themen zu sprechen, und erwies sich für ei-
nen britischen Kommissionspräsidenten als beson-
ders unangenehm und peinlich (1).
Gaston Thorn hätte sich im wichtigsten europäi-
schen Entscheidungsgremium sofort wohlfühlen 
müssen. Als Premierminister Luxemburgs war er 
an der Gründung des Europäischen Rates beteiligt 
gewesen und hatte an vielen der folgenden Gipfel-
treffen teilgenommen. Trotz dieser Vertrautheit 
vertrat er die Überzeugung, dass der Europäische 
Rat nicht die wichtige Rolle in der Gemeinschaft 
spielen solle, die ihm inzwischen zugewachsen war. 
Schon seine erste Rede als Kommissionspräsident 
vor dem Europäischen Parlament enthielt einige 
Anzeichen für diese Haltung. Er nannte die Di-
rektwahlen zum Europäischen Parlament den ein-
zigen institutionellen Fortschritt der 1970er Jahre 
und ging über die Gründung des Europäischen Ra-
tes mit Stillschweigen hinweg (2). Diese Einstellung 
wurde durch sein Verhalten bekräftigt. Er versuch-
te zwar, die Zustimmung der Staats- und Regie-
rungschefs zu seinem Plan vom Juni  1981 zu ge-
winnen, die Haushaltsprobleme durch eine 
erhebliche Aufstockung des Gemeinschaftshaus-
halts zu lösen. Aber nachdem sein Plan kurzerhand 
abgelehnt worden war, bedauerte er die Machtbe-
fugnisse des Europäischen Rates und beklagte die 
lähmende Wirkung, die seiner Meinung nach vom 
Rat auf den Einigungsprozess ausging  (3). Natür-
lich nahm er auch weiterhin an den europäischen 
Gipfeltreffen teil. Aber wie sich David Williamson 
erinnerte, der Anfang der 1980er Jahre als Mit-
(1) Eine Tatsache, die Roy Jenkins anerkannte: Jenkins, R., European Diary, 
1977-1981, Collins, London, 1989, S. 546.
(2) AHCE, Reden, Rede des Präsidenten Thorn vor dem Europäischen Parla-
ment am 12. Januar 1981.
(3) AHCE, Reden, Rede des Präsidenten Thorn vor dem Europäischen Parla-
ment am 15. Dezember 1983.
Getrübtes Jubiläum: Die Feiern zum 25. Jahrestag der Römischen Verträge 
wurden von gravierenden Unstimmigkeiten zwischen 
den zehn Mitgliedstaaten überschattet.
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deren Hauptakteuren pflegte und sowohl sachlich 
als auch zeitlich das richtige Gespür für Kompro-
missvorschläge hatte, um Blockaden zu überwin-
den. Delors nahm vor jeder Ratstagung eine enorme 
Arbeitsbelastung auf sich: Er sprach nicht nur un-
ablässig mögliche Szenarien und Ergebnisse mit den 
Mitgliedern seines Kabinetts durch, sondern führ-
te auch einen äußerst wirksamen Dialog mit Niels 
Ersbøll, dem Generalsekretär des Ministerrates (1). 
Hierdurch war er bereits vor der Ratstagung bestens 
über alle möglichen einzelstaatlichen Standpunkte 
informiert, so dass er schon im Vorfeld jeder Ta-
gung mit dem Verfasser des Entwurfs der Schluss-
folgerungen seine Prioritäten und Erwartungen er-
örtern konnte. Harte Arbeit war auch entscheidend 
für den technischen Sachverstand, den Delors sich 
im Hinblick auf alle wichtigen Gesprächsthemen 
aneignete. Aufgrund seines umfassenden Wissens 
wandten sich alle Staats- und Regierungschefs un-
weigerlich an den Kommissionspräsidenten, wenn 
sie eine Lösung für ein unerwartetes Problem benö-
tigten oder Zweifel über die möglichen Folgen einer 
Entscheidung hegten. Seine einflussreiche Position 
(1) Interview mit Jacques Delors, 11. März 2011.
wurde weiterhin verstärkt durch die exzellenten 
Beziehungen, die Delors zu Bundeskanzler Helmut 
Kohl knüpfte, dem mächtigsten Vertreter des Rates 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, die zwar 
etwas distanziertere, aber immer noch fruchtbare 
Beziehung zu François Mitterrand, ein gutes Ver-
hältnis zu Spaniens Felipe González und mehreren 
italienischen Premierministern sowie eine Bezie-
hung zu Margaret Thatcher, die erst gegen Ende des 
Jahrzehnts völlig zerrüttet war. Diese persönlichen 
Beziehungen, sein Sachverstand, seine minutiöse 
Vorbereitung und sein politisches Verständnis er-
möglichten es dem Kommissionspräsidenten, in-
telligente Kompromisse herbeizuführen, durch die 
offenkundig unvereinbare nationale Positionen 
überbrückt werden konnten. Der meisterhafte Um-
gang mit dem Europäischen Rat war nicht der ein-
zige Faktor, weshalb Delors als Kommissionspräsi-
dent dermaßen erfolgreich war, er gehörte jedoch 
zweifellos zu den wichtigsten Pfunden, mit denen 
er wuchern konnte. 
Piers Ludlow
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9.1 Ministerrat  
Die Beziehungen zum Rat waren vielfältig und 
drückten der Kommission in den Jahren 1973-1986 
ihren Stempel auf; der prägende Einfluss des Rates 
war bei allen Tätigkeiten und sogar in der Struktur 
der Kommission mehr oder weniger sichtbar. In die-
sem Abschnitt steht die institutionelle Dimension 
der Beziehungen der Kommission zum Rat im Zen-
trum, der als einheitliches Organ dargestellt wird. 
Dies traf zwar in rechtlicher Hinsicht zu, doch die 
Tätigkeit des Rates verteilte sich auf verschiede-
ne Formationen und Gremien, so den Ausschuss 
der Ständigen Vertreter (AStV)  (1), auf den später 
eingegangen wird. Nach einem kurzen Abriss der 
Vertretung der Kommission im Rat werden zwei 
einschneidende Veränderungen behandelt, die sich 
in diesen Jahren vollzogen und im Übrigen mitei-
(1) Aufgabe des Ausschusses der Ständigen Vertreter (AStV) ist es, die Arbei-
ten des Rates vorzubereiten. Er setzt sich aus zwei Gremien zusammen; 
die meisten Rechtsetzungsvorhaben werden im AStV I behandelt, wo die 
Stellvertreter der Ständigen Vertreter versammelt sind. Im AStV II treten 
die Botschafter zusammen, die sich mit politischen, wirtschaftlichen und 
institutionellen sowie Handelsfragen befassen.
nander verflochten waren: die Beziehungen zum 
Vorsitz und die Beziehungen zum Generalsekreta-
riat des Rates. 
Wahrung der Einheitlichkeit der 
Vertretung der Kommission im Rat 
Die Vertretung der Kommission im Rat war recht 
einfach geregelt: Die Mitglieder der Kommission 
nahmen an den Sitzungen der Ministerräte teil, 
während die Kommission im AStV durch das Ge-
neralsekretariat vertreten wurde. Von 1973 bis 1986 
gab es daher im Generalsekretariat zwei Abteilun-
gen: „Beziehungen zum Rat  I“ und „Beziehungen 
zum Rat  II“, die die Arbeiten des AStV I und des 
AStV II begleiteten. Während der stellvertretende 
Generalsekretär die Kommission traditionell im 
AStV II vertrat, wurde sie im AStV I von dem für 
die Beziehungen zum Rat I Verantwortlichen ver-
treten, der seit 1981 (Henri Étienne) den Rang eines 
Direktors innehatte. 
Auf der Ebene der Arbeitsgruppen wurde die Kom-
mission durch Bedienstete der Generaldirektionen 
9
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genheiten, die die Organisation der Arbeiten betra-
fen, über das Generalsekretariat zu erfolgen hatten, 
damit dieses die nötige Koordinierung sicherstellen 
konnte (2).
Der Vorsitz: neue Rolle als 
politischer Impulsgeber 
In den Jahren 1973-1986 prägten zwei Ereignisse 
die Beziehungen zum Ratsvorsitz: 1979/1980 die 
Fortführung des Berichts der „Drei Weisen“ (3) zur 
Reform der europäischen Organe (4) und 1984 der 
französische Vorsitz, der im Anschluss an den Gipfel 
in Fontainebleau die geltenden Verfahren änderte. 
Kurze Zeit vor der Veröffentlichung des Berichts 
der „Drei Weisen“ brachte Noël in einem allgemei-
nen Vermerk über die Beziehungen zum Rat die 
Besorgnis der Kommission über diese Entwicklung 
zum Ausdruck. Seit Januar 1979 stellte er eine stän-
dige Ausweitung der Rolle des Ratsvorsitzes (auf 
allen Ebenen) fest sowie das beharrliche Bestreben 
der Mitgliedstaaten, die der Kommission übertrage-
nen Tätigkeiten engmaschig zu kontrollieren. Wie 
er weiter ausführte, nahm der Vorsitz im Ratsgefüge 
nunmehr eine komplementäre Rolle zur Kommis-
sion wahr und präsentierte insbesondere die Kom-
promisse, die die Kommission nicht selbst vorlegen 
konnte, entweder, weil sie sich zu stark von ihrem 
ursprünglichen Standpunkt entfernten oder weil 
sie sich (leider manchmal) am Rande der gemein-
schaftlichen Regularität bewegten. Als Beispiel 
führte er das Vorgehen des französischen Vorsitzes 
bei den Währungsausgleichsbeträgen seit Anfang 
Januar als ein gutes Beispiel für einen möglichen 
Missbrauch an. Allerdings sah er in der sehr harten 
(2) AHCE, KOM(75) PV 360, Sitzung vom 19. November 1975.
(3) Siehe Einleitung zum dritten Teil dieser Veröffentlichung.
(4) AHCE, BAC 88/2004/112, Bericht über die europäischen Organe, der im 
Oktober 1979 von Barend Biesheuvel, Edmund Dell und Robert Marjolin 
vorgelegt wurde, die vom Europäischen Rat das Mandat erhalten hatten, 
„Überlegungen über Anpassungen der Mechanismen und Verfahren der 
Gemeinschaftsorgane anzustellen“.
vertreten. Die Generaldirektoren nahmen häufig 
an Sitzungen des AStV teil, wenn eine doppelte 
Vertretung vorgesehen war, und auch – je nach Ta-
gesordnung – an den Sitzungen der Minister. Auch 
die Kabinettsbediensteten begleiteten die Kommis-
sionsmitglieder zu den Tagungen des Ministerra-
tes, ergriffen aber nicht das Wort. Hingegen wur-
de Kommissionsmitgliedern angeraten, nicht  an 
AStV-Sitzungen teilzunehmen; die Präsenz von Ka-
binettsmitgliedern war bei solchen Sitzungen nicht 
zugelassen.
Die Missachtung dieser Regeln führte unweiger-
lich zu Spannungen. So kam es 1983 zum Eklat, 
als Kommissionsmitglied Christopher Tugendhat 
am 9. Dezember die Kommission persönlich im 
AStV I vertrat und Henri Étienne, der ebenfalls am 
Tisch der Kommission Platz genommen hatte, dazu 
zwang, den Saal zu verlassen, da angesichts der Prä-
senz des Kabinettchefs und des Generaldirektors 
die „maximale Größe“ der Kommissionsdelegation 
erreicht war. Henri Étienne, der den Generalsekre-
tär vertrat, musste also seinen Platz zugunsten des 
Kabinettchefs eines forschen Kommissars räumen. 
Émile Noël reagierte heftig auf diesen Vorfall und 
warf dem Kabinettchef des fraglichen Kommis-
sionsmitglieds vor, die Angelegenheit sei zulasten 
des Generalsekretariats geregelt worden  (1). Henri 
Étienne veranlasste diese von ihm so empfundene 
Demütigung in seinem Vermerk an Noël zu dem 
bitteren Fazit: „Die Realität sieht so aus, dass nach 
der Vorstellung gewisser Kabinette und Generaldi-
rektionen dem Sekretariat keinerlei Rolle zukommt 
und es seinen Platz räumen muss“.
Das Generalsekretariat verwies wiederholt auf sei-
ne Funktion als Bindeglied zum Rat. Daher wurde 
1975 im Kollegium ausdrücklich die bislang gelten-
de Regelung bestätigt und Anweisung erteilt, dass 
alle offiziellen Kontakte zum Vorsitz des Rates und 
zum Ausschuss der Ständigen Vertreter in Angele-
(1) AHCE, Bestand Émile Noël (EN) 605, persönlicher Vermerk von Émile 
Noël an M. Lever, P.1105/83, 20. Dezember 1983, Zwischenfall im AStV.
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solche Gefahr bestünde nur, wenn die großen Län-
der die wachsenden Möglichkeiten des Vorsitzes 
missbräuchlich nutzen wollten, was zur Folge hätte, 
dass sowohl das interne politische als auch das insti-
tutionelle Gleichgewicht der Gemeinschaft aus dem 
Lot geraten würde (2).
Hatte ein großer Mitgliedstaat den Vorsitz inne, 
so bestand aus der Sicht der Kommission die Ge-
fahr, dass sich ein Direktorium herausbildete. Der 
erste britische Vorsitz im ersten Halbjahr 1977, der 
mit der Amtsübernahme der Jenkins-Kommissi-
(2) A. a. O.
Herausforderung im Zeitraum 1973-1986: Wie gewährleistet man das reibungslose Funktionieren des institutionellen Systems? 
Illustration ursprünglich veröffentlicht im Courrier du personnel, Nr. 402, 14. Juni 1979, S. 25
Reaktion der kleinen und mittleren Länder eine 
hinreichende Garantie dafür, dass sich eine solche 
Politik nicht weiter ausbreiten konnte (1).
Hier wurde die Allianz zwischen der Kommission 
und den kleinen (oder mittleren) Staaten zur Wah-
rung der Gemeinschaftsmethode deutlich sichtbar. 
Nach Auffassung des Generalsekretärs der Kom-
mission hatte sich die Rolle des Ratsvorsitzes in eine 
falsche Richtung entwickelt. Die tatsächlich an den 
Kommissionspräsidenten Jenkins gerichtete Emp-
fehlung war hingegen nuancierter formuliert: Eine 
(1) AHCE, BAC 40/1986/27, Vermerk von Émile Noël vom 26. Januar 1979 
über die Beziehungen Kommission/Rat.
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schaftspflichtig war, wurde in gewisser Weise durch 
das Hinzukommen eines dritten Partners gestört, 
der anscheinend nichts mit Straßburg zu tun hatte. 
Das institutionelle Dreieck formierte sich Anfang 
der 1980er Jahre zum Vorteil des Ratsvorsitzes. Am 
30. Juni 1982 fand der erste Trilog zwischen den 
drei Präsidenten – Parlament, Rat und Kommission 
– über Haushaltsfragen statt. Seit 1983 nahm der 
Vorsitz in Konfliktfällen eine Vermittlungsfunkti-
on zwischen der Kommission und bestimmten na-
tionalen Delegationen wahr, wie im selben Jahr mit 
Dänemark wegen Diskrepanzen in der Gemeinsa-
men Fischereipolitik, und unterstützte die Suche 
nach politischen Kompromissen.
Das Jahr 1984 markierte den zweiten Wendepunkt 
in den Beziehungen zwischen der Kommission und 
dem Vorsitz. Traditionsgemäß kam die Regierung 
des Staates, der den Vorsitz innehatte, nach Brüs-
sel, um der Kommission einen Besuch abzustatten, 
die bei dieser Gelegenheit ihre Prioritäten erläu-
terte. Seit dem französischen Vorsitz im Jahr 1984 
begaben sich die Mitglieder der Kommission in die 
Hauptstadt des betreffenden Landes, wo ihnen die 
Prioritäten des Vorsitzes unterbreitet wurden. Aus 
diesen Verhandlungsprioritäten entwickelte sich 
1989 das „Programm“ des Vorsitzes. Daran wurde 
deutlich, dass sich eine symbolische Übertragung 
der Führungsrolle und eine Neugewichtung der Be-
fugnisse vollzogen hatten. 
Zumal Präsident Mitterrand auf der Tagung des 
Europäischen Rates im Juni 1984 in Fontaine-
bleau zwei neue Ideen zu institutionellen Aspekten 
vortrug. So schlug er vor, darüber nachzudenken, 
wie die Kontinuität der Präsidentschaft der Ge-
meinschaft besser sichergestellt werden könnte. Die 
verwendete Formulierung Präsidentschaft der Ge-
meinschaft (und nicht „Ratspräsidentschaft“ bzw. 
„-vorsitz“) führte zu Verwirrung und dürfte sich 
an den Institutionen der Fünften Französischen 
Republik orientiert haben. Die Kommission fragte 
sich, was dieser Begriff wohl bedeuten sollte: Viel-
on zusammenfiel, rief innerhalb der Kommission 
diesbezügliche Befürchtungen hervor. Wie Pierre 
Bockstael berichtete, hatte das britische Außen-
ministerium die Anweisung erteilt, nicht mit den 
Dokumenten der Kommission zu arbeiten. Als die 
Briten den Vorsitz übernahmen, sei dies schrecklich 
gewesen, denn sie seien gut vorbereitet gewesen. Für 
ihn sei es häufig sehr irritierend gewesen, denn wenn 
er Dossiers im Rat verteidigen musste, sei er zu-
nächst zur Ständigen Vertretung gegangen, um mit 
dem Vorsitzenden der Gruppe die Sitzung vorzube-
reiten. Bei den Dokumenten, die die Kommission 
dem Rat vorlegte, habe es sich natürlich stets um 
die Basisdokumente gehandelt, da jeder Rechtsakt 
auf Vorschlag der Kommission zu verabschieden 
war. Die ganze Arbeit der Beamten der britischen 
Ständigen Vertretung habe jedoch darin bestanden, 
das Dokument in ihrem Sinne umzugestalten und 
sein Einverständnis dazu zu erhalten. Sie hätten 
alles neu formuliert und daraus ein Dokument des 
Vorsitzes gemacht. Erst als die Zeit des Vorsitzes ab-
gelaufen war, hätte ihm ein britischer Beamter, der 
den Vorsitz der Gruppe führte, die ausdrückliche 
Anweisung bestätigt, nicht mit Dokumenten der 
Kommission, sondern mit Vorschlägen des Vorsit-
zes zu arbeiten. Die Kommission und das Verfahren 
der Beschlussfassung sollten also geschwächt wer-
den. Nun war es nicht mehr der Vorschlag der Kom-
mission. Und dieser Methode habe eine Anweisung 
des Foreign Office zugrunde gelegen (1).
Der Bericht von 1979 trug zu einer Neuordnung 
der Beziehungen des Ratsvorsitzes zum Europä-
ischen Parlament bei, das nunmehr aus direkten 
allgemeinen Wahlen hervorging. Jetzt stand der 
Präsident des Europäischen Rates den europäischen 
Abgeordneten Rede und Antwort, und – Ironie der 
Geschichte – es war Margaret Thatcher, die diese 
Tradition Ende 1981 in Straßburg begründete. Das 
politische Zweigestirn, das die Kommission mit 
dem Parlament bildete, dem sie seit 1952 rechen-
(1) Interview mit Pierre Bockstael, 7. Juli 2010.
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Abstimmungsverhalten (3) 
Bei Abstimmungen im Rat wurde pragmatisch 
vorgegangen; vermieden wurden heikle Themen, bei 
denen ein Mitgliedstaat einen einstimmigen Beschluss 
hätte verlangen können, obwohl aus rechtlicher Sicht 
ein Mehrheitsbeschluss möglich gewesen wäre.
Zwischen dem Luxemburger Kompromiss (1966) und 
dem Jahr 1981 waren rund 30 Fälle von 
Stimmenthaltung zu verzeichnen. In 13 Fällen berief 
man sich direkt auf den Luxemburger Kompromiss bzw. 
die förmliche Geltendmachung eines sehr wichtigen 
Interesses, um sich einer Abstimmung zu widersetzen. 
Im besagten Zeitraum gab es während einer 
Rekordspanne von dreieinhalb Jahren überhaupt keinen 
Mehrheitsbeschluss. 
Die wiederkehrenden Spannungen bei jeder Aussicht 
auf eine Abstimmung führten dazu, dass noch 
systematischer auf den Luxemburger Kompromiss 
zurückgegriffen wurde. Daraus ergab sich eine 
zunehmend extensive Auslegung und Geltendmachung 
des Luxemburger Kompromisses, es kam zu 
sogenannten Kampfabstimmungen (4) und zur 
schrittweisen Abkehr von der Tischumfrage (tour de 
table) im Rat. Besondere Hervorhebung verdient der 
Widerstand des Vereinigten Königreichs gegen eine 
Abstimmung in Fragen der Fischereipolitik im Juli 1977. 
Auch seitens Dänemarks war 1981 ein solches 
Verhalten festzustellen (siehe Tabelle S. 227).
Im Zeitraum 1975-1981 machten die Mitgliedstaaten 
in etwa zehn Fällen (5) sehr wichtige Interessen 
geltend, um zu verhindern, dass ein Beschluss zur 
Abstimmung vorgelegt wurde (Fischerei, 
Außenbeziehungen usw., siehe Tabelle S. 227). In 
dreien dieser Fälle wurde der umstrittene Beschluss 
wenig später entweder im Rat mit qualifizierter 
Mehrheit oder im Wege des schriftlichen Verfahrens 
angenommen.
Filippa Chatzistavrou
(3) AHCE, BAC 391/2003/68, Vermerk der dem Generalsekretariat der 
Kommission unterstellten Reflexionsgruppe „Europäische Union“, UE(82) 
19 rév., Brüssel, 22. März 1982, zur Beschlussfassung im Rat mit qualifizier-
ter Mehrheit. Recherche von Filippa Chatzistavrou.
(4) Der Begriff „Kampfabstimmung“ wird als solcher in dem vorgenannten 
Vermerk des Generalsekretariats verwendet (siehe vorstehende Fußnote). 
Da die Luxemburger Vereinbarung immer häufiger geltend gemacht wurde, 
wurden Abstimmungen immer schwieriger. Wenn es also zu einer Abstim-
mung kam, handelte es sich um eine Kampfabstimmung.  
(5) In einem Dokument des Generalsekretariats  werden neun Fälle erwähnt 
(Vermerk von Giuseppe Ciavarini Azzi an François Lamoureux, 30. Ok-
tober 1986). In einem anderen Vermerk des Generalsekretariats der Kom-
mission zur Abstimmung im Rat mit qualifizierter Mehrheit (AHCE, BAC 
391/2003/68, Vermerk der dem Generalsekretariat der Kommission unter-
stellten Reflexionsgruppe „Europäische Union“, UE(82) 19 rév., Brüssel, 
22. März 1982) ist davon die Rede, dass die Luxemburger Vereinbarung im 
besagten Zeitraum in 15 Fällen geltend gemacht wurde. Dies verweist auf 
eine unterschiedliche Einordnung der Vorgänge.
leicht geschah dies aufgrund der Erklärungen von 
Valéry Giscard d’Estaing oder anderer Wortmel-
dungen seitens der Opposition. Jedenfalls hatte die 
Kommission keine Probleme mit Vorschlägen vom 
Typ Troika; andere Anregungen (wie die Wahl ei-
nes Präsidenten des Europäischen Rates) wiesen in 
die Zukunft  (1). Der ehemalige Präsident Valéry 
Giscard d’Estaing schlug 1984 vor, den Präsidenten 
des Europäischen Rates in allgemeinen unmittelba-
ren Wahlen für fünf Jahre zu wählen.
Der zweite institutionelle Vorschlag von Fontaine-
bleau betraf die Schaffung eines „Ständigen Sekre-
tariats für die politische Zusammenarbeit“; hier 
befürchtete die Kommission, dass es außerhalb des 
allgemeinen Ratssekretariats angesiedelt werden 
könnte. Angesichts dieses Misstrauens schlug sie 
Präsident Thorn in einem Leitvermerk („Steering 
brief“) vor, die Kommission solle trotz der Vorbe-
halte in der Sache eine vorsichtig positive Haltung 
einnehmen. Diese Idee war fast genauso alt wie die 
EPZ selbst, und die Schaffung eines solchen Sekre-
tariats scheiterte seit 1972 wegen der Streitigkeiten 
über den Sitz. In einem weiteren internen Doku-
ment, möglicherweise als „Sprechzettel“ formuliert, 
wurde hingegen die Befürchtung geäußert, das dem 
amtierenden Präsidenten des Europäischen Rates 
unterstellte Sekretariat könnte sich rasch zu einer 
Plattform entwickeln, über die zwangsläufig alle 
wichtigen Entscheidungen ablaufen würden; dies 
hätte die institutionelle Struktur der Gemeinschaft 
völlig verändert und das prekäre Gleichgewicht 
zwischen gemeinschaftlichen und zwischenstaatli-
chen Elementen im Gesamtgefüge des europäischen 
Aufbauwerks gefährdet (2).
(1) AHCE, BAC 81/1984/17, Vorschläge von Präsident Mitterrand betreffend 
die Organe und die Europäische Union, 21. Juni 1984, internes Dokument, 
Leitvermerk.
(2) AHCE, BAC 81/1984/17, Vorschlag von Präsident Mitterrand, den Euro-
päischen Rat mit einem ständigen Sekretariat für politische Zusammen-
arbeit auszustatten. Europäischer Rat in Fontainebleau vom 25./26 Juni 
1984, Sprechzettel, 21. Juni 1984, Anmerkung Nr. 3.
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merk aus dem Jahr 1979 zeigte Noël folgende Alter-
native auf: Um den wachsenden Aufgaben gerecht 
zu werden, konnte sich der Vorsitz entweder auf sei-
ne nationale Verwaltung oder auf eine europäische 
Verwaltung stützen, d.  h. das Ratssekretariat  (2). 
Angesichts dieser Alternative lag es auf der Hand, 
dass das Generalsekretariat (der Kommission) der 
zweiten Option bei weitem den Vorzug gab. 
Es folgte ein recht genauer Vergleich zwischen den 
Ressourcen des Sekretariats des Rats und denen der 
Kommission, in dem jedoch die Gefahr einer echten 
Konkurrenz nicht ganz ausgeschlossen wurde: Das 
Sekretariat des Rates war zahlenmäßig bedeutend 
(1 700 Beamte); dem standen jedoch 8 500 Beamte 
der Kommission gegenüber. Mit Konzeptionsfra-
gen befasst war nur eine begrenzte Zahl von Be-
diensteten. So waren beispielsweise in der General-
direktion D des Rates (Wissenschaft, Technologie, 
Energie) nur etwa ein Dutzend A-Beamte beschäf-
tigt, das entsprach einer eher mittelgroßen Direk-
tion der Kommission. Das Ratssekretariat so um-
zugestalten, dass es in der Lage gewesen wäre, mit 
den Dienststellen der Kommission auf dem Gebiet 
der Sachkompetenz zu konkurrieren oder diese zu 
ersetzen, hätte nur durch eine echte institutionelle 
Revolution erreicht werden können (3). 
Aus der Sicht der Kommission stellte also das Rats-
sekretariat das geringere Übel dar und konnte über-
dies zu einer Europäisierung des Rates und seines 
Vorsitzes beitragen. Bei den Diskussionen über 
eine Umwandlung der Rolle des Generalsekretärs 
des Rates befürwortete die Kommission daher eine 
Aufwertung dieses Postens. Auf der Grundlage 
des Berichts der Drei Weisen fanden Beratungen 
statt, um die Tagung des Europäischen Rates im 
Juni 1980 in Venedig anhand eines Vorschlags des 
(2) Bezeichnenderweise spricht Noël vom „Sekretariat des Rates“ und nicht 
vom „Generalsekretariat des Rates“. Effektiv erhält das Sekretariat des 
Ministerrates der EGKS bereits 1954 den Rang eines Generalsekretariats, 
während das Exekutivsekretariat der EWG-Kommission  erst 1967 im Zuge 
der Fusion zum Generalsekretariat avanciert; die Hohe Behörde hat diese 
Bezeichnung 1960 eingeführt.
(3) AHCE, BAC 40/1986/27, Vermerk von Émile Noël vom 26. Januar 1979 
über die Beziehungen Kommission/Rat.
Aber man muss sich davor hüten, das Ganze zu ver-
einfacht zu betrachten und auf eine Verlagerung des 
europäischen politischen Systems auf die zwischen-
staatliche Ebene zu schließen. Zwar erwarb der Vor-
sitz zulasten der Kommission mehr Befugnisse, aber 
gleichzeitig setzte auch eine „Vergemeinschaftung“ 
ein, d. h., der Vorsitz entfernte sich von seinem ur-
sprünglichen Profil als bloßes zwischenstaatliches 
Gegengewicht. Diese Entwicklung wurde durch 
das Generalsekretariat des Rates ermöglicht; bereits 
1979 stellte die Kommission mit Genugtuung fest, 
dass Letzteres dazu beitrug, die europäische Aus-
richtung des Vorsitzes zu gewährleisten (1).
Das Generalsekretariat des Rates: 
zwischen Befürchtungen und 
Komplementarität 
Die Beziehungen zum Generalsekretariat des Rates 
können als komplementär bezeichnet werden, aller-
dings waren sie stets verbunden mit der Befürch-
tung, dass eine konkurrierende Parallelverwaltung 
entstehen könnte. In dem bereits erwähnten Ver-
(1) AHCE, BAC 40/1986/27, Vermerk von Émile Noël vom 26. Januar 1979 
über die Beziehungen Kommission/Rat.
Jacques Delors leitet als französischer Finanzminister die Sitzung des Rates 
Wirtschaft und Finanzen während des französischen Ratsvorsitzes im Jahr 1984. 
Zu seiner Linken Niels Ersbøll, Generalsekretär des Rates. Ihre Zusammenarbeit 
vertiefte sich einige Monate später, als Delors Präsident der Kommission wurde.
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Inanspruchnahme des „Luxemburger Kompromisses“ (1)
Mitgliedstaat Rat Datum Gegenstand






















16.-17.10.1978 Fischereiabkommen mit Drittländern 
Frankreich Haushalt 20.11.1978 Haushalt 1979
Vereinigtes 
Königreich
Fischerei 19.2.1979 Fischereiabkommen EWG/Kanada, 
Schweden, Norwegen
Dänemark Fischerei 27.10.1981 Maßnahmen zur Erhaltung der 
Fischereiressourcen 
Griechenland Außenbeziehungen 4.5.1982 Exportkredite 
Vereinigtes 
Königreich
Landwirtschaft 10.-11.5.1982 Agrarpreise 1982
Dänemark Fischerei 21.12.1982 Gemeinsame Marktorganisation 
Griechenland Außenbeziehungen 24.6.1983 Exportkredite 
Dänemark Fischerei 30.6.1983 Vorläufige Quoten für die 
Mitgliedstaaten und Norwegen
Dänemark Fischerei 11.-12.7.1983 Fischerei in der Nordsee für 1983
Griechenland Landwirtschaft 26.-27.9.1983 Regelung für  getrocknete 
Weintrauben und getrocknete Feigen 
Deutschland Landwirtschaft 13.-16.5.1985 Preise für Getreide und Raps 
1985/1986
Deutschland Landwirtschaft 11.-12.6.1985 Preise für Getreide und Raps 
1985/1986
Als dieser Vorschlag am 8. Februar 1980 in Vare-
se erörtert wurde, äußerten mehrere Minister Vor-
behalte: Der französische Minister sah darin eine 
Gefahr politischer Konflikte, sein britischer Amts-
kollege befürchtete die Entstehung eines neuen 
Machtzentrums. Der Vizepräsident der Kommissi-
on, Finn Olav Gundelach, hingegen reagierte weit-
aus positiver. Wie aus dem Protokoll der Sitzung 
hervorgeht, „verwies er nachdrücklich darauf, dass 
ein starker Rat eine grundsätzliche Notwendigkeit 
deutschen Staatsministers Klaus von Dohnanyi 
vorzubereiten. Dieser regte an, an die Spitze des 
Ratssekretariats einen politischen Generalssekretär 
nach dem Modell eines deutschen Staatssekretärs 
zu stellen; in gewisser Weise sollte er das alter ego 
des Ratsvorsitzenden in Brüssel sein und somit den 
Vorsitz im AStV übernehmen können. 
(1) Vermerk von Giuseppe Ciavarini Azzi an François Lamoureux, 30. Okto-
ber 1986.
228 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
Vertreter sein Land repräsentiert hatte. Ersbøll setzt 
sich für eine stärkere Rolle des Generalsekretärs im 
Entscheidungsprozess ein, vor allem bei der Vorbe-
reitung der Tagungen des Europäischen Rates; seit 
dem Europäischen Rat vom November 1981 in Lon-
don war der AStV daran nicht mehr beteiligt. 
Die Beziehungen Ersbøll/Delors 
„(…) ich unterhielt ausgezeichnete Beziehungen zu 
Herrn Ersbøll, eine Persönlichkeit von Format. Ich 
unterbreitete ihm meine Vorstellungen, denn wir 
hatten ja das Initiativrecht, und damit der Rat 
Allgemeine Angelegenheiten rechtzeitig 
zusammentreten konnte, um die Diskussionen 
des Europäischen Rates vorzubereiten, übergab 
ich Herrn Ersbøll zu jedem Thema ein drei- bis 
vierseitiges Arbeitspapier. Aber wenn Herr Ersbøll 
seine Tour durch die Hauptstädte beendet hatte, 
suchte er mich auf und informierte mich über die 
Reaktionen des turnusmäßigen Vorsitzes und der 
anderen Mitgliedstaaten. Für mich ging es darum, 
das komplexe System – eine Kommission, die 
nicht mehr das ist, was sie sein sollte, der Rat 
Allgemeine Angelegenheiten, der rotierende 
Vorsitz, die Vorbereitung des Europäischen Rates 
– am Laufen zu halten und darauf hinzuwirken, 
dass der Europäische Rat nur mit grundsätzlichen 
Fragen befasst wird, sofern es nicht um die 
Beilegung von Zahlungsstreitigkeiten geht“ (3).
Ab 1982 erstellte Ersbøll in enger Abstimmung mit 
dem jeweiligen Präsidenten des Europäischen Rates 
und dem Präsidenten der Kommission den Entwurf 
der Schlussfolgerungen. Mit Jacques Delors ent-
stand eine sehr enge Beziehung; vor jeder Tagung 
des Europäischen Rates bildeten die beiden ein ech-
tes Tandem.
Michel Mangenot
(3) Interview mit Jacques Delors, 11. März 2011.
sowohl für die Gemeinschaft als auch die Kommis-
sion darstellte. Diese Notwendigkeit betrachtete er 
als umso größer, als sich die Gemeinschaft damals 
mit neuen Politikfeldern konfrontiert sah, deren 
Umfang und Dynamik die ihr ursprünglich durch 
die Verträge übertragenen Bereiche übertrafen. Aus 
seiner Sicht ließ sich der deutsche Vorschlag umset-
zen, ohne Rivalitäten zwischen den durch den Ver-
trag geschaffenen Organen zu verursachen“ (1).
In einer zweiten Sitzung am 17. März 1980 berieten 
die Minister erneut über den Vorschlag, der inzwi-
schen so überarbeitet worden war, dass von der po-
litischen Dimension der neuen Rolle des General-
sekretärs nicht mehr viel übrig blieb. Während sich 
die Minister nunmehr weniger skeptisch zeigten, so-
lange der Generalsekretär nicht den Vorsitz im AStV 
übernehmen würde, hielt Gundelach an der Unter-
stützung der Kommission für den Vorschlag fest. Er 
wiederholte seine in Varese vorgetragenen Überle-
gungen und ermahnte die Minister, die potenzielle 
Tragweite des Dohnanyi-Vorschlags zu erkennen. 
Des Weiteren betonte er, der Generalsekretär müsse 
von administrativen Aufgaben freigestellt werden, 
und brachte die Befürchtung zum Ausdruck, dass 
die von Pierre Bernard-Reymond, dem französi-
schen Staatssekretär für europäische Angelegenhei-
ten, angeregte Berichterstatterrolle der Bedeutung 
des deutschen Vorschlags nicht gerecht würde (2).
Am 26. September 1980 wurde ein Kompromiss 
über die Funktion des Generalsekretärs des Rates ge-
funden. Er erhielt den offiziellen Auftrag, den Rat im 
Allgemeinen und den Vorsitz im Besonderen wäh-
rend einer Amtszeit von fünf Jahren zu unterstützen. 
Am 8. Oktober 1980 wurde Nicolas Hommel, ein 
unauffälliger luxemburgischer Diplomat, der seit 
1973 im Amt war, von dem dänischen Staatssekre-
tär Niels Ersbøll abgelöst, der als erster Ständiger 
(1) AHCE, BAC 40/1986/27, Aktenvermerk der Kommission, Brüssel, 14. 
Februar 1980.
(2) AHCE, BAC 93/1999/148, Vermerk des Generalsekretariats für die Mit-
glieder der Kommission, SI(80) 215, 19. März 1980.
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Mit der Erweiterung der Gemeinschaften auf neun 
Mitgliedstaaten kamen auch mehr Aufgaben auf 
die Kommission und den Rat zu. Verschiedene neue 
Entwicklungen zeichneten sich ab: Es fanden mehr 
Fachtagungen des Rates sowie informelle Minister-
treffen statt, die Zahl der im Ausschuss der Ständi-
gen Vertreter (AStV) behandelten Dossiers nahm 
erheblich zu, Rat und AStV mussten häufiger im 
engeren Kreis tagen, und bei der Aufstellung der 
Tagesordnungen mussten zunehmend Prioritäten 
gesetzt werden. Im Bestreben um Effizienz erwiesen 
sich die Mechanismen der Zusammenarbeit zwi-
schen Kommission und AStV als zentraler Faktor. 
Bereits auf dem Gipfel vom 19.-21. Oktober 1972 
wurde beschlossen, dass der Rat praktische Maß-
nahmen zur Verbesserung seiner Entscheidungs-
verfahren ergreifen sollte (siehe Tabelle „Vorschläge 
zur Verbesserung der Arbeitsmethoden des Rates“, 
S. 230). Insbesondere wollte der Rat dem AStV im 
Entscheidungsprozess mehr Handlungsspielraum 
geben und die Kommission besser in seine Arbeit 
einbinden (1). 
(1) Siehe Vermerke des Generalsekretariats an die Kommission zur 682.  Sit-
zung des AStV vom 12. April 1973, AHCE, SEK(73) 1522 vom 17. April 
1973, zur 685. Sitzung des AStV vom 10. Mai 1973, AHCE, SEK(73) 1852 
vom 14. Mai 1973, zur 691. Sitzung des AStV vom 20. Juni 1973, AHCE, 
SEK(73) 2419 vom 21. Juni 1973 (AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Ak-
tenzeichen Nr. 444, „Beziehungen zum Rat“, 1973). 
 In den Gesprächen kristallisierten sich zwei Optionen heraus: zum einen 
die Ausrichtung von Orientierungsdebatten zu allgemeinen Fragen vor 
der Vorlage konkreter Vorschläge durch die Kommission, zum anderen die 
Ausrichtung von Orientierungsdebatten zu den wichtigsten Vorschlägen 
der Kommission vor deren Übermittlung an den AStV und die Arbeits-
gruppen. Dieses Konzept wurde vom belgischen Botschafter Joseph Van 
der Meulen am 20. März 1973 vorgetragen (AHCE, SEK(73) 1279 vom 
30. März 1973, S. 7, Punkt F). Die zweite Option schlug auch Émile Noël 
am 12. April 1973 im AStV vor.
Weiterhin wurde vorgeschlagen, dass der Rat (All-
gemeine Angelegenheiten), d. h. der Rat der Außen-
minister, als Kerngruppe dienen sollte, an der sich 
die Arbeiten der anderen Ratsformationen ausrich-
ten. Der AStV sollte mit seinen zwei wöchentlichen 
Sitzungen am Mittwoch (AStV I) und Donnerstag 
(AStV II) als Schnittstelle zwischen nationalen und 
gemeinschaftlichen Interessen fungieren  (2). Er 
übernahm die Vorbereitung sämtlicher Ratstagun-
gen, ausgenommen derjenigen des Rates „Landwirt-
schaft“, die vom Sonderausschuss Landwirtschaft 
(SAL) vorbereitet wurden, während der AStV hier 
lediglich Stellungnahmen abgab  (3). Schrittweise 
wurde dem AStV auch mehr Handlungsspielraum 
bei der Vorbereitung der Arbeitsgruppentätigkei-
ten übertragen. Auf Ministerebene unterstützte 
der AStV die Arbeit der Ratsformationen  (4). Das 
1962 eingeführte Verfahren der „A-Punkte“ wurde 
mit dem Ausbau der gemeinschaftlichen Zustän-
digkeiten immer extensiver genutzt. Da die Arbeits-
gruppen immer mehr „A-Punkte“ beim AStV ein-
brachten (5), gaben die Regierungen den Ständigen 
Vertretern (StV) flexiblere Vorgaben an die Hand. 
Durch diesen größeren Verhandlungsspielraum 
stieg die Wahrscheinlichkeit einer Einigung auf 
AStV-Ebene  (6). Die StV erhielten also mehr Frei-
heit, so dass im Rat nur entscheidungsreife Punkte 
(2) Ein gutes Beispiel für die zentrale Rolle des AStV war die Richtlinie zur 
Erleichterung der Freizügigkeit für Ärzte. Die belgische Delegation hatte 
einen allgemeinen Prüfungsvorbehalt geltend gemacht. Daraufhin lud der 
Ständige Vertreter Belgiens zusammen mit der Kommission den General-
sekretär des belgischen Gesundheitsministeriums zur AStV-Tagung, um 
diesen mit der Position der anderen acht Mitgliedstaaten zu konfrontieren. 
Schließlich wurde die von der Kommission vorgeschlagene Schutzklausel 
für den Fall eines massiven Zustroms an Ärzten aus anderen Mitgliedstaa-
ten gebilligt, und die Richtlinie wurde mit Enthaltung Belgiens angenom-
men (AHCE, SEK(74) 5205 vom 20. Dezember 1974 zur 753. Sitzung des 
AStV vom 18. Dezember 1974).
(3) Veterinärfragen fielen weiter in die Zuständigkeit des AStV.
(4) Dem AStV I arbeiteten zu dieser Zeit rund 20 Arbeitsgruppen zu.
(5) Durch das Verfahren der „A-Punkte“ verringern sich de facto (jedoch nicht 
de jure) die Möglichkeiten der Kommission, beim Rat Widerspruch gegen 
einstimmige Beschlüsse des AStV einzulegen. 
(6) 276. Tagung des Rates vom 4./5. Juni 1974, und 288. Tagung des Rates vom 
4. Juni 1974, AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Aktenzeichen Nr. 2556, 
„Beziehungen Kommission/Rat“, 1975.
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Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsmethoden des Rates (1972-1973) 
Zusammenarbeit 
des AStV mit der 
Kommission
Zu Beginn ihrer Amtszeit übermittelt die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat ein allgemeines Programm, das sämtliche bisherigen und neuen 
Politikfelder der Gemeinschaften abdeckt. Darin ist auch angegeben, wann die 
Kommission auf die besonderen Bestimmungen der Verträge bzw. auf Artikel 235 
oder 236 EWG-Vertrag zurückgreift. Ein solches Programm verdeutlicht die 
Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Politikfeldern und ermöglicht es 
dem Parlament und dem Rat, eine Grundsatzentscheidung über dessen Umsetzung 
zu treffen. 
Falls Vorschläge der Kommission bereits seit längerer Zeit vorliegen, kann der AStV 
beschließen, die Arbeiten zu beschleunigen. 
Erörterung bedeutender Initiativen der Kommission im AStV (oder im Rat), damit 
Klarheit über die Standpunkte der Regierungen besteht, bevor sich die zuständigen 
Arbeitsgruppen mit den praktischen Aspekten dieser Vorschläge befassen.
Benennung eines ständigen Berichterstatters für fachlich sehr komplexe 
Vorschläge (Émile Noël unterstützte diesen Vorschlag).
Zusammenarbeit 
des AStV mit den 
Ratsformationen
Der AStV bereitet sämtliche Tagungen des Rates vor.
Im Mittelpunkt der Tagesordnung des Rates müssen die politisch wichtigen, 
entscheidungsreifen Punkte stehen (ebenfalls von der Kommission vorgeschlagen). 
Die Ständigen Vertreter nehmen an sämtlichen Fachtagungen des Rates teil.
Da immer mehr und immer umfangreichere Dossiers zu bearbeiten sind, müssen 
die Ratstagungen häufiger und regelmäßiger stattfinden. Nach dem Vorbild 
der regelmäßigen Tagungen der Landwirtschafts- und der Finanzminister sollte 
auch für die anderen Fachministertagungen eine Mindesthäufigkeit festgelegt 
werden; dies gilt insbesondere für die in Entwicklung befindlichen gemeinsamen 
Politikfelder (Vorschlag der Kommission).
Es sollten wieder informelle Ministertagungen abgehalten werden. 
Zusammenarbeit 
des AStV mit den 
Arbeitsgruppen
Der AStV prüft alle zwei Monate die Fortschritte in den Arbeitsgruppen, um 
gegebenenfalls geeignete Weisungen zu erteilen.
Bevor ein Dossier von den Arbeitsgruppen behandelt wird, findet im AStV eine 
erste Lesung statt. 
Den Arbeitsgruppen wird eine Frist für die Bearbeitung eines Dossiers vorgegeben, 
nach deren Ablauf das Dossier erneut vom AStV geprüft wird (Vorschlag von Émile 
Noël). 
behandelt werden mussten, in denen der Rat eine 
politische Position beziehen musste (1). 
(1) Bis dahin waren die StV weitgehend auf ihre Attachés angewiesen, die den 
Arbeitsgruppen angehörten, und vor einer ersten Debatte auf deren Ebene 
konnten sie kaum wirksam in den Hauptstädten intervenieren. Zögerten 
die zuständigen Minister, nach Brüssel zu kommen, hatte ihr Beitrag weni-
ger Gewicht; wenn die StV deshalb um eine Vertagung der Debatte baten, 
stießen sie damit bei ihren Amtskollegen auf Verständnis. 
Dieser Ansatz wurde auf dem Gipfel von Paris (De-
zember 1974) bestätigt (2), um die politische Rolle 
des Rates zu stärken. Die Mitgliedstaaten schlugen 
vor, dass jede Tagung des Rates (Allgemeine Ange-
(2) Das Schlusskommuniqué zum Gipfel von Paris sieht unter Ziffer 7 u. a. Fol-
gendes vor: „Zu diesem Zweck werden die Vorkehrungen getroffen, die die 
einzelnen Mitgliedstaaten für erforderlich erachten, um die Rolle der Stän-
digen Vertreter zu stärken (...)“, AHCE, BAC 73/1979/223, SEK(74) 5026 
vom 12. Dezember 1974. 
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sem Punkt Recht und schlug auf der Grundlage ei-
nes Vermerks des irischen Außenministers Garret 
FitzGerald vor, die Koordination zwischen der 
Kommission und dem Rat – und insbesondere dem 
AStV – zu verbessern. 
Auch wenn nun mehr Wert auf Kooperation gelegt 
wurde, kamen Kommission und Rat in bestimm-
ten Fragen auf keinen gemeinsamen Nenner. Schon 
bald sah sich die Kommission mit Fällen konfron-
tiert, in denen Arbeitsgruppen einige Kommissions-
vorschläge aufgrund von Vorbehalten der Experten 
hintanstellten oder in denen der AStV-Vorsitz von 
seinen Vorrechten Gebrauch machte, um in seinem 
Interesse liegende Angelegenheiten zu beschleuni-
gen oder andere zu bremsen. Allgemein war man 
sich darin einig, dass das Funktionieren des AStV 
durch das Konsensprinzip beeinträchtigt wurde, 
das mit dem „Luxemburger Kompromiss“ festge-
schrieben worden war; diese Konsensbestrebungen 
Am 18. Dezember 1981 kommt der AStV I zu einer festlichen Jahresendsitzung zusammen.
legenheiten) mit einer Debatte in engerem Rahmen 
begann, an der die Minister sowie die Präsiden-
ten des Rates und der Kommission teilnehmen soll-
ten. In der Woche vor jeder Ratstagung sollte der 
AStV eine Arbeitssitzung mit dem Präsidenten der 
Kommission abhalten, um die Tagesordnung auf-
zustellen und um festzulegen, auf welche Kernfra-
gen sich der Rat konzentrieren sollte. 
Aus der Sicht der Kommission trug die Ausweitung 
der Entscheidungsbefugnisse des AStV nicht zur 
Vereinfachung der Verfahren bei. So machte die 
Kommission in Person ihres stellvertretenden Ge-
neralsekretärs Klaus Meyer immer wieder darauf 
aufmerksam, dass der AStV kein politisches Gremi-
um sei und gegenüber keinem Parlament Rechen-
schaft ablegen müsse. Der AStV sei ein Musterbei-
spiel für ein Koordinationsinstrument, doch nur 
die Kommission könne die Kohärenz des Systems 
gewährleisten. Der Rat gab der Kommission in die-
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zwischen dem Vorsitz des Rates und dem Kommis-
sionspräsidenten. Sie wurden vom Vorsitz selbst 
oder von den zuständigen Dienststellen des Gene-
ralsekretariats des Rates ausgearbeitet, häufig unter 
direkter Mitarbeit der Kommissionsdienststellen. 
Aufgrund der Anwendung des Konsensprinzips 
musste das Generalsekretariat der Kommission 
verstärkt Koordinationsaufgaben im AStV I wahr-
nehmen (3). Aus der Sicht der Kommission wurde 
dadurch in den Bereichen mit gemeinschaftlicher 
Zuständigkeit die gesetzgeberische Rolle des AStV I 
gegenüber dem AStV  II gestärkt, da Mehrheitsbe-
schlüsse eher in den fachlich ausgerichteten Arbeits-
(3) In den Sondersitzungen mit dem AStV I oder II ermittelte die Kommission 
zunächst für jede Ratstagung, welche Vorschläge für eine Abstimmung in 
Frage kamen bzw. welche Vorschläge durch eine Enthaltung „deblockiert“ 
werden konnten (im Sinne von Ziffer 6 des Kommuniqués von Paris). 
waren auf allen Ebenen des Rates spürbar  (1). Zu-
dem kam mit den „Kompromissvorschlägen des 
Vorsitzes“ eine Alternative zu den Vorschlägen der 
Kommission auf, während Mehrheitsbeschlüsse bis 
1985 die Ausnahme blieben  (2). Die Kompromiss-
vorschläge waren das Ergebnis eines subtilen Spiels 
(1) AHCE, BAC 88/2004/112, Bericht über die europäischen Organe, dem Eu-
ropäischen Rat vom Dreier-Ausschuss unterbreitet (Oktober 1979), S. 46: 
„Mehrheitsbeschlüsse als solche sind im Ausschuss der Ständigen Vertreter 
und in untergeordneten Gruppen nicht möglich. Diese Foren müssen ein 
informelleres Konsensverfahren finden, um ihren angemessenen Teil an 
Lösungen zu erreichen.“
(2) Anfang März 1986 ergriff Jacques Delors eine erneute Initiative zur Än-
derung der Geschäftsordnung des Rates. Sein an den Vorsitz des Rates ge-
richteter Vorschlag sah vor, dass die Kommission eine Abstimmung im Rat 
verlangen kann. Das Papier wurde am 9. April 1986 von den Botschaftern 
(AStV II) erörtert und traf nicht bei allen Delegationen auf Zustimmung 
(vgl. Vermerk des Ratsvorsitzes aus dem Jahr 1986 in Bezug auf die Ände-
rung der Geschäftsordnung des Rates hinsichtlich der Beschlussfassung). 
Die Geschäftsordnung vom 24.  Juli 1979 wurde schließlich am 20.  Juli 
1987 geändert. Delors musste das Zugeständnis hinnehmen, dass das von 
ihm vorgeschlagene Verfahren nur dann zur Anwendung kommen musste, 
„sofern sich die Mehrheit der Mitglieder des Rates dafür ausspricht“ (vgl. 
Artikel  2 Absatz  2 Unterabsatz  2 und Artikel  5 Absatz  1 der Geschäfts-
ordnung des Rates, geändert durch Beschluss des Rates vom 20. Juli 1987 
aufgrund von Artikel 5 des Vertrages vom 8. April 1965 (87/508/Euratom, 
EGKS, EWG)).
gruppen getroffen wurden (1). Die Kommission war 
sich der Schlüsselrolle des AStV bei der Prüfung 
ihrer Vorschläge sehr wohl bewusst, schließlich ent-
schied der AStV darüber, wann und wie schnell ein 
Vorschlag der Kommission von der zuständigen Ar-
beitsgruppe geprüft wurde. Sie bemühte sich daher 
intensiv um gute Beziehungen zum AStV, um sich 
die Unterstützung der Ständigen Vertreter für ihre 
Vorschläge zu sichern. 
Die Kommission wurde im AStV durch das Gene-
ralsekretariat und die zuständigen Generaldirektio-
nen vertreten. Im AStV II übernahm der stellvertre-
tende Generalsekretär − zunächst Klaus Meyer, 
später Christopher Audland − die Vertretung der 
Kommission. 
An den Sitzungen und Arbeitsessen zu den wich-
tigsten Dossiers nahm der Generalsekretär selbst 
teil. Das Generalsekretariat übernahm die zentra-
le Koordination der Kommissionspositionen im 
AStV, trat jedoch nicht unbedingt anstelle der Ge-
neraldirektionen als Verhandlungspartner auf. Zu-
gleich sorgte es für kohärente, stabile Beziehungen 
zum AStV. Im AStV I vertrat der für die Beziehun-
gen zum Rat zuständige Direktor die Kommission. 
Die beiden Dienststellen „Beziehungen zum Rat I“ 
und „Beziehungen zum Rat II“ (Henri Étienne und 
Umberto Stefani) bereiteten die Zusammenkünfte 
zwischen Kommission und AStV vor und verfass-
ten auch die Protokolle der wöchentlichen Sitzun-
gen (sogenannte „SI-Vermerke“). Émile Noël selbst 
konzentrierte sich auf die Punkte, die auf der Ta-
gesordnung der Kommission standen und somit auf 
den wöchentlichen Kabinettchefsitzungen erörtert 
wurden. Auf den Sitzungen ergriffen die beiden 
(1) Zu dieser Zeit war der AStV  I für die Agrar- und Fischereipolitik, die 
Zollunion und den Binnenmarkt, den Handel, aber auch für die sogenann-
ten „flankierenden Politiken“ (Verkehr, Wettbewerb, Steuern, Sozialpoli-
tik) zuständig. Im Jahr 1975 kamen die Bereiche Forschung und Atomfra-
gen hinzu. Der AStV II befasste sich mit politischen und institutionellen 
Themen (z. B. politische Zusammenarbeit, Außenbeziehungen und Wirt-
schaftspolitik), während die Kommission hier nur sehr begrenzte Zustän-
digkeiten hatte. Paolo Ponzano stellte fest, dass das Generalsekretariat in 
den 1970er Jahren im Rahmen seiner allgemeinen Koordinationsaufgabe 
bei über 50 % der im AStV I erörterten Dossiers tätig wurde. 
Kommissionsvertreter Christopher Audland (2. von links) in einer AStV-II-Sitzung 
als stellvertretender Generalsekretär; er nahm diese Funktion von 1973 bis 1981 wahr.
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Dienststellen des Generalsekretariats das Wort, 
wenn es um institutionelle, verfahrensbezogene 
oder interdisziplinären Fragen ging, da das General-
sekretariat hier in Abstimmung mit den Generaldi-
rektionen über Verhandlungsbefugnis verfügte. 
Die Antici-Gruppe 
Diese Gruppe, in die jede Ständige Vertretung 
sowie die Generalsekretariate des Rates und der 
Kommission je einen Vertreter entsandten (2), 
spielte eine maßgebliche Rolle für die Arbeit des 
AStV. Sie erwies sich auch als wirksames 
Instrument zur Pflege der Kontakte zwischen 
Kommission und AStV.
Émile Noël nutzte die Gruppe, um den Ständigen 
Vertretern Mitteilungen oder Informationen über 
die Position der Kommission zukommen zu lassen 
und um die Standpunkte der Mitgliedstaaten zu 
heikleren Fragen in Erfahrung zu bringen.
Giuseppe Ciavarini Azzi
Welche Generaldirektionen an den Sitzungen des 
AStV I bzw. II teilnahmen, richtete sich nach den 
Punkten auf der Tagesordnung. Die beiden Dienst-
stellen „Beziehungen zum Rat I“ und „Beziehungen 
zum Rat II“ führten die Weisungen aus, die sie von 
den verschiedenen Kabinetten erhielten und die die 
bereits dem Rat vorliegenden Dossiers betrafen. Sie 
mussten bei den zuständigen Generaldirektionen 
sicherstellen, dass die von der Kommission vertrete-
nen Standpunkte fundiert waren und dass die ver-
schiedenen Dienste ihre jeweiligen Positionen un-
tereinander abstimmten. Zudem sorgten sie dafür, 
dass möglichst wenige Reibungspunkte zwischen 
den zuständigen Generaldirektionen und dem Ge-
neralsekretariat auftraten. Immer häufiger nahmen 
im betrachteten Zeitraum auch Generaldirekto-
ren an den Ausschusssitzungen – insbesondere des 
AStV II – teil.
(2) Siehe Kapitel 3.1: Das Generalsekretariat.
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tende Generalsekretär − zunächst Klaus Meyer, 
später Christopher Audland − die Vertretung der 
Kommission. 
An den Sitzungen und Arbeitsessen zu den wich-
tigsten Dossiers nahm der Generalsekretär selbst 
teil. Das Generalsekretariat übernahm die zentra-
le Koordination der Kommissionspositionen im 
AStV, trat jedoch nicht unbedingt anstelle der Ge-
neraldirektionen als Verhandlungspartner auf. Zu-
gleich sorgte es für kohärente, stabile Beziehungen 
zum AStV. Im AStV I vertrat der für die Beziehun-
gen zum Rat zuständige Direktor die Kommission. 
Die beiden Dienststellen „Beziehungen zum Rat I“ 
und „Beziehungen zum Rat II“ (Henri Étienne und 
Umberto Stefani) bereiteten die Zusammenkünfte 
zwischen Kommission und AStV vor und verfass-
ten auch die Protokolle der wöchentlichen Sitzun-
gen (sogenannte „SI-Vermerke“). Émile Noël selbst 
konzentrierte sich auf die Punkte, die auf der Ta-
gesordnung der Kommission standen und somit auf 
den wöchentlichen Kabinettchefsitzungen erörtert 
wurden. Auf den Sitzungen ergriffen die beiden 
(1) Zu dieser Zeit war der AStV  I für die Agrar- und Fischereipolitik, die 
Zollunion und den Binnenmarkt, den Handel, aber auch für die sogenann-
ten „flankierenden Politiken“ (Verkehr, Wettbewerb, Steuern, Sozialpoli-
tik) zuständig. Im Jahr 1975 kamen die Bereiche Forschung und Atomfra-
gen hinzu. Der AStV II befasste sich mit politischen und institutionellen 
Themen (z. B. politische Zusammenarbeit, Außenbeziehungen und Wirt-
schaftspolitik), während die Kommission hier nur sehr begrenzte Zustän-
digkeiten hatte. Paolo Ponzano stellte fest, dass das Generalsekretariat in 
den 1970er Jahren im Rahmen seiner allgemeinen Koordinationsaufgabe 
bei über 50 % der im AStV I erörterten Dossiers tätig wurde. 
Kommissionsvertreter Christopher Audland (2. von links) in einer AStV-II-Sitzung 
als stellvertretender Generalsekretär; er nahm diese Funktion von 1973 bis 1981 wahr.
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StV abzuhalten. Mit demselben Blickwinkel regte 
Émile Noël beim Rat an, dass das Generalsekretari-
at und die Dienststellen der Kommission zu Beginn 
jeder Ratspräsidentschaft eine Bestandsaufnahme 
der anstehenden Maßnahmen vornehmen soll-
ten  (2). Auf Initiative von François-Xavier Ortoli 
trafen sich nun der Kommissionspräsident und der 
AStV  II zu regelmäßigen Vorbereitungssitzungen. 
Der Kommissionspräsident wurde dabei von Ver-
tretern des Generalsekretariats und manchmal auch 
von einem oder mehreren Kommissionsmitgliedern 
begleitet. In Ausnahmefällen nahmen an diesen 
Treffen nur die Leiter der Vertretungen, der Kom-
missionspräsident und die Generalsekretäre des 
Rates und der Kommission teil. Das Generalsekre-
tariat vertrat die Auffassung, dass Kommissare und 
deren Kabinettsmitglieder nur in Ausnahmefällen 
an Sitzungen oder Arbeitsessen des AStV teilneh-
men sollten. In den 1970er Jahren brach Étienne 
Davignon als einer der ersten mit dieser Regel, in-
dem er häufig direkt mit dem AStV I über Fragen 
der Außenhandelspolitik oder die Bewältigung der 
Stahlkrise verhandelte. Dieser Trend verstärkte sich 
anschließend und bestätigte indirekt die wachsende 
Bedeutung des AStV (3).
Durch diese informellen Zusammenkünfte sollte 
die Kommission wirksam in die Vorarbeiten des 
Rates einbezogen werden. Dies veranschaulicht, 
dass die Beziehungen zwischen den beiden Orga-
nen enger wurden. Im Rahmen der Sitzungen soll-
ten Bestandsaufnahmen vorgenommen, Probleme 
ermittelt und offene, unvoreingenommene politi-
sche Diskussionen geführt werden, bevor sich der 
(2) Vermerk an Präsident Ortoli über das Arbeitsessen mit den stellvertreten-
den StV vom 19. Juni 1974, AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Aktenzei-
chen Nr. 474, „AStV“, 1974. Nur der StV Émile Cazimajou lehnte die von 
Präsident Ortoli vorgeschlagenen Verfahren ab. Da sich weniger die Bot-
schafter, sondern vor allem ihre Stellvertreter mit den A-Punkten befass-
ten, sprach sich der französische Botschafter für eine Entpolitisierung aus: 
Um die Autonomie des AStV I zu wahren und keine Abhängigkeit von den 
Botschaftern zu schaffen, sollten die Stellvertreter diese Dossiers auf ihrem 
Niveau behandeln. 
(3) Ponzano, P., „Die Beziehungen zwischen dem AStV und der Europäischen 
Kommission“, Il Diritto dell’Unione Europea, 5.  Jahrgang, Nr.  1, 2000, 
S. 30 und 35.
Überblick über die Beziehungen zwischen Kommission und AStV 
Art der Sitzung Häufigkeit Andere Personen, 
die als Vertreter der 
Kommission an den 
Sitzungen teilnahmen
Ziele 
Ratssitzung in engem 
Kreis oder Vorabsitzung 
der Außenminister 













StV, Generalsekretär oder 
dessen Stellvertreter 
Prüfung der Tagesordnung – 
Erörterung heikler politischer 
Fragen 
Diese Art von Vorabsitzung 
wurde fünf Tage im Voraus 
vorbereitet.
Vorbereitende Sitzung des 
Kommissionspräsidenten 
mit dem AStV II
Vor der 
Ratstagung 
Generalsekretär Vorbereitung der Vorabsitzung 
der Außenminister und der 
Ratstagung: Erörterung 
des Arbeitsprogramms des 
jeweiligen Vorsitzes und des 
Programms für das kommende 
Halbjahr, Vorbereitung der 




und des zuständigen 
Kommissionsmitglieds 





engsten Rahmen) mit dem 
Kommissionspräsidenten
Nach Bedarf Zuständiges 
Kommissionsmitglied
Konkretes Dossier: Erläuterung 
der Ziele der Kommission unter 
besonderer Berücksichtigung 




Minister in engem 
Kreis, vorbereitende 
Zusammenkunft der 
Minister mit dem 
Kommissionspräsidenten




Jedes Thema, das zur 
Vorbereitung eine Diskussion 
in beschränktem Rahmen 
oder eine inoffizielle Tagung 
erfordert
Arbeitsessen des 
AStV I bzw. II mit dem 
Kommissionspräsidenten
Eine Woche vor 
der Ratstagung
Generalsekretär, Direktor 
„Beziehungen zum Rat I“
Vorbereitung der Ratstagung 
Arbeitsessen des AStV 
Meinungsaustausch unter 
den Botschaftern oder 
Sitzung des AStV II zu 
einem konkreten Thema 
Informelle 
Zusammenkunft mit dem 







„Beziehungen zum Rat II“
Direktor „Beziehungen 
zum Rat I“ oder 
„Beziehungen zum Rat II“
Vorbereitung der nächsten 
Ministertagung, Erörterung der 
Dossiers, die voraussichtlich 
auf der Tagesordnung des 
Rates stehen werden 
Vorbereitung der Sitzung des 
AStV und Prüfen der Resonanz 
auf Kompromissvorschläge 
des Vorsitzes
Neben den offiziellen Sitzungen fanden aber auch 
noch andere Zusammenkünfte zwischen dem AStV 
und der Kommission statt. Diese wurden in enge-
rem Rahmen abgehalten, und Verfahrensregeln 
spielten dort keine Rolle  (1) (siehe Tabelle „Über-
blick über die Beziehungen zwischen Kommission 
und AStV“, S.  235). Die Arbeit des AStV endete 
normalerweise zehn Tage vor der betreffenden 
Ratstagung, um den Regierungen eine verstärkte 
Koordination zu ermöglichen. Die Kommission 
nahm auch an den im engen Kreis stattfindenden 
AStV-Sitzungen teil (insbesondere auf der Ebene 
der Arbeitsgruppen, der Ad-hoc-Gruppen und des 
AStV selbst), auf denen Fragen erörtert wurden, die 
den Entscheidungsprozess im Rat betrafen. 
Es erwies sich als wichtig, Mechanismen auszuarbei-
ten, die zum einen die notwendige Vertraulichkeit 
gewährleisteten, zum anderen aber auch den Regie-
rungen die gemeinschaftliche Dimension der Pro-
bleme und die bedeutende Rolle der europäischen 
Organe in solchen Fragen vor Augen führten. Der 
Kommissionspräsident sollte hier eine Schlüsselrol-
le als Wegbereiter für das Gelingen der Arbeiten des 
AStV spielen. François-Xavier Ortoli begann da-
mit, die Botschafter zu regelmäßigen Arbeitsessen 
einzuladen, um dort die wichtigsten anstehenden 
Fragen zu erörtern. Im Juli 1974 schlug er vor, dass 
der gesamte AStV – also beide Gremien – an soge-
nannten „Stabskonferenzen“ teilnehmen sollte, um 
die offenen Dossiers zu bewerten und sie entspre-
chend ihrer Priorität in eine Rangfolge zu bringen. 
Ferner regte er an, ähnliche Treffen auch zwischen 
ihm – oder Émile Noël – und den stellvertretenden 
(1) Im Rahmen der Gespräche über die Verbesserung der Entscheidungspro-
zesse wurde beschlossen, dass regelmäßige Zusammenkünfte des AStV mit 
einem Kommissionsmitglied dann möglich sind, wenn bestimmte Fachräte 
in regelmäßigen Abständen zusammenkommen (Vermerk an Präsident Or-
toli vom 15.  Juli 1974, AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Aktenzeichen 
Nr.  143, „AStV“, 1974). Bald darauf wurde bekräftigt, dass insbesondere 
Sitzungen dieser Art, jedoch auch alle anderen Sitzungen des Rates wei-
ter vertraulich bleiben sollten (Zusammenfassung der Ergebnisse des Ge-
sprächs zwischen dem Präsidenten der Kommission und dem AStV vom 
20. Juni 1974, AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Aktenzeichen Nr. 474, 
„AStV“, 1974). Die Kommission hatte die Möglichkeit, im Rahmen eines 
Arbeitsessens ein vertrauliches Non-Paper vorzulegen und sich im Rat an-
schließend mündlich zu äußern. 
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einem konkreten Thema 
Informelle 
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che im Kommissionskollegium dienten quasi als 
Filter. Die so geprüften und gebilligten Punkte, die 
die Arbeiten auf den kommenden Ratstagungen be-
trafen, wurden dann auf der Vorabsitzung der Au-
ßenminister angesprochen. Dadurch konnte sich 
der Kommissionspräsident im Rahmen der infor-
mellen Gespräche persönlich der Dossiers anneh-
men, die nicht vorankamen, um gemeinsam mit den 
StV zu erörtern, welche neuen Impulse man diesen 
Dossiers geben könnte. Er konnte verlangen, dass 
eine Tagung des Rates (Allgemeine Angelegenhei-
ten) bzw. eines Fachrates abgehalten wurde oder die 
Arbeiten auf Expertenebene beschleunigt wurden, 
um schneller zu einer Entscheidung zu gelangen. 
Ebenfalls konnte er verlangen, dass ein bestimmter 
Punkt auf die Tagesordnung für die nächste Ratsta-
gung gesetzt wurde, damit das zuständige Kommis-
sionsmitglied dort seinen Standpunkt darlegen 
konnte, er konnte einen Punkt auf dem Minister-
Rat mit den betreffenden Fragen befasste. Für die 
Vorbereitung der Gespräche zwischen dem Kom-
missionspräsidenten und dem AStV war das Ge-
neralsekretariat mit Unterstützung der Kabinette 
der Kommissionsmitglieder zuständig. Die zentrale 
Koordination dieser Vorbereitungsarbeiten über-
nahm Émile Noël persönlich. 
Mittels der „SI-Vermerke“ (auch Meyer-Vermerke 
genannt (1)) konnte der Kommissionspräsident die 
wichtigen Punkte direkt auf die Tagesordnung des 
Kollegiums setzen. Ziel dieser Sitzungen war es, die 
Vorabsitzung der Außenminister vorzubereiten 
und die Tagesordnung der offiziellen Tagung des 
Rates (Allgemeine Angelegenheiten) einer ersten 
„politischen“ Prüfung zu unterziehen. Die Gesprä-
(1) Verfasser war der stellvertretende Generalsekretär Klaus Meyer. 
Émile Noël (rechts), in Begleitung der Botschafter und stellvertretenden ständigen Vertreter, spielte während der Präsidentschaft Ortolis eine 
entscheidende Rolle bei der Einrichtung direkter Beziehungen zwischen dem AStV und der Kommission auf höchster Ebene. 
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Werdegangs als hoher Beamter und Politiker  (2) 
bestrebt, die Beziehungen zwischen der Kommis-
sion und dem AStV zu pflegen. Ortoli legte somit 
einen gewissen diplomatischen Aktivismus an den 
Tag, während der eher politisch ausgerichtete Roy 
Jenkins die Auffassung vertrat, dass der AStV kein 
legitimer Gesprächspartner für den Vorsitz der 
Kommission sei. Seiner Meinung nach waren die 
Arbeitsessen des AStV „Tennisspiele“ unter Diplo-
maten auf der Suche nach einer illusorischen Füh-
rung (3).  
Auch der gestandene Politiker Gaston Thorn fühl-
te sich im Diplomatenmilieu nicht recht wohl. Erst 
(2) Badel, L., und Bussière, É., François-Xavier Ortoli: l’Europe, quel numéro de 
téléphone, Descartes & Cie, Paris, 2011.
(3) Jenkins, R., European Diary 1977-1981, Collins, London, S. 187, 212, 219, 
321, 519, 563, 564 und 583.
treffen im engen Kreis ansprechen, oder er konnte 
sich sogar – falls die politische Arbeit zu keinem 
Ergebnis führte – eine Untätigkeitsklage gegen den 
Rat vorbehalten  (1). Außerdem konnte er in Aus-
nahmefällen zulassen, dass bestimmte Elemente ei-
nes politischen Kompromisses erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt formalisiert wurden. 
Die Art und Weise, wie sich die Kommission in 
diese Arbeiten am Rande der Ratstagungen ein-
brachte, hing also nicht nur von der Tagesordnung, 
sondern auch vom persönlichen Stil des Präsiden-
ten ab. François-Xavier Ortoli war aufgrund seines 
(1) Die Kommission kann verlangen, dass ein Punkt auf die vorläufige Tages-
ordnung des Rates gesetzt wurde, selbst wenn der Ausschuss dies einstim-
mig ablehnt (vgl. Artikel  2 der vorläufigen Geschäftsordnung des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. Januar 1958). Der Rat 
verabschiedet die Tagesordnung mit einfacher Mehrheit (siehe S. 232, Fuß-
note 2, und S. 238, Fußnote 3).
Roy Jenkins (Mitte) bei einem Arbeitsessen mit Mitgliedern des AStV, der für ihn eher ein Ort 
der diplomatischen Auseinandersetzung als ein Entscheidungsforum ist 
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lauf des Jahres 1981 formalisiert wurde. Mit der 
offiziellen Annahme der Geschäftsordnung des 
Rates im Jahr 1979 wurde die Rolle des AStV im 
Entscheidungsprozess bekräftigt  (3). Im Laufe der 
1980er Jahre wurde jedoch die Kritik, das Gewicht 
des AStV gegenüber den anderen Gremien sei zu 
groß, immer lauter  (4). Die Kommission reagierte 
darauf, indem sie auf eine intensivere Zusammen-
arbeit drängte. Unter Präsident Thorn entwickelte 
sie eine Doppelstrategie: Zum einen bestärkte sie 
den AStV im Bestreben, die Tätigkeiten der Ar-
beitsgruppen des Rates intensiver zu begleiten, um 
eine Blockierung der Kommissionsvorschläge auf 
dieser Ebene zu verhindern. Zum anderen verwies 
sie, wenn auf den Sitzungen des AStV keine poli-
tische Einigung erreicht werden konnte, auf ihre 
Erklärung aus dem Jahr 1979, der zufolge der Rat 
die geeignete Instanz sei, um politische Fragen zu 
erörtern (5). Sie wollte damit erreichen, dass Grund-
satzdiskussionen allein auf den Zusammenkünften 
der Minister (Ratstagungen oder informelle Minis-
tertreffen) geführt werden.
Filippa Chatzistavrou
(3) Damit wurde das Verfahren der A-Punkte in der Geschäftsordnung des 
Rates festgeschrieben. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass Punkte auf 
der Tagesordnung nur bei Einstimmigkeit der Ratsmitglieder und mit 
Einverständnis der Kommission nach dem A-Punkte-Verfahren behandelt 
werden können (Artikel 2 Absätze 6 und 7 der Geschäftsordnung, vom Rat 
am 24. Juli 1979 aufgrund des Artikels 5 des Vertrags vom 8. April 1965 zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erlassen (79/868/EGKS, EWG, Eura-
tom)). Somit hatte die Kommission nun das Recht, beim Rat Widerspruch 
gegen eine auf der Ebene des AStV einstimmig getroffene Entscheidung ein-
zulegen, indem sie die Aufnahme des betreffenden Dossiers als A-Punkt ab-
lehnte. In der Praxis kam es jedoch nur ganz selten zu der Situation, dass die 
Kommission eine Debatte auf Ratsebene verlangte, obwohl auf AStV-Ebe-
ne Einstimmigkeit unter den Mitgliedstaaten bestand (vgl. Aktenvermerk, 
Generalsekretariat – Direktion D, Beziehungen zum Rat, PP/ev/2001-168, 
30.4.2001, Anhang 1, AHCE, BAC).
(4) Befürchtungen, dass der AStV eine zu dominante Stellung erlangen könnte, 
wurden während der Vorabgespräche über den Entwurf für eine Europä-
ische Akte („Genscher-Colombo-Plan“) laut. Vgl. hierzu die Antwort auf 
die an den Präsidenten (der Kommission) gestellten Fragen zur Europäi-
schen Union, Sitzung des Ausschusses für konstitutionelle Fragen des Par-
laments vom 29. April 1982 (AHCE, BAC 391/2003/69).
(5) Die Kommission erklärte darin, dass sie – wenn eine oder mehrere Delega-
tionen im Ausschuss erhebliche politische Einwände geltend machen – eine 
Verlängerung der Beratungen befürwortet, um den Rat anhören zu können. 
AHCE, BAC 386/1991/145, SI(81) 332, Vermerk von H. Étienne an die 
Mitglieder der Kommission, 15. April 1981, zur 1026. Sitzung des AStV I 
vom 14. April 1981.
Jacques Delors kümmerte sich wieder intensiv um 
die Pflege der Beziehungen zum AStV. Seiner An-
sicht nach spielten die vorbereitenden Arbeiten eine 
Schlüsselrolle für die Förderung der gemeinschaftli-
chen Belange. 
Im Rahmen der neuerlichen Diskussionen über 
die Verbesserung der Arbeitsweise des Rates wurde 
wieder die Frage aufgeworfen, ob dem AStV nicht 
eine zu mächtige Rolle zukam  (1). Im Jahr  1979 
schlug der Dreier-Ausschuss in seinem Bericht vor, 
die Rolle des AStV als „Angelpunkt zwischen Ge-
meinschaftsapparat auf der einen und Mitgliedsre-
gierungen auf der anderen Seite“ (2) klar zu definie-
ren. Auch der Kommission war klar, dass der Rat 
nur dann reibungslos arbeiten kann, wenn er über 
einen effizienten AStV verfügt, und zwar sowohl 
in Bezug auf die Vorbereitung der Ratstagungen 
als auch hinsichtlich der Lenkung der Arbeitsgrup-
pen. Unter Präsident Jenkins zirkulierte innerhalb 
der Kommission ab März 1978 eine halbjährliche 
Liste der noch nicht vom Rat verabschiedeten Vor-
schläge. Dies war die erste Vorstufe eines Legislativ-
programms – eine Idee, die dann im weiteren Ver-
(1) Vgl. die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Dezember 1980 
(Schlussfolgerungen betreffend den Bericht der Drei Weisen, Abschnitt B 
zu den Beziehungen zu den europäischen Organen), AHCE, BAC 
40/1986/28, SI(80) 892 vom 5. Dezember 1980.
(2) Im Bericht wird vorgeschlagen, den Ständigen Vertretern „einen Status und 
eine Freiheit zum Verhandeln im Rahmen angemessen abgefasster Weisun-
gen“ zu geben (S. 49). Der Dreier-Ausschuss betrachtete den AStV als „Kon-
trollpunkt“, dem eine noch zentralere Funktion zukommen sollte als dem 
Rat (Allgemeine Angelegenheiten). Er betonte, dass die Kontrollaufgaben 
des AStV teilweise an neue Gremien „auf hoher Ebene“ verlorengegangen 
seien. Der AStV sei aber immer noch imstande, eine Überwachungsfunkti-
on für die technischen Phasen der Arbeit wiederzugewinnen, wie sie etwa 
der Europäische Rat auf politischer Ebene wahrnehme (S.  57). AHCE, 
BAC 88/2004/112, Bericht über die Europäischen Organe („Bericht der 
Drei Weisen“), Oktober 1979.
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In der Kommission war man schon früh zu dem 
Schluss gelangt, dass die eigenen Interessen mit 
denen des Europäischen Parlaments grundsätzlich 
übereinstimmten. Sämtliche Kommissionspräsi-
denten und auch viele andere Kommissionsmitglie-
der versicherten der Straßburger Versammlung wie-
derholt ihre Wertschätzung und betonten, für wie 
wichtig sie eine Erweiterung ihrer Kompetenzen so-
wie ihre Ansichten hielten. Beispielsweise erklärte 
François-Xavier Ortoli im Januar 1973: „Wir sind 
überzeugt, dass wir auf all diesen Gebieten umso 
besser zum Zuge kommen können, als die Kommis-
sion … auf einen umfassenderen und fruchtbareren 
Dialog mit Ihrer Versammlung hoffen kann“ (1). 
Vier Jahre später schlug Roy Jenkins ähnliche Töne 
an, als er ankündigte, die Kommission werde „engs-
(1) AHCE, Reden, Rede von François-Xavier Ortoli vor dem Europäischen 
Parlament am 16. Januar 1973.
tens mit dem Parlament zusammenarbeiten. Es 
werden sich Meinungsverschiedenheiten ergeben, 
aber wir werden auf der gleichen Seite stehen“. Er 
versprach auch, sich persönlich nachhaltig für bes-
sere Beziehungen zur Versammlung einzusetzen (2). 
Gaston Thorn wählte einen emotionaleren Ton, 
als er die guten Beziehungen hervorhob, die er in 
der Vergangenheit zum Parlament gepflegt hatte. 
So eröffnete er seine erste Rede als Kommissions-
präsident mit den Worten: „Sie alle werden gewiss 
verstehen, wie schwer es mir fällt, die Bewegung zu 
verbergen, die ich heute in diesem Hohen Hause 
empfinde, dem ich zehn Jahre lang angehört habe, 
in das ich, zusammen mit Ihnen, im Juni 1979 ge-
wählt worden bin, an dessen Sitzungen ich viermal 
als Ratspräsident teilgenommen habe und wo ich so 
viele vertraute Gesichter entdecke“ (3). 
(2) AHCE, Reden, Rede von Roy Jenkins vor dem Europäischen Parlament am 
11. November 1977.
(3) AHCE, Reden, Rede von Gaston Thorn vor dem Europäischen Parlament 
am 12. Januar 1981.
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ment gewirkt (2). Aufgrund seiner Erfahrungen an 
der Schnittstelle zwischen Brüssel und Straßburg 
waren Marquand sowohl die Empfindlichkeit der 
Kommission in dieser Frage als auch ihre Hoff-
nung, dieses Manko mit Hilfe eines stärkeren, di-
rekt gewählten Parlaments ausgleichen zu können, 
bewusst. Darüber hinaus war in der Kommission 
die Meinung weit verbreitet, dass ihre Vorschläge 
bei Rückendeckung durch ein starkes Parlament im 
Ministerrat weniger leicht blockiert oder verwässert 
werden konnten. Diese Vorstellung war in Brüssel 
spätestens seit Mitte der 1960er Jahre verbreitet. 
Walter Hallstein hatte genau diesen Gedanken im 
Kopf, als er sich dafür entschied, Straßburg vor der 
Unterrichtung des Ministerrates in jene kontrover-
sen Vorschläge einzuweihen, die die „Krise des lee-
ren Stuhls“ auslösen sollten. Sie gewann aber in den 
Augen der Kommission vor allem in den 1970er 
und frühen 1980er Jahren an Attraktivität, als die 
Entscheidungsfindung im Rat in der Regel äußerst 
langsam verlief. Ein klares demokratisches Mandat 
für die Kommissionsvorschläge hätte die gegensei-
tige Lähmung der Vertreter der Mitgliedstaaten 
überwinden können.
Die Umsetzung des Bemühens um bessere Bezie-
hungen zwischen Kommission und Parlament er-
wies sich an der Praxis jedoch als schwieriger, als es 
die hehren Formulierungen in den Reden der Kom-
missionspräsidenten vermuten ließen. Ortoli analy-
sierte die Beziehungen zwischen beiden Organen 
1975 in schonungsloser Offenheit: „Bislang hat sich 
die Kommission im Parlament nicht immer im aus-
reichenden Umfang engagiert und die gewünschte 
Wirkung erzielt. Allzu oft wird die Befassung des 
Parlaments als reine aus rechtlichen Gründen erfor-
derliche Formalität abgetan, und die Kommission 
hat sich gegenüber dem Parlament zu bürokratisch 
verhalten. Bis heute hat die Kommission die laten-
ten politischen Kräfte des Parlaments nur sehr un-
zureichend genutzt und nicht wirklich versucht, 
(2) Marquand, D., Parliament for Europe, Jonathan Cape, London 1979, S. 64 ff.
Sein Versprechen, sich mit ganzer Kraft für bessere 
Beziehungen zwischen der Kommission und dem 
Parlament einzusetzen, unterschied sich jedoch 
nicht von dem seiner Amtsvorgänger. Ebensowe-
nig brach Jacques Delors, ebenfalls ein ehemaliges 
Mitglied des Europäischen Parlaments, mit dieser 
Tradition. In seiner Antrittsrede unterstrich er sei-
ne Hoffnung auf einen „offenen Dialog“ beider Or-
gane und betonte, für wie wichtig er die Vorstellung 
der neuen Kommission in Straßburg hielt: „Dieser 
Akt vor den Repräsentanten der Bürger Europas 
symbolisiert zusammen mit dem individuellen 
Akt des Amtseids der einzelnen Kommissionsmit-
glieder vor dem Gerichtshof die Gemeinschaft als 
eine Rechtspersönlichkeit“. Deswegen werde seine 
Kommission „eine Initiativ- und Vorschlagsrolle 
spielen. Sie möchte den Appellen und Hoffnungen 
all derer gerecht werden, die in diesem Hohen Haus 
die Flamme des europäischen Ideals hochhalten, 
indem sie die Entschließungen, Stellungnahmen 
und Arbeiten des Europäischen Parlaments sorgfäl-
tig berücksichtigt, indem sie zu dem unerlässlichen 
Schritt vorwärts beiträgt, um die Perspektiven zu 
erweitern und unsere Aktionen zu verstärken“ (1).
Das Bemühen um gute Beziehungen zwischen 
Kommission und Parlament und eine Ausweitung 
der parlamentarischen Befugnisse ergab Sinn. 
Angesichts der zunehmenden Hervorhebung der 
Bedeutung der Demokratie in Europa als Grund-
wert der Gemeinschaft und einer für alle künftigen 
Mitglieder verbindlichen Norm musste die Kom-
mission immer stärker deutlich machen, dass sie 
selbst einer erheblichen demokratischen Kontrolle 
unterlag. Nicht von ungefähr prägte der Brite Da-
vid Marquand Ende der 1970er Jahre den Begriff 
des „Demokratiedefizits“. Der Universitätsprofes-
sor Marquand hatte in der Jenkins-Kommission 
kurzzeitig als Sonderberater für die Beziehungen 
zwischen Kommission und Europäischem Parla-
(1) AHCE, Reden, Rede von Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament 
am 14. Januar 1985.
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Parlament langweilig“  (2). Nicht nur darauf war es 
zurückzuführen, dass die Kommissionsmitglieder 
relativ selten an den Plenartagungen teilnahmen. 
Ein trauriger Höhepunkt wurde im Mai 1978 er-
reicht, als sich die Abgeordneten förmlich über die 
Abwesenheit mehrerer Kommissionsmitglieder, de-
ren Expertise für die in der Fragestunde erörterten 
Themen unverzichtbar war, beschwerten. In Reakti-
on auf diese Beschwerde musste sich die Kommissi-
on verpflichten, künftig mit mehr Mitgliedern nach 
Straßburg zu kommen, Abwesenheiten auf ein strik-
tes Minimum zu begrenzen und sicherzustellen, dass 
in der Fragestunde entweder Jenkins selbst oder Or-
toli, sein Vorgänger und Vizepräsident, zugegen sein 
(2) AHCE, BAC 39/1986/758, Vermerk von Hayden Phillips an Jenkins, un-
datiert (aber offensichtlich um Juni 1977).
ihre Energie in den Dienst der Gemeinschaft zu 
stellen“ (1).
Die häufige Anwesenheit im Parlament war eine 
unerwünschte Zusatzbelastung für die bereits sehr 
vollen Terminkalender der meisten Kommissions-
mitglieder. Die schlechten Verkehrsverbindungen 
zwischen Brüssel und der Hauptstadt des Elsass 
taten ein Übriges. Als auf einer Kommissionssit-
zung die Frage auf der Tagesordnung stand, wie 
oft Kommissionsmitglieder in Straßburg anwesend 
sein sollten, hieß es in einem Vorbereitungspapier 
für Roy Jenkins: „Viele [Ihrer Kollegen] finden das 
(1) AHCE, BAC 39/1986/758, Mitteilung von Ortoli an die Mitglieder der 
Kommission, Tentative de collaboration plus dynamique avec le Parlement 
européen, 27.2.1975 
Präsident Ortoli im Gespräch mit dem französischen Europaabgeordneten Georges Spénale (Juni 1976)
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tet werden wollte. Die Kommission war bereit, 
diese Informationen dem Wunsch des Parlaments 
entsprechend schriftlich und nicht nur mündlich 
vorzulegen, weigerte sich aber, einen ausführlichen 
monatlichen Bericht über die Folgemaßnahmen zu 
sämtlichen Entschließungen in alle sechs Arbeits-
sprachen des Parlaments zu übersetzen. Die Ange-
legenheit zog sich von 1977 bis 1980 hin und führte 
zu einem umfangreichen Schriftwechsel zwischen 
Jenkins und den beiden Parlamentspräsidenten 
Emilio Colombo und Simone Veil (5). Ab 1979 gab 
es noch weiteren, peinlicheren Streit zwischen der 
Jenkins-Kommission und dem Parlament. Dabei 
ging es um die Spesen der Kommissionsmitglieder. 
Der durch Enthüllungen in der britischen Presse 
über die Umstände der China-Reise des für auswär-
tige Angelegenheiten zuständigen Kommissions-
mitglieds Wilhelm Haferkamp im Oktober 1978 
ausgelöste Spesenskandal hinterließ jedoch kaum 
Nachwirkungen  (6). Aber dass er trotz der offen-
sichtlichen Bemühungen der Jenkins-Kommission 
um ein kooperatives Verhältnis die Beziehungen 
zwischen den beiden Organen trüben konnte, zeigt, 
dass harmonische Beziehungen zwischen Brüssel 
und Straßburg nicht selbstverständlich waren.
Diese unterschwellige Realität wurde ab 1979 noch 
stärker deutlich, als das neue, erstmals direkt ge-
wählte Parlament seine Haushaltsbefugnisse als 
Waffe im Kampf um neue Kompetenzen einsetz-
te (7). Ziel des Angriffs war dabei natürlich gar nicht 
in erster Linie die Kommission, sondern vielmehr 
der Ministerrat, der in allen Haushaltsangelegen-
heiten das letzte Wort hatte, und vor allem die Mit-
gliedstaaten. Erst durch einen gemeinsamen Be-
schluss der Mitgliedstaaten erhielt das gewählte, 
aber immer noch vergleichsweise machtlose Parla-
ment schließlich die neuen Befugnisse, die ihm 
nach eigenem Dafürhalten zustanden. Hauptopfer 
(5) AHCE, BAC 39/1986/102, mehrere Dokumente.
(6) Jenkins, R., European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 373, 
374, 396, 397, 399, 400, 411, 427, 428.
(7) Siehe Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft. 
würden  (1). Auch an den Ausschusssitzungen nah-
men die Kommissionsmitglieder nur unregelmäßig 
teil, obwohl diese eher in Brüssel als in Straßburg 
stattfanden. Zudem fühlten sich nicht alle Kom-
missionsmitglieder im Parlament zu Hause. Ortoli 
verfügte kaum über parlamentarische Erfahrungen. 
Während des Großteils seiner Laufbahn vor Eintritt 
in die Kommission war er Beamter und nicht Politi-
ker. Jenkins, der immerhin auf eine sehr erfolgreiche 
Zeit als parlamentarischer Redner und Debatten-
führer im Vereinigten Königreich zurückblicken 
konnte, gab offen zu, dass er sich anfänglich im Eu-
ropäischen Parlament fremd und unwohl gefühlt 
hatte: „Vor dem Parlament zu reden ist keine wirk-
lich dankbare Aufgabe. Zum einen sind da natür-
lich die Sprachprobleme und der Umstand, dass die 
Abgeordnetenreihen oft ziemlich leer sind … Hinzu 
kommt, dass in Straßburg fast überall Kameras zuge-
gen sind. Es laufen nicht nur ständig Fernsehkame-
ras, die Bilder produzieren, welche kaum jemals ge-
sendet werden, sondern man ist auch unablässig dem 
Blitzlichtgewitter von Fotografen ausgesetzt – selbst 
wenn man gerade einmal für sich sein möchte“ (2). 
In der unveröffentlichten Fassung seines Tagebuchs 
findet sich dazu der Vermerk: „Wer weiß, was mit 
ihnen [all diesen Fotos] geschieht. Vielleicht gibt es 
ja in Grönland einen akuten Bedarf an Bildern des 
dänischen Kommissars“  (3). David Marquand hat 
die anhaltende Unzufriedenheit von Jenkins über 
die Beziehungen zum Parlament und seine Enttäu-
schung darüber bestätigt, dass seine ursprünglichen, 
unrealistischen Erwartungen unerfüllt blieben (4).
Zudem gab es zwischen der Kommission und dem 
Europäischen Parlament ständig Streit über den 
Informationsfluss zwischen Brüssel und Straßburg. 
Dabei ging es darum, dass das Parlament von der 
Kommission umfassender über ihre Reaktion auf 
seine Beschlüsse und Entschließungen unterrich-
(1) KOM(78) PV 473, zweiter Teil, Sitzung vom 10. Mai 1978.
(2) Jenkins, R. European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 63.
(3) Handschriftliches Exemplar des European Diary, Jenkins papers, East 
Hendred (eingesehen mit Zustimmung von Lady Jenkins), S. 78.
(4) Interview mit David Marquand, 7. Juni 2011.
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verschlechterten jedoch zweifellos das Klima zwi-
schen den beiden Organen, was der ehemalige lu-
xemburgische Premierminister bei seinem Amtsan-
tritt als Kommissionspräsident beklagte, letzten 
Endes aber nicht entscheidend ändern konnte: „Ich 
habe mit Betroffenheit festgestellt, dass in den letz-
ten Jahren und vor allem seit Sie Ihre Legitimation 
unmittelbar von allgemeinen Wahlen herleiten 
können, durch zu häufige Streitereien über formale 
oder Grundsatzfragen die Beziehungen zwischen 
unseren beiden Organen unter Spannungen zu lei-
den hatten. Darauf wurde auch auf der jüngsten Ta-
gung des Europäischen Rates in Luxemburg hinge-
dieser Kraftprobe zwischen den Abgeordneten und 
den nationalen Regierungen war jedoch die Kom-
mission, deren Programme und Verwaltung durch 
die angedrohten und tatsächlichen Verzögerungen 
bei den Haushaltsberatungen der Organe unmittel-
bar beeinträchtigt wurden. Sowohl Jenkins als auch 
Thorn haben alles versucht, ihre Sympathien für die 
grundsätzliche Haltung des Parlaments deutlich zu 
machen  (1). Die ständigen Haushaltsstreitigkeiten 
(1) Jenkins, R. European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 537. Zur 
Haltung von Gaston Thorn vgl. seine erste Rede vor dem Europäischen Par-
lament am 12. Januar 1981.
Lachende Gesichter bei Gaston Thorn und Piet Dankert, Präsident des Europäischen Parlaments, im Jahr 1982. Die Beziehungen 
zwischen den beiden Organen gestalteten sich in den frühen 1980er Jahren jedoch nicht immer einfach.
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zielle neue Kompetenzen erhielt, verliefen die Bezie-
hungen zwischen Straßburg und Brüssel eine Zeit 
lang wieder sehr harmonisch.
Allerdings sollte nicht nur auf die Schwierigkeiten 
in den Beziehungen zwischen Kommission und 
Parlament eingegangen werden, zumal die Haupt-
ursache für die beiderseitige Unzufriedenheit in der 
globalen Verteilung der Gewichte zwischen den Or-
ganen der Europäischen Gemeinschaft lag und so-
wohl das Parlament als auch die Kommission durch 
den mangelnden Konsens unter den Mitgliedstaaten 
an einer Veränderung der Situation gehindert wur-
den. Damit würden auch die vielfältigen Bemühun-
gen der Kommission unter Ortoli, Jenkins, Thorn 
und Delors ignoriert werden, die Beziehungen zum 
Parlament zu verbessern. Ein erster Schritt hierzu 
wiesen und das ständige Gerangel zwischen den 
Organen bedauert. Das erste Anliegen der neuen 
Kommission war daher, sich bereits auf einer infor-
mellen Zusammenkunft, bevor sie überhaupt ihre 
Amtsgeschäfte aufnahm, mit dieser wesentlichen 
Frage zu beschäftigen“ (1). 
Diese Spannungen im Verhältnis zwischen den Or-
ganen traten am schärfsten 1979 und noch einmal 
1984 zu Tage, als das Parlament den Haushaltsent-
wurf der Kommission ablehnte und ihr mit einem 
Misstrauensvotum drohte. Erst als das Parlament 
am Ende des Zeitraums, den dieser Band behandelt, 
mit der Einheitlichen Europäischen Akte substan-
(1) AHCE, Reden, Rede von Gaston Thorn vor dem Europäischen Parlament 
am 12. Januar 1981.
Einigung zwischen Präsidenten: Leo Tindemans, Piet Dankert und Gaston Thorn unterzeichnen im 
Juni 1982 die Vereinbarung über den Gemeinschaftshaushalt.
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schen Rat rechenschaftspflichtig zu machen. Auf ei-
ner informellen Tagung der Außenminister vertrat 
er die Auffassung, dass sowohl der Ratspräsident als 
auch der Regierungschef, der jeweils den Gipfeltref-
fen vorsaß, regelmäßig dem Parlament Bericht er-
statten sollten. Auf den Einwand des französischen 
Außenministers, darüber stünde nichts im Vertrag 
von Rom, entgegnete Jenkins, dass der Europäische 
Rat dort ebenso wenig erwähnt würde  (2). Sowohl 
Gaston Thorn als auch Jacques Delors begrüßten 
den Vertragsentwurf zur Europäischen Union, den 
das Europäische Parlament im Februar 1984 erar-
beitet hatte. Delors, auf die Versuche zur Überwin-
dung der institutionellen Lähmung der Gemein-
schaft eingehend, lobte das Parlament für seinen 
mutigeren Ansatz (3). Und natürlich war es Delors, 
der mit seinem Bestreben, zur Erneuerung der Ge-
meinschaft neben dem Binnenmarktziel auch ins-
titutionelle Reformen anzusteuern, den ersten we-
sentlichen Anstoß zur Ausstattung des Parlaments 
mit neuen Befugnissen gab. Weder er noch das 
Parlament waren mit der letztendlich vereinbarten 
Einheitlichen Europäischen Akte vollends zufrie-
den, weil sie befürchteten, dass diese bei der Neu-
verteilung der Gewichte zwischen den Organen 
nicht weit genug ging (4). Die Vertragsänderungen 
von 1986 hatten jedoch so nachhaltige Auswirkun-
gen, dass Delors die EEA im Nachhinein als seinen 
Lieblingsvertrag bezeichnete (5).
Das eindrucksvollste Beispiel für das Zusammen-
spiel von Kommission und Parlament war jedoch 
ihr letztlich von Erfolg gekrönter Einsatz für die 
Direktwahl zum Straßburger Parlament. Die Un-
terstützung dieser Idee durch die Kommission 
reichte noch vor den Zeitraum zurück, den dieser 
Band behandelt. Die schriftlichen Aufzeichnungen 
(2) Roy Jenkins Cabinet papers, All Souls College, Oxford (eingesehen mit 
Zustimmung von Crispin Tickell), Protokoll der informellen Außenminis-
tertagung, Echternach, 25.Oktober 1980.
(3) AHCE, Reden, Rede von Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament 
am 14. Januar 1985.
(4) AHCE, Reden, Rede von Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament 
während der Debatte vom 9. bis 13. Dezember 1985.
(5) CVCE, Interview mit Jacques Delors, Paris, 16. Dezember 2009. 
war 1973 die Schaffung eines eigenen Portefeuilles 
für die Beziehungen zum Parlament innerhalb der 
Kommission. Dieses Ressort wurde anfänglich dem 
italienischen Kommissionsmitglied und Vizepräsi-
denten Carlo Scarascia Mugnozza übertragen. Mit 
der Schaffung dieses Zuständigkeitsbereichs soll-
ten die übrigen Kommissionsmitglieder keineswegs 
von ihren Verpflichtungen gegenüber Straßburg 
entbunden werden. Vielmehr sollte dieses Amt ge-
währleisten, dass eine Person den Überblick über die 
mannigfaltige Interaktion zwischen Kommission 
und Parlament behielt und frühzeitig auf etwaigen 
Handlungsbedarf hinweisen konnte. Dieses Porte-
feuille sollte über den ganzen Zeitraum von 1973 
bis 1986 Bestand haben und wurde nacheinander 
Richard Burke, Lorenzo Natali, Frans Andriessen 
und Grigoris Varfis anvertraut. Hilfreich für den 
Dialog zwischen beiden Organen war auch die über 
den gesamten Zeitraum, dem dieser Band gewidmet 
ist, beibehaltene Tradition, die Kommissionssitzung 
während der Plenartagungen in Straßburg und nicht 
in Brüssel abzuhalten. Zwar kam es zu den oben be-
schriebenen Schwierigkeiten, weil das Problem der 
Anwesenheit von Kommissionsmitgliedern bei den 
Parlamentsdebatten nicht vollständig beseitigt wur-
de, aber es wurde für die Kommissionsmitglieder 
einfacher, bei wichtigen Ereignissen im Europäi-
schen Parlament zugegen zu sein und enge Bezie-
hungen zu wichtigen Abgeordneten zu knüpfen.
Die Kommission bekundete stets ihre Unterstüt-
zung für das langjährige Streben des Parlaments 
nach mehr Befugnissen. So begrüßte die Orto-
li-Kommission die Reformen, mit denen 1975 der 
Rechnungshof ins Leben gerufen und die Auf-
sichtsbefugnisse des Parlaments in Haushaltsan-
gelegenheiten erweitert wurden. Darüber hinaus 
nutzte sie weitgehend das neue, im Zuge dieser Re-
formen eingeführte Konzertierungsverfahren  (1). 
Roy Jenkins unterstützte massiv die Bemühungen 
des Parlaments, den Ministerrat und den Europäi-
(1) AHCE, BAC 39/1986/758, SI(76) 133/3, 20. Februar 1976.
246 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
barte Direktwahl des Europäischen Parlaments in 
zweierlei Hinsicht von Bedeutung: Sie stellt eine 
erste Brücke in Richtung Europäische Union dar 
sowie einen entscheidenden Schritt hin zu einem 
neuen institutionellen Gleichgewicht, das auf dem 
Grundsatz der Demokratisierung fußt. Mit der frei-
en und allgemeinen Wahl des Parlaments stellt sich 
ganz selbstverständlich die Frage nach einer Stär-
kung seiner Befugnisse insbesondere im gesetzgebe-
rischen und im Haushaltsbereich. Diese Frage wird 
ihre Antwort im Rahmen der Europäischen Union 
finden“ (2). 
Daher setzte sich die Kommission sowohl unter Or-
toli als auch unter Jenkins energisch für eine rasche 
Verwirklichung des Beschlusses von Paris ein. Or-
(2) AHCE, BAC 36/1984/116, Aide-mémoire „Élection du Parlement eu-
ropéen au suffrage universel directe“ für die Pressekonferenz von Präsident 
Ortoli, 11. Juli 1975.
Ein wichtiger Schritt in Richtung Direktwahlen: Das Parlament verabschiedet den Patijn-Bericht im Januar 1975.
1977 findet vor dem Berlaymont-Gebäude eine Demonstration für Direktwahlen und eine einheitliche Währung statt.
Walter Hallsteins, des ersten Kommissionspräsi-
denten, beweisen beispielsweise eindeutig, dass er 
diese Idee nachdrücklich unterstützte. Das Gleiche 
gilt für seinen Nachfolger Jean Rey (1). Angesichts 
der vollständigen Blockade durch die Mitgliedstaa-
ten konnte die Kommission allerdings nur wenig 
ausrichten. Somit zeigte der Enthusiasmus der 
Kommission erst konkrete Wirkung, nachdem die 
Neun im Dezember 1974 auf dem Gipfel von Paris 
die Grundsatzentscheidung zur Direktwahl des 
Parlaments getroffen hatten. Im folgenden Sommer 
verdeutlichte die Kommission ihre Entschlossen-
heit, den vereinbarten Zeitplan für die Direktwahl 
einzuhalten, und warum sie diese Entwicklung be-
fürwortete: „Für die Kommission ist die von den 
Regierungschefs im vergangenen Dezember verein-
(1) EG-Kommission, Dritter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen 
Gemeinschaften 1969, Anhang, S. 520, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1970.
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1977 findet vor dem Berlaymont-Gebäude eine Demonstration für Direktwahlen und eine einheitliche Währung statt.
tät Europas und damit das Gewicht der in seinem 
Namen ergriffenen Initiativen verstärkt wird“  (1). 
Jenkins versprach nicht nur bereits zu Beginn sei-
ner Amtszeit, das Parlament schon vorab wie bereits 
gewählt zu behandeln, sondern beaufsichtigte per-
sönlich den Beginn der praktischen Vorbereitungen 
für die Wahlen. Die Aufzeichnungen seines Kabi-
(1) AHCE, Reden, Rede von François-Xavier Ortoli vor dem Europäischen 
Parlament vom 14. Januar 1975.
toli erklärte vor dem Parlament, mit der Festlegung 
auf Direktwahlen „hat Europa definitiv den Weg 
der Demokratie eingeschlagen …. An den Beginn 
des Europas von morgen die Schaffung demokra-
tischer Mechanismen zu stellen ist zweifellos die 
beste Art, das Aufbauwerk zu beginnen. Das heißt 
nämlich eine Dynamik ersten Ranges in Gang zu 
setzen, die, wie ich glaube, für den weiteren Fort-
schritt des europäischen Aufbauwerks eine wichtige 
Rolle spielen wird und muss, indem die Legitimi-
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In internen Gesprächen hatte die Kommission 
deutlich gemacht, dass sie dem neuen Parlament 
mehr Aufmerksamkeit als früher widmen und es in-
tensiver konsultieren musste. Außerdem musste sie 
ihre internen Verfahren ändern, um besser auf die 
weitergehenden Forderungen und Ansprüche eines 
gewählten Parlaments reagieren zu können. Die 
Kommission trat dem neuen Parlament, wie sich 
Jenkins erinnerte, mit einer Mischung aus Respekt 
und Sorge entgegen (2). Deshalb wurden eine Reihe 
von Verwaltungsreformen vorgenommen. Hierzu 
gehörte die Einrichtung einer „Gruppe für Parla-
mentsangelegenheiten“, in die jeder Kommissar 
persönlich einen hohen Beamten entsandte (3). Na-
türlich brauchte die Kommission Zeit, um sich an 
(2) Jenkins, R., European Diary, 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 375.
(3) AHCE, BAC 39/1986/759, SEK(79)  1163/2, 16. Juli 1979. Siehe dort 
auch SG(79) D/11941, Vermerk von Émile Noël an die Generaldirektoren, 
23. Oktober 1979.
netts enthalten daher nicht nur Konzepte für et-
waige Veränderungen des institutionellen Gefüges 
der Gemeinschaft aufgrund der Direktwahlen, son-
dern auch die Protokolle einer Kontaktgruppe von 
Kommission und Parlament, die ab Mitte 1977 die 
Organisation eines multinationalen Wahlkampfes 
und die Verwendung der einschlägigen Mittel aus 
dem Gemeinschaftshaushalt erörterte  (1). Diese 
Mittel wurden weitgehend für eine überparteiliche 
Informationskampagne ausgegeben, um die euro-
päische Öffentlichkeit mit Sachinformationen über 
die Direktwahlen zu versorgen und ihnen die Ent-
scheidung für eine Partei zu erleichtern.
Die Direktwahlen vom Juni 1979 waren somit ein 
wichtiger Meilenstein für die Kommission und das 
Parlament.  
(1) AHCE, BAC 39/1986/728 und BAC 39/1986/750.
Sind nun die europäischen Konflikte beigelegt? 
Der Karikaturist der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
zeichnet ein positives Bild von den ersten Direktwahlen.
Wahlnacht: Finn Olav Gundelach verfolgt zusammen mit anderen interessiert die Ergebnisse der ersten Direktwahlen.
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dern würde. Die Direktwahl bot aber auch eine ech-
te Chance, dem Integrationsprozess neue Dynamik 
zu verleihen.
Piers Ludlow
die neuen Gegebenheiten anzupassen. Ein Grund 
für die Ablehnung des Haushaltsentwurfs von 1979 
durch das Parlament könnte beispielsweise darin lie-
gen, dass einige der beteiligten Generaldirektionen 
sich gewohnheitsmäßig immer noch stärker an den 
Ansichten des Ministerrates orientierten als an de-
nen des Parlaments. In den Folgejahren kam es auch 
immer wieder zu gelegentlichen Missstimmungen 
innerhalb der Kommission über die Art und Wei-
se, wie das Parlament um neue Befugnisse kämpfte. 
Grundsätzlich aber war sich die Kommission wohl 
bewusst, dass die positiven Auswirkungen größe-
rer parlamentarischer Legitimität die kurzfristigen 
Unannehmlichkeiten überwogen. 
So gab die Kommission ihrer Hoffnung Ausdruck, 
dass das neue Parlament die Legitimität der Ge-
meinschaft steigern und „die Unterstützung für die 
Gemeinschaftsorgane in der Bevölkerung auf eine 
breitere Grundlage stellen und das Gefühl der Mit-
verantwortung für [ihre] Politik steigern werde“ (1). 
Es war zwar damit zu rechnen, dass das neue Parla-
ment sich in der täglichen Arbeit als schwierigerer 
Partner erweisen und die Kommission stärker for-
(1) AHCE, Reden, Rede von Roy Jenkins zur Wahl von Simone Veil zur Präsi-
dentin des Europäischen Parlaments, 18. Juli 1979.
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Kapitel 11  
Die Haushaltspolitik 
der Gemeinschaft 
Einerseits war es für die Kommission eine unspek-
takuläre und langweilige Aufgabe, den Gemein-
schaftshaushalt aufzustellen und hierfür Zustim-
mung zu gewinnen. Die GD  XIX, die in erster 
Linie für diese Aufgabe zuständige Generaldirekti-
on, wurde nie als besonders spannende oder hoch-
karätige Abteilung der Kommission angesehen. 
Auch von den Mitgliedern der Kommission wurde 
das Haushaltsressort nicht als besonders erstrebens-
werter Aufgabenbereich betrachtet. Christopher 
Tugendhat, der dieses Ressort während seiner acht-
jährigen Amtszeit als Kommissionsmitglied führte, 
erinnert sich, dass seine Aufgabe, als er 1976 nach 
Brüssel kam, häufig als „langweilig, unwichtig und 
sogar trivial“ angesehen wurde  (1). Die Tatsache, 
dass er dieses Ressort als der zweite britische Kom-
missar zu einer Zeit übernehmen durfte, als der 
andere Kommissar, Roy Jenkins, Kommissionsprä-
sident war, bewies eindeutig, dass weder seine Kol-
(1) Interview mit Christopher Tugendhat, 17. August 2010.
legen noch die übrigen Mitgliedstaaten das Haus-
haltsressort für besonders wichtig hielten. 
Andererseits handelte es sich bei dem Gemein-
schaftshaushalt aufgrund seiner Größe und seiner 
Aufteilung auf Politikbereiche und Mitgliedstaaten 
von jeher um eine äußerst politische und sensible 
Angelegenheit, die erhebliche Auswirkungen auf 
die Fähigkeit der Kommission hatte, ihre vielfäl-
tigen politischen Ziele zu verfolgen. Der Haushalt 
wurde darüber hinaus von allen Mitgliedstaaten als 
äußerst wichtig angesehen, ob sie nun mehr an die 
Gemeinschaft zahlten, als sie von Europa zurücker-
hielten (Nettozahler), oder mehr erhielten, als sie 
einzahlten (Nettoempfänger). Es war kein Zufall, 
dass die größte Krise der 1960er Jahre, die Politik 
des leeren Stuhls von 1965-1966, ausgelöst wurde 
durch ernsthafte Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Frankreich und seinen Partnern über Haus-
haltsfragen und insbesondere die Finanzierung der 
11
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durch die des nominell für den Haushalt zuständi-
gen Kommissionsmitglieds geprägt wurde, konzen-
triert sich dieser Überblick. 
Anfang der 1970er Jahre schien die Kommission ei-
nen wichtigen Schritt auf dem Weg zu haushaltspo-
litischer Unabhängigkeit vorangekommen zu sein. 
Teil der beim Haager Gipfel im Dezember 1969 
vereinbarten Paketlösung war die Einigung auf eine 
Gemeinschaftsfinanzierung durch ein breites Spekt-
rum an „Eigenmitteln“, d. h. Einnahmen, die auto-
matisch der Gemeinschaft zufallen würden. Derar-
tige „Eigenmittel“ waren seit langem ein wichtiges 
Ziel der Kommission, da hierdurch ihre Abhängig-
keit von Finanzmitteln, die der Gemeinschaft durch 
die Mitgliedstaaten zugewiesen wurden, erheblich 
verringert und ein wichtiger Schritt in Richtung auf 
ein föderaleres System getan würde. Der Luxembur-
ger Vertrag von 1970, der drei verschiedene Arten 
von „Eigenmitteln“ einführte, die auf Zolleinnah-
men, Agrarabschöpfungen und einem Anteil an der 
Mehrwertsteuer der Mitgliedstaaten beruhten, galt 
somit als ein bedeutsamer Fortschritt. Die Ausga-
ben der Kommission würden nicht mehr durch die 
nationalen Haushalte aufgebracht und hingen somit 
nicht länger von der Bereitschaft der Mitgliedstaaten 
ab, Gelder für die Verwirklichung europäischer Zie-
le bereitzustellen. Wie allerdings in den folgenden 
eineinhalb Jahrzehnten deutlich wurde, ging dieser 
Vorteil einher mit vier anderen Entwicklungen, die 
die Haushaltspolitik der Kommission im Einzelnen 
wesentlich schwieriger gestalten sollten.
Der erste Faktor, der die Haushaltspolitik der Ge-
meinschaft verkomplizieren sollte, war die Entwick-
lung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Ein-
zelheiten der GAP im Zeitraum 1973-1986 finden 
sich in Kapitel 16 dieses Bandes. Entscheidend aus 
haushaltspolitischer Sicht war allerdings die Tatsa-
che, dass der größte Teil der Agrarausgaben obligato-
risch war, d. h., die Ausgaben für landwirtschaftliche 
Fördermaßnahmen stiegen oder sanken automatisch 
entsprechend den Marktbedingungen, ohne dass die 
Kommission oder die Mitgliedstaaten den genauen 
GAP (1). Ebenfalls von Bedeutung war, dass die Be-
schlussfassung über den Gemeinschaftshaushalt als 
Versuchsgelände – oder sogar Schlachtfeld – für das 
sich entwickelnde Kräftegleichgewicht zwischen 
den verschiedenen Gemeinschaftsorganen angese-
hen wurde. Für die Kommission war daher eine ge-
wisse Autonomie im Hinblick auf die Einnahmen 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Erlangung 
größerer politischer Unabhängigkeit, während der 
Ministerrat seine Kontrolle über die Einnahmen 
und Ausgaben der Gemeinschaft als wichtiges 
Instrument der Kontrolle über die Kommission 
betrachtete und das Europäische Parlament der 
Überzeugung war, dass die Erlangung bestimmter 
Haushaltsbefugnisse seine vergleichsweise Macht-
losigkeit innerhalb des institutionellen Systems 
der Gemeinschaft beenden könne. Trotz ihrer un-
terschiedlichen Interessen mussten sich die drei 
Organe im Rahmen des Haushaltsfeststellungsver-
fahrens einigen, um den Gemeinschaftshaushalt zu 
verabschieden.
Hauptschwerpunkt des folgenden Abschnitts ist 
die politische Dimension des Haushalts. Die genaue 
Verteilung des Haushalts auf die verschiedenen 
Bereiche sowie die Art und Weise, wie sich diese 
Aufteilung im Laufe des Zeitraums 1973-1986 ent-
wickelte, ist Gegenstand der Abbildungen weiter 
unten. Auf die einzelnen für den Haushalt zustän-
digen Kommissionsmitglieder wird kurz eingegan-
gen. Im Mittelpunkt des Interesses steht allerdings 
die Frage, wie der Haushalt in bestimmten Phasen 
der 1970er und 1980er Jahre mit dem allgemeinen 
politischen Schicksal der Gemeinschaft verknüpft 
war. Auf diese Phasen, in denen die Haltung der 
Kommission stärker durch die Auffassungen ih-
res Präsidenten oder des gesamten Kollegiums als 
(1) Letztendlich führten diese Meinungsverschiedenheiten zu der zweifellos 
bekannteren Auseinandersetzung über die Abstimmungsmodalitäten. 
Ursache dieses Konflikts waren jedoch der Gemeinschaftshaushalt und 
das Gleichgewicht der Prioritäten der Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Landwirtschaft und andere Bereiche. Siehe Ludlow, N.  P., The European 
Community and the Crises of the 1960s: Negotiating the Gaullist Challenge, 
Routledge, London, 2006, S. 49-70.
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reich importierte viel mehr Waren aus Drittländern 
als die meisten anderen Mitgliedstaaten und wollte 
diese Praxis aus einer Vielzahl von Gründen beibe-
halten. Somit mussten die Briten über Zolleinnah-
men und Agrarabschöpfungen unverhältnismäßig 
hohe Beträge an die Gemeinschaft abführen. Da der 
Agrarbereich des Vereinigten Königreichs darüber 
hinaus relativ klein war, konnte man absehen, dass 
das Land in wesentlich geringerem Maße als die 
meisten anderen Mitgliedstaaten von GAP-Beihil-
fen profitieren würde. Es war absolut vorhersehbar, 
dass das Vereinigte Königreich rasch einer der größ-
ten, falls nicht der größte Nettozahler der EG wer-
den würde. Dies war für ein Land, dessen Bruttoso-
zialprodukt pro Einwohner während des Großteils 
des in diesem Band behandelten Zeitraums wesent-
lich unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt lag, 
nicht hinnehmbar. Allerdings war das Erkennen 
Haushaltskommissar Christopher Tugendhat spricht 1980 zu Europaabgeordneten. 
Das anhaltende Tauziehen um den britischen Haushaltsbeitrag war für ihn eine harte Bewährungsprobe.
Betrag kontrollieren konnten, so dass ein erheblicher 
Anstieg ohne eine Obergrenze für die betreffenden 
Beträge wahrscheinlich war. Sowohl die kostbare 
Unabhängigkeit, die die Kommission aufgrund des 
Eigenmittelsystems erreicht zu haben glaubte, als 
auch der hart erkämpfte Einfluss auf Haushaltsan-
gelegenheiten, den das Europäische Parlament, wie 
unten erörtert, gewonnen hatte, waren somit äußerst 
anfällig angesichts eines Haushalts, bei dem der 
größte Einzelposten sich auf eine Weise vergrößern 
konnte, die weder genau vorhersehbar noch kontrol-
lierbar war.
Ein zweites grundlegendes Problem war die Frage 
des britischen Haushaltsbeitrags. Bereits vor dem 
Beitritt der Briten zur Gemeinschaft im Jahr 1973 
war klar, dass das geplante Finanzierungssystem für 
sie unvorteilhaft sein würde. Das Vereinigte König-
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schwieriger machte als vorher, war die allgemeine 
Wirtschaftskrise, die in Europa ab 1973 herrsch-
te. Haushaltsverhandlungen sind unabhängig von 
der wirtschaftlichen Lage immer hart umkämpfte 
und sensible Angelegenheiten. Aber während eines 
Großteils der Anfangsjahre der Gemeinschaft wur-
den die Konflikte zwischen den unterschiedlichen 
nationalen Interessen und unterschiedlichen Auffas-
sungen, wie sich die Gemeinschaft entwickeln sollte, 
zumindest haushaltspolitisch durch die Erkenntnis 
abgemildert, dass der Gemeinschaftshaushalt relativ 
klein und die Finanzlage der meisten Mitgliedstaa-
ten vergleichsweise solide war. Ab 1973 veränderte 
die einsetzende Rezession die Lage dramatisch. Da 
die Staatshaushalte in ganz Europa unter Druck 
gerieten, musste ein steigender Gemeinschaftshaus-
halt, der nicht zuletzt durch die zunehmenden Kos-
ten der GAP ausgeweitet wurde, zwangsläufig auf 
erhebliche Kritik stoßen. Während des Großteils der 
1970er und der ersten Hälfte der 1980er Jahre stand 
die Kommission somit bei allen Haushaltsverhand-
lungen einer Reihe von Mitgliedstaaten gegenüber, 
die die EG-Ausgaben begrenzen wollten und die alle 
genau wussten, welche Bestürzung eine wesentli-
che Erhöhung des Gemeinschaftshaushalts in ihren 
Ländern hervorrufen würde. Es würde nicht einfach 
sein, unter diesen Umständen Zustimmung für neue 
Formen europäischer Ausgaben zu gewinnen.
Während der Amtszeit der Ortoli-Kommission war 
der Franzose Claude Cheysson für das Haushalts-
ressort zuständig. Weil er gleichzeitig auch für das 
Entwicklungsressort zuständig war und deshalb 
den Ruf hatte, selten in Brüssel zu sein und stattdes-
sen ausgiebig durch die Entwicklungsländer zu rei-
sen, wurde das relativ niedrige Ansehen des Haus-
haltsressorts bestätigt (1). Dies bedeutete allerdings 
nicht, dass die Amtszeit von Ortoli haushaltspoli-
tisch ereignislos verlief. Vielmehr war das Gegen-
(1) Die intensive Reisetätigkeit von Cheysson war seinerzeit Gegenstand eines 
Witzes: „Was ist der Unterschied zwischen Gott und Cheysson? Gott ist 
überall. Cheysson ist überall, außer in Brüssel“. Interview mit Hayden Phil-
lips, 2. Februar 2011.
dieses Problems leichter als seine Lösung. Ein Aus-
gleich für die Briten würde nicht nur eine Neuver-
handlung des von den Briten bei ihrem Beitritt zur 
EG akzeptierten Vertragsrechts bedeuten und somit 
einen heiklen Präzedenzfall für künftige Erweite-
rungen schaffen, sondern auch dem Grundsatz des 
„juste retour“ Tür und Tor öffnen, wonach jeder 
Mitgliedstaat Gemeinschaftsmittel im Verhältnis zu 
seinem Beitrag zum EG-Haushalt erhalten würde. 
Diese Vorstellung wurde von den meisten Mitglied-
staaten und der Europäischen Kommission vehe-
ment abgelehnt. Auf diese Weise manövrierte man 
sich in eine Sackgasse, aus der nur schwer wieder he-
rauszukommen war.
Eine dritte mögliche Komplikation für die Kommis-
sion bei der Anwendung ihrer Befugnisse zur Gestal-
tung des Gemeinschaftshaushalts waren die neuen 
Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments, 
ein weiteres Ergebnis des Luxemburger Vertrags von 
1970. Grundsätzlich befürwortete die Kommission 
diese Entwicklung. Eine größere Kontrolle durch 
das Europäische Parlament wurde als logische Folge 
der größeren finanziellen Unabhängigkeit der Kom-
mission angesehen. Aber in der Praxis war die Zu-
sammenarbeit mit einem neuen und selbstbewusste-
ren Parlament nicht immer einfach, vor allem da die 
Abgeordneten die eindeutige Absicht hatten, ihre 
begrenzten Haushaltsbefugnisse als Hebel einzuset-
zen, um weitere Befugnisse und Einfluss auf andere 
Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft zu gewinnen. 
Darüber hinaus hatte das Parlament durch die Ver-
einbarung von 1970 das Recht erhalten, Ausgaben-
vorschläge der Kommission durch eigene Vorschläge 
für nichtobligatorische Ausgaben zu ergänzen. Die 
Ausgabenprioritäten des Parlaments entsprachen 
nicht immer denjenigen der Kommission. Dement-
sprechend waren die Beziehungen der Jenkins- und 
der Thorn-Kommission zum Europäischen Parla-
ment in Haushaltsfragen wesentlich weniger harmo-
nisch als die der früheren Kommissionen.
Der letzte Faktor, der die Verabschiedung des Ge-
meinschaftshaushalts zwischen 1973 und 1986 viel 
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ten (2). Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe wurden 
Anfang 1975 von der Kommission an den Rat wei-
tergeleitet  (3). Es wurde weitgehend bestätigt, dass 
die Beitragsfrage ein wirkliches Problem darstellte, 
dessen Auswirkungen allerdings nicht genau vor-
hersehbar waren. Darüber hinaus wurde ein erster 
Lösungsversuch skizziert. Aus britischer Sicht gal-
ten für den von der Kommission vorgeschlagenen 
und 1975 durch den Europäischen Rat von Dublin 
verabschiedeten Korrekturmechanismus unglückli-
cherweise zahlreiche Bedingungen, die seine Wirk-
samkeit verhinderten. Diese Tatsache wurde aller-
dings übergangen, weil Harold Wilson unbedingt 
die Neuverhandlung zum Abschluss bringen wollte, 
damit er im Vorfeld des britischen Referendums 
über die EG-Mitgliedschaft im Jahr 1975 einen Er-
folg vermelden konnte. Für einige Jahre geriet diese 
Angelegenheit in Vergessenheit. Grund hierfür wa-
ren die Übergangsmaßnahmen, die dafür sorgten, 
dass das Vereinigte Königreich nicht so viel bezahlen 
musste, wie es ansonsten der Fall gewesen wäre, und 
sich der Anstieg der GAP-Ausgaben vorübergehend 
verlangsamte. Wie in der Amtszeit der beiden fol-
genden Kommissionspräsidenten allerdings deutlich 
wurde, waren die grundlegenden Schwierigkeiten 
nicht beseitigt worden.
Eine weitere wichtige Entwicklung während der 
Amtszeit von Ortoli war die Überarbeitung der 
Haushaltsbestimmungen im Vertrag. Der Vertrag 
von Brüssel von 1975 war die logische Folge des fünf 
Jahre vorher unterzeichneten Luxemburger Vertrags. 
Die Kommission hatte ursprünglich vorgeschlagen, 
neue Bestimmungen für eine Anhebung der Ausga-
benobergrenze der Gemeinschaft einzuführen, der 
Gemeinschaft als Ganzes die Kreditaufnahme zu 
erlauben und die Kontrollbefugnisse des Europäi-
schen Parlaments auszuweiten. Die Mitgliedstaaten 
billigten allerdings nur diesen letzten Vorschlag der 
Kommission. Durch den Vertrag wurde ferner die 
Haushaltskontrolle verschärft, indem ein unabhän-
(2) Interview mit Richard Hay, 17. August 2010.
(3) AHCE, KOM(75) 40 vom 30. Januar 1975.
teil der Fall, da es in dieser Zeit nicht nur zu ersten 
Streitigkeiten über den britischen Haushaltsbeitrag 
kam, sondern auch eine weitere Vertragsänderung 
vorgenommen wurde. Derart wichtige politische 
Angelegenheiten wurden jedoch eher von der Kom-
mission als Ganzes oder durch den Präsidenten und 
seine Berater geregelt und nicht durch das jeweils 
für das Haushaltsressort zuständige Kommissions-
mitglied. 
Im Zusammenhang mit der von Harold Wilsons 
Labourregierung 1974 verlangten Neuverhandlung 
der britischen Beitrittsbedingungen stellte sich 
zum ersten Mal die britische Haushaltsfrage. Diese 
Neuverhandlung, die häufig als eine Farce angese-
hen wurde, die zu keinerlei echten Veränderungen 
führte, gab der Kommission erstmals Gelegenheit, 
das Problem des britischen Beitrags ernsthaft zu 
erörtern. Nachdem die Kommission vom Rat gebe-
ten worden war, die Angelegenheit zu untersuchen, 
setzte sie im Juni 1974 eine hochrangige Arbeits-
gruppe mit der etwas zurückhaltenden Bezeichnung 
„Groupe d’études économiques et financières dans la 
Communauté élargie“ (GEEF) ein  (1). Wie brisant 
dieses Thema war, zeigte sich an der Zusammenset-
zung des Ausschusses: Vorsitzender war Ortolis Ka-
binettchef Philippe de Margerie. Ein weiteres Kabi-
nettmitglied, Denis Gautier-Sauvagnac, wurde zum 
Berichterstatter ernannt. Weitere Mitglieder waren 
Émile Noël, Ugo Mosca, Generaldirektor der GD II, 
Franz Froschmaier, Kabinettchef von Wilhelm Ha-
ferkamp, sowie Richard Hay, Mitglied des Kabinetts 
von Christopher Soames und früherer Beamter des 
britischen Schatzamtes. Wie Letzterer in einem In-
terview feststellte, bestand seine Aufgabe zum Teil 
darin, einen Kommunikationskanal sowohl zu den 
britischen Kommissionsmitgliedern, die ansonsten 
nicht an den Verfahren beteiligt waren, als auch zu 
seinen früheren Kollegen in London zu unterhal-
(1) AHCE, BAC 36/1984/107, Akten des Kabinetts Ortoli, Protokoll der ers-
ten Sitzung der Groupe d’études économiques et financières dans la Com-
munauté élargie (GEEF) am 5. Juni 1974 von Denis Gautier-Sauvagnac, 
6. Juni 1974. 
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auf jeden Fall geklärt werden müssen, unabhängig 
davon, wer Ende der 1970er Jahre Premierminister 
war, da 1979 die verschiedenen Übergangsregelun-
gen ausliefen, die den britischen Beitrag verringert 
hatten. James Callaghan hatte Jenkins, bevor er die 
Unterhauswahlen verlor, mit dieser Frage konfron-
tiert und hätte sie sicherlich weiterverfolgt, wenn 
er gewählt worden wäre  (2). Die Situation wurde 
durch den starken Anstieg der GAP-Ausgaben 
weiter verschärft. Die Ausgaben für den Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft beliefen sich 1976, dem letzten Jahr 
der Präsidentschaft Ortolis, auf 5 587,1 Mio. Rech-
nungseinheiten, hatten sich allerdings bis 1980, dem 
letzten Jahr der Amtszeit von Jenkins in Brüssel, auf 
11  291,9 Mio. Rechnungseinheiten mehr als ver-
doppelt (3). Hierdurch wurden die britischen Haus-
haltsprobleme wesentlich verschlimmert. Vor dem 
allgemeinen Hintergrund der Rezession und Haus-
haltskürzungen gab es keinerlei Hoffnungen, die 
(2) Jenkins, R., A Life at the Centre, Macmillan, London, 1991, S. 492.
(3) Siehe Abbildung 1.
giger Rechnungshof eingerichtet wurde. Diese Ent-
wicklungen sollten der Kommission in den folgen-
den Jahren Schwierigkeiten bereiten.
Während der Amtszeit von Roy Jenkins kamen alle 
vier grundlegenden Probleme des Haushaltsver-
fahrens zusammen. Der Streit über den britischen 
Haushaltsbeitrag, der die zweite Hälfte der Amts-
zeit von Roy Jenkins und fast die ganze Amtszeit 
von Gaston Thorn als Kommissionspräsident über-
schatten sollte, ist natürlich eng verbunden mit der 
neuen und feindseligen britischen Europapolitik 
nach der Wahl Margaret Thatchers zur Premiermi-
nisterin 1979. Die neue britische Regierungschefin 
beeinflusste ohne Frage die Art und Weise der Aus-
einandersetzung. Allerdings hätte die grundlegen-
de Frage, wie das Problem, über das sich die Briten 
seit ihrem Beitritt beklagt hatten, beizulegen war, 
(1) Daniel Strasser verwendet die verschiedenen Rechnungseinheiten, 
ohne sie zu aktualisieren, damit die Konkordanz zwischen den jährlich 
von den Gemeinschaftsorganen erstellten Finanzdokumenten gewahrt 
bleibt (RE  =  Rechnungseinheit, ERE = Europäische Rechnungseinheit, 
ECU = Europäische Währungseinheit).
Abbildung 1: GAP-Ausgaben und Gesamtbetrag, ausgedrückt in Mio. RE (1973-1977), 
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 EAGFL/Garantie  Gesamtbetrag
Quelle: Strasser, D., Les finances de l’Europe, 4. Auflage in französischer Sprache, LGDJ, Paris, 1990.
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von Lösungsvorschlägen  (3). Angesichts der erbit-
terten Meinungsverschiedenheiten bei der Tagung 
des Europäischen Rates legte sie Anfang 1980 zwei 
weitere Mitteilungen zu diesem Thema vor (4). Und 
schließlich spielten Jenkins selbst und Émile Noël 
eine wichtige Rolle bei der Marathonsitzung des 
Rates „Allgemeine Angelegenheiten“ am 29. und 
30. Mai, als letztendlich eine Vereinbarung getroffen 
wurde, obwohl ebenso Emilio Colombo, dem italie-
nischen Außenminister, der die Gespräche geschickt 
leitete, dem deutschen Staatssekretär Klaus von 
Dohnanyi, dessen Kompromisslösung sich schließ-
lich durchsetzte, und dem britischen Außenminister 
Peter Carrington, der die Vereinbarung billigte und 
nicht ohne Schwierigkeiten seine widerstrebende 
Premierministerin überzeugte, ein Verdienst an die-
sem Durchbruch gebührt. Im Wesentlichen wurde 
ein Mechanismus vereinbart, um die britischen Bei-
träge für 1980 und 1981 auf einem deutlich niedri-
geren Niveau, als es normalerweise der Fall gewesen 
wäre, zu beschränken, und eine Formel entwickelt, 
mit deren Hilfe die entstehenden Kosten auf die an-
deren Mitgliedstaaten verteilt wurden. Inzwischen 
hatte die Kommission das „Mandat“ erhalten, nach 
einer dauerhafteren Lösung des Problems zu suchen. 
Bei der Vereinbarung vom Mai 1980 handelte es sich 
also um keine Lösung, die etwas am Kern des Strei-
tes änderte. Crispin Tickell, der Kabinettchef von 
Roy Jenkins, nannte die Vereinbarung „einen zwei-
jährigen Waffenstillstand“  (5). Die Aufgabe, eine 
langfristigere Regelung zu finden, fiel nunmehr der 
Thorn-Kommission zu.
Die Amtszeit von Roy Jenkins war ferner gekenn-
zeichnet durch neuartige interinstitutionelle Ausei-
nandersetzungen über den Haushalt. Das erste An-
zeichen hierfür war der Streit zwischen der 
(3) AHCE, KOM(79) 620 vom 14. November 1979; KOM(79) 680 vom 
21. November 1979.
(4) AHCE, KOM(80) 50 endg. vom 5. Februar 1980 und KOM(80) 147 endg. 
vom 20. März 1980.
(5) Tickell papers, All Souls College, Oxford, File 20, „Settlement of the Bri-
tish Budgetary Issue Reached at the General Affairs Council of 29/30 May 
1980“, Tickell note, 29. Juli 1980.
britische Frage durch eine Erhöhung der Gesamt-
ausgaben der Gemeinschaft und die Ergänzung der 
GAP, von der die Briten nicht so sehr profitierten, 
durch andere Ausgabenarten, die dem Vereinigten 
Königreich stärker zugutegekommen wären, zu lö-
sen. Diese Möglichkeit war in den Anfangsjahren 
der britischen Mitgliedschaft ausführlich erörtert 
worden und zumindest ein Grund für die Begeis-
terung der Regierung Heath für die EG-Regional-
politik. Gegen Ende des Jahrzehnts war es jedoch 
nicht länger politisch durchsetzbar, das britische 
Problem auf diese Weise zu lösen. Stattdessen muss-
te eine Neuverteilung im Rahmen der vorhandenen 
Haushaltsparameter gefunden werden.
Der Sachverstand und die Vermittlungsfähigkeit der 
Kommission waren für eine Lösung dieses Problems 
unerlässlich. Es würde nicht einfach sein, Ratschläge 
zu erteilen. Zunächst war es für eine von einem Briten 
geführte Kommission besonders problematisch, eine 
derart heikle Angelegenheit angemessen zu handha-
ben. Jenkins selbst räumte diese Schwierigkeit ein: 
„Ende 1979 und 1980 … konnte man mir vorwerfen, 
die britische Karte zu spielen und mich mit voller 
Kraft und Aufmerksamkeit dafür einzusetzen. Ich 
war überzeugt, dass dies im allgemeinen europäi-
schen Interesse war, bezweifle allerdings, dass diese 
Sicht meiner Motive in Paris oder auch in einigen 
anderen Hauptstädten geteilt wurde. Ich stellte fest, 
dass meine Beziehungen selbst zur belgischen Regie-
rung sowie auch zu einigen Kommissionskollegen 
belastet wurden“  (1). Dass für das Haushaltsressort 
das andere britische Kommissionsmitglied zuständig 
war, machte die Angelegenheit noch unangenehmer. 
Letztendlich spielte die Kommission allerdings doch 
eine wichtige Rolle bei der vorübergehenden Lösung 
der britischen Frage. Zunächst legte sie dem Rat im 
September 1979 ein Dokument vor, in dem bestätigt 
wurde, dass es in der Tat ein Problem gab (2). Einen 
Monat später sowie am Vorabend des Gipfels von 
Dublin Ende November unterbreitete sie eine Reihe 
(1) Jenkins, R., A Life at the Centre, Macmillan, London, 1991, S. 492.
(2) KOM(79) 462 endg. vom 12. September 1979.
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Gemeinschaftsorganen über das Haushaltsverfah-
ren sein. 
Die anhaltende Problematik der Haushaltsfrage 
wurde bereits zu Beginn der Präsidentschaft von 
Gaston Thorn deutlich, als die Position des für 
den Haushalt zuständigen Kommissionsmitglieds 
das nervenaufreibendste Thema der berüchtigten 
„Nacht der langen Messer“ wurde. Nach Pressebe-
richten intervenierte Margaret Thatcher persönlich 
beim Kommissionspräsidenten, um dessen Versuch 
zu vereiteln, das Ressort zu teilen und die Verant-
wortung für die Umstrukturierung des Haushalts 
Michael O’Kennedy, dem irischen Kommissar, und 
nicht Christopher Tugendhat zuzuweisen (3). Diese 
Auseinandersetzung prägte die Atmosphäre seiner 
vierjährigen Amtszeit, in der die Frage, wie die EG 
finanziert werden solle, der größte Streitpunkt der 
Gemeinschaft war.
Thorns Strategie zur Bewältigung des Haushalts-
problems war mutig – vielleicht allzu mutig. Da er 
wusste, dass nicht nur eine dauerhafte Lösung der 
britischen Frage gefunden werden musste, sondern 
auch der ständige Anstieg der Agrarausgaben das 
gesamte Haushaltssystem der Gemeinschaft über-
fordern musste, beschloss er, das Mandat der Kom-
mission zu nutzen, um eine vollständige Überarbei-
tung des Einnahmen- und Ausgabensystems der 
Gemeinschaft vorzuschlagen. Bei der Vorstellung 
des Arbeitsprogramms der Kommission für das ers-
te Jahr seiner Amtszeit erklärte er vor dem Europäi-
schen Parlament: „Ich kann es nicht als Glaubens-
satz akzeptieren, dass die gegenwärtige Obergrenze 
der Haushaltsmittel unantastbar ist“  (4). Am 
24.  Juni 1981 legte er dem Europäischen Rat ein 
umfassendes Maßnahmenpaket zur Überwindung 
der Blockade vor. Hierzu gehörten Pläne zur Förde-
rung des europäischen Marktes sowie der Freizügig-
(3) The Financial Times, 9. Januar 1981.
(4) AHCE, Reden, Vorstellung des Gesamtberichts 1980 und des Arbeitspro-
gramms der Kommission für 1981. Rede von Gaston Thorn, Präsident der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vor dem Europäischen 
Parlament, Luxemburg, 11. Februar 1981.
Kommission und dem Europäischen Parlament 
über die „extravaganten“ Ausgaben der Kommissi-
on. Daran beteiligt war auch der jüngst geschaffene 
Rechnungshof, der im Juli 1979 einen kritischen 
Bericht vorlegte, der zu weiteren peinlichen Presse-
berichten führte und Jenkins zwang, die Kommissi-
on vor dem Parlament zu verteidigen (1). Letztend-
lich legte sich die Aufregung ohne weitere Folgen. 
Allerdings hatte das Europäische Parlament seine 
Bereitschaft deutlich gemacht, seine Kontrollbefug-
nisse zu nutzen. Es kam daher nicht völlig überra-
schend, als ein Jahr später ein ernsthafterer Streit 
zwischen dem Europäischen Parlament, dem Mi-
nisterrat und der Kommission über den EG-Haus-
halt ausbrach, der darin gipfelte, dass das Parlament 
den Haushaltsentwurf am 13. Dezember 1979 ab-
lehnte (2). Dies sollte die erste einer Reihe von har-
ten Auseinandersetzungen zwischen dem neuen di-
rekt gewählten Parlament und den anderen 
(1) Jenkins, R., European Diary 1977-1981, Collins, London, 1989, S. 373-374, 
508.
(2) A. a. O., S. 537-540.
Im Dezember 1979 macht Jenkins als erster 
Kommissionspräsident die Erfahrung, dass das 
erst kurz zuvor direkt gewählte Europäische 
Parlament den Haushaltsentwurf ablehnt.
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gliedstaaten überzeugt sind, dass die positiven As-
pekte des Plans die negativen überwiegen. In diesem 
Fall scheint allerdings das Gegenteil stattgefunden 
zu haben. Nahezu alle zehn fanden an dem Vor-
schlag etwas auszusetzen. Statt das Problem zu lö-
sen, hatte Thorns Manöver es nur noch verschärft. 
Der Plan war zwar nicht geradewegs abgelehnt wor-
den. Vielmehr hatte der Europäische Rat beschlos-
sen, einen Ausschuss einzusetzen, um Möglichkei-
ten zur Änderung des Plans vorzuschlagen. Als aber 
selbst eine stark veränderte Fassung des Kommissi-
onsplans beim Europäischen Rat von London im 
November 1981 keinerlei Unterstützung fand, 
schienen die Aussichten von Thorn, die Haushalts-
streitigkeiten beilegen zu können, gescheitert zu 
sein. Darüber hinaus schien die Glaubwürdigkeit 
des neuen Präsidenten als Wegbereiter einer tragfä-
higen Lösung während dieses Vorgangs ernsthaft 
keit der Arbeitnehmer, Ideen zur Begrenzung der 
Ausgabensteigerungen im Bereich der GAP, Ausga-
bensteigerungen in der Sozial- und Regionalpolitik 
sowie zusätzliche Haushaltsmittel für das Vereinig-
te Königreich zur Bewältigung der britischen Haus-
haltsanomalien. Diese Maßnahmen hätten das 
Ende der von der Gemeinschaft selbst festgelegten 
Obergrenze des EG-Haushalts von 1  % des Ge-
samt-BSP bedeutet (1).
Jedoch reagierten nur wenige Mitgliedstaaten posi-
tiv auf die Vorschläge des Kommissionspräsidenten. 
Der Erfolg von Paketvereinbarungen auf europäi-
scher Ebene hängt davon ab, ob die einzelnen Mit-
(1) Schwabe, K., „Gaston Thorn“, Harst, J. van der, und Voerman, G. (Hg.), 
The Presidents of the European Commission. From Hallstein to Barroso. John 
Harper Publishing, London, 2014 (erscheint demnächst).
Eine prozentuale Anhebung der an die EWG gehenden Mehrwertsteuereinnahmen wurde als Teillösung für die Haushaltsprobleme 
angesehen. Eine entsprechende Einigung war nicht einfach zu erzielen.
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Beziehungen zwischen Thorn und den Mitgliedern 
des Europäischen Rates waren nahezu zum Zerrei-
ßen gespannt. Nach dem Scheitern des Gipfels von 
Athen prangerte der Kommissionspräsident die 
zwischenstaatlichen Methoden an, die die Staats- 
und Regierungschefs bei ihrer Suche nach einer Lö-
sung anwandten, und bedauerte, dass der Lösungs-
vorschlag der Kommission auf zahlreiche 
Gegenvorschläge der einzelnen Mitgliedstaaten 
traf (3). Wenig ermutigend war auch, dass die Bezie-
hungen zwischen Kommission und Europäischem 
Parlament ebenfalls durch die Haushaltsstreitigkei-
ten erheblich beeinträchtigt wurden. Tugendhat 
erinnert sich, dass seine Gespräche mit den Abge-
ordneten darunter litten, dass Thatcher bei den Eu-
ropaabgeordneten äußerst unbeliebt war, und sie 
daher glaubten, sie könnten die britische Premier-
(3) AHCE, Reden, Rede von Gaston Thorn, Präsident der Kommission, nach ei-
ner Tagung des Europäischen Rates in Athen. Straßburg, 15. Dezember 1983.
beeinträchtigt  (1). Das Haushaltsdilemma hatte 
lähmende Wirkung auf die restliche Amtszeit von 
Gaston Thorn als Kommissionspräsident. Dies wur-
de vielleicht am deutlichsten auf der Ebene des Eu-
ropäischen Rates, dessen Tagungen fortlaufend un-
ter dem Eindruck des immer übellaunigeren Streits 
standen. Den Tiefpunkt bildete die Ratstagung von 
Athen im Dezember 1983, bei der allerseits von ei-
ner Gemeinschaftskrise die Rede war (2). Auch die 
(1) Schwabe, K., „Gaston Thorn“, Harst, J. van der, und Voerman, G. (Hg.), 
The Presidents of the European Commission. From Hallstein to Barroso. John 
Harper Publishing, London, 2014 (erscheint demnächst).
(2) „Europäischer Rat vom 4. bis 6. Dezember in Athen: Kein Kommuniqué 
und kein Beschluss“, AHCE, BAC 81/1984/13, Vermerk BIO (83) 510, 
EG-Presseschau, 6. Dezember 1983. „Trotz intensiver Vorbereitungen in 
den sechs Monaten zwischen dem Europäischen Rat von Stuttgart und dem 
Rat von Athen sind die zehn Staats- und Regierungschefs, die am 4. Dezem-
ber zusammengetreten waren, am 6. Dezember auseinandergegangen, ohne 
ein Ergebnis über die grundlegenden Probleme der Gemeinschaft erzielt zu 
haben. Sie konnten ihre Meinungsverschiedenheiten über die Reform der 
Agrarpolitik und der Finanzierung der Gemeinschaft nicht beilegen und 
sich somit auch nicht über die Neubelebung der Gemeinschaft und die Er-
weiterung um Spanien und Portugal einigen“.
ministerin am besten treffen und für ihre als Hals-
starrigkeit wahrgenommene Haltung bestrafen, 
wenn sie das britische Kommissionsmitglied angrif-
fen (1). Ebenso bedenklich war, dass die jährlichen 
Haushaltsberatungen zwischen den Organen so 
verbittert verliefen, dass die drei Präsidenten, Gas-
ton Thorn, Piet Dankert und Leo Tindemans, im 
Juni 1982 einen „Vertrag“ unterzeichnen mussten, 
indem genau festgelegt war, welche Ausgabenkate-
gorien das Parlament ändern konnte und welche 
unangetastet blieben (2). 
Aber selbst nach diesem scheinbaren Durchbruch 
hielten die Schwierigkeiten an. Anfang 1983 lehn-
ten die Europaabgeordneten beispielsweise vehe-
ment den von der Kommission vorgeschlagenen 
Nachtragshaushalt ab, durch den das Vereinigte 
Königreich einen Teil seines Haushaltsbeitrags 
zurückerhalten sollte  (3). 1984 gab es eine weite-
re Auseinandersetzung zwischen Parlament und 
Kommission, als der Haushaltsentwurf erneut von 
den Abgeordneten abgelehnt wurde  (4). Die briti-
sche Frage ging somit einher mit dem anhaltenden 
interinstitutionellen Machtkampf zwischen dem 
Europäischen Parlament und dem Ministerrat so-
wie dem Dauerstreit um eine Begrenzung der Ag-
rarausgaben, so dass die Verabschiedung der einzel-
nen Jahreshaushalte eine ausgesprochen gefährliche 
Angelegenheit war.
Die letztendliche Lösung der britischen Frage beim 
Gipfel von Fontainebleau im Juni 1984 kam für 
die Thorn-Kommission zu spät. Somit profitierte 
nicht der ehemalige Premierminister Luxemburgs, 
sondern sein Nachfolger Jacques Delors vom Ende 
dieses langanhaltenden Streits. Trotz der Nützlich-
keit einer Vielzahl von Kommissionsdokumenten 
wurde das Zustandekommen des Kompromisses 
eher dem französischen Ratsvorsitz als der Kom-
(1) Interview mit Christopher Tugendhat, 17. August 2010.
(2) The Financial Times, 1. Juli 1982.
(3) The Financial Times, 17. Januar, 25. Januar, 27. Januar, 8. Februar und 10. 
Februar 1983.
(4) The Financial Times, 14. Dezember 1984.
Einigung zwischen Präsidenten: Leo Tindemans, Piet Dankert und Gaston Thorn unterzeichnen im Juni 1982 
die Vereinbarung über den Gemeinschaftshaushalt.
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mission zugeschrieben. Die von Thorn angepran-
gerten zwischenstaatlichen Methoden sorgten für 
den Durchbruch: eine Berechnungsmethode für 
den britischen Haushaltsrabatt, die bis heute gilt. 
Ferner wurde der Anteil der auf die Gemeinschaft 
übertragenen Mehrwertsteuereinnahmen leicht er-
höht, wodurch vorübergehend die unzureichende 
Mittelausstattung der EG abgemildert wurde. Von 
tatsächlicher Bedeutung war jedoch die allgemeine 
Erkenntnis aufgrund dieser langandauernden An-
gelegenheit, dass eine umfassende Haushaltsreform 
notwendig war. Die EG würde kaum Fortschrit-
te erzielen können, wenn jedes Jahr aufgrund der 
Haushaltsstreitigkeiten zwischen den Organen so 
viel Zeit verloren würde. Dass die späteren Haupt-
bestandteile des Delors-Pakets I von 1988 notwen-
dig waren, d. h. die Einführung eines mehrjährigen 
Finanzrahmens und eine generelle Anhebung der 
Ausgabenobergrenze der Gemeinschaft, war im 
Laufe der Jahre 1979 bis 1986 deutlich geworden.
Der Europäische Rechnungshof 
Der Europäische Rechnungshof, das unabhängige 
Kontrollorgan für alle Finanzen der Gemeinschaft, 
nahm am 25. Oktober 1977 offiziell seine Arbeit 
auf. Das durch den Vertrag vom 22. Juli 1975 
gegründete Organ trat an die Stelle der seit 1957 
mit der externen Rechnungsprüfung der EWG und 
der EAG beauftragten Kontrollkommission sowie 
des Rechnungsprüfers der EGKS. Dem in 
Luxemburg ansässigen Rechnungshof gehörte 
jeweils ein vom Rat nach Anhörung des 
Parlaments ausgewähltes Mitglied pro 
Mitgliedstaat an. Diese Personen stammten in der 
Regel aus den nationalen Rechnungsprüfungs-
behörden. Ihre Amtszeit betrug sechs Jahre und 
konnte verlängert werden. Aus ihren Reihen 
wählten sie den Präsidenten. Der erste Inhaber 
dieses Amtes war der Ire Michael N. Murphy.
Der Rechnungshof erarbeitet nach jedem 
Haushaltsjahr einen Jahresbericht über den 
Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaften. Dieser 
Bericht wird seit 1977 im Amtsblatt veröffentlicht 
und enthält ferner die Stellungnahmen der 
Gemeinschaftsorgane zu den Anmerkungen des 
Rechnungshofs.
ministerin am besten treffen und für ihre als Hals-
starrigkeit wahrgenommene Haltung bestrafen, 
wenn sie das britische Kommissionsmitglied angrif-
fen (1). Ebenso bedenklich war, dass die jährlichen 
Haushaltsberatungen zwischen den Organen so 
verbittert verliefen, dass die drei Präsidenten, Gas-
ton Thorn, Piet Dankert und Leo Tindemans, im 
Juni 1982 einen „Vertrag“ unterzeichnen mussten, 
indem genau festgelegt war, welche Ausgabenkate-
gorien das Parlament ändern konnte und welche 
unangetastet blieben (2). 
Aber selbst nach diesem scheinbaren Durchbruch 
hielten die Schwierigkeiten an. Anfang 1983 lehn-
ten die Europaabgeordneten beispielsweise vehe-
ment den von der Kommission vorgeschlagenen 
Nachtragshaushalt ab, durch den das Vereinigte 
Königreich einen Teil seines Haushaltsbeitrags 
zurückerhalten sollte  (3). 1984 gab es eine weite-
re Auseinandersetzung zwischen Parlament und 
Kommission, als der Haushaltsentwurf erneut von 
den Abgeordneten abgelehnt wurde  (4). Die briti-
sche Frage ging somit einher mit dem anhaltenden 
interinstitutionellen Machtkampf zwischen dem 
Europäischen Parlament und dem Ministerrat so-
wie dem Dauerstreit um eine Begrenzung der Ag-
rarausgaben, so dass die Verabschiedung der einzel-
nen Jahreshaushalte eine ausgesprochen gefährliche 
Angelegenheit war.
Die letztendliche Lösung der britischen Frage beim 
Gipfel von Fontainebleau im Juni 1984 kam für 
die Thorn-Kommission zu spät. Somit profitierte 
nicht der ehemalige Premierminister Luxemburgs, 
sondern sein Nachfolger Jacques Delors vom Ende 
dieses langanhaltenden Streits. Trotz der Nützlich-
keit einer Vielzahl von Kommissionsdokumenten 
wurde das Zustandekommen des Kompromisses 
eher dem französischen Ratsvorsitz als der Kom-
(1) Interview mit Christopher Tugendhat, 17. August 2010.
(2) The Financial Times, 1. Juli 1982.
(3) The Financial Times, 17. Januar, 25. Januar, 27. Januar, 8. Februar und 10. 
Februar 1983.
(4) The Financial Times, 14. Dezember 1984.
Einigung zwischen Präsidenten: Leo Tindemans, Piet Dankert und Gaston Thorn unterzeichnen im Juni 1982 
die Vereinbarung über den Gemeinschaftshaushalt.
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Quelle: Strasser, D., Les finances de l’Europe, 4. Auflage in französischer Sprache, LGDJ, Paris, 1990, Anhänge. 


















Abbildung 2: Allgemeine Entwicklung der Ausgaben, ausgedrückt in Mio. RE (1973-1977), 
Mio. ERE (1978-1980) und Mio. ECU (1981-1986) 
Einnahmen 
Während der Gemeinschaftshaushalt ursprünglich 
nach einem bestimmten Verteilungsschlüssel aus-
schließlich aus Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten 
gespeist wurde, flossen ihm ab dem Haushaltsjahr 
1971 aufgrund eines Ratsbeschlusses vom 21. April 
1970 teilweise Eigenmittel zu. Diese an die Gemein-
schaften weitergeleiteten Einkünfte der Mitglied-
staaten machten ab 1973 die Hälfte der Einnahmen 
aus und stiegen von Jahr zu Jahr. Es handelte sich 
dabei um Agrarabschöpfungen, d. h. Zölle auf die 
Einfuhren von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
aus Drittländern, Zucker- und Isoglukose-Abga-
ben im Rahmen der GAP sowie Einnahmen, die 
sich aus der Anwendung des Gemeinsamen Zoll-
tarifs auf den Zollwert der aus Drittländern ein-
geführten Waren ergaben. Hinzu kamen ab 1979 
die Mehrwertsteuereinnahmen (berechnet nach 
einem einheitlichen Satz und erhoben bis höchstens 
1 %), was das Ende der Beiträge der Mitgliedstaaten 
bedeutete. 
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ein Rückgang des Aufkommens an Eigenmitteln 
sowie  die sicherlich notwendige Ausweitung be-
stimmter Politikbereiche den Gemeinschaftshaus-
halt, was in den Haushaltsjahren 1984 und 1985 
zu einem Defizit führte. Durch die Erhöhung der 
maximalen Inanspruchnahme der Mehrwertsteu-
er auf 1,4  % gelang es dem Europäischen Rat von 
Fontainebleau am 24.  Juni 1985, die Krise vor-
übergehend zu beenden. Aufgrund der Vereinba-
rungen von Brüssel  vom 11., 12. und 13.  Februar 
1988 konnte eine dauerhafte Lösung gefunden wer-
den, d.  h. eine Kombination von Finanzbeiträgen 
(auf der Grundlage des Bruttosozialprodukts) und 
Eigenmitteln.
Obwohl es die finanzielle Autonomie der Gemein-
schaften sichern sollte, führte das Eigenmittelsystem 
zu einem wesentlich geringeren Handlungsspiel-
raum. Das in Artikel 199 EWG-Vertrag festgeleg-
te Haushaltsgleichgewicht konnte nunmehr allein 
durch Veränderung des Mehrwertsteuersatzes er-
reicht werden, während nach dem alten System der 
Gesamtbeitrag der Beiträge der Mitgliedstaaten 
einfach an die veranschlagten Ausgaben angepasst 
werden konnte. 
Anfang der 1980er Jahre belasteten die Nicht-
beherrschung der Haushaltsausgaben, die anhal-











Quelle: Strasser, D., Les finances de l’Europe, 4. Auflage in 
französischer Sprache, LGDJ, Paris, 1990, Anhänge.
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Quelle: Strasser, D., Les finances de l’Europe, 4. Auflage in 
französischer Sprache, LGDJ, Paris, 1990, Anhänge.
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Abbildung 4: Mittelzuweisung nach 
Aufgabenbereichen, 1986
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Ausgaben
Mit Ausnahme der Ausgaben für den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) und den Europäischen Entwick-
lungsfonds (EEF), für die er einen speziellen Modus 
operandi vorschreibt, sieht der EWG-Vertrag keine 
besonderen Bestimmungen für die Verwaltung der 
Mittel durch die Gemeinschaftsinstitutionen vor. 
Dies bedeutet jedoch keinesfalls, dass diese über 
absoluten Handlungsspielraum verfügen, beispiels-
weise bei Ausgaben im Zusammenhang mit der 
laufenden Verwaltungstätigkeit (Personalkosten, 
Infrastrukturkosten). „Sehr sorgfältig und mit aller 
Strenge beschlossen“ (1) machen sie nur einen gerin-
gen Teil der gemeinschaftlichen Gesamtausgaben 
aus (ca. 5  %), wobei durchschnittlich zwei Drittel 
dieser Ausgaben auf die Kommission entfallen. 
Dies gilt auch für die vom Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL), Abteilung Garantie, finanzierten Ausga-
ben bzw. die Rückzahlung von 10  % der im Rah-
men der Eigenmittel gezahlten Beträge an die Mit-
gliedstaaten. Da sie auf eine Zahlungsverpflichtung 
zurückzuführen waren, wurde ihre Höhe gleichsam 
automatisch festgelegt. Im Fall der Politik zur Ga-
rantie der Agrarmärkte führte dieser Zwangsme-
(1) Strasser, D., Les finances de l’Europe, 4. Auflage, LGDJ, Paris, 1990, S. 143.
chanismus letztendlich zu den oben angesproche-
nen erheblichen Schwierigkeiten. 
Die obigen Abbildungen stammen aus: Daniel 
Strasser, Les finances de l’Europe (2). 
Sie zeigen eindeutig, dass der Zeitraum 1973-1986 
durch ständige allgemeine Ausgabensteigerungen 
gekennzeichnet ist. Schwerpunkt ist sicherlich der 
Landwirtschaftsbereich, da rund zwei Drittel der 
Gesamtausgaben auf den EAGFL-Garantie entfal-
len. Er macht somit den größten Haushaltsposten 
aus. Die anderen großen Haushaltsschwerpunk-
te betreffen die Sozial- und Regionalpolitik (auf-
geführt unter „Strukturfonds“; der Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) kam ab 
1975 hinzu), den Bereich Energie-Forschung-In-
dustrie-Verkehr sowie den Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit. 
Die Zahlen über die Ausgaben beziehen sich bis 
1980 auf einen Haushaltsvollzug (Nutzung der 








Auf diesem Plakat wurde der gemeinsame Markt aufgrund des erweiterten Angebots 
als Chance für den Verbraucher dargestellt. Die Kommission handelte in diesem Bereich 
insbesondere über die Generaldirektionen Binnenmarkt und Wettbewerb, wobei sie sich 
für die Beseitigung von nichttarifären Handelshemmnissen einsetzte und gegen Kartelle 
vorging, die den Warenvertrieb in der Gemeinschaft behinderten.
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Einleitung
Die Jahre 1973 bis 1986 lagen inmitten von zwei 
äußerst dynamischen Zeitphasen: den 1960er Jah-
ren, die durch die beschleunigte Umsetzung des 
Vertrags von Rom gekennzeichnet waren, und der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre, die nach der An-
nahme der Einheitlichen Europäischen Akte zum 
Vertrag von Maastricht führte. Darunter leidet 
auch die Wahrnehmung dieser Jahre, die mitunter 
sogar als Zeit der Untätigkeit oder Blockade ange-
sehen werden. Die nachfolgenden Kapitel werden 
jedoch zeigen, dass diese Sicht der Dinge zu kurz 
greift und weitgehend unberechtigt ist.
Zweifellos waren es schwierige Jahre. Die Krise des 
internationalen Währungssystems, die Energiekri-
se und der darauffolgende Wachstumseinbruch, 
der wiederum mit einer Reihe sektoraler Krisen 
einherging, lähmten die Gesellschaften und die 
Staaten und erschwerten europaweite Initiativen, 
worunter die Tätigkeit der Kommission zwangs-
läufig litt. Auch auf internationaler Ebene waren 
die Beziehungen verhärtet, was sich im Handel, in 
den Beziehungen zu den Entwicklungsländern, den 
zunehmenden Spannungen im Nahen Osten und 
später in den Ost-West-Beziehungen widerspiegelte. 
Doch die Kommission tat weit mehr, als diese neuen 
Entwicklungen zu beobachten und zu analysieren: 
Neue Politikfelder wurden für die Gemeinschaft 
erschlossen, ältere erneuert oder umstrukturiert, 
so dass sich die kohärente Gestaltung der Gemein-
schaft als zunehmend politische Zielvorstellung 
klar abzeichnete.
Die Jahre unter Kommissionspräsident Ortoli 
wurden von zwei gegensätzlichen Strömungen be-
stimmt. So gaben die Mitgliedstaaten auf dem Gip-
feltreffen in Paris im Oktober 1972 zwar Anstöße 
zu neuen Initiativen, doch waren diese angesichts 
der Krise kaum umzusetzen. Dennoch wurden 
zahlreiche politische Tätigkeitsfelder wiederbelebt 
bzw. umgestaltet, wie die Sozial-, Verkehrs- oder 
Entwicklungshilfepolitik. Weitere Politikbereiche 
kamen hinzu, so die Regional- und die Umwelt-
politik.
In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre wurde die-
se Palette von Maßnahmen stärker vereinheitlicht. 
Grund hierfür war die Zuspitzung der Weltwirt-
schaftskrise, deren Dauerhaftigkeit inzwischen 
erkannt wurde und die einen maßgeblich durch 
die angelsächsischen Länder bestimmten Paradig-
menwechsel in der Wirtschaft bewirkte. Doch die 
Kommission musste auch die Anregungen des Eu-
ropäischen Parlaments und des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften aufgreifen. Die Jah-
re unter den Kommissionspräsidenten Jenkins und 
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Thorn waren daher von Dynamik und einem ko-
härenteren Vorgehen der Kommission geprägt. In 
ihrem Arbeitsprogramm für 1978  (1) wurden die 
Vollendung des Binnenmarktes, die Erneuerung 
der Wirtschafts- und Industriestrukturen, die For-
schungs- und die Sozialpolitik ausdrücklich mitei-
nander verknüpft. In den Folgejahren wurde diese 
Zukunftsvision noch gefestigt, wobei intern auch 
die Verkehrs-, Energie-, Umwelt- und Regionalpo-
litik eingebunden wurden. Das Gleiche galt für die 
Weiterentwicklung der Tätigkeit der Kommission 
im internationalen Bereich: Die Neubelebung des 
Binnenmarktes war eng mit der Wiederaufnahme 
der multilateralen Handelsgespräche im Rahmen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und der allgemeinen politischen Zusam-
menarbeit verwoben.
(1) Siehe Kapitel 12: Die Erfindung einer Strategie: Binnenmarkt und Indust-
riepolitik.
In allen diesen Bereichen schöpfte die Kommissi-
on ihr Initiativrecht voll und ganz aus. Dort, wo 
sie sich zeitweise gegenüber den Staaten zurückzu-
halten schien, war das Innehalten dem Bemühen 
um einen Ausbau von Fachwissen und Kapazitäten 
geschuldet, um sich danach umso aktiver einbrin-
gen zu können. Das galt für die Währungsfragen 
ebenso wie für die politische Zusammenarbeit. So 
wurden die Grundlagen für nahezu alle Maßnah-
men, die im Mittelpunkt des Wiederaufschwungs 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre standen, in 
den Jahren zuvor gelegt. Nur aus dieser Kontinu-
ität heraus lässt sich die grundlegende politische 
„Wende“ im Jahr 1985 verstehen.
Éric Bussière
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Kapitel 12  
Die Erfindung einer Strategie: 
Binnenmarkt und Industriepolitik
Über die Rolle des Marktes und möglicher, stärker 
interventionistischer Maßnahmen im Rahmen der 
Industriepolitik wurde seit den ersten Anfängen 
der Kommission diskutiert. Sollte man den Kräften 
des Marktes freien Lauf lassen oder die Basistrends 
der Wirtschaft durch flankierende, wenn möglich 
gemeinschaftliche Maßnahmen begleiten und dabei 
notfalls unter gewissen Bedingungen von der Wett-
bewerbspolitik abweichende Formen der Beihilfe 
zulassen  (1)? Im Laufe der Jahre weitete die Kom-
mission zudem ihre Interventionen auf sehr viel 
mehr Bereiche aus, ohne dass immer ein roter Fa-
den sichtbar wurde. In den Augen der Wirtschafts-
akteure nutzte sie dabei oft im Übermaß Verfahren 
wegen Verstoßes gegen die Wettbewerbsregeln, so 
dass zuweilen der Eindruck entstand, „es gebe keine 
Politik“ (2). Die Jahre der Krise, die von einem Kon-
junkturrückgang und der Hinterfragung der bis-
(1) Bussière, É., „Schwierige Anfänge einer Industriepolitik“, Dumoulin, M. 
(Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinnerun-
gen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 489-503.
(2) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
herigen Strukturen und Methoden geprägt waren, 
zwangen zu einem Neuanfang und führten im Jahr 
1986 zur Unterzeichnung der Einheitlichen Euro-
päischen Akte, die eine Abstimmung eines brei-
ten Spektrums an Maßnahmen im Rahmen einer 
Gesamtstrategie bedeutete: Konsolidierung einer 
marktwirtschaftlichen Logik auf der einen Seite, in-
einander greifende, interventionistische und zielge-
richtete Strategien auf der anderen. Auf diese Weise 
sollte eine Veränderung der Wirtschaftsstrukturen 
Europas erreicht werden, die aufgrund des von au-
ßen kommenden Wettbewerbsdrucks aus Amerika 
und Japan dringend geboten war. 
Der Politik neuen Schwung 
verleihen
Diese neue Sicht ging zu einem gewissen Teil auf das 
Erbe früherer Jahre zurück. Im Colonna-Memoran-
dum von 1970 war bereits versucht worden, als Vor-
aussetzung für das Entstehen europäischer Unterneh-
12
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men von internationaler Bedeutung die Vollendung 
des Binnenmarktes mit Zielen der Industriepolitik zu 
verknüpfen. Das Memorandum sah bereits Formen 
der Unterstützung für bestimmte Sektoren sowie die 
Aktivierung nationaler Programme für öffentliche 
Aufträge vor, um Anreize für Umstrukturierungen 
der Industrie zu schaffen. Beim Gipfeltreffen von 
Paris im Oktober 1972 wurde dieses Gesamtkon-
zept bestätigt, doch das von Kommissionsmitglied 
Altiero Spinelli vorgeschlagene Aktionsprogramm, 
das im Dezember 1973 angenommen wurde, führ-
te zu keinen konkreten Ergebnissen. Die Versuche, 
einige große nationale Industrieprogramme, so für 
die Luftfahrtindustrie oder die Urananreicherung, 
in einen gemeinschaftlichen Rahmen aufzunehmen, 
liefen dabei ins Leere (1). Das Scheitern von Unidata 
im Informatikbereich ist ein Symbol für diesen Still-
stand, in dem die unterschiedlichen Auffassungen 
innerhalb der Kommission und die unterschiedli-
chen Interessen der Staaten deutlich wurden (2). Die 
Bilanz, die Mitte der 1970er Jahre gezogen werden 
konnte, war insgesamt enttäuschend: Wiederauf-
flammen protektionistischer Tendenzen innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes selbst, Trend zur Rena-
tionalisierung der Wirtschaftspolitik, Schrumpfung 
des Anteils der europäischen Spitzentechnologie auf 
dem Weltmarkt usw. Die Kommission stand unter 
dem Druck der Mitgliedstaaten und der öffentlichen 
Meinung und konnte sich diesen Tendenzen, vor 
allem in den Krisensektoren, nicht widersetzen, „in 
denen man gewisse diskriminierende Maßnahmen 
auf nationaler Ebene aufgrund ihrer sozialen Folgen 
hatte durchgehen lassen“ (3). 
Als Roy Jenkins Präsident wurde, waren sich die 
Europäer der Schwere der Krise sehr viel stärker be-
wusst als 1973. Die alten keynesianischen Rezepte 
für den Aufschwung waren dort, wo sie angewendet 
wurden, gescheitert, und Vorrang hatte nun die Er-
neuerung der industriellen Strukturen auf europä-
ischer und nicht mehr allein auf nationaler Ebene. 
Für die Kommission eröffneten sich so Perspektiven 
für eine neue Politik in einem für diese Entwicklung 
günstigen geistigen Klima. Nach den ersten Jahren 
der Krise zeichnete sich eine ganzheitliche Sicht ab. 
Im Aktionsprogramm der Kommission für 1978 
wurden die Wiederbelebung der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU), die Vollendung des Bin-
nenmarktes sowie strukturpolitische und soziale 
Maßnahmen, in denen die Dynamik des Marktes 
und zielgerichtete Formen der Intervention mitein-
(1) Interview mit Ernesto Previdi, 12. Juli 2011.
(2) Griset,  P., „Nous ne vieillirons pas ensemble. Unidata et la coopération 
industrielle franco-allemande au début des années 1970“, Bussière,  É., 
Dumoulin, M., und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégrati-
on européenne au XXe siècle. La crise des années 1970: De la conférence de La 
Haye à la veille de la relance des années 1980, Sammlung „Euroclio“, Bd. 35, 
PIE-Peter Lang, Brüssel, 2006, S. 287-314.
(3) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
 Die beeindruckenden Zuständigkeitsbereiche 
von Vizepräsident Étienne Davignon (Courrier du 
personnel, Nr. 431, 18. März 1982, S. 5)
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ander verknüpft waren (1), zu einer Gesamtstrategie 
zusammengefasst. Was die Rettung der krisenge-
schüttelten Sektoren anging, so trug der Begriff ei-
ner positiven Anpassung – Beihilfe zur Umstruk-
turierung und anschließend Rückkehr auf den 
Markt − dieser neuen Synthese Rechnung (2). Doch 
auch die liberaleren Geister akzeptierten Formen 
der Intervention, die auf eine „Europäisierung der 
Technologie“ abzielten, insbesondere durch gezielte 
Maßnahmen im Bereich Normen  (3). Für Étienne 
Davignon, dem ab dem Jahr 1977 für den Binnen-
markt, die Zollunion und die Industrie zuständigen 
Kommissionsmitglied, war diese Politik indes Teil 
einer pragmatischen Betrachtungsweise, die grund-
sätzlich vom Vertrag getragen wurde: „Man musste 
zu einer Situation zurückfinden, die man sich als Ziel 
gesetzt hatte, die jedoch verloren gegangen war“ (4). 
Mit dem Organisationsplan, den die Kommission 
1977 annahm, konnten im Unterschied zu dem seit 
1973 bestehenden Verwaltungsgefüge Binnenmarkt 
und Industriepolitik zu einer Gesamtstrategie ver-
bunden werden. Durch die Zusammenlegung der 
betroffenen GD entstand erneut eine Situation, wie 
sie Fernand Braun, der neue Generaldirektor, unter 
Kommissionsmitglied Guido Colonna di Paliano 
kennengelernt hatte  (5). Die Zusammenlegung er-
möglichte es, die gemeinsame Betrachtungsweise die-
ser beiden GD bei der Bearbeitung komplexer Fragen 
zu konsolidieren. Dazu gehörte auch ein kontinuierli-
cher Dialog mit den Außenbeziehungen (für Angele-
genheiten im Zusammenhang mit dem GATT), mit 
der für Wirtschafts- und Finanzfragen zuständigen 
GD unter Leitung von François-Xavier Ortoli, aber 
auch mit der GD Wettbewerb. Dieses Streben nach 
Kohärenz wurde bei der Einsetzung der Thorn-Kom-
(1) AHCE, KOM(78) 52 vom 14. Februar 1978, S. 26 und Anhang S. 4.
(2) Van Laer, A., „Quelle politique industrielle pour l’Europe? Les projets des 
Commissions Jenkins et Thorn (1977-1984)“, Bussière, E., Dumoulin, M., 
und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégration européenne au 
XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), CHEFF, Paris, 
2007, S. 14.
(3) Interview mit Heinrich von Moltke, 8. Dezember 2011.
(4) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
(5) Interview mit Heinrich von Moltke, 8. Dezember 2011.
mission im Jahr 1981 bekräftigt. Zwar trat Étienne 
Davignon die Zuständigkeit für den Binnenmarkt an 
Karl-Heinz Narjes ab. Doch dieser war auch für die 
industrielle Innovation und die Zollunion zuständig, 
während Davignon den Aufgabenbereich industriel-
le Fragen, Energie und wissenschaftliche Forschung 
übernahm. Entscheidend war, dass die industriellen 
Fragen und der Binnenmarkt 1981 in ein- und dersel-
ben GD III unter Leitung von Fernand Braun vereint 
blieben, die Davignon und Narjes gemeinsam unter-
stellt war (6). Diese Kontinuität der Strukturen fand 
ihre Entsprechung in der Kontinuität der Ziele, von 
der der gesamte Zeitraum zeugte. Die Vollendung 
des Binnenmarktes war Bedingung und Instrument 
für eine Erneuerung der Industrie in Europa, die mit 
gezielten Maßnahmen einhergehen musste.
(6) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
Titelseite der Zeitschrift 30 jours d’Europe zur dritten industriellen 
Revolution in Europa (März 1980)
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Im Sinne des Aktionsprogramms für 1978 hieß es 
in dem im Juni des gleichen Jahres veröffentlich-
ten Bericht über bestimmte strukturelle Aspekte des 
Wachstums: „Der gesicherte, unbehinderte Zugang 
zu einem Markt kontinentaler Dimension [...] bildet 
nach wie vor eine der wichtigsten Antriebkräfte für 
den Wandel der Industriestrukturen“ (1). Eine neue 
Mitteilung der Kommission Zur Entwicklung der 
Industrie in Europa: Eine Strategie der Gemeinschaft 
von Oktober 1981 nahm dieses Gesamtkonzept 
wieder auf (2). Es ging darum, einen echten europä-
ischen Industrieraum mit einer Vereinheitlichung 
der Normen und einer Öffnung des öffentlichen 
Auftragswesens zu schaffen und diesen Rahmen 
zu nutzen, um die Investitionen in neue Techno-
logien durch die Mobilisierung des Beschaffungs-
wesens wieder zu beleben, das zu industriepoliti-
schen Zwecken auf Gemeinschaftsebene gebündelt 
würde. Diese Ausrichtungen, die die Kommission 
anlässlich eines Sondergipfels im September  1983 
zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit europäischer Unternehmen noch einmal er-
läuterte, wurden schließlich in das im Juni 1984 in 
Fontainebleau verabschiedete Programm zur Wirt-
schaftsunion aufgenommen (3). Das Programm der 
Delors-Kommission, das der Rat von Brüssel am 29. 
und 30.  März  1985 billigte, stand größtenteils in 
der Nachfolge dieses Programms.
(1) AHCE, KOM(78) 255 vom 22. Juni 1978. Zitiert von Van Laer, A., „Quelle 
politique industrielle pour l’Europe?“, Bussière,  É., Dumoulin,  M., und 
Schirmann,  S. (Hg.), Milieux économiques et intégration européenne au 
XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), CHEFF, Paris, 
2007, S. 14.
(2) AHCE, KOM(81) 639 vom 29. Oktober 1981. 
(3) Van Laer, A., „Quelle politique industrielle pour l’Europe?“, Bussière, É., 
Dumoulin, M., und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégrati-
on européenne au XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), 
CHEFF, Paris, 2007, S. 21-22.
Binnenmarkt und Strategie 
für die Industrie
Die Vollendung des Binnenmarktes war der erste 
Teil dieses umfassenden Gesamtprogramms, zu dem 
der freie Verkehr von Personen (für Arbeitnehmer), 
Dienstleistungen und Waren, aber auch das recht-
liche Umfeld der Unternehmen gehörten. Auf vie-
len Ebenen hatte die Kommission seit Jahren keine 
Fortschritte erzielt, vor allem bei der Beseitigung der 
technischen Hindernisse, die den freien Warenver-
kehr beschränkten. Das von Anfang an verwende-
te Verfahren einer Harmonisierung der nationalen 
technischen Vorschriften wurde durch die zuneh-
mende Komplexität der Erzeugnisse und der von 
den Staaten zu neoprotektionistischen Zwecken ein-
gesetzten Regelungen erschwert  (4). Da die Staaten 
seit 1968 nicht mehr Zölle zu protektionistischen 
Zwecken verwenden konnten, ersetzten sie sie durch 
ein Arsenal nichttarifärer Hemmnisse (technische 
Handelshemmnisse), um die Einfuhren auf ihren 
Märkten zu begrenzen. Vor diesem Hintergrund er-
wies sich ein Handeln der Kommission als schwierig. 
Die Richtlinienentwürfe, die in Harmonisierungs-
verfahren unter Beteiligung Dutzender Arbeitsgrup-
pen mit nationalen Beamten und Sachverständigen 
entstanden waren, gingen sehr in die Einzelheiten, 
denn „jedes Komma hatte eine Daseinsberechtigung, 
eine Geschichte, irgendeinen Grund, wie den Schutz 
einer lokalen Industrie oder den Versuch, andere am 
Zugang zu einem bestimmten Markt zu hindern“. Da 
die endgültigen Beschlüsse im Rat einstimmig ge-
fasst wurden, „mussten alle zufrieden oder alle unzu-
frieden sein, um zu einer Einigung zu gelangen“ (5). 
Neoprotektionistische Maßnahmen bekämpfte die 
Kommission nicht nur durch Aufrufe zur Vernunft 
und wiederholte Warnungen, sondern auch durch 
die Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren 
gegen mehrere Staaten gleichzeitig, sogenannten 
„Großeinsätzen“, und die Suche nach einvernehmli-
(4) Interview mit Michel Stavaux, 19. Juli 2011. 
(5) Interview mit Daniele Verdiani, 3. Dezember 2010.
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chen Lösungen durch Sitzungen mit den einzelstaat-
lichen Behörden (sogenannte „Paketsitzungen“). Mit 
diesen Maßnahmen, die mit Unterstützung des Eu-
ropäischen Parlaments ergriffen wurden, konnte in 
einigen Fällen ein Ausweg gefunden, die Dynamik 
indes nicht umgekehrt werden. 
Das berühmte „Cassis de Dijon“-Urteil des Ge-
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. Februar 1979 lieferte der Kommission das Inst-
rument für einen wirklichen konzeptionellen Bruch. 
Der Gerichtshof in Luxemburg vertrat die Ansicht, 
dass Beschränkungen des freien Warenverkehrs nur 
in Ausnahmefällen gestattet werden können, die 
durch den Schutz der öffentlichen Gesundheit, den 
Verbraucherschutz oder das allgemeine Interesse be-
gründet sind. Er legte den Grundsatz der gegenseiti-
gen Anerkennung der Bestimmungen zwischen Mit-
gliedstaaten fest (technische Vorschriften, Verfahren, 
Bescheinigungen …), sofern keine entgegengesetzten 
gemeinsamen Bestimmungen vorliegen. Folglich 
durften in einem der Mitgliedstaaten rechtmäßig 
hergestellte und gehandelte Waren in einem ande-
ren Mitgliedstaat ohne weitere Kontrollen verkauft 
werden. Obwohl ein Teil der Beamten Bedenken 
hatte, sich über die Staaten hinwegzusetzen, wiesen 
die Dienststellen der Kommission Vizepräsident 
Étienne  Davignon auf das Potenzial dieser Ent-
scheidung hin. Doch Davignon beschloss nach einer 
denkwürdigen Rede im September 1979 vor dem 
Europäischen Parlament in Straßburg (1), das Urteil 
zur Grundlage einer Politik zu machen. Ein Jahr spä-
ter nahm die Kommission eine „Mitteilung über die 
Auswirkungen des Urteils in der Rechtssache ,Cassis 
de Dijon‘“ an, mit der wieder an die Dynamik einer 
Öffnung der Grenzen angeknüpft werden konnte. 
„Unsere Auslegung der Rechtsprechung zu ‚Cassis 
de Dijon‘ bestand darin, die Beweislast umzukehren. 
(…) Dies hat den Ansatz der Kommission völlig ver-
ändert.“ (2) 
(1) Interview mit Daniele Verdiani, 3. Dezember 2010; schriftlicher Beitrag 
von Alfonso Mattera Ricigliano, eingereicht am 19. September 2012.
(2) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
Die Kommission stützte ihre Regulierungstätigkeit 
seither auf den Grundsatz der gegenseitigen Aner-
kennung, den der Gerichtshof bekräftigt hatte. Da-
bei verzichtete sie auf die detaillierten Regelungen der 
1970er Jahre zugunsten einer neuen Herangehens-
weise auf dem Gebiet der Harmonisierung, die sich 
auf wesentliche Forderungen im Bereich Gesundheit 
und Sicherheit beschränkte, und verwies auf die eu-
ropäischen technischen Normen der europäischen 
Normungsgremien, des CEN (Europäisches Komi-
tee für Normung) und des Cenelec (Europäisches 
Komitee für elektrotechnische Normung) oder, in 
Ermangelung solcher, auf die nationalen Normen 
(sogenanntes Verfahren des „Normenverweises“). 
Die Kommission gab mithin ihren bisherigen An-
satz, der sich durch die Definition sogenannter ein-
heitlicher „europäischer Erzeugnisse“ ausgezeichnet 
hatte, zugunsten des Schutzes „traditioneller“ natio-
naler Erzeugnisse und damit der nationalen Identitä-
ten im Bereich Verbrauch auf. Doch mit ihrer Politik 
sollte über die europäischen Normungsgremien auch 
ein „sehr zügiger Ausbau der Normungskapazität auf 
europäischer Ebene“ erreicht werden, vor allem ge-
genüber den Amerikanern (3). 
So verbanden sich die beiden wichtigsten politischen 
Ziele der Kommission, die Entstehung eines ein-
heitlichen europäischen Marktes und das Entstehen 
großer Industrieunternehmen, vor allem im Sektor 
der sich rasch entwickelnden Technologien, Unter-
nehmen, die ihre Normen auf internationaler Ebe-
ne fördern konnten. Die unmittelbare Folge dieser 
„neuen Herangehensweise“ war eine beträchtliche 
Vereinfachung der Regelungstätigkeit. „Eine sehr 
große Zahl an Richtlinien, die seit Jahren im Rat 
hinausgezögert wurden und bei denen keine Fort-
schritte erreicht worden waren, verschwanden“, da 
sie nun gegenstandslos geworden waren  (4). Ebenso 
konnte die Kommission auf sehr detaillierte Richt-
(3) EG-Kommission, Achtzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1984, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1985, S. 86.
(4) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
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linien zur Niederlassungsfreiheit der freien Berufe 
und über die gegenseitige Anerkennung der Dip-
lome zugunsten einer einzigen Richtlinie aus dem 
Jahr 1988 über die gegenseitige Anerkennung der 
mindestens dreijährigen Hochschulausbildungen 
verzichten. Und schließlich konnte die Kommission 
auch die Wirksamkeit ihres Handelns steigern, da sie 
beim Rat die Umsetzung einer Richtlinie über ein 
Verfahren der Vorabinformation auf dem Gebiet der 
Normen und technischen Vorschriften erreichte, mit 
dem etwaige neue Handelshemmnisse vorausgesehen 
werden konnten (1). Mitte des Jahres 1984 konnte die 
Kommission aufgrund der Bilanz der seit weniger als 
einem Jahr erreichten Ergebnisse feststellen, dass die 
Vollendung des Binnenmarktes mit einer entschlos-
senen Politik wieder erreichbar sei  (2). Wie Jacques 
Delors in seinen Mémoires unterstreicht, konnte mit 
dem Urteil „Cassis de Dijon“ das „Ziel 1992“ eines 
Binnenmarktes ohne Grenzen erreicht werden, in-
dem die Harmonisierung durch das Prinzip der ge-
genseitigen Anerkennung ersetzt wurde (3).
Die strukturpolitischen Maßnahmen sind auch als 
Fortsetzung der Erfahrungen aus den 1960er Jah-
ren zu sehen. Die europäische Dimension musste 
sich angesichts der auf nationaler Ebene verfolgten 
Interventionspolitik durchsetzen, die zu vertrags-
widrigen Wettbewerbsverzerrungen, zu Überinves-
titionen und Überschneidungen geführt hatte. Eine 
wirksame Politik musste also auf gemeinschaftli-
cher Ebene stattfinden und ganzheitlich angelegt 
sein: „Konzipiert man eine Politik, zum Beispiel 
für die Textilindustrie, muss es externe Maßnah-
men, Sozialmaßnahmen, Wettbewerbsmaßnahmen 
und regionale Maßnahmen geben“ (4). Diese Inter-
ventionsbereiche waren miteinander verflochten, 
(1) EG-Kommission, Achtzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften 1984, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä-
ischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1985, S. 85 (Richtlinie 83/189/EWG).
(2) Van Laer, A., „Quelle politique industrielle pour l’Europe?“, Bussière, É., 
Dumoulin, M., und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégrati-
on européenne au XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), 
CHEFF, Paris, 2007, S. 14.
(3) A. a. O.
(4) Interview mit Michel Stavaux, 19. Juli 2011.
benötigten Generaldirektionen, deren Kultur sehr 
unterschiedlich sein konnte, und mussten in dy-
namische Kompromisse münden: „Wenn es keine 
Umstrukturierung der Industrie gab, bestand kein 
Grund, einen externen Schutz vorzusehen. Und 
wenn die Industrie mit Hilfe der Regierungen zur 
Umstrukturierung entschlossen war, konnte man 
sie während eines gewissen Zeitraums schützen“ (5).
Die Kommission konzipierte ihre Politik in dem 
Bestreben, bestimmte sektorbezogene Interventio-
nen zu vergemeinschaften. Sie beschäftigte sich mit 
Sektoren, deren Strukturen und Existenz durch 
die Krise der 1970er Jahre in Frage gestellt worden 
waren. Mit dem „Davignon-Plan“ erfolgte ab 1977 
nach und nach die Umstrukturierung der Eisen- 
und Stahlindustrie. Dabei ging es zunächst um 
eine Koordinierungsmaßnahme, mit der niedrigere 
Produktionsquoten, Mindestpreise und Beschrän-
kungen der außereuropäischen Einfuhren einge-
führt werden sollten; dazu gab es einen Sozialplan. 
Im Oktober  1980 war eine entscheidende Phase 
erreicht, als die Kommission auf der Grundlage des 
EGKS-Vertrags (Artikel 58) den Krisenzustand aus-
rief und die Einhaltung verbindlicher Quoten vor-
schrieb. Ein Beihilfekodex bildete den Rahmen für 
die nationalen Initiativen in diesem Bereich, wäh-
rend für die Umstellung gemeinschaftliche Hilfen 
bereitgestellt wurden. Der „Davignon-Plan“, der bis 
1985 laufen sollte, wurde bis 1988 verlängert; in die-
sem Jahr kehrten die Unternehmen wieder auf den 
Markt zurück. Eine derartige Maßnahme konnte 
nicht ohne eine kontinuierliche Partnerschaft mit 
der Branche umgesetzt werden. Zu diesem Zweck 
wurde Ende des Jahres 1976 Eurofer gegründet (sie-
he Kasten S.  277-278). Ähnliche Maßnahmen, die 
jedoch aufgrund der schwachen Rechtsgrundlage 
der Kommission in diesen Bereichen weniger detail-
liert waren, wurden für die Textilindustrie und die 
Werften ergriffen. Im ersten Fall stützte man sich auf 
die im Rahmen des GATT ausgehandelten „Multi-
(5) Interview mit Daniele Verdiani, 3. Dezember 2010.
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Für die Leitung und Überwachung der Tätigkeiten von 
Eurofer war ein Kollegium aus 19 Verwaltern 
zuständig, dessen Vorsitz eine aus ihren Reihen 
gewählte Person mit einer Amtszeit von prinzipiell 
zwei Jahren innehatte. Die laufenden Geschäfte 
wurden von etwa 20 Vollzeitbeschäftigten geführt, die 
in vier und ab Mitte des Jahres 1979 in sechs 
Direktionen arbeiteten. Sie wurden bei ihren Aufgaben 
von etwa 15 „ständigen Ausschüssen“ unterstützt 
beziehungsweise angeleitet, die innerhalb von Eurofer 
ein „Eigenleben“ führten. Sie wurden mal regelmäßig, 
mal sporadisch einberufen und verhandelten über alle 
Bereiche, in denen die Eisen- und Stahlindustrie 
gemeinsam handeln sollte (Außenbeziehungen, 
allgemeine Ziele, soziale Fragen, Verkehr, Altmetall 
usw.). Ergänzt wurden sie durch Arbeitsgruppen, die 
aus Sachverständigen von Eurofer und der Kommission 
bestanden und die entsprechende Unterlagen 
vorbereiteten, die im beratenden Ausschuss der EGKS 
oder bei Zusammenkünften der Vorsitzenden der 
nationalen Erzeugergruppen mit Davignon geprüft 
wurden.
Für die eigentliche Politik zur Bekämpfung der Krise, 
d. h. die Festlegung der Verkaufspreise und 
Kommissar Étienne Davignon ist mit der Stahlkrise in Europa 
konfrontiert (März 1979).
Eurofer
Als sich die Auswirkungen der Krise in der Eisen- und 
Stahlindustrie deutlich bemerkbar machten, war die 
Kommission bei der Entscheidung, dem in Not 
geratenen Sektor zu Hilfe zu eilen, von Anfang darauf 
bedacht, nicht erneut die früheren Fehler zu begehen. 
Ein Jahrzehnt zuvor hatte sich die Hohe Behörde der 
EGKS bei der Bekämpfung der ersten alarmierenden 
Symptome der Überproduktion dazu durchgerungen, 
unter der Hand die Bildung eines europäischen 
Kartells nach dem Vorbild der „Entente Internationale 
de l’Acier“ (EIA) zwischen den beiden Weltkriegen zu 
unterstützen, ohne dabei jedoch den Berufsverbänden 
die Unterstützung zu gewähren, die für den Erfolg der 
Operation nötig war. Die Unternehmer, die von dieser 
zögerlichen Haltung enttäuscht waren, hatten sich 
von der Gemeinschaft abgewandt und bei ihren 
jeweiligen Regierungen Zuflucht gesucht. Diese 
versuchten mit Hilfe von Beschäftigungsförder-
programmen und anderen verdeckten Subventionen, 
die mit den Verträgen kaum vereinbar waren, ihre 
Industrie so gut wie möglich vor den Konkurrenten des 
Gemeinsamen Marktes zu schützen. Die Folge war 
eine Zunahme des nationalen Egoismus, und das 
solidarische Europa wäre beinahe seiner 
Zuständigkeiten beraubt worden.
Henri Simonet und sein Nachfolger, Étienne Davignon, 
waren sich der Gefahr bewusst und wollten diese 
Fehler nicht noch einmal begehen. Um ein 
allgemeines Durcheinander sowohl unter den neun 
einzelstaatlichen Gruppierungen als auch innerhalb 
dieser nationalen Gruppen, zwischen den Verbands-
Unternehmen und Outsidern zu verhindern, waren sie 
von sich aus bestrebt, die Unternehmer so eng wie 
möglich an den Umstrukturierungen zu beteiligen (1). 
Zu diesem Zweck wurde der ehemalige „Club des 
Sidérurgistes“, der das negative Image einer 
geheimen Loge des Großkapitals hatte, zur Reform 
aufgerufen, da er gegenüber der Gemeinschaft und 
ihrer GD Industrie die Aufgabe eines einheitlichen 
Ansprechpartners der wichtigsten Stahlerzeuger in 
der EWG übernehmen sollte. Der Übergang wurde am 
9. Dezember 1976 mit der Ausarbeitung der Satzung 
der Europäischen Wirtschaftsvereinigung Eisen- und 
Stahlindustrie – Eurofer, einer Vereinigung ohne 
Erwerbszweck, wie zuvor die EIA, abgeschlossen. Ihr 
Sitz befand sich zunächst in Luxemburg. Aufgrund der 
täglichen Kontakte zu den Büros der Kommission 
musste die neue Organisation ihr Generalsekretariat 
allerdings kurze Zeit später in der belgischen 
Hauptstadt eröffnen.
(1) Interview mit Giacomo Giacomello, 6. Oktober 2010.
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vierteljährlichen Herstellungsprogramme, war der 
„Lenkungsausschuss“ (CDE) zuständig, dem die 
„ranghöchsten Vertriebsleiter aller beteiligten 
Gesellschaften“ (1) angehörten. Der Ausschuss erfasste 
und koordinierte alle nützlichen Informationen zu den 
Verkäufen sowie die Anweisungen, die ihm von einem 
halben Dutzend Unterausschüssen übermittelt wurden; 
diese Unterausschüsse bestanden zu allen unter die 
Eurofer-Vereinbarungen fallenden Einzelerzeugnissen 
(Langerzeugnisse, Walzdraht, Bandstahl, Feinblech 
usw.). Auf dieser Grundlage legte er den Standpunkt und 
die gemeinsamen Taktiken der Eisen- und Stahlindustrie 
für ihre Beziehungen zu den Kunden und zu den 
verschiedenen Task Forces der Kommission fest. Ohne 
eine größtmögliche Abstimmung der Politik des 
Privatsektors mit den Vorgaben der 
Kommissionsdienststellen wäre der Kampf gegen den 
Zusammenbruch der Stahlmärkte jedoch natürlich 
vergeblich gewesen (2).
(1) Groupement des industries sidérurgiques luxembourgeoises, Accord de ges-
tion de la crise à partir du 1er janvier 1981 (Vereinbarung über die Beilegung 
der Krise ab 1. Januar 1981).
(2) Interview mit Michel Stavaux, 19. Juli 2011.
Insgesamt scheint die Verständigung zwischen den 
höheren Beamten der Kommission und Eurofer recht 
gut funktioniert zu haben. Diese Ansicht vertraten 
ausnahmslos alle Befragten. Dennoch waren die 
Vertreter der Eisen- und Stahlindustrie nicht immer 
offen gegenüber ihren Ansprechpartnern in Brüssel. 
Diese wiederum misstrauten während der 1970er 
und 1980er Jahre weiterhin den Unternehmens-
chefs: „Die Kommission“, so bekannte der für Stahl 
zuständige Direktor der GD III, Maurice Schaeffer, 
„wollte ihre Unabhängigkeit gegenüber der Branche 
wahren“. Kurz gesagt, „abgesehen von den 
Vorschlägen, die Eurofer ihm unterbreitete und die 
häufig gerechtfertigt waren“, führten Davignon und 
seine Mitarbeiter „ebenfalls Untersuchungen durch, 
um Eurofer zu kontrollieren“ (3).
Charles Barthel
(3) Interview mit Maurice Schaeffer, 11. April 2011.
(4) Van Laer, A., „Quelle politique industrielle pour l’Europe?“, Bussière, É., 
Dumoulin, M., und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégrati-
on européenne au XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), 
CHEFF, Paris, 2007, S. 16.
(5) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
(6) A. a. O.
Titelseite von Euroforum zur Entwicklung neuer Technologien in 
Europa (1980)
faserabkommen“, die es ermöglichten, diese Branche 
vorübergehend unter Schutz zu stellen und dabei 
mehrere Arten von Beihilfe bereitzustellen (4). Wie 
im Falle der Eisen- und Stahlindustrie sollten diese 
Beihilfen die Unternehmen in die Lage versetzen, 
dem internationalen Wettbewerb standzuhalten. 
Sie sollten nicht dauerhaft bestehen bleiben, sondern 
hatten zum Ziel, „eine Situation herbeizuführen, in 
dem sie nicht mehr notwendig sind“ (5).
Zu Beginn der 1980er Jahre wurde die Hochtech-
nologie ein wichtiger Bereich der Gemeinschaftspo-
litik. Dieser Ansatz war Teil einer Gesamtstrategie, 
zu der für Étienne Davignon eine starke politi-
sche Dimension gehörte: „Es bedurfte unbedingt 
einer positiven Dimension, (…) und mir war sehr 
bewusst, dass es einen zweiten Pfeiler geben muss-
te“ (6). Die Politik der Kommission wurde in Form 
von Programmen umgesetzt, ab 1976 zunächst mit 
kleineren Programmen, später, ab 1983/1984, mit 
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sehr viel umfangreicheren Programmen wie Esprit 
(Informationstechnologien) mit Mitteln in Höhe 
von 750 Mio. ECU, danach mit den Programmen 
RACE und BRITE. Diese Programme trugen dem 
Aspekt eines Gemeinsamen Marktes Rechnung; 
die wissenschaftliche Forschung sollte insbesonde-
re zur Festlegung gemeinsamer technischer Nor-
men beitragen, die wesentliche Bedeutung für die 
Entwicklung einer europäischen Industrie hatten. 
Beteiligt waren Hochschulen und die Industrie. 
Die Kommission versuchte bis 1984, die Staaten 
für den Gedanken einer Bündelung ihrer öffent-
lichen Aufträge, insbesondere in den Bereichen 
Informations- und Telekommunikationstechno-
logien, zu gewinnen, um die Entstehung in diesem 
Bereich tätiger europäischer Industrieunterneh-
men zu fördern (1). 
Grundlage dieser gesamten Politik war ein kon-
tinuierlicher und enger Dialog mit der Industrie, 
sowohl bei unterstützenden Maßnahmen für ge-
fährdete Sektoren als auch bei der Förderung neuer 
Technologien. Dieser Dialog ging häufig von den 
Unternehmern selbst aus, die sich im Fall einiger 
Sektoren an die Kommission wandten. Er ergab 
sich jedoch auch aus Initiativen der Kommission, 
die die Unternehmer darin bestärken sollten, sich 
auf gemeinschaftlicher Ebene zu organisieren, um 
ihre Vorhaben zu unterstützen. Die Gründung des 
ERT (European Round Table of Industrialists) 
im Jahr 1983 ging auf eine gemeinsame Initiative 
von Ortoli und Davignon zurück. Sie sollte die 
Verwirklichung des Binnenmarktes mehrere Jahre 
lang begleiten (2). 
(1) Zu diesen Aspekten siehe Kapitel 13: Forschung: für eine neue gemeinsame 
Politik.
(2) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010; Van Apeldoorn, B., 
Transnational capitalism and the struggle over European integration, Rout-
ledge, London, 2002, S.  224; Cowles, M.  G., „Setting the Agenda for a 
new Europe: the ERT and EC 1992“, Journal of Common Market Studies, 
Bd. 33, Nr. 4, 1995, S. 521-526.
Die Dynamik der Einheitlichen 
Europäischen Akte
Die Vollendung des Binnenmarktes war das Herz-
stück des Programms, das Jacques Delors am 14. Ja-
nuar 1985 vor dem Europäischen Parlament erläu-
terte. Es trug die Züge einer politischen Zäsur: „Ist 
es deshalb vermessen, den Beschluss anzukündigen 
und dann auch auszuführen, bis 1992 alle innerge-
meinschaftlichen Grenzen aufzuheben? (…) Wer 
nichts anzubieten hat, ist schnell vergessen, wird ver-
achtet. Wer nicht die Mittel hat, um seine Ziele zu 
verwirklichen, der wird schnell zum Mitläufer“ (3). 
Auf die Zäsur muss jedoch näher eingegangen wer-
den. Sie bezog sich kaum auf die zu erreichenden 
Ziele, da an die Ziele angeknüpft wurde, die die 
Kommission seit mehreren Jahren verfolgte. Dies 
zeigten das Programm der Kommission zur Konso-
lidierung des Binnenmarktes von Juni 1984 und die 
Ziele, die sich die Kommission in diesem Bereich für 
das Jahr 1985 gesetzt hatte  (4). Diese Dokumente 
waren auf Initiative von Kommissar Narjes erstellt 
(3) Rede von Jacques Delors am 14. Januar 1985 vor dem Europäischen Parla-
ment. Zitiert von Alfonso Mattera Ricigliano in seinem schriftlichen Bei-
trag, eingereicht am 19. September 2012.
(4) AHCE, BAC 224/1994/25, KOM(84) 305 vom 4. Juni 1984.
Étienne Davignon (5. von links) und François-Xavier Ortoli 
(3. von links) wohnen der Gründung des Europäischen 
Runden Tischs der Industriellen bei (7. April 1983).
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worden  (1). Vorgesehen war dort ein ebensolcher 
„qualitativer Sprung“, wie er in den 1960er Jah-
ren zur Zollunion geführt hatte: Abschaffung der 
Grenzformalitäten an den Binnengrenzen, Konver-
genz der technischen und steuerlichen Vorschriften, 
einheitlicher Rechtsrahmen für die Unternehmen, 
freier Personen- und Kapitalverkehr. 
Die große Neuerung des Ziels  1992 bestand vor 
allem in seiner politischen Dimension sowie den 
Konsequenzen, die daraus für seine Verwirklichung 
gezogen wurden und die eine Mobilisierung und 
Verpflichtung der Kommissionsdienststellen mit 
sich brachten. Die politische Dimension wurde in-
tern von Arthur Cockfield, dem neuen zuständigen 
Kommissionsmitglied, in einem Schreiben vom 
21. Januar 1985 deutlich zum Ausdruck gebracht, in 
dem er auf eine große „Chance“ für die Vollendung 
des Binnenmarktes hinwies (2). In einem eingehen-
der ausgeführten Vermerk vom 1. Februar 1985 äu-
ßerte er sich zur Verantwortung der Kommission 
gegenüber der Bevölkerung und zur Notwendigkeit 
von Zukunftsvorstellungen, in denen das Ziel klar 
festgelegt war. Die Argumentation hatte sich ge-
genüber früher verändert. Künftig ging es weniger 
darum, Hindernisse zu beseitigen, als einen großen 
freien Markt aufzubauen, der eine neue Dynamik 
mit sich bringt: „Wir müssen die Begeisterung un-
serer Bevölkerung entfachen“ (3).
Der Beschluss der Kommission vom 27.  Februar 
1985, das Programm zur Vollendung des Binnen-
marktes in Form eines Weißbuchs vorzulegen, be-
kräftigte den politischen Charakter des Vorhabens. 
Cockfield erläuterte dies in einem kurzen Schreiben 
an die drei wichtigsten betroffenen Generaldirek-
tionen. Im Weißbuch müsse der Standpunkt der 
Kommission zu den zu übernehmenden Aufgaben 
(1) Vignon, J., „Sept ans pour construire le vrai Marché commun“, Économie 
prospective internationale, Nr. 25, 1986, S. 6-23. 
(2) AHCE, BAC 224/1991/27, Vermerk von A. Fortescue für Fernand Braun, 
Friedrich Klein, Ole Bus Henriksen, 21. Januar 1985.
(3) AHCE, BAC 224/1994/27, Vermerk von Arthur Cockfield, 1.  Februar 
1985.
dargelegt werden, ohne die voraussehbaren Ein-
wände der Mitgliedstaaten zu berücksichtigen. Die 
Zollunion sei in den 1960er Jahren durch den po-
litischen Willen der Gründungsväter verwirklicht 
worden, die Gemeinschaft müsse heute die gleiche 
Entschlossenheit unter Beweis stellen, um den Bin-
nenmarkt zu vollenden (4).
Die Art und Weise, in der Cockfield die neue Dy-
namik in den Dienststellen bekannt machte, zeigte, 
wie sehr es hier um einen zentralen Punkt im politi-
schen Handeln der neuen Kommission ging. Cock-
field handelte rasch, übte ständigen Druck auf seine 
Dienststellen aus und führte die Operation „Bin-
nenmarkt“ nach einer „Art mathematischer Lo-
gik“ (5) durch. Bereits am 21. Januar 1985 berief er 
eine Sitzung in engerem Kreis mit Fernand Braun, 
Ole Bus Henriksen (GD  XV, Finanzinstitutionen 
und Steuerfragen) und Friedrich Klein (Dienst der 
Zollunion) ein, in der jeder einen ersten Orientie-
rungsvermerk vorlegen sollte  (6). Am 22.  Januar 
unterbreitete Rolf Möhler (GD III) Fernand Braun 
seine ersten Überlegungen (7). In einer Sitzung am 
24. Januar erarbeiteten Cockfield und Narjes ein 
gemeinsames „Short Paper“, das am 25. Januar dem 
Kabinett von Delors übermittelt wurde  (8). Am 
1.  Februar ließ Cockfield eilig einen Vermerk von 
sechs Seiten verbreiten, in dem seine Auffassung zu 
den zu ergreifenden Maßnahmen dargelegt war (9). 
Am 28. Februar traf er nach einer Sitzung der Kom-
mission am Vorabend, bei der die Erarbeitung eines 
Weißbuchs beschlossen worden war, erneut mit 
Braun, Henriksen und Klein zusammen, um die 
Eckpunkte des Weißbuchs festzulegen. Die GD III 
wurde beauftragt, die Ausarbeitung des Weißbuchs 
(4) AHCE, BAC 224/1994/31, Vermerk von Arthur Cockfield an Fernand 
Braun, Friedrich Klein, Ole Bus Henriksen, 28. Februar 1985.
(5) Interview mit Michel Petite, 24. November 2011.
(6) AHCE, BAC 224/1991/27, Vermerk von A. Fortescue an Fernand Braun, 
Friedrich Klein, Ole Bus Henriksen, 21. Januar 1985.
(7) AHCE, BAC 224/1994/31, Vermerk für Fernand Braun von Rolf Möhler, 
22. Januar 1985.
(8) AHCE, BAC 224/1994/27, Short Paper von Arthur Cockfield und Karl-
Heinz Narjes, 24. Januar 1985.
(9) AHCE, BAC 224/1994/27, Vermerk von Arthur Cockfield, 1.  Februar 
1985.
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zu leiten. Fernand Braun traf zu diesem Zweck ab 
dem 19. März mit den Vertretern der zehn betrof-
fenen Generaldirektionen zusammen. Ihre Beiträge 
sollten bis zum 29. März vorliegen. Für Mitte April 
wurde eine dienststellenübergreifende Sitzung für 
eine erste Bestandsaufnahme anberaumt. In der 
GD III aktivierte Fernand Braun seine Mitarbeiter, 
um sie gegebenenfalls mahnen zu können, die fest-
gelegten Fristen einzuhalten  (1). Die Grundstruk-
tur des Weißbuchs wurde tatsächlich rechtzeitig 
fertiggestellt und den betroffenen Generaldirekti-
onen am 24. April zur Stellungnahme übermittelt. 
Es dauerte also etwas mehr als drei Monate, um den 
Prozess zur Vollendung des Binnenmarktes wieder-
zubeleben und seine Strukturen und Modalitäten 
festzulegen. Durch dieses rasche Vorgehen erhielt 
er den Charakter einer politischen Zäsur. Diese war 
jedoch innerhalb der Dienststellen der Kommission 
erwartet und erwünscht und wäre ohne die Fähig-
keit, die Reflexionsprozesse der Vorjahre zu nutzen, 
nicht möglich gewesen. In einem Vermerk an seinen 
Kollegen Henriksen als Reaktion auf verschiedene 
(1) AHCE, BAC 224/1994/31, Vermerk von Fernand Braun an seine Dienst-
stellen, 3. April 1985.
Entwürfe für Richtlinienvorschläge über Steuern 
auf Alkohol wandte sich Braun ausdrücklich gegen 
eine Formulierung, der zufolge „die Harmonisie-
rung“ das „einzige Mittel“ sei, den freien Verkehr 
zwischen Mitgliedstaaten zu verwirklichen. Er reg-
te dagegen, wie bereits im Programm der Kommis-
sion zum Binnenmarkt von Juni 1984 vorgesehen, 
an, die Notwendigkeit vereinheitlichter Rechtsvor-
schriften einzuschränken (2). Nachdem der Prozess 
in Gang gebracht war, erläuterte Braun in einem Ver-
merk an seine Mitarbeiter vom 25. März eingehend, 
von welchem Geist sich die Kommission künftig 
leiten lassen werde: „Ich erwarte von Ihnen keinen 
einfachen ‚Digest‘, in dem lediglich die bereits im 
Programm zur Konsolidierung des Binnenmark-
tes aus dem letzten Jahr enthaltenen Maßnahmen 
wieder aufgegriffen werden (...). Den Schwerpunkt 
Ihrer Beiträge müssen vielmehr Überlegungen zu 
den gesamten Maßnahmen bilden, die bis 1992 zu 
ergreifen sind“ (3).
(2) AHCE, BAC 224/1994/24, Vermerk von Fernand Braun an Ole Bus Hen-
riksen, GD XV, 19. November 1984.
(3) AHCE, BAC 224/1994/31, Vermerk von Fernand Braun an seine Dienst-
stellen, 3. April 1985.
„Ein letztes Mal und aufgrund der großen Nachfrage werde ich zu Ihnen über die Einheitliche Akte sprechen!“
Die Einheitliche Europäische Akte – Karikatur von Plantu (1986)
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Rolf Möhler beschrieb in einem Leitvermerk vom 
22.  Januar den allgemeinen Charakter der neuen 
Politik, die ab Januar 1985 eingeleitet wurde. Das 
zu erreichende Ziel ging „über eine simple Aufhe-
bung der Grenzformalitäten hinaus“ und musste 
„auch alle anderen Hindernisse umfassen, die dem 
Funktionieren eines einheitlichen Binnenmarktes“, 
dem freien Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und 
Personenverkehr sowie der Umsetzung einer eu-
ropäischen Politik der Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen entgegenstanden. Doch bei der Auf-
stellung dieses Programms musste der Zeitplan 
für die Maßnahmen berücksichtigt werden, den 
die Kommission im Juni  1984 festgelegt hatte  (1). 
Cockfield ging in seinem Vermerk vom 28. Febru-
ar genauer auf die Methode ein. Es gehe nicht um 
die Einheitlichkeit der einzelstaatlichen Bestim-
mungen, sondern um pragmatische Lösungen, mit 
denen das gesetzte Ziel kostengünstiger und rascher 
erreicht werden könne. 
Die Entscheidung, der Öffentlichkeit eine Bewer-
tung der Vorteile vorzulegen, die von der Verwirk-
lichung des Ziels 1992 zu erwarten waren, war ein 
wesentlicher Teil der politischen Aufklärung über 
das Thema. Die Frage der Kosten des Nicht-Europa 
war der Öffentlichkeit seit mehreren Jahren ins-
besondere durch den Bericht von Albert und Ball 
bekannt, der 1982 auf Initiative des Europäischen 
Parlaments erstellt worden war; die Kosten waren 
dort auf 2  % des BIP der Gemeinschaft beziffert 
worden (2). Bei der Methode im Jahr 1985 wurde 
weniger ein globaler und zudem als willkürlich gel-
tender Ansatz zugrundegelegt, um die Kosten ei-
nes Nicht-Europa aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
einzuschätzen, sondern vielmehr versucht, die Kos-
ten aller Arten von Hindernissen, mit denen die 
Wirtschaftsakteure bei ihrer Tätigkeit im Raum 
der Gemeinschaft konfrontiert waren, fallweise 
zu evaluieren. Dahinter stand eine demonstrative, 
(1) AHCE, BAC 224/1994/31, Vermerk für Fernand Braun von Rolf Möhler, 
22. Januar 1985. Möhler erklärte auch, es müssten „im Detail die Vorschlä-
ge zum Binnenmarkt geprüft werden, die Herr Dekker (Präsident von Phi-
lips) bei einer kürzlich veranstalteten Konferenz im CEPS vorgetragen hat.“ 
(2) AHCE, BAC 224/1994/31, Aktenvermerk von T.-L. Margue, GD III, 17. 
April 1985. 
 Die Automobilindustrie: von der 
amerikanischen zur japanischen 
Herausforderung
Die Automobilindustrie hatte bei der Integration Europas 
immer eine Vorreiterrolle gespielt. Sie war indirekt an der 
Aushandlung der Verträge beteiligt gewesen und hatte 
auch bei der Bildung eines europäischen Verbands 
Pionierstatus, dem die größten Unternehmen angehörten: 
das CCMC (Comité des constructeurs du marché commun), 
Vorläufer des heutigen Verbandes der europäischen 
Automobilhersteller (ACEA). Das CCMC wurde 1972 auf 
unmittelbaren Wunsch von Robert Toulemon, damals 
Generaldirektor für industrielle Fragen, gegründet, damit 
die Kommission direkt mit den großen europäischen 
multinationalen Unternehmen verhandeln konnte, ohne die 
amerikanischen Unternehmen einzubeziehen, die im 1958 
gegründeten Verbindungsausschuss der Automobilherstel-
ler (CLCA) vertreten waren. Die europäischen Hersteller 
hatten sich aufgrund der Unterschiede, die zwischen der 
europäischen und der amerikanischen Branche im Hinblick 
auf die Größe und die Finanzkraft bestanden, seit der 
Gründung der EWG an die Kommission gewandt, um 
Vereinbarungen zu erreichen, die sie bei diesem ungleichen 
Kampf unterstützen sollten. Die „amerikanische Herausfor-
derung“ war bei der Gründung des CCMC am 18. Mai 1972 
auf Initiative von Pierre Dreyfus, Generaldirektor des 
staatlichen französischen Unternehmens Renault, sehr 
aktuell. Hauptziel des CCMC war die Entwicklung 
europäischer Standards in den Bereichen Sicherheit und 
Umwelt durch die Einrichtung eines supranationalen 
europäischen Gremiums, des „Bureau technique des 
véhicules“. Dahinter stand der Gedanke, zu verhindern, 
dass sich die Normen der Vereinigten Staaten auf dem 
europäischen Markt durchsetzten. Dies bedeutete 
natürlich, eine Vertiefung des Binnenmarktes anzustreben, 
ein Ziel, das die Kommission erst mit der Umsetzung der 
Einheitlichen Europäischen Akte erreichen sollte.
Angesichts der amerikanischen und japanischen 
Herausforderungen sollte die Kommission eine sehr 
wichtige Rolle im Anschluss an die Initiativen von Altiero 
Spinelli und François-Xavier Ortoli spielen, die sehr früh 
mit dem neuen Präsidenten des CCMC, Gianni Agnelli, 
zusammentrafen. Dieser und sein Bruder Umberto sollten 
zu den entschiedensten Verfechtern der europäischen 
Sache gehören und nachdrücklich für die Konzipierung 
einer europäischen Industriepolitik eintreten, deren 
Vorbild die Politik der EGKS war und bei der die Kommis-
sion eine zentrale Rolle spielen würde. Spinelli hatte 
Ortoli 1974 vorgeschlagen, an diesem Sektor die Politik 
deutlich zu machen, die er im Mai 1973 vorgeschlagen 
hatte. Die GD III war diesem Wunsch nachgekommen und 
hatte im Dezember 1974 mit der Ausarbeitung eines 
Entwurfs für eine Industriepolitik begonnen, deren 
Grundlage die Umstellung des Sektors mittels sozialer 
und regionaler Beihilfen sowie Darlehen der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) bildete; ferner war die Gründung 
eines Europäischen Automobilinstituts vorgesehen. Das 
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Vorhaben fand Ende 1976 Ausdruck in einer Mitteilung, die 
die Sozialpartner (das CCMC und den Europäischen Metallge-
werkschaftsbund) in den Mittelpunkt der Maßnahmen stellte, 
um die Industriepolitik der Mitgliedstaaten, die bislang von 
der Logik der Marktführer bestimmt worden war, auf 
europäischer Ebene zu ergänzen und abzustimmen. 
Als richtungsweisende Maßnahmen hatte die Kommission die 
Abstimmung nationaler Forschungsprogramme in Verbindung 
mit staatlichen Beihilfen vorgeschlagen, die den Hilfen für 
andere Sektoren vergleichbar waren. Der belgische Kommissar 
Étienne Davignon legte zusammen mit der Industrie den 
Fahrplan für diese Politik fest, zu der nach Ansicht der 
Unternehmer eine technische Harmonisierung, die gemeinsa-
me Finanzierung der Forschung und eine an freie Preisbildung 
geknüpfte Wettbewerbspolitik im Bereich Kraftfahrzeughandel 
gehören mussten. Diese Gesamtperspektive kam im Juni 1981 
im Standpunkt der Kommission zur europäischen Automobilin-
dustrie zum Ausdruck, der von den Teams der GD III unter 
Leitung von Fernand Braun und Paolo Cecchini als Reaktion auf 
eine ausdrückliche Aufforderung durch das Europäische 
Parlament ausgearbeitet worden war. Dieser Standpunkt, der 
von den Unternehmern als „Meisterwerk“ gefeiert wurde, war 
das Ergebnis langwieriger und schwieriger Arbeiten innerhalb 
der Kommission, da die GD III zwar in der „dienststellenüber-
greifenden Gruppe der Automobilindustrie“ federführend war, 
doch wichtige Instrumente der Industriepolitik in den Zustän-
digkeitsbereich mehrerer anderer Generaldirektionen fielen. In 
dem Dokument kam der auf europäischer und Gemeinschaft-
sebene bestehende Willen zum Ausdruck, auf die Strategie der 
Vereinigten Staaten und Japans zu reagieren, die sich auf eine 
Beschränkung des zwischen ihnen bestehenden Wettbewerbs 
geeinigt hatten. Die Unternehmer der EWG mussten den Preis 
für diese Einigung zahlen.
Einer internen Notiz der GD III von Jean-François Marchipont 
zufolge war die Umstrukturierung des Automobilsektors dank 
der Fusionsverträge zur Schaffung nationaler Marktführer und 
der Vereinbarungen über die Zusammenarbeit der Branche, zu 
denen umfangreiche Investitionen insbesondere in die 
Automatisierung der Produktionsprozesse gehörten, auf gutem 
Wege. Mit diesen Maßnahmen sollte das zentrale Problem der 
europäischen Branche gelöst werden – ein Herstellungs-
preis, der um 30 % über dem der japanischen Konkurrenz 
lag. Bis 1979 wurden zwar die Beschäftigtenzahlen in der 
europäischen Automobilindustrie erhöht, doch durch die 
japanische Konkurrenz kam es in allen Ländern außer 
Deutschland zum ersten Mal zu dauerhafter oder 
zeitweiliger Arbeitslosigkeit. Marchipont folgerte daraus, 
dass der gemeinsame Außenzolltarif von durchschnittlich 
10,9 % nicht ausreichte, um der Strategie der japanischen 
Hersteller entgegenzuwirken. Diese hatten nach der 
Vereinbarung über die freiwillige Beschränkung der 
Einfuhren zwischen Japan und den Vereinigten Staaten 
vom 1. Mai 1981 den gemeinschaftlichen Markt in Angriff 
genommen. Die Außendimension wurde so zur Grundlage 
für den Ausweg aus der Krise, den die Kommission 
empfohlen hatte, und zu einer politischen Frage von 
größter Bedeutung. Im Inland konnten die Länder mit 
nationalen Herstellern wie Frankreich, Italien oder das 
Vereinigte Königreich die Einfuhren auf ihre Märkte zwar 
noch einseitig beschränken; doch Einfuhren auf die Märkte 
der Verbraucherländer der EWG konnten sie nicht 
verhindern, ohne gegen die Bestimmungen des Binnen-
marktes zu verstoßen. Eine gemeinschaftliche Vereinba-
rung wurde daher dringend erforderlich, wie dies der Rat 
wiederholt mit Unterstützung der Benelux-Staaten und 
Deutschlands gefordert hatte. Die Kommission beschloss, 
die Automobileinfuhren zu überwachen, und Kommissi-
onsmitglied Wilhelm Haferkamp ersuchte die Japaner, 
einer Selbstbeschränkung in diesem Bereich zuzustim-
men, um einen größeren Handelskonflikt zwischen den 
drei Wirtschaftsmächten der westlichen Welt zu 
verhindern. So wurde 1983 eine informelle politische 
Vereinbarung getroffen, die bis Ende 1986 lief und 
festlegte, dass die Ausfuhren Japans in die Gemeinschaft 
die im Jahr 1981 erreichten Ausfuhrmengen nicht 
übersteigen durften. Dabei war eine nachträgliche 
Überwachung durch die Gemeinschaft vorgesehen. Die 
Kommission ordnete in dieser Frage das Interesse der 
Verbraucher der Industriepolitik und dem Überleben der 
europäischen Industriestruktur im Automobilsektor unter.
Sigfrido Ramírez-Pérez
François-Xavier Ortoli erfährt nationalen Widerstand gegen seine Politik der Öffnung 
des Binnenmarktes (30 jours d’Europe, 2. Februar 1973).
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pädagogische Absicht, wie es Cockfield gewünscht 
hatte. Für Präsident Delors war sie auch Teil einer 
Gesamtperspektive für ein Projekt Europa mit neu-
er Dynamik, zu dem die Währung, die Forschung 
sowie die materiellen und personellen Gegebenhei-
ten in der „übergeordneten Sicht der Europäischen 
Union“ gehörten (1). 
Das innerhalb von drei Monaten erarbeitete Weiß-
buch der Kommission wurde im Juni 1985 vom 
Europäischen Rat von Mailand angenommen, also 
zwei Wochen, nachdem es dem Rat übermittelt 
worden war. Sein Ziel war es, bis zum 31. Dezem-
ber 1992 die Abschaffung dreier Arten von Gren-
zen zu erreichen: der physischen Grenzen (Zoll-
grenzen und dort vorgenommene Kontrollen), der 
technischen Grenzen (durch die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung) und 
der Steuergrenzen. Dies sollte durch die Umsetzung 
eines Legislativprogramms herbeigeführt werden, 
das eine Logik der Deregulierung – ermöglicht 
(1) AHCE, BAC 224/1994/31, Aktenvermerk von T.-L. Margue, GD III, an 
Christopher Jackson, MdEP, 8.  Juli 1985; Cecchini, P., Catinat, M., und 
Jacquemin, A., 1992, Le défi: nouvelles données économiques de l’Europe sans 
frontières, Flammarion, 1988, Vorwort von Jacques Delors, S. 22.
durch die neue Vorgehensweise – mit einem Paket 
aus 300 Richtlinien verband, die als neuer Rahmen 
für den Binnenmarkt dienen sollten. Beim Europä-
ischen Rat von Mailand erreichte Präsident Delors, 
dass mit der Einführung dieser Richtlinien auch 
eine Änderung des Vertrags vorgenommen wurde, 
was die Annahme des wesentlichen Teils dieses Pro-
gramms durch den Rat mit qualifizierter Mehrheit 
ermöglichte. 
Die Einheitliche Europäische Akte wurde im De-
zember 1985 in Luxemburg beschlossen. Die Kom-
mission hatte durch die Einsetzung einer Arbeits-
gruppe um Jacques Delors eine entscheidende Rolle 
bei der Festlegung der wirtschaftlichen und institu-
tionellen Bestandteile der Akte gespielt  (2). In der 
Einheitlichen Akte wurde der Binnenmarkt defi-
niert als „Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistun-
gen und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses 
Vertrags gewährleistet ist“ (3). Dieses Ziel wurde mit 
der Umsetzung einer Reihe flankierender Maßnah-
men als Gegengewicht verbunden. Insbesondere 
wurde die Politik der Forschung und technischen 
Entwicklung in den Vertrag aufgenommen, um 
„die wissenschaftlichen und technischen Grundla-
gen der europäischen Industrie zu stärken“ und zu 
erreichen, dass die Unternehmen alle „Möglichkei-
ten des Binnenmarktes“ nutzen konnten (4). Die 
Umsetzung dieses umfassenden Programms sollte 
durch Artikel 100 a der Einheitlichen Akte ermög-
licht werden, der bei der Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten die Abstimmung 
mit qualifizierter Mehrheit vorsah. 
Was die Gesamtstruktur anbelangte, so stand der 
Prozess der Wiederbelebung in den Jahren zwischen 
1970 und 1980 weitgehend in der Kontinuität der 
(2) Delors, J., und Arnaud, J.-L., Mémoires, Plon, Paris, 2004, S. 218.
(3) Artikel 8 a Absatz 2.
(4) Van Laer, A., „Quelle politique industrielle pour l’Europe?“, Bussière, É., 
Dumoulin, M., und Schirmann, S. (Hg.), Milieux économiques et intégrati-
on européenne au XXe siècle. La relance des années quatre-vingt (1979-1992), 
CHEFF, Paris, 2007, S. 42-44.
Besuch von Kommissionsmitglied Altiero Spinelli und seinem 
Team beim Airbus-Werk in Toulouse (1974)
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Gründungsjahre. Binnenmarkt und Dynamik der 
Wirtschaftsstrukturen waren zu einem Konzept 
verbunden. Die Tätigkeitsbereiche wurden erwei-
tert, doch die Diskussion über den Umfang der 
Intervention blieb bestehen. Ein Teil der bereits in 
der Zeit von Colonna di Paliano tätigen Beamten 
hatte in den 1980er Jahren Führungspositionen 
inne und trug zu dieser Kontinuität bei. Der Druck 
von außen, der durch die Veränderungen der Welt-
wirtschaft und die Schwierigkeiten Europas in den 
Jahren 1970-1980 entstanden war, erforderte und 
ermöglichte das neue Konzept im Hinblick auf die 
Methode und die Politisierung der Debatten, deren 




Kapitel 13  
Forschung: für eine neue 
gemeinsame Politik
Zu den Bereichen, bei denen in den Jahren 1973 bis 
1986 die größten Fortschritte beim europäischen 
Aufbauwerk erzielt werden konnten, gehört die 
Forschungspolitik, die zu Beginn des Zeitraums 
mit Ausnahme des Kernenergiebereichs quasi 
nicht existierte und erst später mit der Einheitli-
chen Europäischen Akte zu einem eigenständigen 
gemeinsamen Politikbereich wurde. In weniger als 
15 Jahren waren bei der gemeinsamen Forschungs-
politik eine deutliche Zunahme der bereitgestellten 
Finanzmittel, eine Ausweitung des Maßnahmen-
spektrums sowie eine immer stärkere Legitimie-
rung zu verzeichnen. In diesem Prozess spielte die 
Kommission eine führende Rolle (1).
(1) Zur Forschungspolitik der EWG in diesem Zeitraum siehe insbesondere Ed-
ler, J., Institutionalisierung europäischer Politik. Die Genese des Forschungspro-
gramms BRITE als reflexiver sozialer Prozeß, Nomos Universitätsschriften, 
Politik, Bd. 109, Baden-Baden, 2000; Guzetti, G., A brief history of European 
Union research policy, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften, Luxemburg, 1995; Sandholtz, W., High-tech Europe. The po-
litics of international cooperation, Studies in International Political Economy, 
University of California Press, Berkeley-Los Angeles-Oxford, 1992; Sharp, 
M., und Herman, C., European technological collaboration, Coll. „Chatham 
House Papers“, Nr. 36, The Royal Institute of International Affairs, London-
New York-Andover, 1987; Stremmel, J., Die Forschungs- und Technologiepoli-
tik der Europäischen Gemeinschaft, Aachener Studien Sozialwissenschaften, 
Nr. 6, Aachen, 1988; Van Laer, A., Vers une politique industrielle commune. 
Les actions de la Commission européenne dans les secteurs de l’ informatique et 
des télécommunications (1965-1984), Dissertation, UCL, Louvain-la-Neuve, 
2010. Zusätzlich zu diesen Werken stützt sich das vorliegende Kapitel inhalt-
lich auf die Archive der Kommission, Veröffentlichungen aus dieser Zeit und 
für diese Publikation durchgeführte Zeitzeugengespräche.
Angesichts der technologischen, wirtschaftlichen 
und politischen Entwicklungen sahen sich die euro-
päischen Entscheidungsträger zu einer Zusammen-
arbeit in Forschungsfragen veranlasst. Allerdings 
machten die Fortschritte im Bereich der Spitzen-
technologien Investitionen erforderlich, die häufig 
über den einzelstaatlichen Möglichkeiten lagen. Es 
bedurfte europäischer Standards für neue Erzeug-
nisse, um weitere Hemmnisse für den innergemein-
schaftlichen Handel zu verhindern. Ferner mussten 
vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise und 
des Niedergangs traditioneller Wirtschaftszweige 
dringend neue Sektoren entwickelt werden. Große 
Sorgen bereitete auch der wirtschaftliche Rück-
stand Europas, der nicht nur gegenüber den USA, 
sondern mittlerweile auch gegenüber Japan deut-
lich wurde (2). Außerdem ging die Bereitschaft der 
USA, ihre Technologien mit den europäischen Ver-
bündeten zu teilen, immer weiter zurück (3). 
(2) Während einige Wirtschaftswissenschaftler das Bestehen einer solchen 
technologischen Kluft ganz klar zurückwiesen, bestimmte sie doch den 
Diskurs. Siehe beispielsweise Patel, P., und Pavitt, K., „Is Western Europe 
losing the technological race?“, Research policy, Bd. 16, 1987, S. 59-85.
(3) Van Laer, A., „The European Community and the Paradoxes of Ameri-
can Economic Diplomacy: the Case of the IT and Telecommunications 
Sectors“, Patel, K. K., und Weisbrode K. (Hg.), Europe and America in the 
1980s: Old Barriers, New Openings, Cambridge University Press, Cam-
bridge, 2013, S. 105-132.
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Eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene lag 
gleichwohl nicht auf der Hand. Bündnisse mit US-
amerikanischen oder japanischen Partnern sollten 
einen Zugang zu den Technologien und Märkten 
dieser Länder eröffnen. Zudem fiel es der Industrie 
im Zuge der Multinationalisierung immer schwe-
rer, den Begriff eines „europäischen Unternehmens“ 
zu definieren: Konnte die europäische Tochterge-
sellschaft eines US-Unternehmens als „europäisch“ 
bezeichnet werden? Auch war eine europäische 
Für die Forschungsförderung bereitgestellte Gemeinschaftsmittel nach Zielsetzung 
und nach Art der Maßnahme, 1974-1987 (in ECU)
Obgleich der Anteil der Forschung am Gesamthaushalt 
der Gemeinschaften im untersuchten Zeitraum nicht 
spürbar zunahm, war eine Ausweitung des Spektrums 
der finanzierten Bereiche zu beobachten. Während die 
Kernenergie zu Beginn der 1970er Jahre noch eine 
vorherrschende Rolle in der gemeinsamen 
Forschungspolitik einnahm, holten die Bereiche 
nichtnukleare Energie, Umwelt, Gesundheit und 
Sicherheit mit der Zeit auf. In den 1980er Jahren 
schließlich baute die Gemeinschaft ihre Förderung auf 
den Gebieten Informations- und 
Kommunikationstechnologie, Industrietechnologie, 
Biotechnologie und Rohstoffe deutlich aus. Ferner 
wurden horizontale Maßnahmen, beispielsweise 
zugunsten der Mobilität von Forschern, unterstützt. 
Während sich die Forschungsförderung zu Beginn 
vorrangig auf „direkte“ Maßnahmen, also Maßnahmen 
der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) stützte, lag 
der Schwerpunkt in der Folge auf „indirekten“ 
Maßnahmen. Diese wurden vollständig oder teilweise 
von den Gemeinschaften finanziert, aber von Dritten 
ausgeführt (da die Teilfinanzierung in den 1980er 
Jahren zur Regel wurde, trugen sie auch die 
Bezeichnung „Maßnahmen auf Kostenteilungsbasis“).
1974 1980 1987
Für die Forschungsförderung bereitgestellter 
Gesamtbetrag








Horizontale Maßnahmen – 5 849 000 31 728 000
Kernenergie 53 501 663 248 238 000 325 282 875
Nichtnukleare Energie, Umwelt, Gesundheit und 
Sicherheit
19 719 855 35 240 000 125 259 000
Entwicklung, Verkehrs- und 
Lebensmitteltechnologie
– 209 000 720 000
Informations- und Telekommunikationstechnologie 2 203 413 – 124 500 000
Industrietechnologie, Biotechnologie und Rohstoffe – 9 625 000 125 220 000
Sonstige 2 131 231 18 730 000 20 533 200
Nach Art der Maßnahme
Direkte Maßnahmen 67 067 306 132 400 000 193 111 000
Indirekte Maßnahmen/auf Kostenteilungsbasis 10 488 856 185 491 000 547 038 875
Quelle:  Die im Amtsblatt veröffentlichten EG-Haushalte (Verpflichtungsermächtigungen). In der Tabelle sind nur die unter dem Kapitel „Forschungs-
ausgaben“ aufgeführten Mittel ausgewiesen. Die veröffentlichten Haushalte ermöglichen keine Ermittlung der in den anderen Kapiteln enthal-
tenen Forschungsmittel. Beispielsweise werden die Mittel für die Computerforschung 1980 im Kapitel für die Ausgaben im Industriebereich 
ausgewiesen.
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Zusammenarbeit nicht zwangsläufig gemeinschaft-
licher Art; wollten die europäischen Länder koope-
rieren, so konnten sie dies auch auf der Grundlage 
zwischenstaatlicher Abkommen tun. Die Kommis-
sion leistete einen wesentlichen Beitrag zum Auf-
bau einer europäischen Zusammenarbeit im For-
schungsbereich, auch wenn sie nicht den alleinigen 
Rahmen dafür bot.
Diese neue gemeinsame Politik, die immer mehr 
an Kontur gewann, bedurfte gleichzeitig einer 
Ausrichtung. Im Verlauf des genannten Zeitraums 
nahm die Bandbreite der Maßnahmen deutlich 
zu. Die Kernforschung hatte zwar weiterhin einen 
wichtigen Stellenwert, doch angesichts der lang-
währenden Krise von Euratom und neu aufkom-
mender wirtschaftlicher und sozialer Schwierig-
keiten sah sich die Kommission veranlasst, weitere 
Maßnahmenfelder vorzuschlagen. Dabei handelte 
es sich vorrangig um Bereiche, in denen sie neue 
Gemeinschaftsmaßnahmen einleitete, so z.  B. 
Energie, Industrie oder Umwelt. Bei der Auswahl 
der Zielbereiche kam es zwar zu keinen Grund-
satzdebatten, allerdings waren ständige Span-
nungen zwischen Grundlagen- und angewandter 
Forschung zu beobachten. Darüber hinaus gab es 
unterschiedliche Auffassungen über die Art der 
Zusammenarbeit: Sollten die einzelstaatlichen 
politischen Strategien koordiniert oder eine eigen-
ständige integrierte gemeinsame Politik geschaf-
fen werden?




Ab Mitte der 1960er Jahre unternahm die Kom-
mission mehrfach den Versuch, gemeinsame 
Forschungsmaßnahmen außerhalb der in den 
Verträgen vorgesehenen Sektoren (Kernenergie, 
Landwirtschaft und Stahl) einzuleiten, um vor al-
lem der Industrie dabei zu helfen, ihren technolo-
gischen Rückstand gegenüber der US-amerikani-
schen Konkurrenz aufzuholen. Allerdings billigte 
der Rat trotz grundsätzlicher Zustimmung kaum 
eines der konkreten Vorhaben. Wichtigstes Ergeb-
nis dieser ersten Initiativen der Kommission war 
im Jahr 1970 die Konstituierung von COST („Eu-
ropäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung“) 
als Rahmen für den Abschluss zwischenstaatlicher 
Forschungsübereinkommen, an denen sich auch 
Nicht-EWG-Mitgliedstaaten beteiligen konnten. 
Obwohl die Kommission das Sekretariat leitete, 
war COST keine Gemeinschaftseinrichtung.
Während die Kommission bemüht war, die Zu-
ständigkeiten der Gemeinschaft im Forschungsbe-
reich auszuweiten, befand sich der einzige Sektor, 
in dem sie über weitreichende Befugnisse verfügte, 
nämlich die Kernenergie, seit mehreren Jahren in 
einer tiefen Krise. Eine gemeinsame Politik erwies 
sich angesichts der unterschiedlichen Sichtweisen 
und Interessen der Mitgliedstaaten im Bereich der 
Kernenergie als unmöglich. Einer der Hauptstreit-
punkte bestand in der Wahl des Reaktortyps. Da 
Frankreich die Unabhängigkeit seiner Streitkräfte 
und seiner Energieversorgung sicherstellen wollte, 
plädierte es für mit natürlichem Uran betriebe-
ne Reaktoren und wollte, dass die Euratom dieser 
Strategie folgte. Die übrigen Mitgliedstaaten zogen 
allerdings den Bau von Reaktoren vor, die mit an-
gereichertem Uran sowie auf der Grundlage von 
Technologien und Brennstoffen betrieben wur-
den, die von den US-Amerikanern geliefert werden 
sollten. Im Jahr 1967 konnte der Rat den dritten 
fünfjährigen Forschungsplan für die Gemeinsame 
Kernforschungsstelle (GKFS) nicht verabschieden, 
weil keine Einigung über die Aufgaben dieser Ein-
richtung erzielt wurde. Die GKFS musste ihre Ar-
beit mit vorläufigen monatlichen Haushaltsmitteln 
fortsetzen und war von Massenentlassungen sowie 
von einer vollständigen Schließung bedroht. Dar-
aufhin traten Mitarbeiter der GKFS in den Streik, 
einige von ihnen sogar in den Hungerstreik.
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1973: ein Neuanfang?
Im Zuge des Beitritts neuer Mitgliedstaaten im Ja-
nuar 1973 wurde die Kommission erweitert und 
erhielt eine neue Struktur der Aufgabenbereiche. 
Zwar konnten Altiero Spinelli und seine Generaldi-
rektion III Gewerbliche Wirtschaft und Technolo-
gie ihre Befugnisse in den Bereichen Industrie und 
Technologie (einschließlich indirekte Forschung 
im Bereich der Kernenergie) wahren, doch die 
Felder Forschung, Wissenschaft und Bildung fie-
len von nun an in den Aufgabenbereich des neuen 
Kommissionsmitglieds Ralf Dahrendorf und einer 
eigenständigen Generaldirektion, der GD XII For-
schung, Wissenschaft und Bildung. Dahrendorf war 
ferner für die GKFS und die Generaldirektion XIII 
Wissenschaftliche und technische Information und 
Informationsmanagement zuständig. Die beiden 
Männer verfolgten völlig unterschiedliche Ansät-
ze. Als überzeugter Föderalist hatte sich Spinelli 
jahrelang erfolglos darum bemüht, starke Gemein-
schaftseinrichtungen zur Forschungsförderung zu 
schaffen. In seinen neuen Ämtern setzte sich Spi-
nelli auch weiterhin für die angewandte Forschung 
ein, beispielsweise im Bereich der Datenverarbei-
tung. Dahrendorf dagegen legte den Schwerpunkt 
auf die Grundlagenforschung. Er lancierte die Idee 
eines „europäischen Forschungsraums“ (1), der sich 
hauptsächlich auf eine Koordinierung der nationa-
len forschungspolitischen Strategien und weniger 
auf eigentliche Gemeinschaftsinitiativen stützen 
sollte. Ein gutes Beispiel für ihre unterschiedlichen 
Sichtweisen ist die Europäische Wissenschaftsstif-
tung. Spinelli schlug 1970 vor, auf Gemeinschafts-
ebene eine „Europäische Wissenschaftsstiftung“ 
einzurichten, die eine europäische Zusammenarbeit 
im Bereich der Grundlagenforschung fördern soll-
te. Von den Mitgliedstaaten wurde dieser Vorschlag 
als zu föderalistisch gewertet. Dahrendorf dagegen 
setzte sich für die Einrichtung einer solchen Stif-
tung in Form eines europäischen Verbands der nati-
onalen Forschungseinrichtungen außerhalb der Ge-
meinschaftsstrukturen ein. In dieser Form sollte die 
Stiftung im Jahr 1974 tatsächlich ins Leben gerufen 
werden. Ralf Dahrendorf verließ die Kommission 
im November 1974. Seine Nachfolge trat Guido 
Brunner an.
Das Aktionsprogramm der Kommission im Be-
reich der Wissenschafts- und Technologiepolitik 
vom August 1973, das der Rat einige Monate spä-
ter billigte, beruhte auf mehreren Grundsätzen. 
Laut Direktor Manfredo Macioti ging es darum, 
„nicht alles machen zu wollen (Prioritäten zu be-
stimmen), nicht alles zentralisieren zu wollen (ein-
zelstaatliche Kapazitäten zu nutzen), die Politik 
nicht als Selbstzweck, sondern als Werkzeug für 
die Verwirklichung verschiedener Zielsetzungen 
der Gemeinschaft zu entwickeln (sektorbezogener 
Ansatz) und ein Gleichgewicht zwischen sozialen 
(1) 20 Jahre später wurde diese Idee von Kommissionsmitglied Antonio Ru-
berti und später von Philippe Busquin wieder aufgegriffen.
Der Gemeinsamen Forschungsstelle Ispra gewidmete Titelseite, 
Februar 1981
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Belangen (Umwelt, Gesundheit, Stadtentwick-
lung usw.) und wirtschaftlichen Zielvorgaben 
(Industrietechnologien) zu schaffen“  (1). Zu Be-
ginn des Jahres 1974 wurde ein neuer Ausschuss 
hoher Beamter der Mitgliedstaaten, der Ausschuss 
für wissenschaftliche und technische Forschung 
(CREST), gebildet, der der Kommission als offizi-
(1) Macioti, M., „Science and technology in the Common Market: a progress 
report“, Research Policy, Nr. 4, 1975, S. 305.
elle Kontaktmöglichkeit zu den einzelstaatlichen 
Forschungsministerien vor Übermittlung ihrer 
Vorschläge an den Rat diente.
Die Anfang 1973 eingeleitete Reform der Gemein-
samen Kernforschungsstelle (GKFS) markierte das 
Ende einer langen Krise. Es wurde beschlossen, die 
Programme der GFS (das „K“ für „Kernenergie“ 
wurde gestrichen) vermehrt auf öffentliche Dienst-
leistungen (insbesondere im Bereich der nuklearen 
Außenansicht des Joint European Torus (JET) am Culham Science Center (Vereinigtes Königreich). Der JET ist ein Tokamak, d. h. eine 
Anlage zur Erforschung der Kernfusion. Die Bauphase beginnt 1979; 1983 wird das erste Plasma erzeugt. Der JET ist seinerzeit weltweit 
der größte Tokamak. Als gemeinsames Unternehmen wird er von Euratom (80 %), dem Vereinigten Königreich (10 %) und assoziierten 
Laboratorien (10 %) finanziert.
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Sicherheit) und weniger auf industrielle Projekte 
zu konzentrieren. Der in Ispra installierte Reaktor 
Essor wurde der italienischen Regierung zur Ver-
fügung gestellt. Die Stelle konnte nunmehr auf 
der Grundlage von Artikel 235 EWG-Vertrag For-
schungsprojekte außerhalb der Kernenergie durch-
führen; diese Tätigkeiten konzentrierten sich im 
darauffolgenden Jahrzehnt insbesondere auf die 
Umwelt- und die Energieforschung mit Ausnahme 
der Kernenergie. Die GFS war zudem aufgefordert, 
ihre Unterstützung gemeinschaftspolitischer Maß-
nahmen auszubauen. Dieser Ansatz stand in der 
Folge im Mittelpunkt der Aktivitäten der GFS, ob-
gleich „die übrigen Generaldirektionen der Kom-
mission in den 1980er Jahren nicht die Auffassung 
vertraten, dass ihnen Wissenschaft und Technolo-
gie tatsächlich von Nutzen sein könnten“ (1). In die-
ser Zeit war die GFS in erster Linie mit dem Ausbau 
der normenbezogenen Forschung zur Förderung 
des Binnenmarktes befasst. Dabei ging es um die 
Harmonisierung von Tests, Qualitätskontrollen 
usw.
Im Jahr 1974 wurde die GFS grundlegend umstruk-
turiert. Es wurden ein neuer Generaldirektor und 
sechs neue Direktoren ernannt, und der Sitz der 
Generaldirektion wurde von Ispra nach Brüssel und 
damit in die Nähe der Einrichtungen verlegt, „mit 
denen die GFS notwendigerweise zusammenarbei-
ten musste“  (2). Zahlreiche GFS-Wissenschaftler 
mussten sich in nichtnukleare Bereiche einarbeiten, 
was allerdings ohne größere Schwierigkeiten gelang. 
Mit dem Verzicht auf Neueinstellungen, der im Ge-
genzug für die Übernahme der bisherigen Mitar-
beiter akzeptiert wurde, war allerdings mittelfristig 
eine gewisse Überalterung der Belegschaft verbun-
den (3).
(1) Interview mit Jean-Pierre Contzen, 11. Juli 2011.
(2) Interview mit Gianluigi Valsesia, 10. Februar 2011.
(3) Interviews mit Luigi Massimo, 22.  Juli 2011, und Jean-Pierre Contzen, 
11. Juli 2011.
In den Folgejahren sollten Leitung und Mitarbeiter 
der GFS einige Enttäuschungen erleben, darunter 
insbesondere die Einrichtung des Joint European 
Torus (JET) in Culham und die Ablehnung eines 
großangelegten Reaktorforschungsprojekts mit 
dem Titel „Super-SARA“ seitens der Mitgliedstaa-
ten. Allerdings konnte die Stelle, deren Existenz 
nunmehr nicht länger bedroht war, neue Schwer-
punkte setzen. So entwickelte sie sich zum Beispiel 
zu einem Vorreiter im Bereich der Fernerkundung 
in der Luft- und Raumfahrt und agierte Mitte der 
1970er Jahre sogar als einer der Hauptbeobachter 
für den ersten NASA-Satelliten, Landsat (4).
Die Kommission konnte außerhalb des Kernener-
giesektors einige gemeinsame Forschungsprogram-
me (in den Bereichen Rohstoffe, Energie, medizini-
sche Forschung, Sozialpolitik, Umwelt, Städtebau 
und Entwicklungszusammenarbeit) einleiten. Al-
lerdings standen ihr dafür nur geringe Finanzmittel 
zur Verfügung. Für die gesamte Forschungspolitik 
(einschließlich Kernenergie) konnte sie einen Haus-
halt in einer Größenordnung von lediglich 1 % oder 
2 % der Ausgaben der Mitgliedstaaten veranschla-
gen (5). Allerdings boten diese kleinformatigen Pro-
gramme laut Heinrich von Moltke, Abteilungsleiter 
in der GD III Gewerbliche Wirtschaft und Tech-
nologie, offensichtlich einen wichtigen Ausgangs-
punkt für größere Programme: „Man tat, was man 
zu dieser Zeit tun musste, nämlich dort neue The-
menbereiche zu entwickeln, wo die Verträge even-
tuell greifen konnten, also insbesondere im Bereich 
Forschung und Technologie. Es gab keine Instru-
mente, wir mussten sie erst noch schaffen, und zwar 
auf der Grundlage des mühsamen Verfahrens nach 
Artikel 235 (…). Diese Politikbereiche wurden alle-
samt aus Versatzstücken zusammengesetzt, die be-
reits vorlagen und Verwendung finden sollten“ (6).
(4) Interview mit Jean-Pierre Contzen, 11. Juli 2011.
(5) EG-Kommission, Die gemeinsame Politik im Bereich Forschung und Tech-
nik, AHCE, KOM(79) 281 vom 23. Mai 1979.
(6) Interview mit Heinrich von Moltke, 8. Dezember 2011.
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Die Anwendung von Artikel 235 erforderte bis-
weilen seltsame Umwege. Als sich der damalige 
Direktor in der GD XII, Jean-Pierre Contzen, An-
fang der 1980er Jahre im AStV für das erste Kom-
missionsprogramm für medizinische Forschung 
aussprach (die Gesundheit gehörte nicht zu den 
Zuständigkeitsbereichen der Gemeinschaft), muss-
te er behaupten, mit dem Programm würde das 
wirtschaftliche Ziel einer Unterstützung der Mit-
gliedstaaten bei der Reduzierung der Kosten ihrer 
sozialen Sicherungssysteme verfolgt  (6). Dagegen 
blieben die Bemühungen der Kommission um eine 
Koordinierung der einzelstaatlichen Programme, 
die von Kommissionsmitglied Dahrendorf nach-
drücklich unterstützt wurden, nahezu folgenlos. 
Die Kommission bemühte sich weiterhin um eine 
Die neue GD XII auf der Suche 
nach ihrer Rolle
Im Anschluss an die Zusammenlegung der 
Exekutivorgane der EWG, EGKS und Euratom im Jahr 
1967 fielen wissenschaftliche Belange in die 
Zuständigkeit der GD III, die auch mit gewerblicher 
Wirtschaft und Technologie befasst war. Im Jahr 1973 
wurde eine eigenständige Generaldirektion für 
Forschung, Wissenschaft und Bildung, die GD XII, 
eingerichtet. Dies hinderte jedoch andere Dienststellen, 
beispielsweise diejenige für Industrie und Energie, 
zunächst nicht daran, weiterhin die Kontrolle über in ihre 
Tätigkeitsbereiche fallende Forschungsvorhaben 
auszuüben. Die Generaldirektion Forschung war bemüht, 
eine koordinierende Rolle zu spielen (u. a. mit Hilfe des 
1975 eingerichteten interinstitutionellen Ausschusses 
für Forschung und Entwicklung) und sogar die 
Zuständigkeit für derartige Tätigkeiten zu übernehmen. 
Im Rückblick hielten einige ehemalige Mitarbeiter der 
GD XII diesen institutionellen Aktivismus für übertrieben: 
„Es wurde manövriert, um sich Bereiche einzuverleiben, 
alles an sich zu reißen, ohne darüber mit den anderen 
Dienststellen zu verhandeln. Man versuchte, immer 
überall zu sein, und brachte sich wegen lächerlicher 
Kleinigkeiten um den Schlaf“ (1). Gewisse Spannungen 
zwischen der neuen horizontal ausgerichteten 
Generaldirektion Forschung und den sektorbezogen 
ausgerichteten Generaldirektionen waren in der Tat 
unvermeidbar. Hendrik Tent, der als ehemaliger Beamter 
zahlreiche Funktionen in der GD XII bekleidet hat, 
erinnert sich, dass der Einfluss einer Generaldirektion 
innerhalb der Kommission hauptsächlich von der 
Qualität ihrer Strategien, von ihrer Mittelausstattung und 
von ihren Mitarbeitern abhängig war. Ende der 1970er 
Jahre gewannen diese drei Bereiche für die GD XII ganz 
besonders an Bedeutung (2). „Allerdings wurde das 
(1) Interview mit Manfredo Macioti, 20. Juli 2011.
(2) Interview mit Hendrik Tent, 5. April 2012. 
Gewicht natürlich eindeutig von der Kommission selbst 
und durch den Kommissar und damit von der Frage 
bestimmt, ob dieser tatsächlich seinen Einfluss geltend 
machen konnte“ (3). Und auch in diesem Zusammenhang 
sollte das Schicksal der GD XII einen neuen Lauf 
nehmen: Ab 1977 übernahm mit Étienne Davignon einer 
der nach allgemeiner Einschätzung einflussreichsten 
Kommissare des Kollegiums das Zepter.
Eine Besonderheit der GD XII bestand darin, dass es sich 
bei ihren Beamten mehrheitlich um Wissenschaftler 
handelte, die Spezialisten ihres Fachs waren und über 
umfassendes Wissen und weitreichende Netzwerke 
verfügten. Viele von ihnen stammten aus der GFS. Die 
Mitarbeiter im Bereich „Forschung“ hatten gemäß dem 
Beamtenstatut von 1962 einen Sonderstatus inne. 
Ferner verfügte der für die GD XII zuständige 
Kommissar über umfassendere Befugnisse bei der 
Personalverwaltung als alle übrigen Kommissare, was 
sich als Nachteil für seinen für Humanressourcen 
zuständigen Kollegen erweisen sollte und zudem zu 
„Eifersüchteleien“ (4) führte. Anfangs war die 
Generaldirektion in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre 
mit etwa 110 Bediensteten aller Dienstgrade, von 
denen ein Teil ebenfalls mit Bildung und Kultur befasst 
war, nicht besonders stark besetzt (5). Allerdings nahm 
die Zahl der Mitarbeiter in der Folge kontinuierlich zu. 
Die Generaldirektion wurde in dieser Zeit von zwei 
Generaldirektoren geleitet, die beide aus der 
Wissenschaft kamen: Günter Schuster (von 1971 bis 
1981) und Paolo Fasella (von 1981 bis 1995). Aufgrund 
ihrer Fähigkeiten und der Länge ihrer Amtszeit konnten 
sie die Forschungspolitik der Gemeinschaft 
nachdrücklich prägen.
(3) A. a. O.
(4) A. a. O.
(5) Interview mit Herbert Allgeier, 4. November 2010.
(6) Interview mit Jean-Pierre Contzen, 11. Juli 2011.
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Koordinierung, allerdings ohne Erfolg, so dass bei 
ihren Bediensteten mit der Zeit das Vertrauen in 
diesen Ansatz schwand.
Änderung der Größenordnung 
und strategische 
Programmplanung (1977-1984)
Zu Beginn des Jahres 1977 übernahm eine neue 
Kommission die Amtsgeschäfte: Guido Brunner 
war weiterhin für die Bereiche Wissenschaft und 
Forschung zuständig, Étienne Davignon dagegen 
für Industrie, Binnenmarkt und Zollunion. Einige 
Monate später kündigte die Kommission in ihrer 
Mitteilung zum Thema Die gemeinsame Politik im 
Bereich Forschung und Technik eine wichtige Neu-
erung an: „In den kommenden vier Jahren ist die 
gemeinsame Forschungspolitik nicht mehr als Po-
litik mit hauptsächlich wissenschaftlicher Ausrich-
tung, sondern als Verwirklichung einer Politik, die 
den konkreten spürbaren Bedürfnissen entspricht, 
zu betrachten. Dabei geht es um die wissenschaft-
lichen und technologischen Grundlagen aller euro-
päischen politischen Strategien. Die Ausgangslage 
ist kritisch. Die Folgen der Wirtschaftskrise treten 
immer deutlicher zutage. Der uneingeschränkte 
Glaube an ein dauerhaftes Wachstum wurde er-
schüttert“. Die gemeinschaftliche Forschungspo-
litik wurde nun ausdrücklich in den Dienst des 
Wirtschaftswachstums gestellt. Allerdings war sich 
die Kommission bereits ihrer Herausforderungen 
bewusst: „Je interessanter, nützlicher und wichtiger 
neue Technologieprojekte für die einzelstaatlichen 
Industriezweige werden sollten, desto weniger wür-
den die Mitgliedstaaten bereit sein, auf ihre natio-
nalen Interessen zu verzichten“ (1).
(1) EG-Kommission, Die gemeinsame Politik im Bereich Forschung und Tech-
nik, AHCE, KOM(77) 283 vom 30. Juni 1977.
Kinder arbeiten 1984 im Rahmen des Programms Esprit am Computer.
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Angesichts der akuten Krise in der Stahl-, Textil- 
und Werftindustrie konzentrierten sich Davignon 
und seine Dienststellen zunächst vorrangig auf die 
Festlegung gemeinschaftlicher Maßnahmen zur 
Unterstützung der Umstrukturierung dieser „ver-
alteten“ Industriezweige. Allerdings rief die Kom-
mission in ihrem Bericht über Fragen des Wirt-
schaftswachstums vom Juni  1978 in Erinnerung, 
dass auch der Gemeinschaft bei der Förderung des 
Wachstums mit der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes und der Förderung von Innovation als 
„Hauptquelle des Wachstums“ eine aktive Rolle 
zukam. Bei der Innovationsförderung sollte es nicht 
nur um Forschungsförderung, sondern auch um 
die Entwicklung und Vermarktung von Ergebnis-
sen gehen (1). „Die unerlässliche Sanierung musste 
dringend mit einer positiven Dimension unterlegt 
werden. […] Es lag mir sehr am Herzen, einen zwei-
ten Pfeiler zu schaffen. Einen zweiten Pfeiler – zwar 
war auch der erste zukunftsgerichtet, aber auf eine 
andere Weise –, mit dem neuartige Maßnahmen 
verbunden sein würden“, so Étienne Davignon  (2). 
Er verfügte über gute Kontakte zur Verwaltung (vor 
seiner Arbeit für die Kommission war er Generaldi-
rektor im belgischen Außenministerium), und seine 
Mitarbeiter konnten ihn relativ schnell davon über-
zeugen, dass Fortschritte insbesondere im Bereich 
der Informatik möglich sein würden.
Tatsächlich entwickelte die Kommission in diesem 
Bereich einige Forschungsprogramme. Anfangs war 
die Mittelausstattung ausgesprochen gering, nahm 
jedoch mit der Zeit immer weiter zu. 1977 lehnte 
der Rat einen Aktionsplan für Luftfahrtforschung 
ab. Die Einbettung von Forschungsaufgaben in eine 
industriepolitische Strategie führte 1978 zur Einset-
zung des neuen Beratenden Ausschusses für indus-
trielle Forschung und Entwicklung (CORDI), der 
sich aus Vertretern der Industrieverbände zusam-
mensetzte. Die Generaldirektionen „Gewerbliche 
(1) EG-Kommission, Bericht über Fragen des Wirtschaftswachstums, AHCE, 
KOM(78) 255 endg. vom 22. Juni 1978.
(2) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
Wirtschaft“ und „Forschung“ bemühten sich aktiv 
um eine Erweiterung ihres Fachwissens mithilfe von 
Beraterstudien und eines neuen vorausschauenden 
Gemeinschaftsprogramms in den Bereichen Wis-
senschaft und Technologie, FAST (Forecasting and 
assessment in the field of Science and Technology), 
das im Jahr 1978 aufgelegt wurde. Die Ideen, die 
im Rahmen des 15 Jahre lang von Riccardo Petrel-
la geleiteten FAST-Programms entwickelt wurden, 
flossen unmittelbar in neue Forschungsinitiativen in 
den Bereichen Informatik und Biotechnologie ein.
Davignon räumte der Computerindustrie seit 1979 
einen besonderen Stellenwert ein. Eine Pilotphase 
des European Strategic Programme for Research 
and Development in Information Technologies (Es-
prit) wurde im Jahr 1983 gestartet. Das erste Esprit-
Programm für den Zeitraum 1984-1988 wurde mit 
Gemeinschaftsbeihilfen in Höhe von 750 Mio. ECU 
ausgestattet, die andere Hälfte des Budgets wurde von 
den beteiligten Unternehmen und Einrichtungen be-
reitgestellt. Im Rahmen des Programms wurden „vor-
wettbewerbliche“ Forschungsprojekte finanziert, an 
denen Partner aus mindestens zwei Mitgliedstaaten 
beteiligt waren. Mit Esprit wurde die gemeinschaftli-
che Forschungspolitik auf die nächste Ebene gehoben 
und diente als Vorbild für weitere Programme.
Wie bereits Spinelli betrachtete Davignon Forschung 
aus dem Blickwinkel der Industriepolitik und trat 
für eine eigenständige Gemeinschaftspolitik statt ei-
ner bloßen Koordinierung der nationalen Politiken 
ein. Dabei konnte sich Davignon auf einige bereits 
abgeschlossene kleinere Forschungsprogramme im 
Bereich Informatik und auf die bisherigen Erfahrun-
gen seiner Dienststellen stützen. Ferner kam ihm zu-
gute, dass sich die Mitgliedstaaten der Unzulänglich-
keit ihrer nationalen Maßnahmen bewusst wurden. 
Trotz beachtlicher Anstrengungen seit den 1960er 
Jahren hinkten ihre nationalen Spitzenunterneh-
men nach wie vor der internationalen Konkurrenz 
hinterher. Davignon warnte in seinen Reden vor der 
Gefahr einer industriellen Vormachtstellung nicht 
nur der US-Amerikaner, sondern mittlerweile auch 
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der Japaner. Vor allem aber bediente sich Davignon 
einer Methode, die sich bereits in der Stahlindustrie 
bewährt hatte: Um eine Einigung mit dem Rat über 
neue Gemeinschaftsaktionen zu erzielen, beteiligte 
er sowohl die Unternehmen als auch die Behörden 
in den Mitgliedstaaten an der Ausarbeitung seiner 
Vorschläge. Diese Rundtischgespräche mit IT- und 
Industrieunternehmern boten Gelegenheit für Be-
ratungen und Verhandlungen, besonders aber auch 
für Überzeugungsarbeit. Waren die Schlüsselakteure 
erst einmal von einem Gemeinschaftsprojekt über-
zeugt, wurden sie zu wertvollen Verbündeten, wenn 
es darum ging, die Zustimmung ihrer Regierungen 
zu erlangen. Politisch möglich wurde die Annahme 
eines Gemeinschaftsprogramms schließlich durch 
das allgemein günstige Klima. Frankreich wandte 
sich von seinem Konjunkturprogramm der Jahre 
1981/1982 ab, und das Vereinigte Königreich konnte 
seine finanziellen Forderungen 1984 auf dem Gip-
fel von Fontainebleau durchsetzen. Damit entfielen 
zwei maßgebliche Hindernisse für die Einleitung 
neuer gemeinsamer Strategien. Im Anschluss an die 
Wirtschaftskrise der 1970er Jahre wurde auch die 
Notwendigkeit staatlicher Eingriffe zugunsten einer 
„positiven Anpassung“ der Industrie weitgehend ak-
zeptiert. Zu dieser Zeit wertete die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) alle industriepolitischen Maßnahmen als 
„positiv“, die sich auf eine marktorientierte Entwick-
lung stützten (1). Dies war bei der Forschungs- und 
Innovationsförderung in der Regel der Fall.
In seiner zweiten Amtszeit bei der Kommission wur-
de Davignon ab 1981 neben der Zuständigkeit für die 
Industrie auch diejenige für Energie und Forschung 
übertragen. Innerhalb der Generaldirektion For-
schung erließ er die Anweisung, Forschungsprogram-
me verstärkt nach industrie- und energiepolitischen 
Bedürfnissen auszurichten (2). Die Generaldirektion 
(1) OECD, Pourquoi des politiques d’ajustement positives? Recueil de documents 
de l’OCDE 1978/79, Paris, 1979.
(2) AHCE, BAC  47/1986/92, Vermerk von Fernand Braun an Étienne Da-
vignon und Karl-Heinz Narjes, 11. Februar 1981.
„Gewerbliche Wirtschaft“ blieb für Forschungsmaß-
nahmen mit unmittelbarer industrieller Dimension, 
wie Esprit, zuständig, weil diese unbedingt auch 
weiterhin Bestandteil eines kohärenten Industriepro-
gramms sein sollten (3). In einer Mitteilung an den 
Rat zur Zukunft der europäischen Forschungspolitik 
in den 1980er Jahren wurde diese enge Abstimmung 
mit anderen Politikbereichen als Argument für ge-
meinschaftliche Maßnahmen angeführt: „Durch 
die Einbettung von Forschungsmaßnahmen in eine 
Gesamtstrategie wollte die Gemeinschaft den wirt-
schaftlichen (Markt), industriellen (Innovation) und 
regulatorischen (finanzielle Anreize, Normen, Wett-
bewerb) Fortbestand und damit eine sofortige Nutz-
barmachung der durchgeführten FuE-Aktivitäten 
gewährleisten“ (4). Nach dem Vorbild von Esprit erar-
beiteten Davignon und seine Dienststellen Program-
me in den Bereichen Telekommunikation (RACE), 
Anwendung neuer Technologien in traditionellen 
Branchen (BRITE), neue Werkstoffe (EURAM) 
sowie ein kleines Programm im Bereich Biotechno-
logie, die in den Jahren 1985 und 1986 eingeleitet 
wurden. „Dabei gingen wir immer nach demselben 
Muster vor“, so ein hochrangiger Beamter aus der 
damaligen Zeit: „zusammenkommen, zuhören, er-
fassen, analysieren und erneut über nunmehr akzep-
table Vorschläge diskutieren“  (5). Interessanterweise 
wurde bei allen diesen Programmen großer Wert auf 
Standardisierung gelegt, die auch als Argument für 
ein gemeinschaftliches Vorgehen angeführt wurde. 
Im Jahr 1983 legte die Kommission parallel zu Initia-
tiven zur Unterstützung der industriellen Forschung 
auch das Programm „Stimulation“ auf, das auf die 
Förderung der Grundlagenforschung sowie die Ver-
netzung und Mobilität von Forschern abzielte und 
Vorläufer der gegenwärtigen Marie-Curie-Maßnah-
men war.
(3) AHCE, BAC 10/1985/280, Günter Schuster, Rapport sur les améliorations 
à apporter en matière de coordination des activités de recherche financées par 
la Commission, Bonn, Oktober 1981.
(4) EG-Kommission, Wissenschaftliche und technische Forschung der Europäi-
schen Gemeinschaften. Vorschläge für die achtziger Jahre, AHCE, (KOM)81 
574 endg. vom 12. Oktober 1981.
(5) Interview mit Michel Carpentier, 22. Oktober 2010.
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Die Abstimmung zwischen den Kommissionsmit-
gliedern und den für Forschung, Industrie und In-
novation zuständigen Dienststellen der Kommis-
sion erfolgte überwiegend auf Ad-hoc-Basis sowie 
auf informeller Ebene. Davignon richtete allerdings 
auch offizielle Gruppen auf verschiedenen Ebenen 
ein. Im September 1982 wurde die konkrete Aus-
arbeitung von Esprit einer kleinen Taskforce aus 
Bediensteten der drei Generaldirektionen Gewerb-
liche Wirtschaft, Forschung sowie Informations-
markt und Innovation übertragen. Diese Taskforce 
entwickelte sich rasch und wurde zu einer eigenstän-
digen Generaldirektion ausgebaut, die ab 1986 für 
Telekommunikation, Informationstechnologie und 
Innovation verantwortlich zeichnete. Zwischen ihr 
und der Generaldirektion Forschung war immer ein 
gewisses Maß an Rivalität zu spüren.
In diesen Jahren war der Zuwachs an Program-
men, Mitteln und Bediensteten der GD Forschung 
enorm. Ein Großteil ihrer Bediensteten war nun-
mehr vor allem mit der Verwaltung und weniger mit 
der Konzeption neuer Gemeinschaftsprogramme 
befasst. Neu eingestellte Mitarbeiter verfügten häu-
fig über wissenschaftliche oder technische Kenntnis-
se auf höchstem Niveau, Erfahrungen in der Indust-
rie oder gute Kontakte in bestimmten Branchen.
Während die Zahl der Gemeinschaftsmaßnahmen 
im Forschungsbereich immer größer wurde, fehlte 
es nach wie vor an einem globalen Ansatz. Bereits 
1980 regte die Kommission auch die Möglichkeit 
eines mehrjährigen „Rahmenprogramms“ an, um 
Forschungsmaßnahmen auf der Grundlage der drei 
Verträge (EWG, Euratom und EGKS) zusammen-
zufassen. Mithilfe dieser „strategischen Programm-
planung“ konnte die Gemeinschaft ihre Forschungs-
maßnahmen auf prioritäre Bereiche konzentrieren, 
die Kohärenz mit den übrigen gemeinschaftspoli-
tischen Strategien gewährleisten und mittelfristige 
Planungen vornehmen. Im Wesentlichen sollten mit 
einer politischen Einigung des Rates über das Rah-
menprogramm die Entscheidungsfindung zu Einzel-
programmen erleichtert und die durch die jährliche 
Haushaltsplanung vorgegebenen Grenzen über-
Die Entstehung einer Innovationspolitik
Neben der Entwicklung der Forschungspolitik war die 
Kommission auch mit dem Aufbau einer neuen Politik in 
dem eng damit verbundenen Bereich der Innovation 
befasst. Innovation definierte sie dabei als die Einführung 
neuer Erzeugnisse, Dienstleistungen, Produktionsmethoden 
oder Marketing- und Managementtechniken in der 
gesamten Wirtschaft (1). Dieser Bereich wurde 1978 
Kommissionsmitglied Brunner und der GD XIII übertragen, 
die bereits für die Verbreitung der Informationstechnologien 
– ursprünglich ein Ressort von Euratom – zuständig 
gewesen waren. Nach Angaben des damaligen 
Generaldirektors Raymond Appleyard wurde der Aufbau 
einer Innovationspolitik in seiner Generaldirektion als 
dringend notwendige Aufgabe begrüßt: „Der Bereich der 
wissenschaftlich-technischen Information und 
Informationsverwaltung leistete mit Patenten und 
Veröffentlichungen und allen Folgearbeiten von 
Forschungstätigkeiten der Kommission unterstützende 
Dienste. Er widmete sich eher praktischen Belangen und 
bot meiner Meinung nach keine Daseinsberechtigung für 
eine Generaldirektion. Womöglich für eine Direktion oder 
eine Abteilung. Es gab eine Generaldirektion in Luxemburg, 
die völlig isoliert war, etwa 100 oder 150 Beamte, die nicht 
viel zu tun hatten und aus der Sicht der Kommission über 
keinerlei Daseinsberechtigung verfügten. Es gab keine 
eigenständige Politik in ihrem Bereich, und ich habe mich 
mehr schlecht als recht darum bemüht, für diese 
Mitarbeiter eine politische Strategie aufzubauen“ (2). Die GD 
XIII arbeitete beim Aufbau einer neuen Innovationspolitik 
insbesondere über eine dienststellenübergreifende Gruppe 
eng mit den übrigen Dienststellen zusammen. Im Jahr 
1981 wurde Karl-Heinz Narjes das Ressort „Innovation“ 
übertragen. Die Kommission führte zahlreiche horizontale 
Innovationsmaßnahmen durch. Mit mehreren Initiativen 
wurde die Verbreitung von Informationen gefördert. Weitere 
Maßnahmen betrafen die Innovationsfinanzierung (wie 
beispielsweise die Gemeinschaftsförderung für die 
Einrichtung der Europäischen Risikokapitalvereinigung Ende 
1983), und es gab mehrere Studien und Kolloquien. Ferner 
wurden steuerliche Maßnahmen zur Schaffung von 
Investitionsanreizen sowie ein Projekt für europäische 
Innovationsdarlehen vorgeschlagen. Im Gegensatz zum 
Esprit-Programm, das ursprünglich auf große Unternehmen 
ausgerichtet war, zielten diese „horizontalen“ Projekte 
vorrangig auf kleine und mittlere Unternehmen ab. Laut 
Raymond Appleyard wurde dieser Politikbereich niemals 
auf eine solide Grundlage gestellt, bot allerdings die 
Gelegenheit, Allianzen zu schmieden: „Es gab zwar nur 
Mittel für Zusammenkünfte und kleinere Aktionen, doch 
hatten diese letztendlich zur Folge, dass gute Kontakte 
zwischen den Verantwortlichen oder Akteuren in den 
einzelnen Ländern aufgebaut werden konnten, die mehr 
oder weniger freundschaftlich geprägt waren“ (3).
(1) EG-Kommission, Politik der industriellen Innovation – Leitlinien für eine 
Gemeinschaftsindustrie, AHCE, KOM(81) 620 endg. vom 20. Oktober 1981.
(2) Interview mit Raymond Appleyard, 17. Oktober 2011.
(3) A. a. O.
298 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
wunden werden. Die Kommission wollte künftig 
auf diese Weise langwierige Diskussionen über Ein-
zelprogramme, bei denen grundsätzliche Einwände 
und technische Erwägungen miteinander vermischt 
wurden, vermeiden. Dazu Étienne Davignon: „Der 
ursprüngliche Zweck des Rahmenprogramms – der 
in der Folge verfremdet wurde – bestand darin, dass 
es bei den Verhandlungen zwischen den Mitglied-
staaten um die Finanzausstattung selbst und nicht 
um die Verwendung der Finanzmittel gehen sollte. 
Diesen Bereich haben sich die Mitgliedstaaten nach 
meinem Ausscheiden aus dem Amt in Verwaltungs-
ausschüssen gesichert. Der Grundgedanke des Rah-
menprogramms bestand gewissermaßen darin, dass 
sich die Gespräche mit den Mitgliedstaaten auf den 
Betrag und die verschiedenen Sachbereiche bezie-
hen sollten. Sobald eine Regelung bezüglich des Be-
trags und der einzelnen Sachbereiche erzielt werden 
konnte, wurde die Kommission mit der Verwaltung 
betraut“  (1). Die Kommission schlug vor, die An-
nahme dieses neuen Rahmenprogramms mit einer 
(1) Interview mit Étienne Davignon, 14. September 2010.
Der Schlüssel des Erfolgs von Kommissionsmitglied Davignon liegt darin, alle betroffenen Akteure zu treffen und zu überzeugen. Das Bild 
zeigt ihn (4. von links) während eines Seminars zum Thema Wechselwirkung von Technologie, Beschäftigung und Arbeit in Brüssel. Zwar 
deuten alle Studien der Kommission darauf hin, dass durch die technische Innovation langfristig Arbeitsplätze geschaffen werden, aber es 
ist nicht zu leugnen, dass der technische Wandel kurzfristig zu einem Stellenabbau führen und die Art der Arbeit ändern wird.
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Rationalisierung der Strukturen für die Ausarbei-
tung, Prüfung und Umsetzung der gemeinsamen 
Forschungsprogramme zu verknüpfen. Im Zuge 
der Entwicklung unterschiedlicher Maßnahmen-
typen mit den verschiedensten Rechtsgrundlagen 
entstand allerdings ein unübersichtliches Geflecht 
von Ausschüssen. Die Kommission betrachtete das 
Rahmenprogramm zumindest als Bestätigung der 
Bereitschaft der Mitgliedstaaten, die gemeinsame 
Forschungspolitik zu entwickeln, was mit einer si-
gnifikanten Erhöhung der Mittel verbunden sein 
sollte. Dabei erhoffte sie sich nicht weniger als eine 
Verdoppelung der Finanzressourcen.
Mit der Vorbereitung und vor allem mit den Bemü-
hungen um die Annahme des ersten Rahmenpro-
gramms war die Kommission mehrere Jahre befasst. 
Erst im Juli 1983 erteilte der Rat seine Zustimmung. 
Die Kommission beteiligte alle bestehenden Bera-
tungsgremien an der Ausarbeitung ihrer Vorschläge. 
Auf diese Weise wollte sie sich die Unterstützung 
der wissenschaftlichen Sachverständigen (inner-
halb des Europäischen Ausschusses für Forschung 
und Entwicklung (CERD), der Ende 1982 durch 
den Ausschuss für europäische Entwicklung von 
Wissenschaft und Technologie – Codest – abgelöst 
wurde), der Vertreter der Industrieverbände (inner-
halb des CORDI, der 1984 durch den Beratenden 
Ausschuss für Industrielle Forschung und Entwick-
lung – IRDAC – ersetzt wurde) und vor allem der 
hohen Beamten in den am CREST beteiligten Mit-
gliedstaaten sichern. Wie auch bei den Initiativen in 
der Stahl- und Computerindustrie war Davignon 
bemüht, den Blick der zuständigen Beamten in den 
einzelstaatlichen Behörden stärker auf Europa zu len-
ken. Über die umfassende Beteiligung von Wissen-
schaftlern und Fachleuten aus der Forschungspolitik 
sollten die Vorschläge der Kommission zusätzlich le-
gitimiert werden. Im Herbst 1982 fand in Straßburg 
eine große Konferenz zum Thema 1980-1990: eine 
neue Richtung für die europäische Wissenschaftspolitik 
statt, auf der die Gruppe der Verhandlungspartner 
noch erweitert werden konnte und gleichzeitig den 
Projekten der Kommission große Aufmerksamkeit 
zuteilwurde. Auf Ministerebene setzte sich die Kom-
mission erfolgreich für häufigere Tagungen des Rates 
„Forschung“ ein, die ab Ende 1981 zweimal jährlich 
stattfanden.
Die großen Anstrengungen, die die Kommission un-
ternommen hatte, um ihre Ideen zu verbreiten und 
eine Koalition zugunsten eines Rahmenprogramms 
für gemeinsame Maßnahmen in Wissenschaft und 
Technik zu schmieden, trugen Früchte. Im Mai 
1983 legte die Kommission dem Rat ihren endgülti-
gen Vorschlag für ein erstes vierjähriges Rahmenpro-
gramm vor (1). Darin beantragte sie für den gesam-
ten Zeitraum eine Mittelausstattung in Höhe von 
3  750 Mio. ECU, was einer Steigerung des durch-
schnittlichen Jahresbetrags um 60  % gegenüber 
1982 entsprach. Parallel zum Rahmenprogramm 
regte die Kommission eine grundlegende Reform 
der Strukturen und Verfahren in der gemeinsamen 
Wissenschafts- und Technologiepolitik an (2).
Grundsätzlich gab es im Rat keinen Widerstand 
gegen ein Rahmenprogramm. Allerdings wurde 
die Gemeinschaftspolitik zu dieser Zeit von Haus-
haltsstreitigkeiten dominiert. Dementsprechend 
standen die Bundesrepublik Deutschland und das 
Vereinigte Königreich einer Erhöhung der Gemein-
schaftsmittel für Forschung ausgesprochen skep-
tisch gegenüber. Am 25. Juli befürwortete der Rat 
die Einführung von Rahmenprogrammen und die 
wissenschaftlichen und technischen Zielsetzungen 
des ersten Rahmenprogramms (1984-1987), aller-
dings wartete er das Ergebnis der allgemeinen Erör-
terungen zu den Gemeinschaftsmitteln ab, bevor er 
sich zur Finanzausstattung dieses ersten Rahmen-
programms äußerte. Am 19. Dezember verständigte 
sich der Rat schließlich auf einen Haushalt in Höhe 
von 1  225  Mio.  ECU für das Rahmenprogramm 
(1) EG-Kommission, Vorschlag für einen Beschluss des Rates über das Rahmen-
programm der wissenschaftlichen und technischen Tätigkeiten der Gemein-
schaft 1984-1987, AHCE, KOM(83) 260 endg. vom 17. Mai 1983.
(2) EG-Kommission, Mitteilung über die Strukturen und Verfahren der gemein-
samen Politik auf dem Gebiet der Wissenschaft und Technologie, AHCE, 
KOM(83) 143 endg. vom 16. März 1983.
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einschließlich 750  Mio. ECU für Esprit. Ferner 
wurden die Strukturen der gemeinsamen For-
schungspolitik überarbeitet. So wurden innerhalb 
der Kommission neue beratende Verwaltungs- und 
Koordinierungsausschüsse anstelle der besonderen 
Ausschüsse des CREST und der Mehrzahl der be-
ratenden Ausschüsse zur Programmverwaltung 
eingesetzt. Die von der Kommission vorgeschlagene 
grundlegende Umgestaltung wurde vom Rat aller-
dings abgelehnt, da dies für ihn mit einem Macht-
verlust verbunden gewesen wäre.
Obgleich die gemeinsame Forschungspolitik nun-
mehr durch das Rahmenprogramm eine Struktur 
erhalten hatte, verfügte die EWG nach wie vor nicht 
über ausdrückliche Befugnisse in diesem Bereich. 
Nach der Annahme des Rahmenprogramms wur-
den alle Gemeinschaftsmaßnahmen auch weiterhin 
gemäß Artikel 235 des EWG-Vertrags oder des Eu-
ratom- oder EKGS-Vertrags einstimmig durch den 
Rat gebilligt.
Auf der Suche nach 
Grundlagen für die Zukunft 
(1985-1986)
Mit der Annahme des ersten Rahmenprogramms 
im Jahr 1984 gewannen die Forschungsmaßnahmen 
erneut an Dynamik. Allerdings regte Frankreich nur 
wenige Monate später, im Frühjahr 1985, die Ein-
richtung einer neuen Struktur für die europäische 
Zusammenarbeit in diesem Bereich an: die Agentur 
für die Koordinierung der europäischen Forschung, 
besser bekannt unter dem Namen Eureka. Sie wurde 
Während die Kommission die Gründung einer „Europäischen 
Technologiegemeinschaft“ vorschlägt, entwerfen François 
Mitterrand und Helmut Kohl eine zwischenstaatliche Alternative: 
Eureka (mit einer Anspielung auf die Umweltforschung, die für den 
deutschen Bundeskanzler, dessen Land unter dem sauren Regen 
leidet, von Interesse sein könnte; hier in einer Karikatur vom April 
1985 von Plantu) (Le douanier se fait malle. 20 ans de dessins sur 
l’Europe, Paris, Le Monde Éditions, 1992, S. 87).
Plakat, das auf Comett hinweist, ein Programm zur Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen Universitäten und Unternehmen bei der 
Ausbildung im Technologiebereich. Die zwischen 1986 und 1990 
im Rahmen von Comett gewährten Fördermittel belaufen sich auf 
52,5 Mio. ECU. Durch die finanzierten Projekte entstehen 125 von 
Universitäten und Unternehmen getragene Konsortien, mehr als 
4 000 Praktikumsplätze für Studierende in anderen Mitgliedstaaten 
und 232 Stipendien für den Personalaustausch zwischen 
Universitäten und Unternehmen.
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als Reaktion auf die Strategic Defense Initiative der 
USA ins Leben gerufen und bot eine zwischenstaat-
liche Alternative zur gemeinschaftlichen Zusam-
menarbeit. Dabei standen zwei Vorstellungen von 
einer künftigen gemeinsamen Forschungspolitik 
miteinander im Konflikt: Für Frankreich war die 
Gemeinschaft nur ein möglicher Ort der Zusam-
menarbeit neben anderen, die Kommission hinge-
gen trat für eine Gemeinschaft ein, die mehr oder 
weniger unmittelbar alle staatlichen Maßnahmen 
im Bereich der Forschung auf sich vereinte.
Innerhalb der Kommission wurde Eureka als Af-
front gegen die Kommission betrachtet  (1). Wäh-
rend der Binnenmarkt immer weitere Fortschritte 
machte, schien die gemeinschaftliche Forschung 
auf Gegenwind zu stoßen. Die GFS durchlief eine 
weitere Krise, nachdem sie durch Verwaltungspro-
bleme in finanzielle Schwierigkeiten geraten war, 
aber auch, weil insbesondere das Vereinigte König-
reich nicht mehr bereit war, diese „ultraföderalisti-
sche“ Einrichtung zu finanzieren. Die Krise konn-
te durch Auslagerung einiger Tätigkeiten und die 
Einsetzung eines Verwaltungsrates aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten überwunden werden. Jacques 
Delors sprach sich offiziell für Eureka aus, gab aber 
auch zu bedenken, dass die Agentur in das Rah-
menprogramm eingebunden werden müsste. Im 
Juni schlug die Kommission die Schaffung einer 
„technologischen europäischen Gemeinschaft“ vor, 
die das Rahmenprogramm, Eureka und weitere eu-
ropäische Kooperationen im Technologiebereich 
miteinander vereinen sollte. Diese Idee wurde als 
„Eintagsfliege“ angesehen (2). Somit konnte sich die 
Gemeinschaft nicht zum obersten Koordinations-
organ für europäische Forschungsmaßnahmen ent-
wickeln und sollte ein Rahmen unter vielen bleiben.
Obwohl ihr die Exklusivität fehlte, wurde die ge-
meinschaftliche Zuständigkeit im Forschungsbe-
(1) Interview mit Jean-Pierre Contzen, 11. Juli 2011.
(2) Interview mit Herbert Allgeier, 4. November 2010.
reich nach wie vor von allen Mitgliedstaaten aner-
kannt. Im Zuge der Änderung des EWG-Vertrags 
durch die Einheitliche Europäische Akte im Febru-
ar 1986 wurde mit dem neuen Titel VI (Artikel 130 
f bis 130 q) offiziell die gemeinsame Forschungspo-
litik ins Leben gerufen. Damit wurden im Grunde 
bereits bestehende Verfahrensweisen formalisiert 
und schrittweise innerhalb der beiden vergangenen 
Jahrzehnte erworbene Befugnisse bestätigt. Mit Ti-
tel VI setzte sich die Gemeinschaft zum Ziel, „die 
wissenschaftlichen und technischen Grundlagen 
der europäischen Industrie zu stärken und die Ent-
wicklung ihrer internationalen Wettbewerbsfähig-
keit zu fördern“ (Artikel 130 f Absatz 1). Die For-
schungspolitik wurde somit ausdrücklich auf die 
industrielle Forschung statt auf die Grundlagenfor-
schung ausgerichtet. Ferner wurde sie auch in das 
Vorhaben zur Verwirklichung des Binnenmarktes 
integriert und sollte Kooperationsbestrebungen der 
Unternehmen fördern, „damit die Unternehmen 
vor allem die Möglichkeiten des Binnenmarktes der 
Gemeinschaft voll nutzen können“ (Artikel  130  f 
Absatz 2). In Titel VI werden zudem klare Grenzen 
für die gemeinschaftliche Zuständigkeit gesetzt: 
Gemäß Artikel  130  g sollen die Maßnahmen der 
Gemeinschaft „die in den Mitgliedstaaten durchge-
führten Aktionen ergänzen“, und laut Artikel 130 h 
koordinieren die Mitgliedstaaten untereinander 
ihre einzelstaatlichen Forschungspolitiken „im 
Benehmen mit der Kommission“. Das Rahmenpro-
gramm wurde noch nach dem Einstimmigkeits-
prinzip angenommen, da erst mit Annahme des 
Vertrags von Amsterdam eine qualifizierte Mehr-
heit möglich war (3). Innerhalb eines Zeitraums von 
15 Jahren war es der Kommission immerhin gelun-
gen, Anerkennung für eine neue Gemeinschaftspo-
litik zu gewinnen und die Zukunft dieser Politik 
auf ein solides Fundament zu stellen.
Arthe Van Laer
(3) Elizalde, J., „Legal aspects of Community policy on research and techno-




Kapitel 14  
Der Wettbewerb im Dienste 
des Marktes
Die Wettbewerbspolitik spielte beim europäischen 
Einigungsprozess eine entscheidende Rolle, denn 
mit ihrer Hilfe musste gewährleistet werden, dass 
Unternehmen oder Staaten nach der Beseitigung der 
Zollschranken im Gemeinsamen Markt keine neu-
en Handelshemmnisse einführten (1). So wurde der 
Kommission im EWG-Vertrag die Aufgabe über-
tragen, das Verhalten der Unternehmen zu über-
wachen, damit sie die Märkte nicht durch Kartelle, 
Vereinbarungen, Beschlüsse oder aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen unter sich aufteilen (Ar-
tikel 85) bzw. damit sie ihre beherrschende Stellung 
auf einem bestimmten Markt nicht missbräuchlich 
ausnutzen (Artikel 86). Ferner erhielt die Kommissi-
on durch den EWG-Vertrag die Befugnis, bestimm-
te Eingriffe der Mitgliedstaaten, wie etwa staatliche 
Beihilfen (Artikel 92 bis 94), oder bestimmte Maß-
nahmen zugunsten öffentlicher Unternehmen (Ar-
tikel 90) zu überwachen und zu verbieten.
(1) Warlouzet,  L., The Rise of European Competition Policy, 1950-1991: A 
Cross-Disciplinary Survey of a Contested Policy Sphere, EUI Working Papers 
RSCAS 80, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 2010, S. 39.
Die Kommission hatte jedoch Schwierigkeiten, die-
se ehrgeizigen Bestimmungen umzusetzen, denn in 
Westeuropa war die Wettbewerbspolitik noch neu. Sie 
war in den Vereinigten Staaten mit dem Sherman-Act 
von 1890 als Kartellpolitik entstanden und hatte den 
Atlantik erst nach dem Zweiten Weltkrieg überquert. 
Bereits in der Hallstein-Ära hatte die Kommission 
eine ambitionierte Politik entwickelt, in deren Mit-
telpunkt der Erlass der Verordnung Nr. 17 von 1962 
stand, die der Kommission im Bereich der Überwa-
chung von Vereinbarungen zwischen Unternehmen, 
Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen weit-
reichende Befugnisse einräumte. Der für die Durch-
führung der Wettbewerbspolitik zuständigen Dienst-
stelle, der Generaldirektion IV Wettbewerb, war es in 
den 1960er Jahren jedoch nicht gelungen, mit dieser 
Politik größere Wirkung zu erzielen. Zudem musste 
die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft mit ande-
ren gemeinsamen Politikbereichen, wie der Regional-
politik oder der Industriepolitik, koordiniert werden, 
deren Ziele die der Wettbewerbspolitik in einigen Fäl-
len ergänzten, in anderen aber auch zu ihnen im Wi-
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derspruch standen. Im Zeitraum 1973-1986 bestand 
die wichtigste Herausforderung der Kommission 
daher nach wie vor darin, ihrer Wettbewerbspolitik 
schrittweise zur Wirkung zu verhelfen.
Ein langsamer 
Bedeutungsgewinn
Der schwierige Kontext der Krisenjahre
Die problematischen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen infolge der Ölkrisen von 1973 und 1979 
erschwerten die Weiterentwicklung der Wettbe-
werbspolitik der Gemeinschaft. Die Verschärfung der 
Krise in den zuerst industrialisierten Sektoren (Koh-
le- und Stahlindustrie, Textilindustrie, Schiffbau) 
führte zu einer Vervielfachung staatlicher Beihilfen 
und zu Krisenkartellpraktiken (vorübergehende Ver-
einbarungen, Beschlüsse oder Verhaltensabstimmung 
unabhängiger Unternehmen eines Wirtschaftszweigs 
mit dem Ziel, den Wettbewerb zu beschränken und 
unter Umständen Monopolstellungen zu erreichen 
bzw. zu behaupten). Als die EWG sechs Mitglied-
staaten zählte, wurden in allen Ländern bereits Un-
ternehmen subventioniert; besonders stark war dieses 
Phänomen jedoch in Frankreich und Italien ausge-
prägt. Die Erweiterung von 1973, insbesondere in 
Verbindung mit der Ölkrise, löste das Problem nicht, 
ganz im Gegenteil. So stellte der bei der GD IV in der 
Direktion Beihilfen tätige Jean-Louis Cadieux fest: 
„Als die Engländer kamen, haben sie die Franzosen 
meiner Ansicht nach noch übertroffen, denn unter 
der Labour-Regierung  (1) wurden in allen Wirt-
schaftszweigen reichlich Beihilfen gewährt“. Dar-
an hatte sich nach Ansicht des für den Wettbewerb 
zuständigen Generaldirektors Willy Schlieder auch 
1981 noch wenig geändert (2). Um die Vereinbarkeit 
(1) Es handelte sich um die 1974 wieder an die Macht gekommene Labour-
Regierung von Harold Wilson.
(2) Interview mit Jean-Louis Cadieux, 19.  November 2010; AHCE, 
BAC 131/1996/135, Vermerk der GD XVI.A.2.JVG, 20. März 1981.
dieser Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt auf 
der Grundlage der Artikel 92 bis 94 des EWG-Ver-
trags prüfen zu können, verpflichtete die Kommission 
die Mitgliedstaaten, sie über ihre geplanten Beihilfen 
vor deren Verabschiedung zu informieren. Die Wirt-
schaftskrise verschärfte das Problem noch, denn die 
Staaten gewährten in Schwierigkeiten befindlichen 
Unternehmen mehr und mehr Beihilfen.
Die schrittweise Lösung des Problems 
der Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten 
Verhaltensweisen
Angesichts dieses problematischen Kontexts ver-
wendete die GD IV lange Zeit einen Großteil ihrer 
Energie auf Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein-
ander abgestimmte Verhaltensweisen. Mit der 1962 
erlassenen Verordnung Nr. 17 wurde der Kommis-
sion ein zweifaches Monopol eingeräumt, das der 
Information (alle Unternehmen, die vom Verbot 
freigestellt werden wollten, mussten ihre Verein-
barungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimm-
ten Verhaltensweisen anmelden) und das der Ent-
scheidung (die Kommission entschied allein über 
die Zulässigkeit von Vereinbarungen, Beschlüssen 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen); 
dabei erhielt sie auch die Befugnis, Sanktionen in 
Form von Geldbußen aufzuerlegen. Die Verbin-
dung zu den Mitgliedstaaten wurde durch einen 
beratenden Ausschuss gewährleistet, der zu den ge-
planten Entscheidungen Stellung nahm, während 
der Gerichtshof seine Funktion der gerichtlichen 
Kontrolle wahrte. Die Kommission wurde folglich 
mit einer weitreichenden Befugnis ausgestattet, in 
eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu erlassen.
Die Probleme hinsichtlich der Anwendung der 
Verordnung Nr.  17 waren auf die Diskrepanz zwi-
schen der enormen Menge an Anmeldungen – bis zu 
36 000 im Jahr 1966 − und den Bearbeitungskapazi-
täten der GD IV zurückzuführen, die sowohl wegen 
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der geringen Mitarbeiterzahl als auch aufgrund der 
Tatsache, dass der Bereich in Europa noch sehr neu 
war, begrenzt waren. Daher beschloss die GD  IV, 
sich auf Gruppenfreistellungen zu konzentrieren: 
Anstatt sich zu allen Wettbewerbssachen zu äußern, 
beschränkte sich die Kommission auf einige beson-
ders wichtige, richtungsweisende Entscheidungen, 
um dann eine „Freistellungsverordnung“ vorzu-
schlagen, in der die Arten der zulässigen (d. h. vom 
Verbot in Artikel 85 Absatz 1 freigestellten) Verein-
barungen festgelegt waren. Die Kommission erhielt 
diese Befugnis schrittweise ab 1965 und erließ, ins-
besondere unter Kommissionsmitglied Frans An-
driessen (für Wettbewerb zuständig von 1981 bis 
1985), mehr und mehr Gruppenfreistellungen. In 
dieser Zeit wurden die Verordnungen über Spezia-
lisierungsvereinbarungen und über Alleinvertriebs- 
und Alleinbezugsvereinbarungen  (1982-1983) er-
neuert, während in den Bereichen Lizenzen (1984), 
Vereinbarungen über Forschung und Entwicklung 
(1985) und Kraftfahrzeugvertrieb (1985) neue Ver-
ordnungen erlassen wurden. Der Bereich Franchise-
vereinbarungen wurde in einer seit 1985 geplanten 
und 1988 erlassenen Verordnung geregelt (1). Ihr Ur-
heber bei der GD IV, Jean Dubois, erläuterte ihren 
Entstehungsprozess, angefangen bei den Beschwer-
den von Unternehmen über die Konsultation der 
interessierten Parteien mit dem Ziel, ein akzeptables 
Modell festzulegen, bis hin zu ihrer endgültigen An-
nahme  (2). Der Prozess der Regulierung durch die 
Kommission beruhte somit darauf, dass auf komple-
xen Märkten Normen festgelegt wurden, und zwar 
im Rahmen eines ständigen Wechselspiels zwischen 
den Bedürfnissen der verschiedenen Wirtschaftsak-
teure – die regelmäßig konsultiert wurden und de-
ren Interessen häufig entgegengesetzt waren – und 
der Definition des europäischen Interesses. Mit der 
(1) Verordnungen (EWG) Nr.  3604/82 (Spezialisierung), ABl. L 376 vom 
31.12.1982, (EWG) Nr. 1983/83 und (EWG) Nr. 1984/83 (Alleinvertrieb), 
ABl. L  173 vom 30.6.1983, (EWG) Nr.  2349/84 (Lizenzen), ABl. L  219 
vom 16.8.1984, (EWG) Nr. 123/85 (Kraftfahrzeugvertrieb), ABl. L 15 vom 
18.1.1985, (EWG) Nr.  418/85 (Forschung und Entwicklung), ABl. L  53 
vom 22.2.1985, und (EWG) Nr. 4087/88 (Franchising), ABl. L 359 vom 
28.12.1988.
(2) Interview mit Jean Dubois, 16. Februar 2011.
Zeit wurden die vielen anhängigen Wettbewerbssa-
chen durch die Gruppenfreistellungen bzw. durch 
die Rechtsprechung geregelt, ohne dass die Kommis-
sion zu jedem Einzelfall Stellung nehmen musste.
Die Zusammenarbeit zwischen 
den Generaldirektionen
Bei der Konzipierung und Anwendung der Wettbe-
werbspolitik musste die GD IV mit anderen Dienst-
stellen der Kommission wie dem Juristischen Dienst 
sowie mit den Generaldirektionen GD III Binnen-
markt und gewerbliche Wirtschaft und GD  XVI 
Regionalpolitik zusammenarbeiten. So trug die GD 
Binnenmarkt und gewerbliche Wirtschaft unter 
Kommissionsmitglied Étienne Davignon bei den 
Freistellungsverordnungen für Vereinbarungen über 
Forschung und Entwicklung und für Lizenzverein-
barungen regelmäßig zur Festlegung der Position der 
Kommission bei (3). Zur Bewältigung der Stahlkrise 
wurde im Zeitraum 1981-1984 mit Erfolg eine Ar-
beitsgruppe eingerichtet, der die GD III, die GD IV, 
aber auch die die EGKS-Mittel verwaltende GD an-
gehörten. Ziel war einerseits die Koordinierung der 
Subventionskontrolle und andererseits der Abbau 
von Kapazitäten (siehe Kapitel 12: Die Erfindung ei-
ner Strategie: Binnenmarkt und Industriepolitik und 
den Kasten Eurofer, S. 277-278). 
Ebenfalls intensiv war die Zusammenarbeit mit der 
GD III auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen im 
Schiffbau, die in den 1960er Jahren ihren Anfang ge-
nommen hatten, um sich dann fortzusetzen. Der mit 
zunehmenden strukturellen Schwierigkeiten (Ölkrise, 
Konkurrenz aus Asien) konfrontierte Schiffbau wurde 
in allen europäischen Ländern umfangreich subventi-
oniert. Das auf den EWG-Vertrag (Artikel 92 Absatz 3 
Buchstabe  c) gestützte Handeln der Gemeinschaft 
(3) Van Laer, A., Vers une politique industrielle commune. Les actions de la Com-
mission européenne dans les secteurs de l’ informatique et des télécommuni-
cations (1965-1984), Dissertation UCL, Louvain-la-Neuve, 2010; AHCE, 
BAC 91/1994/57, Vermerk von Fernand Braun (GD III) an Hugo Paemen, 
Kabinettchef von Étienne Davignon, 15. Novembre 1983.
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zielte darauf ab, die einzelstaatlichen Beihilferegelun-
gen zu koordinieren, um zu große Wettbewerbsverfäl-
schungen zu verhindern, die Rationalisierung durch 
Abbau von Kapazitäten zu erleichtern und soziale Be-
gleitmaßnahmen zu ermöglichen. Zahlreiche Richt-
linien wurden erlassen (die dritte im Jahr  1975, die 
vierte im Jahr 1978 und die fünfte im Jahr 1981). Es 
erfolgte eine Koordinierung zwischen der GD IV und 
der GD III, die im Zeitraum 1983-1985 eine globalere 
branchenorientierte Industriepolitik anstrebte, so wie 
sie im Stahlsektor verfolgt wurde (1).
Mit der GD XVI wurde ein Dialog über die Kriterien 
zur Bewertung von Regionalbeihilfen geführt, die in 
den beiden Generaldirektionen unterschiedlich wa-
ren (2). Nach Auffassung der GD XVI trug der An-
satz der GD IV dem Wohlstand der betroffenen Län-
der im Vergleich zum Gemeinschaftsdurchschnitt 
nicht in ausreichender Weise Rechnung. Die Regio-
nalpolitik blieb jedoch, ebenso wie die Beihilfenkon-
trolle im Allgemeinen, in den 1970er Jahren verhal-
ten. Im Mittelpunkt stand weiterhin die Lösung der 
großen Problematik der Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, 
aber es zeichnete sich allmählich ein Wandel ab.
Die Grundlagen 
der Wiederbelebung
Der Einfluss der deutschen Politik 
auf die GD IV
Die 1957 begründete und ab dem 1. Januar 1958 an-
gewandte deutsche Wettbewerbspolitik war nicht 
die erste ihrer Art in Europa, aber sie wurde schnell 
(1) AHCE, BAC 323/1993/209, Vermerk von Paul Waterschoot, GD III/F3, 
an Rolf Möhler vom 26. Oktober 1983; BAC 323/1993/210, Aide-mémoire 
von Daniele Verdiani, GD III/C, vom 11. Januar 1984; Vermerk von A. Van 
Rhijn (GD III) an Manfred Caspari (GD IV) vom 1. August 1985.
(2) Interview mit Georges Rencki, 31. Mai 2011; AHCE, BAC 131/1996/134, 
Vermerk von Georges Rencki (GD XVI) für Riccardo Perissich, Kabinett-
chef von Antonio Giolitti, 28.  Mai 1984; Vermerk von Pierre Mathijsen 
(GD XVI) für Manfred Caspari (GD IV), 28. April 1983.
zur aktivsten. Daher wirkte sie sich stark auf die 
Verordnung Nr.  17 aus, umso mehr, als die in der 
GD IV für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufei-
nander abgestimmte Verhaltensweisen Verantwort-
lichen damals zu einem Großteil Deutsche waren. 
Besonderen Einfluss hatte Hans von der Groeben, 
der erste europäische Kommissar für Wettbewerb 
(1958-1967). Der Zeitraum 1973-1986 wurde im 
Hinblick auf Vereinbarungen, Beschlüsse und auf-
einander abgestimmte Verhaltensweisen weiter 
stark von den 1960er Jahren geprägt, in erster Li-
nie aufgrund der deutschen Staatsangehörigkeit der 
beiden Generaldirektoren, aber auch aufgrund des 
Umstands, dass sie bereits in den 1960er Jahren der 
GD  IV angehört hatten. So hatte Willy Schlieder 
(Generaldirektor bis 1981) an der Erarbeitung der 
Verordnung Nr.  17 mitgewirkt. Sein Nachfolger 
Manfred Caspari war im Kabinett des Kommis-
sars Hans von der Groeben tätig gewesen, ehe er 
bis 1990 die Stellung des Generaldirektors innehat-
te. Der deutsche Einfluss hatte jedoch weder aus-
schließlichen noch eindeutigen Charakter. Auch 
andere Mitgliedstaaten hatten seit vielen Jahren 
ihre eigene Wettbewerbspolitik verfolgt; dies galt 
zum Beispiel für das Vereinigte Königreich (seit 
1948), Frankreich (seit 1953) und die Niederlande 
(seit 1956). Auffällig war übrigens, dass das Deut-
sche nur eine unter mehreren Arbeitssprachen war 
und es in bestimmten Generaldirektionen nach An-
gaben von Jean Dubois (3) üblich war, die Sitzungen 
auf Französisch zu halten. 
Die Funktionsweise der GD änderte sich in den 
1980er Jahren schrittweise mit dem Eintreffen eines 
neuen Kommissionsmitglieds, Frans Andriessen, 
und eines neuen Generaldirektors mit wirtschafts-
wissenschaftlicher Ausbildung, Manfred Caspari. 
Unter ihnen entwickelte sich die interne Organisa-
tion von einer Strukturierung nach Aufgabentyp zu 
einer Strukturierung nach Sektoren. Im Zuge der 
Umstellung wurden drei Direktionen abgeschafft: 
(3) Interview mit Jean Dubois, 16. Februar 2011.
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die für Inspektionen zuständige Direktion A, die 
mit den Artikeln 85 und 86 EWG-Vertrag (Ver-
einbarungen, Beschlüsse, aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen und Missbrauch marktbeherr-
schender Stellungen) beauftragte Direktion  B und 
die für die übrigen Bereiche (Zusammenschlüsse, 
EGKS-Bestimmungen, gewerbliche Schutzrechte, 
Energie, Verkehr) zuständige Direktion C. Stattdes-
sen wurden zwei Direktionen eingerichtet, die die 
verschiedenen Tätigkeitsbereiche unter sich aufteil-
ten, wobei die ehemaligen Inspektionsreferate und 
die mit der Entscheidungsfindung beauftragten Re-
ferate (B und C) miteinander verbunden wurden. 
Um zu verhindern, dass diese sektoralen Referate 
die Vorschriften in unterschiedlicher Weise anwen-
deten, wurde eine Direktion zur Koordinierung der 
Entscheidungen eingerichtet, die weiterhin nach 
Tätigkeitsbereichen strukturiert war. Eine weite-
re Neuerung bestand in der Einrichtung der Stel-
lung eines stellvertretenden Generaldirektors im 
Jahr 1984. Diese Stelle erhielt Jean-Louis Cadieux, 
der zuvor eine generaldirektionsübergreifende Ar-
beitsgruppe zur Bewältigung der sensiblen Proble-
matik der Stahlkrise geleitet hatte (1).
Die Vermischung der Einflüsse
Abgesehen von dieser deutschen Grundlage wurde 
die Entwicklung der GD  IV zunehmend durch die 
britischen und amerikanischen Verfahrensweisen 
beeinflusst. Mit dem Vereinigten Königreich kam im 
Jahr 1973 ein Land hinzu, in dem das Wirtschafts-
recht wesentlich weiter entwickelt war. Die Art der 
mündlichen Ausführungen am Gerichtshof der Eu-
ropäischen Gemeinschaften änderte sich. Mit der 
Einführung eines Hearing Officers (Anhörungsbe-
auftragten) durch Andriessen (2) wurden bei den Ver-
fahren die Verteidigungsrechte stärker berücksich-
tigt. Die Einrichtung dieses Amtes war auch vor dem 
Hintergrund der im Zuge der Umstrukturierung von 
(1) Interview mit Jean-Louis Cadieux, 19. November 2010.
(2) Interview mit Frans Andriessen, 14. Oktober 2010.
1984 erfolgten Abschaffung der Trennung zwischen 
den Inspektions- und den Prüfaufgaben zu sehen. 
In der Folge gewann die amerikanische Kartellpoli-
tik rasch an Bekanntheit; dies war insbesondere auf 
die sich wandelnde Vorbildung der Kommissions-
beamten zurückzuführen, wie John Temple Lang, 
der selbst an der Universität Chicago studiert hatte, 
feststellte: „Der Umstand, dass sehr viele Kommis-
sionsbeamte in den Vereinigten Staaten studiert 
und sich dort mit Kartellrecht beschäftigt haben, 
hat sich im Allgemeinen sicherlich auf die Arbeit 
der Kommission ausgewirkt. Dieser Bildungsweg 
war in den 1980er und 1990er Jahren wesentlich 
häufiger als in den 1970er Jahren“ (3). In dieser Hin-
sicht verlief die Entwicklung der GD IV parallel zu 
der der GD  II. Schließlich änderte sich auch die 
Haltung der Kommissare. So zeigte sich der Nie-
derländer Frans Andriessen dynamischer als sein 
zurückhaltenderer Vorgänger Raymond Vouel  (4). 
Auf Andriessen folgte der Ire Peter Sutherland. Er 
konnte auf eine solide juristische Ausbildung, eine 
Tätigkeit als Rechtsanwalt, vor allem in den Ver-
einigten Staaten, sowie auf eine politische Karrie-
re zurückblicken, bei der er bereits in sehr jungen 
Jahren das Amt des Attorney General innehatte 
(1981-1985). Als ehemaliger Rugbyspieler brachte 
er seinen Kampfgeist ein  (5). Er versinnbildlichte 
die Verbindung der langjährigen juristischen Erfah-
rung der GD IV mit dem neuen Bestreben, die eines 
Regelverstoßes verdächtigen Wirtschaftsakteure 
frontal anzugehen. Gestärkt durch diese Dynamik 
ergriff die Kommission zahlreiche Initiativen.
(3) Interview mit John Temple Lang, 15. Februar 2011. 
(4) Interviews mit Jean-Louis Cadieux, 19. November 2010, und Gianfranco 
Rocca, 8. Oktober 2010.
(5) A. a. O.
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Zahlreiche Initiativen 
in den 1980er Jahren
In den 1980er Jahren wurde die Entwicklung ge-
meinsamer Rechtsvorschriften im Wettbewerbs-
bereich durch die wirtschaftlichen und intellek-
tuellen Rahmenbedingungen sowie durch das 
Binnenmarktprogramm begünstigt. Die Kommis-
sion nutzte diese günstigen Rahmenbedingungen, 
um mehrere Initiativen im Wettbewerbsbereich auf 
den Weg zu bringen, sowohl in den traditionellen 
Sektoren als auch in neuen Bereichen.
Fortschritte in den traditionellen Sektoren
Bereits in den 1960er Jahren hatte die Kommission 
ihr Handeln nicht auf die Anwendung des Arti-
kels  85 auf Vereinbarungen, Beschlüsse und aufei-
nander abgestimmte Verhaltensweisen beschränkt. 
So hatte sie schon sehr früh daran gearbeitet, die 
missbräuchliche Ausnutzung marktbeherrschender 
Stellungen nach Artikel 86 zu unterbinden. Die ers-
te Verbotsentscheidung wurde bereits im Jahr 1971 
an die deutsche Urheberrechtsverwertungsgesell-
schaft GEMA gerichtet. In den 1970er Jahren folg-
te eine ganze Reihe wichtiger Entscheidungen, mit 
denen die Kommission mächtigen amerikanischen 
und Schweizer Konzernen, die ihre marktbeherr-
schenden Stellungen auf verschiedenen Märkten 
in der Europäischen Gemeinschaft missbräuchlich 
ausgenutzt hatten, hohe Geldbußen auferlegte  (1). 
Diese Entscheidungen wurden vom Gerichtshof 
bestätigt. Auf dieser rechtlichen Grundlage wurde 
mit Unterstützung des für Industrie zuständigen 
Kommissionsmitglieds Altiero Spinelli ein Verfah-
ren gegen den EDV-Giganten IBM eingeleitet (sie-
he separaten Abschnitt unten). Albert Borschette, 
damals das für Wettbewerb zuständige Kommissi-
onsmitglied, wollte noch mehr erreichen und ver-
suchen, auf der Grundlage des Artikels 86 (so wie 
ihn der Gerichtshof im „Continental Can“-Urteil 
ausgelegt hatte) die Befugnis zur Kontrolle von 
Zusammenschlüssen zu erhalten. Ein erster Verord-
nungsentwurf wurde 1973 vorgelegt, aber in den 
Jahren 1974-1975 gerieten die Verhandlungen auf 
der Ebene des Rates und des AStV in eine Sackgas-
se. Unter Andriessen unterbreitete die Kommission 
in den Jahren 1981 und 1984 neue Vorschläge  (2). 
Mit der Einheitlichen Akte, deren Dynamik zu 
einer starken Zunahme der Unternehmenszusam-
menschlüsse führte, rückte das Anliegen wieder in 
den Mittelpunkt. Die von der Kommission in den 
1980er Jahren begonnenen Arbeiten zeitigten erst 
einige Jahre später Erfolg, und zwar in Form der 
vom Rat 1989 angenommenen Verordnung über die 
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen. 
Der Durchbruch bei den Verhandlungen wurde 
durch das Urteil in der Rechtssache Philip Morris 
(1) Entscheidung in der Sache Commercial Solvents – ICI (ABl. L  299 vom 
31.12.1972, S.  51) – verbundene Rechtssachen 6/73 und 7/73, Slg. 1974, 
S. 223; Entscheidung in der Sache Chiquita-Bananen (ABl. L  95 vom 
9.4.1976, S. 1) – Rechtssache 27/76, Slg. 1978, S. 207; Entscheidung in der 
Sache Hoffmann-La Roche (Vitamine) (ABl. L 223 vom 16.8.1976, S. 27) – 
Rechtssache 85/76, Slg. 1979, S. 461. 
(2) AHCE, BAC 104/1993/152, Vermerk von John Temple Lang an Paul 
Schmitt, 24. September 1981; Vermerk an Frans Andriessen, 6. März 1984; 
Vermerk von Manfred Caspari an Frans Andriessen, 30. November 1983. 
In den 1970er Jahren dominiert IBM den IT-Markt. Das Verfahren, 
das die Kommission gegen dieses Unternehmen anstrengt, dauert 
ein ganzes Jahrzehnt. Schließlich kommt es am 1. August 1984 zu 
einer außergerichtlichen Einigung.
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Die Kommission gegen IBM
Obwohl die Kommission in den 1970er Jahren nur über 
vergleichsweise geringe Kompetenzen im Bereich der 
Wettbewerbspolitik verfügte, beschloss sie, es mit dem 
EDV-Giganten IBM – auch Big Blue genannt – 
aufzunehmen. Damals beherrschte der multinationale 
US-Konzern den Computermarkt (1). Seine 
Wettbewerber hatten bei den amerikanischen 
Kartellbehörden zahlreiche Beschwerden gegen den 
Konzern eingelegt. Gegenstand dieser Beschwerden war 
seine marktbeherrschende Stellung. Aber Big Blue 
gewann alle sieben Prozesse, die in den 1970er Jahren 
in den Vereinigten Staaten gegen ihn angestrengt 
worden waren (2). Sogar der amerikanische Staat gab 
die Verfolgung im Januar 1982 auf.
Die Kommission beharrte hingegen auf ihrem mit 
Unterstützung des Industriekommissars Altiero Spinelli 
in den Jahren 1973-1974 eingeleiteten Verfahren nach 
Artikel 86. Jean Dubois, der damals bei der GD IV für 
diese Sache zuständig war, berichtete von der 
Ratlosigkeit, die bei den Teams der Kommission 
herrschte, da sie in diesem damals ganz neuen Bereich 
nicht über die erforderlichen Kenntnisse verfügten. Um 
die fachlichen Lücken der Beamten der Gemeinschaft 
zu schließen, wurde ein internes Schulungsseminar 
veranstaltet (3). Die GD IV warf IBM vor, den Anschluss 
von Peripheriegeräten anderer Unternehmen zu 
unterbinden. Big Blue schreckte nicht davor zurück, 
Druck auf die Kommission auszuüben, und drohte 
sogar mit der Schließung seines Werks in 
Montpellier (4). Schließlich übermittelte die Kommission 
IBM im Dezember 1980 1 000 Seiten 
Beschwerdegründe, worauf das amerikanische 
Unternehmen mit einem 8 000 Seiten starken Dossier 
antwortete und eine Anhörung beantragte. Die 
Anhörung fand im Februar 1982 statt und dauerte 
ganze acht Tage. Noch einmal beschrieb Jean Dubois 
die Diskrepanz zwischen der Macht des multinationalen 
US-Konzerns und den Mitteln der Kommission. Als das 
europäische Team sich mit einer einzigen Sekretärin 
abmühte, Notizen zu machen, bot IBM seine Hilfe an: 
„IBM sagte: ,Kein Problem, wir helfen Ihnen. Kann unser 
Sekretariat kommen und Notizen machen, um die 
wörtliche Niederschrift zu verfassen?‘ Von jeder
(1) Historische Referenz zu diesem Prozess: Van Laer, A., Vers une politique 
industrielle commune. Les actions de la Commission européenne dans les 
secteurs de l’ informatique et des télécommunications (1965-1984), Disserta-
tion UCL, Louvain-la-Neuve, 2010, Kapitel XIII.
(2) Sobel, R., IBM. Colossus in Transition, Sidgwick & Jackson, London, 1984, 
S. 274-275.
(3) Interview mit Jean Dubois, 16. Februar 2011.
(4) A. a. O.
Sitzung sollte nämlich eine wörtliche Niederschrift 
angefertigt werden. Wir haben zugestimmt. Die 
Sitzungen dauerten bis fünf oder sechs Uhr am Abend, 
und am nächsten Morgen lag die wörtliche Nieder-
schrift vor, ausgedruckt von IBM. Die Mittel von IBM 
überstiegen unsere bei Weitem. Das Unternehmen 
bestellte Sachverständige, die mit Hilfe von Videovor-
führungen ausgesprochen interessante Ausführungen 
machten“ (5). IBM brachte sogar „Autoritäten“ wie den 
ehemaligen amerikanischen Staatssekretär Cyrus 
Vance und den ehemaligen europäischen Kommissar 
Robert Marjolin bei. Das Unternehmen genoss eine sehr 
starke Unterstützung seitens der amerikanischen 
Regierung. Im Januar 1982 hatte das Justizministerium 
den Europäern übrigens empfohlen, dasselbe zu tun, 
nachdem es seine Beschwerde gegen IBM fallengelas-
sen hatte. Die amerikanische Vertretung bei den 
Europäischen Gemeinschaften leitete sogar förmliche 
Schritte ein. Nach den Worten von Frans Andriessen 
war es wirklich der Kampf von David gegen Goliath (6). 
Schließlich akzeptierte die Kommission die Aufnahme 
von Verhandlungen mit IBM, wenngleich Andriessen 
weiterhin damit drohte, das offizielle Verfahren 
fortzusetzen und mit einer förmlichen Verbotsentschei-
dung abzuschließen. Am 1. August 1984 wurde 
schließlich eine Vereinbarung geschlossen. Die 
Kommission hatte die Aufgabe zu überwachen, dass 
IBM seinen Verpflichtungen im Bereich der Öffnung für 
die Peripheriegeräte anderer Marken wirksam nach-
kam (7).
Diese Sache veranschaulicht den Ehrgeiz der 
Kommission – sie nahm es entschlossen mit einem sehr 
mächtigen außereuropäischen Unternehmen, das von 
seinem großen amerikanischen Verbündeten unterstützt 
wurde, auf –, aber auch ihre Unabhängigkeit. Sie 
bereitete den Weg für weitere spektakuläre 
Entscheidungen gegen außereuropäische Unternehmen, 
wie das Verbot des Zusammenschlusses von GE und 
Honeywell im Jahr 2001 und die Verurteilung von 
Microsoft im Jahr 2004 wegen der missbräuchlichen 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung; in 
letzterer Entscheidung wird übrigens auf den Fall IBM 
Bezug genommen (8).
(5) A. a. O.
(6) Interview mit Frans Andriessen, 14. Oktober 2010. 
(7) Vierzehnter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 
1985, Ziffern 94 bis 95.
(8) Entscheidung der Kommission vom 24.  Mai 2004 (Sache 
COMP/C-3/37.792 – Microsoft), Ziffer 22, ABl. L 32 vom 6.2.2007.
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im Jahr 1987 (1) erleichtert. Dabei ging es um eine 
Vereinbarung über einen Teilzusammenschluss 
zwischen zwei multinationalen Tabakkonzernen. 
In dieser Sache fanden in den Jahren 1982-1984 
zahlreiche Koordinierungssitzungen zwischen der 
GD  IV und dem Juristischen Dienst statt, denn 
im EWG-Vertrag war nicht eindeutig festgelegt, 
welche Befugnisse die Kommission im Bereich der 
Zusammenschlüsse hatte (2). Anschließend wurden 
die Verhandlungen durch das resolute Vorgehen des 
Kommissionsmitglieds Sutherland beschleunigt, 
der damit drohte, in Ermangelung einer Verord-
nung zu handeln (3), aber erst sein Nachfolger Leon 
Brittan konnte diese Verhandlungen zu Ende füh-
ren. Mit der Verordnung des Rates vom 21. Dezem-
ber 1989 wurde der Kommission die ausschließliche 
Befugnis zur Kontrolle von Unternehmenszusam-
menschlüssen von gemeinschaftsweiter Bedeutung 
übertragen.
Im Bereich der staatlichen Beihilfen begann die 
Arbeit aufgrund der einschlägigen Befugnisse, die 
der EWG-Vertrag der Kommission einräumte, sehr 
früh, aber greifbare Ergebnisse ließen zunächst auf 
sich warten (4). Am dringlichsten war die Schaffung 
eines Rahmens für die stark zunehmende Subventi-
onierung der in Schwierigkeiten befindlichen Wirt-
schaftszweige. Besonders stark wurde die Kommis-
sion in zwei Wirtschaftszweigen tätig, in denen 
sie auf der Grundlage der Verträge über besondere 
Befugnisse verfügte; im Stahlsektor auf der Grund-
lage des EGKS-Vertrags  (5) und im Schiffbau auf 
der Grundlage des EWG-Vertrags (dritte Richtlinie 
im Jahr 1975, vierte im Jahr  1978, fünfte im Jahr 
1981). Es galt, die Erfordernisse des innereuropäi-
(1) Urteil 17. November 1987, verbundene Rechtssachen 142/84 und 156/84.
(2) AHCE, BAC 176/1995/808, Vermerk von John Temple Lang (Juristischer 
Dienst) an die GD IV, 13. Mai 1982, und Vermerk von Claus-Dieter Ehler-
mann an B. Van der Esch, 21. Februar 1983; Vermerk von Manfred Caspari 
(GD IV), 22. Dezember 1983.
(3) Interview mit Peter Sutherland, 8. September 2011.
(4) Interviews mit Catherine Day, 9.  September 2011, Étienne Davignon, 
14. September 2010, und Petrus [Pierre] Mathijsen, 14. Juni 2010.
(5) Siehe Kapitel 12: Die Erfindung einer Strategie: Binnenmarkt und Indust-
riepolitik, und den Kasten Eurofer, S. 277-278.
schen Wettbewerbs mit der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit sowie mit sozialen und regiona-
len Erwägungen zu vereinbaren. Außerhalb dieser 
besonderen Bereiche ergriff die Kommission wei-
tere Initiativen, um ihre Befugnisse zu behaupten; 
an dieser Stelle ist insbesondere das Verbot einer 
niederländischen Beihilfe für das amerikanische 
Unternehmen Philip Morris im Jahr 1979 zu nen-
nen. Diese Verbotsentscheidung wurde 1980 vom 
Gerichtshof in einem Urteil bestätigt, in dem er 
herausstellte, dass die Kommission bei der Prüfung 
der Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem Ge-
meinsamen Markt über eine Ermessensbefugnis 
verfügte  (6). Parallel dazu erließ die Kommission 
die Richtlinie 80/723/EWG vom 25.  Juni 1980 
über die Transparenz der finanziellen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen 
Unternehmen.  Frankreich, Italien und das Verei-
nigte Königreich beantragten beim Gerichtshof 
vergeblich die Nichtigerklärung der Richtlinie (7). 
Diese allmähliche Behauptung in Verbindung mit 
den im Bereich der Prüfung von regionalen und 
sektoralen Beihilfen gesammelten Erfahrungen 
erleichterte die Arbeit von Kommissionsmitglied 
Peter Sutherland, der dieses Dossier, das anschlie-
ßend in dem im Weißbuch von 1985  (8) enthalte-
nen kurzen Abschnitt über die Wettbewerbspo-
litik hervorgehoben wurde, übernahm. In einem 
Binnenmarkt durfte die Abschaffung der tarifären 
und nichttarifären Handelshemmnisse nicht durch 
ein Ausufern der staatlichen Subventionen für be-
stimmte Unternehmen zunichte gemacht werden. 
Daher wurde ein Bericht über staatliche Beihilfen 
eingeführt, der 1988 erstmals veröffentlicht wurde: 
(6) Urteil des Gerichtshofs vom 17.  September 1980 in der Rechtssache 
730/79, Philip Morris Holland  BV/Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften.
(7) Urteil des Gerichtshofs vom 6. Juli 1982 in den verbundenen Rechtssachen 
188/80 bis 190/80, Französische Republik, Italienische Republik und Ver-
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland/Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften.
(8) AHCE, KOM(85) 310 endg. vom 14.  Juni 1985, Vollendung des Binnen-
marktes. Weißbuch der Kommission an den Europäischen Rat (Mailand, 28.-
29. Juni 1985), S. 38.
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Erster Bericht über staatliche Beihilfen in der Euro-
päischen Gemeinschaft (SEK(88)  1981 endg. vom 
13.  Dezember 1988)  (1). In der Folge wurden prä-
gende Entscheidungen vorbereitet, z.  B. in der Sa-
che Boussac, der größten französischen Textilfirma. 
Die Größe dieses Unternehmens und der Umfang 
der Beihilfen, die es erhalten hatte, ließen die Sa-
che rasch zu einem Exempel für das Bestreben der 
Kommission werden, eine strengere Anwendung 
der Beihilfevorschriften zu erreichen (2). Die Sache 
führte schließlich zu einer ersten Entscheidung der 
Kommission Ende 1986 und zur endgültigen An-
ordnung der Rückzahlung illegaler Beihilfen in 
Höhe von über 300 Millionen französischen Francs 
im Jahr 1987 (3).
Neue Dossiers: die sektorale 
Liberalisierung
Der Luftfahrtsektor war traditionell von Duopolen 
geprägt. Auf den einzelnen internationalen Verbin-
dungen herrschte kaum Wettbewerb, denn im All-
gemeinen konnten nur zwei Gesellschaften, häufig 
„Flag Carriers“ oder nationale Luftfahrtgesellschaf-
ten, auf einer bestimmten Verbindung Passagiere 
befördern. Zudem unterlagen die Tarife verbindli-
chen Übereinkommen. Dies änderte sich aufgrund 
des internationalen rechtlichen Rahmens – insbe-
sondere aufgrund der von der Carter-Regierung im 
Jahr 1978 durchgeführten „Deregulierung“ – und 
der technologischen Entwicklung, die einen Rück-
gang der mit der Beförderung von Passagieren ver-
bundenen Kosten bewirkte. Neue Akteure traten 
in den Markt ein. So legte die dänische Fluggesell-
schaft Sterling Ende der 1970er Jahre bei der Kom-
mission Beschwerde gegen die dänische Regierung 
und die skandinavische Gesellschaft SAS ein, um 
(1) Cini, M., und McGowan, L., Competition Policy in the European Union, 
Palgrave, Basingstoke, 1998, S. 145.
(2) AHCE, BAC 327/1994/159, Vermerk von G. Thies (GD  IV) an Robert 
Sunnen, 11. Oktober 1985; Schreiben von Frans Andriessen an Bob Cryer, 
28. November 1984.
(3) Entscheidung 87/585/EWG vom 15. Juli 1987, ABl. L 352 vom 15.12.1987.
die marktbeherrschende Stellung der letzteren, ins-
besondere auf der Strecke Kopenhagen-London, zu 
beanstanden. Die Kommission gab der Beschwerde 
Sterlings zwar nicht statt, aber sie nahm diese Sa-
che zum Anlass, um bei der Verwirklichung ihrer 
Absicht, für mehr „Flexibilität“ in diesem Wirt-
schaftszweig zu sorgen, Fortschritte zu erzielen. Die 
Sache wurde von Lord Bethell, einem konservativen 
Mitglied des britischen Oberhauses und des Euro-
päischen Parlaments, wieder aufgenommen. Ab den 
1980er Jahren leitete er die „Campaign for Freedom 
of the Skies“ (4). 1981 drohte er der Kommission für 
den Fall, dass sie nicht tätig würde, um den Wettbe-
werb bei Passagierbeförderungstarifen in der Luft-
fahrt zu gewährleisten, sogar mit einer Klage beim 
Gerichtshof. Die schließlich erhobene Untätigkeits-
klage wurde zwar im Jahr  1982 vom Gerichtshof 
zurückgewiesen  (5), blieb aber allen Beteiligten in 
Erinnerung. Die Kommission setzte ihre Tätigkeit 
fort und erarbeitete 1987 die erste Liberalisierungs-
richtlinie.
Im Bereich der Telekommunikation kam es im 
Laufe der Zeit ebenfalls zu einer rechtlichen (Li-
beralisierung von Monopolen bzw. Oligopolen in 
den Vereinigten Staaten und im Vereinigten König-
reich) wie technischen (Konvergenz von Kommuni-
kation und Elektronik im Rahmen der Digitalisie-
rung) Revolution. Auch hier ging die Kommission 
ab den 1980er Jahren schrittweise gegen die be-
stehenden Monopole vor. Damit wurde der Weg 
für das Grünbuch von 1987 sowie die unter Peter 
Sutherland angenommene Richtlinie von 1988 ge-
ebnet. Die genannte Richtlinie schrieb eine Libera-
lisierung des öffentlichen Auftragswesens (um die 
ausschließliche Beziehung zwischen den nationalen 
Herstellern von Telefonmaterial und dem öffentli-
chen Betriebsmonopol zu beenden) sowie der Tele-
fondienste vor.
(4) AHCE, BAC 104/1993/61, Vermerk von Ian S. Forrester an Jean-Louis 
Cadieux, 13. Mai 1981.
(5) Urteil vom 10. Juni 1982 in der Rechtssache 246/81, Lord Bethell/Kom-
mission.
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Fazit
Während eines großen Teils des Zeitraums 1973-
1986 wurde die Kommission nur verhalten im 
Wettbewerbsbereich tätig. Dies war auf ausge-
sprochen einflussreiche strukturelle und konjunk-
turelle Faktoren wie die aufeinanderfolgenden 
Wirtschaftskrisen oder die nur sehr geringen Er-
fahrungen der Mitgliedstaaten mit einer eigenen 
Wettbewerbspolitik zurückzuführen. Mit Hilfe 
von Teams, die die ehemals deutsche Tradition 
der Hallstein-Kommission mit neuen Impulsen 
verbanden, konnte die GD IV sich zum Ende des 
genannten Zeitraums jedoch als besonders akti-
ver Arm der Kommission behaupten. Aufgrund 
ihrer vielen Grundlagen und Teilbereiche war die 
Wettbewerbspolitik von zahlreichen Entwicklun-
gen geprägt. Die Kommission konnte bei ihrem 
Handeln auf allmählich besser werdende ideelle 
Rahmenbedingungen wie das Binnenmarktpro-
gramm sowie, bei bestimmten wichtigen Dossiers, 
auf die Unterstützung des Gerichtshofs zählen. Im 
Anschluss an den Amtsantritt von Kommissions-
mitglied Andriessen wurden auf zahlreichen Fel-
dern Initiativen ergriffen, die unter den Kommissi-
onsmitgliedern Peter Sutherland (1985-1989) und 
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Bis zu Beginn der 1970er Jahre war die Wirtschaft 
noch von der Dynamik der 1960er Jahre – Wachs-
tum und keynesianisch orientierte Politik – ge-
prägt. Dieser Kontext erleichterte die Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes, wobei der Versuch 
zur Schaffung einer ersten Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) im Rahmen des Werner-
Plans von 1971 den nächsten Schritt darstellte (1).
(1) Bussière, É., „Versuche einer Wirtschafts- und Währungspolitik“, Du-
moulin, M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und 
Erinnerungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 423-442.
Mit der Auflösung des internationalen Währungs-
systems von Bretton Woods und den Ölkrisen von 
1973 und 1979 verschlechterte sich die Situation in 
den 70er Jahren indes massiv. Die neue Stagflation 
(schwaches Wachstum bei gleichzeitiger Inflation) 
ging mit dem Wiedererstarken nationalstaatlicher 
protektionistischer Tendenzen einher, wobei von 
den Mitgliedstaaten, bedingt durch ein starkes In-
flationsgefälle und eine beträchtliche Währungsin-
stabilität, äußerst unterschiedliche wirtschaftliche 
Prioritäten gesetzt wurden. Bei den EWG-Staaten 
führten diese Schwierigkeiten in den frühen 1980er 
Jahren zu der Einsicht, dass zwischen ihnen und 
den USA ein Gegensatz hinsichtlich der Wirt-
schaftsleistung bestand: geringes Wachstum, hohe 
Arbeitslosigkeit und „Eurosklerose“ hier, ein Wie-
deraufleben der Dynamik dort, das zahlreiche Be-
obachter der heilsamen Wirkung der Angebotspoli-
tik im Amerika der Reagan-Ära zuschrieben. 
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Die neuen Rahmenbedingungen, die einen Gegen-
satz zur Situation der 1960er Jahre bildeten, stellten 
die Kommission vor gewaltige Herausforderungen, 
denn die Krise veranlasste die Staaten zu einer Re-
nationalisierung ihrer Politik und gefährdete die 
wirtschaftliche Einigung. Die Dynamik und der 
Zusammenhalt in der Gemeinschaft mussten mit-
hin durch eine neue Wirtschaftsstrategie wiederher-
gestellt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, musste 
die Kommission unter Ausbau ihres Fachwissens 
stärker in die Diskussion eingreifen, neue Strategien 
vorschlagen und insbesondere auf dem Gebiet der 
WWU wieder mehr Einfluss geltend machen.
Persönlichkeiten und 
wirtschaftliche Strategien
Die Festlegung der grundlegenden Optionen oblag 
in weiten Teilen dem für Wirtschaft und Finanzen 
zuständigen Kommissionsmitglied und der ihm un-
terstellten Generaldirektion (GD II). Aufgrund der 
großen Bedeutung, die diesen Fragen zukam, waren 
die zuständigen Kommissionsmitglieder meistens 
Vizepräsidenten der Kommission, wie etwa Wilhelm 
Haferkamp von 1973 bis 1976 und François-Xavier 
Ortoli von 1977 bis 1984, nicht jedoch Alois Pfeif-
fer, der in den ersten Jahren der Delors-Kommission 
ab 1985 für Wirtschaft und Finanzen zuständig war. 
Die Themen waren indes so wichtig, dass sich häufig 
auch die Präsidenten auf diesem Gebiet engagierten. 
So ergriff Roy Jenkins trotz der von François-Xavier 
Ortoli geäußerten Vorbehalte nach seinem Amts-
antritt im Jahr 1977 eine Reihe von diesbezügli-
chen Initiativen. 1985 übernahm Jacques Delors die 
Verantwortung für Währungsangelegenheiten, die 
damit nicht länger in die Zuständigkeit des für die 
GD II zuständigen Kommissionsmitglieds fielen.
Bedingt durch den veränderten wirtschaftlichen 
Kontext waren die Jahre 1970-1980 in Europa von 
intensiven Debatten über die verschiedenen Optio-
nen zur Bewältigung der Krise geprägt, wobei auch 
die Kommission, in der ebenfalls unterschiedliche 
Strömungen existierten, in diese Diskussionen invol-
viert war. Wie Robert Verrue darlegt, bestand „unter 
meinen Kollegen eine deutliche Diskrepanz zwi-
schen denen, die ihr Studium in den USA oder im 
Vereinigten Königreich, insbesondere an der London 
School of Economics, absolviert hatten, und denjeni-
gen, die gewissermaßen französischere Ansätze ver-
traten, wie sie auf typische Weise vom Planungskom-
missariat propagiert wurden, dessen politischer und 
wirtschaftlicher Einfluss in Europa sehr, sehr stark 
war“  (1). Die dem Erbe von Robert Marjolin und 
Raymond Barre verpflichtete französische Traditi-
on wurde von Ortoli vertieft, der für einen gezielten 
Interventionismus eintrat und sich Ende der 1970er 
Jahre verstärkt um die wirtschafts- und währungs-
politische Konvergenz bemühte. Die vom Konzept 
der sozialen Marktwirtschaft dominierte deutsche 
Vision wurde in diesen Jahren von den beiden aus 
sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Krei-
sen stammenden Kommissaren Haferkamp und 
Pfeiffer vertreten. Sie wollten durch die Förderung 
des Dialogs zwischen den Sozialpartnern ein harmo-
nisches Wachstum fördern, um den Konsens über 
den makroökonomischen Stabilitätsrahmen zu ver-
bessern. Damit verfolgten sie die gleichen Anliegen 
wie Jacques Delors, aber auch wie Ortoli, der in den 
(1) Interview mit Robert Verrue, 24. Januar 2011.
Die Folgen der Abwertung des US-Dollars (Februar 1973); 
Karikatur von Plantu
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1960er Jahren versucht hatte, Elemente des deut-
schen Modells in Frankreich einzuführen (1).
Robert Verrue berichtet von der Synthese, die sich, 
bedingt durch „die Notwendigkeit, ein Konzept 
im deutschen Sinn des Wortes auszuarbeiten, ein 
wirtschaftspolitisches Konzept, mit dem das euro-
päische Problem angegangen werden kann (…) und 
das in neue wirtschaftliche Ansätze mündet“  (2), 
allmählich in der Kommission herausbildete. Die 
Vertreter beider Ansätze waren indes in den 1970er 
Jahren von der angelsächsischen Wirtschaftsphilo-
sophie geprägt, zunächst vom Keynesianismus und 
später vom Monetarismus und der angebotsorien-
tierten Wirtschaftspolitik, die in den 1980er Jahren 
an Einfluss gewannen. 
Die personellen und organisatorischen Verände-
rungen in der Generaldirektion II geben Aufschluss 
über diese Entwicklungen. Die GD  II unterstand 
dem Italiener Ugo Mosca, einem ehemaligen Diplo-
maten, der sich ab 1973 an ihrer Spitze befand. 1979 
übernahm Tommaso Padoa-Schioppa von der ita-
lienischen Zentralbank dieses Amt, ein exzellenter 
Fachmann für Verwaltungsangelegenheiten und zu-
gleich einer der brillantesten Ökonomen seiner Ge-
neration, der ein ehemaliger Schüler von Franco Mo-
digliani am Massachusetts Institute of Technology 
war. Einer seiner damaligen Mitarbeiter schildert 
seine „unerbittliche Strenge, die er in den Dienst (…) 
einer langfristigen Vision von der Rolle der General-
direktion stellte“ (3). Andere sollten über ihn sagen, 
dass er germanische Strenge mit italienischem Ein-
fallsreichtum verband. Wie Robert Verrue bemerkt, 
„veränderte sich [mit seinem Amtsantritt] die Ar-
beit seiner Dienststellen. Weil man wusste, was der 
Chef will, wurde also das Boss-Versorgungssystem 
eingerichtet, und man kann während dieser ganzen 
Zeit kein Urteil (…) über Erfolge oder Misserfolge 
(1) Insbesondere als Planungskommissar in den Jahren 1966 bis 1967, während 
Delors für soziale Fragen zuständig war.
(2) Interview mit Robert Verrue, 24. Januar 2011.
(3) Interview mit Hervé Carré, 3. Juli 2011.
fällen, wenn man den Einfluss von Padoa-Schioppa 
außer Acht lässt“ (4). Im März 1980 strukturierte er 
seine Generaldirektion um, wobei es sein vorrangi-
ges Ziel war, ihre Analysekapazitäten insbesondere 
durch die Schaffung einer neuen Direktion mit der 
Bezeichnung „makroökonomische Analysen und 
Politiken“ zu stärken. Mit dieser Direktion wurde 
Michael Emerson betraut, ein Wirtschaftswissen-
schaftler, der von der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
gekommen und auch Mitglied des Kabinetts von 
Roy Jenkins gewesen war (5). Eines der Ziele dieser 
Reform bestand insbesondere darin, insofern eine 
Änderung der Messgrößen vorzunehmen, als die 
europäische Wirtschaft in ihrer Gesamtheit und 
nicht länger nur die einzelnen Volkswirtschaften 
berücksichtigt werden sollten. Auch das Ausschei-
den von Frédéric Boyer de La Giroday, der lange Zeit 
als Direktor für Währungsangelegenheiten und als 
wichtigster Mittler des Ökonomen Robert Triffin 
in der Kommission fungiert hatte, und sein Ersatz 
durch Jean-Paul Mingasson, der schon bald zum 
engen Mitarbeiter von Jacques Delors in Währungs-
angelegenheiten werden sollte, veranschaulichen die 
Erneuerung der Teams zu Beginn der 1980er Jahre. 
1983 wurde Padoa-Schioppa durch Massimo Rus-
so, ebenfalls Italiener, ersetzt, der den größten Teil 
seiner beruflichen Laufbahn beim Internationalen 
Währungsfonds absolviert hatte. 
Neue Ansätze
Der Beschluss des Rates vom 22. März 1971 zeig-
te, dass die Optionen der Kommission in Bezug auf 
makroökonomische politische Fragen zu Beginn 
der 1970er Jahre noch maßgeblich keynesianisch 
beeinflusst waren. Die Haushaltspolitik wurde mit-
hin nicht so sehr als ein eigenständiger Bereich be-
trachtet, sondern vielmehr als das wichtigste Instru-
(4) Interview mit Robert Verrue, 24. Januar 2012.
(5) Interview mit Michael Emerson, 26. Juli 2010.
316 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
ment einer kurzfristigen Wirtschaftspolitik (1). Da 
das Hauptziel die Stabilisierung des Wirtschaftszy-
klus war, mussten Kompromisse zwischen der ange-
strebten Höhe der Arbeitslosigkeit und der Inflati-
on eingegangen werden.
Der Amtsantritt des deutschen Gewerkschaf-
ters Haferkamp in der Kommission im Jahr  1973 
brachte keine wesentliche Änderung dieses Stand-
punkts mit sich. Gleichwohl legte Haferkamp bei 
(1) Maes, I., Economic Thought and The Making of European Monetary Union, 
Edward Elgar, Cheltenham, 2002, S. 90-94.
der Wirtschaftspolitik auf Gemeinschaftsebene 
den Schwerpunkt auf die Einführung des sozialen 
Dialogs und blieb in diesem Punkt dem ihm wohl-
bekannten deutschen Modell treu. In diesem Sinne 
wurde auf der auf Initiative der Kommission abge-
haltenen Dreierkonferenz über die Beschäftigung 
und die Stabilität in der Gemeinschaft von Juni 1976 
die gemeinschaftliche Wirtschaftspolitik dem Auf-
gabenbereich der Regierungen und der Vertreter der 
Gewerkschaften und Arbeitgeber zugeordnet  (2). 
(2) EG-Kommission, Jahreswirtschaftsbericht 1976-1977, ABl.  L  358 vom 
29.12.1976, S.  13; siehe auch Kapitel  18: Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
soziale Rechte und soziale Angelegenheiten.
Junge Menschen demonstrieren am 5. Dezember 1977 vor dem Berlaymont-Gebäude für eine europäische Währung.
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Durch eine Anpassung der Lohnerhöhungen an 
die Produktivitätssteigerungen wollte er die Voll-
beschäftigung und die Preisstabilität in Verbindung 
mit einem hohen Jahreswachstum von etwa 5  % 
wiederherstellen, was einer Rückkehr zum Wachs-
tum der 1960er Jahre entsprochen hätte. Nach und 
nach trat indes ein neues währungspolitisches Para-
digma auf den Plan, das durch die Abschaffung der 
festen Wechselkurse begründet wurde, wodurch die 
Währungspolitik nicht länger an das Ziel der Auf-
rechterhaltung fester Wechselkurse gebunden war. 
Gemäß den neuen Konzepten der Bundesbank, die 
diesen Weg 1975 beschritt, bildete die Geldmengen-
steuerung nun die Basis einer auf die Eindämmung 
der Inflation ausgerichteten Politik. Die Kommis-
sion folgte dieser Linie allerdings erst allmählich. 
Noch 1977 stellte sie fest, dass das Wachstum in der 
Gemeinschaft enttäuschend sei, wofür sie die zu res-
triktiven politischen Strategien der Länder mit star-
ker Währung verantwortlich machte, insbesondere 
von Deutschland, dessen öffentliche Defizite zu 
schnell abgebaut worden seien (1). Die Kommission 
gab somit Impulse für ein einer keynesianischen Lo-
gik folgendes Wachstumsszenario, dessen Ziel die 
Erhöhung der Nachfrage um einen Prozentpunkt 
des BIP darstellte (2).
Durch die Abkehr von einer aktiven Nachfragepoli-
tik und einer Orientierung hin zu einer mittelfristi-
gen Angebotspolitik mit strukturelleren Aspekten 
markierte der Jahreswirtschaftsbericht von 1980 
einen Wendepunkt. In der Einleitung des Berichts 
von 1980 ist diese Neuorientierung klar dargelegt: 
„Während früher – in einer Welt, die auf der An-
nahme unbegrenzter Vorräte an Energien und Roh-
stoffen beruhte – Wirtschaftspolitik oft als eine 
Frage der Nachfragesteuerung aufgefasst wurde, 
ist jetzt die Bedeutung und der kritische Wert von 
Versorgungsengpässen und Strukturanpassungs-
(1) EG-Kommission, Jahreswirtschaftsbericht 1977-1978, ABl. L  323 vom 
19.12.1977, S. 3.
(2) A. a. O., S. 5.
problemen deutlich geworden“  (3). Die Abkehr 
von den politischen Strategien der Vergangenheit 
wird klar formuliert: „Die konzertierte Reaktion 
auf die gegenwärtige Wirtschaftslage sollte auf der 
richtigen strategischen Mischung der Angebots- 
und Nachfragepolitik beruhen, vor allem auf dem 
ausgewogenen Verhältnis ihrer Anwendung auf 
kurz- und mittelfristige Probleme. Bei kurzfristigen 
Anpassungen sollte mit mehr Bedacht vorgegan-
gen werden als zuweilen im letzten Jahrzehnt, und 
mehr Schwergewicht sollte auf die Reduzierung der 
mittelfristigen Inflationserwartungen und die Ver-
besserung der Angebotsbedingungen in der Wirt-
schaft gelegt werden“ (4). Die deutliche Verlagerung 
des Schwerpunkts hing mit dem Scheitern der Er-
fahrungen zusammen, die mit der Wiederbelebung 
der Nachfrage, insbesondere auf Gemeinschaftsebe-
ne, auf der Tagung des Europäischen Rates in Bonn 
im Jahr 1978 gemacht worden waren. Im Anschluss 
daran waren umfangreiche Debatten über die 
Wirksamkeit solcher Strategien geführt worden. 
Nach der Infragestellung der Wirksamkeit der prä-
zisen und kurzfristigen Nachfragepolitik wandte 
man sich einer mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
zu, die im Wesentlichen auf ein verbessertes Funk-
tionieren der Märkte im allgemeineren Rahmen der 
Angebotspolitik abzielte.
Die Kommission konzentrierte sich mithin auf die 
strukturelle Dimension der Krise, d. h. auf „den An-
passungsrückstand Europas und seine zunehmende 
Unfähigkeit, auf die in letzter Zeit eingetretenen 
Veränderungen des wirtschaftlichen Umfeldes 
rasch zu reagieren. Die fortschreitenden strukturel-
len Verkrustungen unserer Volkswirtschaften und 
des sozialen Verhaltens haben die langfristige Dy-
namik des Konjunkturzyklus wesentlich verän-
dert“  (5). Sie hob den strukturellen Charakter der 
Arbeitslosigkeit hervor, die teilweise mit den gestie-
(3) EG-Kommission, „Jahreswirtschaftsbericht 1980-1981“, Europäische 
Wirtschaft, Nr. 7, November 1980, S. 9.
(4) A. a. O., S. 13.
(5) EG-Kommission, „Jahreswirtschaftsbericht 1982-1983“, Europäische Wirt-
schaft, Nr. 14, November 1982, S. 11.
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genen Arbeitskosten und der Steuerbelastung und 
-struktur zusammenhing. Hinzu kam die zuneh-
mende Inflexibilität des Arbeitsmarktes aufgrund 
der in den 1960er Jahren eingeführten Sozialvor-
schriften. Die Kommission setzte daher bei ihrer 
Beschäftigungspolitik auf die Schaffung stabiler 
makroökonomischer Rahmenbedingungen, die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen durch die Vertiefung des Binnenmarktes, 
Lohnmäßigung und die systematische Überprü-
fung der Arbeitsmarktregelungen (1).
Obgleich sie die seit Anfang der 1980er Jahre auf-
gestellten Leitlinien nicht grundsätzlich in Frage 
stellte, wollte die neue Kommission Delors, der 
Alois Pfeiffer als für die GD  II zuständiges Kom-
missionsmitglied angehörte, mittels der „Strate-
gie für wachstums- und beschäftigungsorientierte 
Zusammenarbeit“ den Schwerpunkt stärker auf 
die Zusammenhänge zwischen Wachstum und 
Beschäftigung legen. Gemäß dieser Initiative, die 
eine engere Verknüpfung der Maßnahmen der Ge-
meinschaft, der Regierungen und der Sozialpartner 
mit dem Ziel eines mehr Arbeitsplätze schaffenden 
Wachstums vorsah, wurden moderate Reallohn-
erhöhungen an eine Rentabilitätssteigerung der 
Unternehmen und eine Erhöhung der Nachfrage 
gekoppelt: „Nur wenn die Lohnmäßigung von ei-
ner ausreichenden Gesamtnachfrage begleitet wird, 
kann man darauf vertrauen, dass der Prozess der 
Stärkung der Rentabilität und der Umstrukturie-
rung der Nachfrage (relativ mehr Investitionen und 
relativ weniger Konsum) ausreichend schnell und 
in tragbarer Weise abläuft und nicht in Form einer 
deflatorischen Rosskur, die den sozialen Konsensus 
erheblich belastet. Nur so erhält die Lohnmäßigung 
ihren beschäftigungspolitischen Sinn“  (2). Dieses 
Projekt wurde gemeinsam mit dem Vorhaben der 
Wiederbelebung des Binnenmarktes und dem Ziel 
(1) EG-Kommission, „Jahreswirtschaftsbericht 1984-1985“, Europäische Wirt-
schaft, Nr. 22, November 1984, S. 39-40.
(2) EG-Kommission, „Jahreswirtschaftsbericht 1985-1986“, Europäische Wirt-
schaft, Nr. 26, 1985, S. 10.
der Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 unter 
der Aufsicht von Pfeiffer und seinem Wirtschaftsbe-
rater Ludwig Schubert ausgearbeitet. Auch hier lag 
der Schwerpunkt somit auf dem Dialog zwischen 
den Sozialpartnern. Wie Schubert bemerkt, war 
„die Verwirklichung des Binnenmarktes eine der 
großen Aufgaben dieser Zeit. Unsere Rolle bestand 
in diesem Kontext darin, aufzuzeigen, dass das 
durch den Binnenmarkt geschaffene Wachstums-
potenzial effizient genutzt werden musste, damit 
durch effektives Wachstum – neben den Produkti-
vitätsgewinnen – auch die Arbeitsplätze geschaffen 
würden, die wir so dringend brauchten. Dies war 
ein wesentliches Element dessen, was Delors ‚die so-
ziale Dimension des Marktes‘ nannte“ (3). 
Alles in allem muss man sich die Generaldirekti-
on II der mittleren 1980er Jahre als eine Art Brut-
kasten der Wirtschaftspolitik vorstellen: Unaufhör-
lich suchte sie nach einer angemessenen Synthese 
für eine Europäische Gemeinschaft, die der Politik 
wieder eine Richtung zu geben versuchte. Einer 
der Amtsträger jener Zeit erinnert an die Männer, 
die diese andauernde Diskussion in Gang hielten: 
„Dazu gehörte [Jean-Paul] Mingasson, der Franzo-
se, der vor allem für das Europäische Währungssys-
tem stand; für ihn waren die Währungsbeziehun-
gen und die Währungspolitik der entscheidende 
Faktor. Dann war da noch Michael Emerson: Ziel 
1992, Binnenmärkte, Strukturpolitiken. Schließ-
lich gab es noch das rheinische Element im wahrs-
ten Sinne des Wortes, Ludwig Schubert, der für 
Lohnmäßigung im Einklang mit der Produktivität 
eintrat, damit die Lohnstückkosten nicht aus dem 
Ruder liefen (…). Sämtliche Diskussionen kreisten 
um die Variationen dieser drei Ansätze, die sich 
miteinander vermischten“ (4).
(3) Interview mit Ludwig Schubert, 8. Oktober 2010.
(4) Interview mit Fabio Colasanti, 25. Januar 2011.
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Die Schaffung des EWS 
(Europäisches 
Währungssystem): 
Die Kommission trat in den 
Hintergrund
In den ersten Wochen nach dem Amtsantritt von 
François-Xavier Ortoli in Brüssel erreichte die Kri-
se des Währungssystems von Bretton Woods ihren 
Höhepunkt: War man auf der Konferenz von Wa-
shington im Dezember 1971 noch davon ausgegan-
gen, feste Wechselkurse aufrechterhalten zu kön-
nen, so wurden diese ab März 1973 endgültig durch 
allgemein frei schwankende Währungen abgelöst. 
Die Kommission, die sich kontinuierlich für die 
Umsetzung des ersten Versuchs einer Wirtschafts- 
und Währungsunion eingesetzt hatte, bemühte 
sich darum, die Stabilität auf Gemeinschaftsebene 
durch ein gemeinsames Floaten der europäischen 
Währungen gegenüber dem Dollar („Schlange im 
Tunnel“ genannt) aufrechtzuerhalten. Zu diesem 
Zweck wollte sie erreichen, dass der neu geschaffene 
Europäische Fonds für währungspolitische Zusam-
menarbeit (FECOM/EFMC) über wirksame In-
terventionsmöglichkeiten auf den Devisenmärkten 
verfügte, um die Spekulation zu bekämpfen (1). Den 
Empfehlungen der Kommission wurde indes nicht 
Folge geleistet, und die zunehmenden Spannungen 
auf den Märkten führten zum Zerfall des Europä-
ischen Wechselkursverbunds („Währungsschlan-
ge“), der seit 1974 faktisch auf eine Art D-Mark-
Zone geschrumpft war, die eine Währung wie der 
(1) AHCE, KOM(73) PV 244, 2. Teil, Sitzung vom 11. März 1973; François-
Xavier Ortoli, „L’Europe au carrefour“, conférence donnée dans le cadre de 
la Chaire Paul-Henri Spaak à l’Institut d’études européennes de l’université 
libre de Bruxelles, 28. Oktober 1976, S. 14-15.
Kommissionspräsident Roy Jenkins (links) am 27. Oktober 1977 bei seiner Ankunft am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz. 
Am selben Tag hält er seine berühmte Rede für die Europäische Währungsunion.
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Französische Franc 1975 vergeblich einzuholen ver-
suchte. Obgleich Ortoli während seiner Amtszeit als 
Präsident der Kommission der Wiederbelebung des 
Projekts der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) Priorität einräumte, wurde 
die Kommission bei den maßgeblichen währungs-
politischen Entscheidungen faktisch übergangen, 
für die die Regierungen die alleinige Zuständigkeit 
beanspruchten, ganz gleich, ob es um die Entschei-
dungen ging, die zwischen den EWG-Staaten im 
Rahmen des Ecofin-Rates (Rat „Wirtschaft und 
Finanzen“) getroffen wurden, oder um die Entschei-
dungen im Rahmen der G5, bei denen sich die Kom-
mission ab 1975 gleichwohl um Einflussnahme be-
mühte (1). Die Umstände, unter denen der Präsident 
der Kommission noch zu Beginn der 1980er Jahre 
zu den Sitzungen der Präsidenten der Zentralban-
ken der EWG-Staaten in Basel eingeladen wurde, 
veranschaulichen diese Situation: „Der Empfang 
war für die Kommission entmutigend: der Präsident 
war in einem winzigen Büro untergebracht …“ (2). 
Im Marjolin-Bericht von März 1975 ist in diesem 
Zusammenhang von einem Scheitern die Rede: 
„Europa ist auf dem Weg zur WWU keinen Schritt 
weiter als 1969. Wenn es Bewegung gab, dann eine 
rückwärts gerichtete. Das Europa der 1960er Jah-
re präsentierte auf dem Gebiet der Wirtschaft und 
Währungsunion eine relative Harmonie; sie ist im 
Laufe der letzten Jahre zerstört worden. Die nati-
onalen Wirtschafts- und Währungspolitiken sind 
heute weniger übereinstimmend und gegensätzli-
cher als je zuvor in den vergangenen 25 Jahren“ (3).
Die Dienststellen der Kommission entwickelten 
dennoch mehrere Initiativen, von denen einige den 
Prozess der währungspolitischen Einigung nachhal-
tig beeinflussen sollten. Hier ist zunächst die Studie 
zur Schaffung einer Parallelwährung zu nennen: In 
(1) AHCE, KOM(75) PV 362, 2. Teil, Sitzung vom 3. Dezember 1975.
(2) Interview mit Jean-Paul Mingasson, 11. Oktober 2010.
(3) AHCE, BAC 214/1991/161, EG-Kommission, Bericht der Studiengrup-
pe „Wirtschafts- und Währungsunion  1980“, Marjolin-Bericht, Brüssel, 
März 1975, S. 1.
einer 1969 für die Kommission erstellten und 1973 
veröffentlichten Studie von Robert Mundell, der 
später den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaf-
ten erhielt, wurde die Schaffung einer solchen Par-
allelwährung schon früh erwogen (4). Der Gedanke, 
dass sich mit einer Parallelwährung die Probleme 
lösen ließen, stand auch im Zentrum des Allerhei-
ligen-Manifests vom 1. November 1975, das von ei-
ner Gruppe von Ökonomen aus den EWG-Ländern 
ausgearbeitet wurde. Der Grundgedanke war die 
Schaffung einer europäischen Währung, „Europa“ 
genannt, die mit den nationalen Währungen im 
Wettbewerb stehen sollte. Die Idee einer Parallel-
währung wurde auch in den im Auftrag der Kom-
mission erstellten „Optica Reports“ aufgegriffen. 
Allerdings ließen sich weder die Minister noch die 
Präsidenten der Zentralbanken für diese Initiativen 
begeistern. Die Entwicklung des privaten ECU in 
den frühen 1980er Jahren sollte indes nach einem 
sehr ähnlichen Prinzip erfolgen. 
Die Kommission befasste sich zudem mit dem wirt-
schaftlichen Aspekt des Vorhabens der WWU, in-
dem sie eine Gruppe von Sachverständigen unter der 
Leitung von Donald MacDougall (und mit Michael 
Emerson als Berichterstatter) mit der Untersuchung 
der Auswirkungen auf den Haushalt beauftragte. 
So lieferte der MacDougall-Bericht mehrere Ana-
lysen und Hypothesen zur Rolle der öffentlichen 
Finanzen in der Gemeinschaft. In dem Bericht 
wurde die Beziehung zwischen der Vertiefung der 
WWU – Vollendung des Binnenmarktes, Gemein-
schaftskompetenzen – und der Umverteilungs- und 
Stabilisierungswirkung eines gemessen am Brutto-
inlandsprodukt umfangreicheren Gemeinschafts-
haushalts hergestellt. Einige der Schlussfolgerungen 
des Berichts flossen in die Rede ein, die Roy Jenkins 
1977 in Florenz hielt (5). 
(4) Mundell, R., „Why Europa?“, European Economic Integration and Monetary 
Unification, Study Group on EMU, Brüssel, 1973, S. 110-122.
(5) EG-Kommission, Jahreswirtschaftsbericht 1977-1978, ABl. L  323 vom 
19.12.1977.
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Nach Ansicht von Roy Jenkins musste die Schwä-
che der europäischen Wirtschaft überwunden 
werden, und die Kommission musste, auch auf 
die Gefahr hin, die EWG-Staaten und die Zent-
ralbanken zu brüskieren, die Initiative auf diesem 
Gebiet zurückgewinnen. Mit seiner Rede, die er am 
27. Oktober 1977 am Europäischen Hochschulin-
stitut von Florenz hielt, wollte er überraschen und 
schockieren (1). Im Währungsbereich wollte er den 
Einigungsprozess wiederbeleben und sich nicht mit 
der halbherzigen Zusammenarbeit begnügen, die 
im Rahmen der „Währungsschlange“ möglich war. 
Im wirtschaftlichen Bereich sollte die Kommission 
durch eine Mobilisierung zusätzlicher Ressourcen 
gemäß den Schlussfolgerungen des MacDougall-
Berichts wichtige Impulse für die Wiederbelebung 
geben  (2). Die Initiative von Jenkins wurde von 
seinem Kabinett – in dem Emerson eine entschei-
dende Rolle spielte – vorbereitet und eingehend 
mit Triffin erörtert, während Ortoli Zweifel an der 
Stichhaltigkeit des Vorgehens hegte (3). Zwar zeigte 
die Initiative von Oktober 1977 keine unmittelba-
ren Konsequenzen, doch wurde sie zum richtigen 
Zeitpunkt vorgebracht und setzte einen Prozess in 
Gang, dessen Ergebnis das Europäische Währungs-
system (EWS) war.
Die Verhandlungen, die im Dezember 1978 zur 
Schaffung des Europäischen Währungssystems 
führten, wurden gleichwohl ohne Beteiligung der 
Kommission aufgenommen, die eine Zeit lang eine 
eher technische Funktion hatte. Der französische 
Staatspräsident Giscard d’Estaing und Bundes-
kanzler Schmidt unterrichteten Kommissionspräsi-
dent Jenkins sicherlich diskret über diese Verhand-
lungen, doch die Kommission an sich wurde erst 
nach Erreichen der wesentlichen Ziele einbezogen. 
(1) AHCE, Reden, „L’Europe:  défis actuels et perspectives d’avenir“, Rede von 
Roy Jenkins bei der ersten Jean-Monnet-Konferenz in Florenz am 27. Ok-
tober 1977.
(2) Ludlow, P., The making of the European Monetary System: A Case-Study of 
the Politics of the European Community, Butterworth, London, 1982, S. 39-
40, 48-49. 
(3) Interview mit Michael Emerson, 26. Juli 2010.
Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft, der 
Währungsausschuss, der Ausschuss der Präsidenten 
der Zentralbanken und die Finanzminister, wurden 
erst nach der Tagung des Europäischen Rates in 
Bremen im Juli 1978 an dem Prozess beteiligt. 
Ebenso wie die Währungsschlange verfügte das 
EWS über einen Wechselkurs- und Interventions-
mechanismus, der auf der Einhaltung von bilate-
ralen Leitkursen – mit Schwankungsbreiten von 
beidseitig 2,25  % – und auf einer Reihe von Bei-
stands- und Kreditmechanismen beruhte. Darüber 
hinaus wurde ein neues Instrument geschaffen: der 
ECU, ein Währungskorb, der im Hinblick auf das 
Funktionieren des Systems als Indikator für Inter-
ventionen und als Zahlungsmittel zwischen Zent-
ralbanken diente. In den Abkommen von Dezem-
ber  1978 war die Errichtung eines Europäischen 
Währungsfonds nach einer Laufzeit von zwei Jah-
ren geplant, der die zweite, institutionelle Phase des 
Systems einleiten sollte (4). 
Die Kommission baut 
ihren Einfluss aus
Nachdem das EWS am 13.  März 1979 schließ-
lich eingeführt worden war – eine Verspätung, die 
Diskussionen über die Ausgleichsmaßnahmen im 
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik geschul-
det war (5) –, setzte sich die Kommission für seine 
Konsolidierung ein, um zu verhindern, dass sich 
das EWS in eine zweite Währungsschlange ver-
wandelte, die wiederholten Leitkursanpassungen 
unterworfen und vom Ausscheiden mehrerer Mit-
gliedstaaten aus dem System bedroht gewesen wäre. 
Die wichtigsten wirtschafts- und währungspoli-
(4) Ein Thema, das bei den Verhandlungen über das EWS nicht angesprochen 
wurde, war der Kapitalverkehr, vgl. Bakker, A., The Liberalization of capital 
movements in Europe. The Monetary Committee and financial integration 
1958-1994, Kluwer Academic Publishers, Dordrecht, 1996.
(5) Siehe Kapitel 16: Umstrittene Politikfelder – Gemeinsame Agrarpolitik und 
Gemeinsame Fischereipolitik.
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tischen Entscheidungen wurden indes nicht von 
der Gemeinschaft, sondern von den Einzelstaaten 
getroffen: „Wir wussten nicht, was geschah“  (1). 
Ein vorrangiges Ziel bestand daher in der Stärkung 
der Rolle der Kommission bei der Verwaltung ei-
nes EWS, das weitgehend in den Händen der Prä-
sidenten der Zentralbanken lag. Die Direktion 
Währungsangelegenheiten der GD  II wurde dazu 
durch ein für das EWS zuständiges Büro verstärkt, 
während gleichzeitig die Erarbeitung eines „Hand-
buchs“ erfolgte, in dem Verfahren zur Anpassung 
der Leitkurse festgesetzt wurden. Die Leitkursan-
passungen wurden allmählich durch partnerschaft-
lichere Verfahren ersetzt. Bei der ersten Anpassung 
übte Deutschland den maßgeblichen Einfluss aus, 
während die zweite und dritte Anpassung – die 
Abwertung der dänischen Krone und der italieni-
schen Lira – einseitige Entscheidungen waren. Da 
die Kommission in die Konsultationen zwischen 
den Zentralbanken über die dänische Krone gar 
nicht einbezogen wurde, forderte Ortoli auf der Sit-
zung des Ausschusses der Zentralbankpräsidenten 
eine Reform der Verfahren: Was das Verfahren zur 
Abwertung der Krone angehe, so sei es zwar erfreu-
lich, dass es zu Konzertationen zwischen den Zen-
tralbanken gekommen sei, bedauerlich sei es aber, 
dass die Kommission zu spät konsultiert worden 
sei. In der Tat war die Kommission für die Verwal-
tung des agromonetären Systems verantwortlich, 
das (insbesondere was die Grenzausgleichsbeträge 
anbelangte) von Wechselkursneuordnungen nicht 
unberührt blieb. Das Realignment-Verfahren müs-
se deshalb überprüft werden  (2). Er bekam Recht. 
Tommaso Padoa-Schioppa, Generaldirektor der 
GD II, fasste die sich daraus ergebenden Änderun-
gen folgendermaßen zusammen: „Die hegemoniale 
Vorgehensweise wurde somit nach der ersten Leit-
kursanpassung aufgegeben und das für Bretton 
Woods typische Vorgehen der einseitigen Entschei-
(1) Interview mit Hervé Carré, 3. Juli 2011.
(2) Archiv BNB, Protokoll der 140. Sitzung des Ausschusses der Präsidenten 
der Zentralbanken, 11. Dezember 1979.
dungen nach der dritten Anpassung“ (3). Die Leit-
kursanpassungen wurden von diesem Zeitpunkt 
an verstärkt zum Gegenstand gemeinschaftlicher 
Beschlüsse.
Im Herbst 1979 erarbeitete die Kommission neue 
Vorschläge zur Stärkung der politischen Koordinie-
rung. Im Ausschuss der Zentralbankpräsidenten in 
Basel erklärte Ortoli, dass die währungspolitischen 
Entscheidungen, insbesondere im Fall großer Staa-
ten, die Entwicklung innerhalb des EWS nicht un-
berührt ließen, weshalb solche Entscheidungen erst 
nach einer vorherigen Konsultation auf hoher Ebene 
getroffen werden sollten (4). Diese Initiativen lösten 
allerdings wenig Begeisterung aus. Die Vorschläge 
der Kommission, die in den folgenden Monaten von 
den Vertretern der Zentralbanken geprüft wurden, 
hatten somit kaum Konsequenzen. 
Die Spannungen, mit denen das Europäische Wäh-
rungssystem Anfang der 1980er Jahre konfrontiert 
war, machten eine größere Konvergenz der Politik 
der Einzelstaaten erforderlich, wobei die Leitkurs-
anpassungen in einem stärker auf den Einbezug 
der Gemeinschaft ausgerichteten Prozess eine we-
sentliche Rolle spielten. Ein charakteristisches Bei-
spiel für diese Entwicklung war Frankreich. Als 
François Mitterrand im Mai 1981 Präsident der 
Französischen Republik wurde, stellte sich bald die 
Frage der Aufrechterhaltung des Franc im EWS. 
Der französische Finanzminister Jacques Delors, 
ehemaliger Vorsitzender des Ausschusses für Wirt-
schaft und Währung des Europäischen Parlaments, 
arbeitete damals eng mit Tommaso Padoa-Schioppa 
und François-Xavier Ortoli zusammen. Ihr Ein-
satz trug zu einem Wandel der in Paris betriebenen 
Wirtschaftspolitik bei. Wie die Kommission 1982 
selbst erklärte, konnte sie somit ihren Einfluss im 
Hinblick auf flankierende Maßnahmen zu den 
(3) „Lessons from the European Monetary System“, Padoa-Schioppa, T., The 
Road to Monetary Union in Europe, Clarendon Press, Oxford, 1985, S. 73.
(4) Archiv BNB, Protokoll der 140. Sitzung des Ausschusses der Präsidenten 
der Zentralbanken, 11. Dezember 1979.
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Anpassungen ausbauen: „Die Anpassung von Juni 
1982 zeugt ebenfalls von dem Willen, eine größe-
re Konvergenz zu erreichen. In den Ländern, die 
ihre Währung abgewertet haben, wird derzeit eine 
Stabilisierungspolitik betrieben. Die französische 
Regierung hat ein Instrumentarium eingesetzt, 
das die Inflationsrate rasch zurückführen und die 
Wiederbelebung der Investitionen fördern soll. Die 
Maßnahmen umfassen insbesondere einen vier-
monatigen Preis- und Einkommensstopp, dessen 
Aufhebung mit einer sehr spürbaren Verringerung 
der Inflationsrate, einer Begrenzung des Haushalts-
defizits auf 3 % des BIP und der Wiederherstellung 
des finanziellen Gleichgewichts der Sozialversiche-
rungssysteme einhergehen soll. Ihrerseits haben die 
Länder, deren Währung aufgewertet wurde, einge-
räumt, dass die Anpassung bei ihnen eine Politik 
zur Ankurbelung der Wirtschaft erleichtern könn-
te. Die Kommission hat den Konvergenzprozess 
aktiv gefördert. Ihre Aktion hat sich nicht darauf 
beschränkt, die in den Gemeinschaftstexten vor-
gesehenen Verfahren zur Koordinierung der Wirt-
schaftspolitiken möglichst effizient einzusetzen. Sie 
hat sich bemüht, den Inhalt einer größeren Konver-
genz [im Hinblick auf ein umfassenderes Gleichge-
wicht (Haushalt, Zahlungsbilanz) oder die Inflati-
on] konkret zu definieren“  (1). In mehreren Fällen 
wurden die Empfehlungen der Kommission und 
des Währungsausschusses durch Gemeinschafts-
darlehen ergänzt, die ihre Umsetzung erleichterten. 
So wurden die Leitkursanpassung von März 1983 
und die anschließende Wende hin zur Austeritäts-
politik durch ein Gemeinschaftsdarlehen erleich-
tert, diskret ausgehandelt zwischen der französi-
schen Regierung und François-Xavier Ortoli, dem 
für Wirtschaft zuständigen Kommissionsmitglied. 
Seit diesem Zeitpunkt galt das Prinzip der Konver-
genz zwischen den Regierungen der Mitgliedstaa-
ten. Das EWS war mithin für die Stabilisierungs- 
und Konvergenzpolitiken der 1980er Jahre von 
zentraler Bedeutung.
(1) EG-Kommission, „Dossier über das Europäische Währungssystem“, Euro-
päische Wirtschaft, Nr. 12, Juli 1982, S. 36.
Die Kommission setzte sich zudem für eine effi-
ziente Umsetzung der institutionellen Phase des 
EWS ein. In Anknüpfung an ihre Vorschläge der 
letzten Jahre legte sie dem Wirtschaftsausschuss 
ein Dokument zu Vorbereitungsarbeiten für den 
Europäischen Währungsfonds vor, das mehrere 
Anmerkungen enthielt: Annahmepflicht und Kon-
vertierbarkeit/Handelbarkeit des ECU; Liquidität 
des Fonds; Einbringung von Reserven in das EWS; 
Konsolidierung der Gemeinschaftsdarlehen im Eu-
ropäischen Währungsfonds; Außenwirkung des 
ECU; der EWF: institutionelle Aspekte  (2). Diese 
Versuche führten indes nicht zum Erfolg, und von 
den Vorhaben der Kommission wurde im Dezem-
ber 1980 Abstand genommen. Die Reaktion von 
Padoa-Schioppa auf dieses Scheitern fiel deutlich 
aus: „Die Gründe dafür sind zahlreich: die zweite 
Ölkrise, der daraus resultierende neue Inflations-
schub, der Höhenflug des Dollar, die zentrifugalen 
Tendenzen als Konsequenz dieser Entwicklungen. 
Der wesentliche Grund war jedoch das tiefsitzen-
de und manchmal öffentlich zur Schau getragene 
Misstrauen der Währungsbehörden der Länder mit 
der stärksten Währung. Die Ressentiments der Öf-
fentlichkeit, die dem System ohnehin bereits nicht 
besonders wohlgesonnen war, gegenüber dem EWS 
wurden ausgerechnet von der Behörde geschürt, 
die für die Verwaltung dieses Systems zuständig 
war“ (3). 
Die Kommission suchte daher nach anderen Mög-
lichkeiten zur Stärkung des EWS. Ihre Bemühun-
gen mündeten in die Vorschläge von März 1982 
zur „nichtinstitutionellen“ Entwicklung des EWS. 
Dabei handelte es sich vor allem um Vorschläge zur 
Aufwertung der Rolle des ECU im Wechselkurs-
mechanismus. Die Kommission setzte sich eben-
falls dafür ein, die Verwendung des ECU durch 
(2) Fonds monétaire européen, travaux préparatoires, 5.  November  1981, 
II/480/81.
(3) Privatarchiv Tommaso Padoa-Schioppa, Padoa-Schioppa, T., La direction 
générale des affaires économiques et financières de 1979 à 1983, Commission 
CE, direction générale des affaires économiques et financières, le directeur 
général, 25. Februar 1983, S. 30. 
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die Währungsbehörden der Länder außerhalb der 
Währungszone sowie die ECU-Verwendung auf 
den Finanzmärkten zu fördern, was durch die Ent-
wicklung der ECU-Emissionen der Gemeinschafts-
organe und durch die Erleichterung der privaten 
Verwendung des ECU geschehen sollte. Die Kom-
mission brachte auch stärker politisch orientierte 
Vorschläge vor. So legte sie großen Wert auf den 
Beitritt aller Währungen der Gemeinschaft zum 
Europäischen Währungssystem und erklärte, dass 
„das Europäische Währungssystem […] erst dann zu 
seiner vollen Bedeutung gelangen und seiner Aufga-
be voll gerecht werden [wird], wenn es die Wechsel-
kursrelationen sämtlicher Währungen der Gemein-
schaft auf der Grundlage der Gleichberechtigung 
regelt: Die Teilnahme des Pfund Sterling (und 
später der Drachme) am Wechselkursmechanismus 
(und die Verengung der derzeitigen Schwankungs-
breiten für die italienische Lira auf 2,25 %) würde 
dem System zu seiner vollen Dimension verhelfen 
und den Märkten und der Öffentlichkeit signalisie-
ren, dass der von allen akzeptierte und anerkannte 
Versuch, in Europa eine stabile Währungszone zu 
errichten, gemeinsam fortgeführt werden soll“  (1). 
Die Kommission schlug zudem die Ausgabe einer 
ECU-Münze vor, um eine Wirkung für die Öffent-
lichkeit zu erzielen. Sie regte weiterhin die Schaf-
fung eines ECU-Verrechnungssystems an, das eine 
Idee von Robert Triffin war. Die auf Betreiben von 
Padoa-Schioppa geförderte Entwicklung des ECU-
Marktes in Form einer Parallelwährung bildete 
somit in dieser Zeit einen der Handlungsschwer-
punkte der Kommission (2). 
Während der Amtszeit der Delors-Kommission 
wurde der europäische Integrationsprozess durch 
das Vorhaben zur Schaffung eines Binnenmarktes 
wiederbelebt. Damit sollte ein Prozess ins Rollen 
gebracht werden, der vom Binnenmarkt zur Ein-
heitswährung führen würde. In der Rede, die er im 
(1) EG-Kommission, Dossier über das Europäische Währungssystem, Europä-
ische Wirtschaft, Nr. 12, Juli 1982, S. 53.
(2) Interview mit Massimo Russo, 30. Juni 2011 .
Januar 1985 vor dem Europäischen Parlament hielt, 
hob Jacques Delors noch die Verdienste des EWS 
hervor und beschrieb es als „eine vergleichsweise 
windstille Zone in der entfesselten See der hefti-
gen und plötzlichen Währungsfluktuationen“  (3). 
Er betonte, dass „eine wirkliche europäische Wäh-
rung“ noch nicht auf der Tagesordnung stehe: „Ich 
kenne allzu gut die grundsätzlichen Schwierigkei-
ten und die Technizität des Währungsproblems, 
um ein solches Versprechen zu machen“. Er setzte 
auf die traditionell von der Kommission auf diesem 
Gebiet empfohlenen Maßnahmen, d. h. eine Inten-
sivierung der Währungszusammenarbeit und die 
Ausweitung der Rolle des ECU: „Ich halte aber eine 
wesentliche Verstärkung der Währungszusammen-
arbeit und eine kontrollierte Ausweitung der Rolle 
der ECU – der offiziellen wie der privaten ECU – 
für möglich“. 
Die Einheitliche Europäische Akte von 1986 stellte 
eine wesentliche Etappe in der Konsolidierung und 
der Errichtung der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion dar. Jacques Delors schrieb in die-
sem Sinne in seinen Erinnerungen eines Europäers: 
„Schließlich war dann die Frage der währungspoli-
tischen Hoheit der Gemeinschaft in gewisser Weise 
eine Entscheidungsschlacht. Wie kann man eine 
völlige Freiheit der Kapitalbewegungen – eines der 
Hauptanliegen im Rahmen des Zieles: Vollendung 
des Binnenmarktes bis 1992 – ins Auge fassen, ohne 
sich gleichzeitig Gedanken über die unverzichtbare 
Stärkung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Währung zu machen? Zunächst im Rahmen des 
EWS, dann dem der Wirtschafts- und Währungs-
union (WWU). Wie kann man darauf verzichten, 
aus der Erfahrung dieser Zusammenarbeit Konse-
quenzen zu ziehen, indem man es beim Status quo 
des Europäischen Währungssystems, das außerhalb 
der Römischen Verträge abgeschlossen wurde, be-
lässt? Mein Wunsch war, im Vertrag niederzulegen, 
(3) Delors, J., Die Orientierung der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten, Straßburg, 14. Januar 1985, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, 
Beilage 1/85, S. 11/12.
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dass die Gemeinschaft die Währungshoheit in An-
spruch nehmen kann“  (1). Delors berichtet außer-
dem, dass er kämpfen musste: „Ich bin zum Gegen-
angriff übergegangen, indem ich ihnen ein Kapitel 
vorgehalten habe, das in die ‚Einheitliche Akte‘ auf-
genommen werden sollte. Es war ein gutes Beispiel 
für einen Kompromiss, der die Dinge voranbringen 
konnte. Das erste Kapitel war überschrieben: ‚Die 
Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik‘, und der Untertitel lautete: ‚Die Wirt-
schafts- und Währungsunion‘. Im ersten Artikel 
stand zu lesen: ‚Um die für die Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft erforderliche Konvergenz der 
Wirtschafts- und Währungspolitiken zu sichern, 
arbeiten die Mitgliedstaaten gemäß den Zielen des 
Artikels  104 zusammen. Sie berücksichtigen da-
bei die Erfahrungen, die bei der Zusammenarbeit 
im Rahmen des Europäischen Währungssystems 
(1) Delors, J., und Arnaud, J.-L., Mémoires, Plon, Paris, 2004, S. 223-224.
(EWS) und bei der Entwicklung des ECU gesam-
melt worden sind“ (2).
Der Binnenmarkt und die Schaffung eines Kapital-
marktes auf Gemeinschaftsebene auf der Basis der 
Abschaffung der Kontrolle der Wechselkurse waren 
ohne die Perspektive einer späteren Währungsuni-
on nicht vorstellbar. Durch die Einheitliche Akte 
erhielten die Gemeinschaften die „Währungs-
hoheit“, und sie verlieh dem Europäischen Wäh-
rungssystem und der Entwicklung des ECU eine 
Dynamik, an der seine Förderer festhalten würden. 
Den  für  Wirtschaft und Finanzen zuständigen 
Teams in der Mitte der 1980er und 1990er Jahre 
würde die Befriedigung zuteilwerden, den Prozess 
zu vollenden.
Éric Bussière und Ivo Maes
(2) A. a. O., S. 224.
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Kapitel 16  
Umstrittene Politikfelder – 




– die Gemeinsame 
Agrarpolitik in den 
1970er und 1980er 
Jahren
Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) war in den 
1970er und frühen 1980er Jahren weiter einer der 
zentralen Politikbereiche der Gemeinschaft, doch 
ihre Stärken und Schwächen traten zunehmend 
in den Vordergrund. Die GAP hatte im Laufe der 
1960er Jahre konkrete Gestalt angenommen und 
war damit einer der ersten gemeinsamen Politikbe-
reiche. Dass der zu errichtende gemeinsame Markt 
landwirtschaftliche Erzeugnisse umfassen würde, 
war in den Artikeln  38 bis 47 des EWG-Vertrags 
festgelegt. Ziel der GAP war es, die Produktivität 
der Landwirtschaft unter Berücksichtigung der be-
sonderen Eigenart der landwirtschaftlichen Tätig-
keit zu steigern, die sich aus ihrem sozialen Aufbau 
und den strukturellen und naturbedingten Gege-
benheiten der jeweiligen Gebiete ergab. Darüber 
hinaus sollte sie die Belieferung der Verbraucher zu 
vertretbaren Preisen gewährleisten und der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene 
Lebenshaltung sichern. Aus den verschiedenen im 
Vertrag genannten Organisationsformen für eine 
Gemeinsame Agrarpolitik wählte die Gemein-
schaft die eines vollständig integrierten gemeinsa-
men Agrarmarktes (Agrarmarktordnung) mit ge-
meinsamen Preis- und Marktmechanismen aus, der 
von der Kommission zu lenken und zu verwalten 
war. Seit den frühen 1960er Jahren lauteten die zen-
tralen Grundsätze der GAP Einheit des Marktes, 
Gemeinschaftspräferenz und finanzielle Solidarität. 
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Voll funktionsfähig wurde die GAP im Juli 1968, 
was allgemein als großer Erfolg für die europäische 
Integration angesehen wurde. Die Mitgliedstaaten 
betreffende agrarpolitische Entscheidungen wur-
den nunmehr auf Gemeinschaftsebene getroffen. 
Für die Kommission ging dies mit erheblichen 
Herausforderungen und Verantwortlichkeiten 
einher. Zu berücksichtigen ist, dass die GAP in ei-
ner Zeit geschaffen wurde, in der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei mehr als 20  % der 
Erwerbsbevölkerung und rund 11 % des BIP reprä-
sentierten. Die Landwirtschaft der Nachkriegszeit 
war ein Wirtschaftssektor im Umbruch, der es mit 
einer Reihe von strukturellen Problemen wie z. B. 
der Landflucht der Arbeitskräfte, niedrigen Ein-
kommen und niedriger Produktivität zu tun hatte. 
Die GAP hatte diesen Problemen mit markt- und 
strukturpolitischen Maßnahmen beizukommen. 
Zugleich – und das war die Hauptsorge der Kom-
mission – galt es, die Agrarmärkte im Gleichge-
wicht zu halten, um sowohl Versorgungsengpässen 
wie Überschüssen vorzubeugen und den Bedürfnis-
sen sowohl der Landwirte wie der Verbraucher ge-
recht zu werden.
Die Milchseen und Butterberge, die in den 1970er 
und frühen 1980er Jahren Schlagzeilen machten, 
veranschaulichen, wie schwierig es war, den Ag-
rarmarkt auszutarieren – nicht zuletzt deswegen, 
weil die Überschusserzeugung eine Reihe von Ur-
sachen hatte, deren wichtigste der agrartechnische 
Fortschritt war. Im vorliegenden Kapitel sollen die 
Herausforderungen, denen die Kommission in der 
Agrarpolitik gegenüberstand, anhand der markt- 
und strukturpolitischen inneren Entwicklungen 
erörtert werden. Die äußere Dimension, d.  h. Er-
weiterungen und internationale Verhandlungen, 
sowie Währungsturbulenzen stellten die Kom-
mission vor weitere Herausforderungen. Letztlich 
wurden die Diskrepanzen zwischen Angebot und 
Nachfrage und damit die steigenden Kosten der 
Agrarsubventionsmechanismen untragbar und 
veranlassten die Kommission, eine Anpassung der 
GAP vorzuschlagen. 
GD VI – ein reibungslos 
funktionierendes Räderwerk
1973 schied Sicco Mansholt, der „Vater“ der GAP, 
aus der Kommission aus. Mansholt hatte die eu-
ropäische Agrarpolitik seit den 1950er Jahren be-
herrscht, und seine Nachfolger konnten nicht ohne 
weiteres in seine Fußstapfen treten. Sein unmittelba-
rer Nachfolger Pierre Lardinois (1973-1976) galt als 
guter politischer Verwalter und verfügte aufgrund 
seiner Vorgeschichte als Landwirtschaftsminister in 
den Niederlanden über erstklassige Beziehungen im 
Ministerrat. Er galt jedoch nicht unbedingt als Vi-
sionär. Michael Franklin, in den frühen 1970er Jah-
ren stellvertretender Generaldirektor der GD  VI, 
vermerkte: „Von den hochfliegenden Plänen Mans-
holts zum täglichen Kleinklein unter Lardinois ist 
das Pendel zu weit geschwungen“  (1). Lardinois’ 
Nachfolger, der Däne Finn Olav Gundelach (1977-
1981), war der erste Kommissar für Landwirtschaft, 
der nicht zuvor Landwirtschaftsminister in seinem 
Heimatland gewesen war. Gundelach übernahm 
das Agrarressort in einer schwierigen Zeit wach-
sender Überschusserzeugung, auf die er reagierte, 
indem er auf eine vorsichtigere Preispolitik dräng-
te. Nach Gundelachs plötzlichem Tod im Januar 
1981 übernahm der dänische Landwirtschaftsmi-
nister Poul Dalsager (1981-1984) das Amt. Unter 
Dalsager machte die Gemeinschaft ihre schwerste 
Haushaltskrise durch, worauf die Kommission mit 
Maßnahmen zur Verringerung der Kosten für die 
Stützung der Landwirtschaft reagierte (2). Als Frans 
Andriessen (1985-1989), ehemals Finanzminister in 
den Niederlanden, das Ressort übernahm, blickte er 
bereits auf eine Amtsperiode als Wettbewerbskom-
missar zurück. Unter ihm begann die Kommission, 
neue Perspektiven für die Rolle der Landwirtschaft 
in der Gesellschaft zu entwickeln.
(1) Interview mit Michael Franklin, 15. August 2010; Franklin liest aus seinem 
Tagebuch von 1976 vor.
(2) Interviews mit Michel Jacquot, 9.  September 2010, und Peter Pooley, 
10. August 2010.
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Während die Landwirtschaftskommissare häufig 
wechselten, standen der GD VI zwischen 1958 und 
1986 nur drei Generaldirektoren vor, allesamt Fran-
zosen. Als der erste, Louis Georges Rabot, 1978 in 
den Ruhestand trat, hatte er 20 Dienstjahre in der 
GD VI absolviert. In der Kommission wurde Rabot 
allgemein als herausragende Persönlichkeit ange-
sehen, die an der Gestaltung der GAP erheblichen 
Anteil hatte. Rabots Nachfolger, Claude Villain, 
galt als starker Charakter. Auch wenn das Verhält-
nis zu seinen Mitarbeitern daher nicht immer ein-
fach war, galt er allgemein als kompetenter Gene-
raldirektor (1). Als er 1985 die Kommission verließ, 
wurde Guy Legras Generaldirektor. Als früherer 
französischer Diplomat spielte er bei der Verteidi-
gung der GAP in der Uruguay-Runde des GATT 
ab 1986 eine wichtige Rolle.
(1) Interviews mit Claude Villain, 19.  September 2011, und Peter Pooley, 
10. August 2010.
In den 1970er und frühen 1980er Jahren war die 
GD VI weiter eine der größten Generaldirektionen 
der Kommission. Die Überzeugung, dass die euro-
päische Integration am ehesten in der GAP greifbar 
war und konkrete Form angenommen hatte, war in 
der Kommission Gemeingut, und sie war das Cre-
do der GD VI. David Williamson, stellvertretender 
Generaldirektor der GD VI, stellt es wie folgt dar: 
„Die Agrarpolitik war eine voll ausgeprägte europä-
ische Politik, und das verlieh ihr einen besonderen 
Status. Manche mögen sie hin und wieder für eine 
schlechte Politik gehalten haben, aber sie war eine 
voll ausgeprägte europäische Politik, und in diesem 
Sinne galt sie als Vorbild dafür, wie wir Europa zu 
gestalten hätten“ (2). 
Steuerung der Agrarmärkte
„Als Kommissar Lardinois in einem Jahr aufgefor-
dert wurde, den Ministern über die Landwirtschaft 
Bericht zu erstatten, erklärte er lapidar: ‚Europa hat 
in diesem Jahr genug zu essen gehabt.‘ Genau das 
war unsere Aufgabe. Manche Leute können es nicht 
verstehen, aber ohne dieses System wäre alles in die 
Brüche gegangen.“ (3)
Während der 1970er und 1980er Jahre waren die 
Markt- und die Preispolitik die wesentlichen Politik-
instrumente, die eingesetzt wurden, um Angebot 
und Nachfrage im Gleichgewicht zu halten, und 
sie banden den Großteil der finanziellen Mittel der 
Gemeinschaft in der Abteilung Garantie des Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL). Im Laufe der 1960er 
Jahre hatte die Gemeinschaft für verschiedene 
landwirtschaftliche Erzeugnisse Marktordnungen 
geschaffen, die von der Kommission verwaltet wur-
den. Beamte der GD VI führten den Vorsitz in so-
genannten Verwaltungsausschüssen, in denen sich 
(2) Interview mit David Williamson, 28. Juli 2010. Siehe auch Interview mit 
Claude Villain, 19. September 2011.
(3) Interview mit David Williamson, 28. Juli 2010.
Landwirtschaft in Europa – eine Gemeinschaftsaktion. 
Plakat von 1978 mit den Grundsätzen und Vorzügen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
330 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
nationale Behördenvertreter regelmäßig, zeitweise 
wöchentlich, zusammenfanden, um über Abschöp-
fungen, Interventionsverkäufe und andere Maßnah-
men zur Sicherung des Gleichgewichts der Märkte 
für die einzelnen Erzeugnisse zu entscheiden. Die-
ser Verwaltungsaspekt nahm viel Zeit in Anspruch, 
und die Beamten der GD VI trugen große Verant-
wortung  (1). Zudem vertrat der stellvertretende 
Generaldirektor für Märkte die GD VI in den wö-
chentlichen Sitzungen des Sonderausschusses Land-
wirtschaft, in dem im Agrarbereich tätige höhere 
Beamte aus den nationalen Ministerien oder ständi-
gen Vertretungen Kommissionsvorschläge erörter-
ten oder Beschlüsse des Ministerrates vorbereiteten.
Für einige landwirtschaftliche Erzeugnisse, haupt-
sächlich Milch und Milchprodukte, Getreide, Zu-
cker und Rindfleisch, hatte der Rat Jahr für Jahr 
auf Vorschlag der Kommission eine Reihe von in-
stitutionellen Preisen für das bevorstehende Wirt-
schaftsjahr festzulegen und andere marktpolitische 
Maßnahmen zu beschließen. Hierbei handelt es 
sich um zentrale Elemente eines geordneten Mark-
(1) Interview mit David Williamson, 28. Juli 2010.
tes im Unterschied zu einem freien Markt, in dem 
sich Angebot, Nachfrage und Preise von selbst re-
gulieren. Da von der Prämisse ausgegangen wurde, 
dass das Einkommen der Landwirte unmittelbar 
von den Preisen der Erzeugnisse abhängt, gelangte 
die Gemeinschaft in einigen Sektoren, z.  B. dem 
Milchsektor, schließlich zu hohen Preisen, was eine 
beträchtliche Steigerung der Erzeugung und einen 
strukturellen Überschuss nach sich zog. Trotzdem 
blieb die Sorge um das Einkommen der Landwirte 
für die Kommission, den Ministerrat und das Eu-
ropäische Parlament ein Leitmotiv der politischen 
Entscheidungsfindung im Bereich der GAP. Das 
Ziel einer materiellen Besserstellung der Land-
wirte war in Artikel  39 Absatz  1 Buchstabe  b des 
EWG-Vertrags verankert: „Ziel der gemeinsamen 
Agrarpolitik ist es, ... der landwirtschaftlichen Be-
völkerung, insbesondere durch Erhöhung des Pro-
Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft täti-
gen Personen, eine angemessene Lebenshaltung zu 
gewährleisten“. Der vorausgehende Artikel 39 Ab-
satz 1 Buchstabe a sah die Steigerung der Produk-
tivität der Landwirtschaft als notwendige Voraus-
setzung für eine Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Einkommen vor. Gleichwohl sollte schließlich eher 
die Anhebung der Warenpreise als vorrangiges Mit-
tel zur Verbesserung des Lebensstandards der Land-
wirte angesehen werden als die Rationalisierung der 
Erzeugungsverfahren. Folglich konzentrierte sich 
das Bemühen der Landwirtschaftsminister um eine 
Verbesserung der Lage ihrer Mitbürger in der Land-
wirtschaft auf die jährlichen Preisverhandlungen 
im Ministerrat. 
„Was den zentralen Aspekt der Haushaltsmittel an-
geht, so gab es damals – wie soll ich sagen – kaum 
Beschränkungen. Wir spürten im Grunde keine 
finanziellen Zwänge“, stellt Franklin in der Rück-
schau fest (2). Anfang bis Mitte der 1970er Jahre un-
terbreitete die Kommission – reaktiv – zunehmend 
großzügige Preisvorschläge. Der Rat legte in der 
(2) Interview mit Michael Franklin, 5. August 2010.
Der Landwirt am Gängelband der Agrarpolitik. Vision des französischen 
Karikaturisten Plantu von den Machtverhältnissen in der GAP, 
September 1974. Karikatur von Plantu, Le douanier se fait malle. 
20 ans de dessins sur l’Europe, Paris, Le Monde Éditions, 1992, S. 10
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Regel Preise fest, die weit über den Vorschlägen der 
Kommission lagen. Teilweise sind die Preissteige-
rungen Mitte der 1970er Jahre auch auf die hohen 
Inflationsraten in den Mitgliedstaaten nach der Öl-
krise zurückzuführen. Unter Kommissionsmitglied 
Gundelach verfolgte die Kommission später eine 
„vorsichtige“ Preispolitik, der ein weniger starker 
Preisanstieg entsprach. 
In Bezug auf das Ziel des Marktgleichgewichts hat-
te die Kommission somit eine gemischte Bilanz vor-
zuweisen. In der Welternährungskrise 1973/1974 
lagen die Preise der Gemeinschaft unter denen des 
Weltmarktes, so dass die Belieferung der Verbrau-
cher zu angemessenen Preisen gewährleistet war – 
wie dies Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe e des EWG-
Vertrags vorschrieb. Zugleich führten jedoch die 
technische Verbesserung der Produktionsmetho-
den und die Anreize der Markt- und Preispolitik 
der Gemeinschaft bei einigen Agrarerzeugnissen 
zu Überschüssen. Da die Kosten der Lagerung und 
Marktstützung stiegen und stiegen und – was viel-
leicht noch wichtiger war – das Ansehen der Ge-
meinschaft Schaden zu nehmen begann, bemühte 
sich die Kommission nach Kräften um Lösungen 
für dieses Problem. 
Strukturpolitik
Seit Ende der 1950er Jahre ließ sich die Kommissi-
on von der Idee leiten, dass eine Verbesserung der 
Betriebsstrukturen die Produktivität der Landwirt-
schaft steigern, das Einkommen der Landwirte er-
Traum oder Alptraum eines Bürokraten? Die EAGFL-Dossiers in der Kommission in den 1980er Jahren
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höhen und damit letztlich eine Senkung der Preise 
und eine kostengünstige Versorgung der Verbraucher 
erlauben würde. Die Markt- und Preispolitik sollte 
daher mit strukturpolitischen Maßnahmen einherge-
hen, die aus der Abteilung Ausrichtung des EAGFL 
finanziert würden. Die Strukturpolitik war jedoch 
die letzte Bastion der nationalen Landwirtschaftsmi-
nisterien, und die gemeinschaftliche Agrarstruktur-
politik erblickte erst 1972 das Licht der Welt, als drei 
Richtlinien über die Modernisierung der landwirt-
schaftlichen Betriebe (72/159/EWG), die Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (72/160/
EWG) und die Verbesserung der beruflichen Qua-
lifikation und der Information der in der Landwirt-
schaft tätigen Personen (72/161/EWG) verabschiedet 
wurden. Mit diesen Richtlinien, die später weiter ge-
fasst und aktualisiert wurden, lief eine gemeinschaft-
liche Strukturpolitik an. Unter Gundelach wurden 
wichtige neue Verordnungen erlassen, die eine über 
die Verbesserung der Vermarktungs- und Verarbei-
tungsstrukturen in der Landwirtschaft ((EWG) 
Nr. 355/77), die andere über die Bildung von Erzeu-
gergemeinschaften in Belgien, Italien und einigen Re-
gionen Frankreichs zur Steigerung der Leistungsfä-
higkeit der Erzeuger im Markt ((EWG) Nr. 1360/78).
Angesichts des Problems der Abwanderung der Be-
völkerung aus Berggebieten arbeitete die Kommissi-
on eine Richtlinie über die Landwirtschaft in Berg-
gebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten 
aus, deren Annahme der Rat in einer Entschließung 
vom Mai 1973 ankündigte (1). Laut Georges Rencki, 
der damals in der GD  VI für die Maßnahme ver-
antwortlich war, lag die Logik der in der Richtlinie 
vorgesehenen Direktzahlungen an Landwirte darin, 
dass die Gemeinschaft ein Interesse am Verbleib der 
Landwirte in Berggebieten hatte, in denen aufgrund 
des Reliefs eine effiziente und rentable Betriebsfüh-
rung nicht möglich war (2). Im Rahmen der Richt-
(1) Entschließung des Rates vom 15.  Mai 1973 über die Landwirtschaft in 
bestimmten benachteiligten Gebieten, ABl. C  33 vom 23.5.1973, S.  1; 
KOM(73) 202 endg.
(2) Interview mit Georges Rencki, 31. Mai 2011.
linie 75/268/EWG vom 28. April 1975 wurden die 
Mitgliedstaaten ermächtigt, Landwirten in Gebie-
ten, die von der Gemeinschaft festgelegte Kriterien 
erfüllten (z. B. Hangneigung, Dauer des Landwirt-
schaftsjahrs), Beihilfen zu gewähren. Die entspre-
chenden nationalen Maßnahmen wurden aus dem 
EAGFL kofinanziert. Die Richtlinie sah tatsächlich 
erstmals die Möglichkeit vor, dem Agrarsektor di-
rekte Beihilfen zu gewähren.
1984/1985 wurde eine neue Strukturpolitik für den 
Sektor entwickelt; sie begann mit einer Reform der 
Richtlinien von 1972, deren Geltungsdauer 1984 
endete. Bei dieser Neuausrichtung rückte zuneh-
mend die qualitative Verbesserung der Produktion 
in den Vordergrund, woran sich zeigt, dass sich die 
Wahrnehmung der Agrarpolitik langsam wandel-
te (3). In dem Zeitraum verschoben sich die Ziele der 
Strukturpolitik: von dem Ziel, kleinen und rück-
ständigen Betrieben zu helfen, größer und effizienter 
zu werden, das den drei Mansholt-Richtlinien von 
1972 zugrunde gelegen hatte, hin zu einer Struk-
turpolitik, die zunehmend die Idee der Förderung 
des „ländlichen Raums“ in den Mittelpunkt rückte, 
wozu eine umfassendere Sicht von Landwirtschaft 
als Bestandteil der ländlichen Ökonomie gehörte (4).
Die GAP in einem sich wandelnden 
Umfeld: Erweiterung und 
internationale Beziehungen
Sowohl die Nord- als auch die beiden Süderweiterun-
gen hatten tiefgreifende Auswirkungen auf die GAP. 
Das Vereinigte Königreich z.  B. führte zahlreiche 
Lebensmittel aus Ländern des Commonwealth ein. 
Dies musste im Rahmen der GAP berücksichtigt 
(3) Eine Zukunft für die europäische Landwirtschaft – Orientierungen der Kom-
mission im Anschluss an die Anhörungen im Zusammenhang mit dem Grün-
buch, KOM(85) 750 endg.
(4) Interview mit Helmut von Verschuer, 11.-12. Oktober 2010.
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werden  (1). So wurden etwa für Butter und Schaf-
fleisch aus Neuseeland Einfuhrquoten festgelegt, 
die aber von der britischen Regierung und den Aus-
fuhrländern oft als unzureichend angesehen wurden. 
1974/1975 forderte die gerade ins Amt gekommene 
Labour-Regierung eine Neuverhandlung der briti-
schen Beitrittsbedingungen, wobei sie u. a. sicherstel-
len wollte, dass der britische Lebensmittelmarkt für 
nichteuropäische Erzeuger – insbesondere aus dem 
Commonwealth – zugänglich bleiben würde. 
Nachdem die Neuverhandlung abgeschlossen war, 
war das nächste Problem der britische Haushalts-
beitrag. Aufgrund seines kleinen und effizienten 
Agrarsektors erhielt das Vereinigte Königreich aus 
dem Gemeinschaftshaushalt, insbesondere der Ab-
teilung Garantie des EAGFL, weit weniger Mittel 
als Länder mit großer Erzeugung wie Frankreich. 
Dieses Problem beschäftigte die Gemeinschaft von 
Ende der 1970er Jahre, als die beim Beitritt verein-
barte Deckelung der Haushaltsbeiträge Irlands und 
des Vereinigten Königreichs auslief, bis zum Gipfel 
von Fontainebleau im Jahr 1984. Die steigenden 
Kosten der GAP verschärften das Problem des bri-
tischen Haushaltsbeitrags – vergeblich versuchte 
der britische Landwirtschaftsminister 1980, die 
Haushaltsverhandlungen mit den gleichzeitigen 
jährlichen Verhandlungen über die Agrarpreise zu 
verknüpfen.
Mit dem Beitritt Griechenlands und der Aussicht 
auf die Erweiterung um Spanien und Portugal ver-
lagerte sich das Gewicht von „nördlichen“ Erzeug-
nissen wie Getreide und Milchprodukten zu „süd-
lichen“ Erzeugnissen wie Wein, Obst und Gemüse, 
Olivenöl und Tabak. Zudem hatten die Erzeuger 
südlicher Produkte oft den Eindruck, ihre Märkte 
seien weniger geschützt als die nördlicher Produkte. 
Die Kommission suchte umzusteuern, und die Ga-
rantieaufwendungen für die Stützung der Märkte 
(1) Franklin, M., Joining the CAP. The agricultural negotiations for British ac-
cession to the European Economic Community, 1961-1973, Peter Lang, Ox-
ford, 2010.
für Erzeugnisse des Mittelmeerraums stiegen von 
8,9 % im Jahr 1978 auf 22 % im Jahr 1982 (2).
Ein anderes Problem bestand darin, dass der Agrar-
sektor in den südlichen Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der strukturellen und natürlichen Ressourcen im 
Hintertreffen lag. Landwirtschaftliche Einkommen 
in Griechenland, Italien und Südfrankreich waren 
im Schnitt weit niedriger, Betriebe im Schnitt viel 
kleiner und weniger produktiv als in den anderen 
Gebieten der Gemeinschaft. Dieser Abstand zwi-
schen Nord und Süd würde sich mit dem Beitritt 
Spaniens und Portugals noch vergrößern. 
Die Kommission befasste sich seit 1975 mit dem 
Problem des Mittelmeerraums und legte dem Rat 
1977 eine Mitteilung vor, in der besondere Maß-
nahmen für die Landwirtschaft im Süden vorge-
sehen waren. Gundelach war jedoch klar, dass die 
Landwirtschaft nur eines der Probleme der struk-
turschwachen Gebiete darstellte und dass das 
Grundübel der allgemeine Entwicklungsrückstand 
an der Peripherie der Gemeinschaft war (3). Mit der 
bevorstehenden zweiten Süderweiterung rückte 
dieser Aspekt verstärkt ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit der Kommission (4). 
Diese Überlegungen flossen in die integrierten 
Mittelmeerprogramme (IMP) ein, die zwar einen 
Schwerpunkt auf die Modernisierung der Land-
wirtschaft legten, jedoch im Hinblick auf die Förde-
rung der regionalen Wirtschaft umfassendere Ziele 
verfolgten. Rat und Kommission entwarfen die 
IMP in den frühen 1980er Jahren, und der Europä-
ische Rat von Fontainebleau im Jahr 1984 bekannte 
(2) AHCE, Reden, „Mediterranean agriculture: problems and prospects“. 
Rede von Poul Dalsager vor einer Gruppe von Journalisten aus der Gemein-
schaft, die sich zur Untersuchung der Probleme der Landwirtschaft im Mit-
telmeerraum in Griechenland aufhielten, Athen, 22. November 1982.
(3) Interview mit Jens Hauge Pedersen, 2. Mai 2011.
(4) Probleme der Landwirtschaft im Mittelmeerraum (Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat), KOM(77) 140 endg., 1. April 1977. Privatarchiv Ranieri 
di Carpegna, Le problème Nord/Sud dans le secteur agricole, SEK(87) 44, 
13. Januar 1987.
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sich klar zu ihrer Umsetzung (1). IMP-Pilotprojekte 
wurden 1984 und 1985 durchgeführt, wobei für 
den finanziellen Beitrag der Gemeinschaft alle drei 
damaligen Strukturfonds herangezogen wurden (2). 
Die Umsetzung der eigentlichen IMP begann 1986, 
und die Gemeinschaft sagte zu, über einen Zeit-
raum von sieben Jahren 6,6  Milliarden ECU zur 
Modernisierung der Wirtschaft Griechenlands und 
bestimmter Mittelmeerregionen Frankreichs und 
Italiens bereitzustellen. 
Die Tatsache, dass die Gemeinschaft in den 1970er 
Jahren zu einem wichtigen Exporteur von Agrarer-
zeugnissen wurde, führte zu Schwierigkeiten mit 
anderen Ausfuhrländern wie Australien, Neusee-
land und den USA (3). Dies galt ebenso für aufstre-
bende Ausfuhrländer wie Argentinien, Brasilien 
oder Thailand. Hingegen machte die Gemeinschaft 
in ihren Beziehungen zu den AKP-Staaten Handels-
zugeständnisse – in den Lomé-Abkommen wurden 
den AKP-Staaten Kontingente für deren Ausfuhren 
eingeräumt (4). In dem Lomé I beigefügten Zucker-
protokoll sagte die Gemeinschaft etwa zu, eine ga-
rantierte Menge an Zucker mit Herkunft aus den 
Zucker erzeugenden AKP-Staaten aufzukaufen, in 
die Gemeinschaft einzuführen und ebenso güns-
tig zu behandeln wie den hier erzeugten Zucker. 
Lomé III war noch stärker auf die landwirtschaftli-
che Zusammenarbeit ausgerichtet – das Abkommen 
sah für 96 % der aus den AKP-Staaten exportierten 
Erzeugnisse eine abgabenfreie Einfuhr vor. 
Die internationale Dimension der GAP gab der 
Kommission die Möglichkeit, im Namen der 
Gemeinschaft zu verhandeln. Sie vertrat die Ge-
meinschaft z. B. im Zusammenhang mit der Inter-
nationalen Weizen-Übereinkunft und der Inter-
(1) „Integrierte Mittelmeerprogramme: Mitteilung der Kommission“, 20. Feb-
ruar 1985, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 2, 1985.
(2) Siehe Kapitel 17: Die Regionalpolitik: konkreter Ausdruck der europäischen 
Solidarität. 
(3) Interview mit Michel Jacquot, 9. September 2010.
(4) Siehe Kapitel  22: Entwicklungshilfe: zwischen bisherigen Prioritäten und 
neuen Herausforderungen. 
nationalen Zucker-Übereinkunft. Darüber hinaus 
erhielt die Kommission das Recht, im Namen der 
Gemeinschaft die GATT-Verhandlungen zu füh-
ren; dass der Zusammenhalt der Politik gewahrt 
blieb, ist auch darin begründet, dass die Verhand-
lungen über Agrarfragen von der Kommission und 
nicht von den einzelnen Mitgliedstaaten geführt 
wurden. Gleichzeitig aber brachte die internatio-
nale Dimension die GAP unter erheblichen Druck. 
Während die GAP in den GATT-Verhandlungen 
der Kennedy-Runde (1964-1967) ungeschoren 
blieb, wurde das Klima in der Tokio-Runde (1973-
1979) rauer. Länder wie Australien und die Ver-
einigten Staaten griffen die GAP offen an  (5); sie 
wollten die Landwirtschaft nicht im Rahmen einer 
eigenen Verhandlungsgruppe, sondern als Wirt-
schaftssektor wie jeden anderen behandeln. 
Die GAP kam in der Tokio-Runde glimpflich da-
von; wie in der endgültigen Fassung der Mitteilung 
der Kommission an den Rat vom Oktober  1979 
bekräftigt wird, war die Trennung zwischen den 
Verhandlungen über gewerbliche Waren und denen 
über landwirtschaftliche Erzeugnisse ein Sieg für 
die Gemeinschaft: „Da die Partner die Sonderstel-
lung des Bereichs Landwirtschaft anerkannt haben, 
konnte erreicht werden, dass die Gemeinsame Ag-
rarpolitik nicht in Frage gestellt wurde“ (6). 
In der folgenden GATT-Runde, die im Septem-
ber 1986 in Punta del Este eingeläutet wurde, sollte 
die Bedrohung für den Sonderstatus der GAP weit 
größer sein. Unter verschärftem Druck suchte eine 
Gruppe von Ausfuhrländern, die sogenannte Cairns-
Gruppe, die Europäer dazu zu bewegen, den Handel 
mit Agrarerzeugnissen zu liberalisieren und Export-
subventionen abzuschaffen. Die Kommission musste 
(5) AHCE, BAC 48/1984/234, Vermerk von Leslie Fielding an David Han-
nay, „Australia’s Relations with the Community: Policy Statement by the 
Australian Foreign Minister“, 28. Juli 1976, S. 16-18.
(6) AHCE, BAC 48/1984/238, verschiedene Vermerke über die Verhandlun-
gen, S. 563-573; AHCE, KOM(79) 514 endg. vom 8. Oktober 1979, Multi-
laterale Handelsverhandlungen in Genf im Rahmen des GATT (Mitteilung 
der Kommission an den Rat). 
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in dieser heiklen Lage den Maximalforderungen der 
Cairns-Gruppe sowie Kanadas und der USA bezüg-
lich der Exportsubventionen Paroli bieten. Letztlich 
sollte die Uruguay-Runde (1986-1994) dazu beitra-
gen, die Neugestaltung der GAP durch die MacShar-
ry-Reformen von 1992 zu beschleunigen.
Die GAP und das „grüne Geld“
Die wirtschaftlichen und monetären Probleme der 
1970er Jahre wirkten sich stark auf die GAP aus. Die 
Einheit des gemeinsamen Agrarmarktes hatte ihren 
Ausdruck in der einheitlichen Festsetzung der ins-
titutionellen Preise mittels der Agrarrechnungsein-
heit („grünes Geld“) gefunden, die ursprünglich im 
Wert dem US-Dollar und der ansonsten verwendeten 
Rechnungseinheit entsprach. Ende der 1960er Jah-
re geriet diese Einheit in Gefahr, als die Währungen 
der Mitgliedstaaten infolge des Zusammenbruchs 
des Bretton-Woods-Systems zu schwanken began-
nen. 1969 wurde der Französische Franc ab- und die 
Deutsche Mark aufgewertet, was sich auf den Wert 
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse auswirkte – im 
Fall Frankreichs wurden sie billiger, im Fall Deutsch-
lands teurer. Um diese Unterschiede auszugleichen, 
führte die Gemeinschaft Abgaben auf Ausfuhren 
aus Frankreich und Subventionen für Einfuhren 
nach Frankreich ein, was sich auf deutscher Seite in 
Einfuhrabgaben und Exportsubventionen spiegelte. 
Die sogenannten Währungsausgleichsbeträge galten 
zunächst als Übergangsmaßnahme, wurden jedoch 
1971 angesichts anhaltender Währungsturbulenzen 
auf Dauer eingeführt (1). Während sie den Preisinter-
ventionsmechanismus der GAP und den Grundsatz 
der Einheit des Marktes sicherten, hatten sie proble-
matische Nebenwirkungen für Verbraucher, Erzeuger 
und Handel. Währungsausgleichsbeträge wurden nur 
auf Erzeugnisse angewendet, die Interventionskäufen 
unterlagen, z. B. Getreide, Milch, Zucker usw.; bei an-
deren Erzeugnissen hingegen machten sich Wechsel-
(1) Fennell R., The Common Agricultural Policy. Continuity and Change, Cla-
rendon Press, Oxford, 1997, S. 89 ff. 
kursschwankungen unmittelbar bemerkbar. Zudem 
verzerrte das System die gemeinsame Preisfindung, 
führte dazu, dass es Ende der 1970er Jahre sieben un-
terschiedliche Preiszonen gab, und erhöhte die finan-
zielle Belastung des EAGFL. Während des gesamten 
Zeitraums sprach sich die Kommission daher nach-
drücklich für eine Abschaffung der Währungsaus-
gleichsbeträge aus (2). Aufgrund der großen Kluft zwi-
schen starken und schwachen Währungen erwies sich 
dies jedoch als schwierig. Mitgliedstaaten mit starken 
Währungen wie z. B. Deutschland oder die Niederlan-
de betrachteten die Währungsausgleichsbeträge mehr 
und mehr als zusätzliche Einkommensbeihilfen für 
ihre Landwirte. Als das Europäische Währungssys-
tem (EWS) eingeführt wurde, wurde die Gelegenheit 
versäumt, die Währungsausgleichsbeträge abzuschaf-
fen; dies gelang erst auf dem Gipfel von Fontainebleau 
im Juni 1984 – im Ausgleich für zusätzliche Beihilfen 
für die deutschen Landwirte. 
Weihnachtsbutter
„Die einzige Absatzmöglichkeit für Butter war die 
subventionierte Ausfuhr. Der einzige Markt war 
Russland. Wir waren damals mitten im Kalten 
Krieg. Die Russen durchzufüttern, indem wir 
ihnen 1 kg Butter zu 2,80 Francs verkauften, 
während es in Europa 28 Francs kostete – das 
war skandalös. Das Europäische Parlament … lief 
gegen dieses Verramschen der europäischen 
Butter Sturm. Die Abgeordneten, vor allem die 
deutschen, verlangten, dass die sogenannten 
Weihnachtsbutteraktionen häufiger durchgeführt 
oder gar zur Dauereinrichtung gemacht würden. 
Zu den Feiertagen wurden die Butterbestände 
aus den Lagern geholt und auf den Binnenmarkt 
geworfen, mit bedeutenden Preisnachlässen in 
Höhe von 20, 30, 40 %. Die Deutschen sagten: 
‚Lasst uns mehr Weihnachtsbutteraktionen 
machen, statt an die Russen zu verkaufen‘. Sie 
machten sich dabei aber nicht klar, dass Leute, 
die Weihnachtsbutter kauften, keine normale 
Butter mehr kaufen würden“ (3). 
(2) AHCE, KOM(78) 20 endg. vom 10. Februar 1978, Wirtschaftliche Auswir-
kungen der Währungsregelung für die Landwirtschaft (Mitteilung der Kom-
mission an den Rat).
(3) Interview mit Claude Villain, 19. September 2011.
Für die Wirtschaftszeitschrift The Economist kommt mit dem 
Tacitus-Zitat „capax imperii, nisi imperasset“ (er schien zur 
Herrschaft befähigt, solange er nicht herrschte) die Unfähigkeit 
der EWG-Mitgliedstaaten zum Ausdruck, den Vertrag von Rom 
anzuwenden. In dieser Ausgabe anlässlich des 25-jährigen 
Jubiläums des Vertrags von Rom wird die GAP als Errungenschaft 
gezeigt, die den Grabstein der EWG schmückt.
336 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
Anpassung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik
Die Aufwendungen für landwirtschaftliche Markt-
stützungsregelungen aus der Abteilung Garantie 
des EAGFL waren bis Mitte der 1980er Jahre real 
erheblich angestiegen – auf sie entfielen rund zwei 
Drittel der Ausgaben der Gemeinschaft. Zur Stabili-
sierung der Lebensmittelpreise in der Gemeinschaft 
gab es drei Instrumente: eine variable Einfuhrab-
schöpfung, die in die Gemeinschaft eingeführte 
Lebensmittel von Drittlandserzeugern verteuerte, 
Interventionsankäufe (und in geringerem Maße In-
terventionsverkäufe), mit denen das Preisniveau auf 
dem Gemeinschaftsmarkt aufrechterhalten werden 
sollte, sowie Ausfuhrerstattungen, die es ermög-
lichen sollten, die Gemeinschaftserzeugnisse auf 
den Weltmärkten mit niedrigerem Preisniveau zu 
verkaufen. Die zulasten des EAGFL-Garantie ge-
henden Gesamtbeträge waren nicht im Voraus fest-
gelegt, sondern Schätzungen; wie hoch die tatsächli-
chen Ausgaben für die Stützung der Landwirtschaft 
ausfielen, war sowohl von den für die Erzeugnisse 
festgelegten Preisen als auch von anderen Faktoren 
abhängig, die sich der Kontrolle der Gemeinschaft 
entzogen – Dollarkurs, Weltmarktpreise, Witte-
rungsbedingungen usw. Die Aufwendungen für 
den EAGFL-Garantie waren im Haushaltsverfah-
ren nicht angemessen begrenzt und konnten die im 
Haushaltsplan angesetzten Mittel übersteigen. 
Als das Ansehen der GAP aufgrund der Kosten des 
Stützungssystems und der Überschüsse erste Krat-
zer bekam, bemühte sich die Kommission um eine 
Auffächerung des Instrumentariums, ohne jedoch 
eine grundlegende Überprüfung der Verfahren und 
Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik vorzuschla-
gen. Selbst wenn sie eine solche Überprüfung vor-
geschlagen hätte – die Hindernisse für eine Erneu-
erung der Politik waren gewaltig. Abgesehen vom 
Widerstand innerhalb der GD VI, für die Reform 
ein „schmutziges Wort“ (1) war, und seitens einiger 
Kommissionsmitglieder hätte auch der Ministerrat 
einen Wandel kaum ohne Weiteres befürwortet, 
wie aus dem Ringen um die Einführung selbst ge-
ringfügiger Änderungen ersichtlich ist. Zwischen 
1973 und 1986 bestand die Politik der Kommission 
somit zwangsläufig eher darin, die Symptome der 
Agrarüberschüsse zu kurieren, als dem Problem auf 
den Grund zu gehen. 
Um die einzelnen Märkte im Gleichgewicht zu hal-
ten, ersann die GD  VI unterschiedliche Regelun-
gen, die teils kühn und abenteuerlich waren, teils 
an Verzweiflung grenzten. Butter etwa wurde zu 
Tiefstpreisen an Länder hinter dem Eisernen Vor-
(1) Interview mit Michael Franklin, 5. August 2010.
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hang verkauft. Die Buttergeschäfte mit der Sowjet-
union in den Jahren 1973 und 1977 waren politisch 
hochsensibel und umstritten. Herkömmlichere 
Methoden zum Abbau von Überschüssen waren: 
Nahrungsmittelhilfe für Entwicklungsländer (die 
Lieferung von Butterfett und Magermilchpulver 
nach Indien gehörte zu den wichtigsten Program-
men (1)), Anreize zur Steigerung des Verbrauchs wie 
durch subventionierte Weihnachtsbutter, kosten-
freie Schulmilch und kostenfreies Schulobst, Ver-
arbeitung von Wein zu billigem Alkohol und von 
Butter zu Butterfett und v. a. m. Diese Maßnahmen 
waren keine langfristigen Lösungen, kamen aber in 
den Mitgliedstaaten gut an, da sie die Landwirte 
nichts kosteten. 
(1) Interview mit Helmut von Verschuer, 11. und 12. Oktober 2010.
Mitverantwortungsabgabe 
und Milchquote
Seit 1973 hatte die Kommission mit dem Gedanken 
gespielt, die Erzeuger an den Kosten der Überschuss-
erzeugung zu beteiligen (2). Im Milchsektor wurde 
dies schließlich mit der Mitverantwortungsabgabe 
und der Milchquote verwirklicht. 
Die Mitverantwortungsabgabe kann als erster 
Schritt weg von der großzügigen Preispolitik und 
dem garantierten unbegrenzten Ankauf der Er-
zeugnisse durch die Gemeinschaft angesehen wer-
den. Im Juli 1976 beschloss die Kommission, dem 
Rat eine Mitverantwortungsabgabe in Form eines 
dreijährigen Aktionsprogramms zur Sicherung des 
Gleichgewichts auf dem Milchmarkt vorzuschla-
(2) AHCE, KOM(73) 1850 endg. vom 31. Oktober 1973, Anpassung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (Mitteilung der Kommission an den Rat).
Im April 1982 machen französische Landwirte bei einer Demonstration in Brüssel ihrer Verärgerung über die vorgeschlagene Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik Luft, indem sie Slogans wie „Washington regiert in Brüssel“ und „Europäer profitieren von den Preisen, 
Franzosen zahlen die Zeche“ skandieren.
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gen (1). Der Rat nahm dieses Aktionsprogramm am 
17. Mai 1977 an, und die Mitverantwortungsabga-
be trat im September desselben Jahres in Kraft (2). 
Vereinfacht ausgedrückt, wurden die Preise durch die 
Mitverantwortungsabgabe indirekt gesenkt – durch 
eine Abgabe auf den Preis der an Molkereien gelie-
ferten Milch. Der Erfolg war begrenzt, da der vom 
Rat zunächst festgelegte Abgabesatz niedrig (1,5 %) 
war und bei Mengenüberschreitung die Preise erst 
im Folgejahr verringert würden. Gestärkt wurde die 
(1) AHCE, KOM(76) PV  391, 2.  Teil, Sitzung vom 6.  Juli 1976; 
BAC 177/1995/3070, SEK(75) 3530/10, Document de travail complémen-
taire sur certaines questions relatives au secteur du lait et des produits laitiers 
(diffusé sous l’autorité de M. Lardinois), 25. November 1975, S. 4-6.
(2) Verordnung (EWG) Nr.  1078/77 und Verordnung (EWG) Nr. 1079/77, 
ABl. L 131 vom 26.5.1977.
Mitverantwortungsabgabe jedoch 1980 mit der Ein-
führung einer Zusatzabgabe, die zu entrichten war, 
wenn die Lieferungen an Molkereien die Menge von 
1979 um 2 % überstiegen. Zwischen 1979 und 1982 
stiegen die Ausgaben des EAGFL-Garantie weit 
langsamer als in der Zeit von 1974 bis 1979. Dies war 
auf viele Faktoren zurückzuführen, doch einer davon 
war die Mitverantwortungsabgabe (3).
Ab 1982 schnellten die Ausgaben des EAGFL-Ga-
rantie in die Höhe, von 12,4  Milliarden ECU im 
Jahr 1982 auf 15,9 Milliarden ECU im Jahr 1983 
(3) KOM(81) 608 endg. vom 23. Oktober 1981, Mandat vom 30. Mai 1980: 
Leitlinien für die europäische Landwirtschaft. 
1984 einigte sich der Rat der Agrarminister auf die Milchquote. Angesichts des fortwährenden Problems der Agrarüberschüsse bemerkt der 
niederländische Karikaturist Fritz Behrendt trocken: „Hindernis für den gemeinsamen Markt - das war’s?“ (Europe, Sommer 1984, S. 6).
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und 18,4 Milliarden ECU im Jahr 1984  (1). Das 
Streben des Europäischen Rates (insbesondere auf 
dem Gipfel in Stuttgart 1983) und der Kommis-
sion nach weiteren, radikaleren Maßnahmen zur 
Kontrolle der Produktion und damit der Kosten 
ist im Zusammenhang mit drei Fragenkomplexen 
zu sehen, die miteinander verknüpft waren: ers-
tens dem von der britischen Regierung geforderten 
Haushaltsausgleich; zweitens der von der Kosten-
explosion der GAP für den Gemeinschaftshaushalt 
ausgehenden Gefahr (1983 und 1984 überstiegen 
die Zahlungsverpflichtungen die Eigenmittel der 
Gemeinschaft); drittens dem Aspekt, dass der Rat 
die Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien und 
Portugal beschlossen hatte, zwei vergleichsweise 
arme Ausfuhrländer („südlicher“) landwirtschaft-
licher Erzeugnisse. Die bevorstehende Erweiterung 
würde somit eine weitere Anpassung der GAP er-
fordern und eine Mehrbelastung für den Haushalt 
darstellen. Zusammen ließen diese drei Fragenkom-
plexe die GAP stärker unter Druck geraten als je 
zuvor. 
In Reaktion auf den Stuttgarter Gipfel schlug 
die Kommission vor, ein Quotensystem für den 
Milchmarkt einzuführen – im Wege einer Zu-
satzabgabe auf über die Garantieschwelle hinaus 
erzeugte Milch  (2). Die wenig attraktive Alterna-
tive zur Quote hätte darin bestanden, den Milch-
preis 1984/1985 um 12  % zu senken, um den bei 
Überschreitung der Garantieschwelle im Jahr 1983 
drohenden Kostenanstieg zu kompensieren (3). An-
gesichts der Tatsache, dass die GAP die Erhöhung 
der Einkommen der Landwirte zum Ziel hatte, 
wäre dies unannehmbar gewesen. So optierte die 
Kommission bzw. insbesondere Generaldirektor 
Villain für eine pragmatische Maßnahme, die die 
(1) Petit, M., Agricultural Policy Formation in the European Community: the 
birth of milk quotas and CAP reform, Elsevier, Amsterdam, 1987, S. 27.
(2) AHCE, KOM(83) 500 vom 28. Juli 1983, Gemeinsame Agrarpolitik: Vor-
schläge der Kommission (Mitteilung der Kommission an den Rat).
(3) AHCE, BAC 49/1989/237, SEK(83) 1508 vom 23. September 1983, „Wirt-
schaftliche Auswirkungen des Vorschlags der Kommission zur Anpassung 
der Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse“ (Informationsver-
merk der Kommissionsmitglieder François-Xavier Ortoli und Poul Dalsager).
Grundsätze der GAP (einheitliche Preise, Gemein-
schaftspräferenz, finanzielle Solidarität) nicht ge-
fährden würde und dennoch einen kühnen Ansatz 
zur Lösung des finanziellen Problems darstellte. 
In der Kommission war schon sehr lange über die 
Einführung von Quoten diskutiert worden, aber 
viele betrachteten das System mit Skepsis. Die Geg-
ner argumentierten, Quoten seien ein künstliches 
Element, das die bestehenden Produktionsmuster 
erstarren lasse, einer Produktionsverlagerung zu-
gunsten der effizientesten Betriebe im Weg stehe 
und damit dem Grundsatz des freien Marktes wi-
derspreche (4). In den Mitgliedstaaten und den In-
teressenverbänden der Landwirte waren Quoten 
gleichermaßen unbeliebt. Generaldirektor Claude 
Villain ist der Kampf um die Milchquote unverges-
sen: „Ich habe sie vor den Landwirtschaftsführern 
in Frankreich und auch in anderen Ländern vertei-
digt, denn sie war sehr umstritten“ (5). 
(4) Interviews mit Graham Avery, 13.  September 2010, und Sergio Ventura, 
14. September 2010.
(5) Interview mit Claude Villain, 19. September 2011.
Im Anschluss an den Europäischen Rat in Stuttgart im Juni 1983 legte die 
Kommission einen Vorschlag für Quoten für die Milcherzeugung vor. Die 
kommissionsinterne Zeitschrift Courrier du personnel entwirft ihr eigenes Bild von 
der Maßnahme (Nr. 443, 28. Juni 1983).
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Es war – kaum überraschend – ein beschwerlicher 
Prozess, bis die Mitgliedstaaten die Milchquoten 
akzeptierten und verabschiedeten. Bis zum 16. Sep-
tember 1983 hatte sich die Kommission auf eine Rei-
he konkreter Vorschläge geeinigt. Die Produktions-
mengen würden auf das Niveau von 1981 zuzüglich 
1 % festgesetzt, und die über die Quoten hinausge-
hende Produktion würde einer Zusatzabgabe in 
Höhe von 7 % des EWG-Zielpreises unterliegen. In-
tensiverzeuger (mehr als 15 000 kg Milch pro Hek-
tar Futterfläche) hätten eine Sonderabgabe in Höhe 
von 4 % des Zielpreises zu entrichten (1). Die Regie-
rungen der Mitgliedstaaten setzten eine hochrangi-
ge Gruppe von Beamten ein, die das Gipfeltreffen in 
Athen am 6. Dezember 1983 vorbereiten sollte. Der 
Athener Gipfel war jedoch ein Misserfolg, und es 
bedurfte weiterer drei Monate der Verhandlung im 
Rat und in der hochrangigen Gruppe sowie der Ver-
mittlung durch die Kommission, um die Gegensätze 
bezüglich des Agrarpakets zu überwinden. 
Am 13.  März 1984 einigte sich der Rat auf eine 
Milchquote für fünf Jahre. Die Abgabe konnte 
entweder auf der Ebene der Molkerei oder aber 
des Landwirtschaftsbetriebs erhoben werden. Die 
Referenzmenge war die von 1981 plus 1 %, wie ur-
sprünglich von der Kommission vorgeschlagen (2). 
Nachdem der Europäische Rat auf seiner Tagung 
vom 19./20. März 1984 sein Plazet gegeben hatte, 
kam die endgültige Einigung im Rat am 31. März 
dem ursprünglichen Kommissionsvorschlag sehr 
nahe. Der Grundsatz der Garantieschwellen und 
ihre Ausdehnung auf andere Erzeugnisse war damit 
akzeptiert worden. Wichtig war zudem, dass sich 
(1) Petit, M., Agricultural Policy Formation in the European Community: the 
birth of milk quotas and CAP reform, Elsevier, Amsterdam, 1987, S. 30.
(2) AHCE, BAC 40/2002/37, „The Council, Main points of the Agreement 
on the control of production in the milk sector“ (5802/84), 13. März 1984; 
Verordnung (EWG) Nr. 1371/84 der Kommission vom 16 . Mai 1984 mit 
den Durchführungsbestimmungen für die Zusatzabgabe nach Artikel 5c 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68, ABl. L 132 vom 18.5. 1984; Verord-
nung (EWG) Nr. 857/84 des Rates vom 31 . März 1984 über Grundregeln 
für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5c der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse, ABl. L 90 vom 1.4. 
1984; Verordnung (EWG) Nr. 564/84 des Rates vom 1 . März 1984 zur 
Aussetzung der Investitionsbeihilfen in der Milchproduktion, ABl. L 61 
vom 2.3.1984.
der Rat auf die Abschaffung positiver Währungs-
ausgleichsbeträge verständigte. 
Die Kosten der EAGFL-Garantiemaßnahmen 
im Milchmarkt fielen von 3,014 Milliarden ECU 
im Jahr 1984 auf 2,815 Milliarden ECU im Jahr 
1985  (3). Die Milchquote war ein Erfolg, und sie 
sollte von Dauer sein. 
Neue Wege und das Grünbuch 
von 1985
Nach der Einführung der Milchquote im Jahr 1984 
führte die Kommission die Überprüfung der GAP 
im Interesse der Produktionssteuerung und Kos-
tenkontrolle fort. Unter Kommissionsmitglied An-
driessen wurde sie für den Gedanken einer Reform 
der GAP aufgeschlossener. Dessen Kabinettchef 
Carlo Trojan erinnert sich: „Die eigentliche Reform 
der Agrarpolitik begann mit Andriessen“ (4).
Im Januar 1985 stieß die Kommission eine „allge-
meine Diskussion über die Perspektiven der Ge-
meinsamen Agrarpolitik“ an (5). Deren erste Ergeb-
nisse wurden im Juli 1985 in einem sogenannten 
Grünbuch veröffentlicht. Eine revolutionäre Erneu-
erung der GAP wurde darin nicht vorgeschlagen, 
vielmehr handelte es um ein „Optionspapier“, in 
dem eine Reihe möglicher Maßnahmen wie rest-
riktive Preispolitik, direkte Einkommensbeihilfen 
oder Ausweitung der Quotensystems auf ande-
re Produktionsbereiche vorgestellt wurden. Das 
Grünbuch wurde in der Kommission heftig kriti-
siert. Präsident Delors und einigen anderen ging es 
zu weit, und sie fürchteten, einige Textstellen wür-
den die politische Diskussion „vergiften“ (6). 
(3) Privatarchiv Ranieri di Carpegna, Tabelle Nr. 12, ohne Datum.
(4) Interview mit Carlo Trojan, 13. Januar 2011. 
(5) AHCE, KOM(85)  333 endg. vom 30. Juli 1985, S.  I; AHCE, 
BAC 237/2004/46, Vermerk des Sekretariats der Steering Group, Perspecti-
ves de la PAC. Résumé des principales décisions de la réunion préparatoire (14 
mars), 15. März 1985; Interview mit Frans Andriessen, 14. Oktober 2010.
(6) BAC 49/1989/257, Mitteilung von Jürgen Schüler an Karl-Heinz Narjes, 
9. Juli 1985. 
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Diversifizierung der Instrumente der Gemeinsamen Agrarpolitik (1)
(1) Perspektiven für die Gemeinsame Agrarpolitik. Grünbuch der Kommission,  
Juli 1985, S. V-VI. 
Bislang war die Gemeinsame Agrarpolitik 
dadurch gekennzeichnet, dass das Instrument 
der Preisstützung im Vordergrund stand, was 
sich in dem Anteil widerspiegelt, den die 
Abteilung Garantie im Rahmen des 
Gemeinsamen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft hat. Dieses Missverhältnis 
zwischen Preisstützung und sonstigen 
Maßnahmen ist von den ursprünglichen 
Gestaltern der Gemeinsamen Agrarpolitik nicht 
gewollt und hat dazu geführt, dass im Rahmen 
dieser Politik hauptsächlich ein Instrument zur 
Erreichung verschiedener Ziele eingesetzt wird. 
Da dieses Konzept nunmehr an seine Grenzen 
gestoßen ist, erhebt sich zwangsläufig die Frage, 
welche ergänzenden Instrumente entwickelt 
werden sollten. 
Vor kurzem sind mit den Ratsbeschlüssen über 
die neue Agrarpolitik und die Integrierten 
Mittelmeerprogramme wichtige Schritte in 
dieser Richtung unternommen worden. Weitere 
Überlegungen darüber, wie die Landwirtschaft 
einen besseren Platz in der Gesellschaft finden 
kann, sind notwendig, wobei insbesondere die 
Lage der Familienbetriebe zu berücksichtigen 
ist. Umso notwendiger ist dies wegen
•  der Auswirkung einer restriktiven Preispolitik 
auf die Agrareinkommen;
•  der Gefahr einer zunehmenden Polarisierung 
zwischen der Landwirtschaft in den einzelnen 
europäischen Ländern, die von gut-
strukturierten Betrieben mit günstigen 
Wirtschaftsbedingungen bis hin zu 
landwirtschaftlichen Betrieben reicht, die 
innerhalb einer schwach entwickelten 
Regionalwirtschaft durch natürliche Faktoren 
benachteiligt sind;
•  der Herausforderung durch die Erweiterung.
Die Gemeinschaft muss dafür Sorge tragen, dass 
die sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen 
für die in der Landwirtschaft arbeitende 
Bevölkerung durch diese Entwicklungen nicht 
beeinträchtigt werden und dass das 
gesellschaftliche Gefüge der Agrargebiete nicht 
durch die beschleunigte Abwanderung der 
landwirtschaftlichen Arbeitskräfte zerstört wird. 
In einigen Gebieten sind Beschäftigung und 
Aktivität in der Landwirtschaft einfach 
unerlässlich, um eine Abwanderung der 
Bevölkerung zu vermeiden, selbst wenn das nur 
mit Beihilfen möglich ist. Eine bedeutende 
Anzahl von Personen in der Landwirtschaft zu 
halten ist indessen nicht unvereinbar mit der 
– zu fördernden – Tendenz, dass die 
Agrarbevölkerung ihr Einkommen teilweise aus 
nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeit bezieht 
(Nebenerwerbslandwirtschaft).
Die Kommission stellt daher in diesem 
konsultativen Dokument eine Reihe von Optionen 
in den folgenden Bereichen zur Diskussion:
•  die Rolle der Landwirtschaft für den 
Umweltschutz; in unserer Industriegesellschaft 
wird diese Rolle als zunehmend wichtig 
empfunden, und wenn die Landwirtschaft 
bereit ist, sich in diesem Zusammenhang 
neuen Beschränkungen zu fügen, sollte die 
Gesellschaft dies durch Bereitstellung von 
Finanzmitteln anerkennen;
•  die bessere Einbeziehung der Landwirtschaft in 
die regionale Entwicklung; da sich nicht alle 
Probleme der Landwirtschaft allein durch die 
Agrarpolitik lösen lassen, muss unbedingt 
geprüft werden, welchen Beitrag die übrigen 
Politiken leisten können; die Agrarpolitik muss 
in dem breiteren Zusammenhang einer 
umfassenden Politik für den ländlichen Raum 
gesehen werden;
•  die Frage der direkten Einkommensbeihilfen für 
die Landwirtschaft; vor dem Hintergrund einer 
restriktiven Preispolitik müssen die 
Möglichkeiten für ergänzende Maßnahmen in 
Form von Einkommensbeihilfen untersucht 
werden.
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Nachdem die Kommission das Grünbuch angenom-
men hatte, leitete sie ein Konsultationsverfahren 
ein, um die Meinungen von Interessenverbänden, 
Mitgliedstaaten und anderen Gemeinschaftsorga-
nen einzuholen. Wenig überraschend sprach sich 
die Lobby der Landwirte gegen Preissenkungen mit 
direkten Einkommensbeihilfen als Gegengewicht 
aus. Die Auffassungen der Mitgliedstaaten gingen 
auseinander. Die meisten Mitgliedstaaten lehnten 
eine restriktive Preispolitik ab, einige waren willens, 
direkte Einkommensbeihilfen unter bestimmten 
Umständen zu akzeptieren; die Niederlande und 
das Vereinigte Königreich befürworteten hingegen 
die Reform und die restriktive Preispolitik (1). Für 
die weitere Umgestaltung der GAP stand also ei-
niges auf dem Spiel, und die Kommission handelte 
dementsprechend. Die Ergebnisse der Konsultation 
wurden im Dezember 1985 veröffentlicht  (2). Sie 
entsprachen dem von Andriessen während seiner 
gesamten Amtszeit verfolgten Rezept – Auffäche-
rung der Instrumente. Denn nur eine Mischung 
verschiedener Ansätze (restriktive Preispolitik plus 
zusätzliche Maßnahmen wie die Mitverantwor-
tungsabgabe) versprach, für Minister und Landwir-
te annehmbar zu sein. 
Das Grünbuch war insofern innovativ, als die Orga-
ne der Gemeinschaft und andere interessierte Krei-
se in einem Verfahren konsultiert wurden. Noch 
wichtiger war, dass das Grünbuch den Denkprozess 
über die Ziele und Instrumente der GAP und ihre 
künftige Anpassung beschleunigte. In der Kom-
mission sah man den Agrarbereich zunehmend als 
Teil eines weiter gefassten „ländlichen Raums“, der 
Wirtschaft und Gesellschaft ländlicher Gebiete (3).
(1) AHCE, BAC  98/1997/1351, Vermerk von Michel Jacquot (Kabinett des 
Präsidenten), informelle Sitzung des Rates „Landwirtschaft“ über die Zu-
kunft der GAP, 25. September 1985.
(2) AHCE, KOM(85) 750 endg. vom 18. Dezember 1985.
(3) AHCE, KOM(85) 750 endg. vom 18. Dezember 1985; Interview mit Hel-
mut von Verschuer, 11. und 12. Oktober 2010.
Fazit
Während die 1960er Jahre geradezu als „goldenes 
Zeitalter“ der GAP bezeichnet werden können, 
stellte der Politikbereich die Kommission in den 
1970er und 1980er Jahren vor enorme Heraus-
forderungen, deren größte der Kampf gegen die 
sprichwörtlichen Butterberge und Milchseen war. 
Zwischen 1973 und 1986 entwickelte sich die GAP 
jedoch weiter und zeigte sich in gewissem Maße 
flexibel und anpassungsfähig. Die Gemeinschaft 
umschiffte mit Erfolg eine Reihe von Klippen 
wie Währungsturbulenzen, zweifache Süderwei-
terung und GATT-Runden. Während die GAP 
in dieser Zeit unter großen Druck geriet, war die 
Gemeinschaft aber nicht dazu bereit, tiefgreifende 
Reformen durchzuführen, die die Grundsätze der 
Einheit des Marktes, der finanziellen Solidarität 
und der Gemeinschaftspräferenz in Frage gestellt 
hätten. Daher schlug die Kommission innovative 
Lösungen wie die Milchquote vor. Hinzu kam, dass 
infolge der Wirtschaftskrise der 1970er Jahre und 
des anschließenden Vormarschs neoliberaler wirt-
schaftspolitischer Konzepte eine auf Protektionis-
mus und Umverteilung ausgerichtete Politik wie die 
GAP schwerer zu rechtfertigen war als noch in den 
1960er Jahren. Größere Änderungen erwarteten 
die GAP Anfang der 1990er Jahre – wobei sich sa-
gen lässt, dass die Ereignisse der späten 1970er und 
der 1980er Jahre in der Kommission den Boden be-
reitet hatten für eine Anpassung der GAP und die 
Diskussion und Einleitung von Reformen.
Katja Seidel
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16.2 Die Errichtung des 
„Blauen Europa“ – 
die Gemeinsame 
Fischereipolitik
Rechtsgrundlage für die Gemeinsame Fischereipo-
litik (GFP) waren die Vorschriften des EWG-Ver-
trags über die Landwirtschaft. Nach Artikel 38 um-
fasste der Gemeinsame Markt landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, darunter auch Fischereierzeugnisse. 
Somit galten die Ziele der Gemeinsamen Agrar-
politik – Einheitlichkeit des Marktes, finanzielle 
Solidarität und Gemeinschaftspräferenz – auch für 
den Fischereisektor. Allerdings war die Fischerei in 
der Gemeinschaft der Sechs zunächst kein wichti-
ger Wirtschaftszweig, und die GFP lief nur langsam 
an. Es dauerte bis 1966, bis die Kommission ihren 
ersten Bericht über die Lage der Fischwirtschaft in 
den Mitgliedstaaten der EWG und Grundsätze für 
eine gemeinsame Politik (1) veröffentlichte. Vier Jah-
re später, im Juni 1970, verabschiedete der Rat nach 
weiteren Arbeiten der Kommission eine Entschlie-
ßung über die Fischerei und verständigte sich im 
Oktober desselben Jahres auf zwei Verordnungen. 
Mit den Verordnungen (EWG) Nr.  2141/70 und 
(EWG) Nr. 2142/70, die Anfang 1971 in Kraft tra-
ten, wurde eine gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse mit einer gemeinsamen Preis-
politik und Bestimmungen für den Handel mit 
Drittländern geschaffen; zudem durften nunmehr 
nationale Strukturmaßnahmen aus dem Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung (EAGFL-
Ausrichtung), kofinanziert werden. Besonders 
wichtig war, dass der Grundsatz des gleichen Zu-
gangs aller Schiffe der Gemeinschaft zu den Fang-
gründen der Mitgliedstaaten durch diese Verord-
(1) KOM(66) 250 endg.
nungen zum Bestandteil des acquis communautaire 
wurde.
Es gab einen starken Anreiz, die Grundsätze der 
GFP vor einem bestimmten Ereignis festzulegen – 
der Eröffnung der Beitrittsverhandlungen mit drei 
der weltweit bedeutendsten Fischereinationen (Dä-
nemark, Norwegen und Vereinigtes Königreich), 
deren Gewässer zusammen mit denen Irlands wich-
tige Fanggründe für die Flotte der Sechs darstellten. 
Da die Beitrittskandidaten bei der Festlegung der 
Grundsätze der GFP trotz ihrer für sie so offenkun-
digen Bedeutung nicht mitreden durften, nahmen 
sie die Fischereibeschlüsse der Gemeinschaft äußert 
übel auf  (2). Abzusehen war, dass der Ausbau der 
GFP nicht einfach sein würde – doch kaum jemand 
wird geahnt haben, welche Schwierigkeiten es ge-
ben würde. 
Bei der Entwicklung der GFP lassen sich zwei Pha-
sen unterscheiden. In der ersten Phase von 1973 bis 
1977 schuf eine kleine Abteilung („Fischereierzeug-
nisse“) der Generaldirektion  VI (Landwirtschaft) 
in Pionierarbeit die Grundlagen der GFP. Der Rat 
machte sich die Früchte dieser Arbeit mit der so-
genannten Haager Entschließung von November 
1976 förmlich zu eigen. Die zweite Phase begann 
mit der Einrichtung der Generaldirektion Fischerei 
(GD XIV) im Jahr 1977 und dauerte bis zur vollen 
Entfaltung der GFP Anfang 1983. Die GD  XIV 
wurde eher aus politischen als aus organisatorischen 
Gründen eingerichtet – man brauchte eine General-
direktion für einen Iren. Eamonn Gallagher wurde 
zum Generaldirektor berufen; allerdings blieb der 
Kommissar für Landwirtschaft für diesen Poli-
tikbereich bis 1981 zuständig, als der griechische 
Kommissar Giorgios Contogeorgis neben dem Ver-
kehrsressort auch das Fischereiressort übernahm. 
Mancherseits wurde die Einrichtung einer unab-
hängigen Generaldirektion für Fischerei als unnötig 
kritisiert. Die Kommissionsmitglieder fürchteten 
(2) Interviews mit David Hannay, 14. Juli 2011, und Robert Jackson, 27. Sep-
tember 2011.
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zweifellos den Verlust an Personal und Kompetenz, 
da sowohl die GD I als auch die GD VI eine Ab-
teilung an die neue GD XIV abtraten (1). Die neue 
GD  XIV bestand aus einer kleinen eingeschwore-
nen Gruppe von Fischereiexperten. Die beherr-
schenden Persönlichkeiten in der GD  XIV waren 
Generaldirektor Eamonn Gallagher und Direktor 
Raymond Simonnet, der von seinen Mitarbeitern 
„der Admiral“ genannt wurde. Sowohl Gallagher 
als auch Simonnet spielten bei der Ausgestaltung 
der GFP eine wichtige Rolle. Ihre Dominanz in 
der Generaldirektion mochte zu Frustration und 
Schwierigkeiten bei anderen Mitarbeitern führen, 
die sich über mangelnde Transparenz beklagten (2).
(1) AHCE, KOM(77) PV 416, 2. Teil, Sitzung vom 2. Februar 1977, S. 11.
(2) Interview mit Eugenio Pino, 10. Oktober 2011.
Phase I: Internationale 
Herausforderungen und Antworten 
der Gemeinschaft 1973-1977
Da sich die Dänen, Iren und Briten mit dem Grund-
satz, wonach allen Fischern der Gemeinschaft glei-
cher Zugang zu den Hoheitsgewässern aller Mit-
gliedstaaten zu gewähren war, nicht anfreunden 
konnten, ermächtigte die Beitrittsakte von 1972 die 
Mitgliedstaaten, in einer der Küste vorgelagerten 
Zone von sechs Seemeilen bis zum 31.  Dezember 
1982 von diesem Grundsatz abzuweichen (Arti-
kel 100). Für einige Gebiete, die besonders von der 
Fischerei abhängig waren, wurde diese Zone auf 
zwölf Seemeilen ausgedehnt (Artikel 101). Histori-
sche Fangrechte anderer Mitgliedstaaten in diesen 
Gebieten wurden jedoch bestätigt. Für die Kom-
mission ergaben sich aus der Beitrittsakte zwei Auf-
gaben: Innerhalb von sechs Jahren hatte der Rat die 
Voraussetzungen für die Ausübung des Fischfangs 
im Hinblick auf den Schutz der Fischbestände und 
Ein Fischer bei der „Ernte“. Beitrag des französischen Karikaturisten Plantu zur Geburtsstunde der Gemeinsamen Fischereipolitik, 
Januar 1983 (Le douanier se fait malle. 20 ans de dessins sur l’Europe, Paris, Le Monde Éditions, 1992, S. 68 f.)
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die Erhaltung der biologischen Schätze des Meeres 
festzulegen (Artikel  102), und da die Ausnahme-
regelung Ende 1982 auslaufen würde, musste eine 
dauerhafte Lösung gefunden werden. 
Zu Änderungen am ursprünglichen Rahmen der GFP 
kam es aufgrund internationaler Entwicklungen. Als 
1973 die dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Na-
tionen eröffnet wurde, war damit zu rechnen, dass 
die Staaten bis zu 200  Seemeilen vor ihren Küsten 
als Ausschließliche Wirtschaftszone beanspruchen 
würden, was auch die Fischereirechte betreffen würde. 
Der Kommission war wohl bewusst, dass dies für den 
Fischereisektor der Gemeinschaft schwerwiegende 
Folgen haben würde, und zwar in zweierlei Hinsicht: 
Erstens könnte Schiffen der Gemeinschaft der Zugang 
zu ihren angestammten Fanggründen in Drittlands-
gewässern verwehrt werden, womit sie gezwungen 
wären, ihre Tätigkeit in Gemeinschaftsgewässer zu 
verlegen. Zweitens wären für Schiffe aus Drittländern, 
die in künftigen Gemeinschaftsgewässern fischten, 
Regelungen zu erlassen. Die Kommission musste also 
für mehrere Probleme Lösungen parat haben: Erstens 
musste sie sicherstellen, dass die neue 200-Meilen-
Zone im Sinne des Grundsatzes des gleichen Zugangs 
eine Gemeinschaftszone würde; zweitens hatte sie in 
dieser Zone die Fischereitätigkeit zu regulieren, etwa 
durch Bestandserhaltungsmaßnahmen; drittens hatte 
sie die Frage des Zugangs von Gemeinschaftsschiffen 
zu Drittlandsgewässern und von Drittlandsschiffen 
zu Gemeinschaftsgewässern zu klären; schließlich hat-
te sie Maßnahmen vorzusehen, um die Fischereiflotte 
der Gemeinschaft bei der Einstellung auf die neuen 
Herausforderungen zu unterstützen.
Die Kommission ging davon aus, dass die Ausdeh-
nung der Gewässer auf 200 Seemeilen die bestehen-
den Interessendivergenzen zwischen den Mitglied-
staaten verschärfen würde. Viele der attraktivsten 
Fanggründe würden unter die Kontrolle Däne-
marks, Irlands und des Vereinigten Königreichs ge-
raten (die Gemeinschaft tätigte 80 % ihrer Fänge im 
Nordostatlantik, 75  % davon in Gemeinschaftsge-
wässern), und belgischen, deutschen, französischen 
und niederländischen Schiffen müsste Zugang zu 
diesen Gewässern gewährt werden (1). 
Nach Louis Mordrel, einem hohen Beamten der 
DG  XIV, der an der dritten Seerechtskonferenz der 
Vereinten Nationen teilnahm, hätten die Folgen für 
die GFP fatal sein können. „Angesichts dieser Heraus-
forderung gab es nur zwei Lösungen. Entweder würde 
die Gemeinschaft im Bereich Fischerei auseinander-
fallen – jedes Land geht seinen eigenen Weg, aber das 
wäre eine Katastrophe gewesen –, oder man würde 
versuchen, gemeinsame Lösungen und gemeinsame 
Standpunkte gegenüber Drittländern zu finden“  (2). 
Die Antwort der Kommission auf diese Herausforde-
rung und erste Vorschläge für die Ausgestaltung der 
GFP wurden daraufhin von einem sehr kleinen Team 
in der Fischereiabteilung der GD VI ausgearbeitet. 
Im Februar 1976 schlug die Kommission in einer 
Mitteilung an den Rat eine umfassende Lösung für 
die Bewirtschaftung einer möglichen 200-Meilen-
Zone vor. Der Kommission ging es vor allem um 
die Erhaltung der Bestände, und zur Regulierung 
der Fischereitätigkeit schlug sie die Festsetzung der 
zulässigen Gesamtfangmengen (Total Allowable 
Catches – TAC) vor. Im Hinblick auf die Frage des 
Zugangs empfahl die Kommission eine Verlänge-
rung der Ausnahmeregelungen in der Beitrittsakte. 
Gewässer zwischen der 12-Meilen-Zone und der 
200-Meilen-Zone wären somit Gemeinschaftsge-
wässer, für die der Grundsatz des gleichen Zugangs 
gelten würde (3). 
In der Mitteilung erkannte die Kommission an, dass 
sie bei künftigen Vorschlägen sowohl der zuneh-
mend auf Spitzentechnologie gestützten Hochseefi-
scherei als auch der handwerklichen Küstenfischerei 
Rechnung tragen müsse. Einerseits waren viele Fi-
(1) Privatarchiv Louis Mordrel, Louis Mordrel, Note à l’attention de Monsieur 
Van Lierde, 27. Mai 1974.
(2) Interview mit Louis Mordrel, 16. Juni 2011.
(3) Probleme, die der Gemeinschaft in der Seefischerei durch die Einführung von 
200-Seemeilen-Wirtschaftszonen entstehen (Mitteilung der Kommission an 
den Rat), AHCE, KOM(76) 59 endg. vom 18. Februar 1976.
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schereifahrzeuge für die Kabeljaufischerei im äu-
ßersten Nordatlantik ausgerüstet, und wenn ihnen 
der Zugang zu diesen Fanggründen verwehrt würde, 
müssten sie für andere Fischarten umgerüstet oder 
zur Vermeidung von Überfischung aus dem Verkehr 
gezogen werden. Andererseits war die handwerk-
liche Küstenfischerei weit verbreitet, vor allem in 
strukturschwachen Gebieten. Sie repräsentierte ein 
Drittel der Produktion und drei Viertel aller Fischer. 
Daher schlug die Kommission im Rahmen der Ver-
ordnung (EWG) Nr.  2141/70 Sondermaßnahmen 
für die Küstenzonen vor. Da alle Mitgliedstaaten 
mit Ausnahme Italiens außerhalb der 200-Meilen-
Zone fischten, kam Vereinbarungen mit Drittlän-
dern vitale Bedeutung zu. So würde etwa die briti-
sche Flotte am stärksten unter der Ausdehnung der 
Zonen Islands und Norwegens zu leiden haben, was 
in den sogenannten Kabeljaukriegen zwischen Is-
land und dem Vereinigten Königreich Anfang bis 
Mitte der 1970er Jahre Ausdruck fand. 
Bei der Umsetzung dieser Mitteilung in konkrete 
politische Vorschläge war der wichtigste Streitpunkt 
in der Kommission die Frage des gleichen Zugangs. 
In einer dramatischen Nachtsitzung am 22.  Sep-
tember 1976 beschloss die Kommission gegen den 
erbitterten Widerstand der irischen und britischen 
Kommissare Patrick Hillery, Christopher Soames 
und George Thomson, Abweichungen vom Grund-
satz des gleichen Zugangs auf eine 12-Meilen-Zone 
zu beschränken, während der Ire und die beiden 
Briten für eine bessere Lösung für Irland und das 
Vereinigte Königreich gekämpft hatten, da sie wuss-
ten, wie wichtig die Angelegenheit in beiden Län-
dern war. Zudem schlug die Kommission vor, die 
Regelungen nach Artikel  100 und 101 über den 
31. Dezember 1982 hinaus zu verlängern (1). 
Am 23. September 1976 übermittelte die Kommis-
sion dem Rat ihre Vorschläge (2). Sie enthielten vier 
(1) AHCE, KOM(76) PV 397, 2. Teil, Sitzung vom 22. September 1976.
(2) Künftige Fischereipolitik gegenüber Drittländern und innergemeinschaftliche 
Fischereiregelung, AHCE, KOM(76) 500 endg. vom 23. September 1976.
Kernpunkte. Erstens sollten die Mitgliedstaaten in 
einem abgestimmten Vorgehen am 1.  Januar 1977 
die ihren Küsten vorgelagerte Fischereizone auf 
200  Seemeilen ausdehnen. Zweitens solle die Be-
wirtschaftung dieser neuen Zone der Gemeinschaft 
und nicht den Mitgliedstaaten obliegen. Die in Ar-
tikel 100 der Beitrittsakte genannte 6-Meilen-Zone 
solle auf zwölf Meilen ausgedehnt werden, und 
diese Regelung solle über den 31.  Dezember 1982 
hinaus gültig sein. Historische Fangrechte inner-
halb der 12-Meilen-Zone müssten gewahrt bleiben. 
Drittens würde die Kommission im Namen der 
Gemeinschaft Abkommen aushandeln, durch die 
Schiffen der Mitgliedstaaten die Fischerei in der 
200-Meilen-Zone von Drittländern und einigen 
Schiffen aus Drittländern die Fischerei in Gemein-
schaftsgewässern erlaubt würde. Viertens würde die 
Gemeinschaft die Umstrukturierung und Anpas-
sung der gemeinschaftlichen Fischereiflotte finanzi-
ell unterstützen. 
Am 8.  Oktober wurde der Entwurf einer Verord-
nung mit diesen Grundsätzen dem Rat vorgelegt. 
Die irische und die britische Regierung hatten je-
doch auf eine ausschließliche Zone von 50 Meilen 
gehofft – was für die übrigen Mitgliedstaaten und 
die Kommission als Verstoß gegen den im Vertrag 
verankerten Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
unannehmbar war. Der Rat war mithin über die 
meisten Fragen geteilter Meinung und konnte bis 
zum Stichtag 1.  Januar 1977 keine Einigung er-
zielen. Bei einem Treffen im Rahmen der Europä-
ischen Politischen Zusammenarbeit in Den Haag 
gelangten die Außenminister zu einem Kompro-
miss, den der Rat am 3. November 1976 förmlich 
annahm („Haager Entschließung“). Vereinbart 
wurde, am 1. Januar 1977 in konzertierter Aktion 
eine 200-Meilen-Zone zu schaffen und die Kom-
mission zur Aushandlung von Abkommen mit 
Drittländern zu ermächtigen. Es bedurfte jedoch 
weiterer sechs Jahre sowie harter Arbeit und ge-
schickten Verhandelns seitens der Kommission, ehe 
im Rat eine Einigung über die GFP erzielt werden 
konnte. 
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Phase II: der Kampf um Zugang 
und Quoten 1977-1983
Unter sehr schwierigen Rahmenbedingungen – 
die Fischbestände schrumpften, was 
durchgreifende Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich machte – kam es zwischen den 
Gründerstaaten und den Neumitgliedern zu 
erbitterten Auseinandersetzungen. Erstere 
pochten unter Führung Frankreichs auf das 
Recht des freien Zugangs und wollten die 
Bestände nach überkommener Fischereitätigkeit 
aufteilen – auch in den Gewässern der anderen 
Staaten. Die neuen Mitgliedstaaten, vor allem 
Irland und das Vereinigte Königreich, wollten den 
anderen – gemäß dem auf der 
Seerechtskonferenz erzielten Konsens – nur jene 
Mengen zugestehen, die über ihre eigenen 
Fischereikapazitäten hinausgingen (1). 
Im Rat war es in den Fragen des Zugangs und der 
Aufteilung der Bestände zu einer Blockade gekom-
men. Die extremen Positionen nahmen einerseits 
das Vereinigte Königreich und in gewissem Maße 
Irland mit der Forderung ein, den Zugang zu ihren 
Küstengewässern – im größtmöglichen Umfang 
(von zwölf Meilen bis zu 50 Meilen in einigen Ge-
bieten) – auf Dauer einzuschränken, sowie anderer-
seits Frankreich, das auf historischen Fangrechten 
und dem gleichen Zugang beharrte. 
Die Haltungen wurden immer unnachgiebiger, und 
die wütende Rhetorik sowohl im Rat als auch in der 
Öffentlichkeit der Mitgliedstaaten machte die Din-
ge nur noch schlimmer. Als der Konservative Peter 
Walker im Mai 1979 John Silkin im Amt des briti-
schen Fischereiministers ablöste, zeigte sich die neue 
Thatcher-Regierung versöhnlicher. Obwohl noch 
kein Durchbruch erzielt war, konnte der Rat 1980 
die erste jährliche Verordnung über die zulässige 
Gesamtfangmenge (TAC) verabschieden. Die Kom-
mission legte mehrere Kompromissmodelle vor, und 
im Rat wurde nun insbesondere an einem Ausgleich 
(1) Anmerkung von François Benda zum Entwurf dieses Textes.
auf der Grundlage einer ausschließlichen 12-Meilen-
Zone gearbeitet. Angesichts der Annäherung zwi-
schen den Mitgliedstaaten schien es, als könne der in 
der Erklärung des Rates vom 30. Mai 1980 (2) fest-
gelegte Stichtag 1. Januar 1981 eingehalten werden. 
Auch die 1980 bei der britischen Haushaltsfrage 
erzielten Fortschritte dürften zur Entspannung im 
Fischereisektor beigetragen haben (3).
Nicht minder umstritten als der Zugang war die 
Aufteilung der verfügbaren Bestände unter den 
Mitgliedstaaten, d. h. die Quoten. Zunächst bean-
spruchte das Vereinigte Königreich einen Anteil 
von 60 % der Gesamtfangmengen bei den wichtigs-
ten Arten, später nur noch 45 %; der Kommissions-
vorschlag von 1978 hatte bei 31 % gelegen. Letztlich 
empfanden die meisten Mitgliedstaaten die von der 
Kommission am 3.  Dezember 1980 vorgeschlage-
ne Quotenaufteilung als annehmbar, der zufolge 
36,1  % auf das Vereinigte Königreich, 24,1  % auf 
Dänemark und 13,6  % auf Frankreich entfallen 
würden. Eine umfassende Einigung scheiterte im 
Dezember 1980 jedoch an einem innenpolitischen 
Problem – den Präsidentschaftswahlen in Frank-
reich und dem Amtsantritt des neuen französischen 
Staatspräsidenten François Mitterrand, der hoffte, 
für die französischen Fischer bessere Zugangsrech-
te und höhere Quoten erreichen zu können. Die 
Dinge änderten sich erst 1982, als der sich abzeich-
nende Beitritt der Fischereination Spanien und das 
drohende Ende der zehnjährigen Geltungsdauer 
der Ausnahmeregelungen zum 31. Dezember 1982 
die Entscheidungsfindung beschleunigten. Die 
Kommission legte ihre endgültigen Kompromiss-
vorschläge im Juni 1982 vor (4). Als letztes Hinder-
nis für eine Einigung sollte sich erweisen, dass die 
Dänen in einigen Bereichen, insbesondere bei ihrer 
(2) Erklärung des Rates vom 30. Mai 1980 betreffend die gemeinsame Fische-
reipolitik, ABl. C 158 vom 27.6.1980, S. 2.
(3) Leigh, M., European Integration and the Common Fisheries Policy, Croom 
Helm, London, 1983, S. 84. 
(4) AHCE, KOM(82)  368 endg. vom 11.  Juni 1982, Geänderter Vorschlag 
für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer gemeinschaft-
lichen Regelung für die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbestände; 
KOM(82) 368 endg./2 vom 22. Juni 1982.
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Fangquote für Makrele, Last-Minute-Verbesserun-
gen wünschten. 
Am 25.  Januar 1983 traf der Rat schließlich eine 
Entscheidung über Zugang und Quoten und er-
ließ eine Gemeinschaftsregelung für Fischerei und 
Aquakultur. Diese Lösung entsprach weitgehend 
den ursprünglichen Kommissionsvorschlägen von 
1976. Die Ausnahmeregelung (die „12-Meilen- 
Regelung“) wurde um zehn Jahre bis 1992 verlän-
gert – und war um weitere zehn Jahre verlänger-
bar –, und sie wurde räumlich auf die den Küsten 
aller Mitgliedstaaten bis zu zwölf Meilen vorgela-
gerten Gewässer ausgedehnt. Historische Fangrech-
te waren davon nicht berührt. Die Grundverord-
nung (EWG) Nr. 170/83 stellte heraus, zu welchem 
Zweck die gemeinschaftliche Fischereiregelung 
geschaffen wurde – „zum Schutz der Fanggründe, 
zur Erhaltung der biologischen Meeresschätze und 
zur Gewährleistung ihrer ausgewogenen Nutzung 
auf einer dauerhaften Basis unter angemessenen so-
zialen und wirtschaftlichen Bedingungen“. Zu dem 
Paket gehörten ein System der zulässigen Gesamt-
fangmengen, die in Quoten für die einzelnen Mit-
gliedstaaten aufzuteilen waren, eine Verordnung 
zur Festlegung der zulässigen Gesamtfangmengen 
für 1982 und der entsprechenden Fangbedingun-
gen ((EWG) Nr.  172/83) sowie eine Verordnung 
über die gemeinsame Bewirtschaftung und Erhal-
tung der Fischbestände ((EWG) Nr.  171/83). Die 
Einsetzung eines wissenschaftlich-technischen 
Ausschusses sollte gewährleisten, dass die Gesamt-
fangmengen den wissenschaftlichen Standards der 
Bestandserhaltung genügten. 
Zu den Beschlüssen von 1983 zählte eine wichtige 
Vereinbarung über strukturpolitische Maßnahmen 
– ein Bereich, der ebenfalls unter der sechsjährigen 
Blockade gelitten hatte. 1977/1978 hatte die Kom-
mission einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Un-
terstützung der Anpassung der Erzeugungs- und 
Verarbeitungskapazitäten an die neuen Gegeben-
heiten vorgelegt. Während der Rat diesen Vorschlag 
nicht annahm, setzten einige Mitgliedstaaten in 
der Richtlinie genannte Maßnahmen in Form von 
staatlichen Beihilfen um, die von der Kommission 
in der Regel im Rahmen von Artikel 92 geneh-
migt wurden. In Reaktion auf die Erklärung des 
Rates von Mai 1980 legte die Kommission diesem 
am 22. Juli 1980 einen neuen, überarbeiteten Vor-
schlag für strukturpolitische Maßnahmen vor  (1). 
Im Januar 1983 sagte der Rat zu, die notwendigen 
Maßnahmen in einer Entschließung am 25. Januar 
anzunehmen. Schließlich verständigte sich der Rat 
am 4. Oktober 1983 auf das, was später als Mehr-
jähriges Ausrichtungsprogramm (MAP) bezeich-
net wurde (Verordnungen (EWG) Nr. 2908/83 und 
(EWG) Nr. 2909/83). Das Ziel war die Umstruktu-
rierung der Fischereiwirtschaft und die Verkleine-
rung und Modernisierung der Fangflotte. Das erste 
MAP (1983-1986) enthielt lediglich Richtwerte, 
doch das folgende MAP von Dezember 1986  (2) 
schrieb den Mitgliedstaaten vor, die Kapazität ihrer 
Flotte über einen Zeitraum von fünf Jahren um 2 % 
(Motorleistung) bzw. 3 % (Tonnage) zu verringern.
Wie in der Haager Entschließung von 1976 ver-
einbart, handelte die Kommission trotz der fest-
gefahrenen Situation im Rat eine Vielzahl von 
Übereinkünften mit Drittländern aus. Wenn wech-
selseitiges Interesse an den jeweiligen Fanggründen 
bestand, strebte die Kommission Rahmenvereinba-
rungen an wie die 1978 und in den Jahren danach 
mit Schweden, den Färöern, Kanada, Finnland und 
Norwegen unterzeichneten Übereinkünfte über die 
Fischerei in der 200-Meilen-Zone der EG. Hatte ein 
Land keine Gegenleistung zu bieten, wurde seinen 
Fischereifahrzeugen der Zugang zu den Gemein-
schaftsgewässern verwehrt; dies galt für die DDR, 
Japan, Polen, Rumänien und die Sowjetunion. Da-
durch wurden Fischereikapazitäten für Schiffe der 
(1) AHCE, BAC 36/1980/450, KOM(80) 420 endg. vom 18. Juli 1980, Vor-
schläge für strukturpolitische Maßnahmen auf dem Fischereisektor (Mittei-
lung der Kommission an den Rat).
(2) Verordnung (EWG) Nr.  4028/86 des Rates vom 18.  Dezember 1986 
über Gemeinschaftsmaßnahmen zur Verbesserung und Anpassung der 
Strukturen im Bereich der Fischerei und der Aquakultur, ABl. L 376 vom 
31.12.1986, S. 7.
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Gemeinschaft frei. Da einige Mitgliedstaaten in 
afrikanischen Gewässern im mittleren und südli-
chen Ostatlantik fischten, führte die Kommission 
Erkundungsgespräche und schloss Abkommen mit 
u. a. Guinea-Bissau, Mauretanien und Senegal. Die 
EG wurde Mitglied mehrerer regionaler Fischerei-
organisationen wie der Organisation für die Fische-
rei im Nordwestatlantik (1979) und der Fischerei-
kommission für den Nordostatlantik (1982) (1).
Erweiterung, Bestandserhaltung, 
Kontrolle und Durchsetzung
Die Atempause nach dem Durchbruch im Janu-
ar 1983 endete mit dem Beitritt Spaniens und 
Portugals. Mit diesem Ereignis begann eine neue 
Phase, stellten sich neue Probleme, die das schwer 
erkämpfte Gleichgewicht bei Quoten und Zugang 
umzustürzen drohten. Eugenio Pino, ein ehema-
liger Direktor der GD  XIV, erinnert sich: „Wir 
hatten eine weitere Sprosse auf der Leiter zu neh-
men, d.  h. den Beitritt Spaniens und Portugals zu 
bewältigen. Mit diesem Beitritt verdoppelten sich 
praktisch die Schwierigkeiten, sowohl bezüglich 
der Kapazitäten als auch der im Fischereisektor Be-
schäftigten“ (2). Mit der dritten Erweiterung würde 
die Zahl der Fischer auf das Zweifache, die Tonna-
ge der gemeinschaftlichen Fangflotte um 65 % und 
die Fischereierzeugung um 45 % steigen (3). Hinzu 
kam, dass die iberischen Gewässer keine bedeuten-
den Fanggebiete waren, so dass sich die insgesamt 
verfügbaren Ressourcen nicht vermehren würden. 
Sollte Spanien und Portugal uneingeschränkt Zu-
gang zu Gemeinschaftsgewässern gewährt werden, 
hätten sich die Alt-Mitgliedstaaten aufgrund der 
bereits maximalen Befischung der Bestände mit 
einer erheblichen Verringerung ihrer Fangmengen 
(1) Churchill, R. R., und Owen, D., The EC Common Fisheries Policy, Oxford 
University Press, Oxford, 2010, S. 8.
(2) Interview mit Eugenio Pino, 10. Oktober 2011.
(3) Lequesne, C., „Quand l’Union européenne gouverne les poissons: pourquoi 
une politique commune de la pêche?“, Les études du CERI, Nr. 61, Dezem-
ber 1999, S. 5.
abfinden müssen. Obwohl die spanische Regierung 
in ihrer Erklärung vom 21. Juli 1980 hervorgehoben 
hatte, wie wichtig die Fischerei für die Wirtschaft 
des Landes sei, kam es nicht in Betracht, spanischen 
Schiffen gleichen Zugang zu gewähren. So über-
rascht es wenig, dass die Beitrittsverhandlungen in 
diesem Bereich besonders schwierig waren und der 
Zugang der Fangflotten Spaniens und Portugals zu 
britischen und irischen Gewässern schließlich im 
Beitrittsvertrag von 1986 für einen Übergangszeit-
raum bis 2002 eingeschränkt wurde. 
Als die Kommission 1976 eine wirksame politische 
Strategie zur Erhaltung der Fischbestände in der 
gemeinschaftlichen 200-Meilen-Zone für drin-
gend erforderlich hielt, ging es ihr um nicht mehr 
und nicht weniger als die Sicherung der Existenz-
grundlage des Fischereisektors (4). Da es im Rat zu 
keiner Einigung gekommen war, blieb die Bestands-
erhaltungspolitik der Gemeinschaft jedoch vorerst 
ineffektiv. Mitgliedstaaten wie das Vereinigte Kö-
nigreich ergriffen einseitige Schutzmaßnahmen 
– was die Kommission nicht dulden konnte. Die 
Angelegenheit wurde vor den Europäischen Ge-
richtshof gebracht, der zugunsten der Kommis-
sion entschied  (5). Bei einigen Fischarten, etwa 
dem Hering, war bereits 1976, als die neue Politik 
ausgearbeitet wurde, ein dramatischer Rückgang 
der Bestände zu verzeichnen. Ohne festes gemein-
schaftliches Bekenntnis zu den von der Kommissi-
on vorgeschlagenen zulässigen Gesamtfangmengen 
und Quoten waren 1980 und 1981 Jahre der Über-
fischung. Es hatte sich keine Einigung über den 
Schutz der Meeresressourcen erzielen lassen, und 
die freiwillige Einhaltung der von der Kommissi-
on vorgeschlagenen Fangmengen, Interimsverord-
nungen für die Erhaltung und Bewirtschaftung der 
Bestände sowie von der Kommission genehmigte 
nationale Maßnahmen waren eine unbefriedigende 
Übergangslösung. 
(4) Privatarchiv Louis Mordrel, Louis Mordrel, „L’adaptation de la politique 
commune de la pêche“, 2. August 1976.
(5) Interview mit John Temple Lang, 15. Februar 2011.
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Angesichts der schrumpfenden Fischbestände kam 
der Durchsetzung der Vorschriften der neuen GFP 
entscheidende Bedeutung zu. Die Kommission 
hatte dabei jedoch nur begrenzte Befugnisse. 1983 
wurde eine Inspektorengruppe eingesetzt, die die 
Einhaltung der zulässigen Gesamtfangmengen und 
Quoten sicherstellen sollte. Der Chef der Gruppe 
berichtete jedoch, es sei sehr schwer gewesen, Be-
trugsfällen auf die Spur zu kommen, da die Kom-
mission die nationalen Behörden im Voraus über 
die Besuche ihrer Inspektoren habe unterrichten 
müssen. Die Inspektoren hätten sich oft gegenüber 
den Behörden vor Ort nicht durchsetzen können, 
die über Verstöße hinweggesehen hätten (1).
Fazit
Die Errungenschaften der GFP in den Jahren 1973 
bis 1986 konnten sich sehen lassen. Unter dem 
Druck einer internationalen Herausforderung ar-
beitete die Kommission angemessene Lösungen aus, 
legte die erforderlichen Vorschläge vor und unter-
stützte den Rat in äußerst schwierigen Verhandlun-
gen, die 1983 zur Einführung eines umfassenden 
gemeinschaftlichen Bestandserhaltungs- und Be-
wirtschaftungssystems im Fischereisektor führten. 
Indem die Kommission bilaterale Abkommen aus-
handelte und an internationalen Verhandlungen 
wie jenen der Vereinten Nationen über das Seerecht 
teilnahm, fiel ihr zudem eine wichtige Rolle in den 
Außenbeziehungen der Gemeinschaft zu. Gleich-
wohl war und blieb die Fischerei ein umstrittener 
Politikbereich, in dem die Interessen der Mitglied-
staaten stark divergierten. Die neue Politik konnte 
diese Gegensätze nicht aufheben. Trotz Gesamt-
fangmengen und Quoten konnte auch der Überfi-
schung nicht wirksam Einhalt geboten werden, da 
dem Kontrollsystem weiter die Zähne fehlten. Die 
GFP stellte für die Kommission eine Herkulesauf-
gabe dar: Sie musste eine Balance finden zwischen 
(1) Interview mit François Benda, 2. November 2010.
Fischereiministern und unzufriedenen Fischern ei-
nerseits und der Notwendigkeit der Überwachung 
und Erhaltung der Fischbestände andererseits – oft-
mals ein nahezu aussichtsloses Unterfangen. 
Katja Seidel
Die Kommission erließ eine Reihe von 
Durchführungsbestimmungen zu der 1982 
erlassenen Verordnung über die Kontrolle der 
Fischereitätigkeit von Schiffen der 
Mitgliedstaaten (2), um die Einhaltung der vom 
Rat beschlossenen Beschränkungen der 
Fangmöglichkeiten zu gewährleisten:
i)  Es wurde eine Inspektionseinheit aus von der 
Kommission beauftragten Beamten gebildet, 
die die einzelstaatlichen Dienststellen bei 
ihren Kontrollen auf See und in den Häfen 
unterstützen sollte; 
ii)  bei Beständen, bei denen die Kommission auf 
der Grundlage der von den Mitgliedstaaten 
mitgeteilten Fänge die Ausschöpfung der 
Quoten festgestellt hatte, wurde mehrmals 
der Fang eingestellt; 
iii)  mit einer Verordnung vom 22. September (3) 
wurde ein Logbuch eingeführt, das von den 
Kapitänen von Fischereifahrzeugen, welche die 
Flagge eines Mitgliedstaats führten oder in 
einem Mitgliedstaat registriert waren, geführt 
werden musste; in dieser Unterlage, deren 
Inkrafttreten für 1984 vorgesehen war, waren 
für die Arten, für die eine TAC festgesetzt 
worden war, mindestens die an Bord 
behaltenen Fangmengen einer jeden Art, 
Datum und Ort dieser Fänge sowie die Art der 
verwendeten Fanggeräte aufzuführen; ferner 
wurde ein Lizenzsystem beschlossen, um die 
Fischereitätigkeit der Schiffe der Gemeinschaft 
in einem biologisch empfindlichen Gebiet 
nördlich von Schottland zu regeln (4). 
(2) Verordnung (EWG) Nr. 2057/82 des Rates vom 29. Juni 1982 zur Festle-
gung bestimmter Maßnahmen zur Kontrolle der Fischereitätigkeit von 
Schiffen der Mitgliedstaaten, geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1729/83, ABl. L 220 vom 29.7.1982, S. 1.
(3) Verordnung (EWG) Nr.  2807/83 der Kommission vom 22.  September 
1983 zur Festlegung der Einzelheiten der Aufzeichnung von Informationen 
über den Fischfang durch die Mitgliedstaaten, ABl. L 276 vom 10.10.1983, 
S. 1-18.
(4) EG-Kommission, Siebzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1983, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1984, S. 199.
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Kapitel 17  
Die Regionalpolitik:  
konkreter Ausdruck  
der europäischen Solidarität
Seit ihrer Einführung leistete die europäische Regi-
onalpolitik mit ihren als „Strukturfonds“ bezeich-
neten Finanzierungsinstrumenten einen Beitrag zur 
Finanzierung zahlreicher Entwicklungs- und Um-
stellungsprogramme in Europa. Bei der Verfolgung 
der in den europäischen Verträgen verankerten Zie-
le kommt ihnen eine immer zentralere Bedeutung 
zu. Darin ist die Frucht eines allmählichen Aufbau-
werks seit 1973 zu sehen, denn bis dahin „gab es we-
der eine Regionalpolitik noch die Direktion Regio-
nalpolitik (...). Es bestand lediglich eine Abteilung 
innerhalb der Generaldirektion Wirtschaft, die sich 
mit der regionalen Dimension der nationalen Wirt-
schaftspolitik befasste“ (1). Der Vertrag von Rom, in 
dem sich kaum eine Aussage zu dem Thema fand, 
enthielt in der Tat keinerlei Bestimmung zu einer 
Regionalpolitik. In Anbetracht dessen bestand ei-
(1) Interview mit Carmelo Messina, 23. November 2010.
nes der grundlegenden Ziele der EWG darin, die 
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten zu einigen 
und deren harmonische Entwicklung zu fördern, 
indem der Abstand zwischen einzelnen Gebieten 
und der Rückstand weniger begünstigter Gebiete 
verringert wurde (2).
Manche Anwendungsmodalitäten für die Wettbe-
werbsregeln im EWG-Vertrag konnten indes als Ein-
lasstor zu einer europäischen Politik auf diesem Ge-
biet betrachtet werden. Gemäß den Bestimmungen 
der Artikel 92 bis 94 des Vertrags waren staatliche 
Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt unverein-
bar, soweit sie den Handel zwischen den Mitglied-
staaten beeinträchtigten. In eben diesen Artikeln 
war jedoch auch eine Ausnahme vorgesehen, und 
zwar für die staatlichen Beihilfen, die in bestimm-
(2) Präambel des EWG-Vertrags, Absatz 5, und Artikel 2.
17
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Karikatur vom Februar 1973 zur Verzögerung bei der Errichtung 
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). Die 
Entscheidung über die Errichtung dieses Fonds wird letztendlich im 
Dezember 1975 in Paris getroffen.
ten Gebieten gewährt werden, „in denen die Le-
benshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine 
erhebliche Unterbeschäftigung herrscht“ (1). Bei der 
Prüfung der Beihilferegelungen der Mitgliedstaaten 
war die Kommission bestrebt, die Voraussetzungen 
für einen wirksamen Wettbewerb und zugleich für 
eine geordnete regionale Entwicklung aufrechtzuer-
halten. Die regionalen Beihilfen waren im Übrigen 
im Jahr 1971 Gegenstand einer Mitteilung der Kom-
mission an den Rat mit dem Ziel, das gegenseitige 
Überbieten auf dem Gebiet der regionalen Beihilfen 
zu beenden und zu einer Koordinierung dieser Bei-
hilferegelungen auf Gemeinschaftsebene zu gelan-
gen (2). Es ging im Grunde darum, mit der Zeit eine 
Konzentration der nationalen Beihilfen auf die am 
stärksten benachteiligten Gebiete der Gemeinschaft 
zu erreichen, die anhand von auf Gemeinschafts-
ebene festgelegten Kriterien definiert wurden. Bei 
diesem Prozess waren im Laufe des Zeitraums, dem 
dieser Band gewidmet ist, zwar einige Fortschritte 
zu verzeichnen, doch wurde keine wirklich zufrie-
denstellende Lösung gefunden.
In damaligen Studien und Berichten der Kom-
mission wurde in einem von der Wirtschafts- und 
Ölkrise geprägten größeren Kontext das Fortbeste-
hen regionaler Ungleichgewichte, die auch durch 
die fortschreitende Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes nicht abgebaut wurden, bestätigt. Dass die 
Konvergenz der Volkswirtschaften der sechs Mit-
gliedstaaten zum Halten kam, ließ das Bewusstsein 
für die Notwendigkeit eines gemeinschaftlichen 
Eingreifens zugunsten der benachteiligten Ge-
biete der Gemeinschaft reifen. Auf der Konferenz 
vom Oktober 1972 in Paris verständigten sich die 
Staats- und Regierungschefs auf das vorrangige 
Ziel, strukturelle und regionale Unausgewogenhei-
ten zu beheben, die die für 1980 vorgesehene Ver-
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
beeinträchtigen könnten. Mit der Erweiterung um 
Irland und das Vereinigte Königreich kamen zu den 
(1) Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe a und c EWG-Vertrag.
(2) ABl. C 111 vom 4.11.1971, S. 7-9.
Problemen, denen sich die Sechs – vor allem Italien 
– bereits gegenübersahen, weitere regionale Proble-
me größeren Ausmaßes hinzu.
Die frühen Jahre (1973-1975)
Im Zuge der ersten Erweiterung erlangte die Re-
gionalproblematik eine größere Tragweite. So er-
fuhr die Landkarte der sozioökonomischen Un-
gleichgewichte zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft angesichts des irischen Bruttoin-
landsprodukts (BIP), das sich auf 60 % des durch-
schnittlichen BIP der EWG belief, und des BIP des 
Vereinigten Königreichs, dessen Regionen bis auf 
eine (South East) allesamt weniger als 80 % dieses 
BIP erreichten, eine tiefgreifende Veränderung. 
Eine ähnliche Konstellation ergab sich beim Bei-
tritt Griechenlands im Jahr 1981, als die Anzahl der 
Regionen, die weniger als 50 % des BIP der gesam-
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ten EWG (mit zehn Mitgliedstaaten) aufwiesen, 
von neun auf 16 stieg. Mit dem Beitritt Spaniens 
und Portugals im Jahr 1986 sank schließlich das 
durchschnittliche Einkommen (in BIP je Einwoh-
ner) der zwölf Mitgliedstaaten auf einen Wert von 
8  % unterhalb des Durchschnitts der Sechserge-
meinschaft. Das wirtschaftliche und soziale Gefälle 
zwischen den Regionen der Gemeinschaft, das sich 
gemäß Vertrag doch verringern sollte, wurde infol-
ge der Ölkrise sogar noch größer.
Mit der grundsätzlichen Einigung auf die Einrich-
tung eines Fonds für regionale Entwicklung nahm 
die im Oktober 1972 eingegangene Verpflichtung 
auf dem Gipfel von Kopenhagen im Dezember 1973 
konkrete Gestalt an. Endgültig wurde die Ein-
führung dieses Fonds im Dezember  1974 in Paris 
beschlossen. Zur Lösung von Koordinierungspro-
blemen zwischen den nationalen und europäischen 
Unterstützungsstrukturen für die regionalpoliti-
schen Maßnahmen arbeitete der für die ganz neue 
Regionalpolitik zuständige britische Kommissar 
George Thomson fünf Leitgedanken für eine ge-
meinschaftliche Regionalpolitik heraus. Dabei 
stützte er sich auf einen Bericht über regionale Un-
gleichgewichte in der erweiterten Gemeinschaft, 
der dem Parlament und dem Rat im Mai 1973 vor-
gelegt wurde. „Einer der Leitgedanken besteht da-
rin, nicht nur eine Politik zugunsten der ärmsten 
Regionen zu entwickeln, sondern vor allem ein bes-
seres allgemeines Gleichgewicht unter territorialen 
Gesichtspunkten anzustreben“, unterstrich Renato 
Ruggiero, Generaldirektor der GD XVI, im Febru-
ar 1975 (1). Des Weiteren betonte er nachdrücklich 
die koordinierende Rolle dieser Politik und ihre un-
ausweichliche Komplementarität: „Ebenso wenig 
kann und darf die gemeinschaftliche Regionalpo-
litik an die Stelle der Regionalpolitik in den Mit-
gliedstaaten treten. Sie muss vielmehr diese Politik 
mittels einer zusätzlichen finanziellen Anstrengung 
(1) AHUE, „La politique régionale de la Communauté européenne“, Referat 
von Renato Ruggiero, Generaldirektor der GD XVI, 5. Europäisches Ma-
nagementforum, Davos, 3. Februar 1975, S. 3.
koordinieren und ergänzen. Das gemeinschaftliche 
Handeln darf sich nicht auf neue Finanzbeihilfen 
beschränken, sondern muss zu einem dynamischen 
Element aller übrigen Politik auch in sektoralen Fel-
dern wie beispielsweise der Agrarpolitik werden.“
Die Regionalpolitik begünstigte die britischen Inte-
ressen insofern, als das Vereinigte Königreich neben 
den im Niedergang begriffenen Industrierevieren 
schwach entwickelte ländliche Gebiete aufwies, 
ebenso wie sein Nachbar Irland, ein Nehmerland, 
das jedoch darauf bestand, an einigen unverrück-
baren Standpunkten festzuhalten. „Irland war ein 
schwieriger Fall, (...) weil (...) seine sehr schwache 
Wirtschaft, sein Entwicklungsstand, seine geo-
grafische Lage und überdies seine verhältnismäßig 
komplizierten – um nicht zu sagen schwierigen – 
Beziehungen zum Vereinigten Königreich und zu 
Nordirland es unumgänglich machten, dem Land 
eine andere Behandlung als dem übrigen Europa an-
gedeihen zu lassen“ (2). Diese Frage der Auswirkun-
gen der ersten Erweiterung auf die Regionalpolitik 
lässt sich verallgemeinern. Georges Rencki, als Di-
rektor in der Generaldirektion Regionalpolitik zu-
ständig für die Koordinierung der Politik der Mit-
gliedstaaten, Studien und Analysen, stellt dazu fest: 
„Sämtliche Erweiterungen der Gemeinschaft bis 
hin zur jüngsten haben mit einer einzigen Ausnah-
me (Österreich, Finnland und Schweden) eine Ver-
größerung der Entwicklungsunterschiede (BIP je 
Einwohner) in der Gemeinschaft mit sich gebracht. 
Nimmt man im Übrigen den Haushalt für die Regi-
onalpolitik als Maßstab, stellt man fest, dass dessen 
Aufstockungen einerseits mit den Erweiterungs-
runden und andererseits mit den Fortschritten bei 
der wirtschaftlichen Integration verknüpft waren. 
In der Tat ruft jeder Schritt hin zum Abbau der 
Zollschranken bei den am stärksten benachteilig-
ten Ländern Vorbehalte hervor, auf die es einzuge-
hen gilt, denn sie haben immer weniger Möglichkei-
ten, sich gegen den Wettbewerb zur Wehr zu setzen. 
(2) Interview mit Carmelo Messina, 23. November 2010.
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Die Arbeiten an der Währungsunion verstärkten 
diese Befürchtungen noch und veranlassten Jacques 
Delors, das Konzept des ,wirtschaftlichen und sozi-
alen Zusammenhalts‘ vorzuschlagen, das er dann in 
der Einheitlichen Akte verankern ließ“ (1).
Die Verhandlungen über die Einrichtung des Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
erwiesen sich aufgrund von Meinungsverschieden-
heiten über die Finanzausstattung im Zusammen-
hang mit der schwierigen wirtschaftlichen Lage 
und die geografische Verteilung der Fondsmittel als 
besonders schwierig. Die Kommission schlug die 
Schaffung eines europäischen Fonds für Regional-
entwicklung in Gestalt einer Kofinanzierung der 
Regionalbeihilfen mit den Mitgliedstaaten in Höhe 
von 2,250  Milliarden Rechnungseinheiten (RE, 
praktisch dem Dollar entsprechend) mit einer Lauf-
zeit von drei Jahren, d. h. von 1974 bis 1976, vor. Im 
(1) Interview mit Georges Rencki, 7. Juni 2012.
Schematische Darstellung der Beihilfen für französische Regionen 
im Jahr 1978. Ab diesem Zeitpunkt folgt der EFRE einem 
gemeinschaftsorientierteren Ansatz.
Januar 1974 gelang es der Ortoli-Kommission gleich-
wohl, die Regierung Heath zur Annahme des deut-
schen Angebots eines Regionalfonds in Höhe von 
1,25 Milliarden RE im Gegenzug zu einem garan-
tierten Anteil von 25 % zu bewegen. Was Irland und 
Italien anging, so blieb der Haushaltsvorschlag weit 
hinter deren Erwartungen zurück. Durch politische 
Veränderungen in Deutschland, Frankreich und im 
Vereinigten Königreich, die jeweils zu einem perso-
nellen Wechsel an der Spitze führten, wurden die 
Verhandlungen über Politik und Maßnahmen der 
Gemeinschaft gebremst. Im Oktober 1974 schlug 
die Kommission einen Kompromiss vor, der den 
Umfang der Fördermittel und die Kriterien für ihre 
Vergabe betraf. Diese waren insbesondere für Irland, 
Italien und das Vereinigte Königreich bestimmt und 
sollten sich auf 1,4 Milliarden RE, verteilt über drei 
Jahre, belaufen. Auf dem Gipfel von Paris am 9. und 
10. Dezember 1974 erhielt die Schaffung des EFRE 
für einen Zeitraum von drei Jahren ab dem 1. Janu-
ar  1975 grünes Licht. Bewilligt wurde schließlich 
ein Finanzrahmen in Höhe von 1,3 Milliarden RE, 
was weit hinter dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission zurückblieb. Ein Teil dieses Betrags 
wurde auf Initiative von Sicco Mansholt aus zu-
rückgestellten Mitteln des EAGFL im Umfang von 
150 Millionen RE finanziert.
Diese Fördermittel wurden nach nationalen Quo-
ten unter den Empfängerländern aufgeteilt. Die 
Aushandlung erfolgte in einem Ad-hoc-Verfahren. 
Den Mitgliedstaaten mit den stärksten regiona-
len Ungleichgewichten wurden proportional die 
höchsten Quoten zugeteilt. Von Anfang an wurde 
die Notwendigkeit einer Strukturpolitik erkannt. 
So wurde im Marjolin-Bericht von 1975 über die 
Wirtschafts- und Währungsunion die Einführung 
einer regionalen Strukturpolitik unter Nutzung der 
EFRE-, aber auch der EIB-Mittel gefordert (2). Der 
gemäß Artikel  123 EWG-Vertrag errichtete Euro-
(2) AHCE, BAC 214/1991/161, EG-Kommission, Bericht der Studiengruppe 
„Wirtschafts- und Währungsunion 1980“ . Marjolin-Bericht, Brüssel, März 
1975.
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päische Sozialfonds wurde 1972 neu ausgerichtet 
und 1977 dahin gehend angepasst, ein besseres 
Gleichgewicht zwischen regionalen Maßnahmen 
für Beschäftigung und zur Sicherstellung der beruf-
lichen Eingliederung von Personen in schwierigen 
Lebenslagen zu gewährleisten  (1). In den 1980er 
Jahren richteten sich seine Interventionen stärker 
auf gefährdete Personen.
Als Nachfolger von George Thomson war Antonio 
Giolitti von 1977 bis 1985 als Kommissionsmitglied 
für die Regionalpolitik zuständig. Dabei stützte er 
sich zunächst auf Renato Ruggiero, den ersten Ge-
neraldirektor der GD XVI, bis zu dessen Ablösung 
durch Pierre Mathijsen im März 1977.
Die GD  XVI war in zwei Hauptdirektionen un-
terteilt. Die Gestaltung der Regionalpolitik wurde 
der Direktion A unter der Leitung von Georges 
Rencki (der Philippe de Castelbajac ablöste) über-
tragen, einem Franzosen polnischer Herkunft und 
überzeugten Föderalisten, der seinerzeit dem Ka-
binett Mansholt angehört hatte und bis 1991 auf 
diesem Posten verblieb. Die für die Verwaltung der 
Mittel zuständige Direktion B unterstand Rosario 
Solima, einem italienischen Beamten, der seit 1968 
für die Direktion „Entwicklung und Umstellung“ 
zuständig war und gewissermaßen die Kontinuität 
der Ende der 1960er Jahre in Angriff genommenen 
Arbeiten verkörperte. Den Schwerpunkt der Tätig-
keit dieser Direktion bildete vornehmlich die Ver-
waltung der EFRE-Mittel und der EGKS-Umstel-
lungsdarlehen. Im Zuge der Errichtung des EFRE 
im Jahr 1975 kam die GD XVI in den Genuss einer 
Aufstockung ihres Personals, um die Verwaltung 
des Fonds bewältigen zu können. Darüber hinaus 
wurde sie neben der Verwaltung des EFRE mit der 
Politikgestaltung (Analysen der regionalen Un-
gleichgewichte, Auswirkung der Gemeinschaftspo-
litik auf die Regionen usw.) beauftragt.
(1) EG-Kommission, Fonds social européen. Textes officiels, Brüssel, 2. Auflage, 
1977, S. 3.
Nach langem Kampf: 
Errichtung des EFRE
Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) wurde durch eine Verordnung des Rates 
vom 18. März 1975 errichtet (2). Seine Aufgabe war 
es, einen Beitrag zu den Zuschüssen zu leisten, die die 
Mitgliedstaaten in Form von Beihilfen oder zinsver-
billigten Darlehen für Investitionen im Industrie-, 
Handwerks- oder Dienstleistungsbereich gewähr-
ten. Der Fonds konnte sich auch (mit maximal 30 % 
der Ausgaben der öffentlichen Hand) an der Finan-
zierung von Infrastrukturmaßnahmen beteiligen. 
Die Finanzierung war vorrangig für Investitionen 
bestimmt, die zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
führten, jedoch konnten auch Investitionen finan-
ziert werden, die der Erhaltung von Arbeitsplätzen 
im Rahmen von Umstellungs- oder Umstrukturie-
rungsplänen von Betrieben dienten. Von besonde-
rem Interesse war diese Klausel für das Vereinigte 
Königreich, das sich einer Umstrukturierung riesi-
gen Ausmaßes und der Modernisierung veralteter 
Industrieanlagen gegenübersah. Im Jahr 1975, dem 
ersten Jahr des EFRE, stellten die Mitgliedstaaten 
Anträge auf Zuschüsse für 1 521 Vorhaben, von de-
nen 1 183 von der Kommission genehmigt wurden. 
Der EFRE bildete das Hauptinstrument für die Mo-
bilisierung der gemeinschaftlichen Finanzmittel mit 
regionaler Zweckbestimmung.
Ab Sommer 1975 begann der institutionelle Appa-
rat des EFRE rasch zu funktionieren. Der Fondsaus-
schuss unterstützte die GD XVI bei der Schaffung 
und beim administrativen Vollzug der Regeln und 
Verfahren des Fonds. Dieser Fondsausschuss wur-
de zur Qualität der Vorhaben zu Rate gezogen. Er 
setzte sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammen; den Vorsitz führte die Kommission. 
Konnte er sich nicht auf eine gemeinsame Stellung-
nahme einigen, wurde der Rat angerufen. Gleichzei-
(2) Verordnung (EWG) Nr. 724/75, ABl. L 73 vom 21.3.1975.
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tig mit der Errichtung des EFRE wurde beim Rat 
und bei der Kommission ein Ausschuss für Regi-
onalpolitik eingesetzt, der zur Koordinierung der 
Regionalpolitik der Mitgliedstaaten beitragen sollte. 
Die Schaffung dieses Ausschusses bildete einen der 
strittigen Punkte im Vorfeld der Verabschiedung der 
Verordnung von 1975. Dabei wurden vor allem zwei 
Punkte kontrovers diskutiert. Zum einen teilte der 
Ständige Vertreter Frankreichs nicht die Auffassung 
der Kommission, die diesen Ausschuss sowohl beim 
Rat als auch bei der Kommission selbst ansiedeln 
wollte, und forderte, dass der Ausschuss allein beim 
Rat angesiedelt und die Kommission eng an seiner 
Arbeit beteiligt werden sollte. Die anderen acht Län-
der erklärten indes ihr Einverständnis mit dem An-
satz der Kommission, der sich schließlich durchsetz-
te. Zum anderen drehte sich die Diskussion um die 
Anhörung der Fachverbände durch den Ausschuss 
für Regionalpolitik. Unter den Mitgliedstaaten 
herrschte keine Einigkeit über die Herangehenswei-
se in diesem Punkt. Schließlich wurde das Anhö-
rungsverfahren auf Vorschlag des Generaldirektors 
der GD XVI, Renato Ruggiero, in der Geschäftsord-
nung des Ausschusses für Regionalpolitik geregelt.
Der Vorsitzende des Ausschusses für Regionalpolitik 
wurde zwar von dessen Mitgliedern gewählt, die Se-
kretariatsgeschäfte wurden jedoch von der Kommis-
sion (Direktion A) wahrgenommen. Der Ausschuss, 
der seine Arbeit im Juli 1975 aufnahm, wurde neben 
der Koordinierung der Regionalpolitik der Mitglied-
staaten auch mit der Ausarbeitung eines Entwurfs 
für ein gemeinsames Entwicklungsprogramm der 
Regionen in den Mitgliedstaaten beauftragt.
Gleich nach ihrer Einführung musste die gemein-
schaftliche Regionalpolitik Kompromisse mit der 
von den Mitgliedstaaten gewollten starken Zentrali-
sierung eingehen, waren diese doch vor allem darauf 
bedacht, gegenüber den Regionen die Ausschließlich-
keit der Beziehungen zu den Gemeinschaftsorganen, 
insbesondere zur Kommission und deren Diensten, 
für sich in Anspruch zu nehmen. Die Kommission 
war bemüht, diese Bindung dadurch zu lockern, dass 
sie unmittelbare Beziehungen auch informeller Art 
zu den regionalen und lokalen Behörden unterhielt, 
was gelegentlich durchaus Anlass zu Reibereien mit 
den Regierungen gab. Diese Kontakte förderten die 
Mitwirkung der Körperschaften an der Ausarbei-
tung regionaler Entwicklungsprogramme während 
ihrer Laufzeit, mit Ausnahme von Haushaltsfragen. 
In der zweiten EFRE-Generation nach 1985 änder-
te sich an dieser Konstellation, die sich im Übrigen 
von einem Staat zum anderen unterschied, nichts 
Nennenswertes. Die nationalen Verwaltungen hat-
ten nach wie vor das letzte Wort bei der Auswahl der 
Vorhaben und der Verwendung der Mittel, während 
die Kommission vor allem im Rahmen der nicht-
quotengebundenen Maßnahmen eine aktivere Rolle 
spielte. Es erwies sich in der Tat als leichter, Konsul-
tationen im Rahmen von Mehrjahresprogrammen 
durchzuführen als auf der Grundlage einer Vielzahl 
von Vorhaben.
Dies fügte sich in den Rahmen der aktiven Suche 
nach Programmen ein, die durch die nichtquoten-
gebundene Abteilung finanziert wurden. Regionen 
wie die deutschen Bundesländer, die belgischen 
Regionen, Inselregionen, aber auch die Bretagne 
und Schottland machten sich zu Vorkämpfern für 
die zwar noch sehr begrenzte, aber zunehmende 
Einbeziehung der Teilstaatsgebiete in die Ausar-
beitung und Verwaltung der EFRE-finanzierten 
Vorhaben. Den Beziehungen zu diesen Regionen 
wurde durch die Entscheidung der Kommission ein 
offizieller Charakter verliehen, bei ihr einen bera-
tenden Ausschuss der regionalen und kommunalen 
Gebietskörperschaften einzurichten, eine Vorstufe 
des künftigen Ausschusses der Regionen, der im 
Vertrag von Maastricht als beratende Einrichtung 
der Gemeinschaft verankert wurde.
Ein politisches Problem von Gewicht: 
Welche Regionen sollten gefördert 
werden?
Während die Kommission Analysen erstellte und 
die bestehenden regionalen Ungleichgewichte her-
vorhob, intervenierte der EFRE in den von den 
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Die Verteilung der EFRE-Mittel im Jahr 1985, zehn Jahre nach seiner Einrichtung (Die Europäische Gemeinschaft und ihre 
Regionen. 10 Jahre Regionalpolitik der Gemeinschaft und Europäischer Fonds für regionale Entwicklung, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1985)
Zuschüsse aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 1975-1984
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Mitgliedstaaten bestimmten Regionen. Es ging vor 
allem darum, den Regionen, die von den schwers-
ten Problemen betroffen und in wirtschaftlicher 
und sozialer Hinsicht am stärksten benachteiligt 
waren, Vorrang einzuräumen. Aber wer sollte die 
regionalen Prioritäten festlegen? Die Lösung dieser 
Frage erwies sich als ausgesprochen heikel. Zwar 
ergab sich dies aus ihrer Rolle, doch nach Meinung 
der Briten beispielsweise sollte die Aufgabe, diese 
Prioritäten für die Gewährung von Fondshilfen 
zu definieren, den Mitgliedstaaten überlassen wer-
den, die am ehesten in der Lage wären, Entschei-
dungen in sozialen Angelegenheiten im Verhältnis 
zur Gesamtheit der Regionen der Gemeinschaft 
zu treffen. Die Definition der Art regionaler Un-
gleichgewichte und die Auswahl von Indikatoren 
für ihre Bemessung war schließlich entscheidend 
für die Bestimmung der Förderfähigkeit der Regi-
onen durch Gemeinschaftsbeihilfen. Das Verfahren 
stellte wegen der damit verbundenen erheblichen 
finanziellen und politischen Folgen – gab es doch 
den Ausschlag für die Verteilung der Mittel – ein 
gewichtiges Problem dar. Zunächst mussten für die 
konkrete Anwendung der Indikatoren technische 
Schwierigkeiten behoben werden, vor allem weil die 
statistischen Daten der Mitgliedstaaten anfänglich 
kaum miteinander vergleichbar waren. Bis zu einer 
entsprechenden Lösung vergingen mehrere Jahre. 
So kamen zahlreiche Regionen in den wohlhaben-
den Staaten, die auf nationaler Ebene Anspruch 
auf Regionalbeihilfen hatten, in den Genuss von 
EFRE-Mitteln und erschienen damit auf den För-
dergebietskarten der Kommission, obwohl ihre 
Wirtschaftskraft weit über dem Durchschnitt der 
Gemeinschaft lag. Dieser Zustand, der die positive 
Diskriminierung der Gemeinschaftshilfe zuguns-
ten der am stärksten benachteiligten Gebiete aus-
hebelte, änderte sich mit der Verabschiedung der 
ersten Reform der Regionalpolitik im Jahr 1979. In 
der Folge erhielten auf nationaler Ebene vorrangige 
Gebiete Investitionsbeihilfen des EFRE nur noch 
unter Berücksichtigung der Grundsätze der Koor-
dinierung von Beihilfen mit regionaler Zweckbe-
stimmung auf Gemeinschaftsebene. Dies war ein 
erster Hinweis auf die Befugnisse der Kommission 
im Bereich Wettbewerb, da sie bestimmten Regio-
nalbeihilfen der wohlhabenden Länder Grenzen 
setzte. Von  1980 an stützte sich die Kommission 
auf einen gewichteten Index, der sich aus dem BIP je 
Einwohner (als Ausdruck des Potenzials der Wirt-
schaft bzw. der Tätigkeit) und der Arbeitslosenquo-
te unter Zugrundelegung des Gemeinschaftsdurch-
schnitts zusammensetzte. Diese Vorgehensweise 
lieferte ein Abbild der sozioökonomischen Lage der 
Regionen, das beträchtliche Abweichungen gegen-
über den nationalen Durchschnitten aufwies, die 
für die jeweilige einzelstaatliche Regionalpolitik 
herangezogen wurden. So kam ein langwieriger 
Prozess in Gang, der nach  1986 zur Konzentrati-
on der EFRE-Interventionen auf die am stärksten 
benachteiligten Regionen führte, die anhand des 
Indikators BIP je Einwohner, bezogen auf die ge-
meinschaftlichen Durchschnittswerte, festgelegt 
wurden. Aus derselben Überlegung heraus wurden 
nunmehr trotz anfänglichen Widerstands zahlrei-
cher Mitgliedstaaten, insbesondere Deutschlands, 
an die rein nationalen Regionalbeihilfen ebenfalls 
einheitliche Kriterien angelegt.
Zum Zeitpunkt der Einführung des EFRE im Jahr 
1975 zählten die beihilfefähigen Regionen rund 
100 Millionen Einwohner. Dies entsprach 38 % der 
Gesamteinwohnerzahl der EG. In dieser Anfangs-
phase verteidigte die Kommission grundsätzlich 
zum einen den ergänzenden Charakter des Fonds als 
neuen Beitrag zur regionalen Entwicklung und zum 
anderen eine Konzentration der Zuschüsse aus dem 
Fonds mit dem Ziel, die Beihilfen vorrangig den Re-
gionen zu gewähren, die am dringendsten darauf an-
gewiesen waren. Am 19. Dezember 1975 wandte sich 
Kommissionsmitglied Thomson an die für die Regio-
nalpolitik zuständigen Minister in den Mitgliedstaa-
ten und trug ihnen die Anliegen der Kommission 
hinsichtlich des EFRE vor (1). Thomson betonte da-
(1) AHCE, BAC 48/1984/177, SEK(76) 685 vom 19. Februar 1976, Anhang 
B, Brief von Thomson an die für Regionalpolitik zuständigen Minister der 
Mitgliedstaaten.
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mals nachdrücklich die Bedeutung des Grundsatzes 
der Komplementarität, d. h. der zusätzlichen Mittel, 
die es den Mitgliedstaaten ermöglichten, ihre eigenen 
Gelder für die regionale Entwicklung aufzustocken. 
Er unterstrich, dass die festgelegten Ziele nicht er-
reicht werden konnten, wenn dieser Grundsatz nicht 
regelgerecht angewendet wurde, „und dass dies so-
wohl den Partnern der Gemeinschaft als auch ihrer 
öffentlichen Meinung klar sein muss“ (1). Es galt vor 
allen Dingen zu verhindern, dass der EFRE zuguns-
ten bereits abgeschlossener Projekte intervenierte. 
Aus der Sicht der Kommission war es von wesentli-
cher Bedeutung, der Öffentlichkeit zu zeigen, dass 
sich im Bereich der regionalen Entwicklung neue 
Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten herausbildeten.
Bereits ab dem ersten Geschäftsjahr stellte der 
EFRE mehrere Dimensionen heraus, die sich – wie 
etwa sein Beitrag in Gestalt von zusätzlichen Mit-
teln – als wichtig für die Entwicklung der europä-
ischen Regionalpolitik erweisen sollten. Ebenso 
verhielt es sich mit der Notwendigkeit einer geogra-
fischen Konzentration auf vorrangige Gebiete, mit 
den Prioritäten für Investitionen, die zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze führen sollten, und schließlich 
mit der Schwerpunktlegung auf einer guten Vor-




Im Jahr 1977 wurde eine vollständige Überprüfung 
der gemeinschaftlichen Regionalpolitik gemäß der 
EFRE-Verordnung auf den Weg gebracht. Für die 
Gemeinschaft war die Zeit gekommen, eine klare 
Gesamtkonzeption der gemeinschaftlichen Regio-
(1) AHCE, BAC 48/1984/177, SEK(76) 685 vom 19. Februar 1976, Anhang 
B, Brief von Thomson an die für Regionalpolitik zuständigen Minister der 
Mitgliedstaaten.
nalpolitik für die kommenden Jahre festzulegen (2). 
Es ging auch darum, der Öffentlichkeit greifbar 
deutlich zu machen, dass die Gemeinschaft nicht 
allein zu dem Zweck gegründet worden war, das 
Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen, 
sondern auch, um sich der Probleme anzunehmen, 
die sich auf das Alltagsleben ihrer Einwohner aus-
wirkten, wie Kommissionsmitglied Antonio Gio-
litti im März 1980 feststellte  (3). Neue Probleme 
ergaben sich aus den Erfordernissen einer globalen 
Entwicklung traditionell benachteiligter Regio-
nen; hinzu kamen Anpassungs- und Umstellungs-
schwierigkeiten der Wirtschaftszweige, vor allem 
der Textil- und der Stahlindustrie, selbst in den 
reicheren Regionen. Im Gefolge von Krisen in ver-
schiedenen Wirtschaftszweigen kamen Struktur-
schwächen zum Vorschein, und sehr bald schon 
stand die Regionalpolitik der Gemeinschaft vor der 
Aufgabe, eine Lösung für die Probleme im Zusam-
menhang mit dem Beitritt neuer Länder und vor 
allem mit der Entwicklung einiger Mittelmeerregi-
onen zu finden. Außerdem blieb das in der ersten 
Phase des EFRE angewendete Beihilfesystem nicht 
von Kritik verschont, vor allem wegen der obligato-
rischen Kofinanzierung durch die Mitgliedstaaten, 
die einige nicht leisten konnten. Diese Kritik, auf 
die Kommissionsmitglied Grigoris Varfis anlässlich 
des zehnjährigen Bestehens des EFRE einging, rich-
tete sich vor allem dagegen, dass Regionen, die zu 
den reichsten zählten, mitunter mehr Mittel erhiel-
ten, während die weniger entwickelten aufgrund 
ihrer begrenzten Finanzkraft sowohl auf nationaler 
Ebene als auch von der Kommission weniger zuge-
wiesen bekamen  (4). Eine gründliche Revision der 
Regionalpolitik der Gemeinschaft drängte sich auf, 
wobei allerdings stets zu berücksichtigen war, dass 
es für entsprechende Initiativen der Einstimmigkeit 
(2) AHCE, BAC 48/1984/178/, KOM(77) 195 endg. vom 1. Juni 1977, Ori-
entierungsrahmen für die Regionalpolitik der Gemeinschaft (Mitteilung und 
Vorschläge der Kommission an den Rat).
(3) Die Regionalpolitik der Europäischen Gemeinschaft, Text des Vortrags 
von Antonio Giolitti auf dem 8. Internationalen Kongress der regionalen 
Volkswirtschaften, Brüssel, 3. Mai 1980, S. 3.
(4) AHUE, Bestand Emanuele Gazzo (EG-98), „Kundgebung anlässlich des 
zehnten Jahrestages des EFRE“, Brüssel, 28. November 1985, S. 5.
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im Rat bedurfte. In diesem Kontext verabschiedete 
die Kommission am 1.  Juni 1977 ihren „Orientie-
rungsrahmen für die Regionalpolitik der Gemein-
schaft“ (1). Darin rückte sie zwei Hauptziele in den 
Vordergrund: die Verringerung der vorhandenen 
regionalen Ungleichgewichte und die Verhinde-
rung neuer regionaler Ungleichgewichte, die durch 
die Entwicklung der Weltwirtschaftsstrukturen 
ausgelöst werden oder die das Ergebnis politischer 
Entscheidungen der Gemeinschaft sein könnten.
Es wurden mehrere neue Konzepte unterbreitet 
und am 26. und 27.  Juni 1978 vom Rat gebilligt. 
Sie lassen sich wie folgt zusammenfassen: Die Ins-
trumente der Regionalpolitik sollten breiter aufge-
fächert werden und auch nichtfinanzielle Bestand-
teile umfassen. Es ging darum, sicherzustellen, dass 
die Regionalpolitik künftig die Auswirkungen der 
übrigen Gemeinschaftspolitik auf die Regionen be-
rücksichtigt und umgekehrt. Die Regionalpolitik 
sollte einen integralen Bestandteil der Wirtschafts-
politik der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
bilden. Außerdem war die Kommission nunmehr 
gehalten, regelmäßig einen Bericht über die Lage 
und die sozioökonomische Entwicklung der Regi-
onen der Gemeinschaft zu erstellen.
Zwei Hauptmechanismen wurden 
geschaffen
Parallel zu den nationalen Programmen von ge-
meinschaftlichem Interesse, für die die Initiative 
bei den Mitgliedstaaten lag und die auf manchmal 
mehrjähriger Basis zur Entwicklung ihrer Regionen 
beitrugen, bemühte sich die Kommission um das 
Zustandekommen zweier neuer Mechanismen, die 
sich als sehr wichtig erwiesen.
(1) AHCE, BAC 48/1984/178/, KOM(77) 195 endg. vom 1. Juni 1977, Ori-
entierungsrahmen für die Regionalpolitik der Gemeinschaft (Mitteilung und 
Vorschläge der Kommission an den Rat).
Der erste bestand in der Verpflichtung der GD XVI, 
eine regelmäßige Analyse der (positiven oder negati-
ven) Auswirkungen der übrigen Gemeinschaftspo-
litik auf die Regionen zu erstellen, die allgemein als 
„Analyse der regionalen Auswirkungen“ bezeichnet 
wurde. Untersucht wurden dabei die regionalen 
Auswirkungen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP), der Handelspolitik und der Fischereipolitik. 
Anhand der Analyse sollten Ausgleichsmaßnahmen 
umgelenkt oder vorgesehen werden, um die nachtei-
ligen Folgen der Gemeinschaftspolitik abzumildern 
oder sie durch positive Folgen zu flankieren. Nach 
einer Debatte im Parlament kam es auf diese Weise 
zu einer Umlenkung von Stützungsmaßnahmen für 
landwirtschaftliche Einkommen zugunsten von Er-
zeugnissen der Regionen in Südeuropa.
Der zweite Mechanismus fand seinen Ausdruck in 
der Einrichtung einer neuen Abteilung des EFRE, die 
in finanzieller Hinsicht zwar bescheiden ausgestattet 
war, aber flexibler handeln konnte. Die „nichtquo-
tengebundene“ Abteilung mit einer Ausstattung von 
75  Millionen RE für 1978 und 1979, was 5  % des 
EFRE-Haushalts entsprach, sollte die Finanzierung 
spezifischer Gemeinschaftsmaßnahmen möglich 
machen. Auf Vorschlag der Kommission und nach 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments wur-
de die „nichtquotengebundene“ Abteilung durch 
einen einstimmigen Beschluss des Rates gebilligt. 
Sie ermöglichte die Finanzierung von spezifischen 
Maßnahmen für die Entwicklung, die durch die regi-
onalen Auswirkungen der Gemeinschaftspolitik not-
wendig wurden. Diese Abteilung war somit als Mittel 
zur Steigerung des Einflusses der Gemeinschaft auf 
die nationalen Politiken angelegt, was die geringe 
Begeisterung erklärt, mit der sie von den Mitglied-
staaten aufgenommen wurde  (2). Im Oktober  1980 
wurden spezifische Gemeinschaftsmaßnahmen zur 
Entwicklung, die aus der nichtquotengebundenen 
Abteilung des Regionalfonds förderfähig waren, vom 
(2) So analysiert es jedenfalls im Nachhinein der französische Europaabge-
ordnete François Musso. Europäisches Parlament, Sitzungsdokument 
1988/89, 21. Oktober 1988, Reihe A, S. 18.
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Rat angenommen. Sie wurden in Form von speziellen 
mehrjährigen Sonderprogrammen und nicht mehr in 
Form von Einzelvorhaben durchgeführt und gestatte-
ten eine Finanzierung von Investitionsbeihilfen ins-
besondere für kleine und mittlere Unternehmen. Zu 
diesen Maßnahmen gehörte die Schaffung von Ar-
beitsplätzen, und zwar nicht nur im Zusammenhang 
mit „materiellen“ Investitionen wie dem eigentlichen 
Bau von Produktionsstätten und deren Ausstattung, 
sondern auch mit „immateriellen“ wie der Übernah-
me von Beratungs- oder Verwaltungskosten, dem An-
gebot von Urlaub auf dem Lande, Marktstudien und 
der Sanierung heruntergekommener Viertel usw. auch 
in anderen als den EFRE-Gebieten (1). Die Finanzie-
rung wurde durch eine Projektlogik bestimmt. Eine 
der ersten Sondermaßnahmen galt der Neubelebung 
der von den restriktiven Maßnahmen des Davignon-
Plans betroffenen Stahlreviere; es folgten weitere, die 
von den Krisen des Schiffbau- und des Textilsektors 
heimgesuchte Gebiete betrafen. Im Jahr 1984 wurde 
eine zweite Reihe von Gemeinschaftsprogrammen 
aufgelegt, um insbesondere die Regionen im Süden zu 
unterstützen, die vom bevorstehenden Beitritt Spani-
ens und Portugals belastet waren.
Am 6.  Februar 1979 wurde die vom Rat geänder-
te EFRE-Verordnung verabschiedet und damit der 
Weg zur Entwicklung einer umfassenderen und 
stärker gemeinschaftlich ausgerichteten Regional-
politik frei. Die Mittelausstattung des Fonds erhöh-
te sich im Vergleich zu 581 Millionen RE im Jahr 
1978 auf 945 Millionen RE – eine Steigerung um 
63  %, die in hohem Maße dem Auftreten des Eu-
ropäischen Parlaments gegenüber einem zumindest 
zögerlichen Rat zu verdanken war (2).
Diese Reform des EFRE lag auf der Linie der Bestre-
bungen der Kommission, die Koordinierung zwischen 
den Mitgliedstaaten im Bereich der Regionalpolitik zu 
verbessern und die Wirksamkeit der eingesetzten Gel-
der nachzuweisen. Diese Koordinierung stützte sich 
(1) Interview mit Georges Rencki, 27. Oktober 2011.
(2) ABl. C 36 vom 9.2.1979.
vor allem auf zwei Mittel, eines davon in Gestalt „ver-
stärkter“ regionaler Entwicklungsprogramme (REP), 
die – diesmal verbindlich – nach einem gemeinsamen 
Schema für mehrere Jahre aufzustellen waren. Die von 
den Mitgliedstaaten an die Kommission übermittel-
ten REP mussten nunmehr neue genaue Angaben zur 
eingeschlagenen Politik (Prioritäten, Haushaltsaspek-
te, statistische Übersicht für jede Region, erzielte Er-
gebnisse in Sachen Investitionen und Arbeitsplätze) 
enthalten. Nach Vorliegen dieser Angaben wurden sie 
von der Kommission mit dem Ziel geprüft, „die Ge-
biete festzulegen, die hinsichtlich einer Beteiligung des 
Fonds vorrangig behandelt werden“. Damit war die Fi-
nanzierung durch die quotengebundene Abteilung des 
EFRE nach wie vor von einer Projektlogik bestimmt, 
was sich erst 1984 änderte. Das zweite Mittel zur Ver-
besserung der Koordinierung zwischen den Mitglied-
staaten bestand in einer besseren gemeinschaftlichen 
Kontrolle der nationalen Regionalbeihilfen mittels der 
Wettbewerbsregeln.
Die zweite Reform 1984
Die zweite Reform des EFRE erfolgte im Anschluss 
an einen Bericht, mit dem die Kommission vom 
Europäischen Rat von Stuttgart im Juni  1983 be-
auftragt worden war und der eine Verbesserung der 
Wirksamkeit der Strukturfonds der Gemeinschaft 
zum Gegenstand hatte. Darin schlug die Kommis-
sion insbesondere vor, den Dialog mit den Mitglied-
staaten über die Verwendung der Mittel zu stärken.
Mit der Verabschiedung einer neuen Verordnung 
nach drei Jahre währenden Verhandlungen am 
19.  Juni  1984 wurde der Gemeinschaftscharakter 
der Regionalpolitik in mindestens dreierlei Hin-
sicht gestärkt  (3). Erstens bildeten die nichtfinanzi-
ellen Instrumente einen integralen Bestandteil der 
Verordnung, deren Titel  I der Koordinierung der 
Regionalpolitik gewidmet war. Ferner wurden die 
(3) Verordnung (EWG) Nr. 1787/84 des Rates vom 19. Juni 1984, ABl. L 169 
vom 28.6.1984.
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Die 1950 gegründete „Cassa per il Mezzogiorno“ ist bis zu 
ihrer Auflösung im Jahr 1986 ein wichtiges Instrument für 
die Entwicklung Süditaliens. Mit der Unterstützung des EFRE 
finanziert sie Infrastrukturprojekte wie dieses 1976 erbaute 
Aquädukt in Sizilien.
einzelstaatlichen Quoten für die Dauer von drei 
Jahren durch Unter- und Obergrenzen ersetzt. In 
diesem Rahmen wurde jedem Mitgliedstaat nur ein 
Minimum garantiert. Außerdem wurden die „nicht-
quotengebundenen“ Maßnahmen fortgesetzt, deren 
Umfang bald von 5 % auf 9 % des EFRE-Haushalts 
erhöht wurde. Zahlreiche Gemeinschaftsmaßnah-
men wurden in Gebieten mit im Niedergang befind-
lichen Industriezweigen, aber auch – hinsichtlich des 
Zugangs zu fortgeschrittenen Telekommunikations-
diensten – in den am stärksten benachteiligten Regi-
onen sowie zugunsten der Erschließung des einheimi-
schen Energiepotenzials auf den Weg gebracht. Diese 
„nichtquotengebundenen“ Programme wurden von 
nun an mit qualifizierter Mehrheit beschlossen und 
bedurften nicht mehr der Einstimmigkeit. Es gilt 
festzustellen, dass die Finanzierung von Mehrjahres-
programmen und nicht mehr nach Einzelvorhaben, 
wie bei der „nichtquotengebundenen“ Abteilung, es 
der Kommission ermöglichte, in den Gesprächen mit 
einem Mitgliedstaat nicht nur, wie zuvor, bestimmte 
Gemeinschaftliche Sondermaßnahmen: 
die sogenannten nichtquotengebundenen 
Maßnahmen
Im Nachgang zur Verordnung des Rates vom Februar 
1979, mit der die kofinanzierten spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwicklung 
im Rahmen der nichtquotengebundenen Abteilung des 
EFRE geschaffen wurden, verabschiedete der Rat 
ab 1980 auf Vorschlag der Kommission eine Reihe von 
Gemeinschaftsmaßnahmen mit einer Laufzeit von fünf 
Jahren (einige wurden verlängert). Diese Maßnahmen 
konnten auch andere Gebiete als diejenigen betreffen, 
die unter die quotengebundene Abteilung fielen. Hier 
kofinanzierte der Fonds von der Kommission 
genehmigte Mehrjahresprogramme und keine 
Einzelvorhaben. Einige dieser Programme sollen hier als 
Beispiel aufgeführt werden, um die beiden 
Besonderheiten der nichtquotengebundenen 
Maßnahmen zu erläutern: zum einen ihre Begründung 
und zum anderen die Art der gewährten Beihilfen.
Eines dieser Programme hatte zum Ziel, die 
wirtschaftliche und soziale Lage in den Grenzgebieten
Irlands und Nordirlands durch einen Ausbau ihres beträchtli-
chen Fremdenverkehrspotenzials zu verbessern. Diese 
Gebiete waren wirtschaftlich äußerst rückständig und 
damals als Schauplatz gewaltsamer politischer Auseinan-
dersetzungen bekannt. Ein anderes Programm sollte die 
Wirtschaftsstrukturen der Regionen im Südwesten Frank-
reichs (Aquitaine, Midi-Pyrénées und Languedoc-Roussillon) 
und Italiens (Mezzogiorno) stärken, in denen vor allem die 
Landwirtschaft durch den bevorstehenden Beitritt Spaniens 
und Portugals Einbußen zu erleiden drohte. Das Programm 
sah Investitionsbeihilfen für kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) und Handwerksbetriebe sowie die Förderung des 
ländlichen Tourismus im Rahmen der Agrarentwicklung vor. 
Dabei handelte es sich mithin um eine Maßnahme mit 
eindeutig präventivem Charakter. Zu erwähnen sind hier die 
Bedenken von Kommissionsmitglied Christopher Tugendhat, 
Vizepräsident der Kommission, während der Vorbereitung 
dieser Maßnahme. Sie betrafen die Verringerung des 
britischen Quotenanteils und die daraus resultierende 
Erhöhung der französischen Quote. Kommissionsmitglied 
Giolitti wies seinen Kollegen darauf hin, dass diese Zahlen 
zwar stimmten, aber nur, wenn man bei der Berechnung 
beide Abteilungen des EFRE (quotengebunden und 
nichtquotengebunden) gemeinsam heranzog (1).
(1) Informelles Gespräch mit Georges Rencki, 7. Juni 2012, und Privatarchiv 
Georges Rencki.
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Ein drittes Programm betraf das Energieangebot in den 
Berggebieten des Mezzogiorno in Italien mittels 
Investitionsbeihilfen für kleine Wasserturbinen (eine 
damals neue Technologie) und andere alternative 
Energiequellen. Diese Maßnahmen wurden in Form von 
mehrjährigen Sonderprogrammen und nicht mehr als 
Einzelvorhaben wie im Rahmen der quotengebundenen 
Abteilung des EFRE durchgeführt. Ziel dieser Maßnahme 
war es, der Gefahr von Einfuhrausfällen bei Erdöl zu 
begegnen, dem wichtigsten Rohstoff, auf den Italien für 
seine Energieversorgung angewiesen war. In diesem 
Land waren die Stromreserven im Vergleich zu den 
anderen Mitgliedstaaten besonders schwach. Alle diese 
Faktoren schränkten die Entwicklungsmöglichkeiten des 
Mezzogiorno ein, und zwar vor allem in den 
Berggebieten, die dringend auf die Ansiedlung neuer 
Betriebe angewiesen waren.
Mit dem Inkrafttreten der neuen EFRE-Verordnung am 
1. Januar 1985 wurden die ersten beiden 
Gemeinschaftsprogramme (STAR und Valoren) aus der 
Taufe gehoben, die vom Regionalfonds kofinanziert 
wurden. Sie betrafen die am stärksten benachteiligten 
Regionen der Gemeinschaft, d. h. Griechenland, Irland, 
den Mezzogiorno, Nordirland, Korsika und die 
französischen Überseedepartements sowie später 
festzulegende spanische und portugiesische Regionen. 
Damit leisteten sie nicht nur einen Beitrag zur 
Regionalentwicklung, sondern unterstützten zugleich die 
Verwirklichung der Ziele in anderen Bereichen wie der 
gemeinschaftlichen Telekommunikations- und der 
Energiepolitik. Das erste Programm, STAR, stellte auf 
einen besseren Zugang zu fortgeschrittenen 
Telekommunikationsdiensten ab. Das zweite, Valoren, 
hatte die Erschließung des einheimischen 
Energiepotenzials zum Gegenstand.
Die andere Besonderheit der gemeinschaftlichen 
Sondermaßnahmen bestand in der anderen Art von 
förderfähigen Vorhaben im Vergleich zu denjenigen, die 
üblicherweise durch den EFRE finanzierbar waren.
Als Beispiel seien die Maßnahmen für die Gebiete 
genannt, die von der Umstrukturierung der Eisen- und 
Stahlindustrie infolge von Produktionsüberkapazitäten 
betroffen waren. Sie wurden 1980 beschlossen, 1984 
um weitere fünf Jahre verlängert und galten Gebieten in 
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden 
und im Vereinigten Königreich. So fanden sich neben den 
„klassischen” Investitionsbeihilfen für KMU eine Reihe 
von Beihilfen als Beitrag zur „Beseitigung von 
Entwicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige“. 
Diese Beihilfen betrafen die Wiederherrichtung 
heruntergekommener Industrieviertel und beinhalteten 
die Modernisierung von Liegenschaften für KMU, die 
Schaffung von Grünflächen, Arbeiten zur Verschönerung 
der Umgebung, den Bau von Zufahrtsstraßen sowie 
Bauten, die für die Ansiedlung neuer Gewerbebetriebe 
notwendig waren, wie etwa die Errichtung von 
Wohnungen für Arbeitnehmer.
Im August 1985 brachte die Kommission auf Initiative 
des für die Erweiterungsverhandlungen zuständigen 
Kommissionsmitglieds Lorenzo Natali eine mit dem 
nichtquotengebundenen EFRE-Programm vergleichbare 
Maßnahme zugunsten der Gebiete im Südwesten 
Frankreichs und im italienischen Mezzogiorno auf den 
Weg, jedoch erweitert einerseits um Griechenland und 
andererseits um die übrigen Gemeinschaftsfonds wie 
den Sozialfonds und den Europäischen Ausgleichs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und die 
Europäische Investitionsbank (EIB): die integrierten 
Mittelmeerprogramme (IMP).
Diese Programme stellten einen neuen Vorstoß auf dem 
Gebiet der Regionalentwicklung dar. Sie beinhalteten 
einen globalen und zugleich integrierten Ansatz, der 
neben Investitionsbeihilfen für Betriebe auch einen 
landwirtschaftlichen Aspekt sowie Antworten auf Fragen 
im Zusammenhang mit sozialen Themen und die 
Berufsausbildung einschloss. Somit betrafen sie 
verschiedene Entwicklungsbereiche und mobilisierten 
sämtliche gemeinschaftlichen, nationalen, regionalen 
und kommunalen Finanzierungsquellen, und zwar über 
einen besonders langen Zeitraum von sieben Jahren. Es 
handelte sich um den ersten Versuch einer integrierten 
Gemeinschaftsmaßnahme im großen Maßstab. Die 
einzelstaatlichen Behörden waren nicht mehr die 
alleinige Entscheidungsinstanz, weil jedes IMP 
Gegenstand einer dreiseitigen Vereinbarung zwischen 
Kommission, Mitgliedstaat und den entsprechenden 
Regionalbehörden war. Dieser Versuch zugunsten 
integrierter Programme brachte leider weniger 
nachhaltige Folgen für die künftige Entwicklung der 
Strukturfonds mit sich. Eine plausible Erklärung dafür 
war der verhältnismäßig geringe Umfang des 
gemeinschaftlichen Finanzbeitrags in einem Gebiet im 
Vergleich zu dem Beitrag der einzelnen nationalen 
Ministerien. Daher wurde die eigens für die Förderung 
derartiger integrierter Maßnahmen geschaffene Struktur 
einige Jahre später wieder aufgelöst. Dennoch wurde 
eine bessere Koordinierung der Fonds für die Zukunft 
erreicht, so dass die IMP einen echten Zugewinn 
brachten.
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Investitionsvorhaben, sondern die gesamte regionale 
Entwicklung zu thematisieren.
Dieses Finanzierungskonzept wurde allmählich 
auf den gesamten Fonds ausgedehnt. Anfangs be-
stand das Ziel darin, mindestens 20  % der Mittel 
für die Finanzierung von Programmen vorzusehen 
und den Rest für Einzelvorhaben zu gewähren, wie 
es seit der Errichtung des EFRE der Fall war. Die 
REP konnten sich auch auf die Kofinanzierung der 
Beihilferegelungen (Beihilferechtsvorschriften) für 
Unternehmensinvestitionen erstrecken. Program-
me, die erstmals Gegenstand einer Genehmigung 
durch die Kommission waren – wobei die Möglich-
keit eines Einspruchs beim Rat bestand –, mussten 
genauer gefasst sein und quantifizierte Ziele mit 
jährlichen Angaben der Mitgliedstaaten über die 
Ergebnisse der regionalen Maßnahmen in Sachen 
Investitionen und Arbeitsplätze enthalten.
Dieser Reformzeitraum war durch intensive Dis-
kussionen innerhalb der Kommission über die 
zunehmende Schwierigkeit gekennzeichnet, von 
Brüssel aus eine wachsende Zahl von Einzelvorha-
ben wirksam zu prüfen. Nach Ansicht einer Reihe 
von Beamten war es der Kommission mit diesem 
System nicht mehr möglich, sich einen kohärenten 
Gesamtüberblick zu verschaffen und an der Aus-
wahl der Entwicklungsziele und -prioritäten der 
förderfähigen Regionen politisch beteiligt zu wer-
den, um Gemeinschaftsprioritäten darin einzubrin-
gen. Dessen ungeachtet fand die Finanzierung von 
Vorhaben wegen der Sichtbarkeit vor Ort weiterhin 
ihre Befürworter und wurde ansonsten für Vorha-
ben von großem Umfang beibehalten. Die Reform 
des EFRE von 1984 betonte den horizontalen bzw. 
globalen Charakter der Regionalpolitik und ermög-
lichte es, den Einsatz von Analysen der regionalen 
Auswirkungen zu vertiefen. Diese Entwicklung war 
auch auf das beharrliche Streben der Verantwortli-
chen in der Generaldirektion Regionalpolitik nach 
einer stärkeren Berücksichtigung der beträchtli-
chen positiven oder negativen Auswirkungen zu-
rückzuführen, die die übrigen gemeinschaftlichen 
und nationalen „sektoralen“ Politikfelder, wie etwa 
die Agrar-, die Wettbewerbs-, die Verkehrs- oder 
selbst die Forschungspolitik, auf die Entwicklung 
benachteiligter Regionen der Gemeinschaft haben 
konnten.
Die Reform von 1984 stärkte teilweise den Einfluss 
der Kommission gegenüber den Mitgliedstaaten, die 
dieses Thema nach wie vor als sehr „politisch“ und 
heikel in der Handhabung betrachteten. Der Er-
messensspielraum der Kommission erweiterte sich 
auf dem Umweg über die Konzentration der Mittel 
auf die ärmsten Regionen und zugleich durch den 
Übergang von der einstimmigen Beschlussfassung 
im Rat zu der mit qualifizierter Mehrheit. Unver-
kennbar ging die Tendenz im Jahr 1986 zu einer 
Stärkung der Rolle der Kommission bei der Vergabe 
und Verwendung der Mittel, was sich zu Beginn des 
folgenden Jahrzehnts bestätigte (1). 
Im Übrigen forderte das Europäische Parlament die 
Kommission mehrmals auf, über die Einhaltung des 
Grundsatzes der Komplementarität der Gemein-
schaftsinterventionen zu wachen. Für die Kommis-
sion ging es darum, zu überprüfen, dass die von den 
Mitgliedstaaten zugesagten Bemühungen in Bezug 
auf die durch den EFRE förderfähigen Ausgaben 
weiterhin so groß waren wie in der Vergangenheit, 
damit sich die aus der gemeinschaftlichen Anstren-
gung resultierende Steigerung tatsächlich auf die 
Wirtschaft der Regionen auswirkte. Der Grundsatz 
der Komplementarität wurde indes erst 1988 ver-
bindlich beschlossen.
Die Aufnahme in den Vertrag
Im Verlauf der zehn Jahre nach der Errichtung des 
EFRE gelang es der Kommission, ein Finanzie-
(1) Interview mit Eneko Landaburu, 20. Januar 2012; Barca F., Agenda für eine 
reformierte Kohäsionspolitik: Ein raumbezogener Ansatz für die Heraus-
forderungen und Erwartungen in der Europäischen Union. Unabhängiger 
Bericht im Auftrag von Danuta Hübner, für Regionalpolitik zuständiges 
Kommissionsmitglied, April 2009.
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rungsinstrument, mit dem im Wesentlichen ein 
finanzielles Gleichgewicht zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten hergestellt werden sollte, zu einer 
veritablen Politik der gemeinschaftlichen Solida-
rität umzugestalten, die mit immer mehr Finanz-
mitteln ausgestattet wurde, die sich im Jahr 1985 
auf 13  % des Gesamthaushalts der Europäischen 
Gemeinschaft beliefen. Dabei handelte es sich um 
eine Politik, die schließlich dank der Einheitlichen 
Europäischen Akte und der Bemühungen von Jac-
ques Delors, des damaligen Präsidenten der Kom-
mission, Eingang in den EWG-Vertrag fand. Die 
Kommission konnte nunmehr mittels Initiativen 
und Programmen, die von ihr getragen und geför-
dert wurden, die Gemeinschaftsprioritäten stärker 
zur Geltung bringen. Von einem einfachen Aus-
gleichsinstrument war die gemeinschaftliche Regi-
onalpolitik nach und nach zu einem bedeutenden 
Finanzierungsinstrument zur Umverteilung der 
Mittel auf die stärker benachteiligten Länder und 
schließlich auf die Gesamtheit der Randgebiete Eu-
ropas geworden.
Gleichwohl bestand das beträchtliche Gefälle zwi-
schen den Regionen der Gemeinschaft während des 
gesamten Zeitraums fort. Das Pro-Kopf-Einkom-
men der zehn Spitzenregionen der Europäischen 
Gemeinschaft lag 1985 mehr als das Dreifache über 
dem der zehn am wenigsten wohlhabenden Regi-
onen. Diese regionalen Ungleichgewichte waren 
mindestens doppelt so groß wie in den USA. Sie 
schrittweise abzubauen stellte eine Aufgabe dar, 
die eines langen Atems sowie umfangreicher und 
anhaltender solidarischer Anstrengungen bedurfte. 
Dem Zeitgeist entsprechend rückte in der Regional-
politik mehr und mehr der Begriff der endogenen 
Entwicklung in den Vordergrund und machte deut-
lich, dass in erster Linie die Regionen selbst ihre 
eigene Entwicklung prägen mussten. Kommissar 
Giolitti brachte dies im Januar 1984 in einer Rede 
in Straßburg gut zum Ausdruck: „Die Entwicklung 
ist wie eine Pflanze, die den örtlichen Bedingungen 
angepasst und durch die Zufuhr örtlicher Energi-
en genährt und gepflegt werden muss, denn sonst 
bringt sie höchstens ein paar Blüten in der Wüste 
hervor“ (1).
Abschließend lässt sich feststellen, dass der Zeitraum 
von 1973 bis 1986, der mit der Geburt der Regional-
politik zunächst in Gestalt einer bloßen Kofinanzie-
rung der nationalen Förderpolitik begann, mit der 
Bekräftigung einer wirklichen Gemeinschaftspoli-
tik zu Ende ging, deren Bedeutungszuwachs sich un-
ter anderem daran ablesen ließ, dass sich die Mittel 
allein für den EFRE – einem der wichtigsten Inst-
rumente dieser Politik − nahezu verdoppelten (von 
4,8 % auf 7,3 % in zehn Jahren) und dass unablässig 
Bemühungen liefen, die Effektivität im Bereich Re-
gionalentwicklung zu steigern (2). Jeder hatte damit 
natürlich seine eigene Verantwortung zu tragen, 
denn „unsere Aufgabe bestand darin, einen Beitrag 
zu der von den einzelnen Staaten und den Regionen 
selbst zu erbringenden Anstrengung zu leisten; auch 
wenn unsere Finanzierungen erheblich gestiegen 
sind und wirklich beträchtliche Summen ausmach-
ten, insbesondere für die Regionen, die damals als 
Ziel-1-Gebiete bezeichnet wurden und bei denen es 
sich um rückständige Regionen handelte, war dies 
selbstverständlich und glücklicherweise nicht die 
wesentliche Triebkraft der Entwicklung“ (3).
Pierre Tilly
(1) AHCE, Reden, „Die Rolle der Regionen für den Aufbau eines demokrati-
schen Europas“, Rede von Antonio Giolitti auf der Konferenz der Regionen 
der Europäischen Gemeinschaft und der Beitrittsländer Spanien und Por-
tugal, Straßburg, 27. Januar 1984, S. 11.
(2) „Les régions de l’Europe: un moyen de renforcer la cohésion de la CE“, In-
terview mit Grigoris Varfis, Ces régions qui font l’Europe, Juni 1985, S. 49.




Kapitel 18  
Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
soziale Rechte und 
soziale Angelegenheiten
Der Aufbau des sozialen Europa erfolgte gestützt 
auf Bestimmungen der Römischen Verträge, be-
stimmte Rechtsvorschriften und die Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-
schaften  (1). Die Periode von 1973 bis 1986 war 
diesbezüglich von einer gewissen Homogenität 
geprägt. Eingeleitet wurde sie durch die Annahme 
eines sozialpolitischen Aktionsprogramms, dem 
dann eine Reihe von Initiativen auf so unterschied-
lichen Gebieten wie Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz, Chancengleichheit, soziale Sicher-
heit der Wanderarbeitnehmer und sozialer Dialog 
folgten  (2). Zunächst ließen sich die Regierungen, 
die Kommission und die anderen Organe der Ge-
meinschaften vom Willen einer sozialen Harmoni-
(1) De Schutter, O., „L’équilibre entre l’économique et le social dans les traités 
européens“, Revue française des affaires sociales, Nr. 1, 2006, S. 131.
(2) Entschließung des Rates vom 21. Januar 1974 über ein sozialpolitisches Akti-
onsprogramm, ABl. C 13 vom 12.2.1974, S. 1.
sierung leiten, um das Funktionieren des Gemein-
samen Marktes zu verbessern und Fortschritte bei 
der Erreichung der sozialen Ziele der Römischen 
Verträge zu erzielen. Durch die Wirtschaftskrise 
und die tiefgreifenden Veränderungen der Indus-
triestruktur verschoben sich indes die aus der Zeit 
des Wirtschaftsbooms zwischen 1945 und 1975 
stammenden Paradigmen, so dass nun Maßnahmen 
ergriffen wurden, die vor allem den Zweck verfolg-
ten, die sozialen Folgen der Krise zu mildern. Ende 
der 1970er/Anfang der 1980er Jahre änderte sich 
mithin der politische und wirtschaftliche Ansatz 
der Gemeinschaft maßgeblich, wobei der Wettbe-
werbsfähigkeit und der sozialen Unterstützung der 
von den Umstrukturierungen des wirtschaftlichen 
Gefüges betroffenen Arbeitnehmer immer größere 
Aufmerksamkeit gewidmet wurde. Die Einheit-
liche Europäische Akte von 1986 markierte den 
Beginn einer neuen Etappe, für die das Bestreben 
der Errichtung eines europäischen Sozialraums 
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kennzeichnend war. Dieser sollte durch gemein-
schaftliche Rechtsvorschriften geschaffen werden, 
die auf Initiativen der Kommission und – darin be-
stand die Neuheit – auf Vereinbarungen zwischen 
den Sozialpartnern basieren sollten. Das Projekt 
wurde von Jacques Delors getragen, einem früheren 
christlichen Gewerkschafter, der 1985 Präsident der 
Kommission wurde.
Die Vorgeschichte (1958-1973)
Obgleich durch die Römischen Verträge sozialpoli-
tische Elemente eingeführt wurden – wie der Eu-
ropäische Sozialfonds (ESF), der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss (WSA), die Ausarbeitung gemein-
samer Grundsätze in der Berufsbildung –, bestan-
den die vorrangigen Ziele der Gemeinschaft letzt-
endlich weiterhin in der Steigerung der Produktion 
und einer Öffnung der Märkte. Die Sozialpolitik 
flankierte die wirtschaftliche Integration zwischen 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft  (1). Zwar 
verfügte die Kommission über eine Generaldirekti-
on Soziale Angelegenheiten, doch lag deren Haupt-
augenmerk auf der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
und der Berufsbildung, d.  h. auf unter die Römi-
schen Verträge fallenden Gebieten. 
Ende der 1960er/Anfang der 1970er Jahre änderte 
sich der Kontext. Bereits vor der Ölkrise von 1973 
ließ die Wirtschaftsüberhitzung das Wachstum sta-
gnieren, und die strukturelle Arbeitslosigkeit hielt 
erneut Einzug in Europa (1971 betrug die Zahl der 
Arbeitslosen in der EWG 1,4 Millionen, 1972 wa-
ren es 1,6 Millionen). Auch die Inflation stieg wie-
der an. Diese Entwicklung ging mit neuen sozialen 
Anforderungen einher, wie der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und der Begleitung von Umschu-
lungen. Die Wahl Willy Brandts, der in Deutsch-
(1) Varsori, A., „Die Ursprünge der europäischen Sozialpolitik“, Dumoulin, 
M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinne-
rungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä-
ischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 459-474.
land vom mächtigen Gewerkschaftsbund DGB 
unterstützt wurde, zum Bundeskanzler verlieh der 
Debatte über das soziale Europa neuen Auftrieb. 
Eine neue Dynamik kristallisierte sich heraus. Die 
gemeinschaftlichen Bestimmungen – und damit 
auch die Bestimmungen im sozialen Sektor – soll-
ten nicht nur auf die neuen Beitrittsländer ausge-
dehnt werden, sondern so auch für Staaten gelten, 
die in sozialen Fragen mitunter andere Auffassun-
gen vertraten als die sechs bisherigen EWG-Staaten. 
Durch die Sozialschutzsysteme der Beitrittsländer, 
die auf anderen Grundsätzen beruhten als die Sys-
teme der Gründerstaaten, wurden die seit den An-
fängen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
gehegten Hoffnungen auf eine soziale Harmonisie-
rung in Europa indes zunichte gemacht. Von 1973 
an bestand auf diesem Gebiet eine Kluft zwischen 
den Staaten der Gemeinschaft. 
Der Weg wird frei für ein 
soziales Europa (1974-1985)
In Zeiten der Erweiterung war Optimismus gebo-
ten, umso mehr, als die Kommission auf der Kon-
ferenz von Paris von 1972 den Auftrag erhielt, bis 
zum 1. Januar 1974 ein sozialpolitisches Aktionspro-
gramm zu verabschieden. Dies wurde als entschei-
dender Impuls für ein soziales Europa gewertet, und 
der Weg war frei für Investitionen der Gemeinschaft 
auf wichtigen Arbeitsgebieten, wie dem Schutz der 
Wanderarbeitnehmer, der Bekämpfung von Armut 
und unsicheren Lebensverhältnissen, der Beschäfti-
gung, der Frauenarbeit und dem sozialen Dialog. 
Der Rat nahm somit am 21.  Januar  1974 eine 
Entschließung über ein sozialpolitisches Aktions-
programm an, dessen Grundlage die Arbeiten der 
Kommission aus dem Jahr 1973 bildeten. Der Ak-
tionsplan erstreckte sich über einen Zeitraum von 
zwei Jahren (1974-1976), wobei die Kommission 
sich verpflichtete, bis zum 31.  Dezember  1976 ein 
neues sozialpolitisches Aktionsprojekt vorzulegen. 
369Kapitel 18 – Freizügigkeit der Arbeitnehmer, soziale Rechte und soziale Angelegenheiten 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss
Bei den Beziehungen zwischen der Kommission und 
dem Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA), der sich 
aus den Vertretern des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens und der Zivilgesellschaft zusammensetzte, 
waren zwischen der Mitte der 1970er Jahre und der 
Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 
zaghafte Fortschritte zu verzeichnen. Der Einfluss dieser 
beratenden Versammlung auf die politischen 
Entscheidungen der Gemeinschaft nahm in dieser 
Periode relativ gesehen zu, was insbesondere 
Reformprojekten zu verdanken war, die eine 
Verbesserung der Beziehungen des WSA zur 
Kommission und die Stärkung seiner institutionellen 
Rolle zum Ziel hatten. 
Auf dem Pariser Gipfeltreffen von Oktober 1972 wurde 
dem WSA die Befugnis übertragen, sich auch ohne 
Ersuchen der Kommission oder des Rates mit allen für 
das Gemeinschaftsrecht relevanten Fragen zu befassen, 
womit der Wunsch nach Anerkennung des WSA erfüllt 
wurde. Diese Entscheidung bildete den ersten Schritt hin 
zu einer stärkeren Beteiligung des Ausschusses an der 
Ausarbeitung der Gemeinschaftsbeschlüsse. Im selben 
Jahr erhielt der Ausschuss das Recht, seine 
Stellungnahmen im Amtsblatt zu veröffentlichen und 
seine Pforten für die Öffentlichkeit und die Presse zu 
öffnen, was der Einschränkung, Werbung für seine Arbeit 
zu machen, ein Ende setzte. 
In den 1970er Jahren sprach sich der in dieser Zeit noch 
ein Schattendasein führende WSA für eine 
Verbesserung der institutionellen Zusammenarbeit und 
für eine aktivere Beteiligung an der Ausarbeitung 
wichtiger Aktionsprogramme aus. Der Generaldirektor 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses, Roger Louet, 
erklärte 1975, dass der WSA den Wunsch hege, „sich in 
die Überlegungen und die Recherchen einschalten und 
sich so an der Formulierung der Vorschläge der 
Kommission beteiligen zu können, wobei die Anliegen 
der von ihm vertretenen Gruppen stärker berücksichtigt 
werden sollten“ (2).  
Ungeachtet eines immer dynamischeren Ansatzes hielt 
sich die Wirksamkeit der Maßnahmen des WSA jedoch 
in Grenzen, da der Rat und die Kommission die von dem 
Ausschuss verfassten Stellungnahmen häufig nicht 
berücksichtigten oder ihn erst konsultierten, wenn die 
Arbeiten bereits zu weit fortgeschritten waren (3). Die 
Kommission nahm gleichwohl häufiger an den 
Sitzungen der Arbeitsgremien des Ausschusses 
(Sektionen, Untergruppen, Studiengruppen, 
Plenartagungen) teil, zu denen sie hochrangige Beamte 
und manchmal auch Kommissionsmitglieder entsandte. 
Auch der Kommissionspräsident verpflichtete sich, 
mindestens einmal jährlich an einer Plenartagung des 
WSA teilzunehmen, um über die politische Lage der 
Gemeinschaft zu referieren.2 
Erst gegen Mitte der 1980er Jahre trat der WSA wirklich 
aus dem Schatten heraus. Mit dem Amtsantritt von 
Jacques Delors als Präsident der Kommission erhöhte 
sich die Zahl der direkt von der Kommission beantragten 
Stellungnahmen beträchtlich. In der Einheitlichen Akte 
wurde dieser Entwicklung durch eine maßgebliche 
Erweiterung der Bereiche Rechnung getragen, in denen 
eine Konsultation des Ausschusses zwingend 
erforderlich war. Vor dem Hintergrund der 
Wirtschaftskrise veranschaulichte diese Entwicklung den 
Wunsch der Kommission nach einer stärkeren 
Beteiligung der sozioökonomischen Akteure an der 
politischen Willensbildung der Gemeinschaft. 
Élisabeth Palmero
(2) Activité et influence du CES von R. Louet, Generaldirektor, Courrier 
du personnel, Nr. 352, 7. Februar 1975, S. 18.
(3) Alphonse Lappas, Präsident des WSA, in 30 Jours d’Europe, Nr. 188, 
März 1974, S. 32.
Gemäß dem vom Rat angenommenen Text hatte die 
Sozialpolitik gegenüber den anderen gemeinschaft-
lichen Bereichen eine eigenständige Funktion, wo-
bei drei Ziele durch sie erreicht werden sollten: die 
Verwirklichung der Vollbeschäftigung, die Verbes-
serung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und 
die Beteiligung der Sozialpartner an den Entschei-
dungen der Gemeinschaft (1). Roland Tavitian, der 
(1) Heynig, E., „Le programme d’action sociale de la Communauté européen-
ne“, Revue du Marché Commun, Nr. 173, 1974, S. 111-120.
im Oktober 1972 für die Generaldirektion Soziale 
Angelegenheiten tätig war, beschreibt den Kontext 
wie folgt: „Ich kam in eine GD, die mit der von Léo 
Crijns geleiteten Erarbeitung [des sozialpolitischen 
Aktionsprogramms] beschäftigt war. Und das war 
eine große, beinahe euphorische Zeit. Die Gemein-
schaft wurde größer. Dänemark, Irland und das Ver-
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Kommission und Agenturen: 
Startschwierigkeiten
Das Europäische Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung (Cedefop) und die Europäische Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
(Eurofound), die beide 1975 in einer Zeit schwieriger 
wirtschaftlicher Bedingungen und des raschen 
gesellschaftlichen Wandels gegründet wurden, sind die 
ältesten dezentralen Gemeinschaftseinrichtungen. Die 
zwei „Satellitenagenturen“ unterstützten die 
Gemeinschaftsorgane, insbesondere die Kommission, 
bei der Verwirklichung der Ziele des auf dem Pariser 
Gipfel von 1974 angenommenen sozialpolitischen 
Aktionsprogramms. .
Das Cedefop, dessen Sitz sich zunächst in West-Berlin 
befand (1), hatte die Aufgabe, den sozialen Dialog 
voranzutreiben und die Berufsbildung und ständige 
Weiterbildung auf Gemeinschaftsebene zu fördern und 
weiterzuentwickeln. Die Bilanz der ersten Jahre nach der 
Gründung des Zentrums fiel gemischt aus, da seine 
genauen Aufgaben, seine Struktur, die Höhe der ihm 
zugeteilten finanziellen Mittel und der Status seiner 
Angestellten lange Zeit nicht klar definiert wurden. Erst 
ab der zweiten Hälfte der 1980er Jahre wurden die 
Struktur des Cedefop und seine Beziehungen zur 
Kommission konsolidiert, so dass die Sozialpolitik und 
die Förderung der Berufsbildung im Vorfeld der 
Einheitlichen Europäischen Akte eine wichtige Rolle in 
der Debatte auf Gemeinschaftsebene spielten (2)
Aufgabe der Stiftung Eurofound, die sich 1976 in Dublin 
niederließ (3), war es, insbesondere der Kommission die 
zur Konzipierung und Schaffung besserer Lebens- und 
Arbeitsbedingungen erforderlichen technischen und 
wissenschaftlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die Übernahme von Recherche- und 
Analyseaufgaben ermöglichte ihr, die Diskussion über 
Themen wie die Auswirkungen der Telearbeit oder die 
Auswirkungen der technischen Entwicklung auf die 
Schichtarbeit zu erleichtern. 
In den 1970er und 1980er Jahren waren die 
Beziehungen zwischen der Kommission und den zwei 
(1) Verordnung (EWG) Nr. 337/75 des Rates vom 10. Februar 1975, ABl. L 39 
vom 13.2.1975, S. 1. Das Cedefop wurde 1995 nach Thessaloniki verlegt.
(2) Varsori, A ., „Vocational education and training in European social policy 
from its origins to Cedefop“, European Journal Vocational Training, Nr. 32, 
2004.
(3) Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975; ABl. L 139 
vom 30.5.1975, Artikel  2 Absatz 1.
Agenturen allerdings von Unsicherheit geprägt, bewegten 
sich in einem engen Rahmen, und die Verhandlungen 
gestalteten sich schwierig. Obwohl die Kommission 
Vertreter in den Verwaltungsrat beider Institutionen 
entsandte, leisteten die GD V Soziale Angelegenheiten 
und die Stiftung Doppelarbeit, anstatt die verschiedenen 
durchgeführten Untersuchungen zu koordinieren. Jean 
Degimbe, der drei Jahre lang dem Cedefop und zehn 
Jahre lang der Stiftung vorstand, bestätigt dies und hebt 
hervor, dass die Kommission und die beiden Agenturen 
„zwei verschiedenen Welten [angehörten], die einander 
mit Misstrauen begegneten“ (4). 
Élisabeth Palmero
(4) Interview mit Jean Degimbe, 13. Juli 2010.
Veröffentlichungen des Cedefop
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einigte Königreich traten bei. Der erste Stufenplan 
für die WWU entstand. Und der Sozialfonds war 
gerade reformiert worden, um ihn weniger automa-
tisch zu gestalten, ihn den Prioritäten der Gemein-
schaft besser anzupassen und – um einen Ausdruck 
von Raymond Rifflet zu gebrauchen – eine aktive 
Beschäftigungspolitik zu entwickeln“ (1). 
Doch die Euphorie der Jahre 1972 und 1973 war 
nur von kurzer Dauer. Der Optimismus angesichts 
der Erweiterung wurde in wirtschaftlicher Hinsicht 
rasch durch die internationale Währungsinstabi-
lität und die erste Ölkrise gedämpft. Das Wirt-
schaftswachstum schwächte sich ab. Wie Roland 
Tavitian betont, war es nicht länger möglich, Sozi-
alpolitik ausschließlich als Umverteilungspolitik zu 
begreifen: „Ab 1975 oder 1976 konzentrierte sich 
die Arbeit der Kommission hauptsächlich auf vier 
oder fünf Hauptpunkte: die Jugendbeschäftigung, 
die Chancengleichheit von Männern und Frau-
en, die Vredeling-Richtlinien zur Beteiligung der 
Arbeitnehmer, Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz und natürlich die Gründung der Europä-
ischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen (Eurofound) und des Europä-
ischen Zentrums für die Förderung der Berufsbil-
dung (Cedefop), Instrumente, die den konkreten 
Dialog der Sozialpartner fördern sollten“ (2). 
Die Generaldirektion Soziale Angelegenheiten 
konnte sich bei der Verwirklichung der vielen ver-
schiedenen Aufgaben, die ihr übertragen wurden, 
auf die im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) erworbenen Erfahrun-
gen im sozialen Bereich und auf Persönlichkeiten 
stützen, die mit den Praktiken und der Realität im 
Arbeits- und Beschäftigungsbereich vertraut waren. 
Von 1973 bis 1986 standen nacheinander drei Män-
ner an der Spitze: Der Belgier Raymond Rifflet übte 
das Amt des Generaldirektors bis Mai 1973 aus, be-
(1) Interview mit Roland Tavitian, 10.  September  2010; siehe auch Kasten 
Kommission und Agenturen: Startschwierigkeiten, S. 370. 
(2) A. a. O.
vor Michael Shanks, der zuvor in der Industrie (bei 
British Oxygen) tätig gewesen war, die Generaldi-
rektion Soziale Angelegenheiten 18 Monate lang 
leitete und dem vor gravierenden Problemen bei 
der industriellen Umstellung stehenden Vereinig-
ten Königreich so die große Bedeutung der sozialen 
Dimension vor Augen führte. 1976 übernahm mit 
Jean Degimbe ein weiterer Belgier dieses Amt. Als 
Mitglied des Kabinetts von Ortoli führte er insbe-
sondere den Vorsitz der Gruppe der Kabinettchefs, 
deren Aufgabe es war, das im Januar 1974 vom Rat 
angenommene sozialpolitische Aktionsprogramm 
zu prüfen. Der ehemalige christliche Gewerkschaf-
ter hatte im Kabinett des Vizepräsidenten Raymond 
Barre in der Kommission Rey sowie im Kabinett 
des Präsidenten François-Xavier Ortoli mitgearbei-
tet. Degimbe leitete die Generaldirektion bis 1992, 
was ein für diese Funktion außergewöhnlich langer 
Zeitraum war. Unter seiner Leitung entwickelte die 
GD einen stark praxisbezogenen Ansatz. Wieder ist 
hierzu die Stellungnahme von Roland Tavitian auf-
schlussreich: „Irgendeinem ‚Handbuch‘ zu folgen 
kam nicht in Frage; vielleicht noch stärker als auf 
anderen Gebieten kann man im Bereich der sozia-
len Angelegenheiten nicht ohne regelmäßige Kon-
takte vor Ort oder mit Experten arbeiten. Das setzt 
ein großes Vertrauen seitens der Hierarchie voraus – 
innerhalb vernünftiger Grenzen, versteht sich“ (3).
Ein entscheidender Schritt in Richtung 
Gleichstellung von Männern und 
Frauen (4)
Die Frauenarbeit bildete in dieser Zeit einen der 
Schwerpunkte der Arbeit der Kommission. Die 
Kommission trug in besonderem Maße dazu bei, 
dass bei der Gleichstellung von Männern und Frau-
en ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre bahn-
(3) A. a. O.
(4) Nähere Ausführungen bei Quintin, O., „L’égalité entre hommes et femmes: 
une réalisation spécifique de la politique sociale communautaire“, Revue du 
Marché Commun, Nr. 288, 1985, S. 309-318.
372 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
brechende Fortschritte erzielt wurden. Natürlich 
spielten dabei der Schutz der sozialen Rechte im 
Binnenmarkt sowie der Wille, Wettbewerbsver-
zerrungen zwischen den Mitgliedstaaten zu ver-
hindern, eine Rolle, die Fortschritte waren aber zu-
gleich das Ergebnis eines (langsamen) Umdenkens. 
Die Richtlinie des Rates vom 10. Februar 1975 zum 
gleichen Entgelt für Männer und Frauen, die bezeich-
nenderweise im von den Vereinten Nationen ausge-
rufenen Internationalen Jahr der Frau angenommen 
wurde, verdeutlichte diesen voluntaristischen An-
satz. Während sich der Rat zunächst eher für eine 
Empfehlung aussprach, machte der Einsatz der Kom-
mission den Weg frei für eine Richtlinie. Nach An-
sicht von Jacqueline Nonon, damals Referatsleiterin, 
begünstigten die neuen Rahmenbedingungen im 
Plakat zur Gemeinschaftswoche der Sicherheit am Arbeitsplatz 
(2.-8. Mai 1977). Die Arbeitsbedingungen stehen in den 1970er 
Jahren im Mittelpunkt der Forderungen der Arbeitnehmer.
Zuge der Erweiterung von 1973 einen solchen An-
satz: „Der Beitritt der Engländer war ein Glücksfall, 
da die Engländer bereits ein Gesetz hatten, nämlich 
ihr Gesetz zur ‚equal opportunity‘ [Chancengleich-
heit]. Sie waren sehr stolz darauf, zu zeigen, dass sie 
die Nase vorn hatten, und ich hatte das Glück, mit 
dem Kommissar [Patrick] Hillery, einem Iren, der 
mich voll und ganz unterstützt hat, und mit dem Ge-
neraldirektor Michael Shanks zusammenzuarbeiten, 
der mich ebenfalls unterstützt hat“ (1). 
In einer 1976 verabschiedeten zweiten Richtlinie 
wurde die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zu Beschäftigung, 
zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen veran-
kert. Dabei trug der entsprechende Vorschlag der 
Kommission, der ihrem Memorandum von 1975 
zur Situation der Arbeitnehmer beigefügt war, der 
steigenden Erwerbsbeteiligung von Frauen Rech-
nung. Die Kommission stellte nach einer Unter-
suchung fest, dass die Frauenarbeit auf bestimmte, 
zahlenmäßig begrenzte Tätigkeitsfelder beschränkt 
blieb, wodurch bestehende Diskriminierungen, die 
es zu beseitigen galt, noch verstärkt wurden, wie 
der Rechtsstreit von Gabrielle Defrenne, einer An-
gestellten der belgischen Fluggesellschaft Sabena, 
verdeutlichte. Die Urteile im Fall Defrenne boten 
dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten die Möglichkeit, Artikel 141 EWG-Vertrag eine 
unmittelbare Wirkung (der Grundsatz der unmit-
telbaren Wirkung ermöglicht es Einzelnen, sich 
unmittelbar vor einem nationalen Gericht auf eine 
Rechtsvorschrift der Gemeinschaft zu berufen) bei-
zumessen (2). Das Verbot der Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts wurde damit im Übrigen zu 
einem allgemeinen Rechtsgrundsatz erhoben. Eine 
1978 angenommene dritte Richtlinie, in der die 
Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicher-
heit geregelt wurde, vervollständigte den Maßnah-
menkatalog. Sie fand jedoch erst ab 1984 Anwen-
dung. Die intensive Arbeit von Jacqueline Nonon, 
(1) Interview mit Jacqueline Nonon, 25. Oktober 2010.
(2) Urteil vom 8. April 1976 in der Rechtssache 43/75, Defrenne/Sabena.
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Sensibilisierung für die Arbeitsmedizin, 
EGB-Plakat (1970)
Marie Josée Jonczy und weiteren Beamten des Ju-
ristischen Dienstes ebnete den Weg für diese ersten 
Maßnahmen. Die Kommission führte ihre Überle-
gungen zu diesem Thema fort, wobei in den 1980er 
Jahren entscheidende Fortschritte erzielt werden 
konnten. Ein Aktionsprogramm (1982-1985) 
enthielt spezifische Maßnahmen zur Verbesserung 
von Faktoren, die die Beschäftigungsaussichten von 
Frauen beeinträchtigten (1), und sollte Frauen dabei 
unterstützen, Unternehmen zu gründen oder Be-
rufe zu ergreifen, die bis dahin als Männerdomäne 
galten. Des Weiteren wurde in dem Programm eine 
Empfehlung für Überlegungen zur Teilzeit abgege-
(1) ABl. C 186 vom 21.7.1982, S. 3.
ben, um eine bessere Verteilung der elterlichen Ver-
antwortung zu ermöglichen und Diskriminierun-
gen auf diesem Gebiet zu beseitigen (2).
Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz
Die Maßnahmen der Gemeinschaft erstreckten sich 
zudem auf den Bereich des Arbeitsschutzes, dem sie 
bereits in den frühen 1950er Jahren große Bedeu-
tung beigemessen hatte. 1974 wurde ein durch einen 
Beschluss des Rates vom 27.  Juni eingesetzter drei-
gliedriger Ausschuss beauftragt, die Kommission bei 
der Vorbereitung und der Durchführung der Tätig-
keiten auf diesem Gebiet, wie Gesundheitsvorsorge 
oder Schutz der Arbeitnehmer, zu unterstützen. Der 
Ausschuss ermöglichte eine verstärkte Zusammen-
arbeit zwischen den einzelstaatlichen Behörden und 
den Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen. 
In den Jahren 1978 und 1984 wurden die ersten 
Aktionsprogramme für Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz lanciert (3). Die erste Rahmenricht-
linie im Bereich der Gesundheit und der Sicherheit 
am Arbeitsplatz wurde 1980 angenommen und be-
zog sich auf den Schutz der Arbeitnehmer vor der 
Gefährdung durch chemische, physikalische und 
biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit  (4). Die 
Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz (5) betraf 
einen bestimmten chemischen Arbeitsstoff. Sie stieß 
bei den Arbeitgebern auf erbitterten Widerstand, 
obgleich sie den ersten Schritt zur Lösung eines Pro-
blems markierte, das immer mehr an Bedeutung ge-
(2) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Elternurlaub und Urlaub aus 
familiären Gründen, 24.  November 1983, ABl. C  333 vom 9.12.1983, 
S. 6-8. 
(3) Eine erste Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften, Verordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der 
Gesundheit von Arbeitnehmern, die Vinylchloridmonomer ausgesetzt 
sind, trat in diesem Rahmen am 29. Juni 1978 in Kraft (Richtlinie 78/610/
EWG des Rates, ABl. L 197 vom 22.7.1978).
(4) Richtlinie 80/1107/EWG des Rates vom 27. November 1980, ABl. L 327 
vom 3.12.1980, S. 8.
(5) Richtlinie 83/477/EWG des Rates vom 19. September 1983, ABl.  L 263 
vom 24.9.1983.
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Karikatur von Plantu zur Niederlassungsfreiheit der Ärzte in den 
Ländern der EWG (März 1977). Im Gesundheitssektor verlief 
die Harmonisierung und gegenseitige Anerkennung der Titel 
und Hochschulabschlüsse am schnellsten.
winnen und zum Gegenstand zahlreicher Debatten 
werden sollte.
Mit der Richtlinie vom 12.  Mai 1986 über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Lärm am Arbeitsplatz war der Richtlinienkatalog 
abgeschlossen (1). Da der EG-Vertrag bis Mitte der 
1980er Jahre keine explizite Gesetzgebungsbefugnis 
vorsah, fielen die Sicherheit und der Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz in den Bereich der Markt-
harmonisierung und der Wirtschaftspolitik der 
Gemeinschaft. Die Einheitliche Europäische Akte 
stellte insofern einen entscheidenden Fortschritt 
dar, als mit ihr eine neue rechtliche Bestimmung auf 
dem Gebiet der Sozialpolitik in den Vertrag aufge-
nommen wurde, die dazu dienen sollte, „die Verbes-
serung insbesondere der Arbeitsumwelt zu fördern, 
um die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer zu schützen“ (2). Die Einfügung dieser Rechts-
vorschrift erfolgte zudem im größeren Rahmen 
eines neuen Konzepts der Gesundheitsvorsorge. 
Hierbei kam der Annahme des Übereinkommens 
Nr.  155 über Arbeitsschutz und Arbeitsumwelt 
durch die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 
im Jahr 1981 eine Schlüsselposition zu. 
Gewährleistung und Förderung 
der Freizügigkeit
Seit Beginn der 1950er Jahre wurde die Freizügig-
keit der Arbeitnehmer schrittweise verwirklicht (3). 
In dem Aktionsprogramm der Kommission vom 
18. Dezember 1974 wurde insbesondere auf die Si-
(1) Es handelte sich um die Richtlinie 86/188/EWG, ABl. L  137 vom 
24.5.1986.
(2) Zwei neu in die Einheitliche Akte aufgenommene Artikel eröffneten be-
deutende Perspektiven auf diesem Gebiet: So ermächtigte Artikel 118 a den 
Rat, Mindestvorschriften zu erlassen, um „die Verbesserung … der Arbeits-
umwelt zu fördern, um die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
zu schützen“, während durch Artikel 100 a sämtliche Hemmnisse für den 
Handel im Binnenmarkt beseitigt und der grenzüberschreitende freie Wa-
renverkehr ermöglicht werden sollten.
(3) Die Umsetzung dieses Prinzips war maßgeblich der Verordnung Nr. 15, der 
Richtlinie vom 16. August 1961, ABl. 57 vom 26.8.1961, und insbesondere 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 sowie der Richtlinie 68/360/EWG 
des Rates vom 15. Oktober 1968, ABl. L 257 vom 19.10.1968 zu verdanken.
tuation von Wanderarbeitnehmern und ihrer Fa-
milienangehörigen eingegangen. Das erste Ergeb-
nis war die Verbesserung der Verordnung (EWG) 
Nr.  1408/71 über die soziale Sicherheit der Wan-
derarbeitnehmer (4). In diesem Rahmen wurde 
die Errichtung einer Passunion zwischen den Mit-
gliedstaaten erwogen, die sich auf eine schrittweise 
Harmonisierung der Ausländergesetze stützen und 
die Abschaffung der Passkontrollen innerhalb der 
Gemeinschaft ermöglichen sollte (5).
Die Regelung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
wurde zum Gegenstand einer Reihe von Richtlini-
en, mit denen die Koordinierung der Bestimmun-
(4) Degimbe, J., La politique sociale européenne. Du traité de Rome au traité 
d’Amsterdam, Institut syndical européen, Brüssel, 1999, S. 107.
(5) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 7/75. Zitiert in Ribas, 
J.-J., Jonczy, M.-J., und Séché, J.-Cl., Traité de droit social européen, Presses 
universitaires de France, 1. Auflage, Paris, 1978, S. 194.
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gen über den Zugang zum Beruf und dessen Aus-
übung verbessert werden sollten. Als Beispiel sei 
hier die Richtlinie vom 16. Juni 1975 über die Tä-
tigkeiten der Ärzte genannt (1), mit der zum ersten 
Mal eine Richtlinie zur Koordinierung berufsbe-
zogener einzelstaatlicher Vorschriften auf eine Er-
werbsbeschäftigung ausgedehnt wurde. Die Richtli-
nie markierte zudem einen Schritt nach vorn bei der 
gegenseitigen Anerkennung von Diplomen, die für 
den angestellten wie für den freiberuflich tätigen 
Arzt galt. Hingegen bereitete die Koordinierung 
der sozialen Sicherheitssysteme für Selbständige 
weiterhin Schwierigkeiten, so dass die Verordnun-
gen (EWG) Nr.  1408/71 und (EWG) Nr.  574/72 
erst im Jahr 1981 auf Selbständige und ihre Famili-
enangehörigen ausgedehnt wurden (2).
Die Verordnungen (EWG) Nr.  1408/71 und 
(EWG) Nr.  574/72, die insbesondere die Zahlung 
von Familienleistungen für Wanderarbeitnehmer 
und ihre Familienangehörigen regelten, waren am 
10.  April 1975 Gegenstand eines Vorschlags der 
Kommission an den Rat. Das Inkrafttreten dieser 
Verordnungen war für die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr von zentra-
ler Bedeutung. Die Kommission sprach sich für die 
Umsetzung einer einheitlichen Lösung in allen Mit-
gliedstaaten aus, um den Grundsatz der Gewährung 
von Familienleistungen des Beschäftigungslandes zu 
verallgemeinern. Ziel war es, die unterschiedlichen 
Behandlungen aufgrund des Verbleibs der Familien-
angehörigen des Arbeitnehmers im Herkunftsland 
zu beseitigen. Die Umsetzung der gemeinschaftsweit 
geplanten Maßnahmen machte eine Anpassung der 
nationalen Verwaltungen erforderlich. Die Staaten 
hatten indes Vorbehalte gegen eine Anpassung ihrer 
Rechtsvorschriften und ihrer Praxis, wie das Beispiel 
von Frankreich zeigt, das es lange Zeit ablehnte, Ar-
beitnehmern aus der EWG Familienleistungen für 
ihre im Herkunftsland verbliebenen Familienange-
(1) ABl. L 167 vom 30.6.1975.
(2) Dies geschah durch die Verordnung (EWG) Nr. 1390/81 des Rates vom 15. 
Mai 1981, ABl. L 143 vom 29.5.1981.
hörigen zu zahlen. Die juristische Arbeit der Kom-
mission auf diesem Gebiet war mithin im Hinblick 
auf die Erstellung von Verordnungen wie auch für 
die Durchführungsbestimmungen unverzichtbar 
und führte zu einer Reihe von Verfahren vor dem 
Gerichtshof, zu denen die Kommission jedes Mal 
einen Schriftsatz verfasste. Die Referatsleiterin An-
nette Bosscher erinnert sich: „Als ich (1981) die 
[Abteilung] Soziale Sicherheit der Wanderarbeit-
nehmer verließ, lagen, glaube ich, 150 Gerichtsurtei-
le, Vorabentscheidungsverfahren oder Vertragsver-
letzungsverfahren vor, und ich ging manchmal zum 
Gericht, um den Anwalt der Kommission bei den 
technischen Einzelheiten zu unterstützen“ (3).
Der Gerichtshof spielte bei der Auslegung der ge-
meinschaftsrechtlichen Bestimmungen zur Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer und der Gleichbehandlung 
im Bereich der sozialen Sicherheit eine wichtige Rol-
le. So konnten erst die Urteile von 1986 und 1989 
Frankreich dazu bewegen, in der Frage der Familien-
leistungen für Arbeitnehmer aus der EWG einzulen-
ken. Die Pinna-Rechtsprechung, benannt nach einem 
italienischen Staatsbürger, der in Savoyen arbeitete, 
den Familienwohnsitz in Italien allerdings aufrecht-
erhielt, machte Anpassungen der gemeinschaftli-
chen und der französischen Rechtsvorschriften er-
forderlich. Der Gerichtshof erklärte insbesondere 
den früheren Artikel  73  Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 mit der Begründung für ungül-
tig, der Artikel schlösse aus, dass den Arbeitnehmern, 
die den französischen Rechtsvorschriften unterlägen, 
für ihre in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen 
Familienangehörigen französische Familienleistun-
gen gewährt würden. Nach Auffassung des Gerichts-
hofs handelte es sich insoweit um eine indirekte Form 
der Diskriminierung, als die Voraussetzungen für 
Personen, die keine französischen Staatsbürger sind, 
schwerer zu erfüllen seien als für französische Staats-
bürger. Die Rechtssache Pinna führte schließlich zur 
Annahme der Verordnung (EWG) Nr. 3427/89 vom 
(3) Interview mit Annette Bosscher, 13. August 2010.
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30. Oktober 1989, in der die Anwendung des Rechts 
des Beschäftigungslandes für alle Mitgliedstaaten zu 
einem allgemeinen Grundsatz erhoben wurde. Wie 
Annette Bosscher erklärt, war die Rechtssache Pinna 
für die Kommission von entscheidender Bedeutung: 
„Es war ein großer Sieg, da man bereits mehrmals ver-
sucht hatte, das System für alle einheitlich zu gestal-
ten. Frankreich war immer strikt dagegen gewesen, 
während Deutschland das System ganz gut fand […]. 
Ich glaube, nach dem Vorabentscheidungsverfah-
ren waren drei Vertragsverletzungsverfahren nötig. 
Wenn ich mich recht erinnere, hat es insgesamt 15 
Jahre gedauert, bis Frankreich endlich eingelenkt 
hat“ (1). 
Eine vielversprechende soziale 
Konzertierung nimmt einen 
enttäuschenden Verlauf
Trotz zuversichtlich stimmender Anfänge wie der 
Einsetzung des Ständigen Ausschusses für Be-
schäftigungsfragen im Jahr  1970 waren die bei der 
Einbeziehung der Sozialpartner in den Dialog und 
die Politikgestaltung der Gemeinschaft erzielten 
Ergebnisse gemischt  (2). Die Kommission setzte 
sich aktiv für das Zustandekommen der Konzer-
tierung mit den Sozialpartnern der EWG-Länder 
ein, und auch Jean Degimbe leistete bereits unmit-
telbar nach seinem Amtsanritt als Generaldirektor 
seinen Beitrag dazu: „Nach meinem Amtsantritt 
1976 habe ich sofort Gespräche mit den Sozialpart-
nern geführt, noch in der Woche, in der ich mein 
Amt übernahm, und das war seit langem das erste 
Mal. (...) Wir haben uns lange unterhalten und ver-
sprochen, uns mit großer Regelmäßigkeit wieder zu 
treffen“ (3). Der Dialog wurde im Rahmen der von 
der Kommission vorbereiteten Dreierkonferenzen 
in die Wege geleitet. Es wurde davon ausgegangen, 
dass sich durch die Dreierkonferenz ein erster Kon-
(1) Interview mit Annette Bosscher, 13. August 2010.
(2) Paulus, D., La création du comité permanent de l’emploi des Communautés euro-
péennes, Travaux de l’Institut d’études européennes de l’ULB, Brüssel, 1972.
(3) Interview mit Jean Degimbe, 11. Juli 2010.
takt mit den Vertretern von Arbeitgebern und Ge-
werkschaften herstellen ließe, weswegen Präsident 
Ortoli großen Wert darauf legte. Als Roy Jenkins 
im Januar  1977 Präsident der Kommission wurde, 
vertieften sich die Kontakte mit dem Europäischen 
Gewerkschaftsbund (EGB), der Union der Indust-
rien der Europäischen Gemeinschaft (UNICE) und 
dem Europäischen Zentralverband der öffentlichen 
Wirtschaft (CEEP) zumindest in der ersten Phase 
der Präsidentschaft von Jenkins. Die politischen Pri-
oritäten der Kommission und ihr Arbeitsprogramm 
standen dabei im Mittelpunkt. Auf Initiative der 
Kommission wurden beratende Ausschüsse für Ar-
beitshygiene und Gesundheit am Arbeitsplatz, die 
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer eingerichtet. Die 
Dreierkonferenzen wurden von der Kommission 
vorbereitet, die auf jeder Konferenz einen Bericht 
über das zu behandelnde Thema vorlegte, und boten 
Gelegenheit, verschiedene Standpunkte miteinan-
der zu vergleichen, wobei auch die sozialen und wirt-
schaftlichen Organisationen ihre Überlegungen zu 
den auf der Tagesordnung stehenden Themen dar-
legten. Die Diskussionen mündeten in Erklärungen, 
wobei es der Kommission und dem Rat oblag, die 
angemessenen Schlussfolgerungen zu ziehen. 
Die Aufnahme des Dialogs, der auf den Konfe-
renzen angebahnt werden sollte, erwies sich als 
außerordentlich schwierig  (4). Auf der Konferenz 
von Juni 1976 wurde der Ton vorgegeben. Da-
bei kam man nicht umhin festzustellen, dass das 
Wirtschaftswachstum weit hinter den Erwartun-
gen zurückblieb. Die Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den verschiedenen Akteuren über die 
Ursachen der Situation und geeignete Lösungen 
machten die Verabschiedung einer gemeinsamen 
Erklärung unmöglich. Es gelang lediglich, sich auf 
ein Studienprogramm zu Beschäftigungsfragen zu 
einigen. Die zunehmenden Diskrepanzen zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitgebern sowie zwischen 
(4) Zu den Dreierkonferenzen siehe Laudat, G., „Une nouvelle instance 
communautaire: les conférences tripartites“, Revue du Marché Commun, 
Nr. 213, 1978, S. 30-39.
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Am 11. Februar 1982 demonstrieren belgische Metallarbeiter vor dem Berlaymont-Gebäude. Mit ihren großangelegten Aktionen wollen die 
Gewerkschaften im Rahmen der europäischen Stahlkrise auf die Kommission Druck ausüben.
ersteren und den staatlichen Stellen, die eigentlich 
seit Beginn der 1970er Jahre Bestandteil des sozia-
len Dialogs waren, traten erneut offen zutage. Der 
Standpunkt der Arbeitgeberorganisationen, die 
auf einer Eindämmung der Lohnerhöhungen und 
dem ihrer Ansicht nach notwendigen Rückzug der 
öffentlichen Hand aus der Wirtschaft insistierten, 
prallte dabei auf die Position der in ihrer Argumen-
tation gespaltenen Gewerkschaften. Hier standen 
die Befürworter eines gemäßigten sozialen Dialogs 
(wie der DGB) jenen Gewerkschaftern gegenüber, 
die sich für ein anderes Wachstum auf der Grundla-
ge von Arbeitszeitverkürzungen, der Kontrolle der 
Preise und Kapitalbewegungen und der Aufrecht-
erhaltung eines starken öffentlichen Sektors aus-
sprachen. Von der Erreichung der Ziele, die sich die 
Kommission gesetzt hatte, war man jedenfalls weit 
entfernt. 
Insbesondere in der Frage der Regelung der Arbeits-
zeit vergrößerte sich ab 1979 die Kluft zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften im Hinblick 
auf die Bewertung der Situation immer mehr. Einer 
der Akteure beschrieb die widersprüchliche Situ-
ation wie folgt: „Wir wollten auf einen Vorschlag 
für eine Arbeitszeitrichtlinie hinaus. Ein junger 
Deutscher aus der Generaldirektion hatte außer-
ordentlich gute inhaltliche Arbeit geleistet: Zwei 
Jahre intensiver Arbeit mit Expertengruppen, den 
Sozialpartnern, mit wirtschaftlichen Modellen, um 
zu versuchen, die Ergebnisse und die Alternativen 
zu bewerten. Der ganze Aufwand führte letztend-
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Am 11. Februar 1982 wird im Rahmen der Restrukturierung der Cockerill-Gruppe in Lüttich und Charleroi eine belgische 
Gewerkschaftsdelegation aus dem Metallsektor in der Kommission empfangen.
lich zu einigen Texten über Mindestarbeitszeiten 
(und zu einer sehr vagen Vereinbarung auf der 
Dreierkonferenz), die weit hinter den Forderungen 
der Gewerkschaften zurückblieben; sie waren wohl 
eher ein Trostpflaster für sie. Und darin kam auch 
die ganze Widersprüchlichkeit der europäischen 
Sozialpolitik zum Ausdruck: Man bewegte sich in 
Bereichen, in denen das Subsidiaritätsprinzip sehr 
ausgeprägt war, doch zugleich war es im Sinne der 
Öffentlichkeitswirksamkeit unerlässlich, zu han-
deln (oder so zu tun als ob)“ (1).
Von den sehr gemischten Ergebnissen beim sozialen 
Dialog auf Gemeinschaftsebene abgesehen, brachte 
(1) Interview mit Roland Tavitian, 10. September 2010.
die Kommission andere Bereiche, die die Arbeitsbe-
ziehungen im Unternehmen betrafen, maßgeblich 
voran. Sie erarbeitete einen Text über Massenentlas-
sungen, der 1975 als Richtlinie angenommen wurde 
und in dem eine obligatorische Anhörung der Arbeit-
nehmervertreter vorgesehen war. Nach Auffassung 
der Kommission wurde mit der Richtlinie von 1975 
dem Bemühen Rechnung getragen, den Arbeitneh-
mern und den von ihnen gewählten Vertretern die 
Möglichkeit zur Einflussnahme auf die sich auswei-
tenden Umstrukturierungen zu geben. Es wurden 
jedoch auch weiterhin andere Lösungsmöglichkeiten 
erwogen, wie eine Verkürzung der Arbeitszeit, Kon-
zertierung und Gespräche bei Betriebsschließungen 
und die Fokussierung auf die Fortbildung. Die Ver-
handlungen über ein anderes Dossier – das Statut der 
Europäischen Aktiengesellschaft und die Unterrich-
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tung und Anhörung der Arbeitnehmer – sollten sich 
hingegen erheblich zäher gestalten. 
Der Vredeling-Vorschlag: 
eine hitzige Debatte
Am 30. Juni 1970 hatte die Kommission einen ers-
ten Vorschlag für eine Verordnung über die Aus-
arbeitung eines Statuts der Europäischen Aktien-
gesellschaft vorgelegt, mit dem sie zur Beseitigung 
der Binnengrenzen der Gemeinschaft und der Be-
schränkungen des Niederlassungsrechts beitragen 
wollte. Gemäß der Verordnung sollte ein Rechts-
rahmen für die mögliche Gründung von Aktienge-
sellschaften geschaffen werden, die nicht mehr dem 
Recht eines Mitgliedstaats, sondern unmittelbar 
dem Recht der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft unterlägen. Ziel war es, die Verflechtung der 
europäischen Unternehmen zu erleichtern und die 
Arbeitsbedingungen in den EWG-Staaten einander 
anzugleichen. Zudem sollten die soziale Konzertie-
rung wiederbelebt und die Unterrichtung der An-
gestellten über die Betriebsbedingungen der multi-
nationalen Unternehmen gestärkt werden. Da die 
Staaten den Unternehmen, deren Entscheidungs-
zentrum häufig nicht mehr zu verorten war und 
über deren Zusammensetzung oftmals Unklarheit 
bestand, einigermaßen machtlos gegenüberstanden, 
wollten sie ihnen auf diese Weise ein gewisses Maß 
an Disziplin auferlegen. 
Nach dem Scheitern des ersten Anlaufs am 9. Okto-
ber 1972 unterbreitete die Kommission dem Minis-
terrat einen neuen Vorschlag, wonach den Beschäf-
tigten durch die Ausdehnung des dualistischen 
Systems in Deutschland auf die gesamte EWG ein 
Mitspracherecht in Angelegenheiten des Unter-
nehmens eingeräumt werden sollte (1). In dem Vor-
(1) Das in Deutschland, den Niederlanden, Italien und teilweise in Frankreich 
geltende dualistische System beruht auf der Existenz von zwei Strukturen mit 
unterschiedlichen Funktionen: Eine davon, die Geschäftsführung, ist für die 
Verwaltung der Gesellschaft zuständig, während die andere, der Aufsichtsrat, 
die Aufgabe hat, die Geschäftsführung zu kontrollieren und sich an wichti-
gen Entscheidungen über die fragliche Aktiengesellschaft zu beteiligen.
schlag wurde die Einsetzung eines Europäischen 
Betriebsrates erwogen, der die Interessen sämtlicher 
Arbeitnehmer der EWG-Staaten vertreten und für 
alle mehrere Niederlassungen betreffenden Fragen 
zuständig sein sollte. Der Betriebsrat sollte sogar 
über ein Vetorecht für bestimmte wichtige Entschei-
dungen verfügen. Die wirtschaftlichen und sozialen 
Akteure konnten indes keine Einigung über die 
Übernahme des deutschen Mitbestimmungsmo-
dells auf Gemeinschaftsebene erzielen. Ende 1974 
zwang der Widerstand, den ihr Vorhaben beim 
EGB hervorrief, die Kommission zur Aufgabe ih-
res Projekts (2). Allerdings stieß das Vorhaben auch 
bei der Mehrheit der Arbeitgeberorganisationen auf 
Ablehnung, wobei sich die UNICE nachdrücklich 
gegen eine Rechtsvorschrift aussprach, die ihrer 
Ansicht nach die Freiheit beschnitt, Management-
Entscheidungen zu treffen. 
Nach einem erneuten Versuch der Angleichung der 
nationalen Rechtsvorschriften zum Gesellschafts-
recht bemühte sich die Kommission 1978 vergeblich 
um die Unterstützung der Mitgliedstaaten. 1980 
unterstützte sie in letzter Minute den Vorschlag von 
Henk Vredeling, für Beschäftigung und Soziale An-
gelegenheiten zuständiges Kommissionsmitglied, 
über die Unterrichtung und Anhörung der Arbeit-
nehmer in Unternehmen mit komplexer, insbeson-
dere transnationaler Struktur (3). Vom EGB wurde 
dieser Vorschlag befürwortet, da seiner Ansicht 
nach in der Vredeling-Richtlinie einem Teil seiner 
Forderungen Ausdruck verliehen wurde und er sie 
als die notwendige Ergänzung der von den interna-
tionalen Organisationen wie der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und der IAO angenommenen Verhaltens-
kodizes bewertete. Wie nicht anders zu erwarten 
war, sprachen sich die Arbeitgebervertreter gegen 
(2) Anzeichen des Widerstands finden sich im ersten Aktionsprogramm des 
EGB, das 1974 bei seinem Kongress in Kopenhagen ins Leben gerufen wur-
de. Archiv des EGB, Internationales Institut für Sozialgeschichte, Amster-
dam, Dossier 736, Kongress von Kopenhagen, 23.-25. März 1974.
(3) Vorschlag für eine Richtlinie über die Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer in transnationalen Unternehmen („Vredeling-Richtlinie“), 
ABl. C 297 vom 15.11.1980. 
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das Vorhaben aus, obgleich eine Reihe von Arbeit-
geberverbänden, darunter auch die deutschen Ar-
beitgeberorganisationen, nur wenig Grund zu er-
bittertem Widerstand sahen. Die UNICE und die 
Arbeitgeberverbände im Allgemeinen betrachteten 
indes eine Intervention auf Gemeinschaftsebene 
als unnötig. Die heftigsten Einwände wurden aller-
dings nicht von den europäischen Arbeitgebern er-
hoben. Die Arbeitgeber der EWG-Staaten, die zum 
Großteil mit den Verfahren zur Unterrichtung und 
Anhörung vertraut waren, waren von der Debatte 
nur in geringem Umfang betroffen. So respektier-
ten z. B. in Deutschland und in den Niederlanden 
die Unternehmen bereits seit mehreren Jahren dies-
bezügliche nationale Rechtsvorschriften, und der 
Richtlinienvorschlag enthielt mithin keine neuen 
oder strittigen Punkte. Die multinationalen Unter-
nehmen der USA jedoch betrieben eine intensive 
Lobbyarbeit, um gegen die Richtlinie anzugehen 
und ihre Zielsetzung, ihren zweifelhaften Nutzen 
für die Wirtschaft und ihre allgemeinen Auswir-
kungen auf die Arbeitsbeziehungen anzuprangern. 
Für die amerikanischen Geschäftskreise kam das 
in der Richtlinie vorgeschlagene „Bypass“-System, 
das der Gemeinschaft extraterritoriale Befugnisse 
gegenüber multinationalen Unternehmen mit Nie-
derlassungen in EWG-Staaten einräumte, einem 
Horrorszenario gleich. Das geplante System sollte 
den Arbeitnehmervertretern gestatten, sich im Fall 
einer unzureichenden Unterrichtung direkt an die 
Führung der konzernleitenden Obergesellschaft zu 
wenden. Die Kommission musste im Umgang mit 
den US-amerikanischen Interessenverbänden viel 
pädagogisches Fingerspitzengefühl und Selbstver-
leugnung an den Tag legen, um zu beweisen, dass 
sie den amerikanischen multinationalen Unterneh-
men relativ neutral gegenüberstand. Ivor Richard, 
nach Henk Vredeling für Soziale Angelegenheiten 
zuständiges Kommissionsmitglied, verteidigte im 
März 1982 die Richtlinie in den USA, während dort 
die Kampagne der Unternehmer gegen das Projekt 
auf vollen Touren lief. Wie Richard erklärt, war das 
kein einfaches Unterfangen: „Ich trat die Erbschaft 
der ‚Vredeling‘-Richtlinie an. [Henk] Vredeling, 
ein Niederländer, hatte vor mir das Amt des Kom-
missars für Soziale Angelegenheiten ausgeübt. Aus 
einem mir unbekannten Grund hat er [Étienne] 
Davignon überredet, den Vorschlag ebenfalls zu un-
terzeichnen, in dem es hieß, dass die Arbeitnehmer 
bei jeder wichtigen Änderung konsultiert würden. 
Wie man sich vorstellen kann, ließ dieser Vorschlag 
die europäischen und amerikanischen Arbeitgeber 
zusammenzucken. Ich erinnere mich daran, dass 
ich ungefähr drei Mal in die USA reisen musste, 
um ihn in New York zu verteidigen. Wir haben uns 
sehr viel Mühe gegeben, um letztendlich eine kläg-
lich abgemilderte Fassung zu erhalten, die im Euro-
päischen Parlament angenommen wurde. Das war 
allerdings extrem zeitaufwändig“ (1).
Kommissionsmitglied Richard, Mitglied der La-
bour Party, erklärte sich vor dem Europäischen 
Parlament bereit, die strittigsten Punkte des Richt-
linientextes zu streichen, um den Kern der Richt-
linie zu retten. Es wurden mehrere Anläufe unter-
nommen, um das Thema voranzubringen, wobei 
die Beschränkung auf eine Empfehlung ebenso 
erwogen wurde wie die Aufnahme des Inhalts in 
die Tarifverträge. Ein weiterer Vorschlag zielte dar-
auf ab, das Thema im Rahmen des sozialen Dialogs 
zu erörtern und sich dabei auf technische Fragen 
zu beschränken. Obgleich die Kommission im Juli 
1983 eine neue Fassung vorlegte, schien 1982 fest-
zustehen, dass das Dossier ergebnislos zu den Akten 
gelegt würde. Auf Vorschlag des niederländischen 
Ratspräsidenten fror der Europäische Rat im Mai 
1986 die Akte Vredeling bis 1989 ein, forderte die 
europäischen Sozialpartner allerdings auf, ihre Ver-
handlungen in diesem Zeitraum fortzusetzen.
(1) Interview mit Ivor Richard, 21. Oktober 2010. 
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Die Maßnahmen der Kommission im 
sozialen Bereich auf dem Höhepunkt 
der Krise in der ersten Hälfte 
der 1980er Jahre
Durch die Entwicklung des Weltwirtschaftssys-
tems änderte sich der europäische Kontext Ende 
der 1970er/Anfang der 1980er Jahre maßgeblich. 
Die Krise führte zu tiefgreifenden Umwälzungen 
und warf die Frage nach der Funktion und den 
Instrumenten politischen Handelns auf. Vor dem 
Hintergrund der zweiten Ölkrise von 1979 stellte 
sich die Frage des Sozialabbaus unter einem neuen 
Aspekt: Wie sollte man sich gegenüber der Bevöl-
kerung verhalten, die unter den ökonomischen 
Folgen der Erhöhung der Ölpreise litt? Ein weiterer 
Gesichtspunkt war der geplante Beitritt der Mittel-
meerländer zur EWG, denn der Lebensstandard in 
diesen Ländern machte den Transfer von Mitteln 
und eine aktive Regionalpolitik erforderlich, wäh-
rend zugleich ein Sozialdumping zulasten der alten 
Mitgliedstaaten verhindert werden sollte. „Für die 
Öffentlichkeit waren die sozialen Auswirkungen 
des wirtschaftlichen Europa (Arbeitslosigkeit, Ju-
gendbeschäftigung, Umstrukturierungen) ein weit 
wichtigeres Anliegen als der Aufbau einer echten 
europaweiten Sozialpolitik in ihrer immensen Viel-
falt (Sozialschutz, Gesundheit, Renten): Selbst die 
Forderungen der nationalen Gewerkschaften be-
trafen vor allem die (im Wesentlichen wirtschaft-
liche) globale Frage der Beschäftigung und einige 
wichtige, aber begrenzte Punkte, die bereits klar 
bestimmt waren, wie die Vredeling-Richtlinie, die 
Umstrukturierungen und die Anhörung der Ar-
beitnehmer“ (1).
Wie Jean Degimbe betont, befasste sich die Kom-
mission unter besonders schwierigen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen mit der Frage der 
Umstrukturierungen und der Beschäftigung: „In 
(1) Interview mit Roland Tavitian, 10. September 2010.
puncto Beschäftigung besaßen wir kein Rechtsin-
strument; der Vertrag enthielt noch nicht einmal 
einen Titel ‚Beschäftigung‘. Als ich mein Amt als 
Generaldirektor antrat, hieß die Generaldirektion 
‚Soziale Angelegenheiten‘ […]. Im Titel war also von 
Beschäftigung noch nicht einmal die Rede … – um 
die Geisteshaltung in dieser Zeit ein wenig zu ver-
anschaulichen“  (2). Die steigende Arbeitslosigkeit 
stellte die Gemeinschaftsinstanzen vor schwerwie-
gende Probleme, zu deren Lösung die Kommission 
zwei Ansätze erwog: die Förderung einer aktiven 
Beschäftigungspolitik und die Verwirklichung 
eines auf Chancengleichheit gestützten sozialen 
Fortschritts. Jean Degimbe fährt fort: „Durch den 
Sozialfonds konnten wir uns auf die Umschulung 
der Arbeitnehmer mit besonderen Schwierigkeiten 
konzentrieren, die ohne den Sozialfonds sicherlich 
länger arbeitslos gewesen wären und so wenigstens 
die Möglichkeit zu einer Umschulung erhielten. Ich 
behaupte nicht, dass das die Lösung aller Probleme 
war, weit gefehlt, doch in diesem Punkt immerhin 
war die Kommission äußerst hilfreich“ (3).
Im April 1983 legte die Kommission eine Strategie 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze für Jugendliche 
(2,5 Millionen Arbeitsplätze in fünf Jahren) vor, 
die auf technischen Neuerungen sowie der Verkür-
zung und Neugestaltung der Arbeitszeit basierte. 
Voraussetzung dafür war neben der Förderung der 
Berufsbildung, dass die infolge der Neugestaltung 
der Arbeitszeit geschaffenen Arbeitsplätze vor-
rangig jungen Menschen zur Verfügung gestellt 
würden. Weiterhin wurde erwogen, insbesondere 
Stellen im gemeinnützigen und öffentlichen Sek-
tor Jugendlichen vorzubehalten. Schließlich sollten 
junge Menschen unterstützt werden, die private 
Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen 
gründen wollten. Nach Auffassung der Kommissi-
on fiel die Umsetzung entsprechender Maßnahmen 
in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Doch die 
Arbeitgeberverbände sollten ebenfalls einbezogen 
(2) Interview mit Jean Degimbe, 13. Juli 2010.
(3) A. a. O.
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werden. Diese waren der Ansicht, dass die Kosten 
für die Jugendarbeit gesenkt werden müssten, um 
ihre Attraktivität zu steigern. 
Die Einheitliche Europäische 
Akte: ein historischer Impuls 
für den sozialen Bereich
Die Erholung der wirtschaftlichen Konjunktur in 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre gab Anlass zu 
Optimismus und brachte den Binnenmarkt end-
gültig auf den richtigen Weg. Nach Auffassung der 
Delors-Kommission sollte die Einheitliche Akte 
von einer vorausschauenden Sozialpolitik flankiert 
werden, da die Gefahr nicht unterschätzt werden 
durfte, dass sich ungeachtet der Möglichkeit, das 
Wachstum durch den Binnenmarkt anzukurbeln, 
die soziale Kluft zwischen reichen und armen Re-
gionen und zwischen qualifizierten und weniger 
qualifizierten Arbeitnehmern vergrößerte. Gemäß 
Artikel  118  a sollten Rahmenbedingungen für 
den Arbeitsmarkt geschaffen werden, wobei eine 
allmähliche Harmonisierung von Mindestanfor-
derungen im Bereich der Arbeitsbedingungen vor-
gesehen war. In Artikel 130 wurde die Bedeutung 
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
bekräftigt. In diesem Kontext sollte auch eine er-
neute Reform der Strukturfonds durchgeführt 
werden, wobei die finanziellen Mittel dank der An-
nahme des „Delors-Pakets“ wesentlich aufgestockt 
wurden. Gemäß der Einheitlichen Akte wurde wei-
terhin der Dialog mit den Sozialpartnern gefördert 
(Artikel 118 b), dessen Rolle durch den Vertrag von 
Maastricht gestärkt werden würde.
Die Voraussetzungen eines sozialen 
Dialogs sui generis
Der soziale Dialog war eines der Elemente zur Stär-
kung des sozialen Zusammenhalts, der für das Kon-
zept eines europäischen Sozialraums von zentraler 
Bedeutung war. Nach Ansicht der Dienststellen 
von Kommissionsmitglied Richard war es notwen-
dig, über die Schutz- und Umverteilungssysteme 
hinauszugehen. Gemäß einer Äußerung Richards 
[kann] „eine gute Wirtschaftspolitik eine Voraus-
setzung für eine wirksame Sozialpolitik sein, doch 
ebenso kann eine gute Sozialpolitik eine unver-
zichtbare Unterstützung für eine gute Wirtschafts-
politik darstellen“. Zur Stärkung dieses Aspekts 
erwog die Kommission den Abschluss von europä-
ischen Tarifverträgen oder, falls dies nicht gelingen 
sollte, die Festsetzung von Mindesteinkommen 
durch die Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten 
sollten zudem dafür gewonnen werden, sich auf die 
gleichen konkreten Ziele zu einigen, um der Sozial-
politik eine gemeinsame Ausrichtung zu geben. Die 
wirtschaftlichen Veränderungen der frühen 1980er 
Jahre warfen die Frage der Handlungsspielräume 
des Nationalstaats auf, wobei diese Entwicklungen 
auch den sozialen Bereich betrafen. Die Kommissi-
on war überzeugt, dass sich die mit der Sozialpolitik 
zusammenhängenden Probleme allein im national-
staatlichen Rahmen nicht mehr bewältigen ließen. 
Daher sollte ihrer Ansicht nach der Dialog zwi-
schen den Sozialpartnern „europäisiert“ und nicht 
ausschließlich auf der Ebene der Einzelstaaten ge-
führt werden. 
Der neue Kommissionspräsident Jacques Delors, 
dessen Sichtweise von seinem früheren Engage-
ment als christlicher Gewerkschafter geprägt war, 
teilte die Bedenken der Kommission. Das Weiß-
buch über den Binnenmarkt enthielt Initiativen zur 
Strukturierung des sozialen Dialogs. So wurden die 
UNICE und der EGB von Delors bereits zu Beginn 
des Jahres 1985 aufgefordert, ihren Beitrag zum 
Projekt des Kommissionspräsidenten zu leisten. 
Während des gesamten Jahres 1985 veranstalteten 
Kommissionsmitglieder, darunter auch Delors, 
Treffen mit den Sozialpartnern, die im Übrigen be-
reits vor dem offiziellen Amtsantritt von Delors als 
Kommissionspräsident begonnen hatten. Hierbei 
begann sich ein Bruch abzuzeichnen, da die Sozi-
alpartner in ein Gesamtprojekt involviert waren. 
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Seit seinen Erklärungen von Januar 1985 betonte 
Delors die Notwendigkeit eines „europäischen Ta-
rifvertrags“, der seiner Ansicht nach der Stärkung 
der Demokratie in Europa diene, für die die „Vita-
lität der sozialen Beziehungen und eine größtmög-
liche Beteiligung“ grundlegend sei. Delors zufolge 
mussten die Sozialpartner am Aufbau des Gemein-
schaftsprojekts beteiligt werden. Die von Brüssel 
befürworteten Sozialverträge konnten eine Anglei-
chung der nationalen Rechtsvorschriften ermögli-
chen und – im Rahmen des Binnenmarktprojekts 
– zur Schaffung eines europäischen Arbeitsmark-
tes beitragen. Indem sie „dem Vertrag Vorrang vor 
dem Gesetz“ einräumte, erkannte die Kommission 
die Autonomie der sozialen Akteure an, deren Dia-
log sie organisierte. 
Die grundlegenden Voraussetzungen 
sind geschaffen
Nach dem Willen von Delors sollte der soziale 
Dialog auf der Sitzung vom 31. Januar  1985 wie-
der in Gang gebracht und auf einer anderen Basis 
als bei den Treffen von 1984 weitergeführt wer-
den (1). Neben dem Kommissionspräsidenten und 
Émile Noël nahmen vier Kommissionsmitglieder 
an diesem Treffen teil: Peter Sutherland, Arthur 
Cockfield, Karl-Heinz Narjes und Alois Pfeiffer. 
Bei dem Treffen wurden mithin nicht Gespräche 
über soziale Angelegenheiten geführt, sondern 
Überlegungen zu der Gesamtentwicklung der Ge-
meinschaft angestellt. Ziel war die Wiederbelebung 
des sozialen Dialogs. Dazu fanden 1985 mehrere 
Treffen statt, für die die Kommission Aufzeich-
nungen und Analysen zur Verfügung stellte. Auf 
Wunsch von Kommissionsmitglied Manuel Marín 
führte Jean Degimbe, assistiert von Carlo Savoini, 
den Vorsitz bei diesen Treffen. Degimbe erinnert 
sich: „Ich erstattete Bericht, richtig. Übrigens war 
es Marín in der Kommission, der sagte: ‚Wir haben 
(1) Didry, C., und Mias, A., Le moment Delors, les syndicats au cœur de l’Europe 
sociale, PIE-Peter Lang, Brüssel, 2005.
hier noch eine Stellungnahme‘. (…) Nach und nach 
entspannte sich die Atmosphäre auf den Treffen. 
Die Leute sagten irgendwann, dass der Text ein 
guter Text sei, und allmählich wuchs das Vertrau-
en. Bis dahin dauerte es fünf oder sechs Monate. 
Ich behaupte nicht, dass sie immer einverstanden 
waren, ganz und gar nicht, aber von diesem Augen-
blick an war die Erstellung von Berichten doch um 
vieles leichter. Von diesem Moment an akzeptierten 
sie z. B., dass ich nach den Sitzungen selbst einen 
Bericht zur Zusammenfassung [der Diskussionen] 
erstellte, der dann als Ausgangspunkt diente“  (2). 
Das Ziel bestand darin, zu gemeinsamen Schluss-
folgerungen unter Partnern zu gelangen und Mög-
lichkeiten für Vereinbarungen zu finden. Gegeben-
heiten auf sektoraler und branchenübergreifender 
Ebene wurden erörtert. Man interessierte sich für 
den technologischen Wandel. Die Einrichtung von 
Arbeitsgruppen, die den Dialog fortführen sollten, 
wurde geplant, und im Herbst 1985 fand eine erste 
Debatte über Wachstum und Beschäftigung unter 
der Leitung von Kommissar Pfeiffer statt. Im An-
schluss daran wurde eine zweite Debatte über die 
Einführung neuer Technologien unter der Leitung 
von Sutherland geführt. Wie Jean Degimbe erklärt, 
war der Prozess in Gang gekommen: „Die Entwick-
lung, die bei den Teilnehmern der Diskussionen 
über die Vorbereitung der Stellungnahmen ad hoc 
zu bemerken war. Am Anfang waren Widerstand 
und sogar ein wenig gegenseitige Feindseligkeit zu 
spüren. Die einen versuchten, zu verstehen, was die 
anderen mit ihren Worten wirklich sagen wollten, 
und umgekehrt“  (3). Ungeachtet aller Meinungs-
verschiedenheiten legte die Kommission Delors 
im Vorfeld der Unterzeichnung der Einheitlichen 
Akte den Grundstein für wichtige Entwicklungen. 
Erstens wurde in dem Dialog eine Umwandlung 
der Vereinbarungen zwischen Sozialpartnern in 
europaweite Vereinbarungen in Aussicht gestellt. 
Dieser auf Verträgen und Mitverwaltung gestütz-
te Ansatz schuf bereits die Voraussetzungen für 
(2) Interview mit Jean Degimbe, 11. Juli 2010.
(3) A. a. O.
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eine weitere Entwicklung: die Schaffung einer 
Europäischen Gesellschaft, für die sich die sozia-
len und wirtschaftlichen Vertreterorganisationen 
– in Anlehnung an die Kommission – einsetzten 
und an deren Definition sie sich beteiligten. Dies 
konnte einen entscheidenden qualitativen Sprung 
bedeuten. Damit er gelang, musste beim Aufbau 
des Marktes eine soziale Dimension berücksich-
tigt und bestimmten Bedenken der Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände Rechnung getragen 
werden. Die entscheidende Frage war, ob man über 
die Möglichkeiten dazu verfügte und ob es gelänge, 
die Diskussionen in Richtlinien, Beschlüsse und 
Empfehlungen umzusetzen. Denn die nationalen 
Regierungen hielten an wichtigen Befugnissen auf 
diesem Gebiet fest, wodurch das Risiko bestand, 
dass sich die Sozialpartner verstärkt auf die Einzel-
staaten stützten. Um dies zu verhindern, musste die 
Kommission den sozialen Dialog nutzen, um die 
Voraussetzungen für eine europäische Sozialpoli-
tik zu schaffen, indem sie abgestimmte Ziele aus-
arbeitete, die in Texte umgesetzt und von den Mit-
gliedstaaten nicht ohne Weiteres abgelehnt werden 
konnten. Die Herausforderungen, vor denen die 
Kommission 1986 stand, waren enorm. Der soziale 
Dialog gewann 1989 erneut an Dynamik, um dann 
durch den Vertrag von Maastricht von 1992 „insti-
tutionalisiert“ zu werden.
Fazit
Angesichts der Krise der 1970er Jahre und der Pro-
testbewegungen, die das Europa der späten 1970er 
Jahre prägten, setzte sich die Kommission für eine 
soziale Abfederung der wirtschaftlichen Funktions-
störungen ein. Sie achtete darauf, die Schalthebel zu 
betätigen, die der Gemeinschaft neben der Förde-
rung der bereits weitgehend verwirklichten Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer ermöglichten, die Maß-
nahmen der Mitgliedstaaten insbesondere durch 
den Sozialfonds in konkreten Bereichen zu unter-
stützen, wie auf dem Gebiet der Berufsbildung und 
des Übergangs zum Erwerbsleben sowie der Ar-
beitsbedingungen auf dem Binnenmarkt (Gleichbe-
handlung, Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz). Zugleich war sie darauf bedacht, durch ihre 
Vorschläge die Beziehungen zwischen den Staaten 
der Gemeinschaft zu festigen. Bei der vollständigen 
Einbeziehung der Sozialpartner stieß sie indes auf 
Schwierigkeiten, und die Mitgliedstaaten hielten an 
den wichtigsten Befugnissen auf diesem Gebiet fest. 
Das Konzept der sozialen Harmonisierung und 
die Schaffung von Mindestnormen stießen an ihre 
Grenzen.
Der Wandel der Rahmenbedingungen Anfang 
der 1980er Jahre führte zu einer Änderung der 
Prämissen. Es zeigte sich, dass sich die Sozialpoli-
tik als wesentlicher Bestandteil der positiven Ent-
wicklung der europäischen Wirtschaft erweisen 
konnte. Die Kommission stellte also Überlegun-
gen zu den qualitativen Aspekten an und förderte 
diesbezügliche Reflexionen. Sie litt unter der Flau-
te, in die das europäische Aufbauwerk in den frü-
hen 1980er Jahren geriet. Nach dem Stuttgarter 
Gipfeltreffen und dann insbesondere nach der Ta-
gung von Fontainebleau änderte sie ihren Ansatz 
geringfügig. Ohne von den bis dahin getroffenen 
Maßnahmen abzurücken, bemühte sie sich, einen 
sozialen Dialog unter Einbeziehung der Akteure 
in das Gemeinschaftsprojekt einzuleiten, wobei sie 
die – für das Gelingen des Prozesses unverzichtba-
re – Beteiligung der Gewerkschaften nicht nur auf 
zentraler Ebene (auf der bei den Dreierkonferen-
zen und im Ständigen Ausschuss bereits erfolgrei-
che Arbeit geleistet wurde), sondern zudem durch 
die Entwicklung des Dialogs auf sektoraler Ebene 
fördern wollte. Die politische Dimension des Pro-
jekts war mindestens ebenso wichtig wie seine so-
ziale Flankierung. Indem sie den Sozialpartnern 
die Möglichkeit einräumte, sich an der Definition 
und Abfassung der europäischen Normen zu be-
teiligen, trug die Kommission zur Umsetzung der 
Ziele der Römischen Verträge bei. Sie konnte davon 
ausgehen, größere Handlungsspielräume gegenüber 
den immer noch maßgeblichen Befugnissen der 
Einzelstaaten auf diesem Gebiet zu gewinnen. Die 
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um die sozialen Ungleichheiten zu bekämpfen. Seit 
Beginn der 1970er Jahre stellte die Regionalpolitik 
einen der großen Erfolge der EWG dar und war ein 
unverzichtbares Instrument für die Sozialpolitik.
Sylvain Schirmann und Pierre Tilly
Mitgliedstaaten – so etwa Spanien und Portugal, 
die der EWG 1986 beitraten – setzten insbesonde-
re auf die Gemeinschaftsmittel, die in begrenztem 
Umfang vom Europäischen Sozialfonds (ESF), je-
doch insbesondere vom Europäischen Fonds für re-




Kapitel 19  
Die Verkehrspolitik im Übergang
Bis 1972 stellte sich die Verkehrspolitik als eine 
„Bastion nationaler Pfründe“ dar, was ein gemein-
sames Vorgehen verhinderte, obwohl der EWG-
Vertrag genau dies in seinem Titel  IV forderte  (1). 
Die nationalen Erbhöfe, denen sich die Kommissi-
on gegenüber sah, waren der Hauptgrund für den 
politischen Stillstand. Wie sich der Verkehr 1973 
im gemeinschaftlichen Europa präsentierte, war das 
Ergebnis jahrzehntelanger nationaler Alleingänge, 
geprägt von den jeweiligen geografischen Gegeben-
heiten und ordnungspolitischen Traditionen. An-
fang der 1970er Jahre war der Verkehr in Europa ein 
Nebeneinander einzelner, geschlossener Systeme – 
weit entfernt von einem integrierten europäischen 
System, wie es die Schaffung des gemeinsamen 
(1) Dumoulin, M., „Der Verkehr – ,Bastion nationaler Pfründe‘“, Dumoulin, 
M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972 – Geschichte und Erin-
nerungen einer Institution, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 475-488; Ebert, V., und 
Harter, Ph.-A., Europa ohne Fahrplan? – Anfänge und Entwicklung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(1957-1985), Franz Steiner Verlag, Stuttgart, 2010; Patel, K. K., und Schot, 
J., „Twisted paths to European Integration: Comparing Agriculture and 
Transport Policies in a Transnational Perspective“, Contemporary European 
History, Bd. 20, Nr. 4, 2011, S. 383-403.
Marktes eigentlich immer mehr verlangte. Die Be-
ziehungen zwischen den nationalen Systemen wa-
ren (insbesondere im Straßenverkehr) meist durch 
bilaterale Kontingentierungsabkommen geregelt, 
mit denen die inländischen Landverkehrsmärk-
te geschützt werden sollten. Die Regulierung des 
Luftverkehrs in Europa entsprach der auf interna-
tionaler Ebene üblichen Praxis. Im Seeverkehr war 
die Küstenschifffahrt der nationalen Flotte vorbe-
halten.
Bis dahin hatte die Generaldirektion Verkehr bzw. 
GD  VII unter der Leitung von Kommissionsmit-
glied Lambert Schaus (von 1958 bis 1967) eine 
verkehrsträgerübergreifende Liberalisierung ange-
strebt, um die bestehenden Wettbewerbsbeschrän-
kungen zu beseitigen. Im Nachhinein gilt dieser 
Ansatz als zu theoretisch, weil er zu einer endlosen 
Diskussion zwischen den Liberalisierungs- und 
den Harmonisierungsbefürwortern führte und da-
durch den politischen Prozess – abgesehen von ei-
nigen Fortschritten bei Fragen der Harmonisierung 
von Wettbewerbsbedingungen und der staatlichen 
Beihilfen – praktisch lahmlegte.
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Die Macher 
der Verkehrspolitik
In den 1960er Jahren unterstand die GD VII den lu-
xemburgischen Kommissaren Lambert Schaus und 
Victor Bodson. Die späteren Ressortleiter waren der 
Belgier Albert Coppé (1970-1973), der italienische 
Christdemokrat Carlo Scarascia Mugnozza (1973-
1977), der ebenfalls christdemokratische Ire Ri-
chard Burke (1978-1981), der konservative Politiker 
und hohe griechische Beamte Giorgios Contoge-
orgis (1982-1985) und schließlich der britische La-
bour-Politiker Stanley Clinton Davis (1985-1988).
Anders als bei den Kommissionsmitgliedern 
herrschte bei den Generaldirektoren hinsichtlich 
der Staatsangehörigkeit große Kontinuität. Nach-
dem das Vereinigte Königreich beigetreten war, 
Die großen Verkehrsnetze verbinden die Europäer 
(Euroforum, 23. November 1979).
blieb dieser Posten lange in britischer Hand – ein 
Zeichen dafür, welchen Stellenwert das Vereinigte 
Königreich als damals führende Nation im europäi-
schen See- und Luftverkehr diesem Bereich beimaß. 
Auf den Briten Raymond Le Goy (1973-1980) folg-
te der ebenfalls britische John Roderic Steele (1981-
1986), der seine gesamte Laufbahn in britischen 
Verkehrsbehörden (mit Schwerpunkt auf dem Luft-
verkehr) verbracht hatte. Just als dieser vom Spanier 
Eduardo Peña Abizanda (1986-1990) abgelöst wur-
de, ging das Verkehrsressort an den britischen Kom-
missar Stanley Clinton Davis (Labour-Partei) über, 
dem der sehr aktive britische Kabinettchef Graham 
Meadows zur Seite stand (1).
Eine neue Politik
Das im Oktober 1973 von der Kommission vorge-
legte Arbeitsprogramm „Die weitere Entwicklung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik“ (2) stellte einen 
Kurswechsel im Vergleich zur früheren Politik dar: 
Zum einen wurde als Ziel ein Markt ohne Wettbe-
werbsverzerrungen (auf der Grundlage des freien 
Dienstleistungsverkehrs) formuliert, zum anderen 
für ein differenzierteres Vorgehen bei staatlichen 
Interventionen plädiert (weniger Verbote, mehr 
Harmonisierung, sofern diese Interventionen im 
allgemeinen Interesse erfolgen) (3). Dies machte das 
politische Vorgehen ganzheitlicher als zuvor. Fern-
ziel war ein gemeinschaftliches System, das die alten 
nationalen Systeme durch ein kohärentes Ganzes 
ablösen sollte – insbesondere mittels Kombinie-
rung verschiedener Verkehrsträger. Weitere Ziele 
waren die Verzahnung der Verkehrspolitik mit den 
übrigen Gemeinschaftspolitiken (Regional-, Indus-
trie- und Sozialpolitik) und die Berücksichtigung 
(1) Peña Abizanda, E., „Un Español en la Comisión Delors“, Información co-
mercial española, Nr. 831, 2006, S. 185-197; Interview mit Eduardo Peña 
Abizanda, 22. Juni 2011.
(2) Gemeinsame Verkehrspolitik: Ziele und Programm (Mitteilung der Kom-
mission an den Rat), Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 
16/73.
(3) Erdmenger, J., Vers une politique des transports pour l’Europe, Éditions La-
bor, Brüssel, 1984, S. 37. 
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Lkw befördern Autowracks (23. September 1980).
der Interessen sowohl der Nutzer als auch der im 
Verkehrsbereich tätigen Arbeitnehmer und Unter-
nehmer.
Daher entschied man sich für ein pragmatisches 
Vorgehen bezüglich der Verkehrswege und der 
Marktorganisation. Bei der Infrastruktur bestand 
die Politik ab 1976 darin, die Abschottungen zwi-
schen den nationalen Netzen abzubauen, indem 
man einen Ausschuss mit der Koordinierung der 
Investitionsprojekte betraute. Diese allmählich im-
mer stärker strukturierte Annäherung der Priori-
täten konnte nur dank eines Programms gelingen, 
mit dem Projekte von gemeinschaftlichem Interesse 
unterstützt wurden, die der Beseitigung der in der 
Gemeinschaft zahlreich vorhandenen Nadelöhre 
und der Schaffung eines europäischen Verkehrsnet-
zes dienten. Bereits im Februar 1974 veranstaltete 
die Kommission eine Konsultation zum Ärmelka-
naltunnel (1). 1982 wurde zum einen ein erstes In-
vestitionsprogramm (für den Zeitraum 1983-1987) 
aufgelegt; zum anderen gelang es der Kommission 
mit Unterstützung des Parlaments, eine erste, wenn 
auch nur bescheiden dotierte Haushaltslinie für ei-
nige Projekte einzurichten.
Hinsichtlich der Organisation des Landverkehrs 
wurde eine möglichst rationelle Kombination der 
Verkehrsträger angestrebt. Der gewählte Ansatz sah 
vor, dass die Nutzer die Unterhaltungskosten der 
(1) AHCE, BAC 5/1981/65, Vermerk von J. Doucet an den Generaldirektor 
der GD Regionalpolitik über die Ergebnisse der Konsultationssitzung mit 
den Mitgliedstaaten zum Projekt Ärmelkanaltunnel, 25. Februar 1974.
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Ein Auto verlässt eine Fähre im Hafen von Athen. 
Netze tragen. Die von der Kommission kontinuier-
lich betriebene Harmonisierung der Steuern und 
sonstigen Abgaben spielte hier folglich eine zentra-
le Rolle. Außerdem setzte sich die Kommission ein 
für eine Annäherung der Vorschriften über den Zu-
gang der Unternehmen zum internationalen Markt 
und zu den nationalen Märkten, über den Zugang 
zum Beruf sowie über die Sicherheit (einschließlich 
der Sozialvorschriften), die Umwelt und bestimmte 
technische Aspekte im Verkehr  (1). Das Vorgehen 
musste allerdings ganzheitlich sein; es galt, ver-
kehrsträgerspezifische Ansätze zu vermeiden, denn 
wie konnte man sonst einen Staat, der über ein 
umfangreiches Eisenbahnnetz verfügt, davon über-
(1) Erdmenger, J., Vers une politique des transports pour l’Europe, Éditions La-
bor, Brüssel, 1984, S. 26 f.
zeugen, den Straßenverkehr zu liberalisieren, wenn 
sich dadurch das Defizit des nationalen Eisenbahn-
unternehmens vergrößert? Die Liberalisierung im 
Straßenverkehr erforderte somit ein koordiniertes 
politisches Handeln zur finanziellen Sanierung der 
Eisenbahnen  (2). Dafür machte sich die Kommis-
sion seit 1973 stark. Sie förderte die Verwaltungs-
autonomie der Eisenbahngesellschaften, schaffte 
es allerdings nicht, deren zunehmende einzelstaat-
liche Subventionierung einzudämmen, die in den 
wirtschaftlich schwierigen 1970er Jahren stattfand. 
1983 schlug sie die verwaltungsmäßige und finan-
zielle Trennung von Netz und Betrieb vor; für das 
(2) A. a. O., S. 96.
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Netz sollten die Staaten zuständig sein (1). Im Stra-
ßenverkehr wurde ein schrittweiser Übergang von 
einem auf bilateralen Kontingenten basierenden 
Regulierungssystem zu einem auf Gemeinschafts-
kontingenten beruhenden multilateralen System 
angestrebt. Ein Ziel der Harmonisierungspolitik 
war die Angleichung der höchstzulässigen Lkw-
Achslasten – eine Frage, die sich sowohl auf die 
Kosten für die Unterhaltung des Straßennetzes 
auswirkt als auch auf die vom Verkehrsunterneh-
mer in Rechnung gestellten Preise, die wegen der 
Auswirkungen auf die Lastwagenproduzenten aber 
auch eine zentrale industriepolitische Komponente 
aufwies. Nach einer Reihe langwieriger Verhand-
lungen gelang der Kommission im Dezember 1984 
ein Durchbruch (2).
Im Seeverkehr beobachtete Europa mit Besorgnis, 
dass die Ostblockstaaten und die afrikanischen 
Länder den Transport von Import- und Export-
gütern der eigenen Flotte vorbehielten und somit 
die europäischen Unternehmer von diesem Markt 
ausschlossen. Es wurde ein gemeinsames Auftre-
ten in internationalen Organisationen vereinbart; 
Ziel war der Beitritt aller EU-Mitgliedstaaten zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über ei-
nen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen. Die 
Verordnung (EWG) Nr. 954/79 verknüpfte die eu-
ropäische Politik mit den auf internationaler Ebene 
beschlossenen Normen (3). Die Kommission wurde 
jedoch auch auf dem Gebiet der Sicherheit tätig. 
Als Konsequenz aus der Havarie der Amoco Cadiz 
vor der bretonischen Küste im März 1978 mach-
te sie noch im selben Jahr mehrere Vorschläge für 
Vorschriften zur Sicherheit und Kontrolle von Öl-
tankern. In ihrem Memorandum von 1985 unter-
nahm sie eine vollständige Analyse der Interessen 
(1) Erdmenger, J., Vers une politique des transports pour l’Europe, Éditions La-
bor, Brüssel, 1984, S. 99.
(2) Ramírez-Pérez, S., „Automobile Standardisation in Europe: Between Tech-
nological Choices and Neo-protectionism“; Bouneau, C., Burigana, D., 
und Varsori, A. (Hg.), Trends in Technological Innovation and the European 
Construction, PIE, Brüssel, 2010, S. 187-205.
(3) Erdmenger, J., Vers une politique des transports pour l’Europe, Éditions La-
bor, Brüssel, 1984.
der Gemeinschaft im weltweiten Seeverkehr; dazu 
unterbreitete sie vier Vorschläge für Verordnungen, 
die der Rat im Dezember 1986 erließ (4).
Im Luftverkehr wurde eine mögliche gemein-
schaftsweite Einigung dadurch erschwert, dass sich 
die nationalen Fluggesellschaften meist in staatli-
cher Hand befanden und dass jeder Mitgliedstaat 
seine Eigenständigkeit behalten und den Zugang zu 
seinem Luftraum selber bilateral verhandeln woll-
te. Diese Feststellung galt auch auf internationaler 
Ebene bezüglich der Beziehungen zu den Dritt-
staaten. Beides zusammen führte zu hohen Prei-
sen für die Nutzer. Vor dem Hintergrund der sich 
zu diesem Zeitpunkt in den USA abzeichnenden 
Deregulierung nahm sich die Kommission 1979 
der Thematik in einem Memorandum über die 
Entwicklung der Luftverkehrsdienste an. Sie woll-
te den Übergang zu einem multilateralen, von eu-
ropäischen Stellen kontrollierten System schaffen. 
In einem ersten Schritt lockerte sie dazu behutsam 
die bilateralen Vereinbarungen (5). Das zweite Me-
morandum (vom März 1984) und die beigefügten 
Vorschläge führten 1987 zur Annahme des ersten 
gemeinschaftlichen Maßnahmenpakets im Luft-
verkehr durch den Rat (6). Die Kommission ergriff 
indes – ebenso wie im Seeverkehr – auch in den 
Bereichen Sicherheit und Umwelt Initiativen, etwa 
beim Lärmschutz. Dadurch konnte auf die Flug-
gesellschaften Druck ausgeübt werden, ihre Flotte 
zu erneuern, damit die Maschinen die Grenzwerte 
einhielten; gleichzeitig wurde der CO2-Ausstoß ge-
senkt und die Sicherheit erhöht.
(4) Verordnungen (EWG) Nr. 4055/86 bis (EWG) Nr. 4058/86 vom 22. De-
zember 1986, ABl. L 378 vom 31.12.1986, S. 1 ff.
(5) Luftverkehr: ein Vorgehen der Gemeinschaft, Memorandum der Kommis-
sion, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage  5/79; AHCE, 
KOM(84) 72 vom 15. März 1984, Zivile Luftfahrt: Memorandum Nr. 2.
(6) Verordnungen (EWG) Nr. 3975/87 und (EWG) Nr. 3976/87 sowie Richt-
linien 87/601/EWG und 87/602/EWG vom 14. Dezember 1987, ABl. 
L 374 vom31.12.1987, S. 1 ff.
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Neuer Schwung 
und Kontinuität
Der Kommission war im Jahr 1973 völlig klar, dass 
die Umsetzung ihres Programms viel Zeit in An-
spruch nehmen würde; sie ging von einer schritt-
weisen, auf zehn Jahre angelegten Entwicklung aus, 
bei der sich das Gemeinschaftsinteresse und die na-
tionalen Interessen nicht gegenüberstehen würden, 
sondern vielmehr einander angenähert werden soll-
ten. In diesem Sinne äußerte sich 1984 auch Kom-
missar Contogeorgis, als er davon sprach, dass es 
gelte, „zu einem Interessenausgleich zwischen den 
Mitgliedstaaten zu kommen“  (1). Die Kommission 
benötigte dennoch großes Verhandlungsgeschick, 
um Kompromisse zu erzielen. Dies lag zum einen 
an der durch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
der 1970er Jahre bedingten Unnachgiebigkeit der 
Mitgliedstaaten, zum anderen aber beispielsweise 
auch an den strukturellen Unterschieden zwischen 
den nationalen Systemen. 
Das Aktionsprogramm für die Jahre 1974-1977 
deckte sämtliche Bereiche der Verkehrspolitik ab 
und umfasste zahlreiche neue Initiativen. Im No-
vember 1977 legte die Kommission ein bis 1980 
reichendes Programm auf, stellte jedoch fest, dass 
viele der vorgeschlagenen Bestimmungen bereits 
auf der Tagesordnung des Rates standen. Gestärkt 
durch das kurz zuvor erstmals direkt gewählte Eu-
ropäische Parlament schlug die Kommission im 
Oktober 1980 ein neues Arbeitsprogramm für die 
Jahre 1981-1983 vor; 1983 präsentierte sie dann, 
erneut auf Wunsch des Parlaments, die Mitteilung 
„Fortschritte auf dem Wege zu einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik“. 
Anfang der 1980er Jahre war die Bilanz folglich 
durchwachsen. Einerseits hatte die Kommission 
eine Reihe von Zielen festgelegt und die wirtschaft-
(1) Erdmenger, J., Vers une politique des transports pour l’Europe, Éditions La-
bor, Bruxelles, 1984, S. 7.
lichen und rechtlichen Grundlagen für eine ge-
meinsame Politik geschaffen. Die Zahl der getroffe-
nen Entscheidungen war seit Mitte der 1970er Jahre 
stark angestiegen, und die Fundamente für ein ge-
meinschaftliches Verkehrsrecht waren zum Teil ge-
legt. Andererseits gab es zahlreiche Widerstände im 
Rat; Ende 1981 waren rund 40 Vorschläge anhän-
gig  (2). Die Wirtschaftsbeteiligten und das Parla-
ment drängten auf eine Neubelebung des Prozesses. 
Neuen Schwung brachte der Landverkehrspolitik 
ein Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Ge-
meinschaften vom 22.  Mai 1985, wonach der Rat 
seine ihm durch die Römischen Verträge auferleg-
ten gesetzgeberischen Pflichten im Bereich der un-
gehinderten Erbringung von Verkehrsleistungen 
nicht erfüllt habe  (3). Die Untätigkeitsklage war 
vom gerade gewählten Europäischen Parlament ein-
gereicht worden. Treibende Kraft hinter der Klage 
war vor allem Horst Seefeld gewesen, der Vorsitzen-
de des Verkehrsausschusses des Europäischen Par-
laments. In Wirklichkeit gingen der Verkehrsaus-
schuss des Parlaments und die GD Verkehr Seite an 
Seite in diese Schlacht. Jürgen Erdmenger, Direktor 
der GD Verkehr von 1973 bis 1998, erinnert sich: 
„Es waren in erster Linie meine Dienststellen und 
die Mitarbeiter meiner Direktion, die dem Ver-
kehrsausschuss des Parlaments geholfen haben, den 
Text zu verfassen. Die Zusammenarbeit war sehr 
eng. Mit Herrn Seefeld (...) haben wir die Texte für 
diese Klage geschrieben. (...) Offiziell hat sich die 
Kommission der Klage des Parlaments gegen den 
Rat angeschlossen. Wir und der Juristische Dienst 
haben das sehr genau mitverfolgt. Es hingen vie-
le mit dran: Verkehrsausschuss, Generaldirektion 
Verkehr, Juristischer Dienst des Parlaments, Juristi-
scher Dienst der Kommission. (...) Alle zusammen 
bildeten ein Netz, eine Allianz (...). Ich erinnere 
mich, dass ich persönlich mit Herrn Ehlermann, 
(2) Interview mit John Roderic Steele, 4. August 2010.
(3) Urteil vom 22. Mai 1985 in der Rechtssache 13/83, Europäisches Parlament 
gegen Rat der Europäischen Gemeinschaften, „Gemeinsame Verkehrspoli-
tik – Verpflichtungen des Rates“.
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Kontrollen an der französisch-belgischen Grenze (29. September 1980)
dem Generaldirektor des Juristischen Dienstes, im 
Gerichtshof war, als die Kommission ihr Plädoyer 
neben den Juristen vom Parlament vortrug. Herr 
Ehlermann selbst hielt sein Plädoyer nach dem 
Vertreter des Parlaments, und ich saß hinter Herrn 
Ehlermann, um ihm noch weitere Argumente zu-
zuflüstern“ (1).
Die Folgen der Entscheidung des Gerichtshofs 
ließen nicht lange auf sich warten, hieß es in dem 
Urteil doch klipp und klar, dass die Dienstleis-
tungsfreiheit auf dem Gebiet des Verkehrs eine 
vertraglich festgelegte Pflicht sei, der der Rat vor 
Ablauf einer bestimmten Übergangsfrist nachkom-
(1) Interview mit Jürgen Erdmenger, 30. September 2010.
men müsse. Dem trug der Ministerrat (Verkehr) 
in seiner politischen Entscheidung vom November 
1985 Rechnung, indem er endlich ein Aktionspro-
gramm festlegte, das die Kommission schon wieder-
holt gefordert hatte  (2). Das Urteil fügte sich aber 
zugleich in die Dynamik ein, die vom Binnenmarkt-
Weißbuch der Kommission ausgelöst worden war, 
das der Europäische Rat von Mailand im Juni 1985 
gebilligt hatte. Die Wiederbelebung der Verkehrs-
politik bedeutete somit zweierlei: Sie erlaubte die 
Verfolgung der verkehrspolitischen Ziele, und sie 
wirkte sich zugleich auf die Erreichung des globa-
leren Ziels – Vollendung des Binnenmarktes – aus.
(2) Pressemitteilung des Rates Nr. 10358/85 (Presse 169).
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Lkw mit Anhänger an der griechischen Grenze (25. September 1980)
Unter Hinweis auf das Urteil vom 22.  Mai und 
auf die Ratsbeschlüsse von Mailand gab die Kom-
mission ihren Aktivitäten ab 1985 einen frischen 
Elan. Die Aktivitäten wurden dadurch nicht völlig 
andere, aber sie wurden in den meisten Fällen in 
abgewandelter Form fortgesetzt und beschleunigt. 
Es ging um die Abschaffung der Kontingente im 
grenzüberschreitenden Straßenverkehr und um die 
Erleichterung des Zugangs nichtansässiger Trans-
portunternehmer zum innerstaatlichen Verkehr 
(Straße und Binnenschifffahrt). Der Übergang soll-
te weiterhin schrittweise erfolgen, doch das Tempo 
wurde mit Blick auf das Jahr 1992 erhöht. Auch im 
Eisenbahnverkehr strebte die Kommission eine Be-
schleunigung des Prozesses der finanziellen Sanie-
rung der Unternehmen an; parallel dazu erließ sie 
Bestimmungen, die das Verhältnis zwischen Unter-
nehmen und Staat regelten. Außerdem versuchte sie 
die Kontrollverfahren an den Grenzen zu straffen, 
und sie ergriff eine Reihe von Maßnahmen in den 
Bereichen Steuern und Arbeitsbedingungen (1).
Beachtlich waren ferner die Anstrengungen der 
Kommission, die Landverkehrsbeziehungen mit 
Drittländern auszubauen. Im Straßengüterverkehr 
handelte es sich dabei um Kontakte bzw. Verhand-
lungen mit Österreich und Jugoslawien betreffend 
den Transit über die Alpen und Richtung Grie-
chenland. Angesichts der Bedeutung des Rheins als 
Rückgrat des europäischen Binnenschiffsverkehrs 
(1) EG-Kommission, Neunzehnter Gesamtbericht über die Tätigkeiten der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 1985, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1986.
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arbeitete die Kommission zudem ganz eng mit der 
Zentralkommission für die Rheinschifffahrt in 
Straßburg zusammen.
Mit Blick auf den einheitlichen Binnenmarkt wur-
de eine Strategie zur Förderung der großen europäi-
schen Netze immer dringender. Ausgangspunkt des 
Handelns der Kommission seit den 1970er Jahren 
war die Feststellung, dass diese Netze unzulänglich 
und unzusammenhängend waren. Diese Defizite 
werden auch von den am Runden Tisch der euro-
päischen Wirtschaft (ERT) versammelten Unter-
nehmen bemängelt, und als Kommissionsmitglied 
Clinton Davis und Präsident Jacques Delors unter-
strichen, dass der Ausbau der Verkehrswege fester 
Bestandteil wirtschaftlicher und industrieller Stra-
tegien wäre, taten sie dies im Einklang mit einer seit 
den 1970er Jahren verfolgten klaren Linie. Die zwei 
Mitteilungen aus dem Jahr 1986 (1) – zu einem mit-
telfristigen Programm zum Ausbau der Verkehrs-
wege und zu deren Finanzierung – legten somit das 
(1) AHCE, KOM(86) 340 endg. vom 27. Juni 1986; KOM(86) 722 endg. vom 
15. Dezember 1986.
Fundament der Initiative zu den transeuropäischen 
Netzen, die später in den Vertrag von Maastricht 
aufgenommen wurden.
Die Politik ab 1985 stellte folglich keinen Bruch 
gegenüber der Politik dar, die in den 1970er Jahren 
betrieben worden war. Die Ziele blieben vielmehr 
grundsätzlich die gleichen: Aufbau eines offenen 
und auf Wettbewerb beruhenden intermodalen 
Systems auf europäischer Ebene mit gleichzeitiger 
Einbindung der Verkehrspolitik in die übrigen ge-
meinsamen Politiken und Beibehaltung bestimm-
ter Interventionsformen, die die Investitionen in die 
Netze fördern und die Regelmäßigkeit der Dienst-
leistungserbringung erleichtern sollten. Die Ent-
wicklung der Verkehrspolitik verlief damit ähnlich 





Kapitel 20  
Inmitten eines Geflechts 
von Wechselbeziehungen: 
die Energiepolitik
In den 1970er Jahren rückte das Thema Energie in 
den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit und der Tä-
tigkeit der Kommission. Dabei ging es zunächst um 
die mühsame Herausbildung der Komponenten ei-
ner Energiepolitik, die nach den Worten von Chris-
topher Audland (1), Generaldirektor für Energie von 
1981 bis 1986, zunächst mehr eine Gesamtstrategie 
war, als dass sie konkrete Erfolge verzeichnen konn-
te. Mit dieser einfachen Feststellung wird deutlich, 
dass die Energie dauerhaft ins Zentrum der neuen 
und miteinander verknüpften wirtschaftlichen und 
politischen Herausforderungen (Umwelt, Versor-
gungsnetze, Wirtschaftspolitik, Währungsfragen, 
Fragen im Zusammenhang mit der Mittelmeerpoli-
tik) rückte und dass die Kommission ihre Tätigkeit 
neu ausrichten und diese Aspekte stärker als in der 
Vergangenheit einbeziehen musste. Diese Aufgabe 
(1) Interview mit Christopher Audland, 8. September 2010.
war aber nur schwer zu bewältigen, da die Hand-
lungsmöglichkeiten der Kommission im Energiebe-
reich uneinheitlich waren. Sie erwuchsen einerseits 
aus dem EGKS-Vertrag und dem Euratom-Vertrag, 
in denen eine Reihe von Zuständigkeiten in den 
Bereichen Steinkohle und Kernkraft festgelegt war, 
und andererseits aus dem EWG-Vertrag, der über 
die Handels-, Wettbewerbs- und Binnenmarkt-
politik Auswirkungen auf den Themenkomplex 
Kohlenwasserstoffe und Elektrizität hatte. Die 
Zusammenlegung der Exekutivorgane war einem 
umfassenden und einheitlichen Herangehen an die 
Probleme zwar förderlich, beseitigte aber nicht die 
Kohärenzprobleme aus rechtlicher Sicht. Als 1973 
der Ölpreisschock eintrat, war die GD XVII Ener-
gie für Energie insgesamt zuständig (einschließlich 
der Euratom-Sicherheitsüberwachung aufgrund des 
Euratom-Vertrags, die in Luxemburg die Hälfte ih-
res Personals band). Der wegen der Besonderheiten 
dieses Bereichs notwendige Gesamtüberblick und 
20
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die Umstände bestimmten die Arbeitsteilung zwi-
schen den Direktionen Energiewirtschaft, Kohle, 
Kohlenwasserstoffe, Kernenergie und Elektrizität, 
mit deren Koordination 1973 im Rahmen der Ener-
giepolitik Robert De Bauw unter der Leitung des 
Generaldirektors  Fernand Spaak betraut wurde.
Dieser zu Beginn der 1980er Jahre 200 Mitarbeiter 
umfassende Führungsstab stand mit sehr unter-
schiedlichen Akteuren im Dialog. Dazu gehörten 
die Mitgliedstaaten mit noch weitgehend unein-
heitlichen nationalen Rahmenbedingungen und 
einem Nebeneinander – je nach Energieform – von 
Regelungen mit großem Gestaltungsspielraum und 
Monopolen sowie von privaten und öffentlichen 
Unternehmen mit oder ohne Monopolstellung auf 
ihrem Inlandsmarkt, die zum Teil mit weltweit täti-
gen internationalen Konzernen verflochten waren. 
Gesprächspartner waren aber auch internationale 
Einrichtungen wie die Internationale Atomenergie-
Organisation (IAEO) oder die 1974 nach dem ers-
ten Ölpreisschock im Rahmen der OECD errichte-
te Internationale Energieagentur (IEA).
Dieser erste Preisschock nach dem israelisch-ara-
bischen Krieg im Oktober 1973 traf die Kommis-
sion nicht unvorbereitet. Bereits 1968 hatte sie die 
Grundlagen einer umfassenden Politik entwickelt, 
Europa im Griff der Energiekrise. Karikatur von Fritz Behrendt (1974)
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die die Aufstellung von Statistiken, die Sicherstel-
lung der Versorgung, Forschung und Investitionen 
sowie Bevorratungsverpflichtungen für die Mine-
ralölunternehmen miteinander verknüpfte. Im Juli 
1973 nahm der Rat eine Richtlinie an, der zufol-
ge die Regierungen die erforderlichen rechtlichen 
Instrumente schaffen sollten, um im Fall einer 
Erdölversorgungskrise Sofortmaßnahmen ergrei-
fen zu können. Allerdings herrschte während der 
Ölkrise im Jahr 1973 mehr Zwietracht als Einig-
keit, wobei die fehlende gemeinsame Reaktion bzw. 
die mangelnde Solidarität auf die Unterschiede in 
den Marktstrukturen und der Versorgungspoli-
tik sowie auf politische Faktoren zurückzuführen 
waren (1). Daher konnte die Kommission den Rat 
(1) Kurzbericht der 244.  Tagung des Rates zum Thema Energie am 22. und 
23. Mai 1973, SEK(73) 1911/12 vom 30. Mai 1973.
Ende Januar 1974 zur Einrichtung eines Energie-
ausschusses unter ihrem Vorsitz bewegen, dem die 
Vertreter der Mitgliedstaaten angehören sollten 
und der die koordinierte Anwendung der von der 
Gemeinschaft ergriffenen energiepolitischen Maß-
nahmen durch die Mitgliedstaaten sicherstellen, 
einen Informationsaustausch über die Bedingun-
gen der Energieversorgung und deren Perspektiven 
ermöglichen und schließlich die Kommission bei 
der Ausarbeitung von Vorschlägen unterstützen 
sollte (2). So boten die Ereignisse von 1973, die die 
aus seiner Heterogenität erwachsende große An-
fälligkeit des gemeinschaftlichen Energiemarktes 
aufzeigten, der Kommission die Gelegenheit, die 
Initiative zu ergreifen.
(2) Aus verschiedenen Gründen verlor dieser Ausschuss allmählich an Glaub-
würdigkeit und Effizienz. Ab Mitte der 1980er Jahre trat er nicht mehr zu-
sammen. Anmerkung von Robert De Bauw, September 2010.
Autofreier Sonntag in Brüssel (1973)
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Bereits 1974 entwarf sie die Grundzüge einer lang-
fristigen Energiepolitik. Diese basierte auf den Leit-
linien von 1968 und zielte darauf ab, die Anfällig-
keit der Gemeinschaft durch eine zweckmäßigere 
Verteilung der genutzten Energiequellen, die Diver-
sifizierung der Versorgung sowie Energieeinsparun-
gen abzumildern. Das im Dezember 1974 erklärte 
Ziel bestand darin, den Grad der Abhängigkeit von 
ausländischen Energiequellen innerhalb von zehn 
Jahren von 63 % auf 40 % des Energieverbrauchs ab-
zusenken. Hauptsächlich sollte dies durch die Um-
lenkung des Verbrauchs auf feste Brennstoffe, Gas 
und Kernenergie und eine damit einhergehende 
Senkung des Erdölanteils erreicht werden. Aber die-
se Ziele für 1985 ließen sich nur unter Berücksich-
tigung der vielfältigen Strukturen und Instrumente 
der einzelstaatlichen Politik erreichen, wie die wie-
derholten energiepolitischen Diskussionen im Rat 
seit Mai 1973 zeigen  (1). Diese Realität wurde in 
ihrem ganzen Ausmaß offenbar, als die Kommissi-
on die gemeinschaftliche Zusammenarbeit ausbau-
en wollte, um so die EWG mit den für die Kern-
energieerzeugung unerlässlichen Kapazitäten für 
die Urananreicherung auszustatten  (2). Obgleich 
die größten Mitgliedstaaten dieses Ziel begrüßten, 
konnten sie sich nicht auf ein gemeinsames Indus-
trieprojekt einigen und gingen mit ihrer jeweiligen 
Annäherung an die Deutschland bzw. Frankreich 
nahestehenden Konsortien Urenco und Eurodif, 
die ihre Projekte unabhängig voneinander verwirk-
lichten, getrennte Wege. So trug zwar jeder mit sei-
nen Bemühungen zum Gesamtziel bei, doch dies 
auf unterschiedlichen Wegen: Die einen, wie das 
Vereinigte Königreich, profitierten von der neuen 
Möglichkeit der Erdöl- und Erdgasförderung in der 
Nordsee und die anderen, wie Belgien oder Frank-
reich, trieben die Stromerzeugung in Kernkraft-
werken voran. Der zweite Ölpreisschock 1979-1980 
ließ die energiepolitischen Bemühungen, die bis-
lang nur unzureichende Ergebnisse gebracht hatten, 
dann wiederaufleben. Die von den Dienststellen der 
Kommission im Jahr 1978 ausgearbeiteten und vom 
Rat im Jahr 1980 bestätigten „Ziele für 1990“, die 
darin bestanden, den Grad der Abhängigkeit vom 
Rohöl bis zum Ende des Jahrzehnts unter 50 % ab-
zusenken, unterschieden sich allerdings kaum von 
den früheren Zielen. Dabei setzte die Kommission 
auf Energieeinsparungen, die Erschließung neuer 
Energiequellen und eine teilweise Rückbesinnung 
auf die Kohle, aber der Ausbau der Kernenergieer-
zeugung blieb „eines der wesentlichen Elemente der 
Energiestrategie der Gemeinschaft“ (3).
(1) AHCE, Mitteilung der Kommission an den Rat – Gemeinschaftliche Ener-
giepolitik – Ziele für 1985, KOM(74) 1960 endg. vom 27. November 1974; 
„Entschließung des Rates vom 17. Dezember 1974 betreffend Ziele der ge-
meinschaftlichen Energiepolitik für 1985“, ABl. C 153 vom 9.7.1975, S. 2.
(2) Tagung des Rates (Energie) am 22. und 23. Mai 1973.
(3) AHCE, BAC 144/1987/276: vorbereitende Unterlage für das Dokument 
KOM(78) 613, Mitteilung der Kommission an den Rat – Energiepolitische 
Ziele für 1990 und Programme der Mitgliedstaaten, vorgelegt auf der Ta-
gung des Rates (Energie) im Dezember 1978; EG-Kommission, Sechzehn-
ter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 1982, 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 
Luxemburg, 1983, S. 225.
Auf der Suche nach neuen Energien. 30 jours d’Europe (1.2.1974)
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Insgesamt waren die Anfang der 1980er Jahre fest-
gelegten Ziele Mitte des Jahrzehnts im Großen und 
Ganzen erreicht. Dies war allerdings nicht allein auf 
Einspar- und Umstrukturierungserfolge sowie In-
vestitionen zurückzuführen, sondern auch auf den 
Wirtschaftsabschwung nach dem zweiten Ölpreis-
schock. Die Kommission war daher bestrebt, ein 
Nachlassen der Bemühungen zu verhindern, wie es 
ab 1984 aufgrund der sinkenden Erdölpreise und 
später des Atomunfalls in Tschernobyl im ukrai-
nischen Teil der Sowjetunion zu befürchten stand. 
Im September 1986 wurde als eines der neuen Ziele 
bis 1995 festgelegt, die Ölabhängigkeit auf 40 % zu 
senken (1).
Die beiden Ölkrisen offenbarten die Heterogenität 
und die mangelnde Transparenz auf dem gemein-
schaftlichen Energiemarkt mit allen daraus resul-
tierenden Einbußen an Effizienz und Solidarität. 
Die Kommission bemühte sich daher ab 1974, 
wesentliche Informationen in Form von nationa-
len Energiebilanzen, Handelsströmen und Preisen 
einzuholen. So gelang es ihr, zuverlässigere Statisti-
ken über den Versorgungsstrom zu erhalten und die 
Bevorratung zu stimulieren, so dass die Ölreserve 
innerhalb eines Jahres von 102 Verbrauchstagen im 
Februar 1979 auf 113  Tage anwuchs  (2). Der bes-
sere Kenntnisstand ermöglichte es, Szenarien für 
das Krisenmanagement zu entwickeln, die auf der 
Interoperabilität der Lagerbestände zwischen den 
Mitgliedstaaten basierten, und trug auch zur Fest-
legung von Gesamtzielen für den Erdölverbrauch 
während der zweiten Krise bei. Gleichzeitig war die 
Kommission bestrebt, die Ölgesellschaften zu mehr 
Transparenz bei den Importölpreisen zu bewegen 
und die Auswüchse abzumildern, die durch einen 
spekulativen „Spot“-Markt erzeugt wurden, der die 
tatsächlichen Geschäftsvorgänge kaum erkennen 
(1) EG-Kommission, Zwanzigster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaften 1986, Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1987, S. 292 ff.
(2) AHCE, BAC 156/1990/4335, EG-Kommission, Dokument XVII/103/80 
vom 19. Februar 1980 „Situation bei den Erdölvorräten“, erarbeitet für die 
Sitzung der hochrangigen Gruppe „Erdölversorgung“ am 20. März 1980.
ließ und aufgrund seiner extremen Kursschwan-
kungen destabilisierend wirkte  (3). Insgesamt be-
stätigten die Erfahrungen der zweiten Ölkrise noch 
einmal, dass nationale Unterschiede eingeebnet 
werden mussten, wenn man einen echten Gemein-
schaftsmarkt heranbilden wollte  (4). Daher gelang 
es der Kommission, den Rat von der Notwendigkeit 
„eines gemeinsamen Ansatzes der Mitgliedstaaten 
bei der Preisbildung“, aber auch davon zu überzeu-
gen, dass „die Politik der Regierungen darauf abzie-
len muss, die künstlichen Hemmnisse schrittweise 
abzubauen, die verhindern, dass der Markt verlässli-
che Hinweise erhält“.
Das Ziel eines einheitlicheren Marktes wurde je-
doch nicht nur von einer aktiver gewordenen Poli-
tik verfolgt. Auch die Erdölunternehmen strebten 
danach, um der Raffineriekrise zu begegnen, die 
durch die Verstaatlichung der Lagerstätten der 
rohölproduzierenden Länder in den 1970er Jahren 
sowie durch deren Bemühungen ausgelöst wurde, 
ihre rohölverarbeitende Industrie und den Verkauf 
ihrer Raffinerieerzeugnisse in Europa auszubauen. 
Die Raffinerien der Gemeinschaft standen damit 
unter einem neuen Wettbewerbsdruck von außen, 
während sie gleichzeitig ihre Kapazitäten erheblich 
verringern und an eine stärker auf Leichtdestillate 
ausgerichtete neue Nachfragestruktur anpassen 
mussten. Aus dieser Situation erwuchs ab 1976 ein 
über mehrere Jahre geführter regelmäßiger Dialog 
zwischen den Erdölkonzernen und der Kommissi-
on, bei dem die Konzerne sich wiederholt dafür ein-
setzten, dass dieser Produktionsabbau durch eine 
ordnungspolitisch aktivere Gemeinschaftspolitik 
geregelt und gefördert wurde. Tatsächlich jedoch 
beobachtete die Gemeinschaft den Abbau und die 
Umstrukturierung der Raffinerieausrüstungen in 
(3) AHCE, BAC 156/1990/4334, EG-Kommission, Dokument XVII/515/79-
FR vom 20. Dezember 1979: „Dienststellenvermerk, Beratungen mit den 
Ölgesellschaften“, erarbeitet für die Sitzung der hochrangigen Gruppe 
„Erdölversorgung“ am 11. Januar 1980.
(4) AHCE, BAC 156/1990/4336, EG-Kommission, Dokument XVII/254/80 
vom 11. Juni 1980 „Maßnahmen zur Abmilderung der Auswirkungen einer 
Folgekrise bei der Erdölversorgung“, erarbeitet für die Sitzung der hochran-
gigen Gruppe „Erdölversorgung“ am 16. Juli 1980.
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den Unternehmen lediglich und griff in den Prozess 
nicht ein (1). Im Kohlebergbau hingegen wurde sehr 
viel direkter interveniert. Der EGKS-Vertrag erlaub-
te zielgerichtete staatliche Beihilfen, aber auch Ge-
meinschaftsfinanzhilfen in Form von zinsgünstigen 
Darlehen oder Subventionen, die nach dem ersten 
Ölpreisschock eingeführt worden waren. So sollte 
der Kohlebergbau durch Strukturanpassungen, die 
Erkundung von Lagerstätten und die Ankurbelung 
des Verbrauchs in der Stahlindustrie sowie bei der 
Stromerzeugung stabilisiert werden. Aber die Initi-
ativen der Kommission fanden nur wenig Rückhalt 
beim Rat, so dass sie sich kaum auf die europäische 
Kohleproduktion auswirkten, die in dieser Zeit 
kontinuierlich zurückging. Gleichzeitig wurden 
(1) AHCE, BAC 156/1990/2272, EG-Kommission, KOM/ENER32/76 vom 
15.  September 1976, „Kurze Zusammenfassung der mit den Erdölunter-
nehmen von Mai bis Juli geführten Gespräche“.
verschiedene Beihilfe-Regelungen eingeführt, mit 
denen zunehmend mehr Geld in die Forschung und 
Entwicklung, die Förderung neuer Technologien 
zur Erkundung und Produktion von Kohlenwasser-
stoffen und Uran sowie die Entwicklung von Tech-
nologien für die Erzeugung neuer Energien (Kohle-
vergasung- und -verflüssigung, Erdwärmenutzung, 
Solarenergie) floss.
Stärker als je zuvor führte die Energiekrise den Ak-
teuren vor Augen, wie eingebunden die Gemein-
schaft zunehmend in wirtschaftliche und politische 
Interdependenzen war. Die Kommission stellte sich 
dieser doppelten Dimension und zielte mit ihren 
Maßnahmen zugunsten eines einheitlichen Ge-
meinschaftsmarktes und einer einheitlicheren Erd-
ölpolitik der Mitgliedstaaten unter anderem auch 
auf die Förderung des Dialogs mit ihren internati-
onalen Partnern ab. Gespräche mussten vor allem 
mit den Vereinigten Staaten geführt werden, auch 
wenn sich diese mitunter schwierig gestalteten, so 
wie auf der Konferenz in Washington im Januar 
1974, bei der Frankreich einen anderen Standpunkt 
vertrat als seine Partner und seine Beteiligung an 
der Errichtung einer Internationalen Energieagen-
tur (IEA) verweigerte, oder zu Beginn der 1980er 
Jahre, als die westeuropäischen Länder gemeinsam 
sowjetisches Erdgas importieren wollten, was bei 
den USA Besorgnis und Embargomaßnahmen ge-
gen die europäisch-sibirische Erdgaspipeline aus-
löste. In beiden Fällen wurde die Kommission mit 
dem Ziel aktiv, die Einheit der Gemeinschaft zu 
wahren und mit den USA im Dialog zu bleiben, 
denen gegenüber sie erläuterte, wie ein eventueller 
Stopp der sowjetischen Gaslieferungen durch eine 
Reihe gemeinschaftsinterner Maßnahmen umgan-
gen werden könnte. Die Kommission setzte zudem 
ihre Einbeziehung in die die westlichen Interessen 
vertretende Internationale Energieagentur (IEA) 
durch, in der sie zunehmend an Einfluss gewann. So 
konnte sie die Mitgliedstaaten von der Notwendig-
keit überzeugen, ihre Bemühungen um die Über-
wachung und Beschränkung der Importe während 
der zweiten Erdölkrise durch eine Maßnahme 
Angesichts der Krise ist die Gemeinschaft auf der Suche nach neuen 
Energiequellen. Können eines Tages Autos mit Sonnenenergie 
betrieben werden? (Euroforum)
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im Rahmen der IEA zu unterstützen, mit der die 
Beschlüsse des G7-Gipfels im Juni 1979 in Tokio 
bestätigt wurden (1). Als später der wachsende Zu-
strom von Raffinerieerzeugnissen aus den Ländern 
im Nahen Ostens auf den Weltmarkt die Position 
der europäischen Raffinerien weiter zu erschweren 
drohte und es zu befürchten stand, andere erdöl-
importierende Länder, wie Japan, könnten ihren 
Markt schließen, wodurch die gesamte Last des Zu-
stroms auf den Ländern mit offenem Markt gelastet 
hätte, setzte sich die Kommission gemeinsam mit 
den USA erfolgreich für ein Abkommen im Rah-
(1) AHCE, BAC 36/1984/127, Vorentwurf der Schlussfolgerungen des Euro-
päischen Rates von Straßburg am 21. und 22. Juni 1979; BAC 36/1984/127, 
„Note on the relationship between discussions on Energy at Strasbourg and 
Tokyo“, ohne Datumsangabe (vorbereitendes Dokument für den Europäi-
schen Rat von Straßburg am 21. und 22. Juni 1979).
men der OECD ein, das die gerechte Lastenteilung 
zwischen allen Partnern gewährleistete.
Auf Initiative von Roy Jenkins und Étienne Da-
vignon baute Generaldirektor Christopher Aud-
land während der zweiten Erdölkrise schließlich 
den notwendigen Dialog mit den Erzeugerländern 
auf, und zwar sowohl mit der OAPEC (Organisati-
on der arabischen Erdöl exportierenden Staaten) als 
auch mit dem Golf-Kooperationsrat (2). Durch die-
sen zweigleisigen Dialog konnten die zweite Ölkrise 
koordiniert bewältigt und negative Auswirkungen 
auf die Wirtschaft der Gemeinschaft zum Teil ab-
gemildert werden.
(2) Interview mit Christopher Audland, 8. September 2010.
Während der zweiten Ölkrise geht Europa das Öl aus. Karikatur von Fritz Behrendt (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1979)
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Die Jahre der Energiekrise spielten somit eine 
wichtige Rolle dabei, die aus dem Fehlen eines 
gemeinschaftlichen Energiemarktes resultierende 
Verwundbarkeit vor Augen zu führen. Politisch 
betrachtet stand diese Heterogenität der notwen-
digen Solidarität im Fall einer Versorgungskrise 
im Wege, während sie in ökonomischer Hinsicht 
die Auswirkungen der Verknappung auf die Preise 
künstlich verstärkte. So konnte die Kommission in 
all diesen Jahren die Notwendigkeit tiefgreifender 
Veränderungen aufzeigen und die Errichtung eines 




Kapitel 21  
Umwelt und Verbraucherschutz
Die Umwelt gehörte zu den Bereichen, die im Zeit-
raum 1973-1986 neu hinzukamen. Die bis dahin 
nach den europäischen Verträgen ergriffenen Maß-
nahmen betrafen stärker die Gesundheitsrisiken, 
denen die im Bergbau, in der Eisen- und Stahl-
industrie sowie in der Kernenergie beschäftigten 
Arbeitnehmer ausgesetzt waren, als den Schutz der 
Umwelt. Der Ende 1969 durch den Haager Gipfel 
ausgelöste Schwung führte dazu, dass sich die Ge-
meinschaft neue Zuständigkeitsbereiche erschlie-
ßen konnte.
Aufnahme in den 
Zuständigkeitsbereich 
der Gemeinschaft
Der Begriff „Umweltpolitik“ wurde erst Anfang 
der 1970er Jahre definiert – als Oberbegriff für 
alle Fragestellungen rund um die Beziehung des 
Menschen zur Natur, d.  h. Erhalt der Ressourcen, 
Energieversorgung, Abfallbewirtschaftung, Ent-
wicklung des städtischen Raumes, Naturschutz, 
Wasser- und Luftverschmutzung, Lärmbelästigung 
und Bodenschutz.
Die Europäisierung der Umweltpolitik lässt sich auf 
mehrere Faktoren zurückführen. Seit den 1960er 
Jahren machten sich außerhalb der Gemeinschafts-
organe der Einfluss der alarmierenden Berichte von 
Wissenschaftlern über die zunehmende Umwelt-
zerstörung (insbesondere „Silent Spring“  (1) und 
„The Population Bomb“  (2)) und der ersten Um-
weltkatastrophen (Untergang der Torrey Canyon 
vor der britischen Küste im März 1967) sowie die 
gesellschaftlichen Reaktionen darauf bemerkbar. 
Auch in internationalen Organisationen gelangte 
der Umweltschutz auf die Tagesordnung (auf der 
Unesco-Konferenz zum Thema „Der Mensch und 
die Biosphäre“ im Jahr 1968; im Europarat), und 
auch das Europäische Parlament befasste sich ver-
stärkt mit Umweltfragen. Die Mitgliedstaaten ih-
rerseits erkannten, dass die Einführung erster Um-
weltschutzvorschriften in bestimmten Ländern zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen könnte, und be-
gannen zuzulassen, dass die Kommission in diesem 
Bereich „schlichtete“.
(1) Carson, R., Silent Spring, Houghton Miflin, Boston, 1962.
(2) Ehrlich, P. R., The Population Bomb, Ballantine, New York, 1968.
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Die Kommission nahm die Umweltthematik also 
dadurch in Angriff, dass sie die Rechtsvorschriften 
einander anglich. Unter dem für das Industrieres-
sort zuständigen italienischen Kommissar Altiero 
Spinelli sollte sie diesen Bereich in der Folge sehr 
viel konkreter angehen – so ergriff Spinelli die Ge-
legenheit, ein neues Gebiet zu sondieren, das das 
Potenzial hatte, eine Vertiefung der europäischen 
Einigung herbeizuführen. Er beauftragte einen 
der Referatsleiter der GD  III, Michel Carpentier, 
mit der Ausarbeitung der ersten umweltpolitischen 
Maßnahmen. Dieser verfasste Anfang Januar 1971 
eine Mitteilung an die Kommission, die Spinelli 
am 17.  Februar dem Kollegium vorstellte. Nach-
dem er dargelegt hatte, warum ein Tätigwerden 
auf Gemeinschaftsebene angeraten war, forderte er 
die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zum Thema 
Umweltschutz sowie die Schaffung eines hierfür 
zuständigen Referats in seiner Generaldirektion (1).
(1) AHCE, BAC 244/1991/1, Vorschlag für eine Gemeinschaftsaktion auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes, KOM(71) 591 vom 12. Februar 1971.
Die Leitung dieses neuen Referats zum Thema Um-
weltfragen in der GD  III übernahm Michel Car-
pentier. Er machte sich unverzüglich an die Arbeit 
und scharte ein kleines Team um sich – bestehend 
aus Claude Pleinevaux, Peter Stief-Tauch und Vla-
dimiro Mandl –, das direkt mit einem Mitglied aus 
Spinellis Kabinett, Claus Stuffmann, zusammenar-
beitete. Dieser erinnert sich: „Das war der Auftakt. 
In diesem Moment haben wir angefangen, uns den 
Kopf darüber zu zerbrechen, wie wir es gemeinsam 
schaffen könnten, einer künftigen Umweltpolitik 
eine klare Struktur zu geben“ (2). Die Gruppe trat 
zusammen und begann, eine erste Mitteilung zu 
verfassen, die schließlich am 22. Juli 1971 von Spi-
nelli vorgestellt wurde.
Im Februar 1972 schlug Landwirtschaftskommis-
sar Sicco Mansholt – der von den Schlussfolgerun-
gen des vom Club of Rome in Auftrag gegebenen 
Meadows-Berichts „Die Grenzen des Wachstums“ 
beeinflusst war – vor, über die Zukunft der Wirt-
schaftspolitik und die von ihr ausgehenden Gefah-
ren für die Bevölkerung und ihre Lebensqualität 
nachzudenken. Zwar erregte der Bericht großes 
Aufsehen, doch waren seine Auswirkungen eher ge-
ring. Spinelli hatte nur wenig für diesen radikalen 
Standpunkt übrig, der von seinem Kollegen Ray-
mond Barre rasch angegriffen wurde. Mansholt, der 
in der Zwischenzeit Kommissionspräsident gewor-
den war, ließ sich dadurch aber nicht davon abhal-
ten, sich im Juni 1972 auf der Umweltkonferenz der 
Vereinten Nationen in Stockholm für seinen Stand-
punkt stark zu machen. Am 21.  Oktober 1972 
wurde die Kommission schließlich auf Betreiben 
Spinellis auf der Pariser Gipfelkonferenz damit be-
traut, umweltpolitische Vorschläge auszuarbeiten: 
„Die Staats- und Regierungschefs betonen die Be-
deutung einer Umweltpolitik in der Gemeinschaft. 
Sie fordern daher die Organe der Gemeinschaft auf, 
bis zum 31. Juli 1973 ein Aktionsprogramm mit ei-
nem genauen Zeitplan auszuarbeiten.“
(2) Interview mit Peter Stief-Tauch, 6. Juni 2011.
In den ersten Jahren der Einführung der Umweltpolitik ist die 
Abfallfrage ein wichtiges Anliegen. Im Mittelpunkt dieser Karikatur 
aus dem Courrier du personnel steht die Sorglosigkeit der 
Einwohner der Gemeinschaft beim Umgang mit Abfällen.
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Dieser Auftrag wurde am 31.  Oktober 1972 in 
Bonn auf der Ratstagung der für den Umwelt-
schutz zuständigen Minister bekräftigt. Hierbei 
stellten die Minister acht Grundsätze für die künf-
tige Umweltpolitik auf. Spinelli und Carpentier wa-
ren zufrieden mit diesem Fortschritt, mussten aber 
aufpassen, dass die Kommission ihr Initiativrecht 
im Umweltbereich behielt, da einige Länder es ihr 
streitig machen wollten (1). 
Es ist also unbestreitbar, dass Spinelli einen ent-
scheidenden Beitrag zur Entstehung der Umwelt-
politik leistete. Und doch fühlte sich der „Vater der 
Umweltpolitik“ (2) seinem Politikbereich nicht un-
auflösbar verbunden: Angesichts des bevorstehen-
den Kommissionswechsels im Jahr 1973 und der 
Erweiterung der Gemeinschaft war ihm bewusst, 
dass er sein Portefeuille nicht in toto würde behal-
ten können. Er erklärte also, den Umweltbereich 
abtreten zu wollen, um dafür andere Politikfelder 
zu behalten, die er für angesehener hielt (3). Das zu 
vergebende Portfolio war nicht sonderlich begehrt 
und ging schließlich an den früheren italienischen 
Landwirtschaftskommissar Carlo Scarascia Mu-




Am 1.  Januar 1973 stattete sich die Gemeinschaft 
mit der neuen Dienststelle „Umwelt und Verbrau-
cherschutz“ (Service de l’environnement et de la 
protection des consommateurs – SEPC) aus, die 
von Michel Carpentier geleitet wurde. Sie bestand 
(1) Spinelli, A., Diario europeo: 1970-1976, hrsg. von Edmondo Paolini, il 
Mulino, Bologna, 1991, S. 343; AHCE, BAC 244/1991/5, SEK(72) 4042, 
Tagung der Umweltminister in Bonn am 31.  Oktober 1972, auf Geheiß 
von Altiero Spinelli in Umlauf gebrachter Vermerk, Brüssel, 13.  Novem-
ber 1972.
(2) Interview mit Claude Pleinevaux, 8. Oktober 2010.
(3) Spinelli, A., Diario europeo: 1970-1976, hrsg. von Edmondo Paolini, il Mu-
lino, Bologna, 1991, S. 353, 358.
bis Januar 1981 und wurde dann in die Generaldi-
rektion  XI namens „Umwelt, Verbraucherschutz 
und nukleare Sicherheit“ umgewandelt. Die Lei-
tung übernahm der Neuzugang Athanase An-
dreopoulos – der erste griechische Generaldirektor 
der Kommission.
Am 17. April 1973 – weniger als vier Monate nach 
Einrichtung des Dienstes – legte die Kommission 
dem Rat das erste Aktionsprogramm vor. Die An-
nahme durch den Rat erfolgte am 22.  November. 
Dieses Programm wurde praktisch direkt aus der 
Mitteilung vom Juli 1971 sowie den auf dem Pariser 
Gipfel und der Bonner Ratstagung getroffenen Ent-
scheidungen hergeleitet. Die vorgeschlagenen Maß-
nahmen waren sowohl kurz- als auch langfristiger 
Natur. Bei den Grundsätzen stachen drei besonders 
heraus: das Vorsorgeprinzip, das Verursacherprin-
zip und der Grundsatz der Subsidiarität (wonach 
Obwohl sie die Bereiche Bildung, Information und wirtschaftlicher 
Schutz abdeckt, zielt die von der Europäischen Kommission initiierte 
Verbraucherschutzpolitik in erster Linie darauf ab, die Verbraucher 
physisch zu schützen, vor allem vor Giftstoffen in Lebensmitteln.
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die jeweils am besten geeignete Ebene tätig wird). 
Ferner wurden folgende drei große Aktionsbereiche 
festgelegt: Beseitigung von Umweltverschmutzung 
und -belastungen, Verbesserung der Umwelt und 
der Lebensqualität und Tätigwerden im Rahmen 
internationaler Organisationen. Mit der Umset-
zung dieses Programms gewann der Umweltschutz 
an Dynamik: Ab dem darauffolgenden Jahr wurden 
dem Rat 44 einschlägige Dokumente übermittelt. 
Es blieb jedoch nicht aus, dass man sich an bestimm-
te Dinge erst herantasten musste. Dies macht die 
Aussage eines Beteiligten deutlich, der – nachdem 
es in der SEPC nicht gelungen war, eine konsens-
fähige Definition des Begriffs Abfall zu formulie-
ren – auf Aufforderung des Rats entgegnen musste: 
„Abfall ist das, was alle loswerden wollen“ (1). In an-
deren Fällen dagegen stellten sich rasch Erfolge ein, 
beispielsweise bei den gemeinsam mit der GD XII 
(Forschung, Wissenschaft und Bildung) durchge-
führten Pionierrecherchen, mit denen Ende der 
1970er Jahre das Gefahrenpotenzial von Blei im 
Benzin nachgewiesen werden konnte.
Im Jahr 1973 wurde auch der Verbraucherschutz in 
das Umweltressort aufgenommen. Die Frage, war-
um diese beiden Politikbereiche zusammengeführt 
wurden, ist berechtigt. Die Antwort wirkt recht 
nebulös. Nach Aussage Carpentiers war dies eher 
(1) Johnson, S., Stanley, I Presume, Fourth Estate, London, 2009, S. 267.
Die Entwicklung der Verbraucherschutzpolitik verzögert sich trotz des Drucks bestimmter Gruppen. Die Landwirte, die 1980 in Brüssel auf 
die Straße gehen, fordern beispielsweise die Unterstützung der Verbraucher bei verschiedenen ihrer Forderungen.
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ein Zufall und entsprang keiner strategischen Ziel-
setzung der Kommission  (1). Andere berichteten, 
dieser Bereich hätte auch genauso gut in die GD V 
(Beschäftigung und soziale Angelegenheiten) inte-
griert werden können, doch habe der mit dem Um-
weltbegriff in Zusammenhang gebrachte Gesund-
heitsschutz den Ausschlag für die Entscheidung 
gegeben. Wieder andere sprachen davon, der Dienst 
sei anfänglich als Querschnittsdienst geplant gewe-
sen, der in allen Zuständigkeitsbereichen der Ge-
meinschaft hätte tätig werden sollen. Angesichts der 
Vorbehalte der anderen Generaldirektionen habe 
der horizontale Dienst dann aber im Laufe der Zeit 
die Form einer kleinen klassischen Generaldirekti-
on angenommen (2).
Nach und nach erhielt das kleine Team von Michel 
Carpentier Verstärkung. Die SEPC setzte sich da-
mals aus drei Abteilungen zusammen: Zwei waren 
mit Umweltfragen und eine mit Verbraucherschutz 
befasst. Die Briten, die den Gemeinschaften gerade 
erst beigetreten waren, hatten hier eine starke Stel-
lung, da ihnen zwei dieser Abteilungen zur Leitung 
überlassen wurden. Das Personal stammte Anfang 
der 1970er Jahre jedoch zum großen Teil aus der 
Forschungsanstalt in Ispra: Da die Gemeinsame 
Forschungsstelle zu diesem Zeitpunkt in einer 
schwierigen Lage war, wurden zahlreiche Ingenieu-
re mit ihrer wissenschaftlichen Kompetenz in den 
Dienst der SEPC gestellt. Zu ihnen gesellten sich 
noch „ein oder zwei Juristen“ (3). Demnach wurden 
im Wesentlichen Mitarbeiter mit wissenschaftli-
chem oder juristischem Hintergrund eingestellt; 
manchmal wurde die Sache aber auch flexibler ge-
handhabt, wie beim neuen Leiter der Abteilung für 
die Verhütung von Verunreinigungen und Umwelt-
belastungen, dem Briten Stanley Johnson, der Klas-
sische Philologie studiert hatte (4).
(1) Interview mit Michel Carpentier, 22. Oktober 2010.
(2) Interview mit Ludwig Krämer, 7. Oktober 2011.
(3) Interview mit Michel Carpentier, 22. Oktober 2010.
(4) Johnson, S., Stanley, I Presume, Fourth Estate, London, 2009.
Unter der Führung des von allen respektierten und 
geschätzten Carpentier baute die Dienststelle ihre 
Tätigkeiten aus, und es herrschte eine äußerst gute 
Stimmung. Die Mitarbeiter von damals betonen, 
welch großen Freiraum sie in den ersten Jahren der 
Umweltpolitik hatten, als das Team noch eine dün-
ne Personaldecke hatte, dafür aber auch weitgehend 
frei von administrativen Zwängen war, die sie in 
der Folge belasten sollten  (5). Die Motivation war 
so hoch wie die Arbeitsbelastung. Die „Screening-
gruppe“ von 1974, die die verschiedenen Dienst-
stellen der Kommission unter die Lupe nahm, kam 
zu dem Ergebnis, dass die von der SEPC durchge-
führten Studien „zweifelsohne widerspiegeln, in 
welch hohem Maße Energien und Ideen in einem 
Bereich mobilisiert werden, dessen Zielsetzungen 
extrem breit gefächert sind“  (6). Zudem stellte die 
Gruppe fest, dass „nur ein sehr geringer Anteil der 
A-Beamten (13 %) den Wunsch äußert, in eine an-
dere Verwaltungseinheit zu wechseln. Zusammen 
mit der Dienststelle ,Verwaltung der Zollunion‘ ist 
sie die Dienststelle, in der die wenigsten Beamten 
mit dem Gedanken an einen Wechsel ihres Tätig-
keitsbereichs spielen“ (7).
Während die Mitarbeiter offenbar an der Dienst-
stelle hingen, wechselten die Kommissare in rascher 
Folge. Nach Altiero Spinelli und Carlo Scarascia 
Mugnozza trat mit Lorenzo Natali ein weiterer Ita-
liener die Nachfolge an. Auf ihn folgte der Deut-
sche Karl-Heinz Narjes und im Anschluss daran 
der Brite Stanley Clinton Davis. „Damals wurde 
der Umweltbereich wie ein Stiefkind behandelt. 
Man darf sich nichts vormachen – selbst innerhalb 
der Kommission galt dieses Ressort eher als eine Art 
Trostpreis“ (8).
(5) Johnson, S., Stanley, I Presume, Fourth Estate, London 2009, S. 265-266.
(6) AHCE, BAC 43/1978/173, „Rapport sur l’organisation et le fonctionne-
ment des services de la Commission“, vorgelegt von der „Screeninggruppe“, 
Brüssel, 30. Juni 1974.
(7) AHCE, BAC 43/1978/173, „Rapport sur l’organisation et le fonctionne-
ment des services de la Commission“, vorgelegt von der „Screeninggruppe“, 
Brüssel, 30. Juni 1974.
(8) Interview mit Giancarlo Chevallard, 25. November 2010.
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Dass die Umwelt so wenig populär war, sollte sich 
ändern. So wurde das Ressort zwar kein Portefeuille 
ersten Ranges, wuchs aber dafür einigen Kommis-
saren ans Herz. Clinton Davis berichtete, dass es 
Narjes schwer fiel, die Zuständigkeit für den Um-
weltbereich 1985 abzugeben, und dass er darauf be-
stand, bei den ersten Beratungen im Rat dabei zu 
sein (1).
Auf dem Weg zu einer 
klassischen Umweltpolitik
Tatsächlich bestanden die Maßnahmen der Kom-
missionsdienststellen bis Ende der 1970er Jahre im 
Wesentlichen darin, die dringendsten Umweltprob-
leme anzugehen, Forschungsarbeiten zu planen und 
Sensibilisierungskampagnen in den Mitgliedstaaten 
durchzuführen. Ziel des ersten Aktionsprogramms 
war es, die schwersten Verunreinigungen und Be-
lastungen zu beseitigen und hierzu in erster Linie 
die Wasserverschmutzung zu bekämpfen; einer der 
wichtigsten Gründe hierfür waren die verunreinig-
ten europäischen Flüsse und die Verschmutzung 
des Mittelmeers. Neben einer umfangreichen recht-
setzenden Tätigkeit (insbesondere um Ziele für die 
Gewässerqualität festzulegen) konnte die Kommis-
sion sich so an internationalen Übereinkommen 
beteiligen, wie an dem von Paris (zur Verhütung der 
Verschmutzung vom Lande aus – 1974) und dem 
von Bonn (Schutz des Rheins – 1976).
Auf das erste Aktionsprogramm folgte sehr rasch 
ein zweites (1977), in dem die meisten der bereits 
genannten Grundsätze wieder aufgegriffen wurden. 
Im Bereich der Verringerung der Umweltbelastun-
gen wurde weiterhin dem Gewässerschutz Vorrang 
eingeräumt. Dieses Mal wurde jedoch auch priori-
tär auf Präventionsmaßnahmen abgestellt (2). Somit 
(1) Interview mit Stanley Clinton Davis, 18. Oktober 2011.
(2) AHCE, BAC 53/1987/269, ENV/396/78-FR, Vortrag von Günter Schnei-
der, Brüssel, ohne Datum.
konnten mit dem zweiten Programm längerfristige 
Maßnahmen aufgelegt werden, beispielsweise zum 
Schutz und zur rationellen Nutzung des Land-
schaftsraumes sowie zum Schutz der Fauna und 
Flora.
Im Jahr 1981 folgte ein drittes Programm, das 1983 
angenommen wurde. Hier wurde der Schwerpunkt 
auf die Kontinuität gelegt, die Berücksichtigung 
wirtschaftlicher und sozialer Probleme (und in 
diesem Zusammenhang die Unterbindung des ver-
schwenderischen Umgangs mit Ressourcen), die 
Erweiterungsrunden und insbesondere die Einglie-
derung des Umweltbereichs in die Gesamtheit der 
Politikbereiche der Gemeinschaft. Letzteres war 
von entscheidender Bedeutung; allerdings gestalte-
te sich die Zusammenarbeit mit den anderen Gene-
raldirektionen anfangs nicht immer einfach. „Wir 
sind den anderen kräftig auf die Zehen getreten“ (3), 
erinnert sich ein ehemaliger Mitarbeiter der SEPC. 
Natürlich lag es in der Natur der Sache, dass das 
Umweltressort Beziehungen zu vielen anderen Ge-
neraldirektionen unterhielt. Mitte der 1970er Jahre 
wurde daher die dienststellenübergreifende Gruppe 
für Umweltfragen eingesetzt, in der die verschie-
denen GD vertreten waren, mit denen die SEPC 
zusammenarbeiten musste: Dies waren im Wesent-
lichen die Generaldirektionen Landwirtschaft, In-
dustrie, Forschung, Verkehr, Energie und Regional-
politik. Der Anfang war alles andere als leicht, wie 
ein Beobachter 1975 beschrieb: „Selbst innerhalb 
der Kommission ist der Einfluss der Umweltdienst-
stelle in den Tätigkeitsbereichen, die nicht direkt 
in ihre Zuständigkeit fallen, aber sehr wohl von 
Belang sind, noch fragmentarisch. […] Die Dienst-
stelle wird mit in die Arbeiten einbezogen, hat aber 
nur eine beratende Stimme, und es wird zuweilen 
erbittert gestritten. Bei solchen Gelegenheiten kann 
man den Dienst spüren lassen – wenn man ihm bei 
der Ausarbeitung seiner Politik Steine in den Weg 
legen will –, dass eine auf einer Gipfelkonferenz 
(3) Interview mit Peter Stief-Tauch, 6. Juni 2011.
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abgegebene Erklärung als Rechtsgrundlage nicht 
denselben Stellenwert besitzt wie ein Artikel des 
Vertrags. […] Keine Generaldirektion mit eigenem 
Kommissar zu sein ist da ein Nachteil“ (1).
Es verwundert daher nicht, dass sich die Beamten 
manchmal dagegen verwahrten, die übrige Ge-
meinschaftspolitik radikal ändern zu wollen: „Wir 
müssen hier nachdrücklich darauf hinweisen, dass 
unsere gefährlichsten Freunde diejenigen sind, die 
glauben, dass der Schutz der Umwelt durch eine 
komplette Umgestaltung unserer Wirtschaft oder 
unserer Gesellschaft erfolgen muss. […] Wir sollten 
also klarstellen, dass Umwelt und Arbeitsplätze in 
keinerlei Widerspruch zueinander stehen und dass 
uns jedes Hippietum fernliegt“ (2).
Einige der Schwierigkeiten, mit denen die Dienst-
stelle konfrontiert war, lösten sich mit zunehmen-
der Ausweitung der Umweltpolitik in Wohlgefallen 
auf, auch wenn diese Entfaltung gelegentlich zu Ei-
fersüchteleien aufgrund der bedeutenden Personal-
zuwächse führte. Andere Probleme hielten sich da-
gegen hartnäckiger, wie der Fall der Richtlinie über 
die Stickstoffoxid- und Schwefeldioxid-Emissionen 
von Industrieanlagen zeigt: Hier fühlte sich die 
Generaldirektion Energie überrumpelt. Auf Druck 
Deutschlands versuchte Karl-Heinz Narjes 1982, 
diese Richtlinie durch den Rat zu bringen. Der Vor-
schlag war nicht ausgereift genug und stieß auf den 
Widerstand der südeuropäischen Länder und des 
Vereinigten Königreichs. Angenommen wurde die 
Richtlinie schließlich erst im Jahr 1988.
Die Mitgliedstaaten zogen in der Tat politisch nicht 
immer mit. Dies war zunächst bei der Bekämpfung 
der Luftverschmutzung der Fall. Erst in den 1980er 
Jahren und als Deutschland infolge des sauren Re-
gens unter dem Waldsterben litt, erfolgte ein Rich-
(1) Bywater M., „La politique de l’environnement de la Communauté“, Revue 
du Marché Commun, Nr. 191, 1975, S. 546.
(2) AHCE, BAC 53/1987/269, Vortrag von Claus Stuffmann, 22. April 1977, 
London.
tungswechsel, der von den Verantwortlichen der 
Kommission lebhaft unterstützt wurde. 
Der Personalbestand der SEPC bzw. in dessen 
Nachfolge der GD  XI wuchs im Laufe der Jahre 
beträchtlich an: Von 39 Personen im Jahr 1973 er-
höhte sich die Zahl der Mitarbeiter 1981 – als die 
Dienststelle in eine Generaldirektion umgewan-
delt wurde – auf 90 und lag 1984 bei 103. Damit 
wuchs der Personalbestand des Dienstes um 165 %, 
während derjenige der Kommission insgesamt im 
selben Zeitraum um „lediglich“ 65  % zulegte. Pa-
rallel zur Aufstockung des Personals verdichtete 
sich auch der strukturelle Aufbau der Dienststelle 
immer mehr. Im Jahr 1986 setzte sich die GD XI 
schließlich aus zwei Direktionen mit acht Abtei-
lungen sowie vier weiteren Abteilungen zusammen, 
die unmittelbar dem Generaldirektor unterstellt 
waren. In puncto Budget war der Zuwachs noch 
größer: So erhöhte sich die Mittelausstattung von 
510  000  ECU (1973) innerhalb eines Jahrzehnts 
auf beinahe 10  Mio.  ECU  (3). Was die Arbeitsbe-
dingungen anging, so hatten die im Umweltbereich 
tätigen Beamten jedoch weiterhin täglich mit den 
üblichen Problemen zu kämpfen, die sich aus der 
unzureichenden Personalausstattung, dem Warten 
auf die Übersetzung und der Schwierigkeit ergaben, 
einen Sitzungssaal zu bekommen (4).
Das In-Erscheinung-Treten und die Entwicklung 
der Umweltpolitik in dieser von Erfolgen und ei-
nigen Fehlversuchen gekennzeichneten Phase sind 
charakteristisch für ein Phänomen, das dieser Poli-
tikbereich besonders gut veranschaulicht, nämlich 
das der „creeping competence“ (schleichende Kom-
petenzerweiterung). Wie auch das Europa der Bür-
ger, die Bildung und der Verbraucherschutz gehört 
die Umweltpolitik zu den wenigen Politikfeldern, 
die in diesem Zeitraum neu hinzukamen, und ist 
(3) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Zehn Jahre Umweltpolitik 
der Europäischen Gemeinschaft, o. O., März 1984, Anhang II.
(4) AHCE, BAC 54/1987/270, Anlage zum Vermerk von Michel Carpentier 
an die Führungskräfte der SEPC betreffend die Programmrede für 1979, 
Brüssel, 28. September 1978.
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wohl ihr erfolgreichster Vertreter. Sie gehörte da-
mals zu den „Grauzonen“, einer Reihe von Tätig-
keitsfeldern, die nicht in den Verträgen vorkamen 
und in denen nicht allein wirtschaftliche Zwecke 
verfolgt wurden. Nach der offiziellen Anerkennung 
durch die Erklärung der Pariser Gipfelkonferenz 
entwickelte sich die Umweltpolitik in rasantem 
Tempo; dennoch wurde sie bis zu ihrer Aufnahme 
in die Einheitliche Europäische Akte immer noch 
nicht als den anderen Politikbereichen ebenbür-
tig angesehen. Es besteht kein Zweifel daran, dass 
die Umweltpolitik durch ihre Aufnahme in die 
Einheitliche Europäische Akte zu einem Wert an 
sich avancierte. In der Folge und nach dem Euro-
päischen Jahr der Umwelt 1987 wurde es einfacher, 
die gemeinschaftliche Umweltpolitik auszuarbeiten 
und die Politik der Mitgliedstaaten in ihren Dienst 
zu stellen.
Christian Van de Velde
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Kapitel 22  
Entwicklungshilfe: 
zwischen alten Prioritäten 
und neuen Herausforderungen
Die GD VIII am Wendepunkt
In den 1970er Jahren vollzog sich bei der Politik 
der Entwicklungszusammenarbeit der EWG eine 
große Veränderung. Die zu Beginn als „Assozi-
ierungspolitik“ bezeichnete Politik wurde nach 
schwierigen Verhandlungen zwischen den Sechs in 
die Römischen Verträge aufgenommen. Frankreich 
hatte als Voraussetzung für seine Beteiligung an 
der EWG die Assoziierung seiner Kolonien durch-
gesetzt. In einem dem EWG-Vertrag beigefügten 
Assoziierungsabkommen mit einer Laufzeit von 
fünf Jahren wurde diese Assoziierungsregelung 
dargelegt, die aus zwei Teilen bestand. Der erste 
Teil betraf die Handelspolitik und zielte langfristig 
auf die Schaffung einer europäisch-afrikanischen 
Freihandelszone (1) ab. Folglich wären die Zolltari-
fe und Zollschranken zwischen den Sechs und den 
assoziierten Ländern schrittweise aufgehoben wor-
den, die assoziierten Länder hätten beim Handel 
mit den Sechs ein System angewendet, das der für 
die Kolonialmacht geltenden Regelung entsprach. 
Der zweite Teil der Assoziierungspolitik basierte 
auf einem Investitionsfonds, der zunächst die Be-
zeichnung FEDOM (Fonds européen d’outre-mer, 
Europäischer Fonds für die überseeischen Länder 
(1) Archiv des französischen Außenministeriums (MAEF), De-Ce, 620, „Dis-
cussion sur le Mémorandum du Royaume-Uni concernant les intérêts des 
territoires anglais“, 3. Oktober 1957; AHCE, CEAB 1/394, Vermerk für 
die Mitglieder der Hohen Behörde der EGKS, 6. September 1961; Archiv 
MAEF, De-Ce, 1518 (EWG-Dokument), Entwurf eines Berichts an den 
Rat, erstellt von der Arbeitsgruppe der ÜLG, 4. November 1961.
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und Gebiete) trug und später, nach der Unabhän-
gigkeit der afrikanischen Staaten, in EEF (Euro-
päischer Entwicklungsfonds) umbenannt wurde. 
Der EEF sollte die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der assoziierten Länder fördern. Eine 
Generaldirektion der Kommission, die GD  VIII 
Entwicklung und Zusammenarbeit, wurde mit der 
Verwaltung des EEF sowie den übrigen Bereichen 
der Assoziierung betraut.
Nach ihrer Unabhängigkeit (1960) hatten die as-
soziierten afrikanischen Staaten ihren Wunsch 
bekräftigt, das Assoziierungsabkommen beizube-
halten. Es wurde 1963 ein erstes und 1969 ein zwei-
tes Mal erneuert. Da die Unterzeichnung dieses 
Abkommens in Jaunde (Kamerun) stattgefunden 
hatte, wurde es als Abkommen von Jaunde  I und 
II bezeichnet. Auf ein „gewährtes“ Abkommen war 
Ende der 1960er Jahre ein „ausgehandeltes“ Ab-
kommen gefolgt; dennoch entsprach die Assoziie-
rungspolitik im Großen und Ganzen noch der Poli-
tik des Jahres 1957, d. h., sie war auf die frankofonen 
afrikanischen Länder ausgerichtet. Grundlage wa-
ren gegenseitige Handelspräferenzen. Mit dem EEF 
hingegen wurden fallweise Projekte in den assozi-
ierten Ländern finanziert (1).
Zu Beginn der 1970er Jahre begann sich die Lage 
allmählich zu verändern. Gründe waren sowohl 
im Kontext der Gemeinschaft (Erweiterung sowie 
Unbehagen Deutschlands und der Niederlande ge-
(1) Interview mit Emiliano Fossati, 17. März 2011.
Errichtung eines Bluttransfusionszentrums im Senegal aus EEF-Mitteln (1974)
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genüber einer Politik, die auf das frankofone Afrika 
konzentriert war) als auch auf internationaler Ebe-
ne zu finden (zunehmende Profilierung der Drit-
ten Welt und der G77 innerhalb der Vereinten Na-
tionen). Durch die Eröffnung der Verhandlungen 
mit dem Vereinigten Königreich stellte sich lang-
fristig die Frage des Commonwealth. Bei Abschluss 
der Verhandlungen wurde beschlossen, dass die 
Gemeinschaft den Ländern des Commonwealth, 
deren wirtschaftliche und soziale Gegebenheiten 
denen der bereits assoziierten Länder vergleichbar 
waren (d. h. den Ländern in Afrika, im karibischen 
Raum und im Pazifischen Ozean), die Wahl zwi-
schen drei Optionen anbietet:
1.  „Beteiligung an dem [neuen] Assoziierungsab-
kommen, das nach Ablauf der Geltungsdauer“ des 
Abkommens von Jaunde II „die Beziehungen zwi-
schen der Gemeinschaft und den assoziierten af-
rikanischen Staaten und Madagaskar [...] regelt“;
2.  „Abschluss  […] besonderer Assoziierungsabkom-
men auf der Grundlage des Artikels 238 des EWG-
Vertrags mit gegenseitigen Rechten und Pflichten, 
insbesondere auf dem Gebiet des Handels“;
3. „Abschluss von Handelsabkommen“ (1).
Gleichzeitig wurden den anderen Entwicklungs-
ländern des Commonwealth Ad-hoc-Abkommen 
angeboten; sie sind im Protokoll 22 enthalten, das 
dem Beitrittsvertrag des Vereinigten Königreichs 
beigefügt ist. Durch diese Abkommen bot sich für 
die Politik der Entwicklungszusammenarbeit der 
Gemeinschaft eine Vielzahl neuer Perspektiven. 
Künftig würden es die Vertreter der Kommission 
nahezu mit ganz Afrika (2) sowie mit den Ländern 
im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean zu 
tun haben. 
(1) Protokoll 22 zum Beitrittsvertrag des Vereinigten Königreichs zur EWG.
(2) Zumal andere Länder, die nicht Teil von Kolonialreichen gewesen waren 
(Äthiopien, Liberia) beziehungsweise Staaten, die mit der ehemaligen Ko-
lonialmacht gebrochen hatten (Guinea und Sudan), zur Teilnahme an den 
Verhandlungen eingeladen wurden.
Veränderungen gab es jedoch nicht nur auf geogra-
fischer Ebene, sondern auch beim Inhalt der Asso-
ziierungspolitik. Zu Beginn der 1970er Jahre wur-
den sich die Kommission und die Mitgliedstaaten 
bewusst, dass die Entwicklungszusammenarbeit 
neuer Instrumente bedurfte. Die Debatten mit 
der Dritten Welt bei den Vereinten Nationen und 
insbesondere bei der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen (Unctad) führ-
ten dazu, dass sich die europäischen Staaten mit der 
Stabilität der Rohstoffpreise, der Industrialisierung 
der Entwicklungsländer usw. auseinandersetzten. 
Im Vorgriff auf diese Ereignisse wurde die Kommis-
sion im Juli 1971 tätig und veröffentlichte ein „Me-
morandum über eine gemeinschaftliche Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern“. 
Die Kommission erklärte, die Entwicklungspolitik 
müsse reformiert werden, um dem internationalen 
Kontext sowie der neuen Rolle der Gemeinschaft 
der Neun Rechnung zu tragen. Die Assoziierungs-
politik müsse zwar beibehalten und ausgebaut 
werden, notwendig sei es jedoch auch, den übri-
gen Entwicklungsländern konkrete Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit anzubieten, insbesondere in 
den Bereichen Handelspolitik und Grunderzeug-
nisse  (3). Ein Jahr danach, beim Gipfeltreffen von 
Paris 1972, erkannten die Neun offiziell die Not-
wendigkeit an, die Politik der Entwicklungszu-
sammenarbeit zu überprüfen. Die bei Abschluss 
des Gipfeltreffens veröffentlichte Mitteilung ist 
das Ergebnis eines schwierigen Kompromisses zwi-
schen bisherigen und neuen Prioritäten, zwischen 
Anhängern des Regionalismus und des Globalis-
mus. Die besondere Verantwortung gegenüber den 
afrikanischen Ländern und den Mittelmeerländern 
(mit denen im Rahmen der „globalen Mittelmeer-
politik“ (4) ebenfalls Verhandlungen liefen) wurde 
erneut bekräftigt, gleichzeitig musste schrittweise 
(3) Frisch, D., La politique de développement de l’Union européenne: un regard 
personnel sur 50 ans de coopération internationale, Bericht ECDPM 15, 
Maastricht, März 2008, S. 17.
(4) Zur Mittelmeerpolitik siehe Kapitel 24: Herausforderung Süderweiterung.
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eine globale Politik der Entwicklungszusammen-
arbeit auf internationaler Ebene umgesetzt werden. 
Diese sollte sich insbesondere auf Abkommen über 
Grunderzeugnisse und auf die Verbesserung des 
Systems allgemeiner Präferenzen stützen (1).
Die Vorbereitung 
des Lomé-Abkommens
Bis zu einer umfassenden Politik der Entwicklungs-
zusammenarbeit mit der Dritten Welt sollten noch 
viele Jahre vergehen. Im Mittelpunkt der Diskus-
sionen über ein neues Assoziierungsabkommen 
standen nun Fragen im Zusammenhang mit den 
Grunderzeugnissen und den Handelspräferenzen. 
Die offiziell im Juli 1973 aufgenommenen Verhand-
lungen wurden anderthalb Jahre später mit der Un-
terzeichnung des neuen Abkommens am 28.  Fe-
bruar  1975 in Lomé (Togo) abgeschlossen. Die 
äußerst schwierigen Verhandlungen unterschieden 
sich von den vorangegangenen nicht nur durch die 
behandelten Themen, sondern auch durch die Ak-
teure. Aus den 19 frankofonen afrikanischen Staa-
ten wurden 46  Staaten in Afrika, im karibischen 
Raum und im Pazifischen Ozean. Letztere schlos-
sen sich zur Gruppe der AKP-Staaten (Afrika, ka-
ribischer Raum und Pazifischer Ozean) zusammen, 
die nach Abschluss der Verhandlungen durch das 
Abkommen von Georgetown (Juni  1975) institu-
tionalisiert werden sollte. Der Zusammenschluss 
der AKP-Staaten und insbesondere der afrikani-
schen Staaten war das Ergebnis eines schwierigen 
Prozesses. Der Dialog zwischen frankofonen und 
anglofonen Ländern wurde durch einige afrikani-
sche Organisationen, wie die OAU (Organisation 
der Afrikanischen Einheit) und vor allem die ECA 
(Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für Afrika), erleichtert. Insbesondere der General-
sekretär der ECA, Robert Gardiner, hatte in diesen 
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 10, 1972.
Verhandlungen die Möglichkeit gesehen, die Auf-
spaltung Afrikas in assoziierte und nichtassoziierte 
Länder zu überwinden und mit Unterstützung des 
Vereinigten Königreichs und der Kommission ziel-
strebig daran gearbeitet, den Dialog zwischen den 
afrikanischen Ländern zu fördern und genauere 
Informationen über die Assoziierungsregelung zu 
verbreiten. Seine Tätigkeit erwies sich als besonders 
hilfreich bei der Überwindung des großen Miss-
trauens der Commonwealth-Länder gegenüber ei-
nem Abkommen mit der EWG. 
Auf Seiten der europäischen Akteure waren die 
Sechs nunmehr Neun. Die Befürworter einer weni-
ger stark auf Afrika ausgerichteten Kooperations-
politik (die Deutschen und die Niederländer) wur-
den nachdrücklich von den Dänen und vor allem 
den Briten unterstützt, die eine Diskriminierung 
der Erzeugnisse aus den durch die Assoziierung aus-
geschlossenen Commonwealth-Staaten fürchteten. 
Ferner brachte die Einstellung von Beamten aus 
den neuen Mitgliedstaaten in der GD VIII große 
Veränderungen mit sich. Das Englische setzte sich 
allmählich neben dem Französischen durch, und in 
der GD VIII wurden nach und nach neue Arbeits- 
und Bewertungsmethoden eingeführt, was natür-
lich nicht ohne Spannungen vor sich ging.
Die Kommission übernahm nun eine sehr viel 
wichtigere Rolle. Sie war zum ersten Mal damit be-
auftragt, die Neun bei den Verhandlungen mit den 
Entwicklungsländern zu vertreten. Bei den Ver-
handlungen von Jaunde hatte stets der Präsident des 
Ministerrates als Sprecher fungiert. Nun sollte die 
Kommission die Gemeinschaft bei den Verhandlun-
gen vertreten, da die aufgrund der Zahl der Akteu-
re sehr komplizierten Verhandlungen vereinfacht 
werden mussten. Zudem hatte die Kommission in 
diesem Bereich an Glaubwürdigkeit gewonnen, und 
vor allem hatte Frankreich seine Haltung geändert. 
Die Verhandlungen wurden von der GD VIII unter 
Vorsitz von zwei Kommissionsmitgliedern vorbe-
reitet, Jean-François Deniau und Claude Cheysson, 
der im April 1973 Nachfolger von Deniau wurde.
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Unter der Leitung von Jean-François Deniau ver-
fasste die GD  VIII ein Memorandum, das einen 
wichtigen Beitrag dabei leistete, den Inhalt des neu-
en Abkommens zu strukturieren. Im „Memoran-
dum [...] über die künftigen Beziehungen zwischen 
der Gemeinschaft, den gegenwärtigen AASM (asso-
ziierte afrikanische Staaten und Madagaskar) sowie 
den [...] Ländern in Afrika, im karibischen Raum, 
im Indischen Ozean und im Pazifischen Ozean“, 
das dem Rat im April 1973 vorgelegt wurde, waren 
bestimmte Maßnahmen vorweggenommen, mit 
denen die Politik der Entwicklungszusammenar-
beit der Gemeinschaft vor allem im Bereich der 
Stabilisierung der Rohstoffmärkte grundlegend 
erneuert wurde. Die Kommission vermied es, die 
Entscheidung für eine der drei Möglichkeiten des 
Protokolls  22 zu einer Vorbedingung zu machen, 
und ebnete so den Weg für eine Verhandlung ohne 
Tabus. Dies erleichterte die Teilnahme der englisch-
sprachigen Länder. 
Trotz der Bedeutung Deniaus und seines Memo-
randums muss die herausragende Rolle anerkannt 
werden, die Claude Cheysson spielte. Cheysson 
„hatte eine technokratische Seite, war jedoch eine 
Person von einer beeindruckenden operationellen 
Intelligenz und einer sehr raschen Auffassungsgabe, 
ein bemerkenswerter Mann der Tat“  (1). Er wurde 
mit der festen Absicht Kommissionsmitglied, die 
Verwaltungsstruktur der GD  VIII zu erneuern 
und die Stellung der Gemeinschaft nach außen hin 
sichtbarer und glaubhafter zu machen. Die inter-
nationale Konjunkturlage (Ölkrise im Jahr 1973, 
(1) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
Eine Gruppe Togolesen verfolgt in der Presse die Unterzeichnung des ersten EWG-AKP-Abkommens in Lomé (27. Februar 1975).
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Diskussion über die neue Weltwirtschaftsordnung, 
Annahme der Charta der wirtschaftlichen Rechte 
und Pflichten der Staaten durch die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen usw.), durch 
die die Beziehungen zwischen Norden und Süden 
in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der euro-
päischen Länder rückten, half Cheysson dabei, sich 
während seiner Zeit als Kommissionsmitglied als ei-
ner der wichtigsten Akteure des Nord-Süd-Dialogs 
zu etablieren.
Das Abkommen von Lomé
Der internationale Kontext beeinflusste die Ver-
handlungen und den Inhalt des neuen Abkommens 
von Lomé. Mit der Schaffung des Stabex (System 
zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse), das für die 
wichtigsten von den AKP-Staaten ausgeführten Ag-
rarerzeugnisse galt, und mit der Aufgabe jeglicher 
Forderung nach Gegenseitigkeit in den Handelsbe-
ziehungen trug es einigen Forderungen Rechnung, 
die von der G77 im Rahmen der Unctad vorge-
bracht worden waren. Künftig würden die Aus-
fuhren der AKP-Staaten freien Zugang zum Ge-
meinsamen Markt haben, für den umgekehrten Fall 
galt dies jedoch nicht mehr. Das Ende des Grund-
satzes der Freihandelszone stellte einen veritablen 
Bruch gegenüber dem Abkommen von Jaunde dar. 
Hervorzuheben ist auch die Bedeutung des Zucker-
protokolls (das dem Abkommen beigefügt war): 
Zum ersten Mal galten für Zucker aus den AKP-
Staaten Preis- und Absatzgarantien. Diese Vorteile 
waren normalerweise den unter die GAP fallenden 
Gemeinschaftserzeugnissen vorbehalten  (1). Das 
Abkommen enthielt ferner ein neues Kapitel über 
die industrielle Zusammenarbeit, dem kein gro-
ßer Erfolg beschieden war. Ein weiterer Schritt in 
Richtung der AKP-Staaten, die die internationale 
Arbeitsteilung in Frage stellten, ihre Industrie in 
(1) Zur internationalen Dimension der Agrarfragen siehe Kapitel 16: Umstrit-
tene Politikfelder – Gemeinsame Agrarpolitik und Gemeinsame Fischereipo-
litik.
neuen Bereichen entwickeln und einen leichteren 
und billigen Zugang zur westlichen Technologie 
erhalten wollten, muss jedoch anerkannt werden. 
Auf diese Weise entstand eine neue Politik. Ihr lag 
nunmehr ein wirklich „globaler Ansatz“ zugrunde, 
der mehreren Aspekten Rechnung trug und sich 
nicht mehr auf die Entwicklungshilfe (durch den 
EEF) und die Handelspolitik beschränkte. Diese 
Politik sollte zur Einführung eines „neuen Modells 
für die Beziehungen zwischen entwickelten Staaten 
und Entwicklungsstaaten, das mit den Bestrebun-
gen der internationalen Gemeinschaft nach einer 
gerechteren und ausgewogeneren Wirtschaftsord-
nung vereinbar ist“ (2), beitragen.
Es wäre falsch, lediglich die neuen Aspekte des 
Lomé-Abkommens hervorzuheben. Es gab auch 
wichtige Kontinuitäten. So blieb der EEF bestehen 
und wurde sogar mit deutlich mehr Mitteln ausge-
stattet (Erhöhung von 1  000 Millionen ECU auf 
3  150 Millionen ECU). Doch vor allem beruhte 
die Politik der Entwicklungszusammenarbeit der 
EWG weiterhin auf einem regionalen Ansatz, des-
sen Schwerpunkt Afrika und der Mittelmeerraum 
waren. Im Rahmen der globalen Mittelmeerpoli-
tik wurden in den 1970er Jahren Abkommen mit 
nahezu allen Anrainerstaaten geschlossen  (3). Im 
Gegensatz zu Lomé, einem kollektiven Abkommen 
mit einer Laufzeit von fünf Jahren, waren dies bi-
laterale, unbefristete Abkommen. Doch die dort 
vorgesehenen Maßnahmen, deren Grundlage die 
Handelspolitik und die Entwicklungshilfe waren, 
erinnern an das Kooperationsmodell von Lomé.
(2) Präambel des Abkommens von Lomé I.
(3) Zypern (1972 und 1977), Spanien (1973), Israel (1975 und 1977), Algerien, 
Marokko und Tunesien (1976), Malta, Ägypten, Libanon, Jordanien, Syrien 
(1977). Diese Abkommen wurden in koordinierter Weise von der GD I und 
der GD VIII ausgehandelt. Anschließend behielt die GD VIII die Beziehun-
gen zum südlichen und östlichen Mittelmeerraum in ihrem Zuständigkeits-
bereich. Diese Aufteilung der Arbeit blieb bis 1985 bestehen. Zur Mittel-
meerpolitik siehe Kapitel  23: Handelspolitik und Außenbeziehungen: neue 
Dynamiken, und Kapitel 24: Die Herausforderung der Mittelmeerpolitik.
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Die GD VIII zur Zeit von 
Claude Cheysson
Der Amtsantritt von Cheysson in der Kommission 
führte zu einer umfangreichen Umstrukturierung 
der GD  VIII und einer regelrechten Revolution 
bei ihrem Organisationsplan, was unweigerlich zu 
Spannungen führte. Durch die Vorbereitung des 
Lomé-Abkommens und die Ausweitung der euro-
päischen Zusammenarbeit auf eine beträchtliche 
Anzahl von Ländern änderte sich die Arbeitsweise 
der GD VIII grundlegend. Zuvor bestand die Gene-
raldirektion aus vier Direktionen. Zwei von ihnen 
waren mit der Verwaltung des EEF betraut (mit den 
„Technikern“ auf der einen, den „Ökonomen“ auf 
der anderen Seite), die beiden anderen konzentrier-
ten sich auf Analysen und Studien zur Entwicklung 
beziehungsweise auf internationale Fragen. Ein 
stellvertretender Generaldirektor, Jacques Ferran-
di, war für die Koordinierung der Operationen des 
EEF zuständig, der andere stellvertretende General-
direktor, Maurice Foley, für die Verhandlungen mit 
den AKP-Staaten. 
Nach der Durchführung der Verwaltungsreform 
von Cheysson im Jahr 1975 wurde in der GD VIII 
die Funktion von „Desk Officers“, also Gebiets-
referenten, eingeführt, die mit der Organisation 
und Überwachung der Programmierung der Hilfe 
für ein oder mehrere Entwicklungsländer zustän-
dig waren. Um Fragen von Cheysson oder anderen 
Stellen beantworten zu können, mussten die Desk 
Officers die gesamten Kooperationsbeziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und den Ländern in 
ihrem Zuständigkeitsbereich beobachten und mit 
deren politischer, wirtschaftlicher und sozialer Ent-
Das AKP-Haus in Brüssel: Der Bau war aus EEF-Mitteln finanziert worden, um den AKP-Staaten insbesondere 
während der Verhandlungen zum Abkommen von Lomé einen Sitzungsort zu bieten.
420 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
wicklung vertraut sein. Aufgabe der Desk Officers 
war die Programmierung, die technischen Refera-
te dagegen bereiteten die Finanzierungsvorschläge 
vor. Die Techniker konnten die Mittelausstattung 
eines Projekts nicht ohne die Genehmigung eines 
Desk Officers erhöhen. „Ab diesem Zeitpunkt be-
herrschten die Desk Officers das Spiel immer mehr. 
(…) Und die ,Desks‘ waren Foley unterstellt. (…) 
Es war offensichtlich, dass der stellvertretende Ge-
neraldirektor seine ,Desks‘ unterstützte und sich 
nichts gefallen ließ.“ (1) Gleichzeitig erhielt die Auf-
gabe der Programmierung mit dem Anlaufen des 
neuen EEF eine neue Bedeutung. Vor Lomé steckte 
die Programmierung noch in den Kinderschuhen, 
die Entscheidungen wurden fallweise anhand von 
Kriterien getroffen, die nicht näher bestimmt wa-
ren, sondern häufig auf Intuition und der vor Ort 
gesammelten Erfahrung beruhten. Es war ein recht 
(1) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
paternalistischer Stil  (2). Doch ab dem Jahr 1975 
musste die GD  VIII ein länderbezogenes „Richt-
programm“ vorlegen, in dem die Ziele und die Pri-
oritäten der Entwicklung zu benennen waren. Eine 
Liste der Projekte konnte dem Bericht beigefügt 
werden, insbesondere auf Vorschlag der Delegation 
der Gemeinschaft in dem betreffenden Land. Das 
Richtprogramm wurde anschließend zwischen der 
Kommission und dem Empfängerland ausgehan-
delt und unterzeichnet (3). 
Gegenüber früher war dies eine große Veränderung: 
„Man nahm nicht mehr zu den Projekten, sondern 
zur Politik des Landes Stellung. Und das Land hat-
te einen Betrag“ (4). Ziel war es auch, die Regierung 
des Empfängerlandes bei der Verwaltung der Hilfe 
stärker in die Verantwortung zu nehmen. Eine der-
artige Organisation nahm Jacques Ferrandi, dem 
damaligen Chef des EEF, natürlich viel Spielraum; 
er gab sein Amt schließlich Anfang 1976 auf. Die 
Übergangszeit ging im folgenden Jahr zu Ende, als 
der Generaldirektor Hans Broder Krohn (der für 
die Verhandlungen über das erste Abkommen von 
Lomé zuständig war) in Pension ging und Klaus 
Meyer an seine Stelle trat.
Durch das Lomé-Abkommen änderte sich der 
Status der beauftragten Kontrolleure des EEF er-
heblich, die zu vollwertigen „Beauftragten der 
Kommission“ wurden. Dabei ging es nicht nur um 
Begriffe. Der Status eines beauftragten Kontrol-
leurs des EEF tauchte im Abkommen von Jaunde II 
zunächst nicht auf. Seine Zuständigkeiten waren 
durch innergemeinschaftliche Bestimmungen zur 
Durchführung des Abkommens von Jaunde II ge-
regelt, die vorsahen, dass von den Kontrolleuren 
des EEF geleitete Teams Aufgaben der Kontrolle 
und der Überwachung von mit Gemeinschaftshilfe 
finanzierten Projekten übernehmen konnten. Die-
(2) „Man musste sich nicht um Makroökonomie kümmern, das kam später ... 
Ferrandi hielt nicht viel davon.“ Interview mit Hans Carle, 10. Februar 
2011.
(3) Interview mit Wim Blonk, 8. März 2011.
(4) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
Sitzung des AKP-EWG-Ministerrates, der mit dem Abkommen von 
Lomé im April 1977 auf Fidschi gegründet wurde
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ses Personal hatte ein im Wesentlichen technisches 
Profil und beschäftigte sich hauptsächlich mit der 
Entwicklungszusammenarbeit. Es handelte sich 
um Vertragspersonal, die Verträge wurden von der 
EGZ (Europäischen Gesellschaft für Zusammen-
arbeit) (1) verwaltet, und das Personal hatte keinen 
Diplomatenstatus (2).
Der Status der Beauftragten der Kommission war 
dagegen im Finanzprotokoll (Protokoll Nr. 2) fest-
gelegt, das dem Abkommen von Lomé beigefügt 
wurde. Ihre Aufgaben waren mit der Verwaltung 
des EEF verbunden. Allerdings „heißt es dort, dass 
er die Kommission gegenüber einem AKP-Staat ‚für 
die Zwecke der Durchführung des Abkommens‘ 
vertritt, eine sehr vage Formulierung, die dem Be-
auftragten praktisch ein sehr allgemeines Mandat 
zuweist, das künftig alle Aspekte der Zusammenar-
beit umfasst“ (3). Der Beauftragte der Kommission 
musste zudem vom AKP-Staat anerkannt sein. Dies 
bedeutet nicht, dass ein Diplomatenstatus gewährt 
wurde (dem hätten die Mitgliedstaaten nicht zuge-
stimmt), kam dem jedoch nahe.
Das Abkommen von Lomé hatte daher in zweierlei 
Hinsicht wichtige Konsequenzen für die Rolle der 
Beauftragten. Sie erhielten mehr Zuständigkeiten 
und konnten nunmehr Fragen behandeln, die streng 
genommen nicht zur Verwaltung des EEF gehörten; 
zudem wurde die Anzahl der Beauftragten deutlich 
erhöht. Im Jahr 1973 bestanden 21 Büros. In ihnen 
(1) Die EGZ wurde als eine private gemeinnützige Organisation von der 
GD  VIII geschaffen und mit Mitteln der Kommission finanziert. Ihre 
Aufgabe war die Einstellung und Verwaltung der in die Empfängerländer 
des EEF auf der Basis verlängerbarer Verträge entsandten Experten. Siehe 
Europäische Kommission, Ouvrir l’Europe sur le monde; 50 ans du service 
extérieur de la Commission européenne, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2004, S. 15. Siehe auch 
Dimier, V., „The birth of a European diplomatic service: from controleurs-
techniques to the delegates of the Commission in ACP countries“, Deigh-
ton, A., und Bossuat, G. (Hg.), Les Communautés européennes, acteurs de 
la sécurité mondiale. Bilan de cinquante ans de relations extérieures, Paris, 
Soleb, 2007, S. 114-129.
(2) Europäische Kommission, Ouvrir l’Europe sur le monde; 50 ans du service 
extérieur de la Commission européenne, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2004, S. 16.
(3) Unterlagen Hans Carle, Carle, H., „Du contrôle technique du FED au Ser-
vice extérieur unifié“, unveröffentlichter Text, 2004, S. 7. 
waren 320  Personen beschäftigt, davon 120  Euro-
päer (im Wesentlichen Bauingenieure und Agrar-
wissenschaftler) und 200 Ortskräfte, die vor allem 
unterstützende logistische Aufgaben und Verwal-
tungsaufgaben wahrnahmen. 1978 bestanden 41 
Missionen in den AKP-Staaten. Zum Personal ge-
hörten insgesamt 900 Personen, davon waren 250 
Europäer (4) aus den neun Mitgliedstaaten. Die Aus-
wahl der Kandidaten für die Delegationen fand im 
Rahmen von Gesprächen mit einem Ausschuss statt, 
dem Vertreter der EGZ und der GD VIII angehör-
ten, die seit dem 1. Juli 1975 „Generaldirektion Ent-
wicklung“ hieß. Die Mitglieder der Delegationen 
blieben Bedienstete der EGZ und unterstanden der 
EGZ; sie hatten nicht den Status von Beamten der 
(4) Europäische Kommission, Ouvrir l’Europe sur le monde; 50 ans du service 
extérieur de la Commission européenne, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2004, S. 16, 21.
Das Plakat, das auf die vorbildlichen Beziehungen zwischen der EWG und den 
Entwicklungsländern hinweisen will, greift die wichtigsten Elemente der von der 
EWG für die Unterzeichnerstaaten des Abkommens von Lomé und für die „nicht 
assoziierten“ Entwicklungsländer geleisteten Entwicklungshilfe.
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Kommission, eine Forderung, die sie jedoch schon 
bald stellten und der 1988 nachgegeben wurde  (1). 
Die Leiter der Delegationen in den AKP-Staaten 
verfügten über eine beträchtliche Unabhängigkeit. 
Ihre Beziehungen zu den Botschaften der EWG-
Staaten unterschieden sich je nach Land und Per-
sonen. Abhängig von der Persönlichkeit der Leiter 
gelang es einigen Delegationen besser als anderen, 
Informationssitzungen und möglicherweise Treffen 
zur gegenseitigen Abstimmung abzuhalten (2).
Mit dem Abkommen von Lomé wurde auch das Be-
tätigungsfeld der EIB beträchtlich ausgeweitet. Die 
Bank trug mit Darlehen aus ihren Eigenmitteln zur 
Finanzierung der Entwicklung der AKP-Staaten 
(1) Zur Organisation der EGZ vgl. Interview mit Eduard Weimar, 21. Juli 
2010.
(2) Interview mit Robert Cox, 26. Oktober 2010.
bei und verwaltete den für Risikokapitaltransak-
tionen vorgesehenen Betrag des EEF. Im Rahmen 
einer Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen 
der Kommission und der EIB wurden der Bank 
produktive Investitionsprojekte aus den Sektoren 
Industrie, Bergbau und Tourismus vorgelegt. Die 
Bank prüfte die Vorhaben und finanzierte sie vor-
rangig mit den Finanzmitteln, die ihr zur Verfü-
gung standen. Ferner nahm die Bank mit der Kom-
mission an den Programmierungsmissionen in den 
AKP-Mitgliedstaaten zur Vorbereitung der indika-
tiven Finanzhilfeprogramme teil, die anschließend 
von den Vertretern der Gemeinschaft und der AKP-
Staaten aufgestellt wurden (3).
(3) Europäische Investitionsbank, Interventions de la BEI dans le cadre de la 
Convention de Lomé, Luxemburg, ohne Datum, S. 6.
Lomé (Togo): Vorbereitungen im Saal für den feierlichen Akt der Unterzeichnung des zweiten Abkommens von Lomé (31. Oktober 1979)
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Auf dem Weg zu Lomé II
Ab Ende der 1970er Jahre entwickelte sich die Po-
litik der Entwicklungszusammenarbeit in gewisser 
Hinsicht weiter. Das Abkommen von Lomé wurde 
1979 erneuert, doch die Verhandlungen verliefen in 
einem von gegenseitigem Unverständnis geprägten 
Klima. So beschrieb einer der damaligen Haupt-
verhandlungsführer den allgemeinen Rahmen wie 
folgt: „Auf Seiten Europas im Allgemeinen, unter 
den Mitgliedstaaten und in weiten Teilen auch der 
Kommission hatte man den Eindruck, die Arbeit 
sei bereits für Lomé I getan worden, es gebe hier und 
da einige unbedeutendere Verbesserungen, aber für 
Lomé  II gebe es nichts Neues zu tun. Es war also 
eher eine formelle Arbeit“ (1). 
(1) Interview mit Bernard Ryelandt, 26. Oktober 2010.
Die AKP-Staaten hingegen waren von den Ergeb-
nissen des ersten Abkommens enttäuscht und for-
derten eine grundlegende Reform. Die Frage der 
Wahrung der Menschenrechte beeinträchtigte die 
Atmosphäre zusätzlich. Die Briten forderten mit 
breiter Unterstützung der Niederländer die Auf-
nahme einer Klausel, die eine Vergabe der Hilfe 
von der Einhaltung der Menschenrechte abhängig 
machen sollte. Die Kommission hatte tatsächlich 
bereits Maßnahmen in dieser Richtung ergriffen 
und die Hilfen für Uganda unter der Regierung 
von Idi Amin Dada ausgesetzt, auch wenn es noch 
keine Rechtsgrundlage für eine derartige Entschei-
dung gab. Künftig sollte es jedoch um mehr gehen; 
die Frage rief auch bei den Neun vielfach Verwir-
rung hervor. Aufgrund der äußerst feindseligen 
Haltung der AKP-Staaten wurde die Wahrung der 
Menschenrechte letztendlich nicht in das Lomé-
II-Abkommen aufgenommen. Doch die Debatte 
Die togolesische Bevölkerung wird für die Feier der Unterzeichnung des Lomé-II-Abkommens mobilisiert (31. Oktober 1979).
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war nunmehr eröffnet, und schließlich mussten die 
AKP-Staaten einem Verweis auf die Menschenrech-
te in der Präambel des Abkommens von Lomé III 
(1984) zustimmen, später die Aufnahme einer ope-
rationellen Klausel im vollen Umfang in das Ab-
kommen von Lomé IV (1989) akzeptieren.
Trotz der Bestrebungen der AKP-Staaten, den In-
halt des neuen Abkommens von Grund auf umzu-
gestalten, blieb Lomé  II weitgehend eine Fortset-
zung des ersten Abkommens. Es enthielt jedoch 
auch einige Neuerungen, so beispielsweise die Auf-
nahme eines Kapitels zur kulturellen Zusammenar-
beit. Eine weitere wichtige Neuerung war Sysmin, 
eine Investitionsfazilität für den Bergbausektor der 
AKP-Staaten. Sysmin war die Antwort auf zwei 
Forderungen. Auf der einen Seite hatten sich die 
europäischen Länder, und vor allem Deutschland, 
ernsthaft besorgt über den Bergbau in den AKP-
Staaten, ihren Hauptlieferanten zahlreicher strate-
gischer Erzeugnisse, gezeigt. Auf der anderen Seite 
wollten die AKP-Staaten mit einem starken Roh-
stoffpotenzial Zugang zu einem System erhalten, 
das dem Stabex vergleichbar war. Die Funktions-
weise von Sysmin unterschied sich jedoch sehr stark 
von der des Stabex. Die im Rahmen von Stabex ge-
währten Finanzmittel gehörten zum Haushalt des 
Empfängerstaats, der darüber frei verfügen konnte. 
Es musste lediglich ein Schlussbericht übermit-
telt werden, und selbst diese Verpflichtung wurde 
nicht immer eingehalten. Die Sysmin-Mittel waren 
für den Aufbau eines rentablen und lebensfähigen 
Bergbausektors bestimmt. Sie gingen direkt an den 
betreffenden Sektor, der Staat konnte nicht frei da-
rüber verfügen. Es wurden also zwei Schlussfolge-
rungen gezogen: Die EWG begann, stärker in den 
Prozess der Gewährung von Beihilfen einzugreifen, 
und Sysmin arbeitete auf andere Weise, da die eu-
ropäischen Staaten vor allem an einer nachhalti-
gen Nutzung der afrikanischen Rohstoffe und der 
Sicherstellung ihrer Versorgung interessiert waren. 
Dies war nicht überraschend, da das Jahr 1979 auch 
das Jahr der zweiten Ölkrise war.
Edgard Pisani, 
der Entwicklungsvisionär
Im Jahr 1981 wurde Edgard Pisani Nachfolger von 
Claude Cheysson, der in Frankreich zum Außen-
minister ernannt worden war. Pisani wurde trotz 
seiner kurzen Zeit in der Kommission (1981-1984) 
gut von der GD VIII aufgenommen. Diese bekam 
auch einen neuen Generaldirektor, als Dieter Frisch 
1982 an die Stelle von Klaus Meyer trat. Frisch blieb 
bis März 1993 auf diesem Posten. Cheysson wurde 
häufig als Mann der Tat beschrieben, Pisani dage-
gen als ein Mann der Reflexion, „ein Visionär, aller-
dings etwas unrealistisch und umgeben von Men-
schen, die nicht realistischer waren als er“  (1). In 
dieser Hinsicht passte das Paar aus Kommissar und 
Generaldirektor recht gut zusammen. Der Pragma-
tismus und die große Erfahrung von Frisch in der 
Kommission und der GD VIII bildeten ein Gegen-
gewicht zum visionären Geist und der politischen 
Intuition Pisanis.
(1) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
Der Präsident der Republik Senegal Abdou Diouf besucht Brüssel 
(Mai 1982). Er wird vom neuen Entwicklungskommissar Edgard 
Pisani empfangen, dem Nachfolger des von  François Mitterrand 
zum französischen Außenminister berufenen Claude Cheysson.
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Der Dienstantritt Pisanis in der GD  VIII fiel mit 
einer Umstrukturierung der GD  VIII (im folgen-
den Jahr) zusammen. Bei dieser Reform, die auch 
Gegenstand eines der ersten Blaubücher zum Thema 
sein sollte, erhielt die Generaldirektion eine neue 
Struktur mit zwei Schwerpunktbereichen, den geo-
grafischen Referaten mit den „Desk Officers“, den 
Gebietsreferenten, und den Referaten für sektor-
bezogene/thematische Politik. Ziel war es, den län-
derbezogenen (oder regionalen) Ansatz mit einem 
Ansatz zu kombinieren, der sich aus sektorbezoge-
nen oder themenbezogenen Fragestellungen ergab, 
einem besonderen Anliegen Pisanis. Im Rahmen der 
Umstrukturierung wurden die „Techniker“, die im 
Bereich „Projekte“ eine zentrale Stellung innegehabt 
hatten, zu „multidisziplinären technischen Grup-
pen“ zusammengefasst, die in die geografischen Di-
rektionen eingegliedert wurden. Die Desk Officers 
sollten künftig eine führende Rolle spielen, da sie das 
gesamte Spektrum der Zusammenarbeit mit ihren 
Ländern bewältigen mussten, während den tech-
nischen Kräften drohte, die wenig dankbare Rolle 
einer unterstützenden Tätigkeit in ihren jeweiligen 
Fachgebieten übertragen zu bekommen  (1). Da Pi-
sani dem Faktor Mensch als zentralem Aspekt der 
Entwicklung besondere Aufmerksamkeit schenkte, 
wurde ferner ein Referat „Humanressourcen“ einge-
richtet (2). 
Die Jahre unter Pisani als dem für die Entwick-
lungspolitik zuständigen Kommissionsmitglied 
waren intensiv. Zunächst wurde die Generaldirek-
tion mobilisiert, um einen Beitrag zur Ausarbei-
tung eines Memorandums über die Beziehungen 
zwischen der EWG und der Dritten Welt zu leis-
ten. Danach fanden die Verhandlungen über die 
Erneuerung des Lomé-II-Abkommens statt. Mit 
dem „Memorandum zur Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft“ wurde eine Bilanz der 
EWG-Politik gezogen. Zugleich wurde der Versuch 
unternommen, die Hilfe und die Politik der EWG 
an den neuen internationalen Kontext der 1980er 
Jahre anzupassen, der durch ein deutliches Wieder-
(1) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
(2) Interview mit Charles Van der Vaeren, 27. September 2010.
Die Staats- und Regierungschefs der AKP-Staaten begeben sich oft nach Brüssel, um Vertreter der Kommission und insbesondere der GD VIII 
zu treffen. Hier empfangen Roy Jenkins und Claude Cheysson den kongolesischen Staatschef Joseph-Désiré Mobutu (21. Januar 1977).
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aufleben der aus dem Kalten Krieg resultierenden 
Spannungen geprägt war. 
Das Pisani-Memorandum wurde von der Kom-
mission im Laufe des Sommers 1982 angenommen 
und dem Rat im September des gleichen Jahres 
übermittelt. In dem Dokument räumte die Kom-
mission ein, dass die Entwicklungshilfe der EWG 
trotz ihrer quantitativen Bedeutung und des Um-
fangs ihrer Instrumente nicht den neuen Heraus-
forderungen entsprach. Ausgangspunkt war die 
Feststellung, weite Teile der Welt seien immer noch 
unterentwickelt, insbesondere Afrika, die Region, 
in der die EWG ihre Hilfe konzentriert hatte. Der 
Nord-Süd-Dialog sei trotz punktueller Ergebnisse 
und Abkommen gescheitert, diese Abkommen sei-
en jedoch rein symbolischer (gemeinsamer Fonds) 
oder rein rhetorischer Natur (von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen angenommene 
Entwicklungsstrategie). Verantwortlich für diese 
Situation seien die Entwicklungsländer, die sich 
nicht auf einen pragmatischen Standpunkt einigen 
konnten, sondern sich auf im Wesentlichen politi-
sche Forderungen versteiften, daneben die kommu-
nistischen Länder, die ihre Teilnahme am Aufbau 
eines Systems der multilateralen Zusammenarbeit 
immer abgelehnt und den Nord-Süd-Dialog da-
durch zu einem West-Süd-Dialog gemacht hätten, 
und die westlichen Industriestaaten. Unter Letzte-
ren sei vor allem der Standpunkt der Vereinigten 
Staaten wichtig. In der ersten Fassung des Textes 
stellte Pisani fest, „die Vereinigten Staaten sind 
heute derart von der Ost-West-Dimension der in-
ternationalen Probleme fasziniert, dass sie in der 
Dritten Welt nur den Ort eines schwelenden Ost-
West-Konflikts sehen“  (1). Abschließend hieß es, 
der Kalte Krieg drohe, an die Stelle der Nord-Süd-
Thematik zu treten und der Rolle Schaden zuzu-
fügen, die die EWG und die Entwicklungsländer 
spielen könnten, denn in einer Welt des Krieges 
(1) Archiv des französischen Außenministeriums (MAEF), De-Ce 1981-1983, 
1932, Memorandum zur Entwicklungspolitik der Europäischen Gemein-
schaft, August 1982, S. 10.
bestünde die wahrscheinliche Aussicht, dass ihnen 
die Rolle des Opfers oder des Schlachtfelds zufal-
len würde (2). 
Die Vorschläge Pisanis, der gemeinschaftlichen 
Entwicklungshilfe die Kohärenz und die Fun-
diertheit einer echten Politik zu geben, zielten auf 
eine Umstrukturierung der Hilfe in geografischer 
Hinsicht ab, wozu die Festlegung vorrangiger In-
terventionsgebiete (insbesondere Afrika und der 
Mittelmeerraum) gehörte. Er schlug die Einleitung 
eines policy dialogue (also eines politischen Dialogs) 
zwischen der Gemeinschaft und den Empfängerlän-
dern vor, damit die Ziele der Gemeinschaftshilfe ge-
meinsam festgelegt werden konnten und die EWG 
rasch aktiv werden konnte, sollten die Ziele der Hil-
fe nicht erreicht werden. Pisani schlug zudem vor, 
sich auf die Entwicklung der Landwirtschaft, die 
Nahrungsmittelselbstversorgung, die Wahrung des 
ökologischen Gleichgewichts sowie die Aufwertung 
und Förderung der Fachausbildung der Menschen 
zu konzentrieren. 
Die Verhandlungen 
über die Erneuerung 
des Lomé-II-Abkommens
Das Pisani-Memorandum trug erheblich dazu bei, 
den Rahmen für die Debatte über die Erneuerung 
des Lomé-Abkommens festzulegen. Die Landwirt-
schaft, die Nahrungsmittelselbstversorgung, die 
sektorbezogenen Maßnahmen und der politische 
Dialog standen im Mittelpunkt der Gespräche mit 
den AKP-Staaten. Der Hauptverhandlungsführer 
der Kommission, Dieter Frisch, verbrachte sehr 
viel Zeit damit, das Misstrauen der AKP-Staaten 
gegenüber dem Konzept des politischen Dialogs 
zu überwinden. Die AKP-Staaten betrachteten das 
Konzept als Versuch, ein gewisses Maß an Kondi-
(2) „Memorandum zur Entwicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft“, 
Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/82, S. 14. 
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tionalität bei der Vergabe der Hilfe vorzusehen, 
während es der Kommission darum ging, sich über 
gegenseitige Verpflichtungen zu verständigen. Der 
Amtsantritt Pisanis brachte in der Tat eine große 
Veränderung bei der Verwaltung des EEF mit sich. 
Unter Cheysson galt „Der EEF ist Ihr Geld“ (1). Pi-
sani wollte nun eine gemeinsame Diskussion über 
die Verwendung dieses Geldes und über die Prio-
ritäten des EEF einleiten. Mit dem Argument, vor 
Genehmigung eines Projekts müsse dessen Kohä-
renz in Hinblick auf den Kontext überprüft werden, 
legte Pisani den Schwerpunkt auf sektorbezogene 
Maßnahmen und auf die Notwendigkeit, Prioritä-
ten im Rahmen dieser Maßnahmen aufzustellen. 
Die Verhandlungen über die Erneuerung von 
Lomé II, die sich über 1983 und 1984 erstreckten, 
gestalteten sich außerordentlich schwierig. Die 
Weltwirtschaftskrise hielt die europäischen Länder 
davon ab, sich großzügig zu zeigen (2). Gleichzeitig 
schwächten die Schuldenkrise, der Rückgang der 
Preise für Agrarerzeugnisse, die Desertifikation 
und die Nahrungsmittelkrisen die AKP-Staaten. 
Die Mittel von Stabex und Sysmin waren nach der 
Hälfte der Laufzeit aufgebraucht, die Verlängerung 
der beiden Systeme in Frage gestellt. Das Konzept 
der Effizienz gewann immer mehr an Bedeutung. 
Die Strukturanpassungspolitik, für die der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) und die Welt-
bank eintraten, drängte sich in der Diskussion über 
die Entwicklung der Dritten Welt auf, und die 
GD VIII musste dem Rechnung tragen (3). Seither 
wurden auch die Beziehungen zur Weltbank enger, 
wenn auch eine gewisse Konkurrenz bei der Finan-
(1) „Im Rahmen von Lomé gehörte das Geld nicht der Kommission. Das Geld 
gehörte den [Empfänger]Ländern. (...) De facto wurde es von der Kommis-
sion verwaltet, doch rechtlich gesehen war es ihr Geld, das gemeinsam ver-
waltet wurde.“ Interview mit Emiliano Fossati, 17. März 2011.
(2) Die Mittel des EEF wurden zwar von 4,6 Mrd. auf 7,5 Mrd. ECU erhöht, 
eine Einigung wurde jedoch erst im letzten Monat der Verhandlungen und 
unter Einbeziehung der künftigen Beiträge Spaniens und Portugals erzielt.
(3) So billigte der Rat beispielsweise auf Vorschlag der GD VIII ein Dokument, 
in dem es hieß: „Wir sind für eine Unterstützung der Strukturanpassungs-
politik, doch die Strukturanpassung muss nicht nur wirtschaftlich und 
finanziell nachhaltig, sondern auch politisch und sozial tragbar sein“. Inter-
view mit Dieter Frisch, 28. Juni 2011.
zierung „nützlicher“ Projekte bestehen blieb (4). In 
Anbetracht dieses Umfelds ist es nicht erstaunlich, 
dass Lomé  III, das im Zeichen der Kontinuität 
stand, doch Veränderungen mit sich brachte, die 
sich grundlegend auf die Qualität der Beziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und den AKP-Staaten 
auswirkten. Die EWG forderte eine größere Wirk-
samkeit der Hilfe und führte einen Faktor ein, 
der als Konditionalität aufgefasst werden konnte 
(auch wenn die Kommission diesen Begriff immer 
ablehnte und von gegenseitigen Verpflichtungen 
sprach). Bei der finanziellen und technischen Zu-
sammenarbeit gab es beispielsweise eine sehr deut-
liche Entwicklung hin zu dem Gedanken, der EEF 
müsse künftig Programme und nicht mehr nur 
Projekte finanzieren. Der Einfluss der von Welt-
bank und IWF unterstützten Strukturpolitik war 
offensichtlich – dahinter stand die Auffassung, die 
Staaten könnten sich nur weiterentwickeln, wenn 
sie ihre Politik ändern. Es ging nicht mehr darum, 
ad hoc Projekte oder Investitionen zu fördern, son-
dern die gesamte politische Strategie einzubeziehen. 
Deshalb wurde auch der Unterstützung sektorbe-
zogener Strategien der AKP-Staaten (von Pisani als 
Unterstützung politischer Maßnahmen bezeich-
net), die mit Hilfe der Kommission, insbesondere 
im Nahrungsmittelbereich, ausgearbeitet wurden, 
große Bedeutung beigemessen. 
Mit Lomé III wurde auch die Phase der Program-
mierung verstärkt. Hauptziel der Programmierung 
als wichtigstem Ergebnis des politischen Dialogs 
war es, die europäische Hilfe auf wenige vorrangige 
Sektoren zu konzentrieren. Diese Bereiche wurden 
im Einvernehmen mit den AKP-Staaten festgelegt, 
um eine Aufsplitterung der Gemeinschaftshilfe zu 
verhindern und sie wirksamer einzusetzen. Zu die-
sem Zweck wurden auch Transferzahlungen der 
Systeme von Stabex und Sysmin einer strikten Kon-
trolle unterstellt. Die Laufzeit beider Systeme war 
verlängert worden.
(4) Interview mit Klaus Roeh, 23. Mai 2011.
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Die Ernährungssicherheit und die Nahrungsmit-
telselbstversorgung wurden Hauptziele des Ab-
kommens. In diesem Zusammenhang gab es eine 
weitere einschneidende Veränderung. Der Mythos 
von der Industrialisierung als Antriebskraft der 
Entwicklung, notfalls auch auf Kosten der Land-
wirtschaft, wurde aufgegeben. Angesichts der Hun-
gersnöte und der Dürren, die die Volkswirtschaften 
der AKP-Staaten verwüstet hatten, wurden die 
Landwirtschaft und die Ernährungssicherheit wie-
der zu vorrangigen Zielen der Entwicklung. Die 
Dimension „Umwelt und Entwicklung“ wurde nun 
üblicherweise bei der Anwendung des EEF berück-
sichtigt, insbesondere bei den Projekten zur integ-
rierten ländlichen Entwicklung.
Das Abkommen betraf auch neue Bereiche. Starke 
Symbolwirkung hatte die Aufnahme eines beson-
deren Kapitels zur Förderung und zum Schutz von 
Privatinvestitionen in den AKP-Staaten. Dies war 
ein Zugeständnis, das diese Länder aus Angst um 
ihre innenpolitische Souveränität stets verweigert 
hatten. Nun erkannten sie ausdrücklich an, wie 
wichtig es war, ein gutes Klima für Privatinvestitio-
nen zu schaffen. In Vorwegnahme der Entwicklung 
einer gemeinschaftlichen Politik der Zusammenar-
beit in den 1990er Jahren wurde in der Präambel 
von Lomé III auch auf die Grundsätze der Charta 
der Vereinten Nationen verwiesen und der Glaube 
der Unterzeichnerstaaten an die grundlegenden 
Menschenrechte bekräftigt.
Lorenzo Natali: erster 
Kommissar für Entwicklung, 
der nicht aus Frankreich kam
Das neue Abkommen wurde im Dezember 1984 
unterzeichnet und trat im Jahr darauf in Kraft. Es 
wurde folglich von der neuen Kommission unter 
dem Vorsitz von Jacques Delors abgewickelt, der 
sein Amt zu Beginn des Jahres 1985 antrat. In der 
neuen Kommission war das Ressort Entwicklung 
zwischen zwei Kommissionsmitgliedern aufgeteilt. 
Der Italiener Lorenzo Natali behielt die Beziehun-
gen zu den AKP-Staaten in seinem Zuständigkeits-
bereich. Claude Cheysson, dem Delors ein innen-
politisches Ressort vorgeschlagen hatte (Industrie 
und Forschung), „lehnte den Vorschlag entschieden 
ab“ (1) und zog es vor, sich um äußere Angelegenhei-
ten zu kümmern. Ihm wurde daher die Zuständig-
keit für die Abkommen mit den Mittelmeerstaaten 
und den Ländern in Mittel- und Südamerika, Asi-
en und Ozeanien übertragen. Dies führte zu dem 
etwas paradoxen Ergebnis, dass eine Direktion für 
„Nord-Süd-Beziehungen“ (im Rahmen der GD  I, 
später GD IB genannt) und die GD VIII Entwick-
lung nebeneinander bestanden.
Die Aufteilung der Zuständigkeiten stieß bei der 
GD  VIII auf Ablehnung, insbesondere bei ihrem 
Generaldirektor, der dies für einen schweren Fehler 
hielt: „Natürlich fragten uns alle, worin der Un-
terschied zwischen Nord/Süd und Entwicklung 
besteht. Ehrlich gesagt haben wir uns mit dieser 
Struktur zeitweise ein bisschen lächerlich gemacht. 
(1) Delors, J., und Arnaud, J.-L., Mémoires, Paris, Plon, 2004, S. 240; siehe auch 
den Bericht von Emiliano Fossati, 17. März 2011.
Maurice Foley, stellvertretender Generaldirektor der GD Entwicklung, 
empfängt in Brüssel den jamaikanischen Premierminister Edward 
Seaga und die Mitglieder seiner Delegation.
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Aber ist ein solcher Fehler erst einmal gemacht, 
können seine Folgen 25 Jahre bestehen bleiben“ (1).
Der Amtsantritt des ersten nichtfranzösischen 
Kommissionsmitglieds in der GD VIII erregte kein 
großes Aufsehen. Lorenzo Natali „war ein sehr höf-
licher Mann mit gutem Urteilsvermögen, erfüllt 
von einem gewissen politischen Realismus; er ver-
suchte nicht, die Welt zu verändern, sondern die 
Arbeiten unter Berücksichtigung der auf dem Spiel 
stehenden Interessen voranzubringen – das Reali-
sierbare war wichtiger als das Wünschenswerte“ (2). 
Natali, der seit langem Mitglied und seit zwei Amts-
zeiten Vizepräsident der Kommission war, wusste 
genau, wie er sich in die Verwaltung seiner neuen 
Direktion einfügen musste (3), und baute rasch sehr 
enge Beziehungen zur Führung der AKP-Staaten 
auf. Seine Beamten bewunderten auch, mit welcher 
Leichtigkeit es ihm gelang, Kontakte zur afrikani-
schen Bevölkerung zu knüpfen. Vorrang hatte für 
Natali, das Abkommen schnell auf den Weg zu brin-
gen. Um dieses Ziel zu erreichen, beschloss er, den 
Organisationsplan der GD VIII beizubehalten und 
in sein Kabinett zwei Beamte der Generaldirektion 
aufzunehmen. Die Beziehungen zwischen dem neu-
en Kommissionsmitglied und dem Generaldirektor 
waren gut und beruhten auf gegenseitigem Vertrau-
en. Die von Pisani eingeführten Arbeitssitzungen 
wurden fortgesetzt: Natali und sein Kabinettchef 
trafen sich mit Frisch und seinem Assistenten, „der 
Generaldirektor informierte den Vizepräsidenten, 
unterbreitete Vorschläge; Lorenzo Natali hörte zu, 
stellte Fragen, traf Entscheidungen“ (4).
Die GD VIII hielt weiterhin die von Pisani einge-
führten informellen Koordinierungssitzungen mit 
den Generaldirektoren der verschiedenen nationa-
(1) Interview mit Dieter Frisch, 28. Juni 2011.
(2) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
(3) „Im Rückblick scheint mir Lorenzo Natali der Kommissar gewesen zu sein, 
der die Arbeit der GD VIII am meisten schätzte und im Gegenzug bei den 
Beamten den höchsten Respekt genoss. Bei ihm wusste man immer, woran 
man sich halten sollte.“ Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
(4) Interview mit Hans Carle, 10. Februar 2011.
len Verwaltungen im Bereich Entwicklung ab. Die 
von Dieter Frisch geleiteten Sitzungen ermöglich-
ten es der Kommission, Initiativen zu ergreifen, die 
Arbeiten voranzubringen und potenzielle Probleme 
zu behandeln, bevor dem Rat offiziell Vorschläge 
vorgelegt wurden.
Unter Natali behielt die GD VIII ihre Eigenschaf-
ten, die sie zu einer Art Insel innerhalb der Kommis-
sion machten, noch ganz bei. Dieses „Inselgefühl“ 
hatte sich aus folgenden Gründen herausgebildet: 
Die GD VIII war räumlich von den anderen Direk-
tionen getrennt und hatte lange recht autonom ge-
arbeitet. Da der EEF nicht Teil des Gemeinschafts-
haushalts war, unterlagen seine Finanzierungen 
nicht der Kontrolle durch die GD  Haushalt, son-
dern wurden von der Dienststelle Finanzkontrolle 
geprüft, auch wenn die GD VIII über einen inter-
nen Finanzkontrolldienst verfügte. Überdies muss-
te sie nur selten die anderen Generaldirektionen 
konsultieren, da sie eigene Wirtschaftswissenschaft-
ler und Juristen hatte. Dieter Frisch beschreibt, wie 
dieser Korpsgeist entstand: „Die Generaldirektion 
Entwicklung – damals die GD VIII – stand immer 
für eine gewisse Wesensart, sie war ein Klub für sich 
(…), ein Klub im positiven Sinne des Wortes. (…) Zu 
einem gewissen Zeitpunkt hieß es ‚Die GD VIII ist 
ein bisschen ein Elfenbeinturm‘, denn wir hatten 
weniger Kontakt zu anderen Generaldirektionen 
als andere (…). Wir waren ziemlich autark, in einer 
gewissen Weise autark und autonom. Wir hatten 
unsere Ingenieure, unsere Agrarwissenschaftler, un-
sere Wirtschaftswissenschaftler, alle letztlich Fach-
leute in diesem Bereich. Wir zogen die anderen rela-
tiv selten hinzu. Es gibt also zwei Aspekte – einmal 
eine leichte Isolierung, und gleichzeitig der Korps-
geist, der sich in dieser Atmosphäre entwickelte“ (5). 
Ende der 1980er Jahre gab die GD VIII sogar ihr 
eigenes internes Mitteilungsblatt unter dem Namen 
Tam-tam  8 und später News  8 heraus. Grund für 
das Gefühl, in der Kommission etwas Besonderes 
(5) Interview mit Dieter Frisch, 28. Juni 2011. 
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Edgard Pisani und 
das Memorandum zur Politik 
der Entwicklungszusammenarbeit
Edgard Pisani wurde 1918 in Tunis als Sohn 
maltesischer Eltern geboren. Er besuchte das 
Gymnasium Louis-le-Grand in Paris. Während des 
Zweiten Weltkriegs engagierte er sich in der 
Résistance und nahm an der Befreiung von Paris 
teil. Im Jahr 1944 wurde er Direktor des Kabinetts 
des Pariser Polizeipräfekten und zwei Jahre später 
der jüngste Präfekt Frankreichs. Als Präfekt begann 
er sich für die Probleme der Raumordnung und der 
Landwirtschaft zu interessieren, die während 
seines gesamten Berufslebens zu seinen 
wichtigsten Beschäftigungsfeldern gehörten.
1954 wurde Pisani als Mitglied der Fraktion der 
Demokratischen Linken in den Senat gewählt und 
beteiligte sich an den Arbeiten des Ausschusses für 
nationale Verteidigung. 1961 wurde er zum 
Landwirtschaftsminister der Regierung von 
Michel Debré ernannt, die sich wegen des 
Agrarsektors in einer schweren Krise befand. Pisani 
sah die Prioritäten darin, den Dialog mit den 
Landwirten wieder anzuknüpfen, die neue 
Maßnahmen zu ihren Gunsten forderten, und einen 
Beitrag zur Konzipierung und Umsetzung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik zu leisten. 
In der Regierung von Georges Pompidou blieb 
Pisani Landwirtschaftsminister, seine Beziehungen 
zu Pompidou erwiesen sich jedoch als schwierig. 
Innerhalb der Regierung nahm er mehr und mehr 
eine Randstellung ein. Im Jahr 1966 wurde er 
Minister für Wohnungswesen, Charles de Gaulle 
beauftragte ihn, sich mit Problemen des 
Wohnungswesens, des Städtebaus und der 
Infrastrukturen auseinanderzusetzen. In diesem 
Zusammenhang arbeitete er den Entwurf für das 
Rahmengesetz zur Bodennutzung aus, das 1967 
angenommen wurde. Doch nach den 
Parlamentswahlen im März 1967 (bei denen er 
Abgeordneter von Angers für das Regroupement 
pour la V e République wurde), verließ er die 
Regierung aus Protest gegen die Annahme von 
Sondervollmachten. Im Mai 1968 vertrat er die 
Ansicht, die Regierung sei nicht dazu fähig, die 
Lage zu bewältigen, und stimmte für den 
Misstrauensantrag. Damit verließ er die Mehrheit 
und näherte sich den Sozialisten an. Er arbeitete 
insbesondere mit Michel Rocard zusammen und 
vertiefte dabei seine Kontakte zu François 
Mitterrand. Ende der 1970er Jahre wurde er zum 
Mitglied der Brandt-Kommission ernannt, die einen 
Bericht über die Nord-Süd-Beziehungen verfasste. 
Von 1978 bis 1981 gehörte er dem Europäischen 
Parlament an. 
Die Möglichkeit, Pisani zum für Entwicklung 
zuständigen Kommissionsmitglied in Brüssel zu 
ernennen, wurde bereits Ende 1980 erwogen, als 
Präsident Valéry Giscard d’Estaing Claude 
Cheysson nicht im Amt bestätigen wollte. Pisani 
wurde 1981 Kommissionsmitglied, als Cheysson 
nach dem Sieg Mitterrands bei den französischen 
Präsidentschaftswahlen das Amt des 
Außenministers übernahm.
Pisani verbrachte eine relativ kurze, aber intensive 
Zeit in der Kommission (1981-1984), während der 
das Memorandum zur Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit (Oktober 1982) 
angenommen und Verhandlungen über das dritte 
Abkommen von Lomé (1983-1984) eingeleitet 
wurden. Bei seinem Amtsantritt in Brüssel trat 
Pisani dafür ein, die GD VIII an den gemeinsamen 
Bemühungen zur Überprüfung der 
Kooperationspolitik im kommenden Jahrzehnt zu 
beteiligen. So wurde das Memorandum über die 
Politik der Entwicklungszusammenarbeit dann in 
der Tat nach Konsultation der Beamten aus der 
GD VIII erstellt. Die Antworten auf den ihnen 
vorgelegten Fragebogen flossen in die 
Überlegungen des Kabinetts Pisani ein. 
Mit dem Memorandum Pisanis sollten die Rolle der 
EWG sowie die Ziele der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit in einem 
veränderten internationalen Kontext neu definiert 
werden, der durch ein Wiederaufleben der mit dem 
Kalten Krieg zusammenhängenden Spannungen 
geprägt war. In den Augen Pisanis gab es mehrere 
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bildete der politische Dialog nach Ansicht Pisanis 
eine gemeinsame Verpflichtung der Gemeinschaft 
und der Empfängerländer, um die Ziele der 
Gemeinschaftshilfe gemeinsam festzulegen und die 
EWG rasch aktiv werden zu lassen, wenn die Ziele 
der Hilfe nicht erreicht werden konnten. Pisani lehnte 
es zwar ab, im Zusammenhang mit dem politischen 
Dialog von Konditionalität der Hilfe zu sprechen, 
doch die Einführung des Dialogs war ein Zeichen 
dafür, dass die Gemeinschaft in gewisser Weise 
erneut die Verwaltung und die Verwendung der Hilfe 
übernahm. Die Mitgliedstaaten der EWG hatten den 
Gedanken des politischen Dialogs im Übrigen mit 
diesem Ziel vor Augen unterstützt, dagegen zeigten 
sich die Vertreter der AKP-Staaten sehr misstrauisch 
gegenüber einer derartigen Neuerung.
Zu Lomé schlug Pisani die Annahme eines 
unbefristeten Abkommens zusammen mit 
regionalen, im Laufe der Zeit erneuerbaren 
Protokollen sowie eine Einbeziehung aller für die 
Entwicklung vorgesehenen Gemeinschaftsmittel 
in den Haushaltsplan vor. Um ein deutliches 
Zeichen zu setzen, regte er die Annahme 
symbolisch wichtiger Maßnahmen wie z. B. die 
Verpflichtung an, bis zum Ende des Jahrzehnts 
ein Tausendstel des europäischen BSP (2) für 
die öffentliche Entwicklungshilfe aufzuwenden.
Das Pisani-Memorandum wurde von der 
Kommission im Oktober 1982 angenommen und 
dem Ministerrat übermittelt, der es ausführlich 
erörterte. Es wurde sehr unterschiedlich 
aufgenommen. Die Mitgliedstaaten der EWG 
reagierten zurückhaltend auf die Vorschläge des 
Memorandums. Lediglich beim politischen Dialog 
gab es einen gewissen Konsens. Die EWG, die bei 
der Frage über den Beitrag des Vereinigten 
Königreichs zum Gemeinschaftshaushalt in eine 
Sackgasse geraten war, hielt es für schwierig, sich 
den Gedanken Pisanis anzuschließen. Das 
Memorandum schlug also im Hinblick auf den 
Wunsch fehl, ein globales Konzept der EWG für die 
europäische Hilfe beschließen zu lassen, leistete 
jedoch einen wichtigen Beitrag dazu, die 
Verhandlungen über das dritte Abkommen von 
Lomé zu strukturieren.
(2) Die Kommission schlägt vor, dass sich die Gemeinschaft zum Ziel setzt, 
„für die gemeinschaftliche Entwicklungshilfe ein Promille des Bruttosozi-
alprodukts der Gemeinschaft bereitzustellen, und will dieses Ziel stufen-
weise in den nächsten zehn Jahren erreichen.“ „Memorandum zur Entwick-
lungspolitik der Europäischen Gemeinschaft“, Bulletin der Europäischen 
Gemeinschaften, Beilage 5/82, S. 7. 
Gründe für eine Überprüfung der europäischen 
Hilfe. Aufgrund der Schwierigkeiten der – vor allem 
afrikanischen – Entwicklungsländer wurden die 
bislang verfolgten Strategien in Frage gestellt; 
ferner ließen die internationale Krise und die 
Arbeitslosigkeit, unter der viele europäische Länder 
litten, Zweifel an der Fähigkeit und dem Wunsch 
der Gemeinschaft laut werden, zur Entwicklung der 
Dritten Welt beizutragen. Hinzu kamen der Beitritt 
Spaniens und Portugals zur EWG, der eine 
Neudefinition der Ziele einer erweiterten 
Gemeinschaft nötig machte, sowie die Krise in den 
Verhandlungen zwischen Norden und Süden, deren 
Fragestellungen sich als sehr wichtig für viele 
europäische Länder erwiesen hatten.
Die Aufnahme der Verhandlungen über die 
Erneuerung des Abkommens von Lomé, die für 
1983 vorgesehen war, stellte für die Gemeinschaft 
eine Art Frist für die Festlegung ihrer Ziele dar.
Nach Ansicht Pisanis hatte die EWG zwar 
beträchtliche Anstrengungen im Bereich der 
Entwicklungshilfe unternommen, doch ihre 
rechtlichen, finanziellen und handelspolitischen 
Instrumente hatten nicht die Konsistenz und 
Kohärenz einer wirksamen Politik. Er schlug daher 
vor, die verschiedenen Maßnahmen der EWG in ein 
globales Konzept (und globale Überlegungen) 
aufzunehmen. Da jedoch die „Gemeinschaft [...] 
nicht den Anspruch erheben [kann], in der Welt 
überall dort tätig zu werden, wo Bedarf nach 
Entwicklungsaktionen besteht“ (1), legte er die 
geografischen Prioritäten fest, die weiterhin Afrika, 
der südliche Mittelmeerraum und die ärmsten 
Entwicklungsländer waren. 
Zu den wichtigsten Maßnahmen, die Pisani 
vorschlug, gehörten die Umsetzung sektorbezoge-
ner Strategien, insbesondere in der Landwirtschaft, 
und die Begründung eines politischen Dialogs. Die 
sektorbezogenen Strategien hatten zur Folge, dass 
der Schwerpunkt auf Programmen statt wie in der 
Vergangenheit auf Projekten lag. Der Beschluss, sich 
eher auf die ländliche als auf die industrielle 
Entwicklung zu konzentrieren, stellte ebenfalls eine 
Neuerung gegenüber der Vergangenheit dar. Zudem 
(1) „Memorandum zur Entwicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft“, 
Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/82, S. 21-22.
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zu sein, war auch die Vorstellung, die GD VIII trete 
im Gegensatz zu anderen Direktionen weniger für 
die Interessen der Gemeinschaft und der Mitglied-
staaten, sondern vielmehr für die Interessen der 
Entwicklungsländer ein. Die Tatsache, dass die Mo-
bilität der Beamten noch gering war und ein Groß-
teil von ihnen lange in der GD VIII blieb oder sogar 
das gesamte Berufsleben dort verbrachte, verstärkte 
diese Tendenz. 
Fazit
Zwischen 1973 und 1986 durchlief die europäische 
Entwicklungspolitik entscheidende Phasen. Diese 
Entwicklung war vor allem auf Initiativen der 
Kommission zurückzuführen. Sie ist umso bemer-
kenswerter, als es „für diese Politik bis zum Vertrag 
von Maastricht (1993) (…) keine Rechtsgrundlage 
gab“ (1). 
Mit dem Abkommen von Lomé begründete die 
Gemeinschaft eine Politik der Zusammenarbeit, 
die nicht mehr auf die französischsprachigen Staa-
ten Afrikas beschränkt war, sondern sich fast auf 
den gesamten afrikanischen Kontinent und die 
Länder im karibischen Raum sowie im Pazifischen 
Ozean erstreckte. Auch die Instrumente der Ko-
operationspolitik unterschieden sich. Die Politik 
trug der Stabilisierung der Rohstoffmärkte und der 
Notwendigkeit einer Förderung der Industrialisie-
rung der AKP-Staaten Rechnung, sie sah beson-
dere Garantien für Zucker aus den AKP-Staaten 
vor, die Gegenpräferenzen wurden abgeschafft. 
Auf Druck der Briten, die starke Unterstützung 
von den Deutschen und den Niederländern erhiel-
ten, wurden bestimmte Maßnahmen für die Län-
der eingeführt, die dem Lomé-Abkommen nicht 
beitraten. So gab es 1976 erste Haushaltsmittel in 
Höhe von 20 Millionen ECU zugunsten der nicht 
(1) Frisch, D., La politique de développement de l’Union européenne: un regard 
personnel sur 50 ans de coopération internationale, Bericht ECDPM 15, 
Maastricht, März 2008, S. viii.
assoziierten Länder (2). Bilaterale Abkommen wur-
den im Rahmen der globalen Mittelmeerpolitik 
mit den Ländern im östlichen und südlichen Mit-
telmeerraum geschlossen. Die Politik hatte Züge 
einer Dritte-Welt-Politik, und so übernahmen die 
Gemeinschaft und ihr für Entwicklung zuständi-
ges Kommissionsmitglied eine wichtige Rolle im 
Rahmen des Nord-Süd-Dialogs.
Zeitgleich entwickelte sich die GD  VIII weiter. 
Nach der ersten Erweiterung stießen dänische, iri-
sche und britische Beamte zur Direktion. Englisch 
wurde nach und nach neben Französisch zur Ar-
beitssprache. Zur Durchführung des Lomé-Abkom-
mens nahm Cheysson grundlegende Veränderungen 
des Organisationsplans der GD vor. Geografische 
„Desk Officers“ wurden geschaffen, die für die Aus-
arbeitung und Umsetzung der Entwicklungspro-
gramme zuständig waren. Der Grundsatz der Pro-
grammierung der Gemeinschaftshilfe erhielt eine 
ganz neue Bedeutung. Zu Beginn der 1980er Jahre 
begann eine andere Phase. Die Überlegungen zum 
Stand der Unterentwicklung in vielen AKP-Staaten 
sowie zur mangelnden Wirksamkeit der Hilfe führ-
ten dazu, dass die Gemeinschaftshilfe und der EEF 
umfassend in Frage gestellt wurden. Die damals 
eingeführten Neuerungen bei der europäischen Hil-
fe nahmen eine Entwicklung vorweg, die die euro-
päische Hilfepolitik nach 1989 nehmen sollte. Bei 
den Verhandlungen über die Erneuerung von Lomé 
bestanden Pisani und Frisch, der neue Generaldi-
rektor, auf dem Konzept eines politischen Dialogs. 
Mit diesem Instrument sollten die AKP-Staaten 
und die Gemeinschaft einvernehmlich die vorran-
gigen Interventionsbereiche festlegen. Angesichts 
des Scheiterns der Entwicklungspolitik in vielen 
Ländern, insbesondere in Afrika, wo die europäi-
sche Hilfe konzentriert war, aber auch der erneuten 
Spannungen im Zusammenhang mit dem Kalten 
Krieg, schlug Pisani den AKP-Staaten eine engere 
Abstimmung bei der Festlegung der vorrangigen 
(2) Zur Hilfe für die nicht assoziierten Länder siehe Interview mit Emiliano 
Fossati, 17. März 2011.
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Interventionsbereiche vor. Auch wenn die Gemein-
schaft eine gewisse Distanz gegenüber der von IWF 
und Weltbank vertretenen Konditionalität wahrte, 
wurde der Einfluss dieser beiden Institutionen doch 
allmählich spürbar. Dies zeigte sich auch darin, 
dass der Schwerpunkt des EEF schrittweise nicht 
mehr ausschließlich auf Projekte, sondern auch auf 
Programme gelegt wurde. Auch die Frage der Men-
schenrechte tauchte in dieser Zeit im Rahmen der 
Beziehungen zu den AKP-Staaten auf. Allerdings 
wurde ein Instrument zu ihrem Schutz erst 1989 mit 




Kapitel 23  
Neue Dynamik 
in der Handelspolitik 
und in den Außenbeziehungen
23
Zwischen 1973 und 1986 kam in vielerlei Hinsicht 
eine neue Dynamik in die außenpolitische Tätigkeit 
der Kommission, wobei teilweise, vor allem in der 
durch die Vollendung der Zollunion im Jahr 1968 
geprägten Handelspolitik, eine starke Kontinuität 
zu verzeichnen war. Das Spektrum der wirtschaft-
lichen Fragen, deren sich die Kommission annahm, 
erweiterte sich allerdings erst nach und nach, als im 
Anschluss an die Tokio-Runde (1973-1979) und 
später nach der 1986 eingeleiteten Uruguay-Runde 
die von den internationalen Regelungen erfassten 
Bereiche ausgedehnt wurden. Neue Perspektiven 
eröffneten sich auch im Zuge der ersten Erwei-
terung 1973 und der Umsetzung der politischen 
Zusammenarbeit, war die Kommission doch hier 
entschlossen, sich an der Seite der Mitgliedstaaten 
zu behaupten. Ungeachtet der Bedeutung dieser 
Entwicklungen blieben die Leitungsstrukturen 




Als die Kommission Ortoli 1973 ihr Amt antrat, 
wurden alle Dienststellen zu einer einzigen großen 
Generaldirektion Auswärtige Beziehungen (GD I) 
zusammengefasst, in der die ehemalige GD  I mit 
der ehemaligen GD  XI (Außenhandel) und der 
Delegation für die Erweiterungsverhandlungen ver-
schmolz. Im Zuge dieser Zusammenlegung wurden 
die Zuständigkeiten für den Mittelmeerraum, die 
Konferenz der Vereinten Nationen über Handel 
und Entwicklung (Unctad) und die Grunderzeug-
nisse auf die GD  VIII (Entwicklung und Zusam-
menarbeit) übertragen. Die Aufgaben der ehema-
ligen GD I, die die bilateralen Beziehungen in den 
Bereichen Wissenschaft, Technik und Kernenergie 
betrafen, fielen fortan in die Zuständigkeit des für 
Forschung zuständigen Kommissionsmitglieds und 
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wurden von einer neuen GD XII (Forschung, Wis-
senschaft und Bildung) wahrgenommen. Die erneu-
erte GD I wurde sowohl hinsichtlich ihrer Aufga-
ben (Konzeption der Außenwirtschaftspolitik und 
ihrer Instrumente; Verzahnung mit der Agrar- und 
der Industriepolitik; handelspolitische Schutzmaß-
nahmen) als auch in geografischer Hinsicht sozusa-
gen zu einer großen Generaldirektion für Handels-
politik. 
Ziel dieses neuen Organisationskonzepts war es 
im Grunde, die Entwicklung und Verwaltung der 
handelspolitischen Instrumente einander anzuglei-
chen, für deren Anwendung – mit Ausnahme der 
handelspolitischen Schutzmaßnahmen und der 
Sicherheitsklauseln – die geografisch zuständigen 
Dienststellen verantwortlich waren. So konnten die 
Dienste mit Querschnittsaufgaben eng mit den für 
die Anwendung der Instrumente verantwortlichen 
Dienststellen verbunden werden, wobei die geo-
grafischen Dienststellen dazu angehalten wurden, 
um deren Zustimmung zu ersuchen, damit sie ihre 
Maßnahmen erfolgreich durchführen konnten. Die 
damals äußerst wichtigen sektorbezogenen Poli-
tikmaßnahmen – Schiffbau, Luftfahrt, Eisen- und 
Stahlindustrie, Textilindustrie – konnten mithin 
nicht ohne die Mitwirkung der betreffenden geo-
grafischen Dienststellen ausgearbeitet werden  (1). 
Die gesamte Organisation der GD  I verdeutlichte 
somit, von welch erheblichem Gewicht die Han-
delspolitik war (2). 
Einige Jahre später wurde die Zweckdienlichkeit 
dieser Struktur in Frage gestellt, denn die Aufga-
benverteilung war alles andere als zufriedenstellend, 
die Arbeit einiger Abteilungen ließ zu wünschen 
übrig, und es gab Schwachstellen auf der Ebene der 
(1) AHCE, BAC 48/1984/9, Vermerke von Edmund Wellenstein an die Beam-
ten der GD Auswärtige Beziehungen, 19. Februar 1973, und an die Dienst-
stellenleiter der GD Auswärtige Beziehungen, 11.  April 1973; Interview 
mit Eric Hayes, 22.  Oktober 2010. Laut Hayes sollte damit ein etwaiges 
Scheitern der neuen GD I 2014 (erscheint demnächst).
(2) AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Nr. 653, „Rapport sur la structure et 
le fonctionnement de la direction générale des relations extérieures“, April 
1976. 
mittleren Führungskräfte  (3). Eine kritische Ana-
lyse folgte auf die andere, und es wurden ständig 
Rationalisierungsbemühungen unternommen und 
Neueinstellungen verlangt  (4). Durch die neuar-
tigen Herausforderungen, denen man sich stellen 
musste, geriet die GD  I ebenfalls in Bedrängnis: 
Es ging darum, den Rahmen für die multilaterale 
Regulierung des Welthandels weiterzuentwickeln 
und auf neue Bereiche auszuweiten, das Netz von 
vertraglichen und eigenständigen Maßnahmen, die 
den internationalen Handel berührten, auszudeh-
nen und die Beziehungen zu bestimmten Ländern 
vorrangig auszubauen. 
1979 wurde der Beschluss gefasst, etliche dieser 
Mängel zu beheben und die Zuständigkeiten der 
wichtigsten Dienststellen zu erweitern. Die meisten 
Veränderungen vollzogen sich in den Direktionen, 
die am stärksten von der Tokio-Runde des GATT 
betroffen waren. Diese erste Stufe der Neuorganisa-
tion reichte jedoch nicht aus. Vor dem Hintergrund 
einer verschärften Wirtschaftskrise wurde es zuse-
hends wichtiger, die Interessen der Gemeinschaft zu 
verteidigen. Es galt sich zu rüsten, um den allgemein 
um sich greifenden protektionistischen Tendenzen 
entgegenzutreten (5). 1985 bot der Amtsantritt der 
Delors-Kommission die Gelegenheit für eine um-
fassende Umstrukturierung, bei der die zunehmen-
de Verflechtung der in den Zuständigkeitsbereich 
der Gemeinschaft fallenden Handelsangelegenhei-
ten mit der Entwicklungshilfe, der Konfliktlösung 
oder ganz allgemein der Außenpolitik, bei der sich 
die spezifischen Zuständigkeiten der Mitgliedstaa-
ten und der Gemeinschaft zusehends vermischten, 
berücksichtigt wurde. Die Außenbeziehungen wa-
ren zu komplex geworden, und die GD I musste die-
(3) Interviews mit Paul Luyten, 5. Oktober 2010, und Raymond Phan Van Phi, 
6. Oktober 2010.
(4) AHCE, BAC 48/1984/9.
(5) Und auch, um die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts in den Bereichen, 
in denen sie noch zu zaghaft erfolgte, systematisch zu überprüfen. Aud-
land,  C., Right Place – Right Time, The Memoir Club, Stanhope, 2004, 
S.  245. Die Briten machten ihrerseits Druck, um die handelspolitischen 
Schutzinstrumente auszubauen (Interview mit Eric Hayes, 22. Oktober 
2010).
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se Realität widerspiegeln und sich dementsprechend 
anpassen. Daher wurden die der GD I unterstellten 
Direktionen in zwei Gruppen umorganisiert. Die 
erste umfasste insbesondere den Außenhandel – 
„Auswärtige Beziehungen und Handelspolitik“  –, 
wobei jedoch ein ganzer Tätigkeitsbereich „abge-
koppelt“ und in einem zweiten, mehr politischen 
Zuständigkeitsbereich – „Nord-Süd-Beziehungen 
und Mittelmeerpolitik“ – zusammengefasst wur-
de. Diese Organisationsstruktur wurde mit einigen 
kleinen Änderungen in den beiden ersten Delors-
Kommissionen beibehalten.
Diese Entwicklungen gingen auf das Wirken der 
für Außenbeziehungen zuständigen Kommissions-
mitglieder zurück, aber auch auf die Erweiterungen, 
die zu einigen Veränderungen in den Führungspo-
sitionen führten. Die Geschäftsbereiche, zu denen 
die GD I gehörte, wurden nacheinander von einem 
britischen, einem deutschen und einem nieder-
ländischen/französischen Kommissar besetzt. In 
der Kommission Ortoli übernahm ein hochrangi-
ger Politiker – der ehemalige Botschafter in Paris, 
Christopher Soames − als Vizepräsident der Kom-
mission das Ressort Auswärtige Beziehungen. Zu-
sammen mit seinem Kabinettchef David Hannay 
sorgte er dafür, dass britische Beamte, die in White-
hall sorgfältig unter denjenigen ausgewählt wurden, 
die sich durch ihr Europa-Engagement und die Be-
herrschung der französischen Sprache ausgezeich-
net hatten, Aufgaben bei der Kommission über-
nahmen. Die Gemeinschaft verdankte es Soames, 
dass den Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, 
die die europäische Integration zwar auf politischer 
Ebene unterstützten, jedoch im wirtschaftlichen 
Bereich zu keinerlei Zugeständnissen bereit waren, 
neue Impulse verliehen wurden. Ihm gelang es, ei-
nen hochrangigen Dialog zwischen der Kommissi-
on und der US-Regierung zu entwickeln, der den 
Weg für gegenseitige Besuche freimachte, darunter 
Vier-Augen-Gespräche mehrerer US-Präsidenten 
mit dem Kommissionspräsidenten  (1). Außerdem 
(1) Interview mit Günter Burghardt, 3. Oktober 2011.
unterstützte Soames die Politik des kanadischen 
Premierministers Pierre Trudeau, der eine Bindung 
an Europa anstrebte. Längerfristig ist sein persönli-
ches Engagement für die Aufnahme von Handels-
beziehungen mit China hervorzuheben (2).
Die Leitung der neuen GD I, die unter der politi-
schen Verantwortung von Christopher Soames 
stand, wurde Edmund Wellenstein übertragen, ei-
nem hohen Beamten, der zuvor die ehemalige Ge-
neraldirektion Handel sowie die Delegation für die 
erste Erweiterung geleitet hatte. Die Erweiterung 
von 1973 hatte weitreichende Folgen und brachte 
Neuerungen in den Arbeitsmethoden der GD I mit 
sich – Neuerungen, die mitunter im Widerspruch 
zu bereits bestehenden Verfahren standen, die die 
Mobilität kaum förderten oder den Fähigkeiten der 
Beamten und ihrer Laufbahnplanung nicht genü-
gend entsprachen (3).
In der Kommission Jenkins (1977-1980) trat Vi-
zepräsident Wilhelm Haferkamp die Nachfolge 
von Soames an und bestimmte Franz Froschmaier 
zu seinem Kabinettchef (4). Zwischen Soames und 
seinem Nachfolger bestanden sehr enge persönliche 
Beziehungen. Haferkamp verfolgte vier Prioritäten: 
den Abschluss der multilateralen Handelsgespräche 
der Tokio-Runde, bei denen er auf seine Freund-
schaft mit dem amerikanischen Sonderbeauftragten 
für Handelsfragen, Robert Strauss, zählte, die Her-
stellung engerer Beziehungen zur EFTA (Europäi-
sche Freihandelsassoziation), die Annäherung an 
die Länder des Verbandes südostasiatischer Staaten 
(ASEAN) und die Verbesserung der Beziehungen 
zu Lateinamerika. Wilhelm Haferkamp kam umso 
(2) Interview mit Edmund Wellenstein, 7.  November 2011. Wellenstein be-
schreibt die kuriosen Umstände, unter denen die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen China und der Gemeinschaft erfolgte; AHCE, BAC 
83/1984/325, Aktenvermerk von Horst Günter Krenzler über das Minis-
tertreffen Troika-China in Paris am 5. April 1984, 6. April 1984.
(3) Interviews mit Leslie Fielding, 28. Oktober 2010, und Eric Hayes, 22. Ok-
tober 2010; Fielding, L., Kindly Call Me God, Boermans Books, Reading, 
2009; Europe as a Global Partner. The External Relations of the European 
Community, University Association for Contemporary European Studies, 
Occasional Papers, Nr. 7, London, 1991, S. 259 ff. 
(4) Interview mit Franz Froschmaier, 4. Oktober 2010.
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größere Bedeutung zu, als er in der Kommission 
Thorn dasselbe Ressort – mit Eberhard Rhein als 
Kabinettchef (1) – bekleidete. 
Aus der Fülle und der Erweiterung der Aufgaben 
der GD  I erklärt sich die Ressortaufspaltung, zu 
der es 1985 kam. Willy De Clercq (Kabinettchef 
Alexander Schaub) war nunmehr zuständig für in-
ternationalen Handel und die Beziehungen zu den 
Industrieländern, zu China und Südkorea. Claude 
Cheysson (Kabinettchef Philippe Soubestre) über-
nahm den Geschäftsbereich Nord-Süd-Beziehun-
gen und war folglich für die nicht zu den AKP-
Staaten gehörenden Entwicklungsländer zuständig. 
Während das Hauptziel von Willy De Clercq darin 
bestand, die neuen multilateralen Handelsgesprä-
che (Uruguay-Runde) zu führen, richtete Claude 
Cheysson sein Augenmerk vor allem auf Latein-
amerika, Asien und die Golfstaaten und auf die wei-
tere Ausgestaltung der Mittelmeerpolitik. Für diese 
waren in der Kommission Ortoli der für Entwick-
lung zuständige Kommissar Cheysson und später 
in der Kommission Thorn der Vizepräsident Natali 
verantwortlich.
Außenwirtschaftsbeziehungen: 
ein erweitertes Spektrum 
von Aktivitäten
Bis in die frühen 1980er Jahre konzentrierten sich 
die Aktivitäten im Wesentlichen auf die Handels-
politik. Dies erklärt sich aus der zentralen Stellung, 
die dieser Bereich in den ersten beiden Jahrzehn-
ten des europäischen Einigungswerks einnahm, 
weil der Kommission die ausschließliche Zustän-
digkeit für ihn zuerkannt wurde, aber auch aus 
der zunehmenden Bedeutung der multilateralen 
Verhandlungen. Zu berücksichtigen ist hierbei das 
schwierige wirtschaftliche Umfeld der 1970er und 
(1) Interview mit Eberhard Rhein, 22. September 2010.
1980er Jahre, das zu Spannungen in den Bezie-
hungen zu den USA, deren Handelsbilanz mit der 
EWG Anfang der 1980er Jahre deutlich im Minus 
lag (20 Milliarden ECU im Jahr 1986), und – aus 
entgegengesetzten Gründen (Handelsbilanzdefizit 
der EWG 1986 mehr als 20 Milliarden ECU) – zu 
Japan führte. Die Regulierung des Handels, die 
Anpassungen der Einfuhrregelungen und die sek-
torbezogenen Fragen waren daher Hauptaspekte 
der Beziehungen zu den Drittländern. Aufgrund 
der Priorität, die dem Ausbau der Wirtschaftsbe-
ziehungen mit mehreren Staatengruppen einge-
räumt wurde, erstreckten sich die Tätigkeiten der 
Kommission jedoch auf ein größeres geografisches 
Gebiet. Diese Entwicklungen eröffneten der GD I 
völlig neue Perspektiven. Durch die Weltwirt-
schaftskrise Ende der 1970er/Anfang der 1980er 
Jahre erlangte der Handel eine noch größere Be-
deutung. Mit der Erweiterung von 1973 stärkte die 
EWG ihre Position als führende Handelsmacht der 
Welt. 1983 machte ihr Außenhandel mehr als 30 % 
des Welthandels aus. 
Im Handel mit den drei großen Wirtschaftsräu-
men USA, Asien (Japan und die neuen Industrie-
länder) und OPEC (Organisation der Erdöl expor-
tierenden Länder) verzeichnete sie allerdings 1980 
mit 20  Milliarden Dollar, 12,1 Milliarden Dollar 
bzw. 37  Milliarden Dollar hohe Defizite. Ob-
gleich die Handelsbilanzen mit der OPEC (Defizit 
von 3,1  Milliarden Dollar) und mit den USA 
(Überschuss von 18,5  Milliarden Dollar) ab 1986 
wieder ins Gleichgewicht gebracht wurden, blieben 
sie mit Japan und Asien (Defizit von 25,4 Milliar-
den Dollar  (2)) deutlich im Minus. Zwischen den 
großen Polen des Welthandels herrschten folglich 
enorme Spannungen, die sich bei den multilatera-
len Verhandlungen im Rahmen des GATT nieder-
schlugen.
(2) Eurostat, zitiert von Debon-Jay, M.-A., Lemoine, F., und Merviel, P., Éco-
nomie de l’ intégration européenne, Presses universitaires de France, Paris, 
1992, S. 350.
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In dieser Hinsicht machten es die 1972 zwischen 
den EFTA- und den EWG-Ländern geschlossenen 
Abkommen möglich, dank der schrittweisen Ab-
schaffung der Zölle und der Kontingente die Gren-
zen weitgehend zu öffnen, so dass sich der Handel 
zwischen der Gemeinschaft und den EFTA-Län-
dern von 1972 bis 1986 verfünffachte. Die Kom-
mission und die EFTA-Länder standen in der Tat 
in einem ständigen Dialog, bei dem alle wichtigen 
Bereiche (Wirtschaft, Währung, Verkehr, Um-
welt, Entwicklungszusammenarbeit  usw.) erörtert 
wurden. Mitte der 1980er Jahre reifte im Zuge 
der Vorbereitung der Mittelmeererweiterung der 
Wunsch nach einem umfassenderen Ansatz für die 
Beziehungen zwischen der EWG und der EFTA. 
Während der ersten Ministerkonferenz der beiden 
Staatengruppen, die im April 1984 in Luxemburg 
stattfand, wurde auf die Notwendigkeit hingewie-
sen, einen „Europäischen Wirtschaftsraum“ zu 
schaffen, ein Vorhaben, das die Delors-Kommission 
1989 aufgreifen sollte.
Somit bildeten die multilateralen Verhandlungen 
den wesentlichen Rahmen für die Tätigkeit der 
GD  I. Die im April 1973 von Präsident Richard 
Nixon eingeleitete Tokio-Runde stellte die EWG 
vor eine große Herausforderung. Die Vereinigten 
Staaten, die unter einer Wirtschafts- und Finanz-
krise litten, verfügten weder über die Mittel noch 
waren sie bereit, ihren wichtigsten Partnern wei-
terhin ohne entsprechende Gegenleistungen Zuge-
ständnisse einzuräumen. Mit der Zunahme nicht-
tarifärer Handelshemmnisse wurden die Dossiers 
immer technischer. Wie Soames aber vor dem Eu-
ropäischen Parlament ausführte, konnten die tech-
nischen Einzelfragen den Blick für das politische 
Zweites Treffen von ASEAN (Verband südostasiatischer Staaten) und EWG in Kuala Lumpur. Die EWG ist vertreten durch 
Kommissionspräsident Gaston Thorn und Kommissionsmitglied Wilhelm Haferkamp (7. März 1980).
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Ganze bei den Verhandlungen nicht verstellen. 
Der Kommission gelang es, dass die nichttarifären 
Hemmnisse auf den Verhandlungstisch kamen. 
Hauptziel war, dass spezielle Kodizes im Rahmen 
des GATT angenommen wurden, um den Anwen-
dungsbereich von Instrumenten wie des Ameri-
can-Selling-Price-Systems oder der Antidumping-
zölle einzuschränken. Hinsichtlich der Zolltarife 
konnte die Kommission zufrieden sein. Während 
sie sich zu einer Senkung ihres durchschnittlichen 
Tarifs für Industrieerzeugnisse von 9,8 % auf 7,5 % 
verpflichtet hatte, hatten die USA ihren Tarif von 
8,2  % auf 5,7  % abgesenkt. Vor allem hatte die 
Kommission den Besitzstand im Agrarsektor, der 
für die Amerikaner und für die Entwicklungslän-
der im Vordergrund stand, im Wesentlichen be-
wahrt (1). 
Doch der Druck erhöhte sich Ende November 
1982 während der ersten GATT-Ministertagung, 
die nach dem Abschluss der Tokio-Runde in Genf 
stattfand. Sie gestaltete sich besonders schwierig, 
was hauptsächlich an den Auseinandersetzungen 
lag, zu denen es mit den Vereinigten Staaten und ei-
nigen großen Agrarexporteuren kam (2), aber auch 
daran, dass es mühsam war, einen gemeinsamen 
Standpunkt im Rat festzulegen, wo Länder wie das 
Vereinigte Königreich, das an der Einleitung neuer 
globaler Verhandlungen insbesondere unter Einbe-
ziehung der Dienstleistungen interessiert war, und 
andere Länder wie Frankreich, die sich eine defensi-
vere Haltung wünschten, aufeinandertrafen. Unter 
anderem galt es zu verhindern, dass große Teile der 
gemeinschaftlichen Agrar- und Industriesubventi-
onen und die Selbstbeschränkungsabkommen bei 
den Einfuhren in Frage gestellt und zu viele Zuge-
ständnisse bei den Hemmnissen in Bezug auf die 
(1) AHCE, Reden, „Zusammenfassung der Ausführungen des Vizepräsiden-
ten Haferkamp vor der Bank für Gemeinwirtschaft“, Frankfurt am Main, 
22. März 1979. 
(2) AHCE, Reden, „Die Gesamtkonzeption der Kommission für die künftigen 
multilateralen Handelsverhandlungen, Antwort von Christopher Soames 
vor dem Europäischen Parlament in Luxemburg“, 4.  April 1973, Beitrag 
von Paul Luyten. 
Dienstleistungen (Fremdenverkehr, IT-Dienstleis-
tungen, Finanzdienstleistungen) gemacht wurden. 
Vor allem hielt es die Kommission für zu früh, kurz 
nach Beendigung der Tokio-Runde eine neue Ver-
handlungsrunde einzuleiten, auch wenn dadurch 
die Partner den Eindruck erhielten, Europa sei eine 
Festung (3). Da im November 1982 keine Einigung 
zustande kam, wurde die Entscheidung über die Er-
öffnung einer neuen multilateralen Verhandlungs-
runde vertagt. 
Zu einem Neustart kam es dank des GATT-Gene-
ralsekretärs Arthur Dunkel und der Expertengrup-
pe Leutwiler, die ein Paket von Maßnahmen vor-
(3) AHCE, BAC 133/1987/17, Vermerk von Eberhard Rhein, „Die GATT-
Ministerkonferenz: eine erste politische Einschätzung“, 1.  Dezember 
1982, und Paul Luyten, Hintergrundinformationen über die GATT-Mi-
nistertagung vom 1. Dezember 1982 (siehe Kapitel 4.1: Koordinierung und 
Beschlussfassung in der Kommission) für den Europäischen Rat vom 3.-4. 
Dezember 1982.
Vizepräsident Étienne Davignon hält eine Rede zu den Beziehungen 
zwischen der EWG und den USA (17. November 1982).
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schlug, um die Spannungen im Hinblick auf eine 
mögliche neue Verhandlungsrunde zu entschärfen. 
Die Kommission unterstützte infolgedessen den 
Antrag der USA vom November 1984 – der übri-
gens im November 1985 auch von den G7 in Bonn 
befürwortet wurde –, wonach ein Treffen durchge-
führt werden sollte, um die diesbezüglichen Mög-
lichkeiten auszuloten. 
Im September 1986 beschlossen 92 Teilnehmerstaa-
ten der Konferenz in Punta del Este, eine neue Ver-
handlungsrunde, die Uruguay-Runde, einzuleiten, 
deren Beratungen einige Jahre später zur Gründung 
der Welthandelsorganisation (WTO) führten. Un-
ter der Leitung von Vizepräsident De Clercq, der 
die Tagung des Rates „Allgemeine Angelegenhei-
ten“ vom März 1985 vorbereitet hatte, auf der die 
aktive Beteiligung an der neuen Verhandlungsrun-
de grundsätzlich befürwortet worden war, spielte 
die Kommission eine wichtige Rolle in diesem Pro-
zess, denn die Anbahnung neuer Verhandlungen im 
Rahmen des GATT parallel zum Binnenmarktpro-
gramm ebnete den Weg für neue Initiativen – wie 
die Einbeziehung der Dienstleistungen in die Ver-
handlungen – und Verpflichtungen, an die vor 1985 
politisch nicht zu denken war. 
In Anbetracht der Notwendigkeit, die von den 
Industrie-Partnerländern aufgezeigten Probleme 
anzugehen, bildete sich im Zuge all dieser Debatten 
eine spezielle Verwaltungskultur heraus  (1). Dank 
der Anwesenheit der Briten und hervorragender Ex-
perten der Handelspolitik (Edmund Wellenstein, 
Theodorus Hijzen, Paul Luyten) konnten die Ge-
fahren des Protektionismus vermieden werden  (2). 
Die Stahlkrise und die Schritte der USA führten 
dennoch zu vielfältigen Handelsschutzmaßnah-
men. Gegenüber Japan, dessen Markt äußerst 
schwer zugänglich war, wurde erst 1978 eine erste 
gemeinsame Strategie festgelegt. Im Jahr 1985 wur-
de ein dreijähriger Aktionsplan aufgestellt, der sich 
hauptsächlich auf die tarifären Handelshemmnisse, 
Normen und Zertifizierungsverfahren, das öffent-
liche Beschaffungswesen, Finanzdienstleistungen 
und Maßnahmen zur Förderung der Einfuhren be-
zog. 
Über den Rahmen der multilateralen Verhandlun-
gen hinaus wurden auch die Beziehungen zu einer 
Reihe von Staatengruppen wie den Staatshandels-
ländern erheblich ausgebaut. Noch war dies kein 
Wachstumssektor, abgesehen von China, mit dem 
1978 ein erstes Handelsabkommen unterzeichnet 
wurde  (3). Gleichwohl wurde erwartet, dass sich 
(1) Borrell, J. R., „La centralidad perdida de la política comercial“, Información 
comercial española, Nr. 831, 2006, S. 67-80.
(2) Interviews mit Leslie Fielding, 28. Oktober 2010, Paul Luyten, 5. Oktober 
2010, und Raymond Phan Van Phi, 6. Oktober 2010.
(3) Denman, R., The Mandarin’s Tale, Politico’s Publishing, London, 2002, 
S. 226.
Die europäische Herausforderung: In den frühen 1970er 
Jahren scheint die lang anhaltende Bereitschaft der USA, die 
wirtschaftlichen Folgen der europäischen Integration als Preis für 
die potenziellen politischen Gewinne hinzunehmen, insbesondere 
nach der ersten Erweiterung zu bröckeln. Dieses neue Kapitel 
problematischerer transatlantischer Beziehungen findet 1973 mit 
dem Geplänkel im Anschluss an Henry Kissingers Rede zum „Jahr 
Europas“ seinen Höhepunkt.
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nach den Vereinbarungen, die 1975 in Helsinki im 
Rahmen der Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa getroffen wurden, der Han-
del mit den osteuropäischen Ländern entwickeln 
würde. Die Verhandlungen im Hinblick auf den 
Abschluss eines Abkommens mit dem RGW (Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe, oder Comecon) 
begannen 1978 ziemlich erfolglos (1). Nichtsdesto-
trotz unterzeichnete Rumänen, das seinen Hand-
lungsspielraum gegenüber der UdSSR zu erweitern 
suchte, 1980 ein Abkommen mit der Gemeinschaft 
über gewerbliche Produkte, und es wurde ein Ge-
mischter Ausschuss eingesetzt, der dessen Umset-
zung in den darauffolgenden Jahren sicherstellen 
sollte. Auch sei erwähnt, dass nach den Ereignissen 
in Polen 1982 der Beschluss gefasst wurde, diesem 
(1) Eine Öffnung des RGW sollte verhindert werden. Dahinter verbarg sich 
ein sowjetisches Manöver, den Kommissionspräsidenten nach Moskau 
einzuladen. Die UdSSR stellte sich gegen bilaterale Verhandlungen mit 
den Ländern in ihrem Einflussgebiet. Interview mit Edmund Wellenstein, 
7. November 2011.
Land über Nichtregierungsorganisationen humani-
täre Hilfe zukommen zu lassen. 
Vielfältige außenpolitische Tätigkeiten wurden 
in Richtung Süden und anderer Kontinente ent-
wickelt. Die Gemeinschaft knüpfte ein Netz kom-
plexerer Beziehungen zu den neuen unabhängigen 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean. Was die Anrainerstaaten des 
Mittelmeers betraf, war die Kommission bestrebt, 
parallel zum Ausbau ihrer Beziehungen zu den 
AKP-Ländern auch gegenüber dieser Region Fort-
schritte zu erzielen. 
Im Jahr 1975 trat ein Abkommen mit Israel in 
Kraft; 1976 wurden Kooperationsabkommen mit 
den Maghreb-Ländern unterzeichnet und 1977 
mit Ägypten, Jordanien, dem Libanon und Syrien. 
Die Gemeinschaft forderte einen deutlichen Ab-
bau der Zölle auf ihre Industrieerzeugnisse, war 
jedoch nicht bereit, ähnliche Zugeständnisse im 
Der G7-Gipfel (Treffen der sieben führenden Industrienationen) in Bonn (16. Juli 1978). Kommissionspräsident Roy Jenkins (1. von links) 
hatte sich anstrengen müssen, um in diesen illustren Kreis eingelassen zu werden.
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Agrarsektor einzuräumen. Als wichtigster Schwer-
punkt wurde grundsätzlich die Schaffung einer 
teilweisen Freihandelszone angesehen. Sie musste 
gegenüber dem GATT verteidigt werden, wo die 
entwicklungsfördernden Aspekte dieser Abkom-
men erfolgreich propagiert wurden, obwohl das 
Allgemeine Präferenzsystem (APS) für diese Regi-
on, insbesondere in Bezug auf die Textilprodukte, 
recht gut funktionierte  (1). Nach und nach kam 
auch eine ansatzweise finanzielle und technische 
Zusammenarbeit hinzu, nachdem die schwierigen 
Fragen im Zusammenhang mit ihrer Einbeziehung 
in den Haushalt geklärt waren (2). 
1974 wurde der europäisch-arabische Dialog aufge-
nommen. Dabei handelte es sich um eine innovative 
Form der Kooperation, da er sowohl in Gestalt ge-
meinschaftlicher Maßnahmen als auch im Rahmen 
der politischen Zusammenarbeit vorangebracht 
wurde. Zwar verfolgte die Gemeinschaft im Zu-
sammenhang mit dem regionalen Konzept hand-
feste wirtschaftliche Interessen (Energie, Volumen 
der Gemeinschaftsausfuhren, Möglichkeiten zur 
Erhöhung der gegenseitigen Investitionen usw.) (3), 
doch blieben die tatsächlichen Ergebnisse hinter 
den Erwartungen zurück. Hervorhebenswert ist 
hingegen die Unterzeichnung des Abkommens mit 
dem ASEAN im Jahr 1980: Zum ersten Mal schloss 
die Gemeinschaft ein Abkommen mit einer Grup-
pe von Staaten, die nicht zu den Industrienationen 
oder den AKP-Ländern gehörten. In den übrigen 
Fällen überwogen die Aspekte der Entwicklungs-
hilfe, der humanitären Hilfe und sogar der Flücht-
lingshilfe, denn die nichtpräferenziellen Handels-
abkommen, d. h. die Handelsabkommen der ersten 
Generation (mit Bangladesch, Brasilien, Indien, 
(1) Informelle Mitteilung von Roderick Abbott an Angel Viñas.
(2) Die Kommission hatte sich seit 1971 mit den Problemen befasst, die die Er-
weiterung für die Mittelmeerländer mit sich bringen würde. AHCE, BAC 
250/1980/101 und BAC 250/1980/20 enthalten hierzu eine umfangreiche 
Dokumentation. 
(3) Die wirtschaftlichen Ziele der Gemeinschaft im Rahmen des europäisch-
arabischen Dialogs (Mitteilung der Kommission an den Rat), AHCE, 
KOM(78) 506 endg. vom 3. Oktober 1978.
Pakistan, Sri Lanka, Uruguay usw.), hatten keinen 
sehr großen Umfang. 
Darüber hinaus wurden auch die Verhandlungen 
über die neue Weltwirtschaftsordnung, die Charta 
der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staa-
ten und den Nord-Süd-Dialog von der Kommissi-
on aus der Nähe verfolgt. Dies manifestierte sich 
als Erstes in der Teilnahme an der Konferenz über 
internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(KIWZ), der sogenannten Nord-Süd-Konferenz, 
die von 1975 bis 1977 in Paris stattfand. Der ehe-
malige Generaldirektor Wellenstein war einer der 
vier Ko-Vorsitzenden aus dem Norden, während die 
übrigen Vorsitzenden von den Vereinigten Staaten, 
Japan und dem turnusmäßig wechselnden Ratsvor-
sitz gestellt wurden  (4). In diesem Dialog war die 
Politik der allgemeinen Handelspräferenzen ein 
wichtiger Hebel. 
Claude Cheysson, der in der Kommission Delors 
für diese Fragen zuständig war, brachte seine Er-
fahrung in eine Entwicklungspolitik ein, die seines 
Erachtens ambitionierter werden musste. Die Her-
ausforderung lag darin, diese Politik in einem erwei-
terten geografischen Raum, insbesondere in Asien, 
Lateinamerika und in der Golfregion, anzuwenden. 
Hierzu wurden die Beamten, die in der GD  VIII 
für Entwicklungsvorhaben außerhalb der AKP-
Staaten zuständig waren, zur GD I versetzt (5). Die 
brennendsten Fragen betrafen Lateinamerika, was 
sowohl auf exogene Faktoren, die seit einiger Zeit 
wirkten, als auch auf endogene Faktoren im Zusam-
menhang mit dem Beitritt Spaniens und Portugals 
zurückzuführen war. 
Schon Kommissionsmitglied Haferkamp war sich 
dieses Erfordernisses bewusst, und 1980 wurde 
(4) Informelle Mitteilung von Edmund Wellenstein an Angel Viñas.
(5) AHCE, BAC 48/1984/10. Ihr Verbleib in der GD VIII hatte in der Vergan-
genheit zu langen Diskussionen geführt.
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eine Mitteilung an das Kollegium verfasst  (1). Die 
Notwendigkeit einer Gemeinschaftsaktion in La-
teinamerika wurde anerkannt, doch die Mittel für 
deren Umsetzung waren nicht besonders innova-
tiv, so dass diesem Streben kein Erfolg beschieden 
war. Aufgrund des Mittelamerikakonflikts bestand 
indessen dringender Handlungsbedarf. Mit der 
dritten Erweiterung wurden endlich innerhalb der 
Gemeinschaft neue Bedingungen geschaffen, um 
eine entsprechende Aktion einzuleiten. Im Zuge 
der Verstärkung der Aktivitäten der Kommission 
entstand das Bedürfnis, auch die Beziehungen zu 
Asien moderner zu gestalten, wobei die Briten sorg-
sam darauf bedacht waren, dass die Gleichgewich-
te außerhalb des Lomé-Abkommens, insbesondere 
im Bereich der finanziellen und technischen Hilfe, 
gewahrt blieben. Während der Amtszeit der Kom-
mission Delors wurde dieser neue Bereich weiter 
ausgebaut.
Ein neues Tätigkeitsfeld war schließlich von beson-
derer Bedeutung: die Unterstützung der Demokra-
tisierung und der Stärkung der Zivilgesellschaft in 
Chile unter General Augusto Pinochet. Bis zum 
damaligen Zeitpunkt waren derartige Aktivitäten 
selbst im Rahmen der Außenpolitik der Mitglied-
staaten kaum entwickelt worden. Das Europäische 
Parlament richtete für das Haushaltsjahr 1986 die 
mit 2  Millionen  ECU ausgestattete Haushaltsli-
nie 992 ein, und die Kommission bot den demokra-
tischen Kräften in Chile über das Büro in Santiago 
eine wertvolle Hilfe. Diese erste Aktion läutete wei-
tere Unterstützungsmaßnahmen für die demokra-
tischen Reformprozesse ein, zu denen es nach dem 
Fall der Berliner Mauer im Jahr 1989 in Europa 
kam. Dieses Thema wurde als so wichtig angese-
hen, dass Cheysson sich die Entscheidung für alle 
(1) Lateinamerika: eine Gemeinschaftsstrategie, AHCE, KOM(80)  517 vom 
4. September 1980; Denman, R., The Mandarin’s Tale, Politico’s Publishing, 
London, 2002, S.  235. Der Hauptverfasser stellte fest, dass in der Mittei-
lung „nichts Sensationelles vorgeschlagen, sondern nur unsere Maßnahmen 
zusammengeführt … und einige bescheidene weitere Schritte vorgeschlagen 
wurden. [Sie] wurde von den Franzosen stillschweigend ignoriert.“ 
in diesem Rahmen durchgeführten Maßnahmen 
vorbehielt (2). 
Der Kommission gelang es, in diesem immer um-
fangreicheren Tätigkeitsbereich ihre Präsenz und 
Rolle sowohl gegenüber den Mitgliedstaaten als 
auch in den wichtigsten Gesprächsforen, in denen 
die weltwirtschaftlichen Fragen und die handels-
politischen Herausforderungen wesentliche Bedeu-
tung erlangten, zu behaupten. Dank der Initiative 
von Kommissionspräsident Jenkins und der Unter-
stützung der Benelux-Staaten sowie Irlands nahm 
sie 1977 an den Handelsgesprächen des G7-Gipfels 
in London teil (3) und sicherte sich somit ihre Teil-
nahme an den darauffolgenden Gipfeltreffen in der 
Person ihrer jeweiligen Präsidenten. Ebenso stellte 
die Kommission beim GATT, in der OECD (Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) und bei den informellen Treffen der 
Handelsminister der Vierergruppe (zusammen mit 
Japan, Kanada und den USA) ihre Sachkenntnis 
unter Beweis und konnte erreichen, dass die Inte-
ressen aller Beteiligten gleichermaßen berücksich-
tigt wurden. Gleichwohl musste sie auch häufig 
darum kämpfen, sämtlichen in den unterschiedli-
chen Gremien geführten Gesprächen beiwohnen zu 
können (4). Manchmal stieß sie zudem auf Schwie-
rigkeiten, wenn sie im Rahmen der GATT-Ver-
handlungen ihre Rolle als alleinige Sprecherin der 
Gemeinschaft gegenüber dem Vorsitz durchsetzen 
wollte, obgleich sie sich um eine politische Einigung 
mit Mitgliedstaaten wie Frankreich und das Verei-
nigte Königreich, die gegenüber dieser Forderung 
besonders zurückhaltend waren, bemühte (5).
(2) Interview mit Dieter Oldekop, 4. Oktober 2011.
(3) Bossuat, G., Émile Noël, premier secrétaire général de la Commission eu-
ropéenne, Bruylant, Brüssel, 2011, S.  240. Roy Jenkins wird später in der 
Kommission erklären, dass die Trennung in handelspolitische und andere 
Themen weder logisch noch zufriedenstellend war. AHCE, KOM(77) PV 
429, 2. Teil, Sitzung vom 11. Mai 1977.
(4) Beispielsweise beim G-7-Gipfel in Versailles, AHCE, KOM(82) PV 664, 
2. Teil, Sitzung vom 6. April 1982.
(5) AHCE, BAC  83/1984/190, Aktenvermerk von H. Étienne über die 
1023. Sitzung des Ausschusses der stellvertretenden Ständigen Vertreter: In-
ternationales Kakao-Übereinkommen vom 25. März 1981, 26. März 1981.
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Die erste Erweiterung und die Verstärkung der vor-
stehend beschriebenen Tätigkeiten führten dazu, 
dass sich die Arbeit der Dienststellen wesentlich 
veränderte. So waren im Zuge der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Tokio-Runde erheb-
liche Anstrengungen vonnöten, um die neuen Re-
geln beispielsweise zur Einführung technischer 
Vorschriften und Normen oder zur Anpassung der 
Rechtsvorschriften über das öffentliche Beschaf-
fungswesen umzusetzen. Desgleichen wurden die 
Dienststellen aufgrund der im Textil-, im Eisen- 
und Stahl- und im Schuhsektor entwickelten ver-
tragsmäßigen und autonomen Regelungen stark ge-
fordert. Zur Umsetzung des Multifaserabkommens 
bedurfte es 24 bilateraler Vereinbarungen mit den 
Niedrigpreis-Ausfuhrländern, die größtenteils im 
Dezember 1977 paraphiert wurden. Im Stahlsektor 
wurden für das darauffolgende Jahr nicht weniger 
als 17 Vereinbarungen geschlossen. Zudem musste 
das aktive Management der wirtschafts- und au-
ßenhandelspolitischen Instrumente, einschließlich 
der handelspolitischen Schutzinstrumente gegen 
Dumpingpraktiken, Prämien oder Beihilfen, par-
allel zu den Entwicklungen bewältigt werden, die 
im Rahmen des GATT in Genf zu verzeichnen wa-
ren (1). Ab Beginn der 1980er Jahre kamen darüber 
hinaus im Zusammenhang mit der Umsetzung und 
Verwaltung der in Genf beschlossenen Kodizes und 
Vereinbarungen eine ganze Reihe neuer Aufgaben 
auf die Kommission zu, die von deren Übernahme 
in das Gemeinschaftsrecht bis hin zur Überwa-
chung ihrer Anwendung durch Drittstaaten reich-
ten (2). 
Im Hinblick auf das angestrebte kohärente au-
ßenpolitische Vorgehen musste die GD  I zudem 
ihre Koordinationsbemühungen sowohl in Bezug 
auf die Handelspolitik im Agrar- und Industrie-
sektor als auch in weiteren Feldern der internen 
Politikbereiche, die sich nach außen auswirkten, 
(1) Interview mit Johannes Friedrich Beseler, 27. September 2010.
(2) AHCE, BAC 48/1984/9, Vermerk von Paul Luyten, 26. März 1980.
verstärken (3). Der Mangel an Personal und an tech-
nischem Fachwissen zwang sie, auf andere General-
direktionen zurückzugreifen, um die komplexen 
sektorspezifischen Probleme in Angriff zu nehmen. 
Eine zeitnahe gegenseitige Unterrichtung und eine 
stärkere Koordinierung wurden unentbehrlich. Es 
kam zu Problemen wegen der Außentätigkeit der 
GD  VI (Landwirtschaft), der es gelang, eine um-
fangreiche Direktion aufzubauen, die sich mit den 
Entwicklungen in den internationalen Verhandlun-
gen und deren Auswirkungen auf die Gemeinsame 
Agrarpolitik befasste. Die GD VI verfocht in Genf 
eine Linie, deren rein sektorale Ausrichtung nicht 
unbedingt den umfassenderen Zielen der Kom-
mission entsprach, die vor der Aufgabe stand, die 
Außenbeziehungen der Gemeinschaft als Ganzes 
zu entwickeln. Sie erkannte, dass ihr Ansehen und 
ihre Effizienz davon abhingen, ob sie fähig sein wür-
de, ihre Rolle als Gesprächspartner zusammen mit 
den anderen Dienststellen in vollem Umfang wahr-
zunehmen und den außenhandelspolitischen Inte-
ressen auch bei der Konzipierung der den Gemein-
schaftsmarkt betreffenden Maßnahmen Geltung zu 
verschaffen. Die Außenbeziehungen wurden dem-
zufolge unweigerlich zu einem der am schnellsten 
wachsenden Ressorts der Kommission. 
Die Ausweitung 
der Außenvertretung
Der GD  I unterstanden die Vertretungen, die in 
Drittstaaten und bei verschiedenen internatio-
nalen Organisationen für die Außenwirkung der 
Gemeinschaftspolitik mitverantwortlich waren. 
Selbstverständlich gab es noch andere Formen 
der Vertretung, doch ihre Aufgabe war es, entwe-
der die Entwicklungshilfe umzusetzen (für die die 
GD  VIII mit den beauftragten Kontrolleuren des 
(3) Interviews mit Roderick Abbott, 2. Februar 2012, Leslie Fielding, 28. Ok-
tober 2010, Paul Luyten, 5.  Oktober 2010, und Eric Hayes, 22.  Oktober 
2010. 
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EEF zuständig war) oder Informationsarbeit zu leis-
ten (Büros unter der Aufsicht der GD X) (1). 
Zu Beginn des Zeitraums bestand ein spärliches 
Netz, dessen Ausweitung in vielerlei Hinsicht 
schwierig war. Die Verwaltungsstrukturen in den 
zentralen Dienststellen waren überschaubar, und 
hinzu kamen die Haushaltskosten und der ständi-
ge Personalmangel. Im Übrigen waren die notwen-
digen Investitionen in Anbetracht des Tempos, in 
dem sich andere Politikbereiche der Gemeinschaft 
als die Handelspolitik entwickelten, nicht immer 
gerechtfertigt. Ein mehr oder weniger offenkun-
diger Grund wirkte sich ebenfalls hemmend aus: 
die Zurückhaltung, die mehrere Mitgliedstaaten 
übten, wenn es darum ging, dass die Kommission 
über den spezifischen Rahmen von Genf hinaus au-
ßenpolitisch aktiv werden sollte (2). Hier hatte sich 
die Kommission dank der Bemühungen von Paul 
Luyten und der Unterstützung des GATT-General-
sekretärs Eric Wyndham White durchgesetzt und 
war nach einer langen Versuchsphase zur Spreche-
rin der Gemeinschaft geworden. Im Rahmen der 
OECD wurde ebenfalls ein ausgewogenes Verhält-
nis hergestellt (3). Ganz anders sah die Lage in New 
York aus. 
Im Zusammenhang mit der Internationalen Strate-
gie für die zweite Entwicklungsdekade der Vereinten 
Nationen wünschten sich mehrere Mitgliedstaaten 
die Anwesenheit eines Vertreters der Kommission, 
der sie bei der Formulierung von Standpunkten 
zu Themen, die in die Zuständigkeit der Gemein-
schaft fielen, unterstützen sollte. Im Oktober 1974, 
nachdem die beiden deutschen Staaten in die UNO 
aufgenommen worden waren, beschloss die Gene-
(1) Siehe Kapitel  22: Entwicklungshilfe: zwischen bisherigen Prioritäten und 
neuen Herausforderungen.
(2) Fielding, L., Europe as a Global Partner. The External Relations of the 
European Community, University Association for Contemporary Eu-
ropean Studies, Occasional Papers, Nr.  7, London, 1991, S.  40; AHCE, 
BAC 300/1980/367, Bericht der Informationsgruppe an den Ausschuss der 
Ständigen Vertreter, 8. Oktober 1963.
(3) Interviews mit Jean-Pierre Leng, 11. Juli 2011, und Raymond Phan Van Phi, 
6. Oktober 2010.
ralversammlung der Vereinten Nationen, der EWG 
den Status eines ständigen Beobachters zu verlei-
hen. Die Resolution sah vor, dass die EWG ohne 
Stimmrecht an den Tagungen der Versammlung 
und ihrer Kommissionen teilnehmen konnte. Dar-
über hinaus forderte der Wirtschafts- und Sozialrat 
die EWG im Juni 1974 auf, für die in ihrer Zustän-
digkeit liegenden Fragen einen Beobachter in den 
Rat zu entsenden.
Was die Vertretung in Drittstaaten anbelangte, so 
war die Kommission 1973 lediglich in Washing-
ton (4) und Santiago de Chile präsent, wo sich der 
Sitz des Internationalen Instituts für Eisen und 
Stahl (das von Bedeutung für die EGKS war) und 
der CEPAL (Wirtschaftskommission für Latein-
amerika) befand. Die dort tätigen Beamten hatten 
es sehr schwer, in anderen Bereichen als dem Han-
del in Erscheinung zu treten. Ihre Hauptaufgabe 
bestand darin, die offiziellen Besuche der Kom-
missionsmitglieder und höheren Beamten vorzube-
reiten und die Kommunikation mit den Behörden 
sicherzustellen. Als sich das Kollegium am 30. Mai 
1973 mit der Außenvertretung befasste, sprachen 
sich mehrere Kommissionsmitglieder dafür aus, die 
Tätigkeit der Kommissionsbediensteten und die 
der Vertreter der Mitgliedstaaten besser miteinan-
der zu koordinieren. Soames plädierte für eine Aus-
dehnung der Zusammenarbeit in den Bereichen, in 
denen die Gemeinschaft über starke Kompetenzen 
verfügte, wobei sie allerdings nicht auf die eher poli-
tischen Bereiche übergreifen sollte (5). 
Der Aufbau der Vertretung in Washington ging 
nicht problemlos vonstatten. In der Hauptstadt der 
USA wurde die erste Außenvertretung der Kom-
mission eröffnet (mit dem Vereinigten Königreich 
vor der ersten Erweiterung). Schon Jean Monnet 
hatte dort ein Informationsbüro der EGKS einge-
richtet. Doch die Entscheidung, einen Dialog auf 
(4) Ende 1972 hatten die Vereinigten Staaten diplomatische Vorrechte und 
Befreiungen gewährt (AHCE, BAC 328/1993/142).
(5) AHCE, BAC 48/1984/9, Vermerk von David Hannay, 30. Mai 1973.
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hoher Ebene in Gang zu setzen, traf im Ausschuss 
der Ständigen Vertreter (AStV) auf Widerstand. 
Unter Soames wurde indessen das Bedürfnis ver-
spürt, die Vertretung in Washington durch einen 
offiziellen Botschafter aufzuwerten. Der italieni-
sche Diplomat Aldo Mazio wurde ernannt, doch 
Generalsekretär Émile Noël musste schriftlich 
versprechen, dass der Antrag, den die Kommission 
für Washington formuliert hatte, nicht anderswo 
gestellt würde. Außerdem musste Noël einräumen, 
dass der Vertreter der Kommission nicht auf der 
Ebene des Präsidenten der Vereinigten Staaten, son-
dern auf der des Außenministers akkreditiert wer-
den würde (1).
Beim Aufbau eines umfassenderen Netzes von 
Vertretungen wurden andere Wege beschritten. 
Die Kommission erwog zunächst die Möglichkeit, 
Informationsbüros in Tokio und Ottawa zu eta-
blieren, stieß damit aber auf die Empfindlichkeiten 
der Gastländer, die verlangten, ordnungsgemäße 
Delegationen einzurichten. Die japanische Mission 
in Brüssel verkündete dies dem Kabinett Soames im 
Februar 1973. Im November 1973 antwortete der 
Vizepräsident den Kanadiern, dass „die Kommissi-
on im Unterschied zu einer nationalen Regierung 
Entscheidungen in diesem Bereich nicht eigen-
ständig treffen kann“  (2). Infolge des Besuchs von 
Premierminister Trudeau im darauffolgenden Jahr 
in Brüssel und der Lobbyarbeit der Kanadier bei 
den Mitgliedstaaten entspannte sich die Situation. 
Auch die Botschafter der Mitgliedstaaten forderten 
vor Ort dazu auf, Delegationen einzurichten. Die-
se Forderung wurde zum Beispiel für Delhi erho-
ben (3). Wegen fehlender Stellen und Haushaltsmit-
tel wurde vielen Ersuchen nicht stattgegeben. Zum 
Ende der Amtszeit der Kommission Ortoli wurde 
(1) Interview mit Günter Burghardt, 3.  Oktober 2011. Burghardt spielte als 
Assistent von Leslie Fielding und später von Roy Denman in der GD I eine 
erhebliche Rolle in der operativen Arbeit. 
(2) AHCE, BAC 416/1991/27, Pressekonferenz von Christopher Soames in 
Ottawa, 2. November 1973. 
(3) AHCE, BAC  416/1991/27 für Kanada; BAC 300/1980/368 für Japan; 
BAC 136/1987/166 für Delhi.
die Möglichkeit geprüft, das Netz zu erweitern, und 
es wurde ersichtlich, dass politische Erwägungen 
tendenziell mehr und mehr die Oberhand über an-
dere Aspekte gewannen (4). 
Dieser Prozess wurde durch zwei Faktoren beschleu-
nigt: den Staatsstreich in Chile und die Bestrebun-
gen der für Entwicklung, Haushalt und Mittel-
meerpolitik zuständigen Kommissionsmitglieder. 
Die Machtübernahme durch General Pinochet im 
September 1973 hatte erhebliche Auswirkungen in 
Europa. Im Europäischen Parlament wurde eine er-
bitterte Debatte darüber geführt, ob es angebracht 
sei, die Vertretung in Santiago de Chile aufrecht-
zuerhalten. Die Kommission, die lieber den Status 
quo beibehalten hätte, beugte sich schließlich nach 
zähen internen Diskussionen dem Willen des Par-
laments. Die Delegation wurde nach Caracas ver-
legt, wobei man jedoch an einem kleinen Büro in 
Chile festhielt. Im April 1975 setzte David Hannay 
das Kabinett des Präsidenten nach einem Besuch in 
Delhi davon in Kenntnis, dass der Fall Indien nicht 
isoliert betrachtet werden könne. Mit der Einrich-
tung des ASEAN-Sekretariats in Jakarta tat sich 
eine neue Möglichkeit auf, die noch höhere Priori-
tät verlangte. Auf der anderen Seite bemühte sich 
die GD  VIII, Vertretungen im Mittelmeerraum 
aufzubauen (was drei Jahre später die Kommission 
Jenkins in Algerien, Marokko, Tunesien, Ägypten, 
Israel, Jordanien, Libanon und Syrien vollbrachte). 
Delegationen wurden in Bangkok (für die ASEAN-
Staaten, wobei weitere Akkreditierungen in Birma, 
Afghanistan und Nepal folgten und die Einrich-
tung von Haferkamp befürwortet wurde), in Wien 
(für die Internationale Atomenergie-Organisation 
IAEO und die Organisation der Vereinten Nati-
onen für industrielle Entwicklung UNIDO), in 
Canberra und in Belgrad eingerichtet  (5). Unter 
(4) AHCE, BAC 48/1984/20, Vermerk von E. Volpi an Leslie Fielding, 9. De-
zember 1976.
(5) AHCE, BAC  300/1980/367 für New York; für Bangkok BAC 
39/1980/1157, Vermerk von Eberhard Rhein vom 30. September 1977, Ver-
merk von R. Houliston an E. Volpi vom 6. August 1979, BAC 39/1980/1158, 
Vermerk von Émile Noël an Vizepräsident Haferkamp, 21. Mai 1984.
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der Kommission Thorn ging der Ausbau des Netzes 
(mit der Einbindung von Bangladesch und Indi-
en 1983) langsamer vonstatten, wurde aber in den 
ersten beiden Amtsjahren der Kommission Delors 
wieder forciert (es erstreckte sich nun auch auf Bra-
silien und Pakistan, während in Costa Rica und In-
donesien Büros eröffnet wurden). 
Dank der Bemühungen des zuständigen Direktors 
Leslie Fielding gelang es der Kommission, einige 
diplomatische Instrumente einzuführen, die lan-
ge überfällig waren. Dabei ging es um die Verfah-
ren, die im Hinblick auf die Akkreditierung der 
Delegationsleiter zu befolgen waren, und um das 
ordnungsgemäße Aufsetzen von Beglaubigungs- 
und Abberufungsschreiben  (1). Die Kommission 
brauchte sehr lange, um die Mitgliedstaaten und 
mehrere Gastländer davon zu überzeugen, dass 
die Delegationsleiter auf der Ebene der Staatschefs 
akkreditiert und den Rang und den Titel von Bot-
schaftern haben müssten. Dies bedeutete, dass der 
Kommission das aktive Gesandtschaftsrecht zu-
erkannt werden musste, was ein langwieriger und 
schwieriger Prozess war. So wurden zum Beispiel 
die Vertreter der Kommission in den AKP- und zu-
nächst auch in den Mittelmeerländern nicht als Di-
plomaten betrachtet und genossen deshalb keinen 
diplomatischen Schutz im Rahmen der internatio-
nalen Übereinkommen. Als sich die Sicherheitsla-
ge in einigen Ländern (Libanon, Tschad, Uganda 
usw.) verschlechterte, mussten sie ernste persönliche 
Risiken auf sich nehmen. Fortschritte im Bereich 
der Außenvertretung waren umso notwendiger, als 
sich die Kommission bemühte, sich stärker an den 
Verfahren der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit (EPZ) zu beteiligen, und sich dabei auf 
ihre Vertreter in Drittstaaten stützen musste. Es 
gelang nicht, die Delegationen und Informations-
büros unter einem Dach zusammenzuführen. Alle 
(1) AHCE, BAC  39/1980/560, Vermerk von Roy Denman an Franz 
Froschmaier vom 14. Dezember 1978.
für die Information zuständigen Kommissionsmit-
glieder waren dagegen (2).
Die Herausforderungen 
der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ)
Gemäß dem Luxemburger Bericht vom 27. Oktober 
1970, auch bekannt als Davignon-Bericht (3), sollte 
die EPZ in enger Verbindung zu den Organen der 
Gemeinschaft vorangebracht werden. Sofern die 
Arbeiten der Minister Auswirkungen auf die Tätig-
keit der Europäischen Gemeinschaften hatten, soll-
te die Kommission zur Stellungnahme aufgefordert 
werden. Das ließ den Mitgliedstaaten einen großen 
Spielraum für unterschiedliche Auslegungen und 
zementierte die Trennung zwischen der EPZ und 
dem Gemeinschaftsrahmen. Die Prinzipien, die 
der Einbindung der Kommission aus pragmatischer 
Sicht zugrunde lagen, wurden im zweiten Bericht 
über die EPZ vom Juli 1973 hervorgehoben. Dem-
nach „wurde die Kommission der Gemeinschaften 
zur Teilnahme an den Ministerberatungen sowie 
an den Tagungen des Politischen Komitees und 
der Sachverständigengruppe eingeladen, wenn die 
Tagesordnung die Prüfung von Fragen vorsah, die 
Auswirkungen auf die Tätigkeit der Gemeinschaf-
ten haben“.
Zunächst wurde die Kommission im Rahmen der 
EPZ (auf der Ebene der politischen Direktoren) 
auf Einladung des ersten dänischen Vorsitzes durch 
Edmund Wellenstein vertreten (4). Doch nachdem 
dieser 1976 seinen Abschied genommen hatte, 
wurde von diesem Verfahren kein Gebrauch mehr 
gemacht. Auf der operativen Ebene oblag es dem 
Generalsekretariat, für die Überwachung und Mo-
(2) Interview mit Franz Froschmaier, 4. Oktober 2010. 
(3) Gainar, M., Aux origines de la diplomatie européenne, PIE-Peter Lang, Brüs-
sel … Wien, 2012, S. 48-62.
(4) Interview mit Edmund Wellenstein, 7. November 2011.
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dalitäten der Beteiligung der Kommission an den 
Arbeiten der EPZ zu sorgen (1), und es sicherte die 
Verbindung zu den verschiedenen Organen der Ge-
meinschaft, insbesondere zum Parlament und zum 
Rat. Nach und nach wurden die Beamten der GD I 
und der GD  VIII (für die AKP- und die Mittel-
meerländer) in die Arbeiten einbezogen, allerdings 
auf einer niedrigeren Ebene als die der politischen 
Direktoren. Dennoch widmeten der Präsident 
und die für die Außenbeziehungen zuständigen 
Kommissionsmitglieder der EPZ und den sich in 
ihrem Rahmen entwickelnden Verfahren verstärkt 
Aufmerksamkeit. Seit 1974 nahmen sie ohne Ein-
schränkungen an den Ministertagungen teil.
Die Kommission musste mithin versuchen, sich 
auf der praktischen Ebene Gehör zu verschaffen. 
Doch die Diplomaten, insbesondere die Franzosen, 
waren angewiesen worden, jede Möglichkeit, die 
Kommission in die Erörterung von außerhalb ihrer 
Zuständigkeit liegenden Themen einzubeziehen, 
zu verhindern. So kam es dazu, dass ihre Vertreter 
den Saal, in dem die Beratungen stattfanden, nicht 
betreten durften. Der Weg, den die Kommission 
gehen musste, war folglich lang, beschwerlich und 
durch Kompetenzstreitigkeiten belastet.
Anfänglich wurden für die EPZ äußerst beschei-
dene Mittel bereitgestellt. Sie konnte weder auf 
ein echtes gemeinsames Aktionsprogramm noch 
auf ein eigenes wirtschaftliches Instrumentarium 
(Finanzhilfe, Handel, Gewährung von Präferen-
zen) zählen. Die einzigen Instrumente, die ihr zur 
Verfügung standen, waren die gemeinsame Ver-
handlungsmacht der Mitgliedstaaten, ihr Votum 
(1) Émile Noël hatte von Anfang an versucht, die Kommission über den The-
menbereich Wirtschaft der KSZE einzubringen. Bossuat, G., Émile Noël, 
premier secrétaire général de la Commission européenne, Bruylant, Brüssel, 
2011, S. 224-225. 1972 wurden die Beamten der Kommission zum ersten 
Mal zur Teilnahme eingeladen. Da Fonseca-Wollheim, H., Zehn Jahre 
Europäische Politische Zusammenarbeit, S. 14, Brüssel, vervielfältigtes Ma-
nuskript vom März 1981, das vom Autor freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt wurde. Die Kommission sammelte umfangreiche Erfahrungen bei 
den Handels- und Wirtschaftsverhandlungen mit den Planwirtschaftslän-
dern, und Louis Kawan wurde zu einem wichtigen Vermittler. Interviews 
mit Louis Kawan, 5. März 2012 und 15. Dezember 2011.
in den internationalen Gremien, die Angleichung 
der diplomatischen Verfahren (Demarchen ge-
genüber anderen Staaten) und Erklärungen, die 
mitunter auf der Grundlage des kleinsten gemein-
samen Nenners ausgehandelt wurden. Die Ab-
kopplung des politisch-diplomatischen Bereichs 
vom Wirtschafts- und Handelsbereich führte 
dazu, dass strikte Trennlinien zwischen ihnen ge-
zogen wurden, obwohl sie auf der höchsten Ebene 
über den Europäischen Rat und die Tagungen der 
Außenminister zusammengeführt werden sollten. 
Die Kommission war jedoch der Auffassung, dass 
die Integrationsbemühungen in den Bereichen, in 
denen die Zuständigkeiten der Gemeinschaft und 
der Mitgliedstaaten eng miteinander verwoben wa-
ren, verstärkt werden müssten. Sie plädierte insbe-
sondere dafür, auf Verfahren zurückzugreifen, die 
sicherstellen konnten, dass die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten über gemeinsame Vertretungen 
der Präsidentschaft und der Kommission mit einer 
Stimme sprachen (2). 
Viele Jahre lang mussten die Beamten der Kommis-
sion also im Grunde genommen in einer Art Beob-
achterstatus verharren und wurden nur ab und an 
um Informationen ersucht. Allerdings wurden sie 
schrittweise immer umfassender an den Arbeiten 
der EPZ beteiligt. Die Tagesordnungen der Sit-
zungen und die eventuellen Einladungen hingen 
von der amtierenden Präsidentschaft ab. Deren 
Vertreter hatten somit die entscheidende Frage, 
ob dort Gemeinschaftsangelegenheiten zur Spra-
che kommen würden, zu beantworten, so dass die 
Teilnahme der Kommission von den Auslegungen 
der Präsidentschaft (und der anderen Delegationen, 
die eine Art Vetorecht besaßen) abhängig war. Dies 
führte zu einer relativen Instabilität und zu einer 
Reihe von Problemen. So konnte die Kommission 
ihre Anwesenheit nicht in allen Arbeitsgruppen 
gewährleisten, selbst wenn dort Wirtschafts- oder 
Entwicklungsfragen behandelt wurden. Und 
(2) AHCE, EG-Kommission, Sonderprotokoll, 28. Januar 1976.
450 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
schließlich musste die Kommission Druck auf ei-
nige Präsidentschaften ausüben, damit die Berichte 
mit weitgehend wirtschaftlichem Inhalt dem AStV 
und nicht nur dem Politischen Komitee zur Kennt-
nis gegeben wurden. 
Ziel war zunächst, die Mitgliedstaaten davon zu 
überzeugen, dass die Beamten der Kommission in 
der Regel an den Beratungen aller Gruppen betei-
ligt werden sollten. Falls die Präsidentschaft deren 
Anwesenheit für unangebracht hielt, sollte sie sich 
mit der Kommission in Verbindung setzen. Wenn 
eine Delegation während einer Tagung zu der Auf-
fassung gelangte, dass die Teilnahme nicht gerecht-
fertigt war, sollte sie entweder die Präsidentschaft 
oder erforderlichenfalls das Politische Komitee 
damit befassen. Einige der Probleme, die in diesem 
Zusammenhang auftraten, wurden jedoch im Früh-
jahr 1977 ausgeräumt (1). 
Allerdings war die Beteiligung an den Arbeiten 
mehrerer Gruppen weiterhin schwierig. Hinzu kam 
die Frage, ob die Vertreter der Kommission bei be-
stimmten Tagungen anwesend sein sollten, die nicht 
der Zuständigkeit der Außenminister unterlagen. 
Die Möglichkeit, in dieser Hinsicht einen Präze-
denzfall zu schaffen, bot sich im Oktober 1978, als 
die deutsche Ratspräsidentschaft die Kommission 
zu einem Treffen der Justizminister einladen woll-
te, um das Thema des europäischen Rechtsraums 
zu erörtern. Hierzu gingen die Meinungen der 
Mitgliedstaaten auseinander. Die deutsche Ratsprä-
sidentschaft beharrte darauf, und die Kommission 
nahm letztendlich an dem Treffen teil (2). Desglei-
chen führten die politischen Aktivitäten oder Er-
klärungen einiger Kommissionsmitglieder, z. B. bei 
(1) AHCE, BAC 39/1986/784, Vermerk von Klaus Meyer an Roy Jenkins, 
25. Januar 1977; Aktenvermerk von H. da Fonseca-Wollheim, 1. April 1977.
(2) AHCE, BAC  39/1986/791. Dabei ging es hauptsächlich um Fragen der 
Auslieferung und bestimmte strafrechtliche Probleme. Da Fonseca-Woll-
heim, H., Zehn Jahre Europäische Politische Zusammenarbeit, S. 10, Brüssel, 
vervielfältigtes Manuskript vom März 1981, das vom Autor freundlicher-
weise zur Verfügung gestellt wurde. 
Treffen mit ausländischen Politikern, gelegentlich 
zu Spannungen, die es beizulegen galt. 
Zu den Themen, die in den ersten Jahren des Be-
stehens der EPZ am häufigsten in deren Rahmen 
erörtert wurden, gehörten der Nahe Osten, Süd-
westafrika, Zypern und die Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Die 
Teilnahme der Vertreter der Kommission an den 
KSZE-Beratungen über wirtschaftliche Fragen war 
grundsätzlich im September 1973 geregelt worden. 
Sie mussten separat und unter Angabe ihrer Quali-
fikation und Funktion in die Liste der Delegation 
des Landes aufgenommen werden, das den Rats-
vorsitz in der Gemeinschaft führte. Sie sollten, so-
weit dies die Zuständigkeiten und Verfahren erfor-
derten, sowohl in den Plenarsitzungen als auch in 
den Arbeitsgruppen die Standpunkte der Gemein-
schaft zum Ausdruck bringen. Trotz dieser klaren 
Richtlinien tauchten nach der Unterzeichnung 
der Schlussakte von Helsinki zusätzliche Proble-
me auf. Die Frage, inwieweit die Kommission bei 
der Umsetzung der Schlussfolgerungen mitwirken 
sollte, führte dabei zu neuen Schwierigkeiten, da die 
Kommission die Auffassung vertrat, dass die Erklä-
rungen ihres Sprechers zu Fragen, die ihrer Zustän-
digkeit unterlagen, im Namen der Mitgliedstaaten 
abgegeben wurden  (3). Der Ratsvorsitz bestand 
seinerseits darauf, dass er in den internationalen 
Gremien Dokumente verteilte, um den Standpunkt 
der Gemeinschaft bekannt zu machen (4). Um das 
Jahr 1979 bereiteten faktisch nur noch die Debat-
ten über den Nahen Osten und über Osteuropa der 
Kommission größere Probleme (5). 
(3) AHCE, BAC  250/1980/679, Vermerk von Theodorus Hijzen an Émile 
Noël, 14. Januar 1977.
(4) AHCE, KOM(77) PV 435, 2. Teil, Sitzung vom 22. Juni 1977. 
(5) AHCE, BAC  39/1986/791, Vermerk von Christopher Audland an Eber-
hard Rhein, 26. Juli 1979. In seinen Memoiren äußerte sich Audland eher 
verhalten zu den Beschränkungen der EPZ. Mehrere Mitgliedstaaten hät-
ten sogar versucht, den bilateralen Charakter ihrer Beziehungen zu den 
östlichen Ländern vor der „Einmischung“ durch die EPZ „zu schützen“. Da 
Fonseca-Wollheim, H., Zehn Jahre Europäische Politische Zusammenarbeit, 
Brüssel, S. 7, vervielfältigtes Manuskript vom März 1981, das vom Autor 
freundlicherweise zur Verfügung gestellt wurde.
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In Anbetracht dieser Schwierigkeiten ist es nicht 
verwunderlich, dass die Kommission die Effizienz 
der EPZ eher unterschiedlich beurteilte. 1979 ver-
traute Präsident Jenkins dem irischen Minister, 
der turnusmäßig den Ratsvorsitz übernehmen 
sollte, an, dass die EPZ alles andere als zufrieden-
stellend funktionierte. Ihre Stellungnahmen seien 
uneindeutig oder würden zu spät abgegeben. Die 
strikte Trennung zwischen dem wirtschaftlichen 
und dem politischen Bereich erwies sich als künst-
lich (1). In einer Mitteilung, die Christopher Aud-
land im Mai 1979 verfasste, wurde hervorgehoben, 
dass die Mitgliedstaaten mehr Entschlossenheit 
demonstrieren müssten, und es wurde empfohlen, 
die Tätigkeiten der EPZ auszuweiten. In der Kom-
mission war man sich durchaus bewusst, dass auf 
Krisen und Konflikte überall in der Welt lediglich 
reagiert wurde. Deshalb war es erstrebenswert, 
die EPZ nicht nur in geografischer Hinsicht aus-
zubauen. Auch inhaltlich ließ die Koordinierung 
zu wünschen übrig. Die Kommission war der Auf-
fassung, dass jede Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten eine gute Sache war, selbst wenn 
sie außerhalb des Gemeinschaftsrahmens statt-
fand. Denn die Erfahrung hatte gezeigt, dass vie-
le der im Rahmen der EPZ behandelten Themen, 
sobald sie greifbar und technisch geworden waren, 
schrittweise auch Eingang in die Gemeinschafts-
gremien fanden. 
Die ganzheitliche Entwicklung der EPZ stieß also 
hauptsächlich auf Schnittstellenprobleme. Die 
Trennungslinie variierte in Abhängigkeit von den 
Themen, und in vielen Bereichen ging es nur um 
eine künstliche Trennung zwischen dem Zustän-
digkeitsbereich der Gemeinschaft und der Ver-
antwortung der Mitgliedstaaten. Deshalb wurde 
(1) Der Fall Portugals nach der Revolution von 1974, die Konferenz der Verein-
ten Nationen über die Indochina-Flüchtlinge und die Lieferung von Agrar-
erzeugnissen zu günstigen Bedingungen nach Polen 1981 hatten deutlich 
gemacht, dass Gemeinschaftsinstrumente für die Außenpolitik eingesetzt 
werden mussten. Da Fonseca-Wollheim, H., Zehn Jahre Europäische Poli-
tische Zusammenarbeit, Brüssel, S. 23-25, vervielfältigtes Manuskript vom 
März 1981, das vom Autor freundlicherweise zur Verfügung gestellt wurde. 
Interview mit Edmund Wellenstein, 7. November 2011.
einmal mehr Nachdruck auf die systematische 
Beteiligung der Kommission an allen Arbeits-
gruppen und Gremien der EPZ gelegt  (2). Diese 
Vorgehensweise wurde im Londoner Bericht vom 
Oktober 1981 empfohlen, und die internationalen 
Entwicklungen in den darauffolgenden Monaten 
zeigten, wo eine Verengung der Schnittstelle wün-
schenswert oder sogar notwendig war. Der Falk-
landkonflikt war eine Etappe auf dem Weg zu die-
ser Erkenntnis. 
Nachdem Argentinien am 2. April 1982 die Falk-
landinseln besetzt hatte, rief Margaret Thatcher 
ihre Partner auf, ihre Solidarität unter Beweis zu 
stellen, um gestützt auf Artikel 224 des EWG-Ver-
trags politischen und wirtschaftlichen Druck auf 
Argentinien auszuüben. Die Kommission reagierte 
sofort auf operativer Ebene. Generaldirektor Roy 
Denman verwies auf die Möglichkeit, sich auch auf 
Artikel  113 zu stützen und Argentinien von den 
APS-Vergünstigungen auszuschließen oder sämt-
liche Einfuhren aus diesem Land für einen Monat 
auszusetzen, um inzwischen zu einer diplomati-
schen Lösung zu gelangen. Es stellte sich die Frage, 
inwieweit man sich um einen politischen Konsens 
über den Grundsatz eines gemeinsamen Vorge-
hens der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
bemühen musste, um tätig zu werden. Aufgrund 
der Meinungsverschiedenheiten über den Anwen-
dungsbereich von Artikel  113 kam es zum Streit. 
Einige Mitgliedstaaten vertraten die These, dass 
nur Aktionen, mit denen rein handelspolitische 
Ziele verfolgt würden, Gegenstand der gemein-
samen Handelspolitik seien. Mögliche Sanktio-
nen auf Artikel  113 abzustellen stand also hierzu 
grundsätzlich im Widerspruch  (3). Die Mitglied-
staaten einigten sich schließlich darauf, dass ein 
(2) AHCE, BAC 39/1986/791, Aktenvermerk mit Anhängen von Christopher 
Audland, 23. Mai 1979.
(3) AHCE, BAC  252/1992/35, Vermerk von Claus-Dieter Ehlermann über 
die zu ergreifenden Maßnahmen vom 20. April 1982, Interview mit Claus-
Dieter Ehlermann, 8. Oktober 2010.
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Beschluss im Rahmen der EPZ Vorbedingung für 
alle wirtschaftlichen Sanktionen sein müsse. Am 
9. April gelang es dem Politischen Komitee, dem-
entsprechende Schlussfolgerungen auszuarbeiten. 
Der weitere Umgang mit dem Konflikt bestätigte, 
dass sich die Mechanismen der EPZ und die Ge-
meinschaftsverfahren aneinander annäherten. Die 
Gespräche wurden gleichzeitig auf beiden Ebenen 
fortgeführt, und der Rat nahm auf Vorschlag der 
Kommission Handelssanktionen an (Verordnung 
(EWG) Nr.  877/82 vom 16.  April 1982). Diese 
Sanktionen wurden zweimal verlängert (Verord-
nungen (EWG) Nr. 1176/82 vom 18. Mai 1982 und 
(EWG) Nr.  1254/82 vom 24.  Mai 1982), obwohl 
Irland und Italien am Ende abtrünnig wurden und 
anstelle der zweiten Verlängerung für einzelstaat-
liche Maßnahmen auf der Grundlage von Arti-
kel 224 optierten. 
Der Falklandkonflikt machte deutlich, dass es 
sowohl in der Sache als auch hinsichtlich der Ver-
fahren zu einer Annäherung des Gemeinschafts-
rahmens an den Rahmen der EPZ gekommen 
war  (1). Mithin entwickelte sich die Beteiligung 
der Kommission an der Arbeit der EPZ nach dem 
Londoner Bericht vom Oktober 1981 und dem 
Falklandkonflikt auf einer gefestigten Grundlage, 
obwohl es nach wie vor einige praktische Probleme 
hinsichtlich der Schnittstelle gab. Mehrere wur-
den mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Eu-
ropäischen Akte 1986 geregelt, da sie die EPZ auf 
solidere rechtliche Grundlagen stellte und vorsah, 




Der Zeitraum 1973-1986 begann mit der ersten Er-
weiterung und endete mit der dritten. Ausgehend 
von der Vertiefung, zu der es zuvor mit der Voll-
endung der Zollunion gekommen war, vollzog sich 
in den Außenbeziehungen der Gemeinschaft, die 
durch die Kommission geleitet wurden, ein grund-
legender Wandel. Die Gemeinschaft gewann immer 
mehr an Bedeutung. Ihre auswärtigen Beziehun-
gen wurden erweitert. Das Verhältnis zwischen der 
Gemeinschaft und der EFTA wurde gefestigt. Die 
Beziehungen zu Japan und zu den USA waren trotz 
gelegentlicher Spannungen mehr durch Kooperati-
on als durch Konfrontation gekennzeichnet, auch 
wenn es im Bereich des Handels zu ernsthaften 
Kontroversen kam. Neue Partner rückten ins Bild. 
Die äußeren Rahmenbedingungen halfen ebenfalls. 
Es gab aber auch negative Faktoren wie die kompli-
zierten Handelsvorschriften in einigen Bereichen, 
die externen Rückwirkungen der GAP oder die 
Vorbehalte der Mitgliedstaaten gegenüber der im-
mer stärker werdenden außenpolitischen Rolle der 
Kommission. Der Kommission gelang es gleich-
wohl, neue Konzepte und Synergien zu entwickeln, 
um ihre Bedeutung auf internationaler Bühne zu 
stärken. Die eigene Rechtspersönlichkeit („sui gene-
ris“) der Gemeinschaft wurde international immer 
mehr anerkannt, so dass sie sich an internationalen 
Abkommen beteiligen konnte. Die Kommission 
schritt mutig voran und konnte so ihre Vertretung 
in Drittländern und ihre Rolle in der EPZ ausbauen. 
Angel Viñas, Sigfrido Ramírez-Pérez 
und Éric Bussière
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Herausforderung 
Süderweiterung
Im Januar 1972, als die Beitrittsverhandlungen 
mit Dänemark, Irland, Norwegen und dem Ver-
einigten Königreich abgeschlossen wurden, war 
in Europa durchaus davon auszugehen, dass das 
Thema Erweiterung erst einmal ad acta gelegt sein 
würde. In Griechenland, Spanien und Portugal 
herrschten noch autoritäre Regime, und für Ös-
terreich, Finnland, Schweden und die Schweiz als 
neutrale Länder im Kalten Krieg kam ein EWG-
Beitritt ebenfalls nicht in Frage. Somit verblieben 
in Europa keine westlich orientierten Demokratien 
mehr außerhalb der EWG – natürlich mit Ausnah-
me Norwegens, dessen Bevölkerung den Beitritt 
1972 in einem Referendum abgelehnt hatte, und 
Islands, wo eine EWG-Mitgliedschaft einfach kein 
Thema war. Die Kommission sah also gute Gründe 
dafür, den hochrangigen Arbeitsstab aufzulösen, 
den sie für die Erweiterungsgespräche eingerichtet 
hatte, und die meisten seiner Mitglieder der gründ-
lich neu organisierten GD  I zuzuordnen. Weitere 
Beitrittsverhandlungen waren schließlich nicht ab-
zusehen.
Gleichwohl behielten die Beziehungen zu den süd-
europäischen Ländern außerhalb der EWG ihre 
Bedeutung. So arbeitete die Gemeinschaft in den 
Jahren 1972-1974 kontinuierlich daran, das eher 
unübersichtliche Flickwerk der Handelsvereinba-
rungen mit Mittelmeerländern aus dem vorange-
gangenen Jahrzehnt unter dem Dach einer neuen 
umfassenden Mittelmeerpolitik systematischer 
zu gestalten. Die Freihandelsvereinbarungen mit 
der EWG, von denen Portugal als EFTA-Mitglied 
profitierte, waren einer der Auslöser dafür, dass 
Frankreich und mehrere andere Mitgliedstaaten 
auf ähnliche Vereinbarungen drängten, die sich auf 
einen größeren Teil des Mittelmeerraums erstre-
cken sollten (1). Ihr Einsatz wurde auf dem Pariser 
Gipfel im Oktober 1972 belohnt, als die sechs Mit-
gliedstaaten und die drei Staaten, die der EWG im 
Januar 1973 beitreten sollten, die Bedeutung des 
Mittelmeerraums für die Gemeinschaft einhellig 
(1) Bicchi, F., European Foreign Policy Making toward the Mediterranean, Pal-
grave Macmillan, New York, 2007, S. 63-101.
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anerkannten und „eine globale und ausgewogene 
Sicht“  (1) zusagten. In den folgenden Jahren wur-
den eine Reihe weiterer Vereinbarungen mit Staa-
ten der nördlichen und südlichen Mittelmeerküste 
abgeschlossen. 
Die Wahrscheinlichkeit eines Beitritts schien al-
lerdings für die Länder dieser Region eher ab- als 
zuzunehmen. In den 1960er Jahren befand sich 
Griechenland zunächst auf einem guten Weg in die 
EWG, da im Athener Vertrag von 1961, dem ersten 
Assoziierungsabkommen der Gemeinschaft über-
haupt, ausdrücklich die Vollmitgliedschaft als Ziel 
am Ende des Prozesses festgelegt wurde, wenn auch 
ohne genauen Zeitplan. Der Staatsstreich des grie-
chischen Militärs 1967 setzte dieser langsamen An-
näherung an die EWG jedoch erst einmal ein Ende. 
Die Umsetzung des Assoziierungsabkommens wur-
de teilweise eingefroren, Finanztransfers eingestellt 
und der Dialog zwischen Athen und der Gemein-
schaft auf ein Minimum reduziert. Die harte Hal-
tung der EWG gegenüber Griechenland verstärkte 
zudem noch den Konsens unter den neun Mitglied-
staaten, dass Spanien und Portugal in Anbetracht 
ihrer undemokratischen Regimes ebenfalls nicht als 
Mitglieder in Frage kamen. 1973 standen die Chan-
cen für den baldigen Beitritt eines Mittelmeerlan-
des in die Gemeinschaft also eher schlecht. Mehr als 
Handelsvereinbarungen war nicht zu erwarten.
Diese scheinbar klare Situation sollte sich im Laufe 
der nächsten beiden Jahre durch die Geschehnisse in 
Südeuropa ändern  (2). Zuerst vollzog sich mit dem 
Ausbruch der „Nelkenrevolution“ im April 1974 
ein Wandel in Portugal. Zugegebenermaßen zeig-
ten die verworrene politische Lage in Lissabon und 
der Machtkampf verschiedener Gruppierungen und 
Parteien zunächst einmal eher, wie fragil der Prozess 
des Übergangs in Südeuropa sein konnte, als dass 
sie einen bevorstehenden EWG-Beitritt nahegelegt 
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 10, 1972.
(2) Del Pero, M., Gavin, V., und Varsori, A., Democrazie: l’Europa meridionale 
e la fine delle dittature, Le Monnier, Florenz, 2010.
hätten (3). Nichtsdestotrotz war von Anfang an klar, 
dass das Ende des Estado-Novo-Regimes zwangsläu-
fig eine neue Phase in den Beziehungen zwischen der 
EWG und Portugal einläuten würde. Im März 1977 
war es dann schließlich so weit: Die Regierung von 
Mario Soares konnte beim Präsidenten des Minis-
terrates ein Beitrittsgesuch einreichen (4).
Die Kommission und die Jahre 
der Diktatur in Griechenland
1974 wurde die Demokratie in Griechenland 
wiederhergestellt, und 1975 sah sich die 
Kommission mit dem Beitrittsgesuch konfrontiert. 
In diesem Zusammenhang ist es hilfreich, sich 
daran zu erinnern, welche Linie die Kommission 
von Anfang an gegenüber der griechischen 
Diktatur verfolgt hatte. Es handelte sich hierbei um 
eine mutige Politik, trotz der schwierigen Lage des 
Kollegiums nach der institutionellen Krise von 
1965 und dem Luxemburger Kompromiss.
Nach dem Putsch der Obristen im April 1967 
wurde das Assoziierungsabkommen mit 
Griechenland trotz anderslautender 
Stellungnahmen bestimmter Mitgliedstaaten auf 
Ersuchen der Kommission eingefroren. Bis zum 
Ende der Diktatur widerstand die Kommission allen 
Versuchen, es wieder zum Leben zu erwecken.
Abgesehen von der offiziellen Position der 
Kommission unterstützten auch bestimmte 
Persönlichkeiten – Mitglieder des Kollegiums und 
Beamte – diskret auf persönlicher und privater 
Ebene den griechischen Widerstand gegen das 
diktatorische Regime. Sie halfen beispielsweise 
materiell den im Exil lebenden Griechen oder 
unterhielten direkte Kontakte mit den im Land 
gebliebenen Demokraten.
Giuseppe Ciavarini Azzi
In Griechenland folgte unterdessen auf den Zusam-
menbruch der Militärdiktatur im Juli 1974 die tri-
(3) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011. 
(4) Historisches Archiv des Rates der Europäischen Union, Brüssel. Beitritt 
Portugals, Antrag Portugals vom 28. März 1977 auf Beitritt zur EWG nach 
Maßgabe des Artikels 237 des EWG-Vertrags, CM5/ADH3/82. 
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umphale Rückkehr von Konstantinos Karamanlis, 
der den Athener Vertrag von 1961 unterzeichnet und 
sich seit langem für die Bindung Griechenlands an 
Europa eingesetzt hatte. Das Land knüpfte schnell 
engere Beziehungen mit der Gemeinschaft und be-
warb sich bereits am 12.  Juni 1975, weniger als ein 
Jahr nach Karamanlis’ Rückkehr aus dem Exil, um 
die Vollmitgliedschaft (1). In Spanien wiederum ver-
schlechterte sich der gesundheitliche Zustand Gene-
ral Francos, so dass Veränderungen auch dort wahr-
scheinlicher wurden. Westeuropas letzter Diktator 
starb schließlich am 20. November 1975. Wie auch 
im Nachbarland Portugal war der darauf folgende 
Übergangsprozess komplex, und Spanien orientier-
te sich nicht sofort und ohne Umschweife Richtung 
Europa. Doch im Juli 1977 reichte Spanien ebenfalls 
ein förmliches EWG-Beitrittsgesuch ein (2). So wur-
de innerhalb von vier Jahren eine neue Erweiterungs-
runde von einer entlegenen Perspektive zu einer un-
mittelbar bevorstehenden Herausforderung.
Die Reaktion war im Wesentlichen von zwei Tat-
sachen geprägt, denen sich die Gemeinschaft nicht 
entziehen konnte. Erstens war es politisch dringend 
geboten, alles Erdenkliche für die Stabilisierung der 
Demokratie und der Westausrichtung in Südeuro-
pa zu tun. Dieses Ziel wurde umso wichtiger, als die 
westlichen Regierungen über die Verwundbarkeit 
der südlichen Flanke der NATO im Kalten Krieg 
beunruhigt waren. Die neuen Regierungen in Grie-
chenland, Spanien und Portugal waren weiterhin 
instabil, und die Aussicht auf eine Mitgliedschaft in 
der Gemeinschaft konnte sich als äußerst wertvoller 
Anreiz für sie erweisen, auf ein Ziel hinzuarbeiten 
und sich nicht vom Kurs der Wirtschaftsreformen 
und Demokratisierung abzuwenden. Dies galt 
umso mehr, als viele Politiker und Parteien in der 
EWG versucht hatten, die Reformbestrebungen in 
diesen drei südlichen Ländern zu fördern, indem 
(1) Neue, auf Archivmaterial beruhende Schilderungen finden sich in: Kara-
mouzi, E., Greece, the EEC and the Cold War, 1974-1979, Palgrave Macmil-
lan, Basingstoke, 2014 (erscheint demnächst).
(2) Maclennan, J. C., Spain and the Process of European Integration, 1957-85, 
Palgrave, Basingstoke, 2000.
sie ihnen bei Erfolg ihrer Anstrengungen den Bei-
tritt zur Gemeinschaft versprachen (3). Jetzt musste 
die EWG zeigen, dass es sich hierbei nicht nur um 
Lippenbekenntnisse handelte. Roy Jenkins stellte 
dies auf dem Rat von Luxemburg im Oktober 1977 
klar: „Die Kommission ist der Auffassung, dass eine 
Antwort, in der wir die Anträge der Bewerberlän-
der ablehnen – und sei es nur implizit oder indi-
rekt –, für diese nicht akzeptabel wäre. Eine glatte 
Ablehnung würde den noch auf schwachen Füßen 
stehenden demokratischen Systemen, die mit offe-
ner Unterstützung der Gemeinschaft entstanden 
und die bereits bis zu einem gewissen Grad von uns 
abhängig sind, einen schweren Schlag versetzen“ (4).
Dem stand andererseits eine zweite Tatsache entge-
gen: Eine Süderweiterung könnte sich in wirtschaft-
licher und institutioneller Hinsicht als schwierig 
erweisen, zumal die EWG damals ohnehin schon 
mit derartigen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte. 
Alle drei Kandidaten waren viel ärmer als die beste-
henden Mitgliedstaaten. Das BIP pro Kopf betrug 
in Griechenland 44  %  (5) des Durchschnitts der 
Gemeinschaft, in Portugal 55  % und in Spanien 
77  %  (6). In Spanien war zudem die Arbeitslosig-
keit ein ernsthaftes Problem. Noch 1986 war die 
Quote doppelt so hoch wie der Durchschnitt der 
Gemeinschaft (7). Bei der vollständigen Umstellung 
der nationalen Verwaltungssysteme auf den gemein-
schaftlichen Besitzstand waren in allen drei Ländern 
Probleme zu erwarten. Die Schwierigkeiten, die die 
Kommission in den Beitrittsgesprächen dabei hatte, 
(3) Ortuno Anaya, P., European Socialists and Spain: the Transition to Demo-
cracy, 1959-1977, Palgrave, Basingstoke, 2002.
(4) AHCE, Reden, Erklärung von Präsident Jenkins auf dem Rat am 18. Okto-
ber 1977 in Luxemburg. 
(5) Privatarchiv Georges Rencki, EG-Kommission, „Die Gemeinschaft der 
Zehn, Wirtschaftsentwicklung“. Erster periodischer Bericht über die soziale 
und wirtschaftliche Lage in den Regionen der Gemeinschaft, 1981, S. 110ff.
(6) Privatarchiv Georges Rencki, EG-Kommission, „Allgemeine Merkmale der 
erweiterten Gemeinschaft“. Abbildung 2.1 „Bruttoinlandsprodukt je Ein-
wohner“, Dritter Bericht über die sozioökonomische Lage und Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft, 1987.
(7) Privatarchiv Georges Rencki, EG-Kommission, „Allgemeine Merkmale der 
erweiterten Gemeinschaft“. Tabelle 2.2.1-B.1 „Arbeitslosenquote“, Dritter 
Bericht über die sozioökonomische Lage und Entwicklung der Regionen der 
Gemeinschaft, 1987.
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genaue Statistiken über die wirtschaftliche Lage in 
Griechenland zu erhalten, verhießen nichts Gutes 
für die bevorstehenden administrativen Heraus-
forderungen  (1). Außerdem würden drei weitere 
Mitgliedstaaten eine große Belastung für das insti-
tutionelle System der Gemeinschaft darstellen, das 
noch schwer daran zu tragen schien, die 1973 bei-
getretenen Länder einzugliedern. Ferner war insbe-
sondere Spanien ein Land mit einer hohen landwirt-
schaftlichen Produktion und einer Fischereiflotte 
beträchtlichen Ausmaßes. Dadurch zeichneten sich 
schwierige Fragen für zwei Schlüsselbereiche der 
Gemeinschaftspolitik ab, die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) und die Gemeinsame Fischereipolitik 
(GFP), die bereits Ende der 1970er und Anfang der 
1980er Jahre unter Druck standen. Die Ähnlichkeit 
zwischen den Agrarprodukten Griechenlands, Spa-
niens und Portugals sowie denen aus Südfrankreich 
und Italien würde bedeuten, dass von den Kosten 
(1) Karamouzi, E., Greece, the EEC and the Cold War, 1974-1979, Palgrave 
Macmillan, Basingstoke, 2014 (erscheint demnächst).
der Süderweiterung unverhältnismäßig stark land-
wirtschaftliche Regionen betroffen wären, die sich 
bei der GAP ohnehin bereits benachteiligt fühlten. 
Der politischen Notwendigkeit der Erweiterung 
gerecht zu werden sollte keine leichte Aufgabe sein. 
Der im Folgenden beschriebene Streit zwischen der 
Kommission und dem Ministerrat über die Stellung-
nahme der Kommission zu einem Beitritt Griechen-
lands war nur das erste Anzeichen dafür, wie schwer 
diese beiden Tatsachen miteinander in Einklang zu 
bringen sein würden.
Eine letzte Schwierigkeit ergab sich aus der Frage, 
ob die drei Beitrittsgesuche zusammen behandelt 
werden sollten oder ob Griechenlands Vorsprung 
von zwei Jahren berücksichtigt werden sollte. Eine 
pauschale Vorgehensweise bot sich natürlich an: 
Die Herausforderungen waren in allen drei Län-
dern ähnlich, und eine rationale Strategie wäre am 
einfachsten zu entwickeln gewesen, wenn Grie-
chenland, Spanien und Portugal gemeinsam be-
trachtet worden wären (2). Zudem hätte dies erheb-
liche administrative und politische Vorteile mit sich 
gebracht. Letztlich war jedoch die Entschlossenheit 
der Griechen entscheidend, die keine Verzögerung 
ihres Beitritts zugunsten der Spanier und Portugie-
sen wollten. Die Süderweiterung der Gemeinschaft 
sollte sich also in zwei Schritten vollziehen: Grie-
chenland erreichte das Ziel 1981 und die beiden 
iberischen Länder schließlich erst 1986.
Der Beitritt Griechenlands: 
ein politischer Schritt 
und eine technische 
Herausforderung
Die Zwickmühlen des Prozesses der Süderweite-
rung waren nach dem griechischen Beitrittsgesuch 
(2) AHCE, KOM(78) 120  endg. vom 19.  April 1978: Die Kommission ver-
suchte in ihrem „Fresko“ von 1978 in der Tat, die drei Beitrittsgesuche in 
einem zu bewerten.
Portugal, Griechenland und Spanien machten sich Anfang der 
1970er Jahre von ihren autoritären Regimen frei. Ihr Erfolg rief 
nach einer Reaktion vonseiten der Europäischen Gemeinschaft.
457Kapitel 24 – Herausforderung Süderweiterung 
von Anfang an offenkundig. Der Rat bat die Kom-
mission am 24.  Juni 1975 um eine Stellungnah-
me (1). Am 27. Januar 1976 empfing Präsident Fran-
çois-Xavier Ortoli den griechischen Botschafter 
Stefanos Stathatos, Ständiger Vertreter Griechen-
lands, der Berichte in der griechischen Presse und in 
der Herald Tribune ansprach, in denen Zweifel an 
einer positiven Reaktion der Kommission laut wur-
den. Nach zwei bewegten Sitzungen des Kollegiums 
gab die Kommission am 29. Januar 1976 ihre Stel-
lungnahme ab (2). Von den vorgelegten Vorschlägen 
fand lediglich derjenige des für Außenbeziehungen 
zuständigen Vizepräsidenten, Christopher Soames, 
eine Mehrheit. Die vier französischen und italieni-
schen Kommissionsmitglieder, darunter François-
Xavier Ortoli und Altiero Spinelli, stimmten da-
gegen. In der Stellungnahme wurde die Aufnahme 
von Verhandlungen nach einer Phase zur Vorberei-
tung des Beitritts vorgeschlagen, die „auf jeden Fall 
beschränkt sein müsste“, damit Griechenland zu 
Wirtschaftsreformen ermutigt würde. Mit einer sol-
chen Übergangsphase hätte die EWG zudem mehr 
Zeit gehabt, Regelungen mit der Türkei zu treffen, 
damit ein Beitritt Griechenlands nicht für weitere 
Missstimmungen zwischen den beiden Kontrahen-
ten im östlichen Mittelmeerraum sorge. Soames be-
tonte, dass die Stellungnahme, was die grundsätzli-
che Frage angehe, ob Griechenland beitreten solle, 
positiv und unerschütterlich sei (3). Trotzdem wur-
de die Stellungnahme der Kommission von einem 
ihrer Mitglieder, Spinelli, gegenüber der internatio-
nalen Presse öffentlich angeprangert (4).
Am 9. Februar 1976 nahm der Rat das griechische 
Beitrittsgesuch an und folgte dabei nicht dem Vor-
(1) Intern richtete die Kommission eine dienstübergreifende Arbeitsgruppe 
ein, die zur Ausarbeitung dieser Stellungnahme beitragen sollte. Die erste 
Sitzung dieser Gruppe fand am 8.  Oktober 1975 statt. Am 6.  November 
1975 wurde der Zwischenbericht der DG I – die für die Arbeitsgruppe zu-
ständig war – zum Beitrittsgesuch Griechenlands veröffentlicht.
(2) AHCE, KOM(76) 30 endg. vom 29. Januar 1976.
(3) Ein vollständiger Überblick über die Debatten des Kollegiums und die dort 
diskutierten Vorschläge ergibt sich aus: AHCE, KOM(76) PV 369, 2. Teil, 
Sitzung vom 28. und 29. Januar 1976, Sitzung vom 28. Januar, S. 18-30.
(4) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2011.
schlag der Kommission, zunächst eine Testphase 
vorzusehen. Frankreich und ebenso Deutschland 
unterstützten die Bestrebungen Griechenlands vor 
allem aus politischen Gründen. Angesichts der Tat-
sache, dass die Kommission kein klares Votum ab-
gegeben hatte, überzeugten die beiden Länder ihre 
europäischen Partner, sich eindeutig für die Auf-
nahme von Verhandlungen auszusprechen. Auch 
das ständige Drängen der griechischen Regierung 
beeinflusste diese Entscheidung  (5). Am 27.  Juli 
1976 wurden die Verhandlungen offiziell aufge-
nommen. Trotz dieser politischen Entscheidung, 
mit dem Beitrittsprozess voranzuschreiten, bestand 
die in der Stellungnahme der Kommission aufge-
zeigte grundlegende Ungewissheit, ob eine schnelle 
Erweiterung durchführbar sei, allerdings nach wie 
vor.
Es wurden in der Kommission auch – sowohl in-
tern als auch nach außen – Bedenken laut, ob das 
Beitrittsgesuch Griechenlands wirklich isoliert zu 
betrachten sei oder im Rahmen eines umfassende-
ren Prozesses der Süderweiterung. Letztlich wurde 
der „einheitliche“ Ansatz, der noch bei der Erwei-
terung von 1973 verfolgt wurde, abgelehnt. Ange-
sichts der speziellen sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Strukturen Griechenlands  (6) wurden 
die Verhandlungen mit Griechenland getrennt  (7) 
von denen mit Spanien und Portugal geführt, und 
sein Gesuch wurde für sich geprüft. Diese Entschei-
dung war nicht einfach, und auch nach der Aufnah-
me der Verhandlungen mit Griechenland blieb sie 
anderthalb Jahre lang umstritten. Die Kommission 
war sich im Klaren darüber, dass sich die Proble-
me bei den drei Beitrittsgesuchen teilweise glichen, 
und führte einige informelle Studien über die Ge-
meinsamkeiten bei industriepolitischen Aspekten, 
(5) Karamouzi, E., Greece, the EEC and the Cold War, 1974-1979, Palgrave, 
Basingstoke, 2014 (erscheint demnächst).
(6) AHCE, KOM(77) PV 442, 2. Teil, Sitzung vom 13. und vom 16.-18. Sep-
tember 1977, Sitzung vom 17. September 1977 S.  16-17, Protokoll der 
Kommission der Sitzung in „Konklave“ in Roche-en-Ardenne über die 
wirtschaftlichen Probleme der Erweiterung.
(7) AHCE, BAC  66/1985/192, Vermerk von David Goodchild (Task Force 
Griechenland) an Präsident Jenkins vom 22. Juli 1977, S. 2. 
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der Einführung neuer Finanzierungsinstrumente 
und institutionellen Fragen durch (1). Diese umfas-
senden Studien zeigen das Bewusstsein der Kom-
mission dafür, in welchem Ausmaß sich sowohl 
die Gemeinschaft an die Erweiterung als auch die 
Bewerberländer an die EWG-Mitgliedschaft an-
passen mussten. In einer der ausführlicheren Stu-
dien zu den Auswirkungen der Erweiterung, dem 
sogenannten „Fresko“ vom April 1978, wurde bei-
spielsweise betont, dass die neun bestehenden Mit-
gliedstaaten im Rahmen des Erweiterungsprozesses 
ihre Sichtweise der Landwirtschaft in den Mittel-
meerländern überdenken müssten und ernsthafte 
Anstrengungen erforderlich seien, damit „die durch 
die größere Zahl von Mitgliedstaaten bedingte 
schwerfälligere Abwicklung der Beschlussfassungs-
verfahren ausgeglichen wird“ (2).
Griechenland sah die Gefahr einer „einheitlichen“ 
Vorgehensweise und das Risiko, dass seine Beitritts-
perspektiven mit denen Spaniens und Portugals 
vermengt würden (3), und übte Druck aus, um ein 
schnelles Verfahren zu erreichen und nicht „pau-
schal“ mit den anderen Kandidaten behandelt zu 
werden. Am 27. Januar 1978 führte der griechische 
Premierminister Konstantinos Karamanlis den 
„Sonderfall“ Griechenland an und drängte darauf, 
rasch voranzukommen. Der griechische Koordi-
nationsminister Panayiotis Papaligouras, der die 
Behandlung Griechenlands als Sonderfall befür-
wortete, berief sich auf das Assoziierungsabkom-
men. Am 19. Dezember 1977 legte er einen straffen 
Zeitplan vor und schlug vor, dass alle wesentlichen 
offenen Fragen bis Juli 1978 geklärt sein sollten. 
Diese Nachdrücklichkeit zeitigte allmählich Erfol-
ge. Die Kommission und die Mitgliedstaaten waren 
(1) AHCE, BAC 66/1985/192, Vermerk der Task Force Griechenland an Prä-
sident Jenkins vom 31. März 1977.
(2) AHCE, KOM(78) 120 endg. vom 24. April 1978, Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat über umfassende Überlegungen zu den Problemen der Erwei-
terung.
(3) Griechenland lehnte diesen Ansatz ab, der die wechselseitige Abstimmung 
der Politik vor dem Beitritt begünstigte. Nach seinem Beitritt war dann sei-
ne abweichende Wirtschaftsstruktur Griechenlands Hauptargument für 
die Annahme des Memorandums.
sich bewusst, dass jede Verzögerung den antidemo-
kratischen oder antieuropäischen Kräften in dem 
Land in die Hände spielen könnte. Beispielsweise 
gewann Karamanlis die Wahl im November 1977 
zwar deutlich, doch die Zustimmung für Parteien, 
die Griechenlands EWG-Ambitionen ablehnten, 
stieg beträchtlich an. In der Folge wurde die politi-
sche Notwendigkeit, trotz aller möglicherweise da-
mit verbundenen Schwierigkeiten mit der Erweite-
rung voranzukommen, für die Kommission immer 
deutlicher. Unterdessen hob Präsident Jenkins her-
vor, dass die „Meinungen“ und die Verhandlungen 
voneinander getrennt werden müssten, denn die Be-
weggründe der drei Kandidaten seien hauptsächlich 
politischer Natur. Aus der Sicht der Präsidentschaft 
hätte ein für diese Länder politisch inakzeptables 
Beitrittsverfahren den gesamten Prozess untergra-
ben können.
Titelseite der Zeitschrift Euroforum zum Beitritt Griechenlands zu 
den Europäischen Gemeinschaften
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Die Kommission mobilisierte ihre Generaldirek-
tionen (siehe Tabelle „Von der Kommission für 
den Prozess des griechischen Beitritts geschaffene 
Strukturen“, oben). Was die Reihenfolge der Ver-
handlungskapitel betraf, wollte die Kommission 
mit der Zollunion beginnen und anschließend die 
Außenbeziehungen behandeln. Der Agrarsektor 
und die staatlichen Beihilfen waren ebenfalls vor-
rangige Bereiche. Griechenland legte in einem frü-
hen Stadium der Verhandlungen ein Memorandum 
zur Landwirtschaft vor. Die Gemeinschaft legte 
Von der Kommission für den Prozess des griechischen Beitritts 
geschaffene Strukturen
Jahr Thema GD
1977 Gruppe für die allgemeinen institutionellen 
Auswirkungen der Erweiterung
Generalsekretariat
Leitung: Generalsekretär Émile Noël
Task Force für künftige Beitritte GD Außenbeziehungen
Delegation für die Verhandlungen mit 
Griechenland 
GD Außenbeziehungen
Allgemeine Koordination:  
Roland de Kergorlay 
Task Force Griechenland GD Außenbeziehungen
Dienststellenübergreifende Gruppe für die 
Probleme der Erweiterung
Generalsekretariat
Leitung: Vizepräsident Lorenzo Natali 
Dienststellenübergreifende Gruppe für die 
institutionellen Fragen der Erweiterung
Generalsekretariat




Delegation für die 
Erweiterungsverhandlungen
GD Außenbeziehungen




Gruppen (Wirtschaft, Landwirtschaft,  
Industrie/Staatliche Beihilfen)
Leitung: GD Wirtschaft und Finanzen, 
GD Landwirtschaft und GD Binnenmarkt 
und gewerbliche Wirtschaft 
Sekretariat: Delegation für die Erweiterung
Ausschuss der Stellvertretenden 
Stellvertreter für die Verbesserung der 
Verhandlungsstrukturen
ihre Verhandlungspositionen in diesem Bereich 
jedoch langsamer fest, als Griechenland es sich ge-
wünscht hätte.
Die Kommission wandte bei Griechenland erst-
mals ein Modell eines flexiblen Übergangs an  (1). 
(1) AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Dossier 49, „Avant-projet de rapport du 
Groupe de travail sur les questions institutionnelles liées à l’élargissement 
sur ,La période de transition‘“ vom 30. November 1977, Groupe inter-ser-
vices sur les questions institutionnelles liées à l’élargissement („Kergorlay-
Gruppe“), Dezember 1977.
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prozentualen Anteilen der anderen Mitgliedstaaten 
zu gewichten. Außerdem legte sie eine neue qualifi-
zierte Mehrheit fest, wodurch sich die Sperrmino-
rität änderte (45 Stimmen für eine neue Mehrheit 
bei einer Gesamtzahl von 63 Stimmen) (2). Auf den 
Spierenburg-Bericht (3) ging schließlich die Idee zu-
rück, bei einem Griechenland-Beitritt die Zahl der 
Kommissionsmitglieder auf der Grundlage mehre-
rer Formeln zu reduzieren (ein Kommissionsmit-
glied pro Mitgliedstaat, Junior-Mitglieder usw.). 
Schließlich setzte sich trotz des Beitritts eines wei-
teren Landes der Gedanke durch, die relative Stärke 
der Mitgliedstaaten beizubehalten.
In dieser institutionell konservativen Haltung spie-
gelte sich ein allgemeineres Merkmal des griechi-
schen Beitrittsgesuchs wider: Die neun Mitglied-
staaten und die Kommission beschlossen letztlich 
aus politischen Gründen, mit dem Beitritt voran-
zuschreiten, obwohl eine Reihe grundlegender Fra-
gen nicht völlig geklärt waren. So gingen weder der 
Durchbruch in den Beitrittsgesprächen unter dem 
deutschen Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr 1978 
noch die endgültige Erledigung der offenen Fragen 
in den ersten Monaten des Jahres 1979 mit der radi-
kalen Neuorientierung der Agrarpolitik im Mittel-
meerraum oder der Austarierung des institutionel-
len Gleichgewichts einher, von denen in früheren 
Kommissionsdokumenten wie dem „Fresko“ noch 
die Rede gewesen war.
Über beide Fragen wurde bereits nachgedacht, doch 
eine unmittelbar bevorstehende Einigung war nicht 
in Sicht. Also sah es am Ende der Beitrittsverhand-
lungen mit Griechenland im Großen und Ganzen so 
aus wie am Anfang: Das Bestreben, sich umfassend 
mit den gesamten Auswirkungen der Erweiterung 
(2) AHCE, KOM(78) 356 endg. vom 20. Juli 1978, Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat im Zusammenhang mit den institutionellen Folgen des 
Beitritts Griechenlands zu den Gemeinschaften. Die dänische, die franzö-
sische und die britische Delegation wollten, dass die für eine Sperrminorität 
notwendige Anzahl der Stimmen bei einem Griechenland-Beitritt unver-
ändert bleibt.
(3) Siehe Kapitel 6: Eine Verwaltungskultur im Wandel. 
Im Vergleich zur ersten Erweiterung war die Über-
gangsphase länger und in Stufen aufgebaut. Sie un-
terschied sich von Bereich zu Bereich, und es waren 
umfangreiche Ausnahmeregelungen vorgesehen. 
Bei der ersten Erweiterung waren die Befreiungen 
dagegen noch auf die Übergangsphase beschränkt. 
Als Griechenland jedoch ständige Ausnahmerege-
lungen von großer Tragweite forderte, verwies die 
Kommission auf den „Präzedenzfall“ 1973. 
Die Kommission hielt eine Übergangsphase von 
fünf bis zehn Jahren für erforderlich, Griechenland 
dagegen strebte höchstens fünf Jahre an (für die 
Zollunion und die Außenbeziehungen) und einen 
kürzeren Zeitraum in bestimmten Fällen, in de-
nen der Besitzstand unmittelbar zum Tragen kam. 
Bei der Agrarpolitik (besonders beim Export von 
Obst), den staatlichen Beihilfen und der Freizügig-
keit von Arbeitskräften gab es Unstimmigkeiten 
zwischen der Kommission, der Gemeinschaft und 
Griechenland. In den Verhandlungen forderte Pa-
paligouras von Anfang an, in der Beitrittsakte eine 
Erklärung vorzusehen, in der die Bedeutung der 
Staatshilfen anerkannt wird. Die Kommission hielt 
in diesem Bereich Übergangsphasen für nicht an-
gebracht, gab jedoch den griechischen Forderungen 
nach. Nach dem Beitritt war es gemäß Artikel 92 ff. 
des Beitrittsvertrags Aufgabe der Kommission, die 
bestehenden Hilfen zu prüfen und die Übergangs-
fristen und -modalitäten festzulegen.
In institutioneller Hinsicht bot die Griechenland-
Erweiterung der Kommission Gelegenheit, einige 
innovative Ideen zu lancieren, die durch den Tin-
demans-Bericht von 1975 inspiriert waren (1). Auf 
den Vorschlag einiger Mitgliedstaaten, die Sperr-
minorität festzuschreiben, obwohl die Gesamtzahl 
der Stimmen durch den Beitritt Griechenlands 
steigen würde, reagierte die Kommission ihrerseits 
mit dem Kompromissvorschlag, die Stimmen Grie-
chenlands in etwa entsprechend den damaligen 
(1) Siehe Einleitung zum dritten Teil dieser Veröffentlichung.
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zu befassen, das in der ursprünglichen Stellungnah-
me der Kommission deutlich geworden war, wurde 
erneut von der politischen Notwendigkeit der Er-
weiterung in den Hintergrund gerückt. Dies kam 
Karamanlis sicherlich zugute. Die geschickte Diplo-
matie des griechischen Premierministers gegenüber 
den anderen führenden Politikern Europas – vor al-
lem Helmut Schmidt und Valéry Giscard d’Estaing, 
aber auch Jenkins – war höchstwahrscheinlich ei-
ner der wichtigsten Gründe dafür, dass der Drang 
Die Ankunft der griechischen Beamten in Brüssel
Im Gegensatz zu den Bediensteten aus den im 
Folgenden behandelten iberischen Bewerberländern 
kamen die griechischen Beamten also im von diesem 
Band abgedeckten Zeitraum nach Brüssel und wurden 
in die neuen Einrichtungen integriert. Es ist daher 
wichtig, kurz auf ihr Auswahlverfahren und ihre 
Gesamtzahl einzugehen.
Um das neue „geografische Gleichgewicht“ herzustellen, 
hatte die Kommission berechnet, dass die Griechen 6 % 
des gesamten Personals (Kategorien A und B) stellen 
müssten. Um bedeutende Defizite in bestimmten 
Besoldungsgruppen, zu denen es 1973 gekommen war, 
zu verhindern, entschied die Kommission, das Personal 
sukzessive innerhalb von zwei Jahren (1980 bis 1982) 
einzustellen. In den Gruppen A1 bis A3 war in der Zeit 
um 1981 die Pensionierung von lediglich 15 Beamten 
absehbar. Für mindestens die Hälfte der Posten 
mussten neue Stellen geschaffen werden. Die 
Kommission schlug eine Änderung des 
Altersversorgungssystems vor (1). Die Besetzung der 
Posten in den unteren Besoldungsgruppen brachte keine 
größeren Probleme mit sich. In den oberen Gruppen 
sollte Griechenland entsprechend den Quoten einen 
A1-, fünf A2- und 13 A3-Posten erhalten. Die 
Kandidaten für die politischen Posten der Gruppen A1 
und A2 wurden von der Regierung über den griechischen 
Kommissar vorgeschlagen, der eine Liste mit 
Alternativen für jeden Posten vorlegte. Für die A3-
Posten, für die die Kommission sich normalerweise das 
Recht vorbehielt, Kandidaten auf anderem Wege 
auszuwählen, forderte Griechenland, nach dem gleichen 
Verfahren vorzugehen. Elf Monate vor dem Beitritt 
stellte die griechische Regierung nach parteipolitischen 
Kriterien eine Liste mit 45 Kandidaten für 15 Posten 
auf, die sie der Kommission unterbreitete (2). Im Mai 
1980 stellte die Kommission „das Problem Griechenland 
als ein Problem für sich“ (3) heraus. Die neue, 
sozialistische Regierung erstellte dann im Februar 1982 
kurz nach der Wahl eine neue Kandidatenliste. Sie 
plante, weitere Namen vorzulegen (diese Listen 
betrafen die Gruppen A2 und A3). Im Grunde 
genommen wurde eine Taktik der Benennungen im 
„Paket“ verfolgt (4). Da einige A2-Kandidaten das 
Anforderungsprofil nicht erfüllten, ließ die Kommission 
wissen, dass sie einen A2- durch mehrere A3-Posten 
ersetzen wollte (5). Grigoris Varfis und Wilhelm 
Haferkamp nahmen schließlich diesen Austausch eines 
A2-Postens in der GD I durch zwei A3-Posten (in einer 
guten Position) in derselben GD vor (6).
Griechenland war überzeugt, dass die Kommission sich 
bei der Einstellung der griechischen Bediensteten 
wählerischer verhielt als bei der Erweiterung von 1973, 
und meinte, dass seine Listen nicht berücksichtigt 
worden seien. Die Kommission fuhr von Ende 1982 bis 
Ende 1983 kontinuierlich mit der Besetzung der Stellen 
fort und bemühte sich dabei, nicht den Anschein zu 
erwecken, sie ignoriere ständig die Empfehlungen der 
griechischen Regierung (siehe Tabelle „Griechischen 
Bediensteten vorbehaltene Posten in den oberen 
Besoldungsgruppen“, S. 462).
(1) 1973 wurden durch die Verordnung (Euratom, EGKS, EWG) Nr. 2530/72 
Ausnahmeregelungen zum Personalstatut gewährt. Die Kommission hatte 
die Bediensteten aus den neuen Mitgliedstaaten in einem einzigen Schritt 
eingestellt. Im Falle Griechenlands bestand nun die Änderung der Bestim-
mungen in Anreizen zum Ausscheiden aus dem Dienst mit 60 Jahren und 
zum Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand im Alter von 50 bis 60 Jahren 
sowie in der obligatorischen Versetzung in den Ruhestand mit 65 Jahren.
(2) Die oppositionsnahe Presse Griechenlands sprach von einem Höhepunkt 
des Byzantinismus und der Privilegienwirtschaft (Eleftherotypia, 23.  Juni 
1979). Der Regierungspartei von Karamanlis wurde vorgeworfen, der sozi-
alistischen oder der kommunistischen Partei nahestehende Kandidaten bei 
der Auswahl ausgeschlossen zu haben (Eleftherotypia, 27. Januar 1980). 
(3) AHCE, BAC 39/1986/82, Aktenvermerk von Henri Étienne vom 12. Mai 
1980 über das Treffen von Christopher Tugendhat mit den Stellvertretern 
der Ständigen Vertreter am 8. Mai 1980 betreffend die Einstellung der grie-
chischen Beamten.
(4) Interviews mit Grigoris Varfis, 6.  Oktober 2010, und Achilleas Mitsos, 
17. September 2010.
(5) Siehe Interview mit Ioannis Yennimatas, 7. Oktober 2010.
(6) AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Dossier Nr.  2916, „Suivi de l’élar-
gissement (,Fresque‘) 1982, recrutement grec 1981-1983“ (Dokumente von 
1980 bis 1986).
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nach einer raschen Erweiterung stärker wog als 
die Notwendigkeit, sowohl die Bewerberländer als 
auch die Gemeinschaft vollauf für die bevorstehen-
den Herausforderungen zu wappnen. Doch wie im 
Folgenden erläutert wird, sollte diese Entscheidung, 
sich erst einmal nicht damit auseinanderzusetzen, 
wie ein erweitertes Europa funktionieren würde, 
ernsthafte Auswirkungen für die anderen beiden 
südeuropäischen Kandidaten haben.
Am 28.  Mai 1979 wurde der Beitrittsvertrag zwi-
schen Griechenland und der EWG im Rahmen 
einer prunkvollen Zeremonie in Athen unterzeich-
net. 18  Monate später, am 1.  Januar 1981, wurde 
Griechenland Mitgliedstaat der Gemeinschaft. 
Doch wie bereits für das Vereinigte Königreich 
bedeutete der offizielle Beitritt nicht das definitive 
Ende der Ungewissheit über Griechenlands Platz in 
der EWG. Nur Monate nach dem Beitritt gewann 
die PASOK (Panhellenische Sozialistische Bewe-
gung) die Wahlen, nachdem sie sich im Wahlkampf 
für den Austritt Griechenlands aus der NATO und 
der EWG ausgesprochen hatte. Die neue griechische 
Regierung legte am 22. März 1982 ein Memoran-
dum vor, in dem sie die Schwäche der griechischen 
Wirtschaft betonte und mehr Erleichterungen und 
finanzielle Hilfe forderte. Am 29. März 1982 schlug 
die Kommission dem Rat vor, bestimmte Forderun-
gen teilweise zu berücksichtigen. Die griechische 
Regierung reagierte positiv, und der Rat stimmte 
zu. Die Kommission beauftragte Kommissar Ri-
chard Burke mit der Koordination. Dies umfasste 
die Ausarbeitung einer Reihe von Vorschlägen so-
wie Kontakte mit den griechischen Behörden, die 
dazu dienen sollten, sich zu vergewissern, dass der 
gemeinschaftliche Besitzstand umgesetzt würde (2). 
Die Kommission bemühte sich, mit den griechi-
schen Behörden einen genauen Zeitplan mit dem 
Ziel der Anpassung des griechischen Systems an die 
Normen der Gemeinschaft aufzustellen  (3). Einige 
Jahre später wurde unter der ersten Kommission 
Delors festgestellt, dass hier sehr wenige Fortschrit-
te gemacht worden waren, besonders bei der in der 
Beitrittsakte vorgesehenen Umsetzung der Richtli-
nien der Gemeinschaft. Arthur Cockfield, für den 
Binnenmarkt zuständiger Vizepräsident, begab sich 
nach Griechenland, um eingehende Kontrollen 
durchzuführen. Im Laufe der nächsten Jahre folg-
ten regelmäßige Kontakte.
(1) AHUE, Bestand Émile Noël (EN), Dossier Nr.  2917, „Suivi de 
l’élargissement (,Fresque‘) 1982, recrutement grec 1981-1983“ (Dokumen-
te von 1980 bis 1986).
(2) Interview mit Richard Burke, 10. Mai 2013.
(3) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr.  3, 1982, S.  100-104 und 
Nr. 4, 1983, S. 70-71.
Griechischen Bediensteten vorbehaltene Posten in den oberen Besoldungsgruppen 
(Stand: 2. Dezember 1983) (1)
Gruppe Anzahl Dienststelle In % der jeweiligen Gruppe
A1 1 GD XI 0,9
A2 3 Kabinett (1), GD V (1), Statistisches Amt (1) 6,0
A3 13 GD II (2), GD III (1), GD IV (1), GD VI (2),  
GD VII (1), GD VIII (1), GD IX (1), GD X (1),  
GD XVI (1), Juristischer Dienst (2)
11,4
A4-A7 97 Davon 2 A5 und 2 A7 im Kabinett
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Die Erweiterung um Spanien 
und Portugal
Mit dem Beitritt Spaniens und Portugals 1986 en-
dete die Ausdehnung der Gemeinschaft im Mittel-
meerraum. Die Geschichte dahinter unterschied 
sich stark von der im Fall Griechenlands und spie-
gelte Situationen wider, die nicht vergleichbar wa-
ren.
Spanien
Spanien blieb lange Zeit von den europäischen Or-
ganisationen ausgeschlossen. Seine internationale 
Position blieb wegen seines Regimes geschwächt. 
Nach einer langen Wartezeit öffnete die Gemein-
schaft dem Land die Tür über den Umweg eines 
präferenziellen Handelsabkommens in zwei Stufen, 
das überdies mit dem GATT vereinbar war. Dieses 
Abkommen wurde 1970 unterzeichnet. Die Vor-
aussetzungen für den Übergang von der ersten zur 
zweiten Stufe wurden wohlweislich nicht festgelegt. 
Das Hauptproblem bestand ganz eindeutig darin, 
dass es in Spanien keine Demokratie gab.
Nachdem die erste Erweiterung den Handel Spani-
ens mit den drei neuen Mitgliedstaaten beeinträch-
tigt hatte, schien eine Anpassung des Abkommens 
notwendig, wurde jedoch durch die politische Ent-
wicklung erschwert. Bereits im März 1975 hatten 
mehrere Kommissionsmitglieder (Claude Cheys-
son, Wilhelm Haferkamp, Henri Simonet, Altiero 
Spinelli und George Thomson) in eigenem Namen, 
aber mit sehr deutlichen Worten die Repression 
gegen die demokratischen Oppositionsführer in 
Spanien kritisiert. Im September brachte dann die 
Kommission als Gemeinschaftsorgan ihre Besorg-
nis über mehrere Todesurteile zum Ausdruck. Als 
diese vollstreckt wurden, folgten heftige Gegenre-
aktionen. Anfang Oktober hielt die Gemeinschaft 
es nicht mehr für angebracht, die Verhandlungen 
über eine Anpassung des Handelsabkommens 
fortzusetzen. Die Frage der Teilnahme von Ver-
tretern der Kommission am Begräbnis Francos 
1975 wurde äußerst restriktiv behandelt. Der däni-
sche Kommissar Finn Olav Gundelach vertrat die 
Kommission bei der religiösen Zeremonie und bei 
der Thronerhebung von König Juan Carlos  I. am 
27.  November. Das Kollegium hatte beschlossen, 
dass der Kommissar – sollte er von den Medien be-
fragt werden – betonen sollte, dass die Kommission 
offen für eine Intensivierung der Beziehungen mit 
einem demokratischen Spanien sei (1).
Die Verhandlungen wurden schließlich wieder auf-
genommen. Der neue spanische Außenminister 
José María de Areilza, Graf von Motrico, besuchte 
im Februar 1976 Brüssel und die anderen Haupt-
städte. Er stellte dort die Demokratisierungspläne 
der neuen Regierung vor und erklärte, die Ver-
handlungen auf eine Anpassung des Abkommens 
von 1970 begrenzen zu wollen. Im Übrigen gab er 
aber zu erkennen, letztlich den Beitritt zur Gemein-
schaft anzustreben. Es wurde ihm gegenüber kein 
Hehl daraus gemacht, dass dies ohne ein wirklich 
demokratisches System in Spanien nicht denkbar 
sei (2).
Bei den Verhandlungen ergaben sich beträchtli-
che Schwierigkeiten  (3). Im März 1977 plante die 
Kommission eine rein technische Anpassung des 
bilateralen Abkommens, was sich jedoch angesichts 
der raschen Veränderungen der politischen Lage 
in Spanien als unzureichend erwies. Ende März 
1977 plädierten Étienne Davignon und Finn Olav 
Gundelach für eine genaue Analyse der industriel-
len und landwirtschaftlichen Lage in den Ländern, 
(1) AHCE, KOM(75) PV 333, 2. Teil, Sitzung vom 25. März 1975; KOM(75) 
PV 350, Sitzung vom 10. September 1975; KOM(75) PV 352, 2. Teil, Sit-
zung vom 24. September 1975; KOM(75) PV 353, Sitzung vom 1. Oktober 
1975; KOM(75) PV 354, 2. Teil, Sitzung vom 8. Oktober 1975; KOM(75) 
PV 357, 2. Teil, Sitzung vom 28. und 29. Oktober 1975; KOM(75) PV 360, 
Sitzung vom 17., 19. und 20. November 1975; KOM(75) PV 361, 2. Teil, 
Sitzung vom 26. November 1975.
(2) AHCE, KOM(76) PV 372, 2. Teil, Sitzung vom 17. und 18. Februar 1975, 
S. 15. 
(3) In AHCE, BAC 250/1980/674 und 675 ist dies sehr ausführlich dokumen-
tiert.
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die inoffiziell bereits als Kandidaten betrachtet 
wurden  (1). Und die Erwartungen stellten sich als 
berechtigt heraus: Vier Monate nach Portugal legte 
die aus den ersten freien Wahlen seit 1936 hervorge-
gangene neue Regierung das förmliche Beitrittsge-
such Spaniens vor.
Im Fall Spaniens dauerte es in etwa so lange wie bei 
Portugal, bis die Stellungnahme der Kommission 
schließlich am 29.  November 1978 dem Rat über-
mittelt wurde  (2). In politischer Hinsicht begrüß-
te die Kommission die Aussicht, dass das demo-
kratische Spanien seinen Weg nach Europa finde. 
Wirtschaftlich hingegen war abzusehen, dass die 
Integration mit zahlreichen Problemen behaftet 
sein würde, was z.  B. die industriellen und land-
wirtschaftlichen Strukturen sowie Maßnahmen zur 
(1) AHCE, KOM(77) PV  420, 2.  Teil, Sitzung vom 2. und 3.  März 1977; 
KOM(77) PV 424, 2. Teil, Sitzung vom 30. März und 1. April 1977.
(2) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 9/78.
Regionalentwicklung und zur sozialen Umstellung 
betraf. Das alles erforderte Mittel und Zeit. Die da-
für notwendige Übergangsphase sollte nicht länger 
als zehn Jahre dauern. Der Rat reagierte daraufhin 
genauso unmittelbar wie im Fall Portugals, und im 
Februar 1979 begannen die Verhandlungen. 
Portugal
Portugal war Gründungsmitglied der NATO und 
der EFTA und verfügte über mehr internationalen 
Handlungsspielraum und Akzeptanz in den euro-
päischen Organisationen als Spanien. Durch die 
„Nelkenrevolution“ im April 1974 entstand eine 
völlig neue Situation. Dass eine kommunistische 
Partei im Herzen eines NATO-Mitgliedstaats ent-
scheidenden politischen Einfluss gewann, sorgte für 
Konsternierung. Deutschland gewährte der sozia-
listischen Partei als Gegengewicht finanzielle, poli-
tische und diplomatische Hilfe und förderte deren 
Aufgrund der Ängste der französischen Landwirte drohte die iberische Erweiterung zu scheitern.
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Aufbau. Für die Intervention der Gemeinschaft zu 
plädieren war dann nur noch ein weiterer Schritt.
Für Portugal war es oberste Priorität, den Zugang 
zum britischen Markt aufrechtzuerhalten; eine Än-
derung der institutionellen Verbindungen zur Ge-
meinschaft strebte es jedoch nicht in erster Linie an. 
Es wollte stattdessen eher die Handelsregelungen 
verbessern und eine industrielle, technische und 
finanzielle Zusammenarbeit einrichten. Unterdes-
sen machte das Land im November 1974 deutlich, 
dass es nicht ausschloss, die Beziehungen auf eine 
neue Grundlage zu stellen. Die Bedenken über die 
weitere Entwicklung in Portugal führten dazu, dass 
sich die Kontakte auf hoher Ebene häuften. Meh-
rere bekannte Persönlichkeiten besuchten Portugal: 
Willy Brandt, James Callaghan, Max van der Stoel 
und Altiero Spinelli. Im Juni 1974 kamen Präsident 
Ortoli und Vizepräsident Soames mit dem Premier-
minister und dem Außenminister des Landes zu 
Gesprächen zusammen. Im Oktober wuchsen die 
Ambitionen Portugals über den Handelsbereich hi-
naus und erstreckten sich auf den Zugang zu Kredi-
ten der Europäischen Investitionsbank (EIB).
Im Februar 1975 reiste Soames für die Kommis-
sion nach Lissabon  (1). Einen Monat später prüfte 
das Kollegium den Vorschlag Spinellis, eine Er-
klärung zu verabschieden, in der es die Hoffnung 
zum Ausdruck bringe, dass das demokratische Re-
gime sich etabliere. Der Gedanke an ein Assoziie-
rungsabkommen mit Portugal wurde verworfen. 
Allerdings wurden Schritte zur Errichtung einer 
Freihandelszone für die Waren der Kapitel  25 bis 
99 des Gemeinsamen Zolltarifs eingeleitet (2). Die 
Überlegungen der Kommission spiegeln sich in ih-
ren Vorschlägen an den Rat wider: „Die Gemein-
schaft hat ihrerseits von Anfang an die Einführung 
der Demokratie in Portugal und die Möglichkeiten, 
(1) Interview mit David Hannay, 14. Juli 2010.
(2) Die vorangehenden Ausführungen sind auf eine große Sammlung von Do-
kumenten gestützt, die im AHCE aufbewahrt werden (BAC 250/1980/372 
und 505, BAC 147/1991/439), sowie auf Sitzungsprotokolle der Kommissi-
on, 1. und 2. Teil.
die dies für engere Beziehungen zwischen der Ge-
meinschaft und Portugal eröffnete, begrüßt. Diese 
Haltung ergibt sich zwangsläufig aus der im Vertrag 
verankerten Konzeption einer offenen und auf den 
Grundsätzen von Freiheit und Demokratie aufge-
bauten Europäischen Gemeinschaft. Die Gemein-
schaft hat daher ein natürliches Interesse daran, die 
Bemühungen Portugals um den Ausbau der demo-
kratischen Ordnung und den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt nachdrücklich zu unterstüt-
zen“ (3).
Der Rat befasste sich mit der Frage nach einer So-
forthilfe, was sich jedoch in die Länge zog. Die 
politische Lage war weit von einer Normalisierung 
entfernt, und die Ungewissheit nahm zu. Auch die 
Verschlechterung der Wirtschaftslage musste un-
ter Kontrolle gebracht werden. Die Unterstützung 
musste also schnell und effizient erfolgen  (4). Das 
Kollegium wirkte auf energisches Handeln im Rah-
men des Rates und seiner Arbeitsgruppen hin, um 
die Arbeit so weit wie möglich zu beschleunigen.
Am 7.  Oktober 1975 wurde der portugiesischen 
Regierung mitgeteilt, dass Hilfen über 180 Millio-
nen Rechnungseinheiten gewährt würden. Die EIB 
sagte Kredite mit einem günstigen Zinssatz zu (5). 
Mehrere Mitgliedstaaten wollten, dass das Verfah-
ren der Genehmigung der Projekte von ihren Ver-
tretern durchgeführt und kontrolliert werde. Die 
Kommission widersetzte sich dem, da dies aufgrund 
der mit dem Rat vereinbarten allgemeinen Leitlini-
en in ihre Zuständigkeit fiel (6).
(3) AHCE, Mitteilung der Kommission an den Rat über die Maßnahmen zu-
gunsten Portugals, KOM(75) 287 endg. vom 11. Juni 1975.
(4) Auf dem Rat am 16. und 17. Juli 1975 wurden die Vorschläge geprüft mit 
dem Ergebnis, dass „die Europäische Gemeinschaft ausschließlich eine 
Demokratie pluralistischen Wesens unterstützen könnte“. Die Ministerta-
gung mit portugiesischen Vertretern wurde wegen politischer Turbulenzen 
in Portugal verschoben.
(5) In AHCE, BAC 250/1980/378, 381 und 382 ist dies umfangreich doku-
mentiert.
(6) Über einen dieser strittigen Punkte wurde das Kollegium im Oktober 1981 
informiert.
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Portugal strebte nunmehr den Beitritt zur Gemein-
schaft an. Die Kommission begann Ende 1976, sich 
darauf vorzubereiten. Am 14.  Januar 1977 teilte 
Lorenzo Natali mit, dass eine umfassende Studie 
über die Probleme einer neuen Erweiterung durch-
geführt werden müsse. Zwei Monate später erging 
das förmliche Beitrittsgesuch der portugiesischen 
Regierung. Die Zeit der Ungewissheit war endgül-
tig vorbei.
Die Kommission übermittelte ihre Stellungnahme 
dazu dem Rat am 19.  Mai 1978, 14  Monate nach 
dem Beitrittsgesuch (1). Sie mahnte darin eine po-
sitive, eindeutige Antwort an. In wirtschaftlicher 
Hinsicht hätte ein Beitritt aufgrund der – relativ 
gesehen – geringen Bedeutung der portugiesischen 
Wirtschaft nur begrenzte unmittelbare Auswir-
kungen für die Gemeinschaft. Die wichtigsten 
Probleme betrafen die deutlich spürbaren Unter-
schiede im Entwicklungsniveau. Sie hätten weite-
ren Fortschritten bei der Konvergenz innerhalb der 
Gemeinschaft entgegenstehen können, wurden aber 
keineswegs als unüberwindbar eingeschätzt.
Der Rat reagierte unmittelbar und gab am 6. Juni 
grünes Licht. Im Oktober 1978 wurden die Ver-
handlungen offiziell aufgenommen. 
Die Beitrittsverhandlungen
Die Beitrittsverhandlungen dauerten sechs Jahre 
und waren frustrierend, sowohl für die Kandida-
ten als auch für die Gemeinschaft (2). In gewissem 
Ausmaß spiegelte dieser langsame Verlauf die wirk-
lich substanziellen Probleme wider, die mit einer 
Mitgliedschaft Spaniens und Portugals verbunden 
waren. Die Kommission hatte in ihren Stellung-
nahmen deutlich gemacht, dass ein Beitritt der bei-
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/78.
(2) Die ausführlichste spanische Quelle hierzu ist: Bassols, R., España en Eu-
ropa. Historia de la adhesión a la CE 1957-1985, Política Exterior, Madrid, 
1995.
den iberischen Bewerberländer – besonders Spani-
ens – der Gemeinschaft ernsthafte Schwierigkeiten 
bereiten würde. Dies galt umso mehr, als zwei der 
Politikfelder, auf die die Erweiterung sich wohl am 
stärksten auswirken würde – die Gemeinsame Ag-
rarpolitik (GAP) und die Gemeinsame Fischereipo-
litik (GFP) –, ohnehin sensible Bereiche der EWG 
waren. Außerdem war es schwierig, die finanziel-
len Auswirkungen der Erweiterung und der Auf-
nahme zweier ärmerer Länder, die Mittel aus dem 
Haushalt der Gemeinschaft in erheblicher Höhe 
benötigen würden, zu verkraften, denn damals war 
die Frage der Finanzierung der Gemeinschaft be-
reits Anlass für erbitterte Kontroversen zwischen 
den Mitgliedstaaten und unter den Organen der 
Gemeinschaft  (3). Ferner herrschte im Allgemei-
nen Klarheit darüber, dass es nicht möglich war, 
den mit der Süderweiterung zusammenhängenden 
Fragen, die im Verlauf der Beitrittsverhandlungen 
mit Griechenland nicht geklärt worden waren, er-
neut auszuweichen. Doch noch grundlegender war 
der Widerspruch zwischen den zwei bereits am 
Anfang dieses Kapitels erwähnten Tatsachen, de-
nen sich die Gemeinschaft nicht entziehen konn-
te: Einerseits konnte sie es sich nicht erlauben, die 
Beitrittsgesuche der beiden neuen Demokratien 
von der iberischen Halbinsel zurückzuweisen, an-
dererseits schreckten die Mitgliedstaaten in einer 
Zeit der wirtschaftlichen und institutionellen Krise 
der EWG davor zurück, die wirtschaftlichen und 
finanziellen Kosten einer Mitgliedschaft Spaniens 
und Portugals zu akzeptieren. Die zwangsläufige 
Folge waren Verzögerung und Verschleppung der 
Verhandlungen.
Die Kommission stellte für die Verhandlungen mit 
den beiden iberischen Ländern ein hochkarätiges 
Team auf. Die Verantwortung seitens der Kommis-
sion lag beim erfahrenen Vizepräsidenten Lorenzo 
Natali aus Italien, der in der Folge beide Bewerber-
(3) Siehe Kapitel 11: Die Haushaltspolitik der Gemeinschaft.
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länder regelmäßig besuchte  (1). Natali war Kom-
missionsmitglied unter Jenkins, Thorn und Delors 
und leistete somit einen wichtigen Beitrag zu einem 
kontinuierlichen Vorgehen der Kommission bei den 
Beitrittsverhandlungen mit den iberischen Kandi-
daten. Ihm war ein Team unterstellt, das anfänglich 
von Roland de Kergorlay geleitet wurde, dann von 
Fernand Spaak und schließlich von Inger Nielsen. 
In derart komplexen Verhandlungen mussten die 
Task Force Erweiterung und ab Mai 1979 die De-
legation der Kommission bei den Erweiterungsver-
handlungen, auch wenn sie offiziell der GD I ange-
hörten, ständig mit vielen anderen Dienststellen der 
Kommission Verbindung halten, vor allem mit der 
GD VI und der GD XIV.
Weder die hohe Fachkompetenz der Kommission 
noch ihr eindeutiges Bestreben, die Verhandlungen 
relativ zügig vorankommen zu lassen, reichten aus, 
um die Zögerlichkeit der Mitgliedstaaten und ihre 
Zweifel an der Erweiterung zu überwinden. Fast 
so wie in den 1960er Jahren zeigte Frankreich am 
deutlichsten sein Widerstreben gegen eine rasche 
Aufnahme weiterer Länder. Im Juni 1980 hielt Prä-
sident Giscard d’Estaing eine Rede, in der er seine 
ernsthaften Bedenken über einen schnellen Beitritt 
Spaniens und Portugals zum Ausdruck brachte. Er 
betonte, dass zunächst die bestehenden Mitglied-
staaten ihre Differenzen – insbesondere die, die 
durch die Erweiterung von 1973 entstanden seien 
– ausräumen müssten, bevor weitere Länder aufge-
nommen werden könnten: „Die Gemeinschaft muss 
zunächst einmal die erste Erweiterung abschließen, 
bevor sie eine zweite in Angriff nehmen kann“ (2). 
Dies führte in Spanien zu erbosten Reaktionen; die 
Presse sprach vom „Giscardazo“  (3). Die Parallelen 
zum Umgang General de Gaulles mit dem Verei-
(1) Siehe Gramaglia, G. (Hg.), Lorenzo Natali in Europa. Ricordi e testimonian-
ze, Istituto Affari Internazionali, Rom, 2010, S. 57-66, 155-163.
(2) Nach Trouvé, M., L’Espagne et l’Europe. De la dictature de Franco à l’Union eu-
ropéenne, Sammlung „Euroclio“, Bd. 43, PIE-Peter Lang, Brüssel, 2008, S. 333.
(3) Alonso, A., España en el Mercado Común. Del acuerdo del 70 a la Comuni-
dad de Doce, Espasa-Calpe, Madrid, 1985, S. 140-141; Bassols, R., España 
en Europa. Historia de la adhesión a la CE 1957-85, Política Exterior, Mad-
rid, 1995, S. 237-248.
nigten Königreich zwei Jahrzehnte zuvor schienen 
beunruhigend.
Die Kommission versuchte daraufhin, sich von Gis-
card d’Estaing zu distanzieren. Die offizielle Reak-
tion des Sprechers der Kommission fiel eindeutig 
genug aus, dass sie von Leopoldo Calvo Sotelo, dem 
für die EWG-Beitrittsverhandlungen zuständigen 
Minister Spaniens, bei einem Treffen mit Jenkins 
gelobt und dankbar aufgenommen wurde (4). Die-
ser wiederum unterstrich dem Minister gegenüber, 
dass die Kommission nach wie vor auf den gleich-
zeitigen Beitritt beider iberischen Bewerberländer 
hinarbeite und als Datum spätestens den 1. Januar 
1983 anstrebe (5). Als der Kommissionspräsident im 
Oktober 1980 erneut nach Madrid reiste, versuchte 
er erneut, die Aussichten auf Fortschritte in den 
Verhandlungen so positiv wie möglich zu beschrei-
ben  (6). Der nächste Präsident der Kommission, 
Gaston Thorn, versicherte den Vertretern Spaniens 
und Portugals ebenfalls, dass die Kommission nach 
wie vor guten Willens sei. Die Verhandlungsführer 
der Kommission versuchten derweil, bei ihren Dis-
kussionen und Überlegungen über die zahlreichen 
technischen Probleme, die mit einem Beitritt Spa-
niens und Portugals verbunden sein würden, voran-
zukommen.
Unabweisbar war jedoch die Tatsache, dass schnel-
le Fortschritte in den Gesprächen mit Spanien und 
Portugal mittlerweile davon abhingen, dass die 
Gemeinschaft eine Reihe ernsthafter interner Mei-
(4) Crispin Tickell Papers, All Souls College, Oxford, File 18, Vermerk zu ei-
nem Treffen zwischen dem Präsidenten der Europäischen Kommission und 
dem spanischen Minister für die Beziehungen zur Gemeinschaft, 16.  Juli 
1980.
(5) A. a. O.
(6) Crispin Tickell Papers, All Souls College, File  18, Aufzeichnung eines 
Gesprächs zwischen dem Präsidenten der Europäischen Kommission und 
dem Präsidenten der spanischen Regierung im Palacio de la Moncloa, Ma-
drid, 2. Oktober 1980 sowie Aufzeichnung eines Gesprächs zwischen dem 
Präsidenten der Europäischen Kommission und dem spanischen Minister 
für die Beziehungen zur Gemeinschaft in La Trinidad, Madrid, 2. Oktober 
1980.
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nungsverschiedenheiten löste  (1). Da war zunächst 
einmal die strittige Frage ihrer Finanzierung und 
der Aufteilung des Haushalts sowohl im Hinblick 
auf die Bereiche als auch unter den Mitgliedstaaten. 
Mit anderen Worten: Der Streit über den britischen 
Beitrag zum Haushalt warf seinen Schatten also 
auch auf die Erweiterung. Genauso unerlässlich war 
es, die Ausgaben der GAP in Grenzen zu halten. 
Die Gemeinschaft tat sich ohnehin bereits schwer, 
die Lasten der Agrarpolitik zu bewältigen; da stellte 
sie der Beitritt eines Erzeugerlandes mit einem so 
beträchtlichen Potenzial wie Spanien vor erhebliche 
Schwierigkeiten. Drittens musste die Gemeinschaft 
die Ausgestaltung der Gemeinsamen Fischereipoli-
tik (GFP) zum Abschluss bringen, bevor sie die Ein-
gliederung der spanischen und der portugiesischen 
Fischereiindustrie in Betracht ziehen konnte, durch 
die sich die Anzahl der im Fischereisektor Tätigen 
(1) Siehe „Erweiterungsprobleme – Bestandsaufnahme und Vorschläge“, Mit-
teilung der Kommission an den Europäischen Rat vom 3. und 4. Dezember 
1982, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 8/82.
um 133  % und die Größe der Flotte der Gemein-
schaft um 86 % erhöhen würde (2). Viertens musste 
die Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft insgesamt 
auf den Prüfstand gestellt werden (3). Und schließ-
lich war es unabdingbar, das starre Verfahren der 
Entscheidungsfindung zu beschleunigen, bevor 
die Gemeinschaft an die Aufnahme zweier weite-
rer Mitgliedstaaten denken konnte. Hier hatte die 
Kommission keinen Zweifel daran, dass es wichtig 
sei, die Möglichkeit einer Mehrheitsabstimmung 
im Ministerrat auszuweiten (4).
(2) Zahlenangaben aus Trouvé, M., L’Espagne et l’Europe. De la dictature de 
Franco à l‘Union Européenne, Sammlung „Euroclio“, Bd.  43, PIE-Peter 
Lang, Brüssel, 2008, S. 437.
(3) Besonders Natali betonte dies immer wieder, siehe beispielsweise AHCE, 
Reden, Beitrag von Lorenzo Natali zur Süderweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft („L‘élargissement de la Communauté européenne vers le 
sud“) auf der Konferenz der Konrad-Adenauer-Stiftung in Brüssel am 2. und 
3. Dezember 1982. 
(4) Siehe „Erweiterungsprobleme – Bestandsaufnahme und Vorschläge“, Mit-
teilung der Kommission an den Europäischen Rat vom 3. und 4. Dezember 
1982, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 8/82, S. 8-9.
Die spanische und die portugiesische Flagge werden im Dezember 1985 anlässlich des unmittelbar bevorstehenden Beitritts 
der beiden neuen Mitgliedstaaten vor dem Berlaymont-Gebäude gehisst.
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Unter solchen Umständen war es unmöglich, die 
Gemeinschaft schnell auf zwölf Mitgliedstaaten zu 
erweitern. Die Kommission tat, was sie konnte, um 
die Stimmung in den Bewerberländern nicht um-
schlagen zu lassen. Sie konnte auch zur Beseitigung 
der erwähnten zahlreichen internen Schwierigkei-
ten beitragen. Doch zunächst mussten die beste-
henden Mitgliedstaaten wieder einen gemeinsamen 
Weg finden, bei der Reform der GAP und der GFP, 
der Haushaltsvereinbarung, der Entwicklung neuer 
Ideen für die Mittelmeerpolitik und institutionel-
len Veränderungen voranzukommen. Andernfalls 
war es unwahrscheinlich, dass der Beitrittswunsch 
der iberischen Kandidaten in Erfüllung gehen 
könnte. Weder der gescheiterte Putschversuch im 
Februar 1981, der die Anfälligkeit der spanischen 
Demokratie deutlich zu machen schien, noch der 
Sieg der Spanischen Sozialistischen Arbeiterpartei 
(PSOE) unter Felipe González bei den spanischen 
Wahlen 1982, der hingegen zu zeigen schien, wie 
lebendig diese Demokratie war, konnten die Lage 
unmittelbar ändern. Stattdessen herrschte weiter 
Stillstand. Der Weg zur Erweiterung schien in der 
Tat sehr ungewiss.
Als der Durchbruch schließlich kam, hatte das 
wohl weniger mit besonderen Entwicklungen 
beim Thema Erweiterung zu tun, sondern mehr 
damit, dass der allgemeine Prozess der Integration 
1984/1985 wieder auflebte. Entscheidend war dabei 
die wiedergefundene Entschlossenheit der franzö-
sischen Regierung unter François Mitterrand, sich 
dafür einzusetzen, dass Europa vorwärtskommt: 
Frankreich tat nicht nur sehr viel dafür, sein stark 
belastetes Verhältnis zu Spanien zu reparieren, der 
französische Ratsvorsitz im ersten Halbjahr 1984 
sorgte auch für die äußerst wichtige Lösung des 
festgefahrenen Haushaltsstreits auf dem Gipfel von 
Fontainebleau. Thorns Rede in Lissabon ließ wenig 
Zweifel an der Bedeutung dieser Einigung: „Mein 
Besuch in Ihrem Land, Herr Premierminister, fin-
det, wie Sie selbst erwähnt haben, in einem entschei-
denden Moment für die Gemeinschaft und für den 
Beitritt Portugals statt. Auf dem Europäischen Rat 
in Fontainebleau hat es die Gemeinschaft nämlich 
gerade erst geschafft, die Schwierigkeiten rund um 
den Haushalt zu überwinden, die uns schon lange 
beschäftigt haben. Die Lösung dieses Problems war 
in gewisser Weise eine Vorbedingung für den Ab-
schluss der Beitrittsverhandlungen“ (1).
Ebenfalls wichtig war die Einigung auf dem Rat im 
März 1984, Milchquoten einzuführen, was dazu 
beitrug, die emporschnellenden Ausgaben der GAP 
in Grenzen zu halten  (2). Auch die bereits 1983 
gefassten Beschlüsse zur GFP ließen die iberische 
Erweiterung etwas näherrücken  (3). Hilfreich war 
außerdem, dass die Kommission bei der Entwick-
lung integrierter Mittelmeerprogramme voran-
kam. Hierbei handelte es sich um einen politischen 
Rahmen, der einen Beitritt Spaniens und Portu-
gals im Kontext eines allgemeineren Versuchs, die 
Aufmerksamkeit und die Ressourcen der Gemein-
schaft sowohl auf die südlichen Mitgliedstaaten als 
auch auf deren unmittelbare Nachbarn zu lenken, 
ermöglichen sollte. Es waren allerdings noch zwei 
aufeinanderfolgende Marathonsitzungen des Rates 
im März 1985 nötig, die vom altgedienten italieni-
schen Außenminister Giulio Andreotti erfolgreich 
geleitet wurden, bevor die Einigung endgültig stand 
und die Beitrittsverhandlungen zu einem guten 
Ende geführt werden konnten. Am 1. Januar 1986 
konnten Spanien und Portugal also ihren Platz in 
der Gemeinschaft einnehmen – über ein Jahrzehnt 
nach den innenpolitischen Umwälzungen, mit de-
nen ihr langer Weg dorthin seinen Anfang nahm.
Piers Ludlow, Filippa Chatzistavrou, 
Angel Viñas, Sigfrido Ramírez-Pérez 
und Jürgen Elvert
(1) AHCE, Reden, Rede Präsident Thorns bei einem offiziellen Besuch in Lis-
sabon am 2. Juli 1984.
(2) Siehe Kapitel 16: Umstrittene Politikfelder – Gemeinsame Agrarpolitik und 
Gemeinsame Fischereipolitik.
(3) A. a. O.
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Kapitel 25  
Im Dienste der Bürgerinnen und 
Bürger Europas: Information, 
Europa der Bürgerinnen 
und Bürger, Kultur, allgemeine 
und berufliche Bildung
Information
Im Jahr 1973 geriet die Generaldirektion Presse 
und Information – auch GD X – in Turbulenzen, 
die längere Zeit andauern sollten. Nach den Kin-
derjahren, die im ersten Band beschrieben werden, 
entwickelte sich die Generaldirektion manchen 
Stimmen zufolge später zum „enfant terrible“  (1) 
der Kommission. Die Informationsaktivitäten 
der Gemeinschaft hatten einerseits einen formel-
(1) „Nachlese zur Direktwahl“, Courrier du personnel, Nr. 457, Oktober 1984, S. 3.
len Zweck, mussten andererseits aber auch auf die 
Menschen ausgerichtet sein; dies sorgte für heftige 
Zerreißproben, während grundsätzliche Fragen 
hinsichtlich der Art, der Ziele und der Finalität der 
Informationspolitik in den 1970er und 1980er Jah-
ren unbeantwortet blieben.
Ende einer Epoche
Seit ihren bescheidenen Anfängen hatten die In-
formationsdienste der Kommission in den ersten 
20  Jahren ihres Bestehens strukturell sicherlich 
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bereits einiges durchgemacht  (1). Doch dann kam 
es in der GD X zu Veränderungen, die diejenigen, 
die sie mitgemacht haben, als „Umwälzung“ oder 
„Zäsur“ beschreiben (2). Während das Wort „Um-
wälzung“ die damals empfundene und bis heute 
spürbare Intensität der Veränderungen jener Zeit 
(1) Dumoulin, M., „Die Entwicklung der Informationspolitik“, Dumoulin, 
M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinne-
rungen einer Institution. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä-
ischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 543-569.
(2) Interviews mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011, und Robert Pendvil-
le, 24. März 2011.
deutlich macht, unterstreicht das Wort „Zäsur“, 
dass eine Epoche zu Ende ging: die Epoche der 
Gründerväter mit ihrer engagierten Geisteshal-
tung. Einen besonders großen Einschnitt markier-
te der Weggang des Generaldirektors Jacques-René 
Rabier. 
Als Begründer der Informationspolitik der Ge-
meinschaft war Rabier für viele Beamtinnen und 
Beamten, die unter seiner Führung gearbeitet 
hatten oder seinen Rat suchten, ein väterliches 
Vorbild. Dieser „außergewöhnliche Herr“  (3) 
zählte zum Kreis von Jean Monnet und gehörte 
Jacqueline Lastenouse zufolge zur „Generation der 
Gründerväter, die uns immer begleitet und geleitet 
haben“ (4). Mit seinem Weggang endete auch eine 
Epoche. Allerdings setzte er seine Arbeit als Bera-
ter fort und schuf in dieser Funktion ab 1973 das 
berühmte Eurobarometer.
Nachfolger von Rabier wurde ein irischer Diplomat: 
Seán Ronan. Dieser hatte zwar kaum Erfahrungen 
auf dem Gebiet der Informationspolitik, konnte 
sich jedoch auf zwei kompetente, neu ernannte Di-
rektoren stützen: den Franzosen Paul Collowald, 
stellvertretender Sprecher seit 1959, und den Bri-
ten Roy Pryce, Gründungsdirektor des Centre for 
Contemporary European Studies der University of 
Sussex. Zudem verfügte Ronan mit dem Belgier Ro-
bert Pendville über einen erfahrenen Assistenten, 
der mit Leib und Seele bei der Sache war. Pendville, 
der 1960 zur Kommission gekommen war, hatte die 
Funktion des Assistenten bis 1988 inne und sorgte 
so für Beständigkeit in der von kontinuierlichem 
Wandel geprägten GD X.
(3) Interview mit Ivo Dubois und Guy Vanhaeverbeke, 7. April 2011.
(4) Interview mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011.
Bevor er 1973 als Generaldirektor für den Bereich Information aus 
dem Amt scheidet, regt Jacques-René Rabier die Durchführung 
regelmäßiger öffentlicher Umfragen in den Mitgliedstaaten an. „Das 
hat mich begeistert, da ich mich viel mit Politologie beschäftigt 
hatte. Ich hatte mich damit auseinandergesetzt, was die Umfragen 
und ihre Urheber über Europa sagten. Es gab Umfragen in 
diesem oder jenem Land, aber alles war unkoordiniert und es 
gab keine Folgemaßnahmen“, erinnert sich Rabier (Interview mit 
Jacques-René Rabier, 5. Juli 2010). Dies war die Geburtsstunde von 
Eurobarometer, das anfangs zweimal jährlich erscheint. Jacques-
René Rabier bleibt für das Eurobarometer von 1986 bis 1997 
verantwortlich.
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Dezentralisierung 
der Informationsaktivitäten
Mit der ersten Erweiterung vergrößerte sich auch 
das Netz der Presse- und Informationsbüros (PIB): 
Es wurden Büros in Dublin und Kopenhagen 
eingerichtet, und auch die Londoner Delegation 
wurde in ein PIB umgewandelt. Entsprechend 
den Anregungen im Bericht des Europaabgeord-
neten Wilhelmus Schuijt vom 7.  Februar 1972  (1) 
kam die Kommission zu dem Schluss, dass es an 
der Zeit sei, „das Gewicht auf eine Streuung ihrer 
Informationstätigkeiten zu legen“ oder „unverzüg-
lich ,bewegliche Einsatzgruppen‘ aufzubauen, die 
den bestehenden Informationsbüros angeschlossen 
werden“ (2).
Somit wurde auf der Grundlage einer Mitteilung 
von Kommissionmitglied Carlo Scarascia Mu-
gnozza an das Kommissionskollegium im Juni 
1973 der Beschluss gefasst, in einer ersten Phase 
die Büros in London und Rom um jeweils zwei 
Außenstellen zu erweitern (3). Allerdings weigerte 
sich der Rat kategorisch, die hierfür erforderlichen 
Mittel bereitzustellen (4). So kam es, dass die zwei 
britischen „Filialen“ in Cardiff und Edinburgh 
erst 1976 eröffnet wurden. 1978 kam Belfast als 
dritte Außenstelle hinzu  (5). Das PIB in Rom 
musste sich dagegen bis zur Eröffnung der Außen-
stelle in Mailand im Jahr 1981 mit einem mobilen 
Team begnügen.
Es bleibt festzuhalten, dass die Regionalisierung 
der Informationspolitik zwar zu den bei der ersten 
(1) Europäisches Parlament, Dok. Nr. 246/71.
(2) EG-Kommission, Siebenter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaften 1973, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1974, S. 103.
(3) AHCE, KOM(73) PV 257, 20. Juni 1973, S. 23.
(4) AHCE, BAC 136/1987/174, Vermerk von Robert Sunnen an Armando 
Toledano-Laredo, 25. Februar 1974. 
(5) Es wurde eine Übergangslösung beschlossen – die zwei Jahre andauerte: Zwei 
dem PIB London unterstehende Beamte, Gwyn Morgan und Stanley Budd, 
wurden beauftragt, in Cardiff bzw. Edinburgh die Regionalisierung der euro-
päischen Informationspolitik weiterzuentwickeln. Ihre Tätigkeit wurde aus 
dem Reisekostenbudget der Londoner Vertretung finanziert, sie arbeiteten vom 
Hotel aus und verfügten über kein Auto. Siehe AHCE, BAC 136/1987/174.
Erweiterung aufgestellten Prioritäten der Kommis-
sion zählte, ihre konkrete Umsetzung jedoch nur 
langsam vorankam. Als Gründe hierfür werden vor 
allem die fehlende Bewilligung von Mitteln durch 
Die ausgebildete Journalistin Fausta Deshormes La Valle tritt 1961 
den Dienst beim gemeinsamen Presse- und Informationsdienst 
der Gemeinschaften an. Dort befasst sie sich bis 1973 mit 
Hochschul- und Jugendthemen, bevor sie bis Ende 1976 in das 
Kabinett von Kommissar Carlo Scarascia Mugnozza eintritt. 1977 
wird ihr eine neue Informationsstelle bei der GD X übertragen, 
die speziell auf die Frauenpresse und auf Frauenorganisationen 
gerichtet ist. „Ich wollte die Frauen über die europäischen Themen 
informieren“, erinnert sie sich. „Nicht nur, damit sie über die 
Tätigkeit der Gemeinschaft auf dem Laufenden sind, sondern auch, 
um sie Europa näher zu bringen und sie für die Notwendigkeit 
des europäischen Aufbauwerks zu sensibilisieren ...“ (Interview 
mit Fausta Deshormes La Valle, 3. Juni 2011, S. 19 f.). Oben: 
Titelseite der 27. Ausgabe der Cahiers de Femmes d’Europe 
(1988), der Beilage der Zeitschrift Femmes d’Europe, die damals 
ihr zehnjähriges Bestehen feiert. Diese Informationsinstrumente 
für Frauen standen bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Dienst im 
Jahr 1992 „unter den Fittichen“ von Fausta Deshormes La Valle.
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den Rat (1) sowie politische Vorbehalte auf nationa-
ler und regionaler Ebene angeführt (2).
Zusammenlegung mit dem Dienst 
des Sprechers
Auch unter der nächsten Kommission kam die 
GD  X nicht zur Ruhe: Sie wurde kurzerhand mit 
dem Dienst des Sprechers zusammengelegt und di-
rekt Kommissionspräsident Roy Jenkins unterstellt. 
Die Doppelfunktion als Sprecher und Generaldi-
rektor übernahm Renato Ruggiero, während Bino 
Olivi und Seán Ronan abtreten mussten.
Die Idee zu dieser Reform stammte offenbar vom 
Waliser Aneurin („Nye“) Hughes, Leiter der Abtei-
lung „Koordinierung innerhalb der Kommission“ 
im Generalsekretariat. Hughes hatte auf Wunsch 
von Émile Noël kurz vor dem Amtsantritt der Jen-
kins-Kommission eine Bewertung der Informati-
onsdienste der Kommission vorgenommen. Der Be-
richt fiel sehr negativ aus und umfasste eine Reihe 
von Reformvorschlägen, darunter die zentrale Emp-
fehlung, den Dienst des Sprechers mit der GD X zu 
einem einzigen Dienst unter der Zuständigkeit des 
Kommissionspräsidenten zu fusionieren. Der Plan 
wurde umgesetzt, und Hughes wurde Renato Rug-
giero als Berater zur Seite gestellt (3).
Leider sorgte diese Reform für ein ungesundes Kli-
ma und für eine fragmentierte, unklare Führungs-
struktur. Ruggiero war nach Auffassung vieler 
Beobachter aufgrund seiner Aufgabe als Sprecher 
(1) AHCE, BAC 136/1987/174, Vermerk von Seán Ronan an Stanley Budd 
und Gwyn Morgan, 6. Juli 1976. Siehe auch: „Philosophie des bureaux de 
presse et d’information de la Commission“, Courrier du personnel, Nr. 375, 
14. Oktober 1976, S. 42-43.
(2) Ein bekanntes Beispiel hierfür war die französische DATAR (Délégation 
interministérielle à l’aménagement du territoire et à l’attractivité régionale 
– interministerielle Delegation für Raumordnung und Regionalentwick-
lung). Siehe: Collowald, P., „La ‚Trajectoire΄ Strasbourg – Luxembourg 
– Bruxelles“, Dassetto, F., und Dumoulin, M. (Hg.), Naissance et dévelop-
pement de l’ information européenne. Actes des journées d’ étude de Louvain-
la-Neuve des 22 mai et 14 novembre 1990, Sammlung „Euroclio“,Reihe Étu-
des et documents, Peter Lang, Bern … Wien, 1993, S. 43.
(3) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010. 
kaum als Generaldirektor präsent  (4). Zwar waren 
Collowald und Pryce weiter für die GD im Einsatz 
– Letzterer seit 1978 als Hauptberater – und trie-
ben insbesondere die Informationskampagne für 
die Wahlen im Jahr 1979 voran. Die genaue Rolle 
und der Einfluss von Hughes – den Ruggiero als 
„consigliere“ oder „Statthalter“ (5) mitgebracht hat-
te, obwohl es mit Robert Pendville und Paul Cerf 
bereits zwei Assistenten gab – lassen sich nur schwer 
einschätzen, insbesondere aufgrund seiner engen 
Beziehungen zum Kabinett des für die Informati-
onspolitik zuständigen Präsidenten Jenkins.
Nächste Erweiterung, nächste 
Kommission, nächste Veränderungen
Nachdem im berühmten Schall-Bericht festgestellt 
worden war, dass die Reform „Konsequenzen [her-
vorgerufen habe], die insgesamt der Hauptaufgabe 
der Informationspolitik ... zum Nachteil gereichen“, 
da sie zur „Schwächung, ja [zum] Auseinanderrei-
ßen der GD X“ (6) geführt habe, wurde die Autono-
mie der Generaldirektion unter Kommissionspräsi-
dent Gaston Thorn wieder gestärkt. Erneut war mit 
Lorenzo Natali ein italienisches Kommissionsmit-
glied für die Informationspolitik zuständig. Doch 
die nächsten Veränderungen ließen nicht lange auf 
sich warten. Renato Ruggiero hatte die GD vor-
zeitig verlassen, und sein Nachfolger Enzo Perlot 
war im September 1980 zurückgetreten. Manuel 
Santarelli und Paul Collowald nahmen daraufhin 
kommissarisch die Geschäfte als Sprecher bzw. Ge-
neraldirektor wahr. Während Santarelli im Amt 
bestätigt wurde, musste Collowald – ebenso wie 
vor ihm Pryce – schließlich trotz acht Jahren treuer 
Dienste seinen Stuhl räumen. Das Köpferollen in 
der Führungsetage der GD X ging also weiter.
(4) Vgl. Interviews mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010; Roy Pryce, 19. Sep-
tember 2011; Paul Collowald, 6.  September 2010; Willy Hélin, 15.  Juni 
2011, und Niels Thøgersen, 10. Mai 2011. Nur Robert Pendville teilt diese 
Auffassung nicht (Interview mit Robert Pendville, 24. März 2011).
(5) Interview mit Aneurin Hughes, 5. Oktober 2010.
(6) Europäisches Parlament, Dok. Nr. 1-596/80, S. 28.
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Zum neuen Generaldirektor – dem sechsten inner-
halb von zehn Jahren – wurde der Deutsche Franz 
Froschmaier, ehemaliger Kabinettchef von Wil-
helm Haferkamp, berufen. Er blieb bis zum Jahr 
1987 im Amt und sorgte damit für eine gewisse 
Kontinuität an der Spitze der GD Information, die 
unter der Delors-Kommission in GD Information, 
Kommunikation und Kultur umbenannt wurde. 
Der Franzose Philippe Soubestre, ehemaliger Ka-
binettchef von Claude Cheysson, und der Italiener 
Marco Piccarolo, der enge Beziehungen zum Ka-
binett Natali pflegte  (3), übernahmen die Leitung 
der beiden Direktionen. 1985 wurde Soubestre von 
Manuel Santarelli abgelöst, der schließlich 1987 
von Froschmaier das Amt des Generaldirektors 
übernahm.
Die wiederkehrenden Neuordnungen beeinträch-
tigten nicht nur die Arbeitsatmosphäre und die 
Motivation  (8) in der GD  X, mehreren Berichten 
zufolge schadeten sie außerdem ihrem Ruf inner-
halb der Kommission. Die Informationspolitik galt 
bei vielen als etwas für Amateure (9) und wurde ger-
ne als unbedeutendes Portfolio betrachtet, um das 
sich die zuständigen Kommissionsmitglieder jener 
Informationspolitik für die Hochschulen
Die ersten auf die Hochschulen ausgerichteten 
Informationsaktivitäten hatte in den 1960er Jahren 
Jean Moreau angestoßen (1), doch die zentrale 
Ansprechpartnerin für die Hochschulen bei der 
Kommission blieb mehr als 35 Jahre lang Jacqueline 
Lastenouse.
Lastenouse kam im November 1962 als Praktikantin 
zur Kommission und war zunächst Jean Moreau 
unterstellt. Nachdem dieser aufgrund der ersten 
Erweiterung seinen Posten räumen musste, führte sie 
seinen Kurs fort und trotzte damit den zahlreichen 
strukturellen Umwälzungen, die die GD X durchmachen 
musste und die unter anderem dazu führten, dass die 
informationspolitischen Aktivitäten für die Schulen, die 
Hochschulen und die Jugend voneinander getrennt 
wurden.
Nachdem also schon im Jahr 1973 ein „Bruch mit den 
Gründervätern“ (2) stattgefunden hatte (so Jacques-René 
Rabier, Jean Moreau und Fausta Deshormes La Valle), 
wurde nun – unter der Jenkins-Kommission – die bis 
1979 von Adriaan Sprey geleitete Abteilung kurzerhand 
der GD XII Forschung, Wissenschaft und Bildung 
zugeschlagen und in eine Direktion mit der Bezeichnung 
„Bildung und Ausbildung, Fragen im Kulturbereich“ 
eingegliedert. Die Information der akademischen Welt 
und die Pflege von Kontakten zu den Hochschulen ist 
eine Sache, die Entwicklung einer gemeinschaftlichen 
Bildungspolitik jedoch eine ganz andere: „Es fehlte uns 
eindeutig an Kontakten und Verbindungen zu den 
Strukturen und zur Bildungspolitik der Mitgliedstaaten“, 
betont Jacqueline Lastenouse (4). Somit war es nicht 
verwunderlich, dass die Abteilung – insbesondere auf 
Druck des Europäischen Parlaments (5) – unter der 
nächsten Kommission wieder in die GD X integriert 
wurde. Die Doppelaufgabe der Information und der 
Vernetzung akademischer Kreise, die sich mit 
europäischen Fragen befassen (Juristen, Politologen, 
Wirtschaftswissenschaftler und ab 1981 auch Historiker), 
wurde in den 1980er Jahren verhältnismäßig reibungslos 
gemeistert, auch wenn die ständige Mittel- und 
Personalknappheit dies erschwerten. Am Ende des 
Jahrzehnts wird schließlich die Aktion Jean Monnet ins 
Leben gerufen. „Mir war es immer ein Anliegen, eine 
Gemeinschaft von Akademikern – Experten für das 
europäische Aufbauwerk und Europawissenschaften – 
aufzubauen, die sich über Grenzen hinweg über ihr 
Fachgebiet austauschen“, erläutert Jacqueline 
Lastenouse (6). „Das war nicht bloß Arbeit, sondern es 
war Leidenschaft mit im Spiel. Jeden Tag entdeckte ich 
neue, interessante Dinge.“ (7)
(1) Vgl. Dumoulin, M., „Die Entwicklung der Informationspolitik“, Dumou-
lin, M. (Hg.), Die Europäische Kommission 1958-1972. Geschichte und 
Erinnerungen einer Institution. Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2007, S. 560-563.
(2) Interview mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011.
(3) Interview mit Marco Piccarolo, 23. November 2011.
(4) Interview mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011.
(5) ABl. C 28 vom 9.2.1981, S. 75.
(6) Interview mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011.
(7) A. a. O.
(8) Interviews mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011, und Robert Pendvil-
le, 24. März 2011.
(9) Interviews mit Fausta Deshormes La Valle, 3. Juni 2011, Robert Pendville, 
24. März 2011, und Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011.
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Zeit – d.  h. Carlo Scarascia Mugnozza, Lorenzo 
Natali und Carlo Ripa di Meana – sicherlich nicht 
gerissen haben  (1). Die zahlreichen strukturellen 
Reformen und vor allem die Übernahme durch 
Kommissionspräsident Roy Jenkins zwischen 1977 
und 1980 lassen jedoch den Schluss zu, dass bei der 
Informationspolitik nach wie vor viel auf dem Spiel 
stand.
Entstehung der „Öffentlichkeitsarbeit“
Dies galt auch für die Ereignisse, über die sie be-
richten sollte. Das wohl einschneidendste war dabei 
die erste Direktwahl zum Europäischen Parlament. 
Laut Alfred Sauvy ist ein Bürger ein gut informier-
ter Mensch, deshalb rüstete auch die GD X zu die-
sem Anlass auf. Paul Collowald erinnert sich: „Ich 
sagte mir: ‚Das ist etwas ganz Besonderes: Zum ers-
ten Mal sollen die europäischen Bürgerinnen und 
Bürger zur Wahl gehen.‘ Aber mit welcher Vorstel-
lung von Europa gingen sie wählen? Zum Wählen 
braucht man eine Motivation. Wann ist man moti-
viert? Man muss sich angesprochen fühlen. Wann 
fühlt man sich angesprochen? Ganz einfach: Wenn 
man informiert ist. Ich fand, wir hatten hier eine 
spannende Aufgabe zu bewältigen, und wir wollten 
uns engagieren“ (2).
Zwar stellte die Informationskampagne den konkre-
ten Nutzen der Gemeinschaftspolitik für das tägli-
che Leben der Europäerinnen und Europäer in den 
Vordergrund (indem sie beispielsweise die mithilfe 
des Europäischen Sozialfonds (ESF), des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) oder 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAFGL) erzielten Ergeb-
nisse hervorhob) (3), doch sollte sie vor allem mög-
lichst viele Menschen erreichen. Das Parlament und 
(1) Interviews mit Jacqueline Lastenouse, 24. März 2011, Gerardo Mombelli, 
2. Juni 2011, und Willy Hélin, 15. Juni 2011.
(2) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010.
(3) „Preparing the People for Direct Elections“, Courrier du personnel, Nr. 369, 
29. März 1976, S. 23.
die Kommission beschlossen zusammenzuarbeiten, 
bildeten einen gemischten Ausschuss und legten 
ein gemeinsames Sonderprogramm auf. Dieses mit 
8,5  Mio.  ERE ausgestattete Programm umfasste 
eine ganze Palette von Sensibilisierungsmaßnahmen 
für die breite Öffentlichkeit (Plakatkampagnen, 
Wettbewerbe in der Presse, TV- und Radiospots, 
Wanderausstellungen, Verteilen von Aufklebern, 
Ansteckern, Faltblättern usw.), mit denen möglichst 
viele Wählerinnen und Wähler dazu bewegt werden 
sollen, am Wahltag ihre Stimme abzugeben (4).
In dieser Hinsicht vollzog sich mit den Wahlen von 
1979 tatsächlich eine Wende. Bis zu jenem Zeit-
punkt hatte sich die Informationspolitik zunächst 
auf sogenannte „prioritäre“ Kreise konzentriert, die 
als Schaltstellen der öffentlichen Meinung (5) dien-
ten; in den 1980er Jahren setzte sie entschlossen 
Kurs auf die „breite Öffentlichkeit“ (6), und zwar in 
Form von großen öffentlichen Sport-, Kultur- und 
ähnlichen Veranstaltungen, wie beispielsweise der 
berühmten Euroshow: Am 5.  Mai 1984, kurz vor 
den zweiten Europawahlen, trat eine Reihe euro-
päischer Varieté-Künstlerinnen und -Künstler im 
Forest National (Brüssel) auf. Zwischen den Dar-
bietungen kamen europäische Persönlichkeiten zu 
Wort, und es wurden kurze Beiträge über politi-
sche, kulturelle und gesellschaftliche Ereignisse ge-
zeigt, die die Gemeinschaft seit den 1950er Jahren 
geprägt hatten. Ziel dieser Sendung, die von den 
größten Fernsehanstalten der Mitgliedstaaten aus-
gestrahlt wurde, sollte es sein, möglichst viele Bür-
gerinnen und Bürger zur Teilnahme an der Europa-
wahl 1984 zu bewegen (7). Sie stand aber vor allem 
(4) Weitere Einzelheiten sind zu finden in „Strengthening the Community in 
the hearts and minds of its citizens“, Courrier du personnel, Nr. 401, 26. Ap-
ril 1979, S. 8-16.
(5) Dumoulin, M., „Die Entwicklung der Informationspolitik“, Die Europäi-
sche Kommission 1958-1972. Geschichte und Erinnerungen einer Institution. 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 
Luxemburg, 2007, S. 550.
(6) Interviews mit Robert Pendville, 24.  März 2011, Pierre Bockstael, 7.  Juli 
2010, und Marco Piccarolo, 23. November 2011.
(7) „DG X Eurocoup. Euroshow seen by ten millions“, Courrier du personnel, 
Nr. 454, 14. und 17. Juni 1984, S. 3-7.
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für eine von der GD X immer intensiver betriebene 
„Öffentlichkeitsarbeit“.
Die Wortwahl jener Zeit ist sehr aufschlussreich. Es 
war die Stunde der „Kommunikation“, die sich ih-
ren Weg bis in die Bezeichnung der Generaldirekti-
on bahnte. Es wurden immer weniger Zeitschriften, 
Broschüren und andere Publikationen produziert, 
und der Trend ging hin zu den audiovisuellen Medi-
en (1). In einem Interview zu diesem Thema äußer-
te Franz Froschmaier im Herbst 1984 die Ansicht, 
dass es nunmehr darum gehe, die Gemeinschaft 
(1) Gesamtberichte über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften der 
1980er Jahre. 
verschiedenen Gruppen der Öffentlichkeit, d.  h. 
„Märkten“, zu „verkaufen“ (2).
„[...] es ist offensichtlich, dass unsere 
Informationspolitik in ihrer aktuellen Form nicht 
in der Lage ist, eine Massenbewegung für die 
Gemeinschaften zu schaffen. [...] der 
Schwerpunkt darf nicht auf rationalen 
Argumenten liegen, sondern wir müssen uns 
stärker auf der emotionellen, gefühlsbetonten 
Verständnisebene bewegen.“ (3)
(2) „Nachlese zur Direktwahl“, Courrier du personnel Nr. 457, Oktober 1984, 
S. 2-7.
(3) AHCE, BAC 408/1991/44, Vermerk von Franz Froschmaier an Émile 
Noël, 2. Oktober 1984.
Robert Jarrett erinnert sich zurück an 1980, als er die Leitung des Referats Radio und Fernsehen der GD X übernahm: „Zu dieser 
Zeit (…) verfügte noch keine der Rundfunkanstalten der Mitgliedstaaten über eigene Studios in Brüssel. Sie hatten natürlich einen 
Korrespondenten, aber keine eigenen technischen Anlagen. (…) So wurden die Radio- und Fernsehstudios (…) wesentlich häufiger von 
Radio- und Fernsehkorrespondenten der verschiedenen Sender als von der Kommission genutzt. Wir ließen sie unsere Studios benutzen, 
damit sie im Gegenzug so viel wie möglich über europäische Themen berichteten“ (Interview mit Robert Jarrett, 14. Oktober 2010). 
Foto (von links nach rechts): Poul Dalsager, Lorenzo Natali, Gaston Thorn und Christopher Tugendhat weihen am 6. November 1984 
die neuen Fernsehstudios der Kommission ein.
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Zwei Jahre nach dem Tindemans-Bericht über das Europa der Bürger und zwei Jahre vor den ersten Europawahlen geht aus diesem 
Werbeplakat (1977) das damalige Anliegen der Gemeinschaft hervor, die Bürgerinnen und Bürger aller Altersgruppen zu ermutigen, am 
europäischen Projekt mitzuwirken.
 
479Kapitel 25 – Im Dienste der Bürgerinnen und Bürger Europas
Das Europa der Bürgerinnen 
und Bürger
Denn in die hier beschriebene Zeit fällt die Entste-
hung des Konzepts eines „Europas der Bürgerin-
nen und Bürger“ – im Gegensatz zum „Europa der 
Krämer“, mit dem (nicht ohne Ironie) die mit den 
Römischen Verträgen gegründete Gemeinschaft 
wirtschaftlicher Ausrichtung beschrieben wurde. 
In den Krisenzeiten Anfang der 1970er Jahre woll-
ten die Regierungen der Mitgliedstaaten Europa 
im Bemühen um mehr Legitimität ein bürgernahes 
und menschlicheres Gesicht geben, indem sie neue 
Politikfelder eröffneten und den Schwerpunkt auf 
Maßnahmen legten, die das Leben der europäi-
schen Bürgerinnen und Bürger unmittelbar und 
konkret berührten.
Die Anfänge
Anlässlich des Pariser Gipfels im Oktober 1972 
unterstrichen die Staats- und Regierungschefs in 
ihrer berühmten Schlusserklärung, dass „die wirt-
schaftliche Expansion [...] kein Selbstzweck“ sei, das 
Ziel der Gemeinschaft eine „Verbesserung der Le-
bensqualität und des Lebensstandards“ ihrer Bür-
gerinnen und Bürger sei und daher „eine besondere 
Aufmerksamkeit den nichtmateriellen Werten und 
Gütern [...]“ gelte  (6). Zu dieser Zeit entstand die 
gemeinschaftliche Kulturpolitik, auf die wir noch 
zurückkommen werden.
Auch der Pariser Gipfel im Dezember 1974 ent-
sprach dieser Vorstellung von einer Europäischen 
Union und war ein Meilenstein für die Bürger-
rechte in der Gemeinschaft. Die Gipfel-Teilnehmer 
befürworteten nicht nur die Direktwahl zum Eu-
ropäischen Parlament, sondern forderten zudem, 
Möglichkeiten zur Schaffung einer „Passunion“, die 
(6) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 10, 1972, S. 16.
Neben Vertretern dieses immer pragmatischeren 
Ansatzes gab es in der GD X zur gleichen Zeit nach 
wie vor Verfechter einer gezielteren Informationspo-
litik. Die Koexistenz dieser beiden unterschiedlichen 
Denkweisen in ein und derselben Generaldirektion 
führte mehreren Berichten zufolge immer wieder 
zu Missverständnissen und war Ursache für man-
chen Machtkampf. Einer der jüngsten Neuzugänge, 
Pierre Bockstael, sah dringenden Reformbedarf bei 
den Arbeitsmethoden, die in seinen Augen (und 
nach Ansicht anderer) veraltet oder völlig überholt 
waren (1). Auch Robert Cox sah die Notwendigkeit, 
mehrere „kleinere Domänen“, deren Wirksamkeit 
als besonders gering erachtet wurde, zusammenzu-
legen (2). Vertreter der alten Garde wie Robert Pend-
ville  (3) hingegen waren nicht überzeugt, dass eine 
Informationspolitik, die sich auf Massenveranstal-
tungen konzentriert, effizient sein könnte. Andere 
– wie Fausta Deshormes La Valle (4) – erinnern sich 
an konfliktreiche Beziehungen zu ihren Vorgesetz-
ten, die ihnen Steine in den Weg legten.
Dieser „Streit der Alten und der Neuen“ war zwar 
sehr real, darf aber nicht die Tatsache vergessen las-
sen, dass sich alle über das Ziel der Informations-
politik der Gemeinschaft einig waren. Die Mittel, 
die eingesetzt wurden, um die Informationspolitik 
stärker auf die breite Öffentlichkeit auszurichten, 
entsprachen gewiss den Anforderungen jener Zeit – 
d. h. dem Aufkommen der audiovisuellen Medien. 
Aber auch wenn die Methoden neu waren, hatten 
die Verfechter dieses neuen Ansatzes doch das glei-
che Anliegen wie ihre Vorgänger: die Vermittlung 
eines lebendigen und bürgernahen Europa, das den 
Europäerinnen und Europäern konkreten Nutzen 
bringt (5).
(1) Interview mit Pierre Bockstael, 7. Juli 2010.
(2) Interview mit Robert Cox, 26. Oktober 2010.
(3) Interview mit Robert Pendville, 24. März 2011.
(4) Interview mit Fausta Deshormes La Valle, 3. Juni 2011.
(5) Interview mit Paul Collowald, 6. September 2010.
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schließlich zur Einführung eines einheitlichen Pas-
ses führen sollte, sowie „besondere Rechte“ zu unter-
suchen, die den Bürgerinnen und Bürgern der neun 
Mitgliedstaaten zuerkannt werden könnten (1). 
Die Kommission machte sich an die Arbeit und leg-
te dem Rat am 3. Juli 1975 zwei technische Berichte 
mit dem gemeinsamen Titel „Europa für die Bür-
ger“ vor. Nach Ansicht der Kommission waren der 
einheitliche Pass – der unter anderem bei den Bür-
gern das „Gefühl der Zugehörigkeit zur Gemein-
schaft“ (2) stärken würde – und die Beseitigung der 
Passkontrollen an den Binnengrenzen der Gemein-
schaft innerhalb kurzer Zeit zu realisieren. Bei den 
besonderen Rechten sollte es sich nach Auffassung 
der Kommission vor allem um Rechte politischer 
Art und Bürgerrechte handeln, hauptsächlich das 
aktive und passive Wahlrecht oder das Recht auf 
Zugang zu öffentlichen Ämtern innerhalb der Ge-
meinschaft.
Der Tindemans-Bericht
Diese Arbeiten der Kommission bildeten die wich-
tigste Grundlage für den bekannten Tindemans-
Bericht (3), der am 29. Dezember 1975 veröffentlicht 
wurde. In dem Kapitel „Das Europa der Bürger“ 
schlug Tindemans – zusätzlich zur Sozialpolitik – 
zwei „Leitlinien für ergänzende Maßnahmen“ vor: 
den Schutz der Rechte der europäischen Bürgerin-
nen und Bürger (Grundrechte, Verbraucherrechte, 
Umweltschutz) und die Schaffung „äußerer Zei-
chen, die im täglichen Leben greifbare Wirklichkeit 
sind“. Zu Letzteren gehörten „die schrittweise Ab-
schaffung der Personenkontrollen an den Grenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten zur Vervollständi-
gung der Passunion“ (entsprechend dem Vorschlag 
der Kommission) und eine „stärkere Verflechtung 
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12, 1974, S. 8-9.
(2) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 7/75, S. 9.
(3) Vgl. die Einleitung zum dritten Teil dieser Veröffentlichung.
im Bildungswesen, indem der Schüler- und Studen-
tenaustausch unterstützt wird“ (4).
Kapitel IV des Tindemans-Berichts – der übrigens 
sehr bald dem „Korpus der guten Absichten der 
Gemeinschaft“ (5) hinzugefügt wurde – schloss mit 
dem Vorschlag, eine Europäische Stiftung zu er-
richten, die „alle Beiträge zu einer besseren Verstän-
digung zwischen unseren Völkern [fördern soll], 
wobei das Hauptgewicht auf die zwischenmensch-
lichen Kontakte gelegt werden soll“  (6). Die Idee 
fand Anklang bei der Kommission: Auf Aufforde-
rung des Rates und mit der Unterstützung zahlrei-
cher unabhängiger Persönlichkeiten legte sie einen 
(4) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 1/76, „Die Europäische 
Union“. Bericht von Leo Tindemans an den Europäischen Rat, S.  29-31. 
Für eine ausführliche Untersuchung des Tindemans-Berichts siehe z.  B. 
Van de Gaer, S., Le rapport Tindemans: évolution et évaluation. Master-Ab-
schlussarbeit an der Université catholique de Louvain, Louvain-la-Neuve, 
2011.
(5) Olivi, B., und Giacone, A., L’Europe difficile. Histoire politique de la const-
ruction européenne, 3. Auflage, Gallimard, Paris, 2007, S. 143. 
(6) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 1/76, S. 30.
Diese Karikatur von Plantu vom 26. Juni 1984 zeigt mit subtiler Ironie die 
wichtigsten „Erfolge“, die vom Europäischen Rat in Fontainebleau am 25. 
und 26. Juni 1984 erzielt wurden: zum einen den europäischen Reisepass, 
weiteres Symbol einer Union und einer Unionsbürgerschaft. Er war nach 
mehr als zehnjähriger Verhandlungszeit angenommen worden und wird vom 
französischen Präsidenten François Mitterrand und Gleichgesinnten bewegt 
geschwenkt; zum anderen den finanziellen Ausgleich in Gestalt eines „Schecks“ 
für das Vereinigte Königreich, der dem Tauziehen um den britischen Beitrag zum 
Gemeinschaftshaushalt ein Ende setzt. Dieses Symbol, das wesentlich weniger von 
Idealismus und Solidarität zeugt, bringt seinerseits die britische Premierministerin 
Margaret Thatcher zu Tränen der Rührung. Zwei kontrastierende Siege, die für zwei 
unterschiedliche europäische Konzepte stehen.
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Bericht vor, in dem sie unterstrich, dass eine solche 
Stiftung durch ihre Tätigkeit dazu beitragen würde, 
„den europäischen Bürgern das Gefühl der Zugehö-
rigkeit zu ein und derselben Gemeinschaft zu ver-
mitteln“ (1). Trotz dieses ersten Schritts wurde das 
Vorhaben nie verwirklicht. Erst im März 1982 un-
terzeichneten die Vertreter der Mitgliedstaaten ein 
Abkommen über die Errichtung der Stiftung, die 
aber letztendlich nie gegründet werden sollte (2).
Obwohl Anfang der 1970er Jahre starke politische 
Impulse vom Rat ausgegangen waren, passierte 
mehrere Jahre lang recht wenig. Die Kommission 
ihrerseits baute ihre Aktivitäten in den sogenannten 
bürgernahen Bereichen aus (Umwelt, Sozialpolitik 
usw.). Erwähnenswert sind außerdem ein Bericht 
über den Schutz der Grundrechte  (3) sowie natür-
lich die ersten Europawahlen im Juni 1979, ein zu-
gleich fassbares und symbolträchtiges Ereignis, das 
Sinnbild für die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger am europäischen Aufbauwerk war und für 
das sich die Kommission – wie bereits erwähnt – 
sehr einsetzte.
Der Adonnino-Ausschuss
Ungeachtet der guten Absichten, die in der feierli-
chen Erklärung zur Europäischen Union (Europäi-
scher Rat von Stuttgart, 17.-19. Juni 1983) über die 
kulturelle Zusammenarbeit und den Austausch von 
Lehrkräften und Studierenden sowie in den Ideen 
Altiero Spinellis zu Fragen der Bürgerschaft zum 
Ausdruck gekommen waren, ließen die Staats- und 
Regierungschef erst anlässlich der Tagung des Euro-
päischen Rates in Fontainebleau (25.-26. Juni 1984) 
Taten folgen. 
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/77, S. 8.
(2) Interviews mit Paolo Ponzano, 27. September 2010, und Robert Toulemon, 
22. September 2010.
(3) „Der Schutz der Grundrechte in der Europäischen Gemeinschaft“, Bulletin 
der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 5/76.
Sie stimmten nicht nur grundsätzlich der Ein-
führung eines europäischen Passes zu, sondern 
beschlossen auch die Einrichtung eines Ad-hoc-
Ausschusses für das Europa der Bürger (des soge-
nannten „Adonnino-Ausschusses“ nach seinem 
Vorsitzenden Pietro Adonnino). Der Ausschuss 
sollte „Maßnahmen [prüfen], durch die [die] Iden-
tität [der Gemeinschaft] gegenüber den europäi-
schen Bürgern und der Welt gestärkt und gefördert 
wird“, und verfasste zunächst einen Zwischenbe-
richt, der vom Europäischen Rat von Brüssel (29.-
30.  März 1985) gebilligt wurde, und später einen 
Abschlussbericht. Die beiden Berichte enthielten 
einen ambitionierten Katalog von Maßnahmen 
in den Bereichen Freizügigkeit und freier Waren-
verkehr, besondere Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger, Kultur, Kommunikation, Jugend, Bildung, 
Sport, Gesundheit und soziale Sicherheit sowie eine 
Aufzählung von Symbolen (Flagge, Emblem, Hym-
ne, Briefmarken), die das Bild und die Identität der 
Gemeinschaft stärken sollten.
Nachdem er den Vorschlägen des vom Ad-hoc-Aus-
schuss vorgelegten Abschlussberichts zugestimmt 
hatte, forderte der Europäische Rat bei seiner Ta-
gung in Mailand (28.-29. Juni 1985) die Kommissi-
on und die Mitgliedstaaten zu deren Umsetzung auf 
– wobei er gleichzeitig seiner Besorgnis angesichts 
der Verzögerungen bei der Durchführung der im 
ersten Bericht enthaltenen Maßnahmen Ausdruck 
verlieh (4). Von dieser Kritik getroffen, reagierte die 
Kommission: Am 19.  November übermittelte sie 
dem Rat eine Mitteilung, in der sie die Maßnah-
men, die bis zu jenem Zeitpunkt infolge der beiden 
Berichte des Ad-hoc-Ausschusses ergriffen worden 
waren, als „unzureichend“ bezeichnete  (5). Auch 
Kommissar Carlo Ripa di Meana, unter anderem 
zuständig für das Europa der Bürger (eine Premie-
re!), erklärte am 26. November im Rat „Allgemeine 
Angelegenheiten“, dass „die Kommission nicht für 
(4) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 6, 1985, S. 15.
(5) AHCE, KOM(85) 640 endg. vom 19. November 1985, Mitteilung der 
Kommission an den Rat über das Europa der Bürger.
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(1) AHCE, KOM(78), PV 492 endg., Sitzung vom 8. November 1978, S. 22.
(2) ABl. C 128 vom 16.5.1983, S. 18-19.
(3) Privatarchiv Pierre Bockstael, Vermerk von Franz Froschmaier an Lorenzo 
Natali, 21. April 1983.
(4) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 6, 1984, S. 12. 
(5) Privatarchiv Pierre Bockstael, Vermerk von Franz Froschmaier an Carlo 
Ripa di Meana, 23. April 1985.
(6) Privatarchiv Pierre Bockstael, IMADI (Instituut voor Marketing-Diag-
nostiek), The European Flag – A study into the symbolic meaning which Eu-
ropean citizens in France, Belgium and the Netherlands desire ,their‘ flag to 
express, their perception of the flags of the USA, Japan and the USSR and the 
degree to which 7 ,European‘ alternative flag designs satisfy the requirements 
for symbolic expression of the European citizen, 31. Mai 1985.
(7) Collowald, P., „La ‚Trajectoire‘ Strasbourg-Luxembourg-Bruxelles“, Dasset-
to, F., und Dumoulin, M. (Hg.), Naissance et développement de l’ information 
européenne. Actes des journées d’ étude de Louvain-la-Neuve des 22 mai et 
14 novembre 1990, Sammlung „Euroclio“, Reihe Études et documents, Peter 
Lang, Bern ... Wien, 1993, S. 47-48; Delors, J., und Arnaud, J.-L., Mémoires, 
Plon, Paris, 2004, S. 318.
(8) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr.  4, 1986, S.  54. Donat, M. 
von, und Krenzler, H.  G., „Europa zeigt Flagge“, Historische Mitteilun-
gen der Ranke-Gesellschaft, Nr.  23, Franz Steiner Verlag, Stuttgart, 2010, 
S. 282-286.
Die Europa-Flagge
Ursprünglich war die Europa-Flagge – ein Kreis aus 
zwölf goldenen Sternen auf blauem Grund – 1955 vom 
Europarat als Emblem ausgewählt worden. Dreißig 
Jahre später entschieden sich auch die Gemeinschafts-
organe, dieses Symbol für die Einheit der Völker Europas 
zu übernehmen.
Die Kommission schien sich nur wenig für diese Frage 
zu interessieren. Zwar beschloss sie im November 
1978 die Einführung eines einheitlichen Emblems – 
eines goldenen stilisierten E auf dunkelblauem Grund 
– für ihre eigenen Zwecke, jedoch sollte die 
Verwendung „sparsam“ erfolgen und sich „auf 
Informationszwecke und einige Fälle der 
Außendarstellung beschränken, ohne dass das Emblem 
jedoch ein politische Bedeutung entfaltete“ (1). Die 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
11. April 1983, in der es sich für die Einführung der 
Europa-Fahne des Europarates als Symbol für die 
gesamte Europäische Gemeinschaft aussprach (2), 
fand nicht die Zustimmung der GD X. Zwar hielt Franz 
Froschmaier die Einführung einer gemeinsamen Flagge 
für „wünschenswert“, die Übernahme der Flagge des 
Europarates würde jedoch „den Bemühungen, ein 
‚Markenzeichen‘ für die Gemeinschaft zu prägen, 
zuwiderlaufen“ (3).
Überlegungen zur „Einführung von Symbolen für die 
Existenz der Gemeinschaft, insbesondere einer Fahne 
und einer Hymne“ (4) gehörten zum Arbeitsauftrag des 
Adonnino-Ausschusses. Dieser schloss sich in seinem 
Abschlussbericht der Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments an, schlug jedoch vor, dem Sternenkreis das 
von der Kommission bereits verwendete goldfarbene E 
hinzuzufügen, um jegliche Verwechslung zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und dem Europarat zu 
vermeiden. Auch mit diesem Vorschlag war die GD X 
nicht einverstanden, die im Frühjahr 1985 ihre Position 
mittels einer semiologischen Analyse noch einmal 
bestätigte (5). Zudem gab sie zur gleichen Zeit eine 
unabhängige Studie in Auftrag, in der nach 
Durchführung einer Meinungsumfrage bei Bürgerinnen 
und Bürgern aus drei Mitgliedstaaten sieben Vorschläge 
für eine europäische Flagge unterbreitet wurden (6).
Im Frühjahr 1986 klärte sich die Frage schließlich 
schrittweise – zunächst informell (7), dann offiziell. So 
erklärte der Rat am 22. April 1986, dass er die Flagge 
des Europarates benutzen werde. Dieser Haltung 
schlossen sich auch das Parlament, die Kommission und 
der Gerichtshof unverzüglich an (8). Offiziell wurde die 
europäische Flagge am 29. Mai 1986 in einer Feierstun-
de vor dem Berlaymont-Gebäude in Brüssel eingeführt.
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Nach zahlreichen Diskussionen beschließen die europäischen Organe die Einführung der Flagge des Europarates als Symbol für die 
Europäische Gemeinschaft.  Am 29. Mai 1986 wird die europäische Flagge vor dem Berlaymont-Gebäude gehisst.
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die Versäumnisse des Rates verantwortlich“ sei und 
dass er für seinen Teil „ein Arbeitsprogramm“ ausge-
arbeitet habe, „das den Prioritäten der Kommission, 
die sie auf der Grundlage der Vorschläge des Adon-
nino-Ausschusses festgelegt hat“, entspreche (1). 
Die Kommission ließ es sich nicht nehmen, den Eu-
ropäischen Rat bei dessen nächster Tagung in Den 
Haag (26.-27. Juni 1986) erneut zu tadeln: Sie warf 
ihm vor, „keinen der wegen der Auswirkungen auf 
die Bürger wichtigsten Vorschläge angenommen“ 
zu haben, und forderte ihn zu einem „neuen politi-
schen Anlauf“ auf (2). Die Ungeduld der Kommis-
sion war angemessen angesichts der Reichweite der 
(1) AHCE, Reden, Erklärung von Kommissionsmitglied Carlo Ripa di Meana 
vor dem Rat „Allgemeine Angelegenheiten“, 26. November 1985, Europa 
der Bürger.
(2) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 6, 1986, S. 57.
Vorschläge – Erleichterung der Kontrollen an den 
innergemeinschaftlichen Grenzen, Aufenthalts-
recht, ein allgemeines System der gegenseitigen An-
erkennung der Hochschuldiplome –, die alle vom 
Rat blockiert wurden (3).
Die größten Errungenschaften
Die in dieser relativ langen „Inkubationsphase“ an-
gestoßenen bedeutenden Entwicklungen des Euro-
pa der Bürger wurden zwar erst nach 1986 Realität, 
doch wurden mehrere Maßnahmen mit großem 
Symbolwert bereits vor Ende der hier behandelten 
Epoche verwirklicht: So erhielten beispielsweise die 
Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten be-
(3) A. a. O.
Vom 11. bis 22. September 1986 findet erstmals die „Tour de l’Avenir de la Communauté européenne“ (Rundfahrt der Zukunft der Europäischen 
Gemeinschaft) statt. Dabei handelt es sich um eine mit Unterstützung der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments 
organisierte Sportveranstaltung. Ein Großteil des Radrennens verläuft – wegen ihres kurz zuvor erfolgten Beitritts – durch  Spanien und 
Portugal. Diese Sportveranstaltung wirbt auch für das Europa der Bürger: Die Einwohner der Regionen, durch die das Radrennen führt, sollen 
die Gelegenheit erhalten, sich mit der offiziellen europäischen Flagge und Hymne vertraut zu machen, die dreieinhalb Jahre zuvor von den 
Gemeinschaftsorganen angenommen worden waren.
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reits 1985 einen einheitlichen Pass und einen EG-
Führerschein nach einem gemeinsamen Muster. 
Seit 1986 haben die europäischen Institutionen eine 
Flagge und eine Hymne.
In diesem Zusammenhang sind auch groß angeleg-
te Sport- und Kulturveranstaltungen wie die „Tour 
de l’Avenir de la Communauté“ im September 1986 
zu erwähnen. Das Fahrradrennen, das Miguel In-
durain gewann, war die zweite große Sportver-
anstaltung, die von der Kommission unterstützt 
wurde (1), und bot dank der Rennstrecke von Porto 
(1) Die erste Veranstaltung dieser Art war die Segelregatta „Course de l’Europe 
à la voile“ im Jahr zuvor.
nach Turin Gelegenheit, Spanien und Portugal in 
den Vordergrund zu stellen (2). Desgleichen wurde 
Athen 1985 die erste Kulturhauptstadt Europas (3) 
– ein Ereignis, das dem „Europa der Krämer“ dia-
metral entgegengesetzt war und uns Anlass gibt, 
uns der Kultur zuzuwenden. 
Kultur
Zwar waren erst in den 1970er Jahren zaghafte Be-
strebungen zu beobachten, eine offizielle gemein-
schaftliche Kulturpolitik zu schaffen, aber bereits 
in den Jahren zuvor gab es interessante Ansätze 
wie beispielsweise den Bericht des Europaabgeord-
neten Leo De Block im Juni 1963 oder den seines 
Kollegen Carlo Scarascia Mugnozza zum Thema 
Film drei Jahre später (4). Diese Initiativen wurden 
jedoch nicht weiterverfolgt.
Eine gemeinschaftliche Kulturpolitik
Altiero Spinelli, seit Juli 1970 für Gewerbliche Wirt-
schaft, Technologie und Wissenschaft zuständiges 
Kommissionsmitglied, gab den entscheidenden An-
stoß: Im Sommer 1971 veranlasste er die Einrichtung 
zweier Arbeitsgruppen zum Thema „Unterricht und 
Ausbildung“ unter dem Vorsitz von Félix-Paul Mer-
cereau, dem ehemaligen Kabinettchef des Präsiden-
ten der Euratom-Kommission Étienne Hirsch. 
Da er Bildung und Kultur eng miteinander ver-
knüpft sah und fürchtete, dass Mercereau und sein 
Team „viel Wind um nichts“ machten (5), forderte 
Spinelli ein Jahr später, dass das Tätigkeitsfeld der 
(2) Weitere Informationen siehe AHCE, BAC 178/1992/91.
(3) „L’Europe des citoyens se construit pas à pas“, Courrier du personnel, 
Nr. 477, September 1986, S. 6-23.
(4) Dumoulin, M., „Europe de la culture, culture européenne“, Journal of Euro-
pean Integration History, Bd. 5, Nr. 2, 1999, S. 7-16.
(5) Spinelli, A., Diario europeo: 1970-1976, hrsg. von Edmondo Paolini, il Mu-
lino, Bologna, 1991, S. 247: „Januar [1972]. Freitag – Interview mit Mer-
cereau und Stuffmann über die Arbeit der Mercereau-Gruppe ‚Unterricht 
und Ausbildung‘. Ich meine, sie machen viel Wind um nichts.“
Die zweite Veranstaltungsreihe im Rahmen der „Europäischen 
Kulturhauptstadt“, eines im Jahr 1985 ins Leben gerufenen 
Großereignisses im Bereich der kulturellen Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten, findet in Florenz statt. Nach der Wiege der Antike 
ist nun die Wiege der Renaissance und des Humanismus Schauplatz 
von Ausstellungen, Theater-, Kino-, Musik- und Tanzveranstaltungen 
sowie von Kunst-  und Kulturereignissen aller Art.
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Gruppen auf die Konzepte der Zivilisation, Gesell-
schaft und Kultur ausgeweitet werde (1). Der Fran-
zose Robert Grégoire übernahm diese Aufgabe. Der 
ehemalige EGKS-Beamte hatte seine berufliche 
Laufbahn als Theaterregisseur begonnen und kon-
zentrierte sich als „leidenschaftlicher Verfechter der 
Kultur“ (2) sehr bald ausschließlich auf diesen einen 
Aspekt: Er verfasste ein Memorandum mit dem 
Titel Für eine Gemeinschaftsaktion im Bereich der 
Kultur (3). Dieser Text erwies sich als wegweisend: 
Neu waren sowohl der sozioökonomische Ansatz 
als auch die verwendete Terminologie. Wie der Ti-
tel schon besagte, sollten Aktionen im Bereich der 
Kultur vorgeschlagen werden, keine „Kulturpoli-
tik“ – dies wäre von den Mitgliedstaaten als Ein-
mischung empfunden worden, die ihre Befugnisse 
in dieser Domäne verteidigten, und wäre auch den 
Kunstschaffenden, die um ihre Freiheit fürchte-
ten, und den internationalen Organisationen, die 
sich bereits für die Kultur engagierten (Europarat, 
Unesco usw.), zu weit gegangen. 
Eigentlich hatte die Gemeinschaft keine Befugnis, 
im Bereich der Kultur tätig zu werden – „Kultur“ 
und „kulturell“ kamen im EWG-Vertrag nicht 
vor  (4). Um jegliche Einmischung in die Kultur 
an sich (ihre Inhalte, Ziele usw.) zu vermeiden, be-
handelte Grégoire das Thema unter dem einzigen 
Gesichtspunkt, den der Vertrag zuließ, d.  h. aus 
sozioökonomischer Perspektive. Künstler wurden 
als „Kulturarbeiter“ und Kunstwerke als „Kultur-
güter“ bezeichnet. Ziel der Gemeinschaftsaktion 
war es hauptsächlich, „die Kultur zu fördern, indem 
nach und nach ein wirtschaftliches Umfeld und ein 
soziales Umfeld geschaffen werden, die der Kultur 
(1) Grégoire, R., Vers une Europe de la culture. Du théâtre à l’action communau-
taire, L’Harmattan, Paris, 2000, S. 181.
(2) Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, Paolo Ponzano, Jean-Claude Eeck-
hout und Daniela Napoli, 27. September 2010, S. 44.
(3) AHCE, SEK(72) 4250, Mitteilung von Altiero Spinelli an die Mitglieder der 
Kommission, 6. Dezember 1972.
(4) Der einzige mögliche Bezug lässt sich aus Artikel 36 des Vertrags ableiten, 
in dem der Schutz „des nationalen Kulturguts von künstlerischem, ge-
schichtlichem oder archäologischem Wert“ erwähnt wird.
möglichst förderlich sind“  (5). Kurz: Die Gemein-
schaft beabsichtigte nicht, auf die Kultur einzuwir-
ken, sondern ihr zu dienen (6).
„Félix-Paul Mercereau und ich mussten nicht 
lange auf die Reaktion von Altiero Spinelli 
warten. Er bat uns in sein Büro und stellte mir 
zunächst eine seltsame Frage: ‚Wie haben Sie 
das gemacht?‘ Anschließend sagte er: ‚Ich werde 
die Kommission mit Ihrem Memorandum 
befassen, ohne ein einziges Wort zu ändern‘“ (7).
Die ersten Jahre
Das Memorandum wurde der Kommission am 
6. Dezember 1972 übermittelt und von ihr ge-
billigt  (8). Die Mercereau-Arbeitsgruppe wurde 
aufgelöst, und in der GD  XII wurde eine Abtei-
lung „Fragen im Kulturbereich“ unter der Leitung 
von Robert Grégoire eingerichtet, die später un-
ter Kommissionspräsident Ortoli in die GD For-
schung, Wissenschaft und Bildung umgewandelt 
wurde. Zuständiges Kommissionsmitglied war der 
Deutsche Guido Brunner, der im Herbst 1974 die 
Nachfolge seines Landsmanns Ralf Dahrendorf 
angetreten hatte. Im September 1974 setzte sich die 
Kommission das Ziel, konkrete Vorschläge im Kul-
turbereich zu erstellen, u. a. zum freien Austausch 
kultureller Güter, zur Mobilität der Arbeitnehmer 
auf kulturellem Gebiet, zur Besteuerung betreffend 
Stiftungen und Förderung der Kunst und zu den 
Rechtsvorschriften bei Urheberrechten  (9). Dem-
entsprechend legte die Kommission dem Europäi-
schen Parlament am 1.  Juli 1975 einen ersten Ak-
tionsplan vor. Das Parlament nahm die Arbeit zur 
(5) Grégoire, R., „L’action communautaire dans le secteur culturel“, Revue du 
Marché Commun, Nr. 217, 1978, S. 230.
(6) Dieser Satz ist einer Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
18. November 1983 entlehnt, zitiert in: Grégoire, R., „La Communauté et 
la culture“, Revue du Marché Commun, Nr. 274, 1984, S. 56.
(7) Grégoire, R., Vers une Europe de la culture. Du théâtre à l’action communau-
taire, L’Harmattan, Paris, 2000, S. 182-183.
(8) KOM(72) PV 230 endg., Sitzung vom 6. Dezember 1972, S. 9.
(9) EG-Kommission, Achter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen 
Gemeinschaften 1974, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften, Luxemburg, 1975, S. 210.
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Kenntnis und forderte die Kommission auf, ihre 
Vorschläge weiter auszuarbeiten. Dazu wies es ihr 
für das Folgejahr zusätzliche Finanzmittel zu (Ar-
tikel  393 des Haushaltsplans: „Ausgaben für die 
kulturelle Aktion“). Dieser Beschluss war Gegen-
stand einer heftigen Auseinandersetzung zwischen 
Rat und Parlament, das schließlich das letzte Wort 
behielt (1). Mochte die Sparsamkeit des Rates auch 
lobenswert sein, so zeigte dieser eigentlich belang-
lose Zwischenfall im Haushaltsverfahren (es ging 
gerade einmal um 20 700 ECU) ganz deutlich die 
Vorbehalte der Mitgliedstaaten, die die Kultur als 
ihr alleiniges Hoheitsrecht betrachteten. Dies hin-
derte die Kommission jedoch nicht daran, dem 
Europäischen Parlament im Januar 1976 eine de-
taillierte Mitteilung zu übermitteln, die unter dem 
Namen ihres Verfassers Guido Brunner bekannt ist. 
Im Jahr darauf folgte eine Mitteilung an den Rat, in 
der die Kommission den Stand der Gemeinschafts-
aktion im Bereich Kultur darlegte und deren künf-
tige Entwicklung skizzierte. 
Freier Austausch kultureller Güter, Bekämpfung 
des Kunstdiebstahls und des Handels mit ge-
stohlenen Kunstgegenständen, Freizügigkeit und 
Niederlassungsfreiheit der Kulturschaffenden, 
Angleichung von Rechts- und Steuervorschriften 
(insbesondere bei Urheberrechten), Maßnahmen 
sozialer Art (Austausch und Mobilität junger Kul-
turschaffender, Sozialversicherung usw.) – dank der 
konsequenten Anwendung des Vertrags und der 
wertvollen politischen und finanziellen Unterstüt-
zung durch das Europäische Parlament wurde die 
Kultur Ende der 1970er Jahre zu einem echten „Be-
standteil des Wirtschaftsraums“ (2).
(1) Dumoulin, M., „Europe de la culture, culture européenne“, Journal of Euro-
pean Integration History, Bd. 5, Nr. 2, 1999, S. 15.
(2) A. a. O., S. 16.
Ministerielle Unterstützung
Die Abteilung von Robert Grégoire profitierte vom 
wachsenden Interesse an ihrer Arbeit: 1981 wurde 
sie von der GD XII an das Generalsekretariat über-
tragen, wodurch sie unmittelbar dem neuen Kom-
missionspräsidenten Gaston Thorn unterstand. Mit 
der Unterstützung durch das Europäische Parla-
ment im Rücken fand die Gemeinschaftsaktion im 
Kulturbereich nun auch Verfechter unter Persön-
lichkeiten der Politik, die in ihrem jeweiligen Land 
für Kultur zuständig waren. So initiierten Jack Lang 
und Vincenzo Scotti im September 1982 eine erste 
informelle Tagung der Kulturminister in Neapel. 
Obwohl einige ihrer Amtskollegen noch Vorbehal-
te angesichts der Begeisterung der beiden für „um-
fangreiche Initiativen und eine echte europäische 
kulturpolitische Aktion“  (3) hegten, begannen die 
Mitgliedstaaten, sich aktiv zu engagieren.
Die Kommission setzte ihre eigenen Arbeiten fort 
und legte dem Europäischen Parlament und dem 
Rat am 12. Oktober 1982 eine Mitteilung über die 
„Verstärkung der Gemeinschaftsaktion im Bereich 
Kultur“ vor, in der sie vier Schwerpunkte nannte, um 
die sich die Maßnahmen drehen sollten: freier Aus-
tausch von Kulturgütern (Abschaffung administra-
tiver Hindernisse an den innergemeinschaftlichen 
Grenzen); Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der Kulturschaffenden (Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, Schutz der Einkommen, Verbesse-
rung der sozialen Sicherheit usw.); Erschließung eines 
breiteren Publikums (Beteiligung der Gemeinschaft 
an der Organisation von Festspielen, Ausstellungen 
und anderen Kulturveranstaltungen); Erhaltung des 
architektonischen Erbes (Vergabe zinsfreier Darle-
hen zur Erhaltung architektonischer Werke durch 
die EIB). Die Mitteilung war Gegenstand eines 
Berichts des Europäischen Parlaments („Fanti-Be-
richt“), der im Oktober 1983 angenommen wurde, 
und wurde außerdem einen Monat später von den 
(3) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 9, 1982, S. 43.
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Kulturministern der zehn Mitgliedstaaten bei ihrer 
zweiten und letzten informellen Tagung (später tra-
ten sie als Ratsformation zusammen) unter dem Vor-
sitz der griechischen Ministerin Melina Mercouri 
erörtert. Dabei verliehen die Minister ihrer Absicht 
Ausdruck, „konkrete Maßnahmen der kulturellen 
Zusammenarbeit innerhalb der Gemeinschaft [zu] 
fördern“ (1). Dies war auch Ausgangspunkt für den 
Beschluss, fortan jedes Jahr eine Kulturhauptstadt 
Europas zu ernennen. Den Anfang dieser Aktion, 
die zweifellos europaweit eine der bekanntesten ist, 
machte Athen im Jahr 1985.
Eingliederung in die GD X: 
Vorrang für audiovisuelle Medien
Während die Gemeinschaftsaktion im Kulturbe-
reich immer mehr an Bedeutung gewann, wurde es 
für Robert Grégoire Zeit, den Staffelstab weiterzu-
reichen. 1986 wurde seine Abteilung in die GD  X 
eingegliedert, die die Bezeichnung „Information, 
Kommunikation und Kultur“ erhielt. Frans De 
Koster, ein Freund und ehemaliger Kollege Gré-
goires im Generalsekretariat, erinnert sich: „Er hatte 
eine großartige Arbeit vollbracht. Alles, was die Ge-
meinschaft und insbesondere die Kommission in der 
Kultur erreicht haben, hat er angestoßen und in den 
Grundzügen gesteuert“  (2). Diejenigen, die sich die 
Amtsübergabe in Erinnerung rufen, sehen Grégoire 
und seine Arbeit in einem etwas anderen Licht. So 
entsinnt sich Gerardo Mombelli, damals stellvertre-
tender Kabinettchef von Carlo Ripa di Meana, an 
diesen „seltsamen Beamten aus Marseille, der un-
ter Noëls Schutz stand“ und zieht eine gute, jedoch 
eingeschränkte Bilanz seiner Arbeit: „Von Beginn 
an versuchten wir, das Arbeitsfeld zu erweitern und 
neue Blickpunkte, Aktionen und Initiativen vor-
zuschlagen – von denen es damals herzlich wenig 
(1) AHCE, BAC 343/1991/88, Protokoll der informellen Tagung der Kultur-
minister (Athen, 28. November 1983), 15. Dezember 1983, S. 1.
(2) Interview mit Frans De Koster, 13. Oktober 2010.
gab“ (3). Mit dieser Auffassung stand er nicht allein 
da; sie entsprach der Entstehung eines neuen An-
satzes – wie bereits oben beschrieben –, bei dem es 
darum ging, immer ambitioniertere und publikums-
wirksamere Gemeinschaftsaktionen zu entwickeln. 
Mit dem Weggang von Grégoire endete also tatsäch-
lich eine Epoche. Und es begann eine neue.
Der Belgier Pierre Bockstael trat die Nachfolge 
Grégoires als Leiter der Abteilung an, die nunmehr 
die Bezeichnung „Kulturelle Aktion und audio-
visuelle Politik“ trug, und tatsächlich begann die 
Gemeinschaft ab diesem Zeitpunkt, eine audiovi-
suelle Politik zu entwickeln. Den Anfang machte 
die Kommission im März 1986 mit ihrem Richt-
linienvorschlag „Die Politik der Gemeinschaft im 
audiovisuellen Bereich“  (4). Kurz darauf folgten 
ein Aktionsprogramm zur Förderung der euro-
päischen Produktion audiovisueller Programme 
(MEDIA)  (5), eine Mitteilung über das (für 1988 
geplante) Europäische Film- und Fernsehjahr  (6) 
sowie die Unterzeichnung einer Vereinbarung mit 
dem Konsortium „Europa-TV“, das seit Oktober 
1985 die gleichnamige mehrsprachige Fernsehsen-
dung europaweit ausstrahlte  (7). Aufgrund finan-
zieller Schwierigkeiten wurde Europa-TV jedoch 
bereits im November 1986 eingestellt.
Die Fortschritte, die seit der Einrichtung der beiden 
Arbeitsgruppen durch Spinelli Anfang der 1970er 
Jahre erzielt wurden, sind also beachtlich. Kaum 
jemand hätte damals die oben beschriebene Ent-
stehung einer Aktion im Kulturbereich innerhalb 
dieser 15 Jahre vorhersagen können. Damit jedoch 
nicht genug – die Arbeitsgruppen gaben außerdem 
den Anstoß für eine Gemeinschaftsaktion im Be-
reich der Bildung, die es ebenfalls zu schildern gilt.
(3) Interview mit Gerardo Mombelli, 2. Juni 2011.
(4) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr.  3, 1986, S.  11-15; Nr.  5, 
1986.
(5) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 4, 1986, S. 53-54.
(6) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 6, 1986, S. 58.
(7) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 10, 1986, S. 41; Nr. 11, 1986, 
S. 60.
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In der Kommission erhielt die Gemeinschaftspolitik 
im Bereich der Bildung ihre strukturelle Legitimati-
on 1973 mit der Einrichtung einer entsprechenden 
Direktion in der GD XII unter der Leitung des Bri-
ten Alan Bath. Zunächst zählte die Direktion vier 
Abteilungen (mit der Zeit änderte sich diese Zahl 
immer wieder), darunter die von Robert Grégoire. 
Diese Direktion, die zunächst „Unterricht und Erzie-
hung“ hieß und 1976 in „Bildung und Ausbildung, 
Fragen im Kulturbereich“ umbenannt wurde, wurde 
1981 in die GD  V Beschäftigung und Soziale An-
gelegenheiten integriert, während die Kultur – wie 
oben beschrieben – dem Generalsekretariat zugeteilt 
wurde. Die Direktion, nunmehr unter der Leitung 
des Briten Hywel Ceri Jones, der seit 1973 einer der 
vier Abteilungsleiter gewesen war, änderte ihre Be-
zeichnung in „Bildung, Berufsausbildung und Ju-
gendpolitik“, die sie auch nach 1986 beibehielt.
Diese Eingliederung der Bildung in die GD V und 
die damit einhergehende Entkoppelung von der Kul-
tur zeigte sowohl eine Entwicklung der Wahrneh-
mung der Bildung über die Zeit als auch ihr doppeltes 
Wesen, denn sie weist sowohl kulturelle als auch so-
zioökonomische Aspekte auf. Jones, der in der Kom-
mission für die Bildung die gleiche Rolle spielte wie 
Grégoire für die Kultur, war seinerseits immer von 
der Notwendigkeit überzeugt, die allgemeine und die 
berufliche Bildung gemeinsam zu behandeln.
„Was die Politik angeht, so hatte man 1981 
einen wichtigen Meilenstein passiert: Die 
Kommission übernahm eine Vorreiterrolle und 
erkannte die unlösbare Verknüpfung zwischen 
der allgemeinen Bildung und der 
Berufsausbildung und somit die wichtige Rolle, 
die die Bildung in der Sozial- und 
Beschäftigungspolitik zu spielen hatte. Die 
Entscheidung, die allgemeine und die berufliche 
Bildung in einer Direktion der für soziale 
Angelegenheiten zuständigen Generaldirektion V 
zusammenzubringen, bestätigte die Theorie, die 
viele von uns seit Jahren vertraten.“ (2)
(2) „The Action Programme. Interview with Hywel Ceri Jones“, Courrier du 
personnel, Nr. 472, Februar 1986, S. 64.
Allgemeine und berufliche 
Bildung
Die Bildung hatte ursprünglich etwa den gleichen 
Stand unter den Gemeinschaftsangelegenheiten 
wie die Kultur. Da sie im EWG-Vertrag keinerlei 
Erwähnung fand – anders als die berufliche Aus- 
und Fortbildung, die in den Artikeln 118 und 128 
angesprochen wurde –, handelte es sich um einen 
politisch heiklen Bereich, weil sie direkt mit der 
Souveränität der Staaten in Verbindung stand. Wie 
bei der Kultur fanden die ersten reellen Entwick-
lungen auf Gemeinschaftsebene daher erst Anfang 
der 1970er Jahre statt, zumal bis zu jenem Zeit-
punkt eigentlich der Europarat als die Institution 
auf europäischer Ebene galt, die sich vorrangig mit 
dem Thema beschäftigte.
Von der Kultur- zur Sozialpolitik
Die Bestrebungen, die Bildung zum Gegenstand 
einer Gemeinschaftspolitik zu machen, waren zu 
Beginn des Jahrzehnts jedoch sehr viel weiter gedie-
hen als im Bereich der Kultur. Angesichts der Krise 
und der steigenden Jugendarbeitslosigkeit waren die 
allgemeine und die berufliche Bildung dazu ange-
tan, zur Lösung der damaligen sozioökonomischen 
Probleme beizutragen, und daher prädestiniert da-
für, zum Gegenstand einer Gemeinschaftspolitik 
zu werden. Kurz nach der Einrichtung der beiden 
Arbeitsgruppen „Unterricht und Ausbildung“ un-
ter dem Dach der Kommission fand bereits im No-
vember  1971 eine erste Tagung der europäischen 
Bildungsminister statt. Bei dieser Gelegenheit be-
fassten sie sich mit der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome und dem Vorhaben einer europäischen 
Universität – von der bereits seit den 1950er Jahren 
die Rede war. Maßgeblich war jedoch die Erklärung 
der Minister, eine umfassende Zusammenarbeit im 
Bildungswesen anstrengen zu wollen (1).
(1) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 12, 1971, S. 28-30. 
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Das erste Aktionsprogramm
Auf Bitten der Kommission präsentierte der ehe-
malige belgische Bildungsminister Henri Janne im 
Februar 1973 eine kritische Zusammenfassung der 
relevanten bildungspolitischen Themen in Europa. 
Janne erkannte ganz richtig den heiklen Charakter 
dieser Frage: Einerseits wies er auf die unübersehba-
re „enge Verflechtung von Bildung und Kultur“ hin, 
andererseits betonte er, dass „die wirtschaftlichen 
Erfordernisse einer ‚beruflichen‘ Ausbildung nicht 
vom allgemeinen Bildungssystem losgelöst werden 
können“  (1). Die Vorschläge der Kommission für 
eine Gemeinschaftsaktion auf dem Gebiet des Bil-
dungswesens  (2), die sie dem Rat ein Jahr später 
übermittelte, fußten hauptsächlich auf diesem Be-
richt. Als „Ausgangspunkt der politischen Überle-
gungen zu Inhalt und Modalitäten einer künftigen 
Zusammenarbeit auf der Ebene der Gemeinschaft 
im Bildungswesen“  (3) befasste sich diese Mittei-
lung vom März 1974 beispielsweise mit Fragen der 
Mobilität, der Schulbildung der Kinder von Wan-
derarbeitnehmern, des Fremdsprachenerwerbs oder 
der Anerkennung von Bildungsabschlüssen. Die 
Vorschläge wurden von den Bildungsministern der 
neun Mitgliedstaaten erörtert, die im Juni 1974 ein 
zweites Mal zusammentrafen. Sie nahmen eine Ent-
schließung über die künftige Zusammenarbeit im 
Bereich des Bildungswesens an (4) und beschlossen, 
einen Ausschuss für die Zusammenarbeit im Bil-
dungswesen einzurichten, der bis Ende 1975 einen 
Bericht über die Aktivitäten vorlegen sollte, die in 
den sieben von den Ministern definierten vorrangi-
gen Bereichen durchzuführen waren (5).
(1) „Eine gemeinschaftliche Bildungspolitik“, Bulletin der Europäischen Ge-
meinschaften, Beilage 10/73, S. 11-12.
(2) „Das Bildungswesen in der Europäischen Gemeinschaft“, Bulletin der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Beilage 3/74.
(3) Europäische Kommission, Histoire de la coopération européenne dans le do-
maine de l’ éducation et de la formation, Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 2006, S. 65.
(4) ABl. C 98 vom 20.8.1974.
(5) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 3/74, S. 19-20.
Der Ausschuss, der sich im Oktober  1974 konsti-
tuierte und sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
und der Kommission zusammensetzte, legte den 
europäischen Bildungsministern bei ihrer Tagung 
am 10. Dezember 1975 vereinbarungsgemäß einen 
Bericht sowie einen Entschließungsentwurf mit ei-
nem Aktionsprogramm vor. Die Minister billigten 
den Bericht und beauftragten den Ausschuss mit 
der Koordinierung und der Überwachung der Um-
setzung des Aktionsprogramms sowie mit der Vor-
bereitung der Tagungen des Rates der Bildungsmi-
nister. Mit seinen monatlichen Sitzungen blieb der 
Ausschuss jahrelang das Bindeglied zwischen den 
zuständigen Dienststellen der Kommission und 
dem Rat der Bildungsminister, d. h. zwischen der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten. 
Das Aktionsprogramm wurde am 9.  Februar 
1976 (6) endgültig vom Rat angenommen und bilde-
te einen Grundlagentext, auf dem die gesamte künf-
tige Zusammenarbeit im Bildungswesen aufbaute. 
Das Dokument war prägend, denn es umfasste alle 
Fragen der Bildung, zu denen die Gemeinschaft bis 
1986 – und weit darüber hinaus – zahlreiche Maß-
nahmen ergriff: Fremdsprachenunterricht, schu-
lische Betreuung der Wanderarbeitnehmer und 
ihrer Kinder, Chancengleichheit in der Bildung, 
Europa als Unterrichtsthema in der Schule, Zu-
sammenarbeit im Hochschulwesen, Übergang von 
der Schule ins Berufsleben, Zusammenstellung von 
Dokumentation und Statistiken im Bereich des Bil-
dungswesens, Verbesserung der Korrespondenz der 
Bildungssysteme in Europa.
Die wichtigsten Errungenschaften
Zwar waren die Bedingungen, unter denen das 
Aktionsprogramm in den ersten Jahren durchge-
führt wurde, alles andere als ideal (Mittel- und 
Personalknappheit einerseits, Widerstand einiger 
(6) ABl. C 38 vom 19.2.1976.
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Mitgliedstaaten im Rat andererseits  (1)), die Kom-
mission führte jedoch trotz aller Widrigkeiten 
mehrere erfolgreiche Aktionen durch, z. B. in Form 
von Studienbesuchen, Informationsaustausch, Pi-
lotprojekten, gemeinsamen Studienprogrammen, 
die schließlich zum Sinnbild für die Zusammenar-
beit im Bildungswesen wurden.
Mit mehr als 600 gemeinsamen Studienprogram-
men in zehn Jahren war das Hochschulwesen einer 
der Schwerpunkte dieser Aktionen. Dazu gehörten 
beispielsweise die Informationen des von der Kom-
mission seit 1977 herausgegebenen Studentenhand-
buchs, das Netzwerk Eurydice, in dessen Rahmen 
(1) Mehrere Zeitzeugen berichten darüber. Vgl. beispielsweise die Interviews 
mit Ivor Richard, 21. Oktober 2010, und Anne-Marie Lizin, 15. Dezember 
2010; sowie Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Nr. 6, 1976, S. 51; 
Nr. 11, 1978, S. 61; Nr. 10, 1979, S. 69.
politische Entscheidungsträger und Bildungsträger 
seit 1980 Informationen austauschen, oder das Netz 
der nationalen Informationszentren für die akade-
mische Anerkennung (NARIC) zur Unterstützung 
der Mobilität der Studierenden. Erst in der zweiten 
Hälfte der 1980er Jahre – dank des „Gravier-Urteils“, 
mit dem die Hochschulbildung in den Anwendungs-
bereich des Vertrags trat – konnte die Kommission 
die großen Gemeinschaftsprogramme in der allge-
meinen und beruflichen Bildung starten, die uns bis 
heute prägen: Comett, Erasmus, PETRA, Jugend für 





Steuermann eines Europa 
in voller Fahrt
Kein Kommissionspräsident hatte sowohl in der 
öffentlichen Meinung als auch tatsächlich eine der-
artige Wirkung wie Jacques Delors. Der ehemalige 
französische Finanzminister absolvierte die längs-
te Amtszeit aller Kommissionspräsidenten. In den 
zehn Jahren seiner Präsidentschaft wurden der In-
tegrationsprozess auf dramatische Weise neu belebt 
und das Reformtempo sowie das Ansehen der Euro-
päischen Kommission in erheblichem Maße erhöht. 
Die Gemeinschaft, die der Economist 1982  (1) für 
„moribund“ erklärte, stand zehn Jahre später kurz 
vor der Vollendung eines funktionierenden Binnen-
marktes, hatte eine institutionelle Reform hinter 
sich und war Zentrum der internationalen Auf-
merksamkeit  (2). Als Kommissionspräsident war 
Delors an dieser außergewöhnlichen Wiederaufer-
stehung maßgeblich beteiligt. 
(1) Siehe Kapitel 16: Umstrittene Politikfelder – Gemeinsame Agrarpolitik und 
Gemeinsame Fischereipolitik.
(2) The Economist, 26. März 1982.
In gewisser Weise hatte Delors allerdings Glück, 
dass er das Amt genau zum richtigen Zeitpunkt an-
trat. Das Jahr  1985 war für den neuen Kommissi-
onspräsidenten ideal. 
Nachdem die erste Hälfte der 1980er Jahre trauma-
tisch verlaufen war, gab es keine großen Erwartun-
gen. Unter der Oberfläche war jedoch unmittelbar 
vor Delors’ Amtsantritt eine Reihe von Hemm-
nissen für rasche Fortschritte auf Gemeinschafts-
ebene beseitigt worden. Insbesondere gab es beim 
Treffen des Europäischen Rates von Fontainebleau 
im Juni  1984 eine Lösung für die langjährigen 
Haushaltsstreitigkeiten mit dem Vereinigten Kö-
nigreich. Während alle europäischen Staats- und 
Regierungschefs die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten der 1970er und frühen 1980er Jahre noch so 
frisch im Gedächtnis hatten, dass radikale Lösun-
gen attraktiv erschienen, verbesserte sich die Kon-
junktur in Europa, und es begann ein Zeitraum, 
in dem ein europäischer Wiederaufschwung un-
mittelbare positive Folgen hatte. Schließlich waren 
494 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
anderen europäischen Organen, insbesondere dem 
Europäischen Rat, sowie die Bedeutung des Integ-
rationsprozesses für die Vorstellungswelt und das 
Interesse der breiten europäischen Öffentlichkeit 
und schließlich den Gesamtfahrplan und den Um-
fang des Integrationsvorhabens veränderten.
Der Grundgedanke, den Delors verfolgte, um den 
Integrationsprozess wiederzubeleben, war relativ 
einfach: Ein einziges Ziel festlegen, das alle beteilig-
ten Staaten und Organe unterstützen konnten, Fest-
legung eines Termins für die Verwirklichung dieses 
Ziels und klare Festlegung der notwendigen Schrit-
te zur fristgemäßen Verwirklichung dieses Ziels (1). 
Das ausgewählte Ziel – die Schaffung eines europäi-
schen Binnenmarktes bis Ende 1992 – war nicht be-
sonders originell. Die Errichtung eines funktionie-
(1) Interview mit Jacques Delors, 11. März 2011.
die europäischen Staatsmänner jener Zeit bereit, 
ihre nationale und europäische Politik stärker auf 
den Markt auszurichten. 1985 gehörte zu diesen 
Politikern auch François Mitterrand, der aufgrund 
seiner wirtschaftlichen Kehrtwende in den Jahren 
1982-1983 bereit war, auf einen liberaleren Kurs zu 
schwenken und sich gleichzeitig für den Erfolg eines 
Europa stark zu machen, in dessen Namen er seine 
ursprüngliche Wirtschaftspolitik aufgegeben hatte. 
Gleichwohl kam es darauf an, die Gelegenheit 
auch zu nutzen. Delors gebührt das Verdienst, dies 
mit Geschick getan zu haben. Um den Erfolg von 
Delors zu verstehen, muss zunächst die Bedeutung 
des „Ziels 1992“ analysiert werden, auf das er sich 
ursprünglich konzentrierte. Danach wird erläutert, 
wie die neue Zielstrebigkeit im Zusammenhang 
mit dem Binnenmarkt nicht nur die Moral und das 
Arbeitstempo der Kommission, sondern auch die 
Beziehungen zwischen der Kommission und den 
Jacques Delors verliest am 24. Januar 1985 vor dem EG-Gerichtshof unter Vorsitz von Alexander Mackenzie Stuart in Luxemburg die 
feierliche Erklärung. Hinter ihm sitzen Stanley Clinton Davis (mit Kopfhörer) und zu dessen linker Seite Willy De Clercq.
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Gaston Thorn (rechts) übergibt am 7. Januar 1985 sein Amt an Jacques Delors (links).
tigen, auf welche Weise der Wirtschaftsaustausch 
in Europa durch zahllose nichttarifäre und andere 
Handelshemmnisse gelähmt wurde. Das Ziel war 
so offenkundig wie weitreichend, da seine Verwirk-
lichung tiefgreifende Auswirkungen auf die Funk-
tionsweise aller Gemeinschaftsorgane haben musste 
und erhebliche Folgen für die Gesamtwirtschaft in 
Westeuropa sowie eine Vielzahl weiterer Integrati-
onsmaßnahmen in unterschiedlichen, aber zusam-
menhängenden Bereichen nach sich ziehen konnte.
Der erste Wandel betraf die Arbeitsweise der Kom-
mission und ihr Selbstbild. Sowohl Delors als auch 
der Kommissar, dem er das Binnenmarktprojekt 
renden Binnenmarktes wurde nicht nur durch den 
ursprünglichen Vertrag von Rom angestrebt, son-
dern war auch schon in den Jahren vor 1985 Gegen-
stand ausführlicher Diskussionen führender Ver-
treter des wirtschaftlichen und politischen Lebens 
sowie innerhalb der Kommission (1). Aber in vieler-
lei Hinsicht war dieser Mangel an Originalität eine 
große Stärke, weil ein so allgemeines Ziel nur sehr 
schwer abzulehnen war, insbesondere im Rahmen 
einer europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Selbst-
verständlich musste die EWG sich damit beschäf-
(1) Sandholtz, W., und Zysman, J., „1992: Recasting the European Bargain“, 
World Politics, Bd. 42, Nr. 1, 1989, S. 95-128.
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de weiter gesteigert, als durch den Einsatz für den 
Binnenmarkt die anhaltende Blockade der institu-
tionellen Reform überwunden wurde. Da durch die 
Einheitliche Europäische Akte – bei deren Abfas-
sung Delors eine wichtige Rolle spielte – verstärkt 
Mehrheitsbeschlüsse eingeführt wurden, gerieten 
plötzlich viele der seit langem angestrebten Ziele 
der Europäischen Kommission, die aufgrund des 
Widerstands einer Minderheit von Mitgliedstaaten 
als unerreichbar angesehen wurden, in den Bereich 
des Möglichen.
Die zweite große Veränderung war die Position 
der Kommission gegenüber den anderen Gemein-
schaftsorganen. Während der Amtszeiten von 
Jenkins und Thorn waren die interinstitutionel-
len Beziehungen eine ständige Quelle für Sorgen 
und Verzögerungen  (2). Unter Delors veränderten 
(2) Siehe Einleitung zum dritten Teil dieser Veröffentlichung.
anvertraute, Arthur Cockfield, widmeten sich mit 
ungeheurer Energie und großem Eifer ihrer neuen 
Aufgabe. Darüber hinaus machten sie deutlich, dass 
sie das gleiche Engagement von allen ihren Mitar-
beitern erwarteten. Wie ernst er es meinte, machte 
Delors mit einem besonders beeindruckenden Ka-
binett unter der Führung von Pascal Lamy deutlich, 
der innerhalb kürzester Zeit ebenso gefürchtet wie 
respektiert wurde (1). Durch die Konzentration auf 
ein einziges Ziel erhielt eine Institution, bei der frü-
her viele Initiativen im Sande verlaufen waren, er-
neut Sinn und Zweck. Dies wurde umso deutlicher, 
je mehr sich alle Regierungen der Mitgliedstaaten 
dieses Ziel zu eigen machten und die ersten Ergeb-
nisse sichtbar wurden. In dieser Hinsicht besonders 
hervorzuheben sind das Haushaltspaket Delors  I 
sowie die zweite Bankenrichtlinie, die 1988 bzw. 
1989 verabschiedet wurden. Die Motivation wur-
(1) Ross, G., „Inside The Delors Cabinet“, Journal of Common Market Studies, 
Bd. 32, Nr. 4, 1994. 
Delors empfängt im Mai 1985 Papst Johannes Paul II. in der Kommission.
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Fahnenträger Europas: Delors posiert neben der kurz zuvor 
eingeführten europäischen Flagge (September 1986).
ausreichend Spielraum zur Verwirklichung seiner 
eigenen Ziele verfügte und hierdurch seine Autori-
tät innerhalb der Kommission stärken konnte. Der 
Erfolg auf der Ebene des Europäischen Rates führ-
te natürlich auch zu besseren Beziehungen mit dem 
Europäischen Parlament und dem Ministerrat so-
wie zu größerem Respekt vonseiten dieser Organe.
Der dritte Effekt war, dass das öffentliche Interes-
se für den europäischen Einigungsprozess belebt 
wurde. Seit dem Höhepunkt in den 1960er Jahren 
hatte sich im Laufe der 1970er Jahre eine Mischung 
von öffentlicher Unwissenheit, Gleichgültigkeit 
und Frustration über die Geschehnisse in Brüssel 
entwickelt. Trotz großer Erwartungen hatten die 
Direktwahlen zum Europäischen Parlament im 
Jahr 1979 nicht zu einer Umkehr dieses Trends 
geführt  (2). Von Mitte bis Ende der 1980er Jahre 
gelang es der Delors-Kommission jedoch, die breite 
europäische Öffentlichkeit auch über die dama-
ligen Grenzen der Gemeinschaft hinaus davon zu 
überzeugen, dass der Integrationsprozess wichtig, 
aufregend und rasch zu verwirklichen sei. 
Ein Ergebnis war eine Flut von Medienberichten 
und ein hohes Maß an wissenschaftlichem Interes-
se und öffentlicher Aufmerksamkeit; ein weiteres 
das Bemühen von Drittländern um eine Auffri-
schung und Verbesserung ihrer Beziehungen zu 
der plötzlich modernen und dynamischen Europä-
ischen Gemeinschaft. Dabei wurde Delors selbst 
ein Maß an öffentlicher Aufmerksamkeit und Pro-
minenz zuteil, das für Kommissionspräsidenten 
neu war.
Schließlich ist vielleicht besonders bemerkenswert, 
dass die ursprünglich auf das Ziel, bis 1992 einen 
Binnenmarkt zu verwirklichen, zurückzuführen-
de Erneuerung des Integrationsprozesses eine At-
(2) Sowohl das Problem als auch die Hoffnung auf eine heilsame Wirkung der 
Direktwahlen sind Thema der Rede von Richard Burke vor der Associati-
on des anciens des Communautés européennes, Paris, 3. Mai 1979 (AHCE, 
Reden).
sich diese Beziehungen tiefgreifend, zum einen 
weil ein neu vereinbartes Ziel das Zusammenspiel 
erleichterte, und zum anderen, weil die ersten po-
sitiven Ergebnisse einen fruchtbaren Kreislauf von 
Ehrgeiz, Erfolg und weiterem Ehrgeiz bewirkten. 
Nirgends wurde dieser Wandel deutlicher als auf 
der Ebene des Europäischen Rates, wo Delors ein 
derart wichtiger Akteur wurde wie kein Kom-
missionspräsident vor ihm. Wie dies genau von-
statten ging, wird an anderer Stelle dieses Bandes 
erörtert  (1). Letztendlich hing Delors’ Fähigkeit, 
auf dieser Ebene Erfolge zu erzielen, natürlich 
davon ab, dass die Staats- und Regierungschefs 
Fortschritte bei den Integrationsbemühungen 
anstrebten und bereit waren, dem Kommissions-
präsidenten zu diesem Zweck eine wichtige Rolle 
zuzubilligen. Bis mindestens Anfang der 1990er 
Jahre gab es auf der Ebene des Europäischen Rates 
einen entsprechenden Konsens, so dass Delors auf 
der höchsten Entscheidungsebene Europas über 
(1) Siehe Kapitel 8: Beziehungen zum Europäischen Rat.
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gemeinsame Außenpolitik und vieles andere mehr. 
Die Tatsache, dass ein Abschnitt der Einheitlichen 
Europäischen Akte dem „wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalt“ gewidmet war – wodurch 
die Rechtsgrundlage für die spätere Ausweitung 
der Gemeinschaftsausgaben zugunsten weniger 
wohlhabender Bereiche Europas ausgedehnt wur-
de  –, machte zusätzlich deutlich, inwieweit die 
Festlegung eines Kernziels eindeutige Auswirkun-
gen auf andere Politikbereiche hatte. Und durch 
den Erfolg der EEA wurden weitere institutionelle 
Veränderungen viel wahrscheinlicher. Das Muster 
der Vertiefung und institutionellen Veränderung, 
das die 1990er Jahre prägte, ist zu einem guten Teil 
auf Delors’ Amtsübernahme in Brüssel und das 
Binnenmarktvorhaben zurückzuführen.
mosphäre schuf, die der Verwirklichung weiterer 
Ziele des europäischen Einigungswerks förderlich 
war. Die Ausweitung der Tagesordnung der Ge-
meinschaft war kein völlig neues Phänomen, da 
eine Vielzahl der im Vertrag von Maastricht aufge-
führten Initiativen bereits seit den 1970er Jahren 
in Umrissen erkennbar war. Aber erst seitdem das 
ursprüngliche Ziel der Gemeinschaft – die Libera-
lisierung des Handels – Mitte der 1980er Jahre er-
neuert worden war, nahmen die Forderungen nach 
einer viel umfassenderen neuen Tagesordnung 
sowie die Möglichkeiten zu ihrer Verwirklichung 
erheblich zu. Hierzu gehörten eine weitergehen-
de währungspolitische Integration, eine aktivere 
Wettbewerbspolitik, die Umweltpolitik, die Koor-
dinierung in den Bereichen Justiz und Inneres, eine 
Delors umringt von einer Kinderschar im Juni 1985: Der neue Präsident verstand es, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich zu ziehen.
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Delors trägt die Fackel der Sport Aid (Unicef) 
im Mai 1986.
Natürlich wäre es eine grobe Vereinfachung, alle 
Ereignisse auf europäischer Ebene in den 1980er 
und 1990er Jahren auf Delors und seine Wirkung 
zurückzuführen. Die Gründe für die Erneuerung 
der europäischen Einigungsbestrebungen in die-
sem Zeitraum liegen viel tiefer und sind mannig-
faltiger Art. Allerdings war Delors ein Kommis-
sionspräsident, der über die besondere Fähigkeit 
verfügte, bei erster Gelegenheit den aufkommen-
den Rückenwind zu nutzen, um ein Europa in 
voller Fahrt mit Geschick zu steuern. Mit der Zeit 
war ein Nachlassen dieses Schubs allerdings unver-
meidlich. So setzte in den 1990er Jahren bei den 
Regierungen und in der Öffentlichkeit Kritik an 
Tempo und Umfang des erneuerten Integrations-
prozesses ein. Und die Gemeinschaft, die jetzige 
Union, ist in vielerlei Hinsicht immer noch damit 
beschäftigt, das volle Ausmaß der Mitte der 1980er 
Jahre eingeleiteten Veränderungen aufzuarbeiten. 
Zweifellos führte der Transformationsprozess al-
lerdings dazu, dass das Brüssel, das Delors 1995 
verließ, grundsätzlich anders war als das Brüssel 






Zeittafel – 1973-1986 
1973
1. Januar Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich werden Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften.
Kommission vom 6. Januar 1973 bis 5. Januar 1977
Bestehend aus François-Xavier Ortoli (Präsident), Albert Borschette (im Amt bis 14. Juli 1976, ab 20. Juli 
1976 ersetzt durch Raymond Vouel), Ralf Dahrendorf (im Amt bis 31. Oktober 1974, ab 1. November 1974 
ersetzt durch Guido Brunner), Jean-François Deniau (im Amt bis 12. April 1973, ab 19. April 1973 ersetzt 
durch Claude Cheysson), Finn Olav Gundelach, Wilhelm Haferkamp, Patrick Hillery, Pierre Lardinois, 
Carlo Scarascia Mugnozza, Henri Simonet, Christopher Soames, Altiero Spinelli (im Amt bis 4. Juli 1976, 
ab 13. Juli 1976 ersetzt durch Cesidio Guazzaroni) und George Thomson.
1973
3. April Schaffung des Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit (EFWZ).
3. Juli Eröffnung der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in Helsinki.
12. September Eröffnung einer neuen Reihe multilateraler Handelsverhandlungen im Rahmen des GATT in 
Tokio.
6.-27. Oktober Jom-Kippur-Krieg. Erste Ölkrise.
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1974
1. April Die britische Regierung verlangt die „Neuverhandlung“ des Beitrittsvertrags.
25. April Nelkenrevolution und Ende der Diktatur in Portugal.
31. Mai Die Kommission richtet eine ständige Delegation in Tokio ein.
24. Juli Ende der Militärdiktatur in Griechenland.
9.-10. Dezember Gipfel von Paris. Gründung des Europäischen Rates.
1975
28. Februar Unterzeichnung des ersten Lomé-Abkommens (Lomé I) zwischen der Gemeinschaft und 46 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP-Staaten).
18. März Einrichtung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).
20. März Offizielle Einrichtung des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz.
9. Mai 25. Jahrestag der Schuman-Erklärung.
5. Juni Referendum im Vereinigten Königreich. Die Briten sprechen sich für einen Verbleib ihres 
Landes in der Gemeinschaft aus.
12. Juni Offizieller Antrag Griechenlands auf Aufnahme in die Europäischen Gemeinschaften.
22. Juli Einrichtung des Europäischen Rechnungshofs.
1. August Unterzeichnung der Schlussakte der KSZE in Helsinki.
16. September Aufnahme formeller Beziehungen zwischen China und den Gemeinschaften.
20. November Tod Francos. Beginn des Demokratisierungsprozesses in Spanien.
29. Dezember Präsentation des Tindemans-Berichts über die Europäische Union.
1976
2.-16. Februar Konferenz von Barcelona. Annahme des Entwurfs eines Übereinkommens zum Schutz des 
Mittelmeers.
1. April Inkrafttreten des Abkommens Lomé I.
25.-27. April Die Kommission unterzeichnet für die EWG ein umfassendes Kooperationsabkommen mit den 
Maghreb-Staaten (Algerien, Marokko, Tunesien).
27. Juli Offizieller Beginn der Verhandlungen über den Beitritt Griechenlands zu den Europäischen 
Gemeinschaften. 
20. September Unterzeichnung des Aktes zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments.
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Kommission vom 6. Januar 1977 bis 5. Januar 1981
Bestehend aus Roy Jenkins (Präsident), Guido Brunner (im Amt bis 4. November 1980), Richard Burke, 
Claude Cheysson, Étienne Davignon, Antonio Giolitti, Finn Olav Gundelach, Wilhelm Haferkamp, Lo-
renzo Natali, François-Xavier Ortoli, Christopher Tugendhat, Raymond Vouel und Henk Vredeling.
1977
18. Januar Die Kommission unterzeichnet für die EWG ein umfassendes Kooperationsabkommen mit den 
Maschrik-Staaten (Ägypten, Jordanien, Syrien).
März Davignon-Plan zur Umstrukturierung der Stahlindustrie.
9. März Einweihung des Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop) in 
Berlin.
28. März Offizieller Antrag Portugals auf Aufnahme in die Europäischen Gemeinschaften.
7.-8. Mai Downing-Street-Gipfel. Erste Teilnahme der EWG an einem G7-Gipfel.
1. Juli Vollendung der Zollunion in den erweiterten Gemeinschaften.
28. Juli Offizieller Antrag Spaniens auf Aufnahme in die Europäischen Gemeinschaften.
27. Oktober Rede des Kommissionspräsidenten Roy Jenkins in Florenz über die Aussichten der Währungsunion.
1978
6. Januar US-Präsident Jimmy Carter besucht die Kommission.
6. Februar Inkrafttreten des im Februar 1976 unterzeichneten Übereinkommens von Barcelona zum 
Schutz des Mittelmeers.
6.-7. Juli Annahme des Grundsatzes des Europäischen Währungssystems (EWS).
1979
5. Februar Offizieller Beginn der Verhandlungen über den Beitritt Spaniens zu den Europäischen 
Gemeinschaften.
20. Februar „Cassis de Dijon“-Urteil, Festlegung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung.
13. März Inkrafttreten des Europäischen Währungssystems (EWS).
16. März Tod Jean Monnets.
28. Mai Unterzeichnung des Beitrittsvertrags Griechenlands.
7.-10. Juni Erste allgemeine Direktwahlen zum Europäischen Parlament. 
31. Oktober Unterzeichnung des zweiten Lomé-Abkommens (Lomé II).
13. Dezember Das Parlament lehnt erstmals den Haushalt ab.
17. Dezember Die Gemeinschaft unterzeichnet die Vereinbarungen über die multilateralen 
Handelsverhandlungen im Rahmen des GATT (Tokio-Runde).
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1980
7.-8. März Offizielle Unterzeichnung des Kooperationsabkommens EWG-ASEAN.
1. Oktober Inkrafttreten des Kooperationsabkommens EWG-ASEAN.
Oktober Die Kommission stellt eine offensichtliche Krise des Stahlsektors fest.
1981
1. Januar Griechenland wird Mitglied der Europäischen Gemeinschaft.
Inkrafttreten des Abkommens Lomé II.
Kommission vom 6. Januar 1981 bis 5. Januar 1985
Bestehend aus Gaston Thorn (Präsident), Frans Andriessen, Claude Cheysson (im Amt bis 22. Mai 1981, ab 
26. Mai 1981 ersetzt durch Edgard Pisani, im Amt bis 3. Dezember 1984), Giorgios Contogeorgis, Étienne 
Davignon, Antonio Giolitti, Finn Olav Gundelach (im Amt bis 13. Januar 1981, ab 21. Januar 1981 ersetzt 
durch Poul Dalsager), Wilhelm Haferkamp, Karl-Heinz Narjes, Lorenzo Natali, Michael O’Kennedy (im 
Amt bis 9. März 1982, ab 1. April 1982 ersetzt durch Richard Burke), François-Xavier Ortoli (im Amt bis 
26. Oktober 1984), Ivor Richard und Christopher Tugendhat.
1981
20. Februar Mitteilung der Kommission über die Umstrukturierung der Stahlindustrie.
Oktober Mitteilungen der Kommission über den Binnenmarkt und die Gemeinschaftspolitik.
19. November Genscher-Colombo-Plan zur Verbesserung der institutionellen Mechanismen.
1982
23. Februar Referendum in Grönland (Dänemark), in dem der Austritt aus der EWG beschlossen wird.
25. März 25. Jahrestag der Unterzeichnung der Römischen Verträge.
26. Mai Die Kommission übermittelt dem Rat den Wortlaut einer Mitteilung über die 
Informationstechnologien (Esprit-Programm).
24. Juni Annahme der Seveso-Richtlinie (industrielle Risiken) durch den Rat.
1983
25. Januar Vereinbarung über die Einführung einer gemeinsamen Fischereipolitik.
21. März Allgemeine Anpassung der Leitkurse im EWS.
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1984
14. Februar Annahme des Spinelli-Entwurfs zur Gründung einer Europäischen Union durch das 
Europäische Parlament.
28. Februar Annahme des Esprit-Programms durch den Rat.
9. April Einweihung des Gemeinsamen Unternehmens Joint European Torus (JET) in Culham.
25.-26. Juni Europäischer Rat von Fontainebleau: Einsetzung des Adonnino-Ausschusses (Europa der 
Bürger) und des Dooge-Ausschusses (Institutionen) zur Änderung der Verträge. Aufstockung 
der Haushaltsmittel und Kompromiss über den Beitrag des Vereinigten Königreichs.
8. Dezember Unterzeichnung des dritten Lomé-Abkommens (Lomé III).
Kommission vom 6. Januar 1985 bis 5. Januar 1989
Bestehend aus Jacques Delors (Präsident), Frans Andriessen, António José Baptista Cardoso e Cunha (im 
Amt ab 5. Januar 1986), Claude Cheysson, Henning Christophersen, Stanley Clinton Davis, Arthur Cock-
field, Willy De Clercq, Manuel Marín (im Amt ab 5. Januar 1986), Abel Matutes (im Amt ab 5. Januar 
1986), Nicolas Mosar, Karl-Heinz Narjes, Lorenzo Natali, Alois Pfeiffer (im Amt bis 1. August 1987, ab 
22. September 1987 ersetzt durch Peter Schmidhuber), Carlo Ripa di Meana, Peter Sutherland und Grigo-
ris Varfis.
1985
14. Januar Rede von Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament.
1. Februar Grönland tritt aus der Europäischen Gemeinschaft aus, bleibt jedoch als überseeisches Gebiet 
mit ihr assoziiert.
12. Juni Unterzeichnung der Beitrittsverträge Spaniens und Portugals.
14. Juni Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Luxemburg und die Niederlande 
unterzeichnen das Schengener Übereinkommen.
Weißbuch über die Vollendung des Binnenmarktes bis 1992.
28.-29. Juni Der Europäische Rat beschließt in Mailand die Einberufung einer Regierungskonferenz zur 
Änderung der Verträge.
Abschlussbericht des Ad-hoc-Ausschusses für ein Europa der Bürger (Adonnino-Ausschuss).
1986
1. Januar Spanien und Portugal werden Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft.
17. und 28. 
Februar
Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte in Luxemburg.






Organisationsplan der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 5. November 1973 (1)
(1) Deutsche Übersetzung des Organisationsplans laut Courrier du personnel,  
Nr. 283, 5. November 1973. 
Kollegium
• Präsident der Kommission
• Vizepräsidenten der Kommission
















• Direktion A – Statistische Methoden, 
Informationswesen
• Direktion B – Allgemeine Statistik und 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
• Direktion C – Bevölkerungs- und Sozialstatistik
• Direktion D – Statistik der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei
• Direktion E – Energie-, Industrie- und 
Handwerksstatistik









GD I – Auswärtige Beziehungen
• Generaldirektor
• Stellvertretende Generaldirektoren
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Konzeption der Außenwirtschaftspolitik
• Direktion A – Beziehungen zu internationalen 
Organisationen
• Direktion B – Beziehungen zu Nordamerika, 
Australien, Neuseeland und Südafrika; 
Handelsfragen im Bereich der Landwirtschaft; 
Protokoll; Außenstellen
• Direktion C – Bilaterale und multilaterale 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern in 
Lateinamerika und Asien (außer Ferner Osten); 
wirtschaftliche Organisationen der Vereinten 
Nationen außer Unctad; allgemeine 
Zollpräferenzen; Koordinierung mit der 
Generaldirektion Entwicklung in die 
Entwicklungsländer betreffenden Fragen
• Direktion D – Allgemeine Fragen und 
Instrumente der Außenwirtschaftspolitik; 
industriewirtschaftliche Handelsfragen; Ferner 
Osten
• Direktion E – Multilaterale Beziehungen und 
besondere Fragen der Handelsbeziehungen zu 
den europäischen Planwirtschaftsländern; 
Kreditversicherung, Ausfuhrkredit
• Direktion F – Beziehungen zu den Ländern 
Nord-, Mittel- und Südeuropas
• Außenstellen:
— Washington
— Paris (Delegation bei der OECD)
— Santiago (Chile)
— Genf (Delegation bei den internationalen 
Organisationen)
GD II – Wirtschaft und Finanzen
• Generaldirektor
• Berater
• Sekretär des Währungsausschusses
• Direktion A – Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten und Konjunktur
• Direktion B – Wirtschaftsstruktur und 
Wirtschaftsentwicklung
• Direktion C – Währungsangelegenheiten I
• Direktion D – Währungsangelegenheiten II
• Direktion E – Haushalts- und Finanzfragen




• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Industriewirtschaftliche und 
technologische Probleme gegenüber 
Drittländern
— Abstimmung der Industriepolitik auf die 
Entwicklungspolitik
• Direktion A – Industrie, Technologie, Stahl
• Direktion B – Industrie, Technologie, Nuklear- 
und Energiesektor
• Direktion C – Industrie, Technologie, Elektronik, 
Datenverarbeitung, Telekommunikation, 
Luft- und Raumfahrt, Landverkehr sowie neue 
Verkehrsmittel
• Direktion D – Industrie, Technologie, 
verschiedene Sektoren
• Direktion E – Industrie- und Technologiepolitik
• Büro für Unternehmenskooperation
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GD VI – Landwirtschaft
• Generaldirektor
• Stellvertretende Generaldirektoren
• Direktion A – Internationale Angelegenheiten 
im Interessenbereich der Landwirtschaft
• Direktion B – Marktorganisationen für 
pflanzliche Erzeugnisse
• Direktion C – Marktorganisationen für tierische 
Erzeugnisse
• Direktion D – Marktorganisationen für 
Erzeugnisse der Sonderkulturen, Fischerei
• Direktion E – Landwirtschaftliche Strukturen 
und Umwelt
• Direktion F – Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft
• Direktion G – Agrarwirtschaft
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Beziehungen zu 
Nichtregierungsorganisationen
• Direktion H – Landwirtschaftliche 
Rechtsvorschriften
GD VII – Verkehr
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Direktion  A – Allgemeine Entwicklung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik und 
Beziehungen zu den anderen Politikbereichen
• Direktion B – Organisation des 
Verkehrsmarktes; Luft- und Seeverkehr
• Direktion C – Finanzregelung, Verkehrswege 
und technische Aspekte
GD IV – Wettbewerb
• Generaldirektor
• Direktion A – Allgemeine Wettbewerbspolitik
• Direktion B – Kartelle, Missbrauch 
marktbeherrschender Stellungen
• Direktion C – Unternehmens-
zusammenschlüsse, Wettbewerbsvorschriften, 
EGKS-Vertrag, gewerbliche Schutzrechte, 
Energie, Verkehr
• Direktion D – Staatliche Beihilfen, 
Diskriminierungen und staatliche 
Unternehmen, Staatsmonopole
• Direktion E – Inspektion
GD V – Soziale Angelegenheiten
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Berichte, Analysen und soziale Aspekte der 
Gemeinschaftspolitik
• Dem Stellvertretenden Generaldirektor 
unterstellt:
— Vorbereitende Arbeiten (Studien und 
Pilotversuche)
• Direktion A – Beschäftigungspolitik
• Direktion B – Europäischer Sozialfonds, 
Maßnahmen
• Direktion C – Soziale Sicherheit und 
Europäisches Sozialbudget
• Direktion D – Lebens- und Arbeitsbedingungen
• Direktion E – Betriebliche und kollektive 
Arbeitsbeziehungen
Luxemburg
• Direktion F – Gesundheitsschutz
• Direktion G – Sicherheit und Arbeitsmedizin
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GD X – Information
• Generaldirektor
• Direktion A – Koordinierung und 
Programmierung
• Direktion B – Maßnahmen im Bereich der 
Information














— New York (Nebenstelle 
des Washingtoner Büros)
— Genf
GD XI – Binnenmarkt
• Generaldirektor
• Direktion A – Warenverkehr
• Direktion B – Niederlassungsrecht, 
Dienstleistungsrecht, Angleichung des 
Handels- und Wirtschaftsrechts
• Direktion C – Rechtsangleichung: 
Gesellschaftsrecht, öffentliches 
Auftragswesen, geistiges Eigentum, fairer 
Wettbewerb, allgemeine Fragen




• Dem für die Koordinierung der Maßnahmen 
des EEF zuständigen Stellvertretenden 
Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Finanzierungsfragen des EEF
— Sekretariat des EEF-Ausschusses
• Direktion A – Allgemeine Angelegenheiten und 
Grundstoffe
• Direktion B – Handelsverkehr und Entwicklung
• Direktion C – Programme und Vorhaben des 
EEF
• Direktion D – Technische Maßnahmen des EEF
GD IX – Personal und Verwaltung
• Generaldirektor
• Berater
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Ärztlicher Dienst
• Direktion A – Personal
• Direktion B – Soziale Maßnahmen, Ausbildung 
und Information
• Direktion C – Allgemeine Dienste und 
Ausstattung
• Direktion D – Übersetzung, Dokumentation, 
Vervielfältigung, Bibliothek
• Direktion E – Dolmetscher-Konferenzdienst
• Direktor (in Luxemburg)
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GD XVII – Energie 





• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Energiepolitik
• Direktion A – Energiewirtschaft
• Direktion B – Kohle
• Direktion C – Kohlenwasserstoffe
• Direktion D – Kernenergie, sonstige 
Primärenergiequellen, Elektrizität
Luxemburg
• Direktion E – Sicherheitsüberwachung Euratom
GD XVIII – Kredit und Investitionen
• Generaldirektor
• Direktion A – Anleihen und 
Vermögensverwaltung
• Direktion B – Investitionen und Darlehen
GD XIX – Haushalt
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Methoden, Analysen und Programmierung
• Direktion A – Haushalt
• Direktion B – Eigenmittel und 
Rechnungslegung
GD XX – Finanzkontrolle
• Generaldirektor – Finanzkontrolleur
• Direktor – Stellvertretender Finanzkontrolleur
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— EEF, Sozialfonds, Anpassungsmittel EGKS
— EAGFL, Einnahmen und Mittelverwaltung
• Direktion A – Verwaltungs- und 
Forschungsausgaben




• Direktion A – Erziehungswesen und Bildung, 
Außenbeziehungen in den Bereichen 
Forschung, Wissenschaft und Bildung
• Direktion B – Forschungs- und 
Entwicklungspolitik
• Direktion C – Wissenschaftliche  Programme 
und Zusammenarbeit mit den nationalen 
Zentren, Forschungsräten und 
Wissenschaftsverbänden
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Programm Fusion
GD XIII – Wissenschaftliche 




• Direktion A – Technologietransfer und 
gewerblicher Rechtsschutz
• Direktion B – Informationsmanagement
GD XV (1) – Finanzinstitutionen 
und Steuerfragen
• Generaldirektor
• Direktion A – Finanzinstitutionen
• Direktion B – Steuerfragen
GD XVI – Regionalpolitik
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Direktion A – Analysen, Dokumentation und 
Zielsetzungen
• Direktion B – Koordinierung und Programme
• Direktion C – Entwicklungs- und 
Umstellungsmaßnahmen
(1) Es gibt keine GD XIV.











(1) Im Sinne von Artikel 53 EAG-Vertrag.
Gemeinsame Forschungsstelle
• Generaldirektor der GFS
• Hauptberater
Forschungsstelle Geel (Zentralbüro 
für Kernmessungen)
• Direktor
• Hauptberater des Direktors







• Stellvertretender Wissenschaftlicher Direktor
• Direktor allgemeine Dienste
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Organisationsplan der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im September 1977 (1)
(1) Nach dem Organigramme de la Commission des Communautés européennes 
(septembre 1977), herausgegeben von der Generaldirektion Personal und 
Verwaltung und veröffentlicht vom Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1977.
Kollegium
• Präsident der Kommission
• Vizepräsidenten der Kommission












• Direktion A – Statistische Methoden, 
Informationswesen
• Direktion B – Allgemeine Statistik und 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
• Direktion C – Bevölkerungs- und Sozialstatistik
• Direktion D – Statistik der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei
• Direktion E – Industrie- und Umweltstatistik














• Direktion A – Beziehungen zu internationalen 
Organisationen, Handelsfragen im Bereich 
Landwirtschaft und Fischerei, Beziehungen zu 
Südafrika
• Direktion B – Beziehungen zu Nordamerika, 
Australien, Neuseeland und Japan
• Direktion C – Bilaterale und multilaterale 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern in 
Lateinamerika und Asien (außer Mittlerer und 
Ferner Osten). Wirtschaftliche Organisationen 
der Vereinten Nationen außer Unctad. 
Koordinierung mit der Generaldirektion 
Entwicklung in die Entwicklungsländer 
betreffenden Fragen
• Direktion D – Allgemeine Fragen und 
Instrumente der Außenwirtschaftspolitik. 
Industrie- und energiewirtschaftliche 
Handelsfragen
• E – Den stellvertretenden Generaldirektoren 
unterstellt:
— Allgemeine Zollpräferenzen; 
Sonderbeauftragter für die 
Textilverhandlungen
— Aushandlung und Verwaltung der 
Textilübereinkommen ▶
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• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Industriewirtschaftliche und 
technologische Probleme gegenüber 
Drittländern. Industrielle Zusammenarbeit
• Dem stellvertretenden Generaldirektor für die 
Koordinierung der sektoralen Maßnahmen 
unterstellte Verwaltungseinheit:
— Sekretariat für binnen- und 
außenwirtschaftliche Rohstoffprobleme
• Dem stellvertretenden Generaldirektor 
(Koordinierung auf dem Gebiet der 
Rechtsnormen) unmittelbar unterstellt:
— Hauptberater
• Direktion A – Gewerbliche Wirtschaft I 
(Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse, Kraftfahrzeuge, 
Maschinenbau, Chemie, Nahrungsmittel)
• Direktion B – Gewerbliche Wirtschaft II 
(Öffentliches Auftragswesen, Elektronik, 
Datenverarbeitung, Nachrichtenübermittlung, 
Luftfahrt)
• Direktion C – Gewerbliche Wirtschaft III 
(Interventionsmittel, Schiffbau, Textil, Papier 
und Schuhe, Baugewerbe)
• Direktion D – Rechtsangleichung, 
Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht
• Direktion E – Stahl
• Direktion F – Handel, kleine und mittlere 
Unternehmen, Pharmazie, Handels- und 
Wirtschaftsrecht
• Verwaltungsmäßig der GD III unterstellt:
— Büro für Unternehmenskooperation
• Direktion F – Beziehungen zu den Ländern 
Nord-, Mittel- und Südeuropas
• Direktion G – Delegation für die 
Beitrittsverhandlungen mit Griechenland
• H – Dem Generaldirektor unmittelbar 
unterstellt:
— Sonderbeauftragter für die Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
und Berater in Fragen der Beziehungen zu 
Staatshandelsländern
• Außenstellen:
— Paris (Delegation bei der OECD)
— Santiago de Chile
— Tokio 
— Ottawa
— Genf (Delegation bei den internationalen 
Organisationen)
— Washington
— New York (Delegation bei den Vereinten 
Nationen)
GD II – Wirtschaft und Finanzen
• Generaldirektor
• Berater
• Sekretär des Währungsausschusses
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Wirtschaftsberater
• Direktion A – Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten und Konjunktur
• Direktion B – Wirtschaftsstruktur und 
Wirtschaftsentwicklung
• Direktion C – Währungsangelegenheiten I
• Direktion D – Währungsangelegenheiten II
• Direktion E – Haushalts- und Finanzfragen
▶
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GD VI – Landwirtschaft
• Generaldirektor
• Stellvertretende Generaldirektoren
• Direktion A – Internationale Angelegenheiten 
im Interessenbereich der Landwirtschaft
• Direktion B – Marktorganisationen für 
pflanzliche Erzeugnisse
• Direktion C – Marktorganisationen für tierische 
Erzeugnisse
• Direktion D – Marktorganisationen für 
Erzeugnisse der Sonderkulturen
• Direktion E – Landwirtschaftliche Strukturen 
und Umwelt
• Direktion F – Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft
• Direktion G – Agrarwirtschaft
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Beziehungen zu 
Nichtregierungsorganisationen
• Direktion H – Landwirtschaftliche 
Rechtsvorschriften
GD VII – Verkehr
• Generaldirektor
• Direktion A – Allgemeine Entwicklung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik, Luft- und 
Seeverkehr
• Direktion B – Organisation des 
Verkehrsmarktes, Häfen
• Direktion C – Finanzregelung, Verkehrswege 
und technische Aspekte
GD IV – Wettbewerb
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Allgemeine Wettbewerbspolitik
• Direktion A – Inspektion und Studien
• Direktion B – Kartelle, Missbrauch 
marktbeherrschender Stellungen
• Direktion C – Unternehmenszusammen-
schlüsse, Wettbewerbsvorschriften,  
EGKS-Vertrag, gewerbliche Schutzrechte, 
Energie, Verkehr
• Direktion D – Staatliche Beihilfen, 
Diskriminierungen und Unternehmen, 
Staatsmonopole




• Direktion A – Allgemeine Richtlinien der 
Sozialpolitik
• Direktion B – Beschäftigung und 
Berufsausbildung
• Direktion C – Europäischer Sozialfonds 
• Direktion D – Arbeitsbedingungen und 
Wanderungspolitik
• Direktion E – Betriebliche und kollektive 
Arbeitsbeziehungen, Arbeitsrecht
Luxemburg
• Direktion F – Gesundheit und Sicherheit
518 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution




• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Ärztlicher Dienst
• Direktion A – Personal
• Direktion B – Soziale Maßnahmen, Ausbildung 
und Information
• Direktion C – Allgemeine Dienste und 
Ausstattung
• Direktion D – Übersetzung, Dokumentation, 
Vervielfältigung, Bibliothek




• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Ärztlicher Dienst
GD VIII – Entwicklung
• Generaldirektor
• Stellvertretende Generaldirektoren
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Beziehungen zu den 
Kommissionsbeauftragten
• Direktion A – Allgemeine Entwicklungspolitik, 
internationale Beziehungen auf diesem Gebiet 
in Abstimmung mit der GD I
• Direktion B – Afrika, Karibik, Pazifik
• Dem für die Aufgaben der Direktion B 
zuständigen stellvertretenden Generaldirektor 
unmittelbar unterstellte Verwaltungseinheiten:
— Maghreb-Länder, Israel, Ägypten, 
Jordanien, Libanon, Syrien. Koordinierung 
mit der GD I hinsichtlich der gemeinsamen 
Probleme der Länder des 
Mittelmeerraums (VIII/1)
— Beziehungen zu den Organen der 
Gemeinschaft und des EWG-AKP-
Abkommens sowie zu den 
Nichtregierungsorganisationen (VIII/2)
• Direktion C – Vorhaben
• Direktion D – Maßnahmen
• E – Finanzverwaltung
• Der Einheit „Finanzverwaltung“ unterstellt
— Europäische Gesellschaft für 
Zusammenarbeit (EGZ)
• Dem für die Aufgaben der Direktionen C und D 
sowie die Verwaltungseinheit E zuständigen 
stellvertretenden Generaldirektor unmittelbar 
unterstellt:
— Sekretariat des Finanzierungsausschusses
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• Direktion A – Bildung und Ausbildung, Fragen 
im Kulturbereich
• Direktion B – Forschungs- und 
Entwicklungspolitik
• Direktion C – Wissenschaftliche und 
technologische Programme, 
Außenbeziehungen in den Bereichen 
Forschung, Wissenschaft und Bildung
• Direktion D – Forschung, Entwicklung und 
Politik im Nuklearsektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Programm Fusion sowie Plasmaphysik
— Biologie, Strahlenschutz und medizinische 
Forschung
GD XIII – Wissenschaftliche 




• Direktion A – Technologietransfer und 
gewerblicher Rechtsschutz
• Direktion B – Informationsmanagement
GD XIV – Fischerei
• Generaldirektor
• Direktion A – Fischbestände
• Direktion B – Markt und Struktur
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Datenverarbeitung und interne 
Information
(2) Es gibt keine GD XI.
GD X – Sprechergruppe 
und Generaldirektion Information




• Mitglieder der Sprechergruppe
Generaldirektion Information
• Direktoren












— Cardiff (Nebenstelle des Londoner Büros)
— Edinburgh (Nebenstelle 
des Londoner Büros)
2. Drittländer







— New York (Nebenstelle 
des Washingtoner Büros)
(1) In alphabetischer Reihenfolge der Länder, in denen sich die Presse- und In-
formationsbüros der Kommission befinden.
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GD XIX – Haushalt
• Generaldirektor
• Berater
• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Gesamthaushalt, Mittelbewirtschaftung 
und Finanzinformation
• Direktion A – Interventionsmittel
• Direktion B – Finanzierung des Haushalts, 
allgemeine Angelegenheiten
GD XX – Finanzkontrolle
• Generaldirektor – Finanzkontrolleur
• Direktor – Stellvertretender Finanzkontrolleur
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheiten:
— Kontrolle der Einnahmen, des EAGFL, 
Abteilung Garantie, und der 
Nahrungsmittelhilfe
— Kontrolle des EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung, des Sozialfonds, des 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung und der Anpassungsmittel 
EGKS
— Kontrolle des Europäischen 
Entwicklungsfonds
• Direktion A – Kontrolle der Verwaltungs- und 
Forschungsausgaben
GD XV – Finanzinstitutionen 
und Steuerfragen
• Generaldirektor
• Direktion A – Finanzinstitutionen
• Direktion B – Steuerfragen
GD XVI – Regionalpolitik
• Generaldirektor
• Direktion A – Koordinierung, Programme, 
Studien und Analysen
• Direktion B – Entwicklungs- 
und Umstellungsmaßnahmen





• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Energiepolitik
• Direktion A – Energiewirtschaft
• Direktion B – Kohle
• Direktion C – Kohlenwasserstoffe
• Direktion D – Kernenergie, sonstige 
Primärenergiequellen, Elektrizität
Luxemburg
• Direktion E – Sicherheitsüberwachung 
Euratom
GD XVIII – Kredit und Investitionen
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Einzelstudien, Sonderfälle
• Direktion A – Anleihen und Buchführung
• Direktion B – Investitionen und Darlehen


















• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Programmdirektor der GFS
— Verwaltungstechnische Koordinierung
Ispra
• Direktor der Forschungsanstalt
• Verwaltungsdirektor
• Direktor für Entwicklungsplanung
• Projektdirektor
• Direktor der Hauptabteilung EDV, Mathematik, 
System-Analyse
• Direktor der Hauptabteilung Angewandte 
Wissenschaften und Technologie
• Direktor der Hauptabteilung 
Naturwissenschaften
Geel
• Direktor der Forschungsanstalt
Karlsruhe
• Direktor der Forschungsanstalt
Petten
• Direktor der Forschungsanstalt























(6) Als Beauftragter auch zuständig für die Komoren, das Departement Réu-
nion und die Seychellen.
(7) Als Beauftragter auch zuständig für die überseeischen Länder und Gebiete 
des pazifischen Raumes.
(8) Als Beauftragter auch zuständig für Grenada, Martinique, Guadeloupe, 
Französisch-Guyana, St. Pierre et Miquelon und die ÜLG des Süd-Atlan-
tik.
Delegationen der Kommission 





















(1) Als Beauftragter auch zuständig für St. Christopher (St. Kitts), Nevis, An-
guilla, Domenica, Antigua, St. Vincent, Montserrat, St. Lucia, britische 
Jungferninseln.
(2) Als Beauftragter auch zuständig für die Beziehungen zum Caricom-Sekre-
tariat.
(3) Als Beauftragter auch zuständig für die Bahamas, Belize, die Kaimaninseln 
und die Turks- und Caicosinseln.
(4) Als Beauftragter auch zuständig für Äquatorialguinea.
(5) Als Beauftragter auch zuständig für die Republik Djibouti.
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Organisationsplan der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Dezember 1981 (1)
(1) Nach dem Organigramme de la Commission des Communautés européennes 
(décembre 1981), herausgegeben von der Generaldirektion Personal und 
Verwaltung und veröffentlicht vom Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1981.
Kollegium
• Präsident der Kommission
• Vizepräsidenten der Kommission





















• Direktion A – Allgemeine Wirtschaftsstatistik
• Direktion B – Bevölkerungs- und Sozialstatistik
• Direktion C – Industrie-, Verkehrs- und 
Dienstleistungsstatistik
• Direktion D – Statistik der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei, Energiestatistik
• Direktion E – Statistik des Außenhandels, der 
AKP-Staaten und der Drittländer
Dienst der Zollunion
• Generaldirektor – Leiter des Dienstes
• Direktion A – Tariffragen
• Direktion B – Zollrecht
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• Sekretär des Währungsausschusses und des 
Ausschusses für Wirtschaftspolitik
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Wirtschaftsberater
• Direktion A – Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten
• Direktion B – Wirtschaftsstruktur und 
Gemeinschaftsinterventionen
• Direktion C – Makroökonomische Analysen und 
Politiken
• Direktion D – Währungsangelegenheiten




• Direktion A – Gewerbliche Wirtschaft I 
(Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse, Kraftfahrzeuge, 
Maschinenbau, Nahrungsmittel, Pharmazie, 
Elektrizität, Chemie)




• Direktion C – Gewerbliche Wirtschaft III (Textil, 
Leder, Papier, Schiffbau, verschiedene 
Industrien, nichttarifliche Hemmnisse)
• Direktion D – Rechtsangleichung, 
Niederlassungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit
• Direktion E – Stahl
• Direktion F – Industriewirtschaftliche 
Umstrukturierung, Drittländer und Rohstoffe





• Direktion A – GATT, OECD 
(Handelsangelegenheiten), Handelsfragen im 
Bereich Landwirtschaft und Fischerei, 
Beziehungen zu Südafrika
• Direktion B – Beziehungen zu Nordamerika, 
Australien, Neuseeland und Japan
• Direktion C – Beziehungen zu den 
Entwicklungsländern in Lateinamerika und 
Asien (außer Ferner Osten), Koordinierung mit 
der Generaldirektion Entwicklung in diesen 
Fragen, allgemeine Zollpräferenzen
• Direktion D – Allgemeine Fragen und 
Instrumente der Außenwirtschaftspolitik; 
handelspolitische Fragen im Bereich der 
industriellen Grundstoffe; Koordinierung mit 
der Generaldirektion Entwicklung hinsichtlich 
der allgemeinen die Entwicklungsländer 
betreffenden Fragen; Beziehungen zu den 
internationalen Organisationen außer Unctad
• Direktion E – Aushandlung und Verwaltung der 
Textilübereinkommen; Handelsfragen
• Direktion F – Beziehungen zu den Ländern 
Nord-, Mittel- und Südeuropas
• G – Beziehungen zu den Staatshandelsländern
• Protokoll
• H – Delegation für die Erweiterung; 
Beitrittsverhandlungen und bilaterale 
Beziehungen
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GD VI – Landwirtschaft
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Wirtschafts- und allgemeine Fragen
• Direktion A – Allgemeine Angelegenheiten
• Direktion B – Landwirtschaftliche 
Rechtsvorschriften
• Direktion C – Marktorganisationen für 
pflanzliche Erzeugnisse
• Direktion D – Marktorganisationen für tierische 
Erzeugnisse
• Direktion E – Marktorganisationen für 
Erzeugnisse der Sonderkulturen
• Die nachstehende Verwaltungseinheit ist dem 
für die Direktionen C, D und E zuständigen 
stellvertretenden Generaldirektor unmittelbar 
unterstellt:
— Periodische Rechtsakte im Agrarbereich 
und gemeinsames Sekretariat der 
Verwaltungsausschüsse
• Direktion F – Agrarstrukturen und Forsten
• Direktion G – Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft
• Direktion H – Agrarfragen im internationalen 
Bereich
GD VII – Verkehr
• Generaldirektor
• Direktion A – Allgemeine Planung, 
internationale und institutionelle Beziehungen, 
Luft- und Seeverkehr
• Direktion B – Binnenverkehrsmärkte, 
Beförderung und Energie
• Direktion C – Verkehrswege, technische 
Aspekte, staatliche Eingriffe
GD IV – Wettbewerb
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Allgemeine Wettbewerbspolitik
• Direktion A – Inspektion und Dokumentation
• Direktion B – Kartelle, Missbrauch 
marktbeherrschender Stellungen
• Direktion C – Unternehmenszusammen-
schlüsse, EGKS-Wettbewerbsvorschriften, 
gewerbliche Schutzrechte, Energie, Verkehr
• Direktion D – Staatliche Beihilfen, 
Diskriminierungen und öffentliche 
Unternehmen, Staatsmonopole






• Direktion A – Allgemeine Ausrichtung der 
Sozialpolitik
• Direktion B – Beschäftigung
• Direktion C – Europäischer Sozialfonds
• Direktion D – Arbeitsbedingungen und 
Wanderungspolitik
• Direktion E – Bildung, Berufsausbildung und 
Jugendpolitik
Luxemburg
• Direktion F – Gesundheit und Sicherheit
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GD X – Information
• Generaldirektor
• Planung und Programmierung
• Direktion A – Information der Mitgliedstaaten, 
der Beitrittsländer, der AKP-Staaten, der 
Drittländer und der prioritären Zielgruppen




GD XI – Umwelt, Verbraucherschutz 
und nukleare Sicherheit
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheiten:
— Rechts- und Gesetzgebungsfragen im 
Zusammenhang mit der Durchführung der 
Programme
— Internationale Angelegenheiten 
(Anwendung der Übereinkommen, 
Informationsaustausch mit Drittstaaten 
und Mitwirkung in den Fachausschüssen 
internationaler Organisationen)
• Direktion A – Umweltschutz und 
Umweltverbesserung
• Direktion B – Verbraucherschutz und Stärkung 
der Verbraucherinteressen
(1) Unter der Verantwortung des Präsidenten der Kommission.
GD VIII – Entwicklung
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Direktion A – Allgemeine Entwicklungspolitik
• Direktion B – Koordinierung von Politik und 
Programmen der Entwicklungshilfe
• Dem für die Direktion B zuständigen 
stellvertretenden Generaldirektor unmittelbar 
unterstellt:
— VIII/1 – Abkommen mit den Maghreb- und 
Maschrek-Ländern und Israel
— VIII/2 – Zusammenarbeit mit den 
Nichtregierungsorganisationen
• Direktion C – Vorhaben
• Direktion D – Maßnahmen
• Direktion E – Finanzverwaltung
• Der Direktion E unterstellt:
— Europäische Gesellschaft für 
Zusammenarbeit (EGZ)
• Dem für die Direktionen C, D und E 
zuständigen stellvertretenden Generaldirektor 
unmittelbar unterstellt:
— Sekretariat des Finanzierungsausschusses
GD IX – Personal und Verwaltung
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Berater – Ombudsmann
• Management und Organisation
• Direktion A – Personal
• Direktion B – Allgemeine Verwaltung
• Direktion C – Übersetzung, Dokumentation, 
Vervielfältigung, Bibliothek
• Direktion D – Personal und Verwaltung 
Luxemburg
• Direktion E – Datenverarbeitung
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Ärztlicher Dienst Brüssel für das 
dezentralisierte Personal außerhalb der 
Brüsseler Zentrale
— Ärztlicher Dienst Brüssel für das Personal 
in Brüssel
— Ärztlicher Dienst Luxemburg
— Ärztlicher Dienst Ispra
527Organisationspläne der Kommission 




• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Berater für Beziehungen zu den anderen 
Organen
— Berater für vertragsrechtliche Fragen
— Task Force Innovation und Stützung der 
Koordinierung auf dem Gebiet der 
Telematik
• Direktion A – Neue Technologien
• Direktion B – Informationsmanagement
GD XIV – Fischerei
• Generaldirektor
• Direktion A – Fischbestände
• Direktion B – Markt und Struktur
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellte 
Verwaltungseinheit:
— Datenverarbeitung und interne 
Information
GD XV – Finanzinstitutionen 
und Steuerfragen
• Generaldirektor
• Direktion A – Finanzsituationen
• Direktion B – Steuerfragen
GD XVI – Regionalpolitik
• Generaldirektor
• Direktion A – Regionale Entwicklungspolitiken
• Direktion B – Entwicklungs- und 
Umstellungsmaßnahmen
• Unter unmittelbarer Aufsicht des für die 
Koordinierung der Gemeinschaftsfonds 
zuständigen Kommissionsmitglieds:
— Task Force für die Koordinierung der 
strukturpolitischen Instrumente





• Direktion A – Wissenschaftliche und technische 
Koordinierung, Zusammenarbeit mit 
Drittländern, COST
• Direktion B – Forschungs- und 
Technologiepolitik, Industrieforschung
• Direktion C – Forschung und Entwicklung im 
Nuklearbereich
• Direktion D – Alternative Energien, 
Energieeinsparung, Forschungs- und 
Entwicklungsstrategie im Energiesektor
• Direktion E – Biologie, Strahlenschutz, 
medizinische Forschung





• Generaldirektor der Gemeinsamen 
Forschungsstelle
Ispra
• Direktor der Forschungsanstalt
• Verwaltungsdirektor
• Direktor für Entwicklungsplanung
• Projektdirektor
• Direktor der Hauptabteilung Informatik, 
Mathematik und Systemanalyse
• Direktor der Hauptabteilung Angewandte 
Wissenschaften und Technologie
• Direktor der Hauptabteilung 
Naturwissenschaften
• Direktor der Task Force Super SARA
Geel
• Direktor der Forschungsanstalt
Karlsruhe
• Direktor der Forschungsanstalt
Petten
• Direktor der Forschungsanstalt
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GD XX – Finanzkontrolle
• Generaldirektor – Finanzkontrolleur
• Direktor – Stellvertretender Finanzkontrolleur
• Berater
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Kontrolle der Einnahmen; allgemeine 
Angelegenheiten
— Kontrolle des EAGFL
• Dem stellvertretenden Finanzkontrolleur direkt 
unterstellt:
— Kontrolle der Sozial- und 
Regionalausgaben
• Direktion A – Kontrolle der Ausgaben für 









(1) Im Sinne von Artikel 53 EAG-Vertrag.




• Direktion A – Energiepolitik, Analysen und 
Vorausschätzungen, Verträge
• Direktion B – Kohle
• Direktion C – Kohlenwasserstoffe
• Direktion D – Kernenergie
• Direktion E – Energieeinsparung und 
alternative Energiequellen, Elektrizität, Wärme
Luxemburg
• Direktion F – Sicherheitsüberwachung Euratom
GD XVIII – Kredit und Investitionen
• Generaldirektor
• Berater
• Direktion A – Anleihen und 
Vermögensverwaltung
• Direktion B – Investitionen und Darlehen
GD XIX – Haushalt
• Generaldirektor
• Direktion A – Interventionsmittel und 
Verwaltungsausgaben
• Direktion B – Finanzierung der Haushalte
• Direktion C – Allgemeine Angelegenheiten, 
Beziehungen zum Europäischen Parlament 
und zum Rechnungshof



































(5) Als Beauftragter auch zuständig für die Republik Kap Verde.
(6) Als Beauftragter auch zuständig für die Beziehungen zum Caricom-Sekre-
tariat.
(7) Als Beauftragter auch zuständig für die Bahamas, Belize, die Kaimaninseln 
und die Turks- und Caicosinseln.
(8) Als Beauftragter auch zuständig für Äquatorialguinea.
(9) Als Beauftragter auch zuständig für die Komoren, das Departement Ré-
union, Mayotte, die Seychellen und die Republik Dschibuti.
(10) Als Beauftragter auch zuständig für die Salomonen und die Republik Kiri-
bati.
(11) Als Beauftragter zuständig für Fidschi, Samoa, Tonga, Tuvalu, Pitcairn, 
Brunei, die Republik Vanuatu, Neukaledonien und zugehörige Gebiete, 
Französisch-Polynesien und Wallis und Futuna.















• Belfast (Nebenstelle des Londoner Büros)
• Cardiff (Nebenstelle des Londoner Büros)

















(1) Nach alphabetischer Ordnung der Länder, in denen sich die Presse- und 
Informationsbüros der Kommission befinden.
(2) Nach alphabetischer Ordnung der Länder, in denen sich die Außenstellen 
der Kommission befinden.
(3) Als Beauftragter auch zuständig für St. Kitts, Nevis, Anguilla, Domenica, 
Antigua, St. Vincent, Montserrat, St. Lucia, Britische Jungferninseln und 
die Karibische Entwicklungsbank.
(4) Nebenstelle der Delegation für Lateinamerika (Sitz: siehe Venezuela).
▶
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• Syrien
• Tansania
• Thailand (Sitz der Delegation für Südasien und 
Südostasien)
• Togo




• Venezuela (Sitz der Delegation für 
Lateinamerika)











(1) Als Beauftragter auch zuständig für Grenada, die Departements Mar-
tinique, Guadeloupe, Guyana, St. Pierre et Miquelon und die ÜLG des 
Süd-Atlantik.
▶
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Organisationsplan der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Oktober 1986 (1)
(1) Nach dem Organigramme de la Commission des Communautés européennes 
(octobre 1986), herausgegeben von der Generaldirektion Personal und 
Verwaltung und veröffentlicht vom Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1986.
Kollegium
• Präsident der Kommission
• Vizepräsidenten der Kommission






















• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— OS-1 – Verbindungsbüro zu den 
Dienststellen der europäischen Organe in 
Brüssel
• Direktion A – Verarbeitung und Verbreitung 
statistischer Informationen
• Direktion B – Allgemeine Wirtschaftsstatistik
• Direktion C – Statistik des Außenhandels, der 
AKP-Staaten und der Drittländer – 
Verkehrsstatistik
• Direktion D – Energie- und Industriestatistik
• Direktion E – Bevölkerungs- und 
Sozialstatistik; Landwirtschaftsstatistik
(2) Unter der Verantwortung des Präsidenten der Kommission.
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• Sekretär des Währungsausschusses und des 
Ausschusses für Wirtschaftspolitik
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Wirtschaftsberater
• Einem der stellvertretenden Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellt:
— Koordinierung der Informatik und Statistik
• Direktion A – Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten
• Direktion B – Wirtschaftsstruktur und 
Gemeinschaftsinterventionen
• Direktion C – Makroökonomische Analysen und 
Politiken
• Direktion D – Währungsangelegenheiten
• Verbindungsbüro Kommission-Europäische 
Investitionsbank





• Direktion A – Gewerbliche Wirtschaft I
• Direktion C (3) – Gewerbliche Wirtschaft III – 
Handel
• Direktion D – Rechtsangleichung, 
Niederlassungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit
• Direktion E – Stahl
• Direktion F – Industriewirtschaftliche 
Umstrukturierung, Drittländer und Rohstoffe
Task Force – Kleine und mittlere 
Unternehmen
• Direktor
(3) Eine Direktion B gab es laut Organisationsplan in der GD III nicht.





Auswärtige Beziehungen und Handelspolitik (1):
• Direktion A – GATT, OECD, Handelsfragen in 
den Bereichen Landwirtschaft und Fischerei, 
Dienstleistungen und Neue Technologien; 
Beziehungen zu Südafrika
• Direktion B – Beziehungen zu Nordamerika, 
Australien und Neuseeland; Außenbeziehungen 
auf den Gebieten Forschung, Wissenschaft und 
Kernenergie
• Direktion C – Allgemeine Fragen und 
Instrumente der Außenwirtschaftspolitik
• Direktion D – Aushandlung und Verwaltung der 
Textilübereinkommen; Handelsfragen aus dem 
Industriesektor
• Direktion E – Beziehungen zu den Ländern 
Nord- und Mitteleuropas und den 
Staatshandelsländern
• Direktion F – Beziehungen zu China, Japan und 
den sonstigen Ländern des Fernen Ostens
Nord-Süd-Beziehungen und Mittelmeerpolitik (2):
• Direktion G – Mittelmeer, Naher und Mittlerer 
Osten
• Direktion H – Beziehungen zu den 
Entwicklungsländern in Lateinamerika und 
Asien (außer Ferner Osten)
• Direktion I – Nord-Süd-Beziehungen
(1) Zuständigkeitsbereich von Willy De Clercq.
(2) Zuständigkeitsbereich von Claude Cheysson.
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GD VI – Landwirtschaft
• Generaldirektor
• Stellvertretende Generaldirektoren
• Direktor, zuständig für die Koordination der 
Direktionen B.I und B.II
• Hauptberater
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Wirtschafts- und allgemeine Fragen
• Direktion A – Allgemeine Angelegenheiten
• Direktion B.I – Wirtschaftsgesetzgebung für 
die Landwirtschaft
• Direktion B.II – Qualität und Gesundheit
• Direktion C – Marktorganisationen für 
pflanzliche Erzeugnisse
• Direktion D – Marktorganisationen für tierische 
Erzeugnisse
• Direktion E – Marktorganisationen für 
Erzeugnisse der Sonderkulturen
• Einem der stellvertretenden Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellt:
— Periodische Rechtsakte im Agrarbereich 
und gemeinsames Sekretariat der 
Verwaltungsausschüsse
• Direktion F.I – Agrarstrukturen und Forsten
• Direktion F.II – Europäischer Ausrichtungsfonds 
für die Landwirtschaft und Agrarforschung
• Direktion G – Europäischer Garantiefonds für 
die Landwirtschaft
• Direktion H – Agrarfragen im internationalen 
Bereich
GD VII – Verkehr
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Verbindung zu anderen Organen, 
internationale Beziehungen
• Direktion  A – Seeverkehr, Rechtsvorschriften, 
Verkehrswirtschaft
• Direktion B – Binnenverkehr; Marktanalyse; 
Verkehrssicherheit, Forschung und technische 
Aspekte
• Direktion C – Luftverkehr, Verkehrswege, 
Sozial- und Umweltaspekte des Verkehrs




• Dem stellvertretenden Generaldirektor 
unmittelbar unterstellt:
— Direktion A – Allgemeine Fragen der 
Wettbewerbspolitik
• Direktion B – Kartelle und Missbrauch 
marktbeherrschender Stellungen I
• Direktion C – Kartelle und Missbrauch 
marktbeherrschender Stellungen II
• Direktion D – Koordinierung der 
Entscheidungen über die Anwendung der 
Wettbewerbsvorschriften
• Direktion E – Staatliche Beihilfen




• Sekretariat für den Sozialbericht – Berichte 
und Analysen
• Direktion A – Beschäftigung
• Direktion B – Lebensbedingungen, 
Arbeitsbedingungen, Sozialschutz
• Direktion C – Bildung, Berufsausbildung und 
Jugendpolitik
• Direktion D – Europäischer Sozialfonds
• Direktion E – Gesundheit und Sicherheit
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• Berater – Ombudsmann
• Dem Generaldirektor unterstellt:
— Außenstellen
— Information des Personals
— Ärztlicher Dienst für das dezentral 
beschäftigte Personal
— Ärztlicher Dienst für das Personal in 
Brüssel
— Ärztlicher Dienst Luxemburg
— Ärztlicher Dienst Ispra
• Direktion A – Personal
• Direktion B – Allgemeine Verwaltung
• Direktion C – Übersetzung
• Direktion D – Personal und Verwaltung in 
Luxemburg und allgemeine Dienste
• Direktion E – Datenverarbeitung
• Direktion F – Koordinierung und Ressourcen
GD X – Information, 
Kommunikation und Kultur
• Generaldirektor
• Kulturelle Aktion und audiovisuelle Politik
• Direktion A – Information
• Direktion B – Kommunikation




• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— VIII/1 – Analyse und Vorausschau auf dem 
Gebiet der Entwicklung
— VIII/2 –EWG-AKP-Nachrichten; 
Dokumentation
• Direktion A – Entwicklungsmaßnahmen
• Einem der stellvertretenden Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellt:
— VIII/3 – Nichtregierungsorganisationen
• Direktion B – West- und Zentralafrika
• Direktion C – Östliches und südliches Afrika; 
Indischer Ozean
• Direktion D – Südliches und östliches 
Mittelmeer; Karibik und Pazifik
• Einem der stellvertretenden Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellt:
— VIII/4 – Allgemeine Fragen der 
Programmgestaltung; 
Finanzierungsausschüsse
— VIII/5 – Abteilung technischer Experten
• Direktion E – Finanzwesen
• Der Direktion E unmittelbar unterstellt:
— Europäische Gesellschaft für 
Zusammenarbeit







• Direktor der Forschungsanstalt
• Berater
• Verwaltungsdirektor
• Direktor für Infrastruktur
• Projektdirektor
• Direktor der Hauptabteilung A
• Direktor der Hauptabteilung B
• Direktor der Hauptabteilung C
Geel
• Direktor der Forschungsanstalt
Karlsruhe
• Direktor der Forschungsanstalt
Petten
• Direktor der Forschungsanstalt






• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Berater für vertragsrechtliche Fragen
• Task Force Industrielle Innovation und 
Stützung der Koordinierung auf dem Gebiet 
der Telematik
• Direktion A – Neue Technologien
• Direktion B – Informationsmanagement
GD XI – Umwelt, Verbraucherschutz 
und nukleare Sicherheit
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:




— Finanzen und Verträge
• Direktion A – Umweltschutz und 
Umweltverbesserung
• Direktion B – Verbraucherschutz und Stärkung 
der Verbraucherinteressen





• Konzertierung im Bereich Biotechnologie
• Direktion A – Politik auf dem Gebiet der 
Forschung und Technik, Koordinierung, 
Zusammenarbeit mit Drittländern, COST
• Direktion B – Aktionsmittel
• Direktion C – Technologische Forschung
• Direktion D – Forschung und Entwicklung im 
Nuklearbereich
• Direktion E – Alternative Energien, 
Energieeinsparung, Forschungs- und 
Entwicklungsstrategie im Energiesektor
• Direktion F – Biologie, Strahlenschutz, 
medizinische Forschung
• Direktion G – Umwelt, Rohstoffe und 
Werkstofftechnologie
• Programm Fusion
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GD XVII – Energie
• Generaldirektor
• Stellvertretender Generaldirektor
• Direktion A – Energiepolitik, Analysen und 
Vorausschätzungen, Verträge
• Direktion B – Kohle
• Direktion C – Kohlenwasserstoffe
• Direktion D – Kernenergie
• Direktion E – Energieeinsparung und 
alternative Energiequellen, Elektrizität, Wärme
Luxemburg
• Direktion F – Sicherheitsüberwachung Euratom
GD XVIII – Kredit und Investitionen
• Generaldirektor
• Berater
• Direktion A – Anleihen und 
Vermögensverwaltung
• Direktion B – Investitionen und Darlehen
GD XIX – Haushalt
• Generaldirektor




• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Haushaltsansätze und wirtschaftliche und 
finanzielle Bewertung
— Koordinierung der Außenbeziehungen der 
Generaldirektion Haushalt
— Stellvertretender Abteilungsleiter
— Beziehungen zum Ausschuss für 
Haushaltskontrolle des Europäischen 
Parlaments und zum Rechnungshof
• Direktion A – Ausgaben
• Direktion B – Einnahmen
• Direktion C – Ausführung des Haushaltsplans




• Direktion A – Informationstechnologien – 
Esprit
• Direktion B – Telekommunikation
GD XIV – Fischerei
• Generaldirektor
• Direktor
• Direktion A – Märkte und externe 
Fischbestände
• Direktion B – Innergemeinschaftliche 
Fischbestände und Kontrolle
• Direktion C – Strukturen
DG XV – Finanzinstitutionen und 
Gesellschaftsrecht
• Generaldirektor
• Direktion A – Finanzinstitutionen
• Direktion B – Gesellschaftsrecht, Besteuerung 
der Unternehmen und des Kapitalverkehrs
GD XVI – Regionalpolitik
• Generaldirektor
• Dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt:
— Finanzverwaltung, Kontrollen und 
Ex-post-Evaluierung
• Direktion A – Leitlinien und Prioritäten
• Direktion B – Vorbereitung der Interventionen 
und Bewertung
• Direktion C – Entwicklungsinterventionen
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• Berlin (Nebenstelle des Bonner Büros)





• Marseille (Nebenstelle des Pariser Büros
• Rom





• Belfast (Nebenstelle des Londoner Büros)
• Cardiff (Nebenstelle des Londoner Büros)
• Edinburgh (Nebenstelle des Londoner Büros) 
• Genf
• Ankara
(2) Nach Ländernamen in alphabetischer Reihenfolge.
GD XX – Finanzkontrolle
• Generaldirektor – Finanzkontrolleur
• Direktor – Stellvertretender Finanzkontrolleur
• Direktion A – Grundsatzfragen; Kontrolle der 
Ausgaben für Verwaltung, Forschung und 
Zusammenarbeit
• Direktion B – Kontrolle der Einnahmen, der 
Ausgaben des EAGFL, der IMP sowie des 
Sozialfonds und des Regionalfonds
GD XXI – Zollunion und indirekte 
Steuern
• Generaldirektor
• Generaldirektor des Dienstes der Zollunion
• Berater
• Direktion A – Außentariffragen
• Direktion B – Rechtsvorschriften der Zollunion
• Direktion C – Indirekte Steuern, einschließlich 
Beseitigung der Steuergrenzen







(1) Im Sinne von Artikel 53 EAG-Vertrag.


























(12) Als Beauftragter auch zuständig für die Beziehungen zum Caricom-Sekre-
tariat.
(13) Büro der Delegation für Südostasien (Sitz: siehe Thailand).
(14) Als Beauftragter auch zuständig für die Bahamas, Belize, die Kaimaninseln 
und die Turks- und Caicosinseln.
(15) Als Beauftragter auch zuständig für Äquatorialguinea.
(16) Nebenstelle der Delegation in Mauritius.
(17) Als Beauftragter auch zuständig für die Komoren, das Departement Ré-


























(1) Die Länder, in denen sich Delegationen bzw. Nebenstellen befinden, sind in 
alphabetischer Reihenfolge aufgeführt.
(2) Nebenstelle der Delegation in Barbados.
(3) Nebenstelle der Delegation in Kamerun.
(4) Als Beauftragter auch zuständig für Neuseeland.
(5) Büro der Delegation für Südasien (Sitz: siehe Indien).
(6) Als Beauftragter auch zuständig für Antigua und Barbuda, Dominica, St. 
Lucia, St. Vincent und Grenadinen, St. Kitts-Nevis, die ÜLG von Anguilla, 
den Britischen Jungferninseln und von Montserrat.
(7) Nebenstelle der Delegation in Jamaika.
(8) Büro der Delegation für Lateinamerika (Sitz: siehe Venezuela).
(9) Büro der Delegation für Lateinamerika (Sitz: siehe Venezuela).
(10) Als Beauftragter auch zuständig für die Demokratische Republik São Tomé 
und Príncipe.
(11) Nebenstelle der Delegation in Trinidad und Tobago.
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• Uganda
• Vanuatu (7)
• Venezuela (Sitz der Delegation für 
Lateinamerika)













(7) Nebenstelle der Delegation für den Pazifik (Fidschi).





















• Thailand (Sitz der Delegation für Südostasien)
• Togo
• Tonga (5)
• Trinidad und Tobago (6)
• Tschad
• Tunesien
(1) Als Beauftragter auch zuständig für die Republik Kiribati.
(2) Als Beauftragter zuständig für Fidschi, Samoa, Tonga, Tuvalu, Pitcairn, 
die Republik Vanuatu, Neukaledonien und zugehörige Gebiete, Franzö-
sisch-Polynesien und Wallis und Futuna.
(3) Nebenstelle der Delegation in Gabun.
(4) Nebenstelle der Delegation in Mauritius.
(5) Nebenstelle der Delegation für den Pazifik (Fidschi).
(6) Als Beauftragter auch zuständig für Grenada, Martinique, Guadeloupe und 
Nebengebiete, Französisch-Guyana, St. Pierre und Miquelon, Sankt Hele-
na und ihre Nebengebiete, Falklandinseln und Nebengebiete, französische 





Ortoli-Kommission (6. Januar 1973 – 5. Januar 1977)
Die von François-Xavier Ortoli geleitete Kommission trat ihr Amt am 6. Januar 1973 an. Infolge der Erwei-
terung der Gemeinschaft um Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich am 1. Januar 1973 stieg die 
Sitzung der Ortoli-Kommission. Kommissionsmitglieder am runden Tisch (ausgehend von François-Xavier Ortoli – rechts, ohne Brille, mit 
einem Arm auf den Tisch gestützt – im Uhrzeigersinn): François-Xavier Ortoli; Émile Noël, Generalsekretär der EG-Kommission; Albert 
Borschette; Claude Cheysson; Pierre Lardinois; Altiero Spinelli;  Christopher Soames; Wilhelm Haferkamp; Patrick Hillery; Ralf Dahrendorf; 
Finn Olav Gundelach; George Thomson; Henri Simonet; Carlo Scarascia Mugnozza
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Zahl der Kommissionsmitglieder auf 13: je zwei aus der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, 
und dem Vereinigten Königreich und einer aus Belgien, Dänemark, Irland, Luxemburg und den Niederlan-
den. Wie üblich wurden den Kommissionsmitgliedern einzelne Ressorts zugeteilt.
Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Albert Borschette (LU)
im Amt bis 14. Juli 1976, 
gefolgt von Raymond 
Vouel
• Wettbewerb





im Amt ab 1. November 
1974, Nachfolger von 
Ralf Dahrendorf
• Forschung, Wissenschaft und 
Bildung
• Wissenschaftliche und 
technische Information und 
Informationsmanagement
• Statistisches Amt






im Amt ab 19. April 
1973, Nachfolger von 
Jean-François Deniau





Pierre Duchâteau (FR), 1973
Jacques-Alain de Sédouy (FR), 
1973-1976
Philippe Soubestre (FR), 1976
Ralf Dahrendorf (DE)
im Amt bis 31. Oktober 
1974, gefolgt von Guido 
Brunner
• Forschung, Wissenschaft und 
Bildung
• Wissenschaftliche und 
technische Information und 
Informationsmanagement 
• Statistisches Amt







im Amt bis 12. April 
1973, gefolgt von 
Claude Cheysson







im Amt ab 13. Juli 1976, 
Nachfolger von Altiero 
Spinelli
• Industriewirtschaft und Technologie 
(außer Stahl)





Finn Olav Gundelach 
(DK)
• Binnenmarkt
• Verwaltung der Zollunion
47 
Jahre
Manfred Caspari (DE), 1973-1974





• Wirtschaft und Finanzen




Patrick John Hillery (IE)
(Vizepräsident)
• Soziale Angelegenheiten 49 
Jahre
Edwin Fitzgibbon (IE)
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Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)











• Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften 




Philippe de Margerie (FR), 
1973-1976







• Dienststelle Umwelt und 
Verbraucherschutz




Giuseppe Jacoangeli (IT), 
1973-1975
Armando Toledano-Laredo (IT), 
1975-1976
Henri Simonet (BE) 
(Vizepräsident)




• Industriewirtschaft und Technologie 
(für Stahl, ab Juli 1976)
41 
Jahre
Jean Somers (BE), 1973-1975
Michel Vanden Abeele (BE), 
1975-1976




• Außenbeziehungen 52 
Jahre
David Hannay (UK)
Altiero Spinelli (IT) 
im Amt bis 4. Juli 1976, 
gefolgt von Cesidio 
Guazzaroni
• Industriewirtschaft und Technologie 65 
Jahre
Riccardo Perissich (IT)
George Thomson (UK) • Regionalpolitik 51 
Jahre
Gwyn Morgan (UK), 1973-1975
Michael Jenkins (UK), 1975-1976
Raymond Vouel (LU) 
im Amt ab 20. Juli 1976, 
Nachfolger von Albert 
Borschette
• Wettbewerb 53 
Jahre
Robert Sunnen (LU)
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Jenkins-Kommission (6. Januar 1977 – 5. Januar 1981)
Die von Roy Jenkins geleitete Kommission trat ihr Amt am 6. Januar 1977 an. Wie der vorhergehenden 
Kommission gehören ihr 13 Mitglieder an.
Erste Sitzung der Jenkins-Kommission am 6. Januar 1977. Kommissionsmitglieder am runden Tisch (ausgehend von Roy Jenkins – 
rechts, auf den Tisch gestützt, eine Unterschriftenmappe an seiner Seite – im Uhrzeigersinn): Roy Jenkins; Émile Noël, Generalsekretär 
der EG-Kommission; Crispin Tickell, Kabinettchef von Roy Jenkins (2. Reihe); Guido Brunner; Christopher Tugendhat; Richard Burke; 
Claude Cheysson; Finn Olav Gundelach; François-Xavier Ortoli; Lorenzo Natali; Raymond Vouel; Étienne Davignon; 
Antonio Giolitti; Henk Vredeling;  Wilhelm Haferkamp
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Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Guido Brunner (DE)
im Amt bis 4. November 
1980
• Forschung, Wissenschaft und 
Bildung
• Wissenschaftliche und 
technische Information und 
Informationsmanagement
• Energie





Rolf Möhler (DE), 1977-1978
Jürgen Kühn (DE), 1978-1980
Richard Burke (IE) • Verkehr
• Steuern 
• Verbraucherschutz
• Beziehungen zum Europäischen 
Parlament (bis Juni 1979)
• Forschung, Wissenschaft und 




Claude Cheysson (FR) • Entwicklung 56 
Jahre
Philippe Soubestre (FR)
Étienne Davignon (BE) • Binnenmarkt und Gewerbliche 
Wirtschaft
• Verwaltung der Zollunion
• Informationsmarkt und Innovation 
(ab November 1980)
• Energie (ab November 1980)
44 
Jahre
Jean Durieux (BE), 1977
Hugo Paemen (BE), 1977-1980
Pierre Defraigne (BE), 1977-1980 
(für die Gewerbliche Wirtschaft)
Antonio Giolitti (IT) • Regionalpolitik











Arne Larsen (DK), 1977
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Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Lorenzo Natali (IT) 
(Vizepräsident)
• Umwelt
• Fragen der Erweiterung
• Fragen der nuklearen Sicherheit
• Kontakte zu den Regierungen und 
zur öffentlichen Meinung in den 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf 
die Direktwahl des Europäischen 
Parlaments (bis Juni 1979)
• Beziehungen zum Europäischen 







• Wirtschaft und Finanzen
















Richard Hay (UK), 1977-1979
Pauline Neville-Jones (UK),  
1979-1980
Raymond Vouel (LU) • Wettbewerb 53 
Jahre
Robert Sunnen (LU)
Henk Vredeling (NL) 
(Vizepräsident)





Robert Cohen (NL), 1977
Nel Barendregt (NL), 1978-1980
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Thorn-Kommission (6. Januar 1981 – 5. Januar 1985)
Die von Gaston Thorn geleitete Kommission trat ihr Amt am 6. Januar 1981 an. Nach der Erweiterung der 
Gemeinschaft um Griechenland am 1. Januar 1981 zählte sie 14 Mitglieder.
Sitzung der Thorn-Kommission am 20. April 1982. Kommissionsmitglieder am runden Tisch (ausgehend von Gaston Thorn – rechts, 
mit Einstecktuch – im Uhrzeigersinn): Gaston Thorn; Émile Noël, Generalsekretär der EG-Kommission; Richard Burke; Poul Dalsager; 
Frans Andriessen; Antonio Giolitti; Lorenzo Natali; François-Xavier Ortoli; Étienne Davignon; Giorgios Contogeorgis; Ivor Richard; 
Edgard Pisani; Karl-Heinz Narjes; Christopher Tugendhat; Wilhelm Haferkamp
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Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Frans Andriessen (NL) • Wettbewerb






im Amt ab 1. April 1982, 
Nachfolger von Michael 
O’Kennedy











im Amt bis 22. Mai 
1981, gefolgt von 
Edgard Pisani












im Amt ab 21. Januar 
1981, Nachfolger von 
Finn Olav Gundelach
• Landwirtschaft 51 
Jahre
Erik Lyrtoft-Petersen (DK), 1981




• Gewerbliche Wirtschaft (sowie Task 
Force Informationstechnologien und 
Telekommunikation ab 1983)
• Wissenschaft und Forschung
• Energie
• Euratom-Versorgungsagentur





Pierre Defraigne (BE), 1981-1983 
(für die Gewerbliche Wirtschaft)
Antonio Giolitti (IT) • Regionalpolitik




Finn Olav Gundelach 
(DK)
im Amt bis 13 Januar 














Franz Froschmaier (DE), 1981
Eberhard Rhein (DE), 1981-1984
Karl-Heinz Narjes (DE) • Binnenmarkt
• Umwelt, Verbraucherschutz und 
nukleare Sicherheit
• Informationsmarkt und Innovation
• Dienst der Zollunion
56 
Jahre
Heinrich von Moltke (DE)
549Zusammensetzung der Kommission 
Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Lorenzo Natali (IT)
(Vizepräsident)







im Amt bis 9. März 
1982 (1), gefolgt von 
Richard Burke













im Amt bis 26. Oktober 
1984
• Wirtschaft und Finanzen
• Kredit und Investitionen
55 
Jahre
Pierre de Boissieu (FR)
Edgard Pisani (FR)
im Amt vom 26. Mai 
1981 bis 3. Dezember 
1984, Nachfolger von 
Claude Cheysson
• Entwicklung 62 
Jahre
Christian Blanc (FR), 1981-1983
Jean Delorme (FR), 1983-1984
Ivor Richard (UK) • Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten















Adrien Ries (LU), 1981
Fernand Spaak (BE), 1981










Pauline Neville-Jones (UK), 
1981-1982
Paul Lever (UK), 1982-1984
(1) Michael O’Kennedy bat am 2. Februar 1982 um seine Beurlaubung, um als Kandidat an den allgemeinen Wahlen in Irland am 18. Februar 1982 teilzunehmen. 
Sein Ressort übernahm vorübergehend Kommissionspräsident Gaston Thorn. Dabei wurde er erforderlichenfalls von Frans Andriessen vertreten. Nach seiner 
Wahl in das irische Parlament trat Michael O’Kennedy am 9. März 1982 von seinem Amt als Kommissionsmitglied zurück.
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Delors-Kommission I (6. Januar 1985 – 5. Januar 1989)
Die erste von Jacques Delors geleitete Kommission trat ihr Amt am 6.  Januar 1985 an. Zu Beginn der 
Amtszeit zählte sie 14 Mitglieder. Nach der Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien und Portugal am 
1. Januar 1986 erhöhte sich die Zahl der Kommissionsmitglieder auf 17.
Erste Sitzung der erweiterten Delors-Kommission am 6. Januar 1986. Kommissionsmitglieder am runden Tisch (ausgehend von Jacques 
Delors – rechts, eine Hand auf dem Tisch, ohne Brille – im Uhrzeigersinn): Jacques Delors; Pascal Lamy, Kabinettchef von Jacques Delors 
(2. Reihe); Émile Noël, Generalsekretär der EG-Kommission; Claude Cheysson; Nicolas Mosar; António Cardoso e Cunha; Peter Sutherland; 
Willy De Clercq; Manuel Marín; Frans Andriessen; Lorenzo Natali; Arthur Cockfield; Alois Pfeiffer; Stanley Clinton Davis; Abel Matutes; Carlo 
Ripa di Meana; Grigoris Varfis; Henning Christophersen; Karl-Heinz Narjes
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• Forstwirtschaft (ab 1986)
55 
Jahre
Carlo Trojan (NL), 1985-1987
Hans Wijnmaalen (NL), 1988
António José Baptista 
Cardoso e Cunha (PT)
im Amt ab 5. Januar 
1986
• Fischerei 52 
Jahre
Eurico Luís Cabral da Fonseca 
(PT)




Philippe Soubestre (FR), 
1985-1987























• Finanzinstitutionen und 
Steuerfragen (ab 1986: 
Finanzinstitutionen und 
Gesellschaftsrecht)
• Dienst der Zollunion (ab 1986: 


























im Amt ab 5. Januar 
1986
• Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten
• Bildung und Berufsausbildung
36 
Jahre
Santiago Gómez-Reino Lecoq (ES)
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Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Abel Matutes (ES)
im Amt ab 5. Januar 
1986
• Kredit, Investitionen und 
Finanztechniken
• Klein- und Mittelbetriebe
44 
Jahre
Juan Prat y Coll (ES)
Nicolas Mosar (LU) • Energie
• Euratom-Versorgungsagentur





John Peters (LU), 1985-1986






• Wissenschaft und Forschung 




Heinrich von Moltke (DE), 
1985-1986










im Amt bis 1. August 
1987, gefolgt von Peter 
Schmidhuber
• Wirtschaft und Finanzen
• Beschäftigung (1985)
• Kredit und Investitionen (1985)





Carlo Ripa di Meana (IT) • Institutionelle Fragen
• Information
• Kulturelle Aktion




Riccardo Perissich (IT), 
1985-1986
Gerardo Mombelli (IT),  
1986-1988
Peter Schmidhuber (DE)
im Amt ab 
22. September 1987, 
Nachfolger von Alois 
Pfeiffer






Peter Sutherland (IE) • Wettbewerb
• Soziale Angelegenheiten und 
Bildung (1985)
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NB:  Die Kürzel in Klammern neben den Namen der Kommissionsmitglieder und ihrer Kabinettchefs geben die Staatsangehörigkeit an: BE = belgisch, 
DE = deutsch, DK = dänisch, EL = griechisch, ES = spanisch, FR = französisch, IE = irisch, IT = italienisch, LU = luxemburgisch, NL = niederländisch, 
PT = portugiesisch, UK = britisch.
 Dritte Spalte: Alter bei Amtsantritt.
Pierre-Olivier Laloux 
und Christian Van de Velde
Mitglied Zuständigkeit Alter Kabinettchef(s)
Grigoris Varfis (EL) • Regionalpolitik (1985)
• Beziehungen zum Europäischen 
Parlament (1985)
• Verbraucherschutz (ab 1986)
• Koordinierung der 




Achilleas Mitsos (EL), 1985-1988
Marios Camhis (EL), 1988
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internationalen Organisationen 
und die multilateralen 
Übereinkommen
System der Vereinten Nationen
Vereinte Nationen (UNO)
Hauptorgane
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Generalversammlung Beobachterstatus durch die Resolution 
3208 (XXIX) der Generalversammlung vom 
11.10.1974
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an der 




Beobachterstatus durch die Resolution 1267 
(XLIII) des Ecosoc vom 3.8.1967, bestätigt 
durch den Beschluss vom 20.5.1971 (später 
festgelegt durch Artikel 79 der mit der 
Resolution 19449 (LVIII) vom 8.5.1975 
angenommenen Geschäftsordnung des 
Ecosoc)
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Sitzungen und Tagungen von 
gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen und 
Konsultationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen dem UN-
Sekretariat und der Kommission vom 
28.11. und 9.12.1958
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Nebenorgane
Regionalkommissionen
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Wirtschaftskommission 
für Europa (ECE)
Beratender Status (entspricht einem 
Beobachterstatus) gemäß dem Beschluss 
L (XXX) der ECE vom 15.4.1975, auf der 
Grundlage von §12 des Mandats der 
Kommission
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen und an den Tagungen und 
Arbeitsgruppen der Komitees
Austausch von Unterlagen, gemeinsame 
Prüfung vorgesehener Pläne und 
Programme, Konsultationen auf der 
Grundlage des Schriftwechsels zwischen 
dem Sekretariat der ECE und der 
Kommission vom 30.9. und 7.10.1958
Wirtschafts- und 
Sozialkommission für 
Asien und den Pazifik 
(ESCAP)
Beratender Status (entspricht einem 
Beobachterstatus) auf der Grundlage von 
§10 des Mandats der ESCAP
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Plenarsitzungen
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) am 
Mekongkomitee
Austausch von Unterlagen, gemeinsame 
Prüfung vorgesehener Pläne und 
Programme, Konsultationen auf der 
Grundlage des Schriftwechsels zwischen 
dem Sekretariat der ECAFE und der 




Beobachterstatus durch Beschluss der 
ECLA im Jahr 1958, auf der Grundlage 
von §7 des Mandats der ECLA
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Plenarsitzungen
Austausch von Informationen und 
Unterlagen, Konsultationen zwischen 




Beobachterstatus auf der Grundlage von 
§11 des Mandats der ECA




Beobachterstatus auf der Grundlage 
von §7 der Resolution 1818 (LV) des 
Ecosoc vom 9.8.1973 und Artikel 66 der 
Geschäftsordnung der ECWA
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
jährlichen Sitzungen
Gegenseitige Konsultationen zu Fragen 
von gemeinsamem Interesse
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Fachorgane
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Konferenz der Vereinten 
Nationen für Handel und 
Entwicklung (Unctad)
Beobachterstatus auf der Grundlage 
der Resolution 1995 (XIX) der 
Generalversammlung vom 30.12.1964
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen der Konferenz, des Handels- 
und Entwicklungsrates, der Ausschüsse 
und der Arbeitsgruppen
Austausch von Unterlagen, 
Konsultationen zwischen dem 
Sekretariat der Unctad und der 
Kommission
Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen 
(UNDP)
Beobachterstatus auf der Grundlage 
von Artikel 36 der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates des UNDP
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Tagungen des Verwaltungsrates
Austausch von Unterlagen zwischen 
dem Sekretariat des UNDP und der 
Kommission
Organisation der 
Vereinten Nationen für 
industrielle Entwicklung 
(UNIDO)
Beratender Status (entspricht einem 
Beobachterstatus) auf der Grundlage 
von §35 der Resolution 2152 (XXI) der 
Generalversammlung vom 17.11.1966 
und Artikel 75 der Geschäftsordnung des 
Rates für industrielle Entwicklung
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen des Rates für industrielle 
Entwicklung und an Tagungen von 
gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen 
und Informationen, Austausch 
von Standpunkten zu Fragen 
von gemeinsamem Interesse, 
Zusammenarbeit in den Bereichen 
Industriestudien, technische 
Unterstützung der Ausbildung in 
Industrieberufen usw. auf der Grundlage 
des Schriftwechsels zwischen der UNIDO 




Beobachterstatus auf der Grundlage 
von §5 (Abschnitt IV) der Resolution 
2997 (XXVII) der Generalversammlung 
vom 15.12.1972 und Artikel 68 der 
Geschäftsordnung des UNEP 
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates, den 
Konferenzen und den Arbeitsgruppen 
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 





Beobachterstatus auf der Grundlage 
von §12 der Resolution 2205 (XXI) der 
Generalversammlung vom 17.12.1966
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den ordentlichen Sitzungen und den 
Arbeitsgruppen
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 






Beobachterstatus auf der Grundlage von 
§12 des Anhangs zur Resolution 1714 
(XVI) der Generalversammlung vom 
19.12.1961
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen des Ausschusses
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 
des WFP und der Kommission
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Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Welternährungsrat 
(WFC)
Beobachterstatus auf der Grundlage 
von Artikel 60 der Geschäftsordnung des 
Rates von 1976
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Sitzungen des Rates und den 
Beratungen über alle Fragen von 
gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen zwischen 
dem Sekretariat des WFC und der 
Kommission 
Hilfswerk der 
Vereinten Nationen für 
Palästinaflüchtlinge im 
Nahen Osten (UNRWA)
Zusammenarbeit auf der Grundlage 
der Resolution 302 (IV) der 
Generalversammlung vom 8.12.1949
 > Nahrungsmittelhilfe seit 1970
 > Finanzielle Unterstützung
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 




Beobachterstatus auf der Grundlage 
von Artikel 61 der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates von Unicef
Jährliche Abkommen über 
Nahrungsmittelhilfe
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 





der Vereinten Nationen 
(UNHCR)
Beobachterstatus durch Beschluss des 
Exekutivausschusses (4. Sitzung, Oktober 
1960 in Genf)
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen des Exekutivausschusses 
und den öffentlichen Sitzungen
 > Nahrungsmittelhilfe
 > Finanzielle Unterstützung
Austausch von Unterlagen und 
Konsultationen auf der Grundlage 
des Schriftwechsels zwischen dem 
Hohen Flüchtlingskommissar und der 
Kommission vom 27.4. und 7.5.1960
Sonderorganisationen
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Internationale 
Arbeitsorganisation (IAO)
Beobachterstatus auf der Grundlage von 
Artikel 12 der IAO-Verfassung
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Sitzungen der Konferenz und 
des Verwaltungsrates sowie an den 
Konferenzen und Tagungen des 
Internationalen Arbeitsamtes (IAA)
Austausch von Unterlagen, 
Konsultationen, Einsetzung gemischter 
Arbeitsausschüsse auf der Grundlage 
der Abkommen zwischen dem IAA und 
der EGKS (ABl. 11 vom 14.8.1953, 
S. 167), der EWG (ABl. 27 vom 
27.4.1959, S. 521) und der EAG (ABl. 18 
vom 9.3.1961, S. 473)
Einrichtung eines Ständigen 
Kontaktausschusses durch Schreiben 




der Vereinten Nationen 
(FAO)
Auf Einladung des Sekretariats
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Sitzungen und Tagungen der 
Ausschüsse
Austausch von Unterlagen, 
Konsultationen, Einrichtung gemischter 
Arbeitsausschüsse, Austausch von 
Experten auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen der FAO 
und der Kommission vom 25.10. und 
11.12.1961
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Beobachterstatus auf der Grundlage 
von Artikel 3.b) des Abkommens vom 
13.6.1976 zur Einsetzung des IFAD
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) 
an den Tagungen der 
Vorbereitungskommission
Austausch von Unterlagen zwischen 
dem Sekretariat des IFAD und der 
Kommission
Organisation der 
Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (Unesco)
Beobachterstatus auf der Grundlage von 
Artikel XI der Verfassung der Unesco
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) 
an den Generalkonferenzen, 
den Ministerkonferenzen 
(politisch und wissenschaftlich, 
Bildung) und den Treffen der 
Regierungssachverständigen der 
Arbeitsgruppen und -untergruppen
Austausch von Informationen 
und Konsultationen, gemischte 
Arbeitsgruppen, auf der Grundlage 
des Schriftwechsels zwischen der 
Unesco und der Kommission vom 2. 
und 15.9.1964, abgeschlossen mit 




Schriftwechsel zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der WHO 
vom 26.4.1982
 > Teilnahme als Beobachter an den 
Sitzungen der Plenarversammlung des 
Exekutivrates und des Regionalbüros 
für Europa und an den Arbeiten ihrer 
Ausschüsse
Gegenseitiger Austausch von 
Informationen und Unterlagen
Technische Unterstützung der 




Programm von WHO und 
FAO)
Auf Einladung des Sekretariats
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
Sitzungen von gemeinsamem Interesse





Auf Einladung des Sekretariats als 
Beobachter gemäß der auf der Grundlage 
von Artikel 47 des Übereinkommens 
zur Gründung der IMCO geschlossenen 
Arbeitsvereinbarung von 1974
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen der Versammlung und 
des Rates sowie an den Arbeiten der 
Ausschüsse und Unterausschüsse
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, Zusammenarbeit 
und Konsultationen zu Themen von 
gemeinsamem Interesse auf der 
Grundlage des Schriftwechsels zwischen 
dem Sekretariat der IMCO und der 




Auf Einladung des Sekretariats 
gemäß der 1977 auf der Grundlage 
von Artikel 13 des Stockholmer 
Übereinkommens vom 14.7.1967 
geschlossenen Arbeitsvereinbarung
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen von gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen und 
Informationen auf der Grundlage 
des Schriftwechsels zwischen 
dem Sekretariat der WIPO und der 
Kommission vom 14. und 15.7.1977
Internationale Bank 
für Wiederaufbau und 
Entwicklung (IBWE)
Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen auf der Grundlage der Satzung 
der Bank (Abschnitt 8.a)
Austausch von Unterlagen seit 1964
560 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Internationaler 
Währungsfonds (IWF)
Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen auf der Grundlage von Artikel 
X des IWF-Gründungsvertrags
Austausch von Unterlagen seit 1958 
und Zusammenarbeit zu Fragen von 
gemeinsamem Interesse auf der 
Grundlage des Schriftwechsels zwischen 
dem Sekretariat des IWF und der 
Kommission vom 20.1. und 20.3.1972
Mit dem System der Vereinten Nationen verbundene 
eigenständige Institutionen




Beobachterstatus auf der Grundlage von 
Artikel XVI (A) der Satzung der IAEO
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen und Wissenschaftlertagungen
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, Zusammenarbeit in allen 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
zwischen dem Sekretariat der IAEO und 
der Kommission seit 1958
Übereinkommen zwischen Belgien, 
Dänemark, der Bundesrepublik 
Deutschland, Irland, Italien, Luxemburg, 
den Niederlanden, der Euratom und der 
IAEO in Ausführung des Vertrags über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen. 
Unterzeichnet am 5.4.1973, in Kraft 
getreten am 21.2.1977
Abkommen über die Zusammenarbeit 
zwischen der Euratom und der IAEO. 
Unterzeichnet am 1.12.1975, in Kraft 
getreten am 1.1.1976
Kontrollabkommen zwischen dem 
Vereinigten Königreich, Euratom und 
der IAEO. Unterzeichnet am 6.9.1976, in 
Kraft getreten am 14.8.1978
Kontrollabkommen zwischen Frankreich, 
Euratom und der IAEO. Unterzeichnet 
am 20. und 27.7.1978, noch nicht in 
Kraft getreten
Allgemeines Zoll- und 
Handelsabkommen 
(GATT)
Seit 1961 ist die EWG (aktiver und 
passiver) Inhaber der Konzessionen als 
Zollunion
 > Teilnahme
• an den Sitzungen der 
Vertragsparteien und des Rates 
sowie an den Arbeitsgruppen 
und verschiedenen Ausschüssen 
für Angelegenheiten, für die die 
Gemeinschaft zuständig ist
• den multilateralen 
Handelsverhandlungen im Rahmen 
des Allgemeinen Abkommens
Austausch von Unterlagen und 
Konsultationen zwischen dem 
Sekretariat des GATT und der 
Kommission seit 1958
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Rohstoffstudiengruppen im Rahmen der Vereinten Nationen
Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Blei und Zink 
(internationale 
Studiengruppe)
Beobachterstatus durch Erklärung 
der Studiengruppe an ihre 
Plenarversammlung vom 18.10.1961





Beobachterstatus durch Beschluss des 
Lenkungsausschusses vom März 1962




Beobachterstatus durch Beschluss der 
Gruppe vom Oktober 1961
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen
Regionale zwischenstaatliche Organisationen





Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
Tagungen des Rates (Ministerebene) 
und des Entwicklungsausschusses 
gemäß dem Zusatzprotokoll Nr. 1 
zum Übereinkommen über die OECD 
(14.12.1960) und als Mitglied an den 
Arbeiten verschiedener Ausschüsse, 
Gruppen und Expertentreffen
 > Teilnahme an den Arbeiten der 
NEA (Kernenergie-Agentur) gemäß 
Artikel 21 der Satzung der Agentur
• Einrichtung einer Computer-
Programmbibliothek in Ispra (JRC)
• Pragmatische Zusammenarbeit in 
allen die Kernenergie betreffenden 
Bereichen gemäß der förmlichen 
Vereinbarung zwischen der EAG und 
der NEA vom 30.6.1964 
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Arbeiten der im November 
1974 errichteten IEA (Internationale 
Energieagentur)
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 
der OECD und der Kommission
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Status der Gemeinschaft Andere Formen der Zusammenarbeit
Europarat Beobachterstatus durch die vom 
Ministerkomitee in dessen 8. Sitzung 
(Mai 1951) angenommene Resolution
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht)
• an den Debatten des 
Ministerkomitees über 
allgemeine Probleme
• an der Parlamentarischen 
Versammlung
• an den Arbeiten der 
Sachverständigenausschüsse, 
Unterausschüsse und Arbeitsgruppen
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, gegenseitige 
Konsultationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen dem Europarat 
und der Kommission vom 18.8.1959
Westeuropäische Union 
(WEU)
 > Teilnahme an den Sitzungen der 
Versammlung
 > Beteiligung an den Arbeiten des 
Ministerrates zu wirtschaftlichen 
Fragen
Rat für die 
Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des 
Zollwesens (RZZ)
Beobachterstatus durch Beschluss 
Nr. 175 des RZZ (Juli 1968) auf 
der Grundlage von Artikel 3 (H) des 
Übereinkommens zur Gründung eines 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Zollwesens
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen
Austausch von Unterlagen und 
Informationen zwischen dem Sekretariat 
des RZZ und der Kommission seit 1958
Zwischenstaatliches 
Komitee für europäische 
Auswanderung (ICEM)
Auf Einladung des Sekretariats
 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Tagungen des Rates und an den 
technischen Sachverständigengruppen 
zu Themen von gemeinsamem 
Interesse
 > Gegenseitige Unterstützung bei 
der Erfüllung von Aufgaben von 
gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, gegenseitige 
Konsultationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen dem ICEM und 
der Kommission vom 3. und 12.7.1961
Zentralamt für den 
internationalen 
Eisenbahnverkehr (OCTI)
Auf Einladung des Sekretariats
 > Teilnahme als Beobachter (ohne 
Stimmrecht) an den Sitzungen und 
Tagungen von gemeinsamem Interesse
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, gegenseitige 
Konsultationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen dem OCTI und 




 > Teilnahme als Beobachter (ohne 
Stimmrecht) an den Sitzungen 
des Ministerkomitees und des 
Stellvertreterausschusses auf der 
Grundlage von Artikel 11 (a) des 
Protokolls über die ECMT und die Arbeit 
bestimmter Nebenorgane 
Auf der Grundlage des Schriftwechsels 
zwischen der ECMT und dem Rat der 
Europäischen Gemeinschaften vom 27.3. 
und 23.6.1975
Austausch von Unterlagen und 
Informationen, gegenseitige 
Konsultationen auf der Grundlage der 
Schriftwechsel zwischen der ECMT 
und der Kommission vom 8.1. und 
21.11.1962 sowie vom 18.2., 7.3. und 
27.6.1972
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 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Plenarsitzungen und Tagungen 
von gemeinsamem Interesse auf der 
Grundlage von Artikel II Bestimmung 
h des Übereinkommens von Straßburg 
vom 20. November 1963 zur Revision 
von Artikel 44 der am 17. Oktober 
1868 in Mannheim unterzeichneten 
Revidierten Rheinschiffahrtsakte
Austausch von Unterlagen und 
Informationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen der ZKR und 
der Kommission vom 6.6.1961
Nordatlantische 
Versammlung (NAV)
 > Teilnahme an den Sitzungen der 
Versammlung und den Tagungen 







 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an den 
Sitzungen
Austausch von Unterlagen und 
Informationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen der OCAM und 





 > Teilnahme (ohne Stimmrecht) an 
den Tagungen der gemischten 
Studiengruppe (zwei pro Jahr)
Austausch von Unterlagen und 
Informationen auf der Grundlage des 
Schriftwechsels zwischen dem ASEAN 




Beobachterstatus auf der Grundlage der 
Artikel 52 (d) und 118 (h) der OAS-Charta
 > Teilnahme an den Tagungen der 
Organe der OAS
Austausch von Unterlagen und 
Informationen auf der Grundlage eines 
Schriftwechsels zwischen der OAS und 
der Kommission vom 19.12.1970 und 
26.2.1971
Rat für Arabische 
Wirtschaftseinheit
Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Rat für Arabische Wirtschaftseinheit und 
den Europäischen Gemeinschaften vom 
7.6.1982
 > Teilnahme als Beobachter an Tagungen 
von allgemeinem Interesse
Austausch von Informationen und 
Unterlagen
Quelle:  EG-Kommission, La Communauté européenne, les organisations internationales et les accords multilatéraux, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-





Im Anhang wird eine Reihe von Ausschüssen unterschiedlichen Ursprungs und 
mit unterschiedlichen Aufgabenstellungen aufgeführt. Manche Ausschüsse 
waren schon in den Verträgen vorgesehen (wie der Beratende Ausschuss der 
EGKS), andere wurden per Ratsbeschluss ins Leben gerufen (wie der Ausschuss 
für Wirtschaftspolitik), und wiederum andere gehen auf die Kommission 
zurück (das trifft auf den Großteil der beratenden Ausschüsse zu). Zu ihren 
Aufgaben gehörten die Unterstützung der Kommission bei der Vorbereitung 
von Rechtsakten (Arbeitsfeld der meisten beratenden Ausschüsse), die Un-
terstützung der Kommission bei der Ausführung von Rechtsakten, die der Rat 
verabschiedet hatte (wie die Verwaltungsausschüsse im Agrarbereich) oder die 
Durchführung von Abkommen, die mit Drittländern geschlossen worden wa-
ren (gemischte Ausschüsse).
1. Ausschüsse der Dienststellen, 
die keine Generaldirektionen sind
Generalsekretariat
• Beratender Ausschuss der EGKS
(1) Verzeichnis der Ausschüsse I, IX/C/3 (internes Dokument), Büro für Terminologie, Kommission der EG, Brüssel, 1980; 
Verzeichnis der Ausschüsse, Terminologie und DV-Anwendungen (TAI), EWG, Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg, 1986; AHCE, BAC 516/2004/8, Liste der Ausschüsse des Rates und der 
Kommission, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 2/80; AHCE, BAC 82/1989/246, Note à l’attention 
des directeurs généraux et chefs des services sur les comités et groupes d’experts, SEK(85) 1709 (Text nur auf Französisch), 
18. November 1985.
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Eurostat (Statistisches Amt)
• Ausschuss für Außenhandelsstatistik
• Ständiger agrarstatistischer Ausschuss
Dienst der Zollunion (SUD)
• Ausschuss für Ursprungsfragen
• Ausschuss für den Zollwert
• Ausschuss für das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs
• Ausschuss für Zollveredlungsverkehre
• Beratender Ausschuss für Zollfragen
• Ausschuss für Zollbefreiungen
• Ausschuss für Beitreibung
• Ausschuss für das Gemeinschaftliche Versandverfahren
• Ausschuss für allgemeine Zollregelungen
• Ausschuss für gegenseitige Unterstützung
• Ausschuss für den wirtschaftlichen passiven Veredelungsverkehr mit 
Textilien
• Ausschuss für Zusammenarbeit im Zollwesen EWG-Türkei
• Ausschuss für Zusammenarbeit im Zollwesen EWG/andere Länder als die 
Türkei
• Ausschuss für das Verfahren des vorübergehenden innergemeinschaftlichen 
Verkehrs
• Ausschuss für den Warenverkehr
Gemeinsame Forschungsstelle, GFS
Beratende Programmausschüsse
• Allgemeiner Beirat der GFS; CCG [N] (1)
• Wissenschaftlicher Ausschuss der GFS
• Wissenschaftlicher Rat der GFS
Euratom-Versorgungsagentur (Agentur)
• Beirat der Euratom-Versorgungsagentur
(1) [N] = Aufgelöster Ausschuss (1985 nicht mehr auffindbar).
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2. Ausschüsse nach Generaldirektionen
Außenbeziehungen (I)
• Engerer Ausschuss für Konsultation über die Handelsabkommen mit 
dritten Ländern
• Beratender Ausschuss über den Schutz gegen gedumpte oder 
subventionierte Einfuhren; Antidumping-Ausschuss
• Beratender Ausschuss für eine gemeinsame Ausfuhrregelung
• Ausschuss für die Verwaltung der Kontingente
• Beratender Ausschuss für die Ausfuhrkreditversicherung
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Spanien
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Türkei
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Österreich
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Schweden
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Schweiz
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Island
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Portugal
— Beratender Ausschuss für die Schutzmaßnahmen – Norwegen
• Engerer Ausschuss für Kooperationsabkommen der Mitgliedstaaten mit 
Drittländern
• Beratender Ausschuss für eine gemeinsame Regelung für die Einfuhr aus 
der Volksrepublik China [N]
• Textilausschuss
• Beratender Ausschuss für die gemeinsame Einfuhrregelung
• Beratender Ausschuss für die gemeinsame Regelung für die Einfuhr aus 
Staatshandelsländern
• Beratender Ausschuss für eine gemeinsame Regelung für die Einfuhr aus 
Staatshandelsländern; Ausschuss Osteuropäische Länder [N]
• Beratender Ausschuss für eine gemeinsame Regelung für die Einfuhr aus 
der Volksrepublik China
• Kooperationsausschuss EWG-Jugoslawien
• Verbindungsausschuss Stahl (CNS 10866/83)
• Beratender Ausschuss Osteuropäische Länder; Beratender Ausschuss für 
die Einfuhrregelungen für auf Gemeinschaftsebene nicht liberalisierte 
Waren mit Ursprung in Staatshandelsländern
• Beratender Ausschuss für die Stärkung der gemeinsamen Handelspolitik 
und insbesondere des Schutzes gegen unerlaubte Handelspraktiken
• Antidumping-Ausschuss
• Ausschuss für die Ausfuhrregelung
• Beratender Ad-hoc-Ausschuss für die Aufarbeitung bestrahlter 
Kernbrennstoffe
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Gemischte Ausschüsse [comités mixtes]
• Gemischte Ausschüsse EWG-EFTA
• Gemischter Kooperationsausschuss EWG-Kanada








Gemischte Ausschüsse [commissions mixtes]
• Gemischte Kommission für die Vereinbarung zwischen der Schweiz und 
der EWG über den Textilveredlungsverkehr
• Gemischter Ausschuss EWG–Spanien
• Gemischter Ausschuss für das gemeinschaftliche Versandverfahren:  
EWG-Schweiz
• Gemischter Ausschuss für das gemeinschaftliche Versandverfahren:  
EWG-Österreich
• Gemischter Ausschuss EWG-Jugoslawien (seit dem 15.2.1983 durch den 
Kooperationsrat ersetzt)
• Gemischter Ausschuss EWG-Uruguay
• Gemischter Ausschuss EWG-Brasilien
• Gemischte Kommission zum Abkommen über Uhrmacherwaren 
EWG-Schweiz; Gemischte Kommission zum Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Uhrmacherwaren
• Gemischter Ausschuss EWG-Sri Lanka
• Gemischter Ausschuss EWG-Mexiko
• Gemischter Ausschuss EWG-Pakistan
• Gemischter Handelsausschuss EWG-China
• Gemischter Kooperationsausschuss EWG-ASEAN
• Gemischter Ausschuss für die Fischerei: EWG-Senegal
• Gemischter Ausschuss für die Fischerei: EWG-Guinea-Bissau
• Gemischter Ausschuss EWG-Rumänien
• Gemischter Ausschuss EWG-Indien
• Gemischter Kooperationsausschuss EWG/Vertrag von Cartagena und 
seinen Mitgliedsländern: Bolivien, Kolumbien, Ecuador, Peru und 
Venezuela 
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• Gemischter Kooperationsausschuss EWG-Arabische Republik Jemen
• Gemischter Ausschuss EWG-Bangladesch
Wirtschaft und Finanzen (II)
• Währungsausschuss
• Stellvertreter des Währungsausschusses
• Ausschuss der Präsidenten der Zentralbanken
• Ausschuss für Wirtschaftspolitik
— Ausschuss für Wirtschaftspolitik – engerer Kreis „Konjunktur“
— Ausschuss für Wirtschaftspolitik – engerer Kreis „Haushalt“
— Ausschuss für Wirtschaftspolitik – engerer Kreis „Mittelfristige 
Politik“
— Arbeitsgruppe „Öffentliche Finanzen“ des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik
Binnenmarkt und gewerbliche Wirtschaft (III)
Anpassungsausschüsse (1):
• Ausschüsse zur Anpassung der Richtlinien an den (wissenschaftlichen 
und) technischen Fortschritt:
— (…) Kraftfahrzeuge
— (…) Messgeräte und Mess- und Prüfverfahren
— (…) Gefährliche Stoffe und Zubereitungen (2)
— (…) Hebezeuge und Fördergeräte
— (…) Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen
— (…) Aerosolpackungen
— (…) Düngemittel
— (…) In explosibler Atmosphäre verwendete elektrische Betriebsmittel
— (…) Druckbehälter
— (…) Funkstörungen verursachende Geräte
— (…) Farbstoffe für Arzneimittel
— (…) Wasch- und Reinigungsmittel
— (…) Gasverbrauchseinrichtungen
— (…) Elektromedizinische Geräte
— (…) Baumaschinen und Baugeräte [N]
(1) In dieser Liste wird die Formulierung „Ausschüsse zur Anpassung der Richtlinien an den (wissenschaftlichen und) 
technischen Fortschritt“, die stets Teil der Bezeichnung ist, nicht wiederholt, sondern durch „(…)“ ersetzt.
(2) Ab 1986 wird der Ausschuss gemeinsam von der GD III und der GD XI verwaltet (er wurde einmal unter GD III 
aufgeführt).
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Beratende Ausschüsse für die Ausbildung:
• Beratender Ausschuss für die ärztliche Ausbildung
• Beratender Ausschuss für die Ausbildung in der Krankenpflege; CCFI
• Beratender Ausschuss für zahnärztliche Ausbildung
• Beratender Ausschuss für die Ausbildung der Tierärzte
• Beratender Ausschuss für die Ausbildung der Hebammen
Ausschüsse für konzertierte Aktionen (COMAC); 
Konzertierungsausschüsse Gemeinschaft-COST (CCCC) (1):
• (…) Auswirkung von Behandlungen auf die physikalischen Eigenschaften 
von Lebensmitteln oder COMAC – Eigenschaften von Lebensmitteln
• (…) Auswirkungen von Behandlungen auf die physikalischen 
Eigenschaften von Lebensmitteln (COST-Aktion 90 bis)
• (…) Auswirkungen der thermischen Behandlung und des Vertriebs auf 
Qualität und Nährwert von Lebensmitteln; Qualität und Nährwert von 
Lebensmitteln
• (…) Auswirkungen der Behandlung und des Vertriebs auf Qualität und 
Nährwert von Eigenschaften von Lebensmitteln (2)
Sonstige Ausschüsse:
• Ständiger Lebensmittelausschuss
• Koordinierungsausschuss für schnelle Reaktoren [N]
• Beratender Ausschuss für öffentliche Aufträge
• Wissenschaftlicher Lebensmittelausschuss
• Pharmazeutischer Ausschuss
• Ausschuss für Arzneispezialitäten
• Ausschuss hoher Beamter für das öffentliche Gesundheitswesen
• Beratender Lebensmittelausschuss
• Wissenschaftlicher Ausschuss für Schädlingsbekämpfungsmittel [N]
• Ausschuss für Handel und Vertrieb; AHV
• Kontaktausschuss für Richtlinien der Rechnungslegung
• Beratender wissenschaftlicher Ausschuss für die Prüfung der Toxizität und 
Ökotoxizität chemischer Verbindungen (3)
— Abteilung Toxikologie des Beratenden wissenschaftlichen Ausschusses 
für die Prüfung der Toxizität und Ökotoxizität chemischer 
Verbindungen
(1) In dieser Liste wird die Formulierung „Ausschuss für konzertierte Aktionen (COMAC)“ bzw. „Konzertierung-
sausschuss Gemeinschaft-COST (CCCC)“, die stets Teil der Bezeichnung ist, nicht wiederholt, sondern durch „(…)“ 
ersetzt. 
(2) Ab 1986 wird der Ausschuss von der GD XII verwaltet.
(3) Ab 1986 wird der Ausschuss gemeinsam von der GD V und der GD XI verwaltet (für 1980 wird er einmal unter der 
GD III und für 1986 einmal unter der GD V aufgeführt).
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— Abteilung Ökotoxikologie des Beratenden wissenschaftlichen 
Ausschusses für die Prüfung der Toxizität und Ökotoxizität chemischer 
Verbindungen
• Kontaktausschuss für den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter 
Rechtsformen [N]
• Beratender Ausschuss zur Durchführung und Koordinierung der 
Programme auf dem Gebiet der Datenverarbeitung; CCPI [N]
• Ausschuss zur Anwendung des Übereinkommens über technische 
Handelshemmnisse auf Gemeinschaftsebene
• Ausschuss für Tierarzneimittel
• Ständiger Ausschuss für Normen und technische Vorschriften
• Beratender Ausschuss für die Holzwirtschaftspolitik der Gemeinschaft
• Ausschuss Stahlvereinbarung EG/USA
Task Force: Informations- und Telekommunikationstechnologien
• Beratender Ausschuss zur Durchführung und Koordinierung der 
Programme auf dem Gebiet der Datenverarbeitung; CCPI
• Beratender Ausschuss für die Aktionen zur Förderung der 
Mikroelektronik
• Beratender Benutzerausschuss INSIS (interinstitutionelles 
dienstintegriertes Informationssystem der Gemeinschaft)
• Beratender Ausschuss für das Europäische Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm auf dem Gebiet der Informationstechnologien 
(Esprit); Esprit-Verwaltungsausschuss; EMC 
• CADDIA-Lenkungsausschuss (Coopération dans l’automatisation des 
données et de la documentation dans les importations/exportations et 
l’agriculture) (Zusammenarbeit bei der Automatisierung der Daten und 
der Dokumentation der landwirtschaftlichen Einfuhren/Ausfuhren)
• Ausschüsse:
— COST Expert
— Beratender Ausschuss für die Gewerkschaften
— Round Table
Wettbewerb (IV)
• Beratender Ausschuss für Kartell- und Monopolfragen
• Beratender Ausschuss für Kartell- und Monopolfragen auf dem Gebiet des 
Verkehrs
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Beschäftigung, soziale Angelegenheiten (V) und Bildung
Paritätische Ausschüsse:
• Paritätischer Beratender Ausschuss für die sozialen Probleme im 
Straßenverkehr
• Paritätischer Beratender Ausschuss für die sozialen Probleme in der 
Binnenschifffahrt (1) 
• Paritätischer Beratender Ausschuss für die sozialen Probleme im 
Eisenbahnverkehr [N]
• Paritätischer Ausschuss für die sozialen Probleme der landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer
• Paritätischer Ausschuss für die sozialen Probleme in der Seefischerei
• Paritätischer Ausschuss für die Schuhindustrie
• Paritätischer Ausschuss für die Binnenschifffahrt
• Paritätischer Ausschuss für die Eisenbahnen
Anpassungsausschüsse:
• Ausschüsse zur Anpassung der Richtlinien an den technischen Fortschritt 
– Sicherheitskennzeichnung am Arbeitsplatz
• Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische, 
physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit
Sonstige Ausschüsse:
• Gemischter Ausschuss für die Harmonisierung der Arbeitsbedingungen 
im Steinkohlenbergbau
• Gemischter Ausschuss für die Harmonisierung der Arbeitsbedingungen in 
der Eisen- und Stahlindustrie
• Allgemeiner Ausschuss für die Arbeitssicherheit und den 
Gesundheitsschutz in der Eisen- und Stahlindustrie
• Sachverständigengruppe gemäß Artikel 37 [des EAG-Vertrags]
• Ausschuss des Europäischen Sozialfonds
• Ständiger Ausschuss für die Betriebssicherheit und den Gesundheitsschutz 
im Steinkohlenbergbau und in anderen Förderindustrien
• Beratender Ausschuss für die Berufsausbildung
• Beratender Ausschuss für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer
• Fachausschuss für Freizügigkeit der Arbeitnehmer
• Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer; CASSTM
(1) Dieser Ausschuss wurde durch den Paritätischen Ausschuss für Binnenschifffahrt ersetzt [N].
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— Rechnungsausschuss bei der Verwaltungskommission für die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer
• Beratender Ausschuss für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer
• Beratender Ausschuss für Sicherheit, Arbeitshygiene und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
• Beratender Ausschuss für Chancengleichheit von Frauen und Männern
• Ausschuss für die außerordentliche Finanzhilfe für Griechenland im 
sozialen Bereich
• Beratender Ausschuss für die im Gemeinschaftsinteresse liegenden 
Sondermaßnahmen im Beschäftigungsbereich
• Beratender wissenschaftlicher Ausschuss für die Prüfung der Toxizität und 
Ökotoxizität chemischer Verbindungen
• Stiftung Paul Finet





• Verwaltungsausschuss für Fette 
• Verwaltungsausschuss für lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 
• Verwaltungsausschuss für Milch und Milcherzeugnisse
• Verwaltungsausschuss für Rindfleisch
• Verwaltungsausschuss für Rohtabak
• Verwaltungsausschuss für Flachs und Hanf
• Verwaltungsausschuss für Hopfen
• Verwaltungsausschuss für das Saatgutwesen
• Verwaltungsausschuss für Obst und Gemüse
• Verwaltungsausschuss für Zucker
• Verwaltungsausschuss für Getreide und Reis
• Verwaltungsausschuss für Schweinefleisch
• Verwaltungsausschuss für Geflügelfleisch und Eier
• Verwaltungsausschuss für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse
• Verwaltungsausschuss für Isoglukose [N]
• Verwaltungsausschuss für Trockenfutter
• Verwaltungsausschuss für Wein
• Verwaltungsausschuss für Schafe und Ziegen
• Gemeinsame Verwaltungsausschüsse in der Landwirtschaft
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Beratende Ausschüsse:
• Beratender Ausschuss für die sozialen Probleme der landwirtschaftlichen 
Betriebsleiter [N]
• Beratender Ausschuss für die sozialen Probleme der landwirtschaftlichen 
Betriebsleiter und ihrer Familienangehörigen
• Beratender Ausschuss für Saatgut
— Fachgruppe „Annäherung der Rechtsvorschriften“ des Beratenden 
Ausschusses für Saatgut
• Beratender Ausschuss für Getreide
— Fachgruppe „Reis“ des Beratenden Ausschusses für Getreide
• Beratender Ausschuss für Milch und Milcherzeugnisse
• Beratender Ausschuss für Rindfleisch
• Beratender Ausschuss für Schweinefleisch
• Beratender Ausschuss für Geflügelfleisch
• Beratender Ausschuss für Eier
• Beratender Ausschuss für Fette
— Fachgruppe „Oliven und Folgeerzeugnisse“ des Beratenden Ausschusses 
für Fette
— Fachgruppe „Ölhaltige Früchte und Folgeerzeugnisse“ des Beratenden 
Ausschusses für Fette
• Beratender Ausschuss für Zucker
— Paritätische Gruppe des Beratenden Ausschusses für Zucker
• Beratender Ausschuss für frisches und verarbeitetes Obst und Gemüse 
• Beratender Ausschuss für Wein
• Beratender Ausschuss für Rohtabak
— Paritätische Gruppe des Beratenden Ausschusses für Rohtabak
• Beratender Ausschuss für Hopfen
— Paritätische Gruppe des Beratenden Ausschusses für Hopfen
• Beratender Ausschuss für lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels
• Beratender Ausschuss für Flachs und Hanf
— Fachgruppe „Seidenraupen“ des Beratenden Ausschusses für Flachs und 
Hanf
— Fachgruppe „Baumwolle“ des Beratenden Ausschusses für Flachs und 
Hanf
— Paritätische Gruppe des Beratenden Ausschusses für Flachs und Hanf
• Beratender Veterinärausschuss
• Beratender Ausschuss für Fragen der landwirtschaftlichen Strukturpolitik
• Beratender Ausschuss für Futtermittel
— Fachgruppe „Annäherung der Rechtsvorschriften“ des Beratenden 
Ausschusses für Futtermittel
— Ständige Arbeitsgruppe „Statistik“ des Beratenden Ausschusses für 
Futtermittel
— Ständige Arbeitsgruppe „Eiweißstoffe“ des Beratenden Ausschusses für 
Futtermittel
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— Ständige Arbeitsgruppe „Trockenfutter“ des Beratenden Ausschusses 
für Futtermittel
— Ständige Arbeitsgruppe „Erbsen, Puffbohnen und Ackerbohnen“ des 
Beratenden Ausschusses für Futtermittel
• Beratender Ausschuss für Schaf- und Ziegenfleisch
Sonstige Ausschüsse:
• Ständiger Agrarstrukturausschuss; CPSA 
• Gemeinschaftsausschuss des Informationsnetzes landwirtschaftlicher 
Buchführungen (INLB)
• Ständiger Ausschuss für das landwirtschaftliche, gartenbauliche und 
forstliche Saat- und Pflanzgutwesen
• Ständiger Veterinärausschuss
• Ausschuss des EAGFL
• Ständiger Futtermittelausschuss
• Ständiger Agrarforschungsausschuss; CPRA
• Wissenschaftlicher Futtermittelausschuss
• Ständiger Ausschuss für Pflanzenschutz
• Ständiger Tierzuchtausschuss
• Wissenschaftlicher Ausschuss für Schädlingsbekämpfungsmittel
• Wissenschaftlicher Veterinärausschuss
— Untergruppe „Tiergesundheit“ des Wissenschaftlichen 
Veterinärausschusses
— Untergruppe „Tierärztliche Maßnahmen im Rahmen des öffentlichen 
Gesundheitswesens“ des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses
— Untergruppe „Tierschutz“ des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses
• Kontrollausschuss für die Anwendung des Handelsklassenschemas für 
Schlachtkörper ausgewachsener Rinder 
• Ständiger Agrarforschungsausschuss
• Ausschuss „Handelsmechanismen“
• Ausschuss „Währungsfragen in der Landwirtschaft“
• Ausschuss „Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft“
Verkehr (VII)
Anpassungsausschüsse:
• Ausschüsse zur Anpassung der Richtlinien an den technischen Fortschritt 
– Einführung eines Kontrollgeräts im Straßenverkehr (Tachographen)
Sonstige Ausschüsse:
• Beratender Verkehrsausschuss; Ausschuss 83
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• Ausschuss der Regierungssachverständigen zur Beratung der Kommission 
bei Kostenuntersuchungen im Verkehr
• Ausschuss von Regierungssachverständigen zur Anpassung der nationalen 
Steuersysteme für Nutzfahrzeuge
• Beratender Ausschuss für Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr
• Ausschuss von Regierungssachverständigen zur Koordinierung der 
Untersuchungen zur Einführung eines gemeinsamen Systems der 
Abgeltung für die Benutzung der Verkehrswege
• Beratender Ausschuss für die Rechnungsführung der 
Eisenbahnunternehmen
• Tarifausschuss Straßen [N]
• Ausschuss für Verkehrsinfrastruktur
• Beratender Ausschuss für die Kostenrechnung der Eisenbahnunternehmen
• Beratender Ausschuss für die Beihilfen für den Verkehrssektor
• Ausschuss zur Anpassung des Fahrtenschreibers an den technischen 
Fortschritt
• Fachausschuss Tarife für den grenzüberschreitenden Straßenverkehr
• COMAC – „Landseitige Hilfen für die Navigation“
— Untergruppe „Programmkontrolleure“
— Untergruppen/Programme
• Ausschuss für Transportkosten
Entwicklung (VIII)
• Finanzierungsausschüsse
• Ausschuss für den Europäischen Entwicklungsfonds; EEF-Ausschuss
• Ausschuss für die Hilfe zugunsten der nichtassoziierten 
Entwicklungsländer; PEDNA
• Ausschuss für Nahrungsmittelhilfe
• Ausschuss für die im Zweiten AKP/EWG-Abkommen vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen
• Der einheitliche Ausschuss (der Europäischen Agentur für 
Zusammenarbeit)
• Ausschuss zur Verwaltung des Sonderprogramms zur Bekämpfung des 
Hungers in der Welt
• Programmierungsausschüsse
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Dienst für Umwelt und Verbraucherschutz (SEPC) –  
Umwelt, Verbraucherschutz und nukleare Sicherheit (XI)
Anpassungsausschüsse/Ausschüsse zur Anpassung der Richtlinien an den 
(wissenschaftlichen und) technischen Fortschritt:
• (…) Analysemethoden bei Textilien
• (…) Qualität der Badegewässer [N]
• (…) Kosmetische Mittel [N]
• (…) Qualität des Oberflächensüßwassers
• (…) Giftige und gefährliche Abfälle
• (…) Qualität von für Fische geeignetem Süßwasser
• (…) Baugeräte und Baumaschinen
• (…) Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
• (…) Oberflächenwasser für die Trinkwassergewinnung
• (…) Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch
• (…) Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxid und 
Schwebestaub
• (…) Gefährliche Stoffe und Zubereitungen
• (…) Gefahren schwerer Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten
• (…) Kontrolle der durch die Ableitungen aus der Titandioxidproduktion 
betroffenen Umweltmedien
• (…) Grenzwert für den Bleigehalt in der Luft
• (…) Luftqualitätsnormen für Stickstoffdioxid
• (…) „Kosmetikrichtlinie“
• (…) Beseitigung der technischen Handelshemmnisse für gefährliche Stoffe 
und Zubereitungen
• (…) Richtlinien zur Ermittlung des Geräuschemissionspegels von 
Baumaschinen und Baugeräten
Sonstige Ausschüsse:
• Beratender Verbraucherausschuss; CCC
• Ausschuss für Abfallwirtschaft; CGD
• Wissenschaftlicher Ausschuss für Kosmetologie
• Beratender wissenschaftlicher Ausschuss für die Prüfung der Toxizität und 
Ökotoxizität chemischer Verbindungen
— Abteilung Toxikologie des beratenden wissenschaftlichen Ausschusses 
für die Prüfung der Toxizität und Ökotoxizität chemischer 
Verbindungen
— Abteilung Ökotoxikologie des beratenden wissenschaftlichen 
Ausschusses für die Prüfung der Toxizität und Ökotoxizität chemischer 
Verbindungen
• Beratender Ausschuss für die Überwachung und Verringerung der 
Ölverschmutzung des Meeres
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• Beratender Ausschuss für die Überwachung und Verringerung gefährlicher 
Verschmutzung
• Ausschuss für Walerzeugnisse
• Ausschuss für das Übereinkommen über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen in der Gemeinschaft
• Beratender Ausschuss für das gemeinschaftliche Informationssystem über 
Unfälle durch Konsumgüter
• Beratender Ausschuss für das gemeinschaftliche System zum raschen 
Austausch von Informationen über die Gefahren bei der Verwendung von 
Konsumgütern
• Beratender Ausschuss für gemeinschaftliche Umweltaktionen
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung des Systems zur Sammlung von 
Daten über Unfälle durch Konsumgüter nach Revision der Richtlinie 
durch die Sprachjuristen
• Verwaltungsausschuss für gefährliche Stoffe
• Beratender Ausschuss „Rascher Informationsaustausch“
• Sachverständigenausschuss „Unfälle im Haushalt“
Forschung, Wissenschaft und Bildung (XII)
Beratende Programmausschüsse (BPA): Ausschuss für konzertierte 
Aktionen (COMAC); Konzertierungsausschüsse Gemeinschaft-COST 
(CCCC) (1):
• (…) Behandlung und Verwendung von Klärschlamm; Klärschlamm [N]
• (…) Wachstum großer städtischer Ballungsgebiete – Städtebau [N]
• (…) Analyse organischer Mikroverunreinigungen im Wasser; organische 
Mikroverunreinigungen im Wasser; organische Mikroverunreinigungen in 
der aquatischen Umwelt
• (…) Physikalisch-chemisches Verhalten atmosphärischer Schadstoffe; 
Atmosphärische Schadstoffe
• Landseitige Hilfen für die Navigation
• Behandlung und Verwendung von organischem Schlamm und von 
flüssigen Abfällen aus der Landwirtschaft
• Auswirkungen der Luftverschmutzung auf terrestrische und aquatische 
Ökosysteme
• Einsatz ligno-zellulosehaltiger und anderer pflanzlicher Reststoffe als 
Tierfutter
(1) In dieser Liste wird die Formulierung „Ausschuss für konzertierte Aktionen (COMAC)“ bzw. „Konzertierungs-
ausschuss Gemeinschaft-COST (CCCC)“, die stets Teil der Bezeichnung ist, nicht wiederholt, sondern durch „(…)“ 
ersetzt.
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Medizinische Forschung – COMAC (1):
• (…) Registrierung angeborener Abnormitäten; Angeborene Abnormitäten
• (…) Zellalterung und Verminderung der Funktionsfähigkeit der Organe; 
Zellalterung [N]
• (…) Extrakorporale Oxygenation
• (…) Feststellung einer Tendenz zur Thrombose; Thrombose
• (…)Verständnis, Beurteilung und Behandlung von Schwerhörigkeit; 
Schwerhörigkeit
• (…) Maßstäbe für perinatale Überwachung; perinatale Überwachung
• (…) Gemeinsame Normen für quantitative Elektrokardiographie; 
quantitative Elektrokardiographie
• Epidemiologie, Statistik und klinische Versuche
• Biomedizinische Technik, Technologiebewertung, Transfer und 
Normung; Biomedizinische Technik
• Angewandte Biologie, Physiologie und Biochemie
• Forschungen über die Gesundheitseinrichtungen
Sonstige Ausschüsse:
• Ausschuss für Wissenschaft und Technik; AWT
• Koordinierungsausschuss für schnelle Reaktoren; CCRR 
• Europäischer Ausschuss für Forschung und Entwicklung, CERD
• Ausschuss für wissenschaftliche und technische Forschung; CREST
• Beratender Ausschuss für Fusion (das Programm Fusion); BAPF
• Beratender Ausschuss für wissenschaftlich-technische Ausbildung; 
BAWTA
• Ausschuss für europäische Entwicklung von Wissenschaft und 
Technologie; Codest
• Beratender Ausschuss für industrielle Forschung und Entwicklung; 
IRDAC – vormals CORDI
• Beratender Ausschuss für industrielle Forschung und Entwicklung; 
CORDI [N]
Informationsmarkt und Innovation (XIII)
• Ausschuss für wissenschaftliche und technische Information und 
Dokumentation; AWTIB
• Beratender Ausschuss für Innovation und Technologietransfer; BAITT
(1) In dieser Liste wird die Formulierung „Ausschuss für konzertierte Aktionen (COMAC)“, die stets Teil der Bezeich-
nung ist, nicht wiederholt, sondern durch „(…)“ ersetzt.
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Fischerei (XIV)
• Beratender Ausschuss für Fischereiwirtschaft
• Ständiger Strukturausschuss für die Fischwirtschaft
• Verwaltungsausschuss für Fischereierzeugnisse
• Wissenschaftlich-technischer Fischereiausschuss; CSTP
• Verwaltungsausschuss für Fischereiressourcen
Finanzinstitutionen und Steuerfragen (XV)
• Beratender Ausschuss für die Mehrwertsteuer
• Beratender Bankenausschuss
• Beratender Ausschuss für die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Kreditinstitute; Beratender Ausschuss für die Koordinierung der 
Bankengesetze [N]
• Kontaktausschuss zur Koordinierung der Bedingungen für die Zulassung 
von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer Wertpapierbörse
Regionalpolitik (XVI)
• Ausschuss für Regionalpolitik; ARP




• Ausschuss zur Anpassung der Richtlinien an den technischen Fortschritt 
– Unterrichtung über den Energieverbrauch von Haushaltsgeräten durch 
Etikettierung
Beratende Ausschüsse für die Verwaltung der Demonstrationsvorhaben 
(BAVD):
• Verflüssigung und Vergasung fester Brennstoffe
• Nutzung alternativer Energiequellen
• Energieeinsparung
• Substitution der Kohlenwasserstoffe
Sonstige Ausschüsse:
• Ständiger Ausschuss für Urananreicherung; Copenur
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• Energieausschuss
• Beratender Ausschuss für die im Gemeinschaftsinteresse liegenden 
Sondermaßnahmen auf dem Gebiet der Energiestrategie
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung der Demonstrationsvorhaben zur 
Energieeinsparung [N]
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung der Vorhaben zur Nutzung 
alternativer Energiequellen [N]
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung der Vorhaben zur Nutzung der 
Sonnenenergie [N]
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung der Vorhaben zur Verflüssigung 
und Vergasung fester Brennstoffe [N]
• Beratender Ausschuss für die Verwaltung der Vorhaben zur 
Erdwärmenutzung [N]
• Beratender Ausschuss für das Programm FuE im Bereich der 
nichtnuklearen Energie
Haushalt (XIX)
• Beratender Ausschuss für eigene Mittel
• Ausschuss für die zusätzlichen Maßnahmen zugunsten des Vereinigten 
Königreichs
3. Beratende Programmausschüsse (1) (BPA, 
nicht unter GD XII und/oder GFS aufgeführt)
• (…) Reaktorsicherheit [N]
• (…) Plutoniumbrennstoffe und Aktinidforschung [N]
Direkte Aktionen:
• (…) Messungen, Eichproben und Referenzmethoden (METRE) – 
Nuklearbereich [N]
• (…) Betrieb des HFR-Reaktors [Hochflussreaktor]; HFR-Reaktor
• (…) Hochtemperaturwerkstoffe [N]
• (…) Informatik [N]
• (…) Spaltstoffflusskontrolle [N]
• (…) Vorausschau und Bewertung in Wissenschaft und Technologie 
(FAST); FAST
(1) In dieser Liste wird die Formulierung „Beratende Programmausschüsse (BPA)“, die stets Teil der Bezeichnung ist, 
nicht wiederholt, sondern durch „(…)“ ersetzt.
582 Die Europäische Kommission 1973-1986 – Geschichte und Erinnerungen einer Institution
Indirekte Aktionen:
• (…) Rückführung von Plutonium in Leichtwasserreaktoren; Rückführung 
von Plutonium [N]
• (…) Energieeinsparung [N]
• (…) Geothermische Energie [N]
• (…) Systemanalyse: Ausarbeitung von Modellen [N]
• (…) Biologie – Gesundheitsschutz (Strahlenschutz); Strahlenschutz [N]
• (…) Primäre Rohstoffe [N]
• (…) Uranschürfung und Urangewinnung [N]
• (…) Stilllegung von Kernkraftwerken [N]
• (…) Rückführung von Haushalts- und Industrieabfällen (sekundäre 
Rohstoffe); Rückführung von Haushalts- und Industrieabfällen [N]
• (…) Klimatologie [N]
Direkte und indirekte Aktionen:
• (…) Sonnenenergie [N]
• (…) Produktion und Verwendung von Wasserstoff [N]
• (…) Umwelt und Ressourcen [N]
• (…) Referenzmaterialien und -methoden [N]
• (…) Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfälle 
• (…) Fusion und Plasmaphysik [N]
• Aktionsplan der Gemeinschaft im Bereich radioaktiver Abfälle
• Eurotra (maschinelle Übersetzung nach neuestem Stand)
Beratende Programmausschüsse, die zu Beratenden Verwaltungs- und 
Koordinierungsausschüssen wurden
• Industrielle Technologien
• Normen und Standards in Wissenschaft und Technik
• Biotechnologien
• Roh- und Werkstoffe
• Kernspaltungsenergie; Reaktoren und Sicherheit, Kontrolle der spaltbaren 
Stoffe
• Kernspaltungsenergie: Brennstoffzyklus/Behandlung und Lagerung 
radioaktiver Abfälle
• Nichtnukleare Energie
• Forschung in Verbindung mit Entwicklungsfragen
• Forschung auf dem Gebiet Medizin und Gesundheit
• Strahlenschutz









1. Archive der Organe der Europäischen 
Gemeinschaften
Zentrales Historisches Archiv des Europäischen Parlaments, Luxemburg
Historisches Archiv der Europäischen Kommission, Brüssel (AHCE)
Bestand EGKS: CEAB
Bestand EWG, EAG und EG: BAC
Bestand Reden
Protokolle der Sitzungen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
1973-1986
Historisches Archiv der Europäischen Union, Florenz (AHUE)
Bestand MAEF
Historisches Archiv des Rates der Europäischen Union, Brüssel
2. Archive europäischer Akteure
Bei einer Institution hinterlegte Archivbestände
Im Historischen Archiv der Europäischen Union, Florenz (AHUE), hinterlegte 
Bestände
Bestand Emanuele Gazzo: EG
Bestand Émile Noël: EN
Privatarchive
Privatarchiv von Pierre Bockstael
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Privatarchiv von Hermann da Fonseca-Wollheim
Privatarchiv von Ranieri di Carpegna
Privatarchive von Hans Carle
Privatarchiv von Georges Rencki
Privatarchiv von Louis Mordrel
Privatarchiv von Tommaso Padoa-Schioppa
3. Archive in den Mitgliedstaaten
Belgien
Archives de la Banque Nationale de Belgique, Brüssel
Luxemburg
Centre d’études et de recherches européennes Robert Schuman, Luxemburg
Niederlande
Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis, Amsterdam
European Trade Union Confederation Archives
Vereinigtes Königreich
All Souls College, Oxford
Tickell Papers
The National Archives (UKNA), Kew
Records of the Foreign and Commonwealth Office and predecessors (FCO)
Records of the Prime Minister’s Office (PREM)
4. Archiv mündlicher Zeugnisse
Im Rahmen des Histcom2-Projekts aufgezeichnete Berichte
• Gemeinsames Interview mit Giuseppe Ciavarini Azzi, Paolo Ponzano, Jean-
Claude Eeckhout und Daniela Napoli, Brüssel, 27. September 2010, geführt 
von Michel Dumoulin und Michel Mangenot.
• Antonino Abate (mit Rolf Wägenbaur), Brüssel, 28. Oktober 2011, 
interviewt von Sigfrido Ramírez-Pérez und Marc Fallon.
• Roderick Abbott, Brüssel, 2. Februar 2012, interviewt von Angel Viñas.
• Herbert Allgeier, Brüssel, 4. November 2010, interviewt von Arthe Van 
Laer.
• Michel Amory (mit Ivo Dubois), Brüssel, 4. April 2011, interviewt von 
Filippa Chatzistavrou.
• Frans Andriessen, Brüssel, 14. Oktober 2010, interviewt von Arthe Van 
Laer und Laurent Warlouzet.
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• Gilles Anouil, Paris, 5. November 2010, interviewt von Sylvain Schirmann.
• Raymond Appleyard, Brighton, 17. Oktober 2011, interviewt von Christian 
Van de Velde.
• Christopher Audland, Ackenthwaite, 8. September 2010, interviewt von 
Piers Ludlow.
• Hans Beck, Tervuren, 20. Januar 2011, interviewt von Jürgen Elvert.
• François Benda, Paris, 2. November 2010, interviewt von Katja Seidel.
• Hans Jørgen Bendixen, Kopenhagen, 5. Dezember 2011, interviewt von 
Johnny Laursen.
• Hélène Bernet und Jean-Claude Séché, Brüssel, 14. Juni 2011, interviewt 
von Michel Dumoulin, Marc Fallon und Sigfrido Ramírez-Pérez.
• Hans-Friedrich Beseler, Overijse, 27. September 2010, interviewt von 
Sigfrido Ramírez-Pérez.
• Bjarne Bladbjerg, Aarhus, 5. Mai 2011, interviewt von Johnny Laursen.
• Wim Blonk, Overijse, 8. März 2011, interviewt von Pierre-Olivier Laloux 
und Christian Van de Velde.
• Pierre Bockstael, Waterloo, 7. Juli 2010, interviewt von Michel Dumoulin.
• Annette Bosscher, Ixelles, 13. August 2010, interviewt von Pierre Tilly.
• Philippe Bourdeau, Brüssel, 1. Juni 2011, interviewt von Christian Van de 
Velde.
• Eduard Brackeniers, Brüssel, 26. April 2011, interviewt von Michel 
Mangenot.
• John Braun, London, 15. Oktober 2010, interviewt von Pierre Tilly.
• Amedeo Brusasco, Brüssel, 8. August 2011, interviewt von Christian Van 
de Velde.
• Margaret Brusasco-Mackenzie, Brüssel, 8. August 2011, interviewt von 
Christian Van de Velde.
• Günter Burghardt, Brüssel, 3. Oktober 2011, interviewt von Angel Viñas.
• Jean-Louis Cadieux, Paris, 19. November 2010, interviewt von Laurent 
Warlouzet.
• Marios Camhis, Athen, 19. Oktober 2011, interviewt von Filippa 
Chatzistavrou.
• Hans Carle, Brüssel, 10. Februar 2011, interviewt von Michel Dumoulin.
• Michel Carpentier, Bordeaux, 22. Oktober 2010, interviewt von Arthe Van 
Laer.
• Hervé Carré, Langast, 3. Juli 2011, interviewt von Éric Bussière und Ivo 
Maes.
• Giancarlo Chevallard, Brüssel, 25. November 2010, interviewt von Pierre-
Olivier Laloux und Christian Van de Velde.
• Paolo Clarotti, Brüssel, 29. Oktober 2010, interviewt von Ivo Maes.
• Fabio Colasanti, Brüssel, 25. Januar 2011, interviewt von Michel Dumoulin.
• Paul Collowald, Brüssel, 6. September 2010, interviewt von Michel 
Dumoulin und Pierre-Olivier Laloux.
• Jean-Pierre Contzen, Brüssel, 11. Juli 2011, interviewt von Arthe Van Laer.
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• Robert Cox, Brüssel, 5. März 2012, interviewt von Michel Mangenot.
• Robert Cox, Brüssel, 26. Oktober 2012, interviewt von Guia Migani.
• Almut da Fonseca-Wollheim, Hamburg, 22. September 2011, interviewt 
von Angel Viñas.
• Étienne Davignon, Brüssel, 14. September 2010, interviewt von Arthe Van 
Laer.
• Catherine Day, Brüssel, 9. September 2011, interviewt von Jürgen Elvert.
• Robert De Bauw, Brüssel, 24. Juni 2010, interviewt von Michel Dumoulin 
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AASM: Assoziierte afrikanische Staaten und Madagaskar
ABl.: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
ACEA: Verband der europäischen Automobilhersteller
AIIC: Internationaler Verband der Konferenzdolmetscher
AIPN: Autorité investie du pouvoir de nomination (Anstellungsbehörde)
AKP-Staaten: Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 
(Signatarstaaten des Abkommens von Lomé)
ANS: Abgeordnete nationale Sachverständige 
APS: Allgemeines Präferenzsystem
ARD: Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland
ASEAN: Verband Südostasiatischer Nationen
ASEM: Asien-Europa-Treffen
AStV: Ausschuss der Ständigen Vertreter
AUME: Association pour l’union monétaire de l’Europe (Vereinigung für die Europäische 
Währungsunion)
AURA: Association universitaire de recherche en administration (Akademische 
Vereinigung für Verwaltungsforschung)
AWZ: Ausschließliche Wirtschaftszone
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B
BEUC: Bureau Européen des unions de consommateurs (Europäisches Büro der 
Verbraucherverbände)
BIO: Bureau information only 
BIP: Bruttoinlandsprodukt
BPI: Bureaux de presse et d’information (Presse- und Informationsbüros)
BRITE: Basic Research in Industrial Technologies for Europe (Grundlagenforschung auf 
dem Gebiet der Industrietechnologien für Europa)
BSP: Bruttosozialprodukt
BVKA: Beratender Verwaltungs- und Koordinierungsausschuss
C
CAD: Comité d’aide au développement
Caddia: Coopération dans l’automatisation des données et de la documentation 
dans les importations/exportations et l’agriculture (Zusammenarbeit bei der 
Automatisierung der Daten und der Dokumentation der landwirtschaftlichen 
Einfuhren/Ausfuhren)
CCCC: Konzertierungsausschuss Gemeinschaft – COST
CCMC: Comité des constructeurs du marché commun (Ausschuss der 
Kraftfahrzeughersteller im Gemeinsamen Markt)
CCRN: Centre commun de recherche nucléaire (Gemeinsame Forschungsstelle im 
Bereich der Kernforschung)
Cedefop: Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung
CEGOS: Commission générale de l’organisation scientifique du travail (Allgemeine 
Kommission für die wissenschaftliche Arbeitsorganisation)
CEN: Europäisches Komitee für Normung
Cenelec: Europäisches Komitee für elektrotechnische Normung
CERD: Comité européen de la recherche et du développement (Europäischer 
Ausschuss für Forschung und Entwicklung)
CIS: consultation interservices (dienststellenübergreifende Konsultation)
CLCA: Comité de liaison des constructeurs automobiles (Verbindungsausschuss der 
Automobilhersteller)
Codest: Ausschuss für die europäische Entwicklung von Wissenschaft und Technologie
Cogeca: Allgemeiner Ausschuss der landwirtschaftlichen Genossenschaften der EU
COMAC: Ausschuss für konzertierte Aktionen
Comett: Community programme for Education and Training in Technology 
(Gemeinschaftsprogramm für technische Aus- und Fortbildung)
COPA: Ausschuss der berufsständischen landwirtschaftlichen Organisationen der EU
CORDI: Comité de la recherche et du développement industriel (Ausschuss für 
industrielle Forschung und Entwicklung)
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COST: Coopération européenne dans le domaine de la recherche scientifique et 
technique (Europäische Zusammenarbeit im Bereich der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung)
CREST: Ausschuss für wissenschaftliche und technische Forschung
D
DGB: Deutscher Gewerkschaftsbund
DOM: Département d’outre-mer (Französisches überseeisches Departement)
DOM-TOM: Französische überseeische Departements und Gebiete
DREE: Direction des relations économiques extérieures (Direktion für 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommission)
E
EAG: Europäische Atomgemeinschaft 
EAGFL: Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
ECA: UN-Wirtschaftskommission für Afrika 
ECAFE: Wirtschaftskommission für Asien und Fernost
ECLAC: Wirtschaftskommission für Lateinamerika und den karibischen Raum
ECMT: Europäische Verkehrsministerkonferenz
Ecosoc: Wirtschafts- und Sozialrat
ECU: Europäische Währungseinheit
ECWA: Wirtschaftskommission für Westasien
EEA: Einheitliche Europäische Akte
EEF: Europäischer Entwicklungsfonds
EFRE: Europäischer Fonds für regionale Entwicklung
EFTA: Europäische Freihandelszone
EFWZ: Europäischer Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit
EGB: Europäischer Gewerkschaftsbund
EGKS: Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl
EGZ: Europäische Gesellschaft für Zusammenarbeit
EIA: Entente internationale de l’acier (Internationale Stahl-Entente)
EIB: Europäische Investitionsbank
ENA: École nationale d’administration (Französische Nationale 
Verwaltungshochschule)
ENSAE: École nationale de la statistique et de l’administration économique
EPZ: Europäische Politische Zusammenarbeit
Erasmus: Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaft zur Förderung der 
Mobilität der Hochschulstudenten
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ERE: Europäische Rechnungseinheit
ERT: European Roundtable of Industrialists
ESCAP: Wirtschafts- und Sozialkommission für Asien und den Pazifik
ESF: Europäischer Sozialfonds
Esprit: European strategic programme for research and development in information 





EuGH: Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
EURAM: European research on advanced materials (Europäische Forschung zu 
fortgeschrittenen Werkstoffen)
Euratom: Europäische Atomgemeinschaft
Eureka: Agentur für die Koordinierung der europäischen Forschung
Eurodif: European Gaseous Diffusion Uranium Enrichment Consortium (Europäisches 
Urananreicherungskonsortium)
Eurofer: Europäischer Bund der Eisen- und Stahlindustrie 
Eurofound: Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen
Eurotecnet: European Technical Network (Demonstrationsprojekte im Bereich der 
Berufsbildung in neuen Informationstechnologien)
Eurydice: Bildungsinformationsnetz in Europa
F
FAO: Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
FAST: Forecasting and Assessment in the Field of Science and Technology 
(Wissenschaftliche und technische Vorausschau und Bewertung)
FEDOM: Fédération des entreprises d‘outre-mer (Zusammenschluss der überseeischen 
Unternehmen)
FFPE: Fédération de la fonction publique européenne (Bund der europäischen 
Beamten)
FIDE: Fédération internationale du droit européen (Internationaler Bund für 
Europarecht)
FORCE: Formation professionnelle continue (Förderung der beruflichen Weiterbildung) 
G
GAP: Gemeinsame Agrarpolitik
GATT: Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen
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GD: Generaldirektion
GEEF: Groupe d’études économiques et financières dans la Communauté élargie 
(Gruppe für Wirtschafts- und Finanzstudien in der erweiterten Gemeinschaft)




GIIT: Groupe interinstitutionnel pour la traduction et la terminologie 





IAO: Internationale Arbeitsorganisation (UN)
IAMLADP: Inter agency meeting on language arrangements, documentation and 
publications (UN)
IBM: International Business Machines Corporation
IBWE: Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
ICEM: Zwischenstaatliches Komitee für europäische Auswanderung
IEA: Internationale Energieagentur
IFAD: Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung
IMCO: Zwischenstaatliche Beratende Seeschifffahrt-Organisation
IMP: Integrierte Mittelmeerprogramme
Insead: Institut européen d’administration des affaires (Europäisches Institut für 
Unternehmensführung)
IRDAC: Industrial Research and Development Advisory Committee (Beratender 
Ausschuss für industrielle Forschung und Entwicklung)
ISO: Internationale Normungsorganisation 
IWF: Internationaler Währungsfonds
J
JET: Joint European Torus (Gemeinsames Unternehmen JET)
K
KIWZ: Konferenz über internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit
KMU: Kleine und mittlere Unternehmen
KSZE: Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
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L
Lingua: Programm zur Förderung der fremdsprachlichen Ausbildung in der 
Europäischen Gemeinschaft
M
MAP: Mehrjähriges Ausrichtungsprogramm 
MCM: Montants compensatoires monétaires (Währungsausgleichbeträge)




NARIC: Gemeinschaftsnetz der Nationalen Informationsstellen für die Anerkennung 
akademischer Abschlüsse
NASA: National Aeronautics and Space Administration (Nationale Luft- und 
Raumfahrtbehörde der Vereinigten Staaten)
NATO: Organisation des Nordatlantikvertrags
NAV: Nordatlantische Versammlung
NEA: Kernenergie-Agentur
NPM: New Public Management
NRO: Nichtregierungsorganisation
O
OAPEC: Organisation arabischer erdölexportierender Länder
OAS: Organisation Amerikanischer Staaten
OAU: Organisation für Afrikanische Einheit
OCAM: Gemeinsame Afrikanisch-Madagassisch-Mauritische Organisation
OCTI: Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr
OECD: Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OPEC: Organisation erdölexportierender Länder
P
PASOK: Panellínio Sosialistikó Kínima (Panhellenische Sozialistische Bewegung)
PETRA: Aktionsprogramm für die Berufsbildung Jugendlicher und zur Vorbereitung der 
Jugendlichen auf das Erwachsenen- und Erwerbsleben
PSOE: Sozialistische Arbeiterpartei Spaniens
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R
RACE: Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der fortgeschrittenen 
Kommunikationstechnologien in Europa
RE: Rechnungseinheit
REP: Regionales Entwicklungsprogramm 
RGW: Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
RIA: Regional impact assessment (regionale Folgenabschätzung)
RZZ: Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens
S
SAL: Sonderausschuss Landwirtschaft 
SCIC: Gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst
SEPC: Service de l’environnement et de la protection des consommateurs (Dienst für 
Umwelt und Verbraucherschutz)
SFIE: Syndicat des fonctionnaires des institutions européennes (Gewerkschaft der 
Beamten der europäischen Organe)
SGCI: Sécretariat général des affaires européennes (Generalsekretariat für 
europäische Angelegenheiten
SJ: Juristischer Dienst
SPD: Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Stabex: System zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse (AKP-Staaten und ÜLG)
STAR: Special telecommunications action for regional development 
(Programm zur Entwicklung bestimmter benachteiligter Gebiete innerhalb der 
Gemeinschaft durch Schaffung eines besseren Zugangs zu fortgeschrittenen 
Telekommunikationsdienstleistungen)
STML: Service de traduction à moyen et long terme (Übersetzungsdienst für mittel- 
und langfristige Aufträge)
SUD: Service de l’union douanière (Dienst der Zollunion)
Sysmin: Système d’aide aux produits miniers (spezielles Finanzierungsinstrument für 
die Bergbauerzeugnisse der AKP und der ÜLG)
T
TAC: Zulässige Gesamtfangmengen 
U
UCA: unité de compte agricole (Agrarrechnungseinheit)
UCL: Université catholique de Louvain (Katholische Universität Louvain-la-Neuve) 
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UdSSR: Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
ÜLG: Überseeische Länder und Gebiete
Unctad: Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung
UNDP: Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
UNEP: Umweltprogramm der Vereinten Nationen
Unesco: Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur
UNHCR: Amt des Flüchtlingsbeauftragten (des Hohen Flüchtlingskommissars) der 
Vereinten Nationen
UNICE: Union der Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas
Unicef: Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen
UNIDO: Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung
UNO: Organisation der Vereinten Nationen
UNRWA: Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten
US: Union syndicale
V
Valoren (Programm zur Entwicklung bestimmter benachteiligter Gebiete durch die 





WIPO: Weltorganisation für geistiges Eigentum
WSA: Wirtschafts- und Sozialausschuss
WTO: Welthandelsorganisation (Nachfolgeorganisation des GATT)
WWU: Wirtschafts- und Währungsunion
Z
ZKR: Zentralkommission für die Rheinschifffahrt
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Zwischen dem Beitritt Dänemarks, Irlands und des Vereinigten Königreichs am 1. Januar 1973 
und der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte im Februar 1986 vergingen 
13 Jahre. In diese Zeit ﬁ elen auch der Beitritt Griechenlands am 1. Januar 1981 sowie Spaniens 
und Portugals am 1. Januar 1986. O  wird sie als eine Zeit der Stagnation nach den auf dem 
Haager Gipfel von 1969 aufgekeimten Hoﬀ nungen dargestellt.
Doch dieser Band – der weitgehend auf unveröﬀ entlichten Quellen beruht – zeigt, dass trotz 
ungünstigerer Rahmenbedingungen auch die 1970er Jahre von Projekten, Visionen und Wendep-
unkten geprägt waren, die die neue Dynamik um die Einheitliche Europäische Akte und den 
Wiederaufschwung Mitte der 1980er Jahre vorbereiteten. So wurden für zahlreiche Politikfelder 
neue richtungweisende Konzepte entworfen: Binnenmarkt, Innovation, Forschung, Regionalpolitik, 
Umwelt u. v. a. m.
Der Kommission, damals noch „Kommission der Europäischen Gemeinscha en“, kam die Aufgabe 
zu, die Chancen, die sich damals boten, zu nutzen, um das Projekt der europäischen Integration 
unter Berücksichtigung der wirtscha lichen und gesellscha lichen Entwicklungen voranzutreiben 
und zu vertiefen. Zwischen 1973 und 1986 gab es vier Kollegien und 45 Kommissionsmitglieder. 
Sie selbst musste sich nach den schrittweisen Erweiterungen und Vertiefungen reformieren und 
an die Schaﬀ ung des Europäischen Rates und die erhebliche Machterweiterung des seit 1979 
direkt gewählten Europäischen Parlaments anpassen.
22 Professorinnen und Professoren sowie Forscherinnen und Forscher von 15 Universitäten 
haben bei der Abfassung dieses Bandes zusammengearbeitet, wobei die Université catholique 
de Louvain im belgischen Louvain-la-Neuve federführend war. Für ihre Forschungen hatten sie 
breiten Zugang zum Archiv der Kommission und konnten sich auf Gespräche mit zahlreichen 
„Ehemaligen“, d. h. früheren Beamten und Mitgliedern der Kommission, stützen, die die damalige 
Zeit aktiv mitgeprägt haben.
Ein ähnliches Projekt hatte bereits zur Veröﬀ entlichung einer Studie über die Anfangsjahre der 
Kommission zwischen 1958 und 1972 geführt.
Umschlagfoto:
Am 29. Mai 1986 wird die europäische Flagge während 
eines Festakts anlässlich ihrer oﬃ  ziellen Annahme durch 
die Gemeinscha sorgane erstmalig vor dem Berlaymont-
Gebäude, dem Hauptgebäude der Kommission in 
Brüssel, gehisst. Das Bild zeigt (von links nach rechts): 
Charles Rutten, Botscha er der Niederlande bei 
den Europäischen Gemeinscha en und Vertreter des 
Ratsvorsit zes, Jacques Delors, Kommissionspräsident, 
Pierre Pﬂ imlin, Präsident des Europäischen Parlaments, 
Carlo Ripa di Meana, das u. a. für institutionelle Angelegen-
heiten zuständige Kommissionsmitglied. Die Annahme der 
europäischen Flagge als Wahrzeichen der Einheit 
der Völker Europas symbolisiert die politischen und 
institutionellen Fortschritte jener Zeit.
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